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Vorwort 

Die hier zusammengefaßten Studien enthalten Ergebnis­
se unserer Untersuchungen zur Geschichte Kassels in der 
Zeit des Nationalsozialismus. An diesen im Jahre 1980 be­
gonnenen Untersuchw1gen, die zu zahlreichen Veröf­
fentlichungen gefiihrt haben, waren Studenten. Mitarbei­
ter und Kollegen beteiligt, die sich mit ihren Exlmensar­
beiten oder ähnlich gelagerten Forschungsvorhaben uns 
angeschlossen haben. Mehrere Beiträge djeses Studien­
bandes entstammen diesem Umkreis des Forschungspro­
Jekts "Kassel in der Zeit des Nationalsozialismus". 
Das Spektrum der hier zusammengefaßten Beiträge ist 
nicht auf die "klassischen" Schwerpunkte lokalgeschicht­
licher Überblicksdarstellungen zur NS-Zeit - Machter­
greifung oder Widerstand und Verfolgung- beschränkt. 
Eine Reihe von Beiträgen befaf~t sich mit der Praxis des 
Nationalsozialismus an der Macht und ihrer Umsetzung 
in verschiedenen politischen und politisch-kulturellen 
Bereichen auf kommunaler Ebene. Ohne Ansprucb auf 
eine geschlossene Systematik vermitteln diese Studien 
über Kommunal- und Wirtschaftspolitik, Presse, Schule, 
Staatstheater und Stadtarchitektur einen Eindruck von 
den Möglichkeiten, ein differenzierteres Bild von kom­
munaler Politik und Öffentlichkeit in der NS-Zeit zu ge­
wmnen. 
Der Band beginnt mit H1tlers Mctchtergreifung in Kctssel. 
Im Mittelpunkt steht das lokale Bedingungsfeld für den 
Aufstieg der NSDAP und die Erscheinungsform der 
Machtergreifung in Kassel. Bedeutsam in diesem Zusam­
menhang waren vor aJiem die Vorherrschaft konservativ­
autoritärer Traditionen im Kasseler Bürgertum und Klein ­
bürgertum und die hier sichtbar werdenden ideologischen 
Gemeinsamkeiten und Übereinstimmungen zwischen der 
bürgerlichen Rechten und der NSDAP. Der Beitug hebt 
die rur die Kasseler NSDAP beherrschende Rolle Roland 
Freislers hervor und kennzeichnet ihn als Meister der agi­
tatorischen Destabilisierung der Republik und als radika­
len Vordenker und Protagonisten des im NS-Staat reali­
sierten Ausgrenzungs- und Vernichtungswillens. Dabei 
blieben die NS-Bewegung und ihre AnHihrer gegenüber 
der Besonderheit des Ortes und seiner kommunalpoliti­
schen Probleme grundsätzlich gleichgültig. War d.ie Kritik 
an den lokalen politischen Gegnern Ausdruck allgemeiner 
denunziatorischer Klischees, so blieben die lokalpoliti­
schen Absichtserklärungen in der Regel konturenlose Pro­
jektionen der allgemeinen ideologischen Grundthemen. 
Der Aufstieg der NSDAP am Ort verdankte sich nicht -
wie auch der Beitrag über die NS-Kommunalpolitik be­
weist- einer ernsthaften Auseinandersetzung mit den spe­
zifischen Problemen der Kommune und ihrer Bürger, son­
dern der Anziehungskraft seiner ideologischen Projektio-

Mn und d~r Suggcmon unbänd1gcr Tatkraft und gr~nzen­

loser Entschlossenheit, auf deren Erzeugung das öffentli­
che Auftreten der ,.Bewegung" berechnet war. Diesem An­
sturm stand die Arbeiterbewegung als der entschiedenste 
Gegner und erklärte Todfeind der NSDAP nicht nur auf 
der Ebene äußerer Machtmittel ohnmächtig gegenüber 
ln der Auseinandersetzung mit der NS-Bewegung nah­
men SPD und KPD die herJufziehende Gefahr nur be­
dingt wahr und beschränkten sich zumeist auf cme vor­
dergründige Polemik. die der brisanten OynJmik und 
Stoßkraft des Gegner:. nicht gereLht wurde. 
Voraussetzungen und Durchsetzungsformen der N~­
Machtergreifung werden auch in weiteren Beiträgen tht:­
matisiert. Die Studie von Wilhclm Frenz über die K.isseler 
NSDAP vor 1933 befaßt sich mit der orgnnisatorischen 
Entwicklung der örtlichen Naztbewegung, vor allem aber 
mit der soziologischen Struktur ihrer Mitglied- und W:ih­
lerschaft. Nach seinen Untersuchungen, die sich ~lUf eine 
Stichprobe von ca. 3600 NSDAP-Mitgliedem - unter ih­
nen 665 vor 1933 beigetretene - stützten. war die Kasse­
ler NSDAP bis 1932 deutlicher als im Reichsdurchschnill 
eine Partei des ,.alten" Mittelstandes (Einzelhändler. 
Handwerker etc.) und der "neuen" Mittelschichten (An­
gestellte und Beamte) und 7ugleich eine soziologi~ch he­
terogene Protestbewegung sozictl und politisch Entt;iusch­
ter mit einem schließlich wachsenden. nicht unerhcbli­
lhen Anhang in von der Arbeiterbewegung nicht erfaßten 
Arbeiterschichten, wobei der Anteil an noch beschäftig­
ten oder arbeitslosen Arbeitern die Partei jedoch keines­
falls als .,Arbeiterpartei" auswies. Der gewalttge Zustrom 
an neuen Mitgliedern im Jahre 19 33 - auf jedes bishe1 ig~' 

Mitglied entfielen nunmehr zwei Neumitglieder - führte 
dazu, daß die Arbeiterschaft in der NSDAP 1933/ 34 noch 
stärker unterrepräsentiert war :~ls 1932. 
Die politische Struhur und innere Verfassung der Kasse­
ler Arbeiterbewegung vor 1933 ist Gegenstand eines eige­
nen Beitrags. Sein Interesse gilt weniger der unmittelbaren 
Vorgeschichte und der :iußeren Verlaufsform der k.ltastro­
phalen Niederlage der Arbeiterbewegung, als vielmehr 
den strukturellen Bedingungen jener teilweisen Selbst­
neutralisierung der Arbeiterbewegung im Kampf gegen 
die NSDAP. Der Blick auf die historischen Wurzeln, Er­
scheinungsformen und soziologischen Merkmale der läh­
menden Spaltung der Arbeiterbewegung vor allem in em 
sozialdemokratisches und ein kommunistisches Lager 
läßt erkennen, daß die politislhen Wahmehmungshon­
zonte und Praxiskonzepte der einander befehdenden gro­
ßen Arbeiterparteien eher auf die Vorherrschaft io der Ar­
beiterbewegung als auf einen - notfalls gemeinsamen -
Entscheidungskampf mit der zur Macht drängenden NS-
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Bewegung Jusgt:nchtet waren. Das Verharren li1 der Kon­
frontation, das -wie gerade die lokale Geschichte zeigt­
keinesfalls Jllein ein Problem der Parteiführung war, ver­
strickte SPD wie KPD in einen Zwei-Fronten-Kampf, der 
trotz aller Einsicht in die Gefahr des Faschismus in der 
Praxis zu c:iner Unterschätzung der NS-Bewegung fUhrte 
und dem KJmpf gegen sie Energie und Schwungkraft ent­
zog. 
Mit welchen Mittebt der Arbeiterbewegung in ihren 
I Iochburgen das Rückgrat gebrochen wurde, vergegen­
wärtigt der Beitrag Herbert Pinnos über die Vorgänge in 
der Arbeitergemeinde Ochshausen im März 1933. Der 
nächtliche Terrorüberfall durch SA, SS und Polizei, die 
Verh.tftung und Mißhandlung einer größeren Zahl von 
Angehörigen der SPD, dell Reichsbanners und der KPD 
und thre umgehende Aburteilung 1m ersten Verfahren des 
neu emgerichteten Kasseler Sondergerichts, von dem dje 
Opfer m skrupelloser Verkehrung der Tatsachen zu Ta­
tem gestempelt wurden, standen beispielhaft für die terro­
ristische Überrumpelung und Niederwetfung der Arbei­
terbewegung durch Puteiformationcn und st.lJtliche Ver­
fo lgungsinstan 7en. 
Der BettrJg von Lothar Döhn über ,.Presse und National­
.soziallsmus in K.1ssel" macht deutlich, daß der Terror ge­
gen die Arbeiterbewegung, gegen Demokraten und jüdi­
sche Bürger in den entscheidenden Monaten der Et..tblie­
rung Jer Diktatur von derbürgerlichen Kasseler Presse oh­
ne Kritik hmgenommen und mehr oder weniger offen 
gutgeheißen wurde. Besonders die konservativ-nationali­
stische "Kasseler Post" hatte gegen die Arbeiterparteien 
und die demokratisthe Linke in den Jahren der Republik 
einen erbitterten publizistischen Kampf geführt, der sie 
den Machtantritt des Hitler-K..tbinetts und die "Ausschal­
tung" von .,Bohchewismus" und "Marxismus" durch die 
Kräfte der "natiOnalen Revolution" vollauf bejahen ließ. 
Trotz ihrer ideologischen Nähe zur NSDAP, die sich in 
der Zustimmung zur Zerstörung aller rechtsstaatliehen Si­
cherungen und zur Vernichtung der "anti-nationalen" 
Opposition niederschlug, wurde schließlich auch dje Exi­
Henzgrundlage der bürgerlich-nationalen Presse sthritt­
weise beseitigt, wie Döhns Beitrag am Beispiel vor allem 
der "KJsseler Post" aufzeigt. 
Neben den ideologischen Positionen der zunächst noch 
vielgestaltigen Kasseler bürgerlichen Tagespresse in der 
Phase der Machtergreifung und dem Prozeß ihrer ökono­
mischen lntegr.1tion in das NS-Pressewesen setzt sich der 
Beitrag genauer mit der regionalen konfessionellen Presse 
auseinander. Oie Untersuchung der publizistischen Posi­
tionen des Kasseler "Son ntagsbriefs", der zeitweilig als Or­
gan der Bekennenden Kirche fungierte. und des ungleich 
Jotlagenstärkeren "Kasseler Sonntagsblattes", das sich als 
einflußreiches Sprachrohr der in der evangelischen bür-
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gerliehen und bäuerlichen Bevölkerung Nordhessens und 
Mitteldeutschlands vorherrschenden nattonal-konserva­
tiven Grundströmung sehr weitgehend hinter die Ziele 
und Maßnahmen des neuen Regimes stellte und diese aus 
der Sicht eines parteilichen .,Feierabendchristentums" re· 
ligiös uberhöhte, verweist auf die eher bescheidende Rolle 
von begrenzter Opposition und verhaltener Distanzie­
rung in der Einstellung der evangelischen Mittelschichten 
zum Regime. 
Qje Analyse der Politik und Gesellschaft umprägenden 
Herrschaftspraxis des Regimes wird in einer Reihe von 
Beiträgen fortgeführt, die sich mit Bereichen und Aspek­
ten der Kommunal-, Bildungs- m1d Kulturpolitik befas­
sen. 
Die knappe Skizze zur NS-Kommun.tlpolitik vergegen­
wärtigt die dramatischen Folgen der Wirtschaftskrise für 
die städtischen Finanzen und den schrittweisen Abbau der 
kommunalen Selbstverwaltung schon vor dem Machtan­
tritt der Nazis. Für diese war die Kommunalpolitik nur ein 
Nebenschauplatz ihrer Agitation. Die Kasseler NSDAP­
Fraktion nutzte die Tribüne des Rathauses zur Diskredi­
tierung ihrer politischen Gegner und der Reste kommu­
naler Demokratie; die Probleme einer pragmatisch-kon­
struktiven Kommunalpolitik interessierten sie nicht. Im 
Prozeß der Machtergreifung und -konsolidierung, in de­
ren Verlauf sich - der NS-Propaganda zum Hohn - eine 
Postenjägerei und Günstlingswirtschaft bisher nicht ge­
kannten Ausmaßes entfaltete, wurden d te Grundlagen 
kommunaler Selbstverwaltung vernichtet. Wie der Bei­
trag verdeutlicht, blieb die Kommunalpolülk H.ir die 
neuen Machthaber ein Feld von untergeordneter Bedeu­
tung. Als gewichtige Einschnitte in die Stadtentwicklung 
akzentuiert der Beitrag die 1934 anlaufende "Sanierung" 
der Altstadt und die Eingemeindung des Jahres 1936. 
Diese Schwerpunktbereiche der Kasseler NS-Kommunal­
politik werden in der Studie von Mare Poulain und Hans­
martin Ungericht über "Stadtplanung in der Gauhaupt­
stadt Kassel" unter anderem Blick-winkel genauer unter­
sucht. Die Autoren verweisen darauf, daß die als große 
städtebauliche und soziale Tat gepriesene Altstadtsanie­
rung vor allem zu Lasten ktnderreicher Arbeiterfamilien 
und alleinstehender älterer Menschen ging und daß- rea­
lisiert man den politischen Kontext - 111 der .,roten Alt­
stadt'' "der politische Widerstand auch städtebaulich ge­
brocben" wurde. Deutlicher noch werden externe politi­
sche Motive bei den 1936 vollzogenen Eingemeindungen 
einer Reihe von Landkreis-Gemeinden. Nicht die vom 
Kasseler BauJmt vorgeschobenen städtebaulichen und 
siedlungspolitischen Gründe waren maßgebend, sondern 
die aus der hektischen Aufrüstung und Kriegsvorberei­
tung abgeleiteten Erfordernisse, ging es doch um die An­
siedlung zugezogener Werksangehöriger der schnell 



wachsenden Kasseler Rüstungsbetriebe, um die Errich­
tung von Kasernen, Truppenübungs- und Landeplätzen 
sowie um die Koordination eines effektjven Luft- und 
Feuerschutzes. Oie im Beitrag abschließend skizzierte Pla­
nung für den Ausbau der "Gauhauptst:~clt'' Kassel veran­
schaulicht die These der Autoren, daß die nationalsoziali­
stische Stadtplanung in Kassel in ihren Inhalten und Zie­
len nicht aufdie Fortentwicklung des historisch gewachse­
nen Stadtraums abgestellt war, sondern auf die zentrali­
stisch verfugten Vorgaben, die Kassel als Rüstungszen­
trum, .,Stadt der Reichsknegertage" und Gauhauptstadt 
zu erfüllen hatte. 
Aspekte der nationalsozialistischen Bildungs- und Kultur­
politik werden in den Beiträgen von Wolfgang Matthäus 
und Hans-Jörg Grell exemplarisch untersucht. 
Die Fallstudie von M:ttthäus über die Kasseler Malwida­
von-Meysenbug-Schule, das in der Emanzipationsper­
spektive der bürgerlichen Frauenbewegung gegründete er­
ste Mädchen-Gymnasium der Region, hat zum einen die 
diJgemeinen Folgen des nationalsoztalJStischen Zugrifls 
auf die Schulen für den Schulalltag und das Schülerleben 
im Blick, zum anderen die spezifische praktische Umset­
zung der NS-Ideologie von der Rolle der Frau in einem 
Mädchengymnasium. Auf der Basis von Schulakten, 
Lehrplänen, Klassenarbeiten und vor allem von Berichten 
ehemaliger Schülerinnen werden die Veränderungen des 
Schulalltags und die neuen Formen der NS-Erziehung an­
schaulich dargestellt. PoliLische Schulfeiern, der gemein­
schaftliche Rundfunkempfang von Reden der NS-Promi­
nenz, die Beteiligung an öffentlichen Aufmärschen, 
Feiern, den vielfaltigen Sammlungen unJ schließlich an 
den als "nationalpolitische Lehrgänge" gestalteten Lager­
aufenthalten fl.ir Schülerinnen vermittelten ungeachtet al­
len Leerlaufs der Rituale prägende Erfahrungen, deren 
Wirkungsweise und emouonale Aura Distanz und indivi­
duelle Eigenständigkeit erschwerten. Besonders schnell 
und radikal veränderte sich der Schulalltag für die jüdi­
schen Schülerinnen, deren Ausgrenzung von Anfang an 
mit erschreckender Bereitwilligkeit vollzogen wurde. Ob­
wohl die grundlegende Revision der Lehrpläne und die 
Einfl.ihrung neuer Schulbücher Jahre in Anspruch nahm, 
kam es aufgrund gezielter Anweisungen und eines Klimas 
wachsender Kontrolle zu einer raschen Durchdringung 
des gesamten Unterrichts mit nationalsozialistischem Ge­
dankengut. Daß der mit der Namenspatronin verbundene 
emanzipatorische Anspruch der Schule besonders ent­
schieden revtdiert wurde, überrascht nicht. Interessanter 
erscheint die Tatsache, daß die 1940 durchgesetzte Um be­
nennung der Schule nach 1945 offenkundig mcht mehr 
als Identitätsverlust wahrgenommen wurde - die Schule 
entschied sich fiir die Beibehaltung des neuen Namens. 
Die Studie von Hans-Jörg Grell beleuchtet die Geschtchtc 

des Preußischen Staatstheaters in Kassel in den Jahren der 
NS-Diktatur. Der Blick auf die schnellen personellen Ver­
änderungen an der Spitze des Theaters, die fristlosen Ent­
lassungen aus "rassischen" und politischen Gründen und 
die st.utliche Absicherung des org;:~nisatorischen und fi ­
nanziellen Status des Kasseler Theaters macht deutliLh, 
mit welcher Energie Jie Nationalsozialisten die "Gleich­
schaltung" und Transformation auch der künstlerischen 
und kulturellen Institutionen betrieben. W JS Jls "Säube­
rung und Reiniguug" von ,.entaneter Thectterkunst" und 
Aufbruch r.u einem "wahrhaften Volksthearer" propagiert 
und gefeiert wurde, entpuppte sich in den ersten Spielplä­
nen unter NS-Regie als eine Mixtur au~ platten faschisti­
schen Tendenzstücken, einer großen Zahl von Klassiker­
Aufführungen sowie einer Vielzahl von Schwänken untl 
Komödien. Ztu Propagierung dieses Konzepts eines teils 
unmittelbar politisch instrumentalisierten, tcds zur rei­
nen Unterhaltung tendierenden Theaters wurden riesige 
öffentliche Werbeveranstaltungen inszeniert, um ein 
breites Publikum R.ir ein Abonnement und den Eintritt iu 
die .,Deutsche Bühne", eine Unterorganisauon de~ 

"Kampfhundes für deutsche Kultur''. zu gew111m:n. Ob­
wohl die relativ liberale Spielplaopolllik ab Mitte der 30er 
Jahre mehr als in anderen deutschen Theatern gewtssc 
künstlerische Freiräume bewahrte und die Grundhaltung 
des Kasseler ll.wses nichts als genuin nationalsozialistisch 
erschien, blieb das Kasseler Theater - so die These von 
Grell- in der Tradition des bürgeri!Lhcn Bildungstheatcr<> 
der Dialektik von Innerheb kett und Abhängigkeit verhaf­
tet, indem es der ihm zugedachten Aufgabe, Herrschaft 
und Herrschende zu repräsentieren und damit die Verbre 
chen des Unrechtsstaates zu verschleiern, durchaus 
diente. 
Die folgenden, z. T. sehr umfangreichen Beiträge des Ban 
des befassen sich überwiegend mit Themen aus dem Be­
reich Verfolgung und Widerstand, wobei zwei Bevölke­
rungsgruppen xm Mittelpunkt !)tehen: d1e jüdische Bevöl­
kerung und die Arbeiterschaft. 
Der Beitrag von Wolfgang Prinz über Judenverfolgung in 
Kassel stellt die Entwicklung und Struktur der Kasseler jü­
dischen Gemeinde vor 1933 und die Phasen der Diskrimi­
nierung. Verfolgung und Vernichtung in der NS-Zeit Jar. 
Der erste, bis 1933 reichende Teil der Untersuchung berei­
tet u. a. Daten zur Bevölkerungsentwicklung, Beruf~struk­
tur und Wohnverteilung der JÜdJst.hen Bevölkerung in 
K~sel auf und mterpretiert sie vor dem Hintergrund der 
Entwicklung im Regierungsbezirk Kassel und im Reich . 
Ein Überblick über die wichtigsten Einrichtungen der jü­
dischen Gemeinde, insbesondere das Schulwesen, sowie 
über das bre1te Spektrum von religiösen, karitativen, hu­
manitären, kulturellen, geseLligen und politischen Orga­
nisJtionen und Vereinigungen vermittelt einen Eindruck 

5 



von der Bmnenstruktur der judischen Gernetode und dem 
gesellschaftlichen Beziehungsnetz der jüdischen Bevölke­
rung in Kassel. Hinsichtlich des Standes der Integration 
der jüdischen Bevölkerungsgruppe am Vorabend der NS­
M;lchtergreifung betont der Beitrag die Integrationsbe­
reitschaft der Mehrheit der K.tsseler Juden, die bereits seit 
mehreren Generationen am Ort ansässig war, sowie die 
Rand~tellung der seit Beginn des Ersten Weltkriegs einge­
WJnderten ausl:indischenJuden, die in erster Linie Objekt 
des aggressiven Antisemitismus WJren. Dieser besaß in 
Kurhessen eme Lwge, von außergewöhnlichen polita­
~chen Erfolgen begJettete Traditton, an die die NSDAP 
anknüpfen konnte. 
Der llaupttetl der Untersuchung folgt den wesentlichen 
PhJsen der Verfolgung der Juden durch den NS-Staat. ltt 
den ersten Jahren der Diktatur bis 19 35 waren die Kasseler 
Juden tn zweifacher, unterschiedlich wirks<lmer Weise 
\On Diskriminierung und Verfolgung betroffen: einer­
~eits durch stJatlich verfügte und von der Privatwirtschaft 
übernommene Berufsverbote, Ausgren;cung aus den Bil­
dungseinrichtungen und Au~oschluß aus Vereinen und 
Verbänden, andererseits durch Terroraktionen und Über­
griffe der NS-Organisationen und einzelner ihrer Anhän­
!;Cr. Die nordhessische NSDAP profilierte sich dabei 
durch eine besonders aggressive und rücksichtslose Juden­
verfolgung, die weil über die Jls halbherzig wahrgenom­
menen OtsknminH.:rungsverfügungen des Staates hinaus­
gmg und auf dte Schaffung vollendeter Tatsachen zielt~. 
Diese Strategie der regionalen NSDAP konnte den Um­
stand nutzen, d.1ß es in vielen Orten der Region einen grö­
ßeren Anteal jüdtslher Bevolkerung gab und antisemiti­
sche Mobilisierungskamp.tgnen auf breitere Unterstüt­
.,ung rcch11cn konnten 
Die Auswirkungen der Rassegesetzgebung und der mit ihr 
verbundenen zivil- und strafrechtlichen und administrat i­
ven Folgemaßnahmen auf das Leben derJudenbilden deu 
Schwerpunkt der Darstellung der Verfolgungspraxis in 
den Jahren bis 1938. Tn diesem letzten Vorkriegsjahr eska­
lierte der alltägliche Terror gegen die jüdische Bevölke­
rung und führte noch im Sommer 1938 zu ersten Massen­
verhaftungen von Juden. bevor er schließlich in den Po­
gromen des November und den folgenden Massendepor­
tationen in die Konzentrationslager einen ersten schreck­
lichen Höhepunkt erreichte. Die organisierten Aus­
schreitungen begannen dabeJ, wie Prinz nachweist, in 
Kassel schon zwei Tage vor der berüchtigten .,Reichskri­
stallnacht" des 9 November und wurden in zahlreichen 
nordhessischen Orten am 8. November fortgesetzt. Der 
Gau Kurhessen der NSDAP war in dieser schändlichen 
Aktion, an der auch Kasseler Gestapobeamte und 55-An­
gehörige beteiligt waren, vorangegangen. Die Zerstörung 
von Eigentum. die Vernichtung wirtschaftlicher Ex1sten-
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zen und dte VerschJeppungen im Gefolge der Pogrome 
bildeten den Höhepunkt der nJtionalsozialistischen Ver­
treibungspolitik; sie zielte darauf, die jüdische Bevölke­
rung in die Emigration zu zwingen. Dies blteb das vorran­
gige Ziel der NS-Politik in den J ahren bis 1941, in deren 
Verlauf die jüdische Bevölkerung durch eine Unzahl von 
administrativen und polizeilichen Maßnahmen vollends 
aus der Gesellschaft ausgegrenzt und auf den Status einer 
allseitig bürokratisch erfJßten und umstellten, rechtlosen 
und in ihrer wirtschaftüchen Existenz vernichteten Parill­
schilht herabgedrückt wurde, dae - in ghettoähnlichen 
Qyartieren zusammengepreßt - der Willkür des SS-Staa­
tes vollständig ausgeliefert war. Organisation und Durch­
führung der drei großen Deportationstransporte, die Kas­
sel mit den Zielen Riga, Majdanek und Theresienstadt ver­
ließen, werden von Prinz akribisch rekonstruiert, wobei 
deutlich wird, wie groß die Zah l der beteiligten Instanzen 
war und wie widerstandslos sie funktionierten. Abschlie­
ßend vergegenwärtigt der Beitrag Schicksale der Opfer 
von Deportation und Vernichtungslagern und der kleinen 
Minderheit derjenigen, die der rassepolitischen Schema­
tik zufolge von der Deportation verschont blieben. 
Horst Kottkes Studie über die Verdrängung der Juden aus 
der Kasseler Wirtschaft im Jahre 1938 untersucht ergän­
zend einen besonders wichtigen Teilaspekt der jüdischen 
Verfolgungsgeschichte. Der Beitrag gibt Auskunft darü­
ber, wie stcb der Prozeß der von den Naz.is so genannten 
Arisierung- d. h. des erzwungenen Verkaufs jüdischer Fir­
men, Aktien, Warenlager und Immobilien - in Kassel 
vollzog. Die Darstellung konzentriert sieb auf die Firmen­
geschichte und den Zwangsverkauf von sieben jüdischen 
Unternehmen, darunter die führenden Finnen der bedeu­
tenden Kasseler 5chwergewebeindustrie. Die firmenge­
schichtlichen Fallstudien zur "Arisierung" jüdischen In­
dustrie- und Bankbesitzes in Kassel verweisen auf einen 
kumulierenden Prozeß politischen und wirtschaftlichen 
Drucks, dem die jüdischen Unternehmer seit 1933 ausge­
setzt waren. Er reichte von vereinzelten Boykottmaßnah­
men und dem Ausschluß von der Auftragsvergabe seitens 
der öffentlichen Hände bis hin zur konkreten, persönlich 
gezielten Bedrohung. Nur m zwei der dargestellten Fälle 
kam es schon relativ frühzeitig (Ende 1935) zum Verkauf, 
wobei im direkten Kontakt zum Käufer z. T. noch akzep­
table Konditionen vereinbart werden konnten. Die "Ari­
sierung" der Kasseler Schwertextilbetriebe Anfang 1938 
stand unter völlig veränderten Vorzeichen. Federfuhrend 
waren die Kasseler Industrie- und Handelskammer und 
der Gauwirtschaftsberater, die auf die Auswahl der Käufer 
und die Höhe des Kaufpreises entscheidend Eintluß nah­
men. Unter ihrem Druck gingen die jüdischen Textilun­
ternehmen, die in der Aufrüstungskonjunktur erhebliche 
Gewinnsteigerungen erwarten ließen, 10 den Besitz der 



fUhrenden Kas~der lnc.luHncllenfamilie Henschel über. 
Der Kaufpreis lag zumeist erheblich unter dem wirklichen 
Marktwert der Unternehmen, wie die Entschädigungsver­
handlungen nach 194 5 eindeutig ergaben. 
Die folgenden Beiträge des Bandes über die NS-Wirt­
sci1Jfts- und Sozialpolitik und die Lage der arbeitenden 
Bevölkerung, über die politische Struktur der Kasseler Ar­
beiterbewegung vor 1933 als Ausgangsbedingung des Ar­
beiterwiderstandes, über den Widerstand aus der Arbeiter­
schaft und seine Verfolgung sowie über die Lage der aus­
ländischen Zwangsarbeiter stehen in einem engeren the­
matischen Zusammenhang. 
Ausgehend von einer knappen Skizze der wirtschaftlichen 
Entwicklung in K.lSSel seit Mitte der 20er Jahre und der 
Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise auf die K.1sseler 
Wirtschaft, die Kommunalpolitik und vor allem auf die 
Lage der arbeitenden Bevölkerung behandelt der Beitrag 
von Wilhelm Frenz für den Zeitraum bis 1939 ausgewähl­
te wjrtschafts- und sozialpolitische Aktionsbereiche, Or­
ganisationen und Maßnahmen des Nationalsozialismus. 
Für den Bereich der Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und 
Wirtschaftskrise verweist der Beitrag auf d1e eher begrenz­
ten, aus ökonomischer Sicht z. T. kontraproduktiven Ef­
fekte der großen Propagandakampagnen zur Aufnahme 
der "nationalen Arbeitsschlacht" und zum "Kampf gegen 
das Doppelverdienertum". Auch die Diskriminierung der 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt und ihre versuchte Abdrän­
gung in den Haushalt erwies sich - abgesehen von den 
Folgen ftir die Betroffenen - als ökonomisch kaum be­
deutsam. Entscheidend für den 1935/ 36 deutlicher wer­
denden Rückgang der Arbeitslosigkeit waren schließlich 
Jer sofort 1933 einsetzende Ausbau der Rüstungsmdu­
strie, die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht und 
der Arbeitsdienstpflicht some die öffentlichen Baupro­
gramme zur Schaffung einer militärischen Infrastruktur m 
der Region. Der zügige Aufbau der Panzer-, Flugzeug- und 
Flugmotorenindustrie, der schon vor 1939 Tausende von 
Arbeitern aus Kassel und der Region in die Werke von 
Henschel, Fieseier und Wegmann zog, ließ Kassel im 
Zweiten Weltkrieg zu einem der großen Rustungszentren 
im Reich werden. 
Der mit Aufrüstung und Kriegsvorbereitung verbundene 
wirtschaftliche Aufschwung ging angesichts der von den 
Nazis verfugten Niedriglohnpolitik bei gleichzeitiger In­
flation, Verteuerung der Lebenshaltungskosten und fort­
bestehender Wohnungsnot vollauf zu Lasten der arbei­
tenden Bevölkerung- insbesondere der öffentlichen Für­
sorgearbeiter, der besonders niedrig entlehnten Arbeit­
nehmer der unteren Einkommensgruppen sowie derjeni­
gen Arbeiter und Angestellten, die in rüstungsfernen 
Branchen arbeiteten. Nicht unerheblich geschmälert wur­
den die Einkommen ;-dler abhängig Beschäftigten durch 

die permanent und unter großem polittsdH.'rt Drut.k 
durchgeführten Sammlungen vor Jllem tlir dJs Wtnter­
hilfswerk, dt:ren Ertrag dazu dienre, staJdiche Fürsorgelei­
stungen auf die Masse der Arbeitnehmer abzuwälzen. An­
gestchts der Entrechtung und materiellen Belastung der 
threr Orgnn isalionen beraubten Arbeitw;chaft kam jenen 
sozialpolitischen Organisationen und Aktlvitäten erhöh­
te Bedeutung zu, die auf die Integration oder zumindest 
.,Bef1 iedung" der Arbeiterschaft abzielten. W .u die umfas­
sende Dachorganisation dc:r .,Deutschen Arbeitsfront" für 
die meisten Arbeiter allzu offenkundig ein zugunstc:n der 
Unternehmer tungierendes Herrschaftsinstrument de~ 
NS-Staates m den Betrieben. ~o sollten nach dem W11lcn 
der Machthaber die Angebote der Freizeitorganisation 
"Kraft durch Freude" die verbreitele Abwehri1Jitung der 
Arbeiter uberwtndcn. Die von der Propaganda herausge­
stellten billigen Urlaubsreisen konnten allerdings häuf!~ 
gerade von den Kasseler Arbeitern mit germgern Ein kam· 
mcn kaum wahrgenommen werden. Dennoch erwiesen 
sich die KdF-Aktivitäten, die auch Unterhaltungs- und 
Bildungsangebote einschlos~en. .tls propag.mdistischer 
Erfolg, wurden sie dm.h von vielen l\rbettern mit Zustim­
mung aufgenommen. 
Die historischen Ausgangsbedingungen und dte Praxts de) 
Arbeiterwiderstands sowie die Re.1ktionen der K.lSSeler Ar 
beiterschaft aufd.ls NS-Regime stelll'n im Mittelpunkt der 
beiden folgenden Beiträge_ 
Der Studie über die: Kasseler Arbeiterbewegung vor 19 3] 

geht es vor .lllem darum, die Jus der historischen EntWit.k­
lung und der politischen Struktur der Kasseler Arbeiter 
bewegungfolgenden Ausgangsbedingungen des Arbeiter­
widerstandes zu vergegenwärtigen. Kennzetthnend für 
die Ausrichtung Jer Ka.sseler Arbeiterbewegung war die 
eindeutige Vorherrschaft einer gemäßigt reformisti~chen 
Sozialdemokratie, die schon lange Jahre vor dem Ersten 
Weltkrieg bei den Reichsragswahlen in Stadt und Land­
kreis Kassel die Mehrheit der Stimmen auf sich vereinigte 
und nach 1918 zur unbestntten führenden politischen 
Kraft wurde. Während de) Kneges lctnge Zeit deutlich "nJ­
tional" orientiert, über ihren Bezirksvorsitzenden eher 
dem rechten Flügel der Partei verbunden und ohne be­
mt!rkenswerte Linksopposttton, war die nordhessische 
SPD von der Parteispaltung 1917 kaum betroffen. Der ra­
dikalpazifistische und revolutionäre Flügel der Arbeiterbe­
wegung blieb in Kassel und Nordhessen auch in der Phase 
der Revolution schwach und stellte ftir die eindeutig do­
minierende Mehrheitssozialdemokratie keine ernsthafte 
Herausforderung dar. Das politische Bewußtsein der Kas­
seler Sozialdemokraten war in den Jahren der Weimarer 
Republik ungeat.htet aller politischen Rückschläge be­
stimmt vom Stolz auf den erreichten politisch-sozialen 
Statu~. die in der nordhessist.hcn SPO-Hochburg außerge-
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wöhnlKh große Zahl der errungenen politischen Mandate 
und öffentlichen Ämter, auf die stark angewachsene und 
gut verwaltete Organisation und die Solidität der eige­
nen politischen Arbeit. Eingeschworen auf die Tradition 
stetiger, korrekter und hierarchisch geregelter Organisa­
tions- und Parlamentsarbeit, stand das sozialdemokrati­
sche L1ger dem neuen Arbeiterradikalismus der krisenge­
schüttelten Endphase der Republik einerseits, der gef'ahr­
lichen Dyn.tmik der zur Macht drängenden NS-Bewegung 
andererseits weithin verst:indnislos gegenüber. Auf orga­
nisierten Widerstand unter den Bedingungen einer natio­
nalsozialistischen Diktatur war die überwiegende Mehr­
heit der Mitglieder ebensowenig eingestellt wie die Füh­
rungsgruppe der Partei. 
Oie Kasseler KPO und das ihr verbundene Netz von Ar­
beaerorganisationen blieben in ihrem politischen Ge­
wtcbt bis zum Ende der Republik deutlich hinter der So­
.lialdemokrJ.tie zurück. In der Hierarchie der KPO-Bezirke 
nahm der Bezirk 22 nahezu durchgehend die Position ei­
ues Schlußlü.hts ein. D ennoch stieg auch die Kasseler 
KPD in den Jahren der groHen Knse zu einer mitglieder· 
st:ll'ken Arbeiterpartei auf, die versuchte, der Organisa· 
tionswelt des sozialdemokratischen LJgers etwas ver­
gleichbares entgegenzusetzen. Die scharfe Abgrenzungs· 
politik gegenüber der SPO, wie sie in der "Soztalfaschis­
mus''-Polemik und der auf Abwerbung von Mitgliedern 
ausgerichteten Politik der ,.Einheitsfront von unten" ih­
ren gegen den ähnlich aggressiv vorgetragenen Führungs­
anspruch der SPD gewandten Ausdruck fand, stützte sich 
in der Kasseler KPO zweifelsohne auf die Mehrheit der 
Mitglieder. Ihr Radikalismus entsprach vor allem dem Er· 
fahrungshorizont jener zumeist arbeitslosen jüngeren Ar­
beiter im Alter bis zu dretßigJahren, d1e - zu einem Anteil 
erst kur~fristig m der Partei organisiert- mehr als die Hälfte 
der Mitglieder in der Kasseler KPD stellten. So entsprach 
der scharfen poiJtJschen Spaltung zwischen den beiden 
Arbeiterpartelen in gewissem Umfang eine Differenz der 
Generationen und der sozialökonomischen Lebenslagen 
in der organisierten Arbeiterschaft. 
Die Skizze zur Geschichte der Kasseler Arbeiterbewegung 
vor 1933 legt nahe, daß die tiefgehenden Spaltungen und 
Konfrontationen zwischen den politischen Lagern der Ar­
beiterbewegung ebenso wie die innere Verfassung beson­
ders des soztaldemokrarischen Lagers einer breiten Mobi­
lisierung der organisierten Arbeiterschaft im Kampf gegen 
die NS-Diktatur von vornherein engere Grenzen setzten. 
Oie Studie über den Kasseler ArbeiteiWidersrand in den 
Jahren der NS-Herrschafr knüpft an diese Befunde an. Sie 
geht vor allem der Frage nach, in welchem Verhältnis or­
ganisierter Widerstand der illegalen Arbeiterbewegung, 
die defensive Selbstbehauptung von Gegnern in kleinen 
Gesmnungsgemeinschaften und oppositionelle Tenden-
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zen in der Arbeiterschaft standen. Orientierungspunkt 
der Darstellung ist dabei ein Begriff des Widerstandes, der 
die typologisch unterscheidbaren und historisch gewich­
tigen Formen nonkonformer Handlungen, von Verweige­
rung, Dissens und Protest aufnimmt, zugleich aber an der 
Ausnahmestellung des Widerstandes im engeren Sinn -
d. h. der aktiven, grundsätzlichen Gegnerschaft zum Re­
g1me - festhält. Entscheidende Bedeutung für das Be­
wußtsem der organisierten Arbeiterschaft und die Aus­
sichten kollektiven Widerstandes mißt die Darstellung 
dem massiven und koordinierten Terror von SA, SS, Poli­
zei und Justiz gegen Angehönge der Arbeiterbewegung in 
den ersten Monaten der Diktatur zu, der die rasche Zer­
schlagung der Arbeiterorganisationen begleitete. Die Er­
fahrung von Ohnmacht und Wehrlosigkeit gegenüberter­
roristischem Zugriff, systematischer Verfolgung und öf­
fentlicher Demütigung löste in der Arbeiterschaft einen 
Schock aus, der lange nachwirkte, den Handlungsspiel­
raum der langsam entstehenden illegalen Organisationen 
von vomherein scharfbegrenzte und eine engere Verbin­
dung und Austauschbeziehung zwischen organiSiertem 
Widerstand und maßgeblichen Teilen der Arbeiterschaft 
gar nicht erst entstehen ließ. 
ln der Kasseler Sozialdemokratie erwiesen sich die verein­
zelten Vorbereitungen von Reichsbannergruppen auf ei· 
ne gewaltsame Auseinande('setzung mit der Nazibewe­
gung als illusorisch. Als der Terror voll auf das sozialde­
mokratische Lager übergriff und seine Organisationen zu­
sammenbrachen, blieben Mitglieder und Angehörige ob· 
ne Perspektiven flir eil-te aktive Gegnerschaft gegen die 
Diktatur. Der Gedanke, die Partei im Untergrund neu auf­
zubauen und fortzufuhren, war den meisten gesinnungs­
treuen Sozialdemokraten fremd. Das einzige Beisp1el für 
die illegale Weiterarbeit einer geschlossenen Gruppe von 
Sozialdemokraten bezieht sich auf eine Nachbarschafts­
gruppe m einer Kasseler A.rbeiterstedlung, die völlig eigen­
ständig und ohne Kontak-t zu anderen Gruppierungen des 
organisierten Widerstandes sporadisch Flugblätter her­
stellte und verteilte. Verbindungen zu überregionalen 
sozialistischen Widerstandsorganisationen lassen sich be­
sonders ftir eine Gruppe mjlitanter Reichsbanner-Ange­
höriger nachweisen, die festere Kontakte zum "Roten 
Stoßtrupp" in Berlin hatte. Die maßgebliche Form, in der 
sich Gegnerschaft und Distanz gegenüber dem Regime 
unter Kasseler Sozialdemokraten äußerten, bildete jedoch 
die Bewahrung des Zusammenhalts in kleineo Gemein­
schaften von zuverlässigen Gleichgesinnten. Man traf 
sich in den von Sozialdemokraten betriebenen Ladenge­
schäften, zu Stammtischen und Spielrunden in Gaststät­
ten und Wohnungen, zum gemeinsamen Abhören aus­
ländischer Sender oder zu sonntäglichen Wanderungen. 
Diese informellen Zirkel sozialdemokratischer Solidarge-



mcimchaften dienten dem Austauscb poliuschet lnfor­
rnationen, der Organi~atlon wechselseitiger Unterstüt­
zung und der Bewahrung der politischen Identität. 
Im Gegensatz zur SPD war es das feste Ziel der KPD, die 
Parteiorganisation möglichst geschlossen in c.lic Tl Iegalität 
zu überfUhren, um Mitglieder, Anhänger und schließheb 
relevante Teile der Arbeiterschaft zum offensiven Wider­
stand und zum baldigen Sturz der Diktatur zu mobilisie­
ren. Obwohl diese Hoffnungen und Erwartungen sich 
sehr schnell als nur begrenzt realisierbar oder völlig illusiO­
när erwiesen, waren mehrere hunderl Kasseler Kommuni­
sten ungeachtet des hohen Risikos bereit. sich an der ille­
galen Arbeit zu beteiligen. Angesichts der Wirksamkeü sy­
stematischer Überwachung und Verfolgung blieb jedoch 
das Ausmaß der Mobilisierung von Mitgliedern und An­
hängern -so eindrucksvoll es im Vergleich zum sozialde­
mokratischen Lager war - weit hinter den Erwartungen 
zurück. Zwar konnte die illegale Kasseler KPD ihre organi­
satorische Basis nach einem Tiefstand Ende 1933 in den 
Jahren 1934 und 1935 wieder erheblich ausweiten. lm Ge­
folge der großen Verhaftungsaktionen 1935 und 1936 
brach 1edoch der Versuch der Aufrechterhaltung der Par­
tei im Untergrund endgül tig zusammen. Schon 1n den 
Jahren 1933 bis 1936, verstärkt aber danach entwickelten 
sich auch bei den Kasseler Kommunisten jene Formen des 
Rückzugs auf die durch Vertrautheit und Gesinnung ver­
bundene Solidargemein schalt, wie sie für die in der Geg­
nerschaft zur NS-Herrschaft verharrenden Anhänger der 
Arbeiterbewegung insgesamt charaktcrististh waren. Be­
sonders diejenigen, die aus der Zuchth.ms- oder KZ-Haft 
entlassen wurden, waren zu äußerster Vorsicht gezwun­
gen. Dennoch haben einzelne Kommunisten immer wie­
der versucht, in den Betrieben, in der Wehrmacht, in den 
Strafbat<Jilloneo oder in den Lagern und Zuchthäusern 
Sand ins Geuiebe der Diktatur zu streuen uml dt~ Solida­
rität der Opfer zu stärken. 
Nach einer Darstellung des linkssozialistischen und anar­
chosyndikalistischen Widerstandes setzt sich der abschlte­
ßende Teil der Untersuchung mit der Haltung der Kasse­
ler Arbeitersch.1ft gegenüber der Dikt.ltur auseinander. Im 
Mittelpunkt stehen dabei Tendenzen der Opposition, der 
Verweigerung und des Protests. Vor allem für die ersten 
Jahre der Diktatur wird an zahlreichen Beispielen der Un­
zufriedenheit, Kritik und des gelegentlichen Aufbegeh­
rens deutlich, daß Entrechtung und allgegenwärtige Ver­
folgungsdrohung, vor allem aber auch die unverändert 
schlechte materielle Lage großer Teile der Arbeiterschaft 
Ausgangspunkt vielfaltiger Spannungen waren und der 
Vertrauenswerbung des Regimes enge Grenzen ~etzten. 
Deonoch verwe1st die Untersuchung kemeswegs auf eine 
geschlossene Oppositionshaltung der Arbeiterschaft. Im­
merhin gelang es dem Regime, seinen Anhang auch unter 

den Arbeitern der großen lndustriebetnebe crht·blich aus­
zuweiten. Wichttger noch war, daß :lUch dte Reaktion der 
in Distanz verharrenden Arbetter in sich Ulleinheitlich 
und zersplittert war. Scheinegalitäte und p~eudosozialistt 
sehe Propaganda. Differenzierungen in der materiellen 
Lage der Arbeiterschaft, der Rückzug aufFamiJie und Frei­
zeithereich und die außenpolitischen Erfolge des Regimes 
trugen dazu bei, das oppoSitionelle Potential zu neutrali­
sieren und in der Haltung vieler Arbeiter t'ln Nebcneinan· 
der von Kritik und Konsens entstehen 7.U lassen. 
Daß dct Handlungsspielraum des Regtmes gegenüber der 
Arbeiterschaft nicht beliebig war, zeigte sich in der An· 
fangsphase des Krieges. als die Einführung niedriger 
Kriegslöhne und die Ausdehnung unbe7.ahlter Mehrar­
beit auferheblichen Widerstand in den Betrieben stießen, 
der das Regime zunächst zu erheblichen matt>ndlen Kon­
zessionen nötigte. Im übrigen aber n.1hm dtc K.tsseler Ar­
beiter~chaft d1c wachsende Arbeitsbela~tung und die im­
mer spürbarer werdenden Kriegsfolgen weithin ohne er­
kennbare Gegenwehr hin- auch dann noch, als die Nie· 
derJage Natideutsch!.and~ sich klar abzeichne1c Ungleilh 
häufiger als bei den einheimischen Arbeitern kam es unter 
den ausländischen Arbettern der Ka~scler Rüstungsbelne­
be zu Akten der Verweigerung und des Widerstand~. 
Die Arbeits- und Existenzbedingungen der .wsliindischen 
Zwangsarbeiter in der Kasseler Rüstungswirtschaft wäh­
rend des Krieges sind Gegenstand eines weiteren Beitrag~ 
Welche Bedeutung dem Arbeitseinsatz der au~l:indisLhen 
Arbeiter und Arbeitennntn zukam. zeigt die Tatsache. 
daß im Jahr 1944 im Rü!>tungszentrum KJssel etwa 30 000 
von ihnen arbeiteten_ U ntergebr:1cht in mehreren gro­
ßen Massenquartieren und mehr als 200 kleineren Lagen1 
und Unterkünften, wJren sie in der Stadt allgegenwärtig. 
Die Studie vergegenwärtigt zunächst einige allgemein~ 
Aspekte der Zwangsarbeit von Ausländern: die Methoden 
der Anwerbung und Aushebung mit Hilfe indirekten und 
unmittelbaren Drucks uud Zwangs, d1e Art der für die Be­
handlung maßgeblichen ,. volkstumsmäßigen ., Unter­
~cheidungen und die Regelungen der Arbeitsbedingun­
gen. Kenn7.eichnend ftir das Entlohnungssystem war, daß 
es in vielfaltiger Abstufung - mit besondern Diskriminie­
rungen für "O:.tarbeiter" und vor allem sowjetische 
Kriegsgefangene - durch Minderentlohnung, Nichtbe­
zahlung von Mehrarbeit, Fortfall aller Zuschläge und Gra­
ttfikationen, extrem hohe Steuern und Abgaben usw. diL 
an die Ausländer ausgezahlten Löhne auf etn Minimum 
herabdrückte, wovon Unternehmer und Staat in gleichem 
Maße profitierten. Der Alltag der nfremdvölkischen" Ar­
beiter und Arbeiterinnen in Kassel ~tand unter einem um­
fassenden Polizeidiktat, das alle Lebensbereiche der Aus­
länder mit einem immer dichter geknüpften Netz von Be­
schränkungen, Verboten und Strafandrohungen überzog. 
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Die plastischen Informationen über Aspekte der Lebens­
und Arbeitssituation - über Ernährung, Kleidung und 
Unterbringung. Krankenbehandlung. Bewegungsfreibett 
und Briefverkehr- zeichnen ein Bild des Elends, der Un­
freiheit und der Diskriminierung, beherrscht von der stän­
dtgen Miß,lchtung grundlegender menschlicher Bedürf­
nisse. In bcsondetem Maße lebensgefahrdend und demo· 
rahsterend war die schlechte und unznreichende Ernäh­
rung, die den Hunger vor allem fU.r die polnischen und 
~owjcti~t.hen Zwang~arbettcr und Kriegsgefangenen zur 
ständigen Geigel werden ließ. Lagerunterbingung und 
aufreibende Arbeit unter scharfer Kol1lrolle und Be­
wachung, Emschränkungen der Bewegungsfreiheit und 
des Kontaktes zu den Angehöngen mat.hten das aiJtägli­
t.he Leben der meisten ausländischen Arbeiter und Arbei­
terinnen .wrd,luernden Qual. Die Diskriminierung durch 
sichtbar zu tragende Kennzeichen, die scharfen Strafan· 
drohungen für über das Unvermeidliche hinausgehende 
Kontakte zu Deutseben und dtc bis tn die lächerlichsten 
Einzelheiten geregelte Ausgrenzung aus dem sozialen und 
kulturellen Leben schlmsen vollends die Mauern, die vor 
allem die Existenz der polm~chen und sowjetischen Ar· 
heiter umstellten. 
Wirkliche oder angebliche Vorstöße gegen die Anordnun­
gen, jede!> kleinste Anzeichen von Unbotmäßtgkeit, Auf­
begehren oder Widerstand setzte sofort einen Terrorappa­
rat in Bewegung, dessen einzige Schranke das ökonomi­
~che Kl1kü1, d. b. der unabweisbare Bedarf an arbeitsfähi­
gen Ausländern, w.tr. Die Maxime des Verfolgungssy 
stem!l, dem die Zw,wgsarbeiter und Kriegsgefangenen un­
terworfen waren. war es, möglichst wenige so streng wie 
möglich zu bestrafen, um die Mehrheit abzuschrecken 
und zu disziplinieren. Ein dichtes System der Überwa­
chung, in das auch willfährige Ausländereinbezogen wur­
den, sorgte im Betrieb wie im Wohnlager für allgegenwär­
tige Kontrolle und die ständigeGefahrder Denunziation. 
Die Strafmaßnahmen selbst waren primär ins Ermessen 
der Gestapo gestellt. Sie reichten von körperlieben Miß­
handlungen, die fast schon 7um .. normalen .. Arbeitsalltag 
der Ausländer gehörten, uber die befristete Einsperrung in 
werkseigenen Straflagern und im nahegelegenen "Arbeit· 
serziehungslager" Breitenau bis zur Inhaftierung in einem 
Konzentrationslager und zu demonstrativ öffentlichen 
Hinrichtungen, die von der Kasseler Gestapo beantragt 
und von der Berliner Zentrale angeordnet wurden. ln den 
letzten Tagen des Regimes vor allem begingen auch in 
Kassel SS und Polizei zahlreiche Tötungsverbrechen, de­
nen überwiegend ausländische Zwangsarbeiterzum Opfer 
fielen. Geztelter Widerstand der Ausländer gegen das Sy­
stem brutaler Ausbeutung und Unterdrückung ist - wie 
die Untersuchung abschließend hervorhebt - in seiner 
Praxis und in seinem Umfang nur schwer nachweisbar. 
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Die gebotene konspirative Absicherung, die Isotauon der 
Ausländer auch von oppositionellen deutschen Kollegen 
und die Unmittelbarkeit terroristischer Repression ver­
wischten seine Spuren in besonderem Maße. 
Der den Band abschließende Beitrag von Wilhelm Frenz 
skizziert in knapper Form die Situation des Endes der NS­
Herrschaft und die Anfange demokratischen politjschen 
Lebens in Kassel. Die Rede vom Zusammenbruch tnfft­
dies macht der Beitrag deutltch - in erster Linie auf die 
weitestgehende Zerstörung der Stadt zu. Als die Amerika­
ner einen Monat vor der allgemeinen Kapitulation die 
Stadt besetzten, war Kassel eine deram meisten zerstörten 
deutschen Städte mit den höchsten Verlusten an Men­
}chenleben. In der weithin vernichteten Stadt lebte nur 
noch ein Bruchteil der Vorkriegsbevölkerung, unter ih­
nen überdies zahlreiche ausländische Zwangsarbeiter. 
Ungeac.htet der Tatsache, daß manche Dienststelle und 
Behörde aus Kassel verlagert worden war und viele Reprä­
sentanten und Amtsträger des NS-Staates angesichts sei­
nes nahen Endes Kassel verließen, funktionierte die .,Ord­
nung" des NS-Staates- und nicht allein aufgrunddes bru­
talen Einsatzes von Terror- bis zum Schluß. 
Die ersten Maßnahmen der amerikanischen Besatzungs­
macht zielten in erster Linie auf die Gewährleistung der 
Sicherheit der eigenen Truppen vor allem durch die Ver­
haftung der noch greifbaren SS-, SO- und Gestapoangehö­
rigen. Die sofort und ohne deutsche Beteiligung eingelei­
tete Entnazifizierung, die eine Vielzahl von Personen­
gruppen betraf, ruhrte in Kassel ZU zahlreichen Verh.lf­
tungen, Entlassungen und Beschlagnahmungen. Jns Er­
messen der öffentlichen Vertreter der Militärregierung 
blieb es gestellt, inwieweit industrielle Führungskräfte 
und materielle Fördererund Nutznießer des Regimes zur 
Verantwortung gezogen wurden. Die Untersuchung ver­
zeichnet für Kassel eine diesen Gruppen gegenüber sehr 
zurückJ1aJtende Praxis. 
Die Darstellung der Anfange eigenständigen politischen 
Lebens in Kassel 1945 belegt die bekannte Verzögerungs­
politik der amerikanischen Besatzungsmacht bei der Zu­
lassung von Parteien und Gewerkschaften und bei der Ge­
währung von Handlungsspielraum für politische lnitiati· 
ven. Sehr schnell traten die Kasseler Sozialdemokraten 
auf den Plan. Die fuhrenden Funktionäre aus der Zeit der 
Weimarer Republik standen auch an der Spitze der neuor­
ganisierten Partei, deren Aktivität ungeachtet der entge· 
genstehenden AuAagen der Militärregierung sofort nach 
der Befreiung der Stadt begann. Die Stellung der Kasseler 
Sozialdemokratie wurde auch dadurch gestärkt, daß eini­
ge ihrer erfahrenen Komn1Unalpolitiker noch vor der Par· 
teienzulassung mit Ämtern in der Stadtverwaltung und im 
Regierungspräsidium betraut wurden. Die von Angehöri­
gen aller früheren Parteien und politischen Gruppierun· 



gen der Arbeiterbewegung kurz nalh dem EinmJrsch der 
Amerikaner gegründeten "Antifaschistischen Ausschüs­
se" konnten größere Wirksamkeit nicht entfalten. Die 
nicht nur von den Kommunisten propag]erte, sondern bei 
vielen NS-Gegnern aus den Reihen der Arbeiterbewegung 
populäre Konzeption einer vereinten Arbeiterpartei wur­
de von der KasselerSPD-Führung kaum ernsthaft in Erwä­
gung gezogen. Der zwischen SPD und KPD zunächst ver­
.1bredete gemeinsame Aktions- und Arbeitsausschuß blieb 
daher ohne Bedeutung. Stattdessen wurde auf Initiative 
von bürgerlichen Politikern ein "überparteilicher Aus­
schuß" gegründet, der seiner Funktion nach Aufgaben der 
späteren Stadtverordnetenversammlung und z. T. des Ma­
gistrats wahrnahm. Hinsichtlich der Beteiligung der 
Mehrheit der Bevölkerung gelangt Frenz zu dem Ergebnis, 
daß sie von den Vorbereitungen und ersten Schritten ei­
nes demokratischen Neuaufbaus wenig Kenntnis nahm. 
W:ihrend sich ab September I 945 in den gut besuchten 
Versammlungen von SPD und KPD ein vergletchsweise 
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reges poluischt:s Interesse der Albetterschaft zeigte, luel­
ten s1ch bürgerliche Kreise - insbesondere, wie die Militär­
regierung vermerkte, die ,,Intelligenz"- stark zurück. Im 
Gegensatz zur Arbeiterbewegung, die auf eine schnelle 
und maßgebliche Beteiligung drängte, richtete sich ihr In­
teresse amerikanischen Berichten zufolge eher auf emc.: 
Vcrliingerung des politischen" Vakuums". D1e Chance ei­
ner .,Stunde Null" hates -dies Jas Fazit des Beitrages- an­
gesichts der Dominanz der Besatzungsmacht bei der Be­
stimmung des politischen Weges nicht gegeben. 
Auf die Beseitigung der NS-Herrschaft, deren zerstöreri 
sehe Dyn.amik der vorliegende Band am Beispiel der Kas 
seler Stadtgeschichte unter vielen Aspekten beleuchtet. 
folgte kem Akt der Befreiung und kein Prozeg öffentltch­
kritischer Selbstbefreiung, der der Unmenschlichkeit de~ 
Regimes und dem Problem der Verstri ckung unJ Einbin 
dung grol~cr Teile der Bevölkerung in da!i Systemseinet 
I lerrschaft an~emessen gewesen w:ire. 
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Hitlers Machtergreifung in der Stadt Kassel 

Wenn auch die Frage nJch den letzten Gründen, nach ei­
ner schlüssigen Erklärung der Machtergreifung Hitlees un­
beantwortet ist, der äußere Ablauf der lokalen Machter­
oberung der Nazibewegung im Frühjahr 1933 1st bekannt, 
hat sich hundertfach wiederholt und wies em gleiches 
Grundmuster auf. 
ln Preußen setzte die Machtergreifung unmittelbar noch 
den Reichstagswahlen am 5. März 1933 ein. Obgleich die 
NSDAP in vielen Städten die absolute Mehrheit nicht er­
reicht hatte, verkündete sie nun öfTentlich den Sieg des 
Nationalsozialismus, den Beginn der "nationalsozialisti­
schen Revolution". Zumeist wurde dieser in Triumphzü· 
gen, die sich über mehrere Tage erstreckten, durch die 
Straßen der Stadt - vor allem durch die Wohnquartiere 
der politischen Gegner - gefeiert. Diese Triumphzüge 
offenbarten sich bald als aggressive, Gewalt und Terror an· 
wendende Besetzungen von Rathäusern, Behörden, 
Gewerkschaftshäusern, Zeitungsverlagen und anderen 
Gebäuden politischer Gegner, als Plünderungen, Dieb­
stahl, schwere Körperverletzung, in Einzelfallen auch als 
Mord und Totschlag. Vor allem die SA veranstaltete Feld­
züge der Abrechnung, Rache und Vergeltung an Rechts· 
anwälten, Intellektuellen, Kommunalpolitikern, auch an 
Polizeibeamten, die in der Zeit der Weimarer Republik die 
Demokratie gegen ihre Feinde von rechts vertetdigt hat­
ten. Diese Terrormaßnahmen waren zunächst aufdie E1n­
schüchterung und Ausschaltung der kommunistischen 
und sozialdemokratischen Arbeiterparteien aus dem öf­
tentlichen politischen Leben gerichtet. Der örtliche Ter­
ror wurde ermöglicht, unterstützt und verschärft, einer 
Zangenbewegung ähnlich, durch personalpolitische (die 
,,Säuberung" der Spitzenbeamten) und staatspolitische 
(Verbote von Organisationen, ihrer Presse und Tätigkeit) 
Maßnahmen auf höchster Ebene: In Preußen seit dem 
Staatsstreich Papens vom 20. Juli 1932 und besonders seit 
dem Amtsantritt Görings als kommissarischer preußi­
scher Innenmintster am 1. 2. 1933. Die Freien Gewerk­
schaften und die sozialdemokratische und kommunisti­
sche Parteipresse wurden von der Staatsregierung und von 
örtlichen Terroristen zerschlagen, wobei die bürgerlichen 
Parteten schwiegen. 
Sozialdemokratie und Kommunisten, untereinander zer­
stritten, erwJesen sich im Frühjahr 1933 zur wirksamen 
Gegenwehr nicht mehr in der Lage. Innerlich ausgezehrt, 
gelähmt und hilflos wurden sie bald inhaftiert, gepeinigt, 

gerichtlich verurteilt, entlassen, zur Emigration und im 
Elend gezwungen. So sehr die Organisationen versagten. 
so hoch ist dte Charakterstä rke, dte politische Klugheit 
und Standfestigkeit einzelner in diesen Organisationen zu 
bewerten, die den Widerstandskampf aufnahmen. Für 
klassenbewußte Sozialisten war djese politische Niederla­
ge der organtsierten Arbeiterbewegung die schlimmste Er­
fahrung ihres Lebens, vielleicht noch schlimmerals Folter 
und Mißhandlungen tn Zuchthäusern und KonzentrJ­
tionslagern. 
Die Nazibewegung selbst überstrahlte den gemeinen und 
niedrigen Terror ihrer Schlägerkommandos und Folterer 
mit gigantischen Massenaufmärschen, in denen hym­
nisch, fast religiös, das irdische Heil verkündet wurde 
Den Höhepunkt dieser im Frühjahr und Sommer 1933 
nicht endenwollenden Massenaufmärsche bildeten die 
Auftritte .,des Führers" selbst, dte nach allen Regeln der 
Kunst der Massensuggestion inszeniert wurden. Im Wind­
schatten dieser berauschenden Feste wurden unauffallig 
jene staatsrechtlichen Regelungen erlassen, die den Weg 
zum Terrorstaat befestigten: Im April 1933 wurde die Ge­
heime Staatspoli zei eingerichtet, das Gesetz zur Wieder­
herstellung des Berufsbeamtenturns tm gleichen Monat 
verkündet, das Reichspropagandaministerium war bereitl> 
am 13. März 1933 eingerichtet worden. Der autoritäre 
Führerstaat, in Jem nestgc Massenversammlungen akkla­
mieren und huldigen, trat an die Stelle der parlamen­
tarischen Demokratie und der Pluralität politischer Par­
teien. 
Im Juni und Juli 1933 war es dann ein Leichtes, die letzten 
Reste des Parlamentarismus, die noch formal bestehen­
den poLitischen Parteien, durch Zwangsauflösung bzw. 
Verbot der Neugründung zu zerschlagen. Mit der neuen 
Gemeindeverfassung wurde die kommunale Demokraue 
endgültig zum Jahresbeginn 1934 beendet: nun wurde 
nicht mehr gewählt, an die Stelle gewählter Stadtverord­
neter traten von oben eingesetzte Ratsherren, fast 1mmer 
bewährte Nazis oder der Nazibewegung nahestehende lo­
kale Prominente. 
Soweit zum Grundmuster des äußeren Ablauts, wie dieser 
tn vielen Städten im Frühjahr 1933 zu beobachten war, 
Im wesentlichen entsprachen die hier skizzierten Vorgän­
ge der nationalsozialistischen Machteroberung auch den 
Ereignissen in der Stadt Kassel. I 
Zu den Besonderheiten der hiesigen Stadtgeschichte ge-

1 Wir werden daher btJ der Darstellung bekannter Abläute des Frühjahrs 1933 (z. B. de-r Besetzung des Gcwerkschaftshauses) uns kürzer fassen k.ön· 
nen, um desto genauer bislang noch nicht dargestellte Besenderheilen der hiesigen Stadtge~chichte herausarbeiten zu können. sowe1t diese ~um Ve1 
ständnis der Machteigreifung aufschlußreich sind. 
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hört an erster Stelle die Gestalt Dr. Roland Freislers, der 
als Rechtsanwalt 10 Ka!>scl tätig war und seit 1924 im 
Stadtparlament. ~eit 1932 .im preußischen Landtag für die 
Nazibewegung agitierte. Freister war der emzige bürgerli­
che Intellektuelle, vtelletcht der einzige Denker U1ld polt­
tisehe Stratege überhaupt, den die Kasseler Nazibewegung 
vor 1933 aufzuweisen hatte. Nicht zu Unrecht galt er ­
obgleich er innerhalb der Gauleitung kein festes Parteiamt 
innehatte, vtelmeh r nur ah Berater ihr assoziiert war- als 
tler hetmltche Kopf der NSDAP in Kassel und auch im 
Gau Kurhessen. 
K.1ssel als Be.Hntenstadt konservativer Prägung, als Lradi­
llonell große Garnison und Sitz mehrerer höchster mtlitä­
rischer Kommandos und Behörden, das "bürgerliche Kas­
sel" des Vorderen Westens und von Wilhelmshöhe öffne­
te sieb zögernd der aufziehenden Hider-Bewegung. Eher 
dürfte es Protest und Distanz zu den an Popularität ein­
büßenden traditionellen politischen Repräsentanten, der 
Deutsch-Nationalen Volkspartei und der Deutschen 
Volkspartei gewesen sein, wenn in den bürgerlichen Stadt­
vierteln ab 1930 der Stimmenanteil fur die NSDAP weit 
über dem städtischen Durchschnitt lag. Freilich g:tb es ei­
nen Konsens konscrvanv-autoritärcr Traditionen zwi­
schen der NSDAP und der bürgerlichen Rechten, der 
schließlich auch das politische Bündnis und Zusammen­
gehen von der Harzburger Front bis hin zur "Regierung 
der natiOnalen KonzentratiOn" ermöglicht hat. Hit! er und 
seine Erfolge sind ohne diese aggressive politische Rechte, 
die Republik und Demokraue verachtete. Liberalttät und 
Toleranz nicht kannte und das" Weimarer System" abzu­
räumen trachtete. nicht denkbar. Diese politische Rechte 
hatte eine starke Stellung im Kasseler Bürgertum. 
Die Wichtigste Quelle für die Ko1SSeler Vorgänge2 bilden 
die zeitgenössischen Tageszeitungen, besonders die .,Kas­
l>eler Post", das ,.Kasseler Volksblatt", die .,Hessische 
Volkswacht" und die "Kasseler Neuesten Nachrichten") 
ln diesen vier Tageszeitungen wird ausfuhrlieh über die 

Politik in der Stadt berichtet, fast sämtliche Wahlergeb­
nisse (bis hin zu den einzelnen Stimmbezirken) sind hier-
10 wiedergegeben. Die stenographischen Protokolle der 
Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung sind fast 
voUsrändJg erhalten.4 Außerdem sind die zahlreichen po­
litischen Benchte des Kasseler Polizeipräsidenten und des 
Regierungspräsidenten aus der Zeit vor 1933 im Marbur­
ger Staatsarchiv vorhanden. 5 Schließlich finden sich ein.i­
ge Aktensplitter aus den städtischen Ämtern im Stadtar­
chiv Kassel. 0 Lücken entstehen deshalb, weil biographi­
sches Material (Nachlässe, Korrespondenzen) entweder 
nicht erhalten oder nicht einsehbar ist.7 Oie größte Lücke 
bilden die feh Ienden Akten des Kasseler Magistrats. Zum 
SA-Terror im FrühJahr 1933 konnte auf Akten der Staats­
anwaltschaft Kassel zurückgegriffen werden.B Schließlich 
gibt es einige gedruckte biographisch bestimmte Berichte 
und einige Niederschriften von Gesprächen mit Zeitzeu· 
gen, die einbezogen wurden.9 
Eine umfassende Darstellung der NS-Machtergreifung in 
Kassel gibt es noch nicht. ln letzter Zeit sihd einige Arbei­
ten und Studien erschienen, die das Umfeld ausleuch­
ten: 
Arthur MehmetsiO sorgfaltige Studie zum "Kasseler 
Volksblatt", Helge Meiersll Arbeit über "NSOAP, Staat 
und Arbeiterbewegung", WiJhelm Frenz'l2 Aufsatz über 
den Aufstieg des Nationalsozialismus in Kassel, Wilfried 
Bernhardts13 Arbeit über "Die NSDAP Kreis Kassel­
Stadt", unsere Studie über "Oie Zerschlagung der Freien 
Gewerkschaften in Kassel",l4 Jörg Brunos15 Arbeit über 
den Jungdeutschen Orden in Kassel, die Arbeit von Karin 
Brehm 16 über die Reichstagswahlen am 5. März 1933 und 
die Dissertation von Ch. Fischer-Defoy.17 Zu nennen ist 
auch der Aufsatz vonJ örg Kammler über die Gestapostelle 
Kassel und sein Beitrag über ., Verfolgung und W1der­
stand" in diesem Band, in dem ausführlich auch auf die 
frühen Verfolgungen und den SA-Terror eingegangen 
wird, so daß ich mich hierzu kurz fassen kann. 

l Bei der Schilderung der Ereignis~e in der Stadt Kassel wird dte Kenntnts der Hilicrsehen Macbu:rgrctlung in Berlin und dem Reich zumindest in ih· 
ren Grundzügen ,1ls bekannt vorausgesetzt. Dte gleichzeitigen Ereignisse im Reich werden deshalb nur dort gcsueift, wo anders das Verständnis er­
~chwcn oder unmöglich gemacht würde. J Kasseler Post. Kassei.Jahrg:inge 1930-1933. Kasseler Volksblatt. Kassel. Jahrgänge 1930-1933. Hcssische 
Volbwacht. 1930- J 933 (Forts. ,.Kurhe~sische Landeszeitung. P.uteiamtliche Tageszeitung des Gaues Kurhessen der NSDAP"). Kasseler Neueste 
N.tchrichu:n. KasseLJahrgänge 1931-1933. ~ StcnogrJphischc Berichte der Stadtverordnetenversammlung Kassel. 1930-1933. 5 Z. B.: HStA Mb8. 
165/3886 (Du: KPD 1930-l933 [2 Bände), Dte KPD im Jahre 1933 [2 Bände]), 165/3982 (Störung der öffentlichen Ruhe und Ordnung 1932-1934(5 
Bände]), 152/2045, 152/2082, 15212030, 15212058 (Jllcs Berichte einzelner Kassdcr Schulen). 6 S 5 Dru<.kschriften/Sammlung btstorischer Zci­
tungsauS~Lhnillc Verwahungsbctichte der StJdt Kassel1935, 1936, 1937, 1938. 7 Nachlaß und Manuskripte sind entweder ntcht einsehbar(Gaulei· 
lt'r Weinnch, Bürgermei)tcr L.1hmcyer. NSDAP-Kreisletter Dr. Meycr u. a.) oder durch letzte Verfugung mit Sperrfristen versehen (Oberhürgermei· 
ster Seidler). HZ. B Staatsanw. KasselS 3la 1/33/ S 3 KLs 7/33 . Vgl. hierzu den Beitrag von H. Pinno in diesem Band. ~Gespräche wurden von mir 
gefUhrt mit Herrn Willi Bdz, Herrn Hermann Boczkowski, Herrn Heintich Borg (W. Ayaß verttat mich), Herrn RudolfFrcidhof, Herrn Horst Golntk, 
Herrn Otto Harerburg, Frau M. Herbordt, Herrn und Frau H. Keller, Herrn Wolf~ang Krath, Herrn Max Mayr, Herrn Fritz Müller, Frau JohannJ 
Rehm, Frau Ida und Minna Ullrich. 10 Arthur Mehmet: Das ~Kasseler Volksblatt 1932/33. Zur Geschichte der Arbeiterbewegung in Kassel in der 
Endphase der Weimarer Republik. Staatsexamensarbeit Gesamthochschule Kassel1976. II Helge Meier: NSDAP, Staat und Arbeiterbewegung in 
Kassel am Ende der Weimarer Republik. StaatsexamensJrbeit Gesamthochschule Kassel1980. 12 Wilhelm Frenz: Der Aufstieg des Nationalsozialis­
mus in Kassel 1922-1933. ln: E. Hennig (Hg.): Hessen unterm Hakenkreuz. Frankfurt 1983, S. 63-106. t3 Wilfried Bernhardt: Der NSDAP·Kreis 
K.usel (Swlt) in den Jahren vor der Machtergreifung. OtgJnisation, allgemein.: Wahlen und politische Aktivitäten. Staatsexamensarbeit Ge­
samthodachulc Kassel1981. 14 Die Zerschlagung der Freien Gewerkschaften in Kassel 1933. Bilder, Dokumente, Kommentare. Herausgegeben von 
der Gesamthochschule Kas\eL Kassel1983. 15 Jörg Bruno: Der Jungdeutsche Orden • m Kassd 1920-1933. Staatsexamensarbeit Gesamthochschu­
le Kassel 1982. lb Karin Brehm: Ote Retchstag~wahlen vom 5. 3. 1933 111 der Stadt K.useJ. Staatsexamensarbeit UniversitätGießen 1967. 17 Ch. fi. 
>chet·Ddi>y: Arbcitcrwid~rstand lll der Provinz. Arbeiterbewegung und Faschismus in Kassel und Nordhessen 1933-1945. Berlin 1982. 
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Konservativ-autoritäre Traditionen im Bürgertum 

In Fragen der Politik und der Kultur gab es im deutschen 
Bürgertum in der Weimarer Zeit Denkhaltungen und 
Werturteile, die der Nationalsozialismus aufgegriffen und 
aggressiv zugespitzt hat. Solche Haltw1gen repräsentier­
ten ganz offen die Deutsch-Nationale Volkspartei, in ab­
geschwächter Weise jedoch auch die Deutsche Volkspar­
tei. Zusammengefaßt könnte man diese Haltungen poli­
tisch als schrankenlosen Nationalismus und kulturell als 
Autoritarismus bezeichnen. 
Diese Denkhaltungen und Wertvorstellungen ruinierten 
die soeben erst im Entstehen begriffene demokratische 
Republik, und sie bereiteten deren Totengräbern den Bo­
den, nicht zuletzt auch der Hitler-Bewegung.18 "Kassel ist 
alles andere denn rot. Im GegenteiL Es ist schwarz-weiß 
bts auf die Knochen", !9 dieser Eindruck eines Reisenden 
im Jahre 1922 dürfte zutreffend gewesen sein. Das Erbe 
der Nationalliberalen und der Deutschen Reformpartei 
(Antisemiten) hatte die Deutsch-Nationale Volkspartei 
(DNVP) und die Deutsche Volkspartei (DVP) angetreten, 
während die Freisinnige Partei in Kassel nie recht hatte 
Fuß fassen können. 
Die politische Rechte, vor allem die DNVl>, war nicht 
identisch mit den Hitler-Leuten, eher befand ste stehtrotz 
der Harzburger Front und vieler Koalitionen in einer 
konkurrierenden Situation zur NSDAP. Auch nach 1933 
wurden unter der sicherheitspolizetlichen Kategorie 
"Reaktion" viele vormalige Mitgliederder DNVPverfolgt. 
In der politischen Praxis jedoch und in den politischen 
Grundauffassungen gab es weitgehende Gemeinsamkei­
ten und Übereinstimmungen. Ohne diese Gemeinsam­
keiten wäre die Wirkung Hitlers erheblich peripherer und 
damit gesellschaftlich geringer geblieben. 
Während die Nazibewegung auf den Führerstaat zielte, er­
hofften die Deutsch-Nationalen die Wiederkehr von 
"Kaiser und Reich". Symbolfigur fur beidt: konnte Paul 
von Hindenburg werden, der als Heerruhcer im Ersten 
Weltkrieg populär geworden war. Hindenburg als Reichs· 
präsident unterhöhlte dann durch eine permanente An­
wendung des Artikel 48 (Abs. 2) der Reichsverfassung- be1 

sonders ab 1930 - die Grundlagen demokratischer politi­
scher Praxis und arbeitete allein schon dadurch antidemo­
kratischen Überlegungen in die Hände. 
Das Deutsche schlechthin wurde in einer aufdringlichen 
und intoleranten Art und Weise in den Vordergrund des 

pohtischen Denkens und Hamldns gestellt. Charakteri­
~tisch dafür waren in Kassel die von der politischen Rech­
ten veranstalteten .,Deutschen T agc.>', bei denen von Hin­
denburg über Friedrich den Großen bis wr Hermann­
Schlacht und den Nibelungen das Bild vom "letztlich un· 
besiegten deutschen Soldaten" gezeichnet wurde, der ei­
nesT ages aus dergegenwärtigen .,Schande und Schmach'-', 
die durch V crsailles gegeben war, DeutschiJod wieder be­
freien würde. "Erst wenn wir die schwarz-weiß-roten Fah­
nen wieder über den deutseben Rhein tragen, dann ist die 
Stunde da, wo die weißen Neger nicht mehr die Reitpeit­
sche über euren Köpfen schwingen, wo nicht mehr 
schwarze Neger deutsche Frauen schänden", so 1924 der 
Vorsitzende des Verbandes Vatetl~indischer Vereine in 
Kassel auf dem Deutschen Tag.ZO 
Ntchr nur, daß aiiJälulich zahlreiche Feiern und Kundge· 
bungen. Aufmärsche und Versammlungen stattfanden 
(wie auch Hindenburg-Feiern, Hermanns-Feiern, Skager­
rak-Gedenken usf.), bei denen die deutschen Soldaten des 
Ersten Weltkriegs in vermessen verblendeter Rückschau 
gefeiert wurden. Die aktuelle und künftige Bedeutung die­
ser "Feldgottesdienste", Treuelieder, Ehrungen der Ska­
gerrak-K;Jmpfer enthüllte sich, als der Kasseler Studiena~­
sessor Hein Herbers sich offen als Hindenburg-Kritiker 
und Pazitist bekannte. Plötzlich ergossen sich Intoleranz, 
Aggre~sionen, Ab- und Ausgrenzungsbeuürfmsse und 
Strafwut über einen "pazifistischen V crbrecher", ,,Feig­
ling" und "Volksfeind". Die ,.Gesetze zum Schutze der 
Ehre unseres Volkes" und die ,.ßewafung aller Landesver· 
räter durch Sondergerichte", dte ein Stahlhelm-Führer 
Anfang März 1932 forderte, wurden bald nach Hitlers 
Machtergreifung grausame Wirklichkeit. Hider voll ­
streckte hiermit Forderungen, die im Lager der Deutsch­
Nationalen vor 1933 erhoben worden waren. 
Der Kampf für das "Deutschtum''. gegen d:1s "undeutsche 
Wesen" richtete sich gegen den ,.Kulturbolschewismus" 
in Literatur und Kunst, Wissenschaft und Publizistik. Be­
rem 1920 hatte die DNVP m Kassel tn einer Anzeige sich 
als .,gegen Schmutz in Wort und Bild, gegen alles undeut­
sche Wesen ... , H.ir Zucht und Sitte"21 kämpfend empfoh­
len. Einegenaue Definition von .. Schmutz und Schund'" 
war nicht zu finden; statt dessen wurden Umschreibun­
gen wie ,.zersetzend". "mtellektuell" oder "Kräfte der Un­
terwelt" bevorzugt. 

1 R W1r bescbränbn uns h1erbe1 auf eimge rc~ümierende Bemerkungen, da w1r an anderer St~lle Notwend1ges hter.cu Jukumentu~rt und d.1rgestellt !1.1 
hen.J. Kammlcr/0. Krausc·Vilmar(Hg.), Volksgemeinschaft und Volksfeinde. KJ~sd J 933-1945. Eine Dokumentation. Band I. Verlag Hessr: Kassel 
1984, S. 14-49. 19 H. Reimann : Cassel. in. Das Tagebuch, hrsg. von S. Großmann. Bc:rliu 1921 3. Aull .. S. g)2 w K.Jl.lcler Po't ''Clm l 7 
1924. ll Kasseler Post vom 5. 6. l920. 
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Am 19. Ma1 1933 wurden Schriften von Tucholsky, Re­
mJrque, Hasenclever, Ossietzky, Marx auf dem Fried­
nchsplatz verbr:mnt. Der Kasseler VereinsvorsitZende des 

.. Vereins zur Bekämpfung von Schund und Schmutz" 
nannte Ringelnatz, Mühsam, Lasker-Schüler, H. Mann, 
F. Werfe!, E. Weinen und E. Kästner namentlich.22 

Der Triumph im September 1930 

Be1 den Reichstagswahlen am 14. September 1930 wähl­
ten in der Stadt Kassel27 060 Wähler die NSDAP, die da­
mit auf einen Schlag mehr als 25 Ofo der Stimmen erhielt 
und gleich hinterder Sozialdemokratischen Partei (33 879 
Stimmen) zur zu,cilsliirksten politisclmz Partei aufgerückt 
w.u.l3 

Dies war ein bislang nicht bekannter Ewbruch in eine als 
eher festgefUgte Stimmen- und Machtverteilung angese­
hene politische Landschaft, die damit grundlegend verän­
dert wurde. Ihre Ausgangssituation der Jahre nach 1918 
hat sie nicht mehr erreicht. Bislang haue es sowohl inner­
halb des bürgerlichen Lagers wie auch innerhalb der Ar­
beiterparteien zum Teil heftige Verschiebungen, Spaltun­
gen, Neugründungen und Wendungen gegeben, vor al­
lem zwischen der Novemberrevolution und der tiefgrei­
fenden Wirtschaftskrise ab 1929, und gleichwohl konnten 
beide Lager einen eher berechenbaren Anteil an den Wäh­
lerstimmen als fest annehmen. 
Die 1930 eingetretene Veränderung wird besonders deut­
lieb, wenn man die Septemberwahlen m1t den Stadtver­
ordnetenwahlen in Kassel knapp zehn Monate zuvor, am 
17. 11. 1929, vergleicht. Gegenüber 1929 ist die Wahlbe­
teiligung enorm angestiegen; DNVP und DVP erleiden 
große Einbußen, in denen sich der Niedergang der bürger­
lichen Parteien ankündigt; die NSDAP hat sich mehr als 
vervierfacht, sie wird eine nicht mehr wegzudenkende po· 
lüische Größe. 
So irrefuhrend es wäre, aus diesem Einbruch in die Par­
teienstruktur und aus ihrer Veränderung zu folgern, daß 
der weitere Aufstieg der NSDAP unaufhaltsam vorge­
zeichnet gewesen wäre, so problematisch ist in gleicher 
Weise die Fixierung des Blickwinkels auf den 30. Januar 
1933, den Beginn der Reichskanzlerschaft Hitlers. Denn 
die tatsächlichen politischen Machtverhältnisse sind be· 
reits lange vor dem 30. Januar zu Gunsten der Hitler-Bewe· 
gung verschoben, 1m Reich und auch in Kassel. Mit dem 
14. 9. 1930 hat sich die NSDAP den Führungsanspruch 
des bürgerlichen Lagers im Kampf gegen die Arbeiterbewe· 
gung erstritten, während die vormaligen "Führungskräfte" 
(DNVP, DVP) an die Peripherie geschoben werden. 

Zwischen dem September 1930 und dem Frühjahr 1933 
liegt für die Hitler-Bewegung die Periode der Vorberei­
tung der Machteroberung. Höhepunkt dieser Periode sind 
die folgenden Reichstagswahlen am 31. Juli 1932. In der 
Stadt Kassel erreicht die Nazibewegung 43 982 (von 
103546 gültigen) Stimmen und ist mit großem Abstand 
nun stärkste Partei . .,Im Frankfurter Torviertel wurden 
56,1 Ofo aller Stimmen für die Nationalsozialisten abgege­
ben. Berücksichtigt man die Stimmen der Deutschnatio­
nalen Volkspartei, so wählen in diesem Bezirk 2/3 aller 
Wahlberechtigten diese beiden Parteien. Ein ähnliches 
Bild ergibt sich fur den Westen der Stadt. Die Nationalso­
zialisten und die Deutschnationalen können hier 63% al­
ler Wahlberechtigten fUr sich buchen. Die Nationalsozia­
listen errangen auch im Stadtzentrum wiederum die abso­
lute Mehrheit mit 52,5% aHer abgegebenen Stlmmen."24 
Im Regierungsbezirk Kassel war bei den Juliwahlen 1932 
die NSDAP m 21 Wahlkreisen stärkste Partei geworden, in 
einigen Wahlkreisen hatte sie bereits die absolute Mehr­
heit gewonnen. Nur in ftinf Wahlkreisen war sie zweit­
stärkste Partei geblieben, in den überwiegend katholi­
schen Wahlkreisen Fulda-Sradt, Fulda-Land, Hünfeld, 
Gersfeld und im von den Arbeiterparteien beherrschten 
Wahlkreis Kassel-Land. 
Nach den Juliwahlen schrieb der stellvertretende Gaulei­
ter der NSDAP, Fritz Lengemann, an die Reichsleitung 
seiner Partei in München voller Freude: "In 22 von 25 po­
litischen Kreisen wurde unsere Bewegung die stärkste Par­
tei. In 15 von diesen 25 politischen Kreisen erhielten wir 
am 31. Juli dieses Jahres die absolute Mehrheit."'25 
Abgesehen von der Vorgeschichte der NSDAP, die in Kas· 
sei bis in das Jahr 1922 zurückreicbt, gab es eine beobacht­
bare, fast zwei Jahre andauernde Phase des rapiden Auf­
stiegs der NSDAP zur stärksten Partei in Deutschland, wo­
bei es bei den Novemberwahlen 1932 auch einen bemer­
kenswerten Rückschlag gegeben hat. Die NSDAP hat sich 
mit großen Schritten und in Etappen in das bestehende 
ParteiengefUge der Weimarer Republik hineingearbeitet. 
Dies war kein vom Himmel stürzendes Ereignis, sondern 
ein fast zwei Jahre dauernder beobachtbarer Prozeß. 

ll Kasseler Post vom 21. 5. 1933. n Vgl. zu diesem Abschnitt ,.Ergebnisse der Wahlen 1919- 1934". S. 21 ( 24 A. Degen hart, Die Wahl im Lichte 
der Stall~tik. ln: Kasseler Volksblatt. 3. 8. 1932. 25 BAK: NS 22/ 1054. S. 277 r. 
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Oie Entschetdung, ob Republik oder Hitler, ob Demokra­
tie oder Führerstaat, ob Rechtsstaat oder Staatsterror, fiel 
m diesem Ringen zwischen 1930 und 1933. Von hter aus 
werden zeitgenössische BeobctchtWlgen verständlich, die 
Mitte und EndedesJahres 1932 etwa in den Reihen der 
Arbeiterbewegung .,geschlagene", "ermüdete" Gesichter 
bei den Wahlkundgebungen ~eben.26 Und verständlich 
w~rd, daß Robert Ley bereits ftir Mitte des Jahres 1931 (!) 
in der Stadt Kassel die Gegner bereits geschlJgen am Bo­
d~n sieht: ,,Organisatorisch ist Kassel noch sehr iung. Der 
Terror der Roten scheint gebrochen zu sein. Die öffentli­
che Versammlung in der Stadthalle war glänzend {etwa 
vier- bis ft.inftausend Besucher) ... Der Gau Hessen-Nas­
sau-Nord hatte bis zu den Wahlen 1930 noch keine 4000 
Mitglieder, und erst lange nach den Wahlen, etwa vor ei­
nem halben Jahr konnte der manostische Terror in Kassel 
gebrochen werden. "27 

Schliei~lich schetn t es mcht zufällig zu sein, daß die Nazt· 
bewegung gerade bet Reichstagswahlen ihren ersten gro­
ßen Erfolg erringen konnte- hatte es sich doch bei ihr um 
etne in hohem Grade zentralistische, nationale Bewegung 
gehandelt, die stets auf Volk, Reich, Rasse abzielte und 
J.mdes-oder gar lokalspeztfischen Gegebenheiten nur seb r 
geringen Raum bot. Freilich beeintlußten regionale und 

lokale Gegebenheiten- wse der politische Katholtztsmus 
in und um Fulda, die starke sozialdemokratische Tradi­
tion sm Landkreis Kassel, andererseits die antisemitische 
Tradition in der ,.Rotenburger Quart"- den Gr.1d der Aus­
dehnung des Nazismus. Dieser selbst ist jedot..h weder re­
gional noch lokal orientiert. Eincdne Orte dienen ihm au~­
schließlich zur Illustration etwa der ,.marxistischen Kor­
ruption", der ,,jüdischen Niedertracht", der "plutokrati­
schen Habgier" etc. Ebensowenig wie es ihm um den ein­
zelnen Menschen, um seine Individualität geht, interes­
stereo ihn die Geschichte, die Würde, die Gegenwart, die 
Probleme der einzelnen Kommune. Aufgroteske Art und 
Wei~e sucht der Nazismus an 1edem Ort tmmer nur sich 
selbst, verändert Menschen und Orte gewalt~am bis zu 
dem Punkt, an dem er sich selbst wieder gefunden hat. Da­
mit verringert 'ich auch der Spselraum für ewzclne Per­
sönlichkeiten in der NSDAP nicht unerheblich. Wahler­
tolge stellen sich auch fast unabhängig von regional bzw. 
lokal begünstigenden oder behindernden Gegebenheiten 
ctn. Die Reichsleitung der NSDAP beließ aus diesem 
Grunde den von ihr als eher un fähig eingestuften Gaulei­
ter Weinrich im Amt, da der Auf'iticg sm Gau gleichwohl 
steh be~chh~utugt hatte..Z8 

Roland Freisler, Hjtlers Trommler in Kassel 

Oie beherrschende Persönlichkeit der Kasseler Nazibewe­
gung in den Jahren vor 1933 war der Rechtsanwalt Dr Ro· 
land Freisler. R. Ley hielt bei einer Reise durch Nordhes­
sen im Januar 1932 Freister für den im Grunde geeigneten 
Gauleiter des Gaus Hessen-Nassau-Nord: .,leb glaube al­
lerdings, daß, wenn man an den Pg. Rechtsanwalt Dr. 
Freister herantTeten würde, er fiir den Posten eines Gaulei­
ters gewonnen werden könnte. Ich habe auch in dieser 
Richtung einmal vorgetastet. Der Pg. Dr. Fw~ler i~t unbe­
dingt eine Persönlichkeit, ausgestattet mit einer außeror­
dentlichen Redegabe, und der zudem ein großes Ansehen 
in der Bevölkerung und in der Mitgliedschaft der NSDAP 
besitzt." 
Roland Freisler selbst wurde am 30. 10. 1893 in Celle ge­
boren.l9 Sein Vater war Diplomingenieur, später Profes­
sor bzw. Oberlehrer an einer Baugewerbeschule. Zwi-

sehen 1897 und 1901, dann wieder ab 1908 wohnte die Fa­
milie in Kassel. wo Roland Freister 1912 am Wilhelms· 
Gymnasium das Abitur machte. Danach studierte er 
Rechtswissenschaften 1t1 Jen.t. Der Ausbruch des Welt­
krieges unterbrach das Studium: am 4. August 1914 mel­
dete er sich als Kriegsfreiwilliger in Kassel. Im Oktober 
1914 geriet er in russische Knegsgefa ngen schaft. Ern u tztc 
chese Zeit, um fließend russisch zu lernen und sich mit der 
kommunistischen Theorie zu befassen. Ab 1917 scheint 
er längere Zeit als bolschewistischer Lebensmittelkom­
missar verbracht zu haben. Im] uli 1920 kehrte er nach 
Kassel zurück. Er setzte das Studium fort und promovierte 
1921 "summa cum laude" mit der Dissertation "Grund­
sätzliches über die Betriebsorganisation" zum Dr. jur. Sei­
ne Referendarzeit leistete er bei den Rechtsanwiilten Th 
und A. Dellevic - die später als Juden verfolgt wurden -

16 W. Hoe~er:_Fiuch~ vor J:iitl~r. Erinnerungen an die Kapttulation der ersten deutschen Republik I 933. Miinch~n: Nymphenburger 1977 27 Dr 
R .. Le~, Bencbt ube! dte BeSJChugun~ des Gaues Hessen-Nassau-Nord vom I 0. I. I 932. BAK: N~ 2211054, S. 346 ff. 11> Lcy hatte u . . \.über Wemnch 
bet scmcm Besuch 1m Januar 1932 wte folgt geurteilt: nAI\ein ~chon das bedrückende Gefuhl tur die Unterführer, uber steh emen Gauleuer w haben 
der, wenn er redet, sich der Läcber.lichkeit pre is~ibt, _und der in a.l.len sein~n Handl~ngen _memals. tinc eigene ~einung. sondern tm~ner emc fremd~ 
venntt. deraber metstens durch Ntcbthandeln die Dmge laufen läßt, wte stc laufen, 1st mewer Mcttlung nach eme große Hemmung für d.H Gedethen 
und den Fo_rtschritt e_~ner Bcw~gung .. : Er ist i1_1 keiner We1s7 dte PersönLchkeit, um die sich der Kampf dreht. Er~trd von seinen Gegne.rn ntdtt gehaß1 
und von.seiMI_l Anha!_lg~rn mch.t geltebt. W!c gesagt, er ful!t dekorativ emcn Posten aus:~.ßAK: NS 22/10_54, !l. 349 I 19 Vgl. ;tu dtcser hiogr.1phi· 
:.chen Skizze dte sorgfaluge Studte von S. Meter: Roland Frctslcr. MJtenJiten .t.u emer po!Jtlschen Btographtc StJatscx.uru:marbell Ge:.amthochschu 
le Kassel 1984. Ihr sind die obtgen AngJbcn entnommen. 
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ab. Fretsler eröffnete gememsam mit setnem Bruder Os­
wald eine Rechtsanwaltspraxis. Im] uni 1924 rückt er H.ir 
den "Völkisch-Sozialen Block" in die Stadrverordneten­
versammlung nach. Von nun an fi.ihrt er in zahlreichen 
Prozessen- auch außerhalb Kassels, bis vor dem Reichsge­
richt - seine Anklagen gegen das "System von Weimar" 
und schöpfte in immer neuen Formen und mit zahlrei­
..:hen Fällen (zumeist nationalsozialistische Mandanten 
als .. Opfer") dte Tribüne der öffentlichen Gerichtsver­
handlung agitatorisch aus. 
Am 9. 7. 1925 -in der Krise der Völkischen, bei der die 
Nationalsozialisten sich von den .,gemäßigt" Ultrarech­
ten ablösten - tritt er in die NSDAP (Mitgliedsnummer 
9699) ein. Er wird dann bei den Kommunalwahlen 1929 
direkt zum Stadtverordneten gewählt. Jm April 1932 wird 
er Abgeordneter im Preußischen Landtag, wo er mehrfach 
und immer grundsätzlich und in kaum überbotener Radi­
kalität "das System" angreift. 
Am 1 Juni 1933 wud er Staatssekretär im Preußischen Ju­
stizministerium. Im Jahre 1935 wird er Staatssekretär im 
Reichsjustizministenum. Freisler hat das Strafrecht sei­
ner logischen und moralischen Fundamente entkleidet 
und die Verfolgung von Gesinnungen in enthemmter Art 
und Weise von Staat~seite aus ermögltcht. Er beteiligt sich 
an der Gesetzgebung gegen die Juden, besonders an den 
"Nürnberger Gesetzen". Er nimmt an der" Wannsee-Kon­
ferenz" am 20. Januar 1942 teil. 
Schließltch vere1nfacht er das Verfahrensrecht tm Straf­
prozeß z.ugunsten einer "schlagartigen" oder "blitzarti­
gen" Aburteilung ohne Wenn und Aber. Die R.ichter ha­
ben sich der Staatsfuhrung zu unterwerfen: Rechtsmittel 
und Rechte des Angeklagten werden von Freisler als Hin­
dernisse für den Vollzug angesehen und emgeschränkt 
bzw. aufgehoben. 
Berüchtigt wird der Name Roland Freisler, als er im Au­
gust 1942 Präsident des Volksgerichtshofs in Berlin wird, 
vor dem sich auch die Widerstandsgruppe des 20. JuJi 
1944 .,verantworten" muß. Freisler stirbt am 3. Februar 
1945 bei esnem Bombenangriff in Berlin im Gebäude des 
Volksgerichtshofs selbst oder in unmittelbarer Nähe von 
dtesem. 

Freister trat schon vor 1933 in der Öffentlichkeit als 
Furcht und Schrecken verbreitender Agitator auf, wo­
bei er viele Varianten beherrschte: Einmal als Märtyrer der 
.,Freiheitsbewegung" inmitten einer ihn und seine kleine 
SchJr bedrohenden feindlichen Umwelt (eben jenem 
.,korrupten System", in dem aufrechte Männer wie er un­
terdrückt und verfolgt werden müßten), dann in der RoiJe 
des Geißlm, der unerschrocken Mtßstände beim Namen 

nennt, sich und andere nicht schont, wenn es um "die 
Wahrheit", das Volk, um Deutschland geht- wobei Hohn 
und Spott über seine Gegner zynisch ausgegossen wurden 
-, dann schon sehr früh auch als endzettlicher Richter, aJs 
"Volksrichtet", der, wenn seine Stunde gekommen ist, 
blutig aburteilen und hinrichten wird. Überhaupt war sein 
Auftreten von endzettlichen, apokalyptischen Visionen 
begleitet . 
Für Freister drehte sieb die Politik um den "Tag der 
Abrechnung", um den .,Zusammentritt der Deutschen zu 
einem Thing", zu einem "heiligen Volksgericht", bet dem 
,.das Volk spreche". "Wer ein gutes Gewissen habe, werde 
sich auf den Tag der Abrechnung freu~n. Es gebe aber 
auch andere, die den Tag hinausschieben wollen. Dann 
darf man den Rückschluß ziehen, daß der Betreffende ein 
schlechtes Gewissen hat und man ihn daher genau be­
trachten müsse. Die bisherigen Machthaber hätten alle er­
laubten und auch zweifelhaften Mittel herangezogen, um 
die Abrechnung hinauszuschieben ... Heute endlich ver­
stehe das deutsche Volk keinen Spaß mehr, heute sage das 
Volk: es ist genug!"30 
Er machte auch nie einen Hehl daraus, daß in dem kom­
menden "Dritten Reich" ganz andere Gesetze als diejeni­
gen der Demokratie herrschen würden. Roland Freislers 
aggressive Redegabe verlieh seinem Auftreten eine be­
drohliche und gefährliche Wirkung. Für die Zeitgenossen 
bestand kein Zweifel daran, daß dieser Mann, wenn er ent­
sprechende Machtmittel in seinen Händen hielte, mit sei­
nen Drohungen Ernst machen würde. 
Freister trat häufig auf Versammlungen und Kundgebun­
gen der NSDAP auf. Seit 1924 war er, wie gesagt, Stadtver­
ordneter in Kassel. Die T nbüne der Stadtverordnetenver­
sammlung verstand er als Demagoge meisterhaft zu nut­
zen. 
Wenn ihm und den drei anderen NS-Stadtverordneten in 
schulmeisterlicher Manier von "System"-Vertretem oft­
mals vorgehalten wurde, daß sie Ausschußsitzungen (in 
der Tat hatte die NSDAP Vertreter für sämtliche Aus­
schüsse und Kommissionen benanm) "geschwänzt" hät­
ten, dann schob Freisler diese Vorwürfe entweder mit dem 
Hinweis auf seine Verweigerung gegenüber "dem System" 
oder auf die Sinnlosigkeit der Teilnahme bei Stimmen­
übergewicht der sogenannten Systemparteien leicht beisei­
te. Um so hemmungsloser blähte er die Plenarsitzungen 
der Stadtverordnetenversammlung rhetorisch auf, ließ oft 
keinen Gegenstand aus, um agitatorisch Position zu bezie­
hen. Freisler hatte in fast allen Sitzungen nach dem jewei­
Ligen Vorsitzenden undtrotzder häufig angeordneten Be­
gren zung der Redezeit und der Anzahl der Redebeiträge 
die meisten Wortmeldungen zu verzeichnen. 

lU "Abrechnung .1m 5. März." Dr. Frc1\!cr sprach in der Stadt halle. Kdsselet Post, 20. Februar 1933. 
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Im letzten Jahr der Republik verschärften sich Freisters 
Angriffe. Sie richteten sich fast immer gegen Vertreter der 
Sozialdemokratischen Partei oder gegen die SPD selbst. In 
der Sozialdemokratie sah er Bonzen, Korrupteure und 
Bankrotteure, die vielen viel versprochen und nichts ge­
halten haben. Die Sozialdemokratie war Hir ihn synonym 
mit Parteiherrschaft und Parteiwillkür, sie war nachgerade 
eine "Dienerin des Hochkapitalismus". Während er den 
bürgerlichen Magistrat und dje Parteien der bürgerlichen 
Mitte und der bürgerlichen Rechten bei seinen Angriffen 
aussparte, während er seine Stellung zur KPD, zu den 
Kommunisten nicht deutlich vortrug, ließ er keine Gele­
genheit verstreichen, die Sozialdemokratie als Wurzel al­
len Übels anzuprangern. Seine Strategie war darauf gerich­
tet, die sozialdemokratische Partei unglaubwürdig zu ma­
chen. Dazu bedJente er s1ch im wesentlichen zweier un­
lauterer Mittel. Zum einen griff er einzelne Persönlichkei­
ten der Sozialdemokratie gezielt heraus, um sie "vorzu­
fiihren", um an ihnen die Verderbtheit des Systems zu 
exemplifizieren. Immer und immer wieder mußte der 
Stadtverordnete Christian Wittrock31 daflir herhalten, 
um von Freisler als Popanz aufgebaut und zugleich verteu· 
feit zu werden. Zum anderen jedoch griff Freister die So­
zialdemokratie von "links" an, indem er ihre sozialisti· 
sehen Versprechungen von 1918 der Wirklichkeit von 
1932 gegenüberstellte. Dahinter stand der Vorwurf an die 
Sozialdemokratie, sie habe Arbeiterinteressen verraten. 
So H.ihrte Freisler auf der Stadtverordnetensitzung am 29. 
April 1932 bei einem seiner scheinsozialistischen Anträge 
folgendes aus: 
"Im Jahre 1918 wurde allen Arbeitern, Angestellten und 
Beamten eine Erhöhung des Lebensstandards verspro· 
chen. Heute stellt man bei Prüfung fest, daß der Lebens­
standard von 1918 oder gar 1913 nirgends erreicht ist. D~r 
Magistrat wird deshalb ersucht, in denjenigen Betrieben, 
in denen er infolge von Beteiligung oder auch sonsugen 
Gründen einen maßgeblichen rechtlichen oder sonstigen 
Einfluß ausübt, wie ~. B. in der Großen Kasseler Straßen· 
bahn, daraufbio zu wirken, daß die Gehälter und Löhne 
der Angestellten und Arbeiter dem jeweiligen Index derar­
tig anzupassen sind, daß zunächst mindestens der Lebens­
standard für eine fünfköpfige Familie vom Jahre 1913 wie· 
der erreicht wird. Der Magistrat wird ersucht, daraufhin 
zu wirken, daß die hierzu erforderlichen Mittel gewonnen 
werden ~ 

t. Durch angemessenen Abbau der Gehälter der höchsten 
Beamten der in Frage kommenden Unternehmungen, 

2. durch Einstellung der Zahlungen für Tantiemen und 
ähnliches an Vorstands- oder Aufsichtsratmitglieder, 

3. durch Einschränkung der Dividende, besonders an die:. 
Großaktionäre, die, falls sie in der Öffentlichkeit zum 
VerzichtaufDividende fur die nächsten Jahre aufgefor­
dert werden, angesichts der heutigen Stimmung des 
Volkes nicht anders können werden, als einem heutt· 
gen Verzicht zuzustimmen. Endbeb wird zu prüfen 
sein, ob die zur Verwirklichung des Antrags erforderli­
chen Mittel teilweise aus der Überprüfung der Ab 
schreibunggewonnen werden können."32 

Diesen Antrag begründete FreJsler, eindeutig an die So­
zialdemokratie gewandt- und dies war auch der Sinn sei­
nes Antrags - folgendermaßen : 
"Wenn jemand am Ende semes Lebens ist, so pflegt er gut 
zu tun, das Ende zu vergleichen mit dem, was er in seinem 
Leben gewollt hat, und er hat we Pflicht, einmal in sich ZU 

gehen. In 1918 haben Sie (nach links) alles Mögliche vt>r· 
sprachen. Da sind Sie hinübergesegelt in das politische 
Fahrwasser. Heute, nach 13 Jahren, sind Sie am Ende an­
gelangt. Da müßten Su: eigentlich von selbst dazu kom· 
men, in Ihr Gewissen hineinzusehen und in der Öffent­
lichkeit zu erklären, was Sie in diesen 13 Jahren erreicht 
haben. Dazu werden wir Sie zwingen ... Sie sind fortgesetzt 
zurückgegangen in Ihrer Bewegung, wir aber, die Sie uns 
noch vor einem Jahr verhöhnt hJben, haben jetzt die Her­
zen des Volke~ hmter uns. Wtr haben ein Recht darauf, 
Sie zu zwingen, emmal an Ihr e1genes Gewissen zu den­
ken, jetzt, wo Sie am Ende sind. 
Der Vorwärts hat erH vorgestern noch geschneben, d.1ß 
Ste 1n die Opposttion gehen wollen. Sie haben nicht den 
Mut, zu bekennen, was das Ende Ihrer angeblich arbeiter­
freundlichen Politikgewesen ist. daß die Verelendung det 
Massen unaufhaltsam zugenommen hat, und daß jetzt 
Deutschland immer mehr verelendet. Heute, wo Sie selbst 
erklären müssen, daß Sie, sagen wir mal, in die Opposttion 
gedrängt worden sind, daß Sie abtreten müssen, haben Sie 
d1e Verpflichtung, im letzten Augen blick das zu verwirkli­
chen, was Sie vor 13 Jahren versprochen und bis heute 
noch nicht gehalten haben. Sie haben noch einmal 
Gelegenheit, die Hand dazu zu bieten, das Verbrechen, 
was an der Lebenshaltung des Volkes begangen worden 
ist, wieder gut zu machen. Wie Sie das fertigbringen, wo 

31 Chri~tian Wittrock (HI82 in Kassd geboren) war früh Hir dte SPp akuv uod StJdtvemrdnetc:n-Vo~stehC'r. Du~ Tatsache, daß er 19.24 wegen Meineid 
zu z.wet Jahren Zuchthaus vc:rurtetlt worden w~r. wurde von Fmsler 1m Kas>tlc:r Stadtparlament tn herabsetzender Art und Wet'e ("Zuchthäusler 
Wuuocx") regelmäßig angesprochen- obgleich Wittrock durch das prtuß. Staatsministerium 1927 volhtiind•g rehabtlitiertworden w.u, da es s1ch um 
etn .Feblurteil" gehandelt habe. Zwischen 1939 und 19-'15 wurde Wituock tn das KZ Sachsenhausen emge$perrt. NJch dem Kneg war er in Kassel kom· 
munalpolitisch wieder tätig. J2 Stenographischer Bericht. L Stadtverordnetenversammlung am 29. April 1932. Öffentliche Sitzung. TOP 19. 
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SJt~ jetzt noch an der SpJtzc sitzen , ISt lhre Sache. Wtr for­
dern Ste deshalb Jut, h1er in aller Ötlendichkeit heute 
noch etnmal die Gelegenheit zu benutzen, um das, was Sie 
versprochen und nicht gehalten haben, im letzten Augen­
blick in die Wirklichkeit umzusetzen. Wir hatten nicht er­
w.:~rtet, daß Sie von sich aus die Initiative ergreifen wür­
den; c1ber w1r 7.wingen Sie heute durch unseren Antrag. 
Wir wollen ~ehen, ob Sie fiU unseren Antrag ~timmen. 
Sie sehen Jetzt wohl selbst em, welche Kapitaldummheit 
Sie begangen haben. als Sie die paar lumpigen Pfennige 
nicht bewilligt haben. Wir erwarten, daß Sie und der Ma­
gistnlt, weil Sie noch die Mehrheit haben, bis zur nächsten 
Stadtverordnetenversammlung uns einen Antrag in posi­
tiver Form vorlegen werden. Sie können aber auch erklä­
ren: Wir stJmmen gegen diesen Antrag. Dann wird auch 
fur d1e Öffenthchkc1t klar sein. daß Ihre Polittk ems für 
sith hatte: Sie stinkt voll Verrat an den Arbeitennteressen 
und wird dann beendet mit Ihrem Ietzren Verrat."33 
Dieser Angriff zielte über den Magistr<lt auf die SPD, er 
versuchte diese, durch den Vorwurf de!> Verrats an Arbei­
terinteressen zu weiterer Expansion ihrer Ausgabenbewil­
ligungen unJ damit meinen unlösbaren Widerspruch w 
1.wingen. Der Magistrat erscheint in dieser Agitation aus­
~chließlich als Anhängsel der SPD. Die Reaktion der So­
:llaldemokraten darauf(unter anJerem der VorwurfWitt­
rocks an die DNVP, die funfte Unterschrift für die Natio­
nalsozialisten gegeben zu haben),34 erscheint angesichts 
der Schärfe der Freislerschen Demagogie als unangemes­
sen. Freister 1st sich dessen auch bewußt, wenn er höh­
mscb ;iußene: .. Während Sie noch dort sitzen, organisie­
ren Wir die neue Macht. "35 Fortdauernde Angriffe auf 

Wittrock, die auch durch den Vorsteher der Stadtverord­
netenversammlung nicht deutlich genug zurückgewiesen 
bzw. geahndet werden, führten dann zu dem Eklat im Juli 
1932: Wittrock ohrfeigte Freisler, der mit "gezücktem" 
Schlüsselbund gesprochen hatte: "In wenigen Monaten 
werden manche Ihrer Großen darum bitten, nicht auf den 
Galgen steigen 7.U müssen."lb Nachdem dann weitere so­
zialdemokratische Abgeordnere die NS-Vertreter aus dem 
Raum gepri.lgelt haben, bleiben die Nationalsozialisten 
und die Parteien der bürgerlichen M1tte und der bürgerli­
chen Rechten bei den nächsten beiden Sitzungen der 
Stadtverordnetenversammlung fern. Am 5. Oktober 1932 
sind die nationalsozialistischen Vertreter als Berichter­
statter wieder anwesend: nun in SA-Uniform. Der Protest 
der KPD wird vom Stadtverordnetenvorsitzenden H ofak­
ker als rechtlich nicht relevant zurückgewiesen, da auch 
im preußischen Landtag SA-Uoiformen üblich seten. 
Freisler gebt nun weiter hemmungslos zum Angriff über. 
Die SPD erscheint ihm als Hauptträger der Herrschaft des 
Finanzkapitalismus. Der Stadtverordnete Goethe (SPD) 
konstatierte folgendes: "Haltlos im Angriff, hemmungs­
los in der Politik, das ist Freisler.'"37 
Ihm kam es darauf an, die parlamentarische Arbeit zu tor­
pedieren und zu lähmen, in Grenzfällen sogar bis zum Ab­
bruch der Verhandlungen zu treiben, um damit Jie Wir­
kungslosigkeit des Systems zu dokumentieren. Mochten 
"Klassengerichte" ihn auch verurteilen und einsperren, 
seinem Ruf als ",unerschrockenem" Kämpfer gegen über­
mächtige Gewalten tat dies keinen Abbruch. Freisler war 
die beherrschende Figur des Kasseler Stadtparlaments bis 
zu dessen Auflösung. 

Die preußische Staatsregierung 

Die Absetzung der geschäftsfüh renden sozialdemokrati­
schen Regierung in Preußen am 20. Juli 1932 durch den 
Reichskanzler F. von Papen ebnete Hitler und semer Par­
tei entscheidend die Wege. 
Der Papensche Staatsstretch fuhne zu Kommissaren des 
Reichs in Preußen, zunächst Bracht, dann ab 1. Februar 
1933 als kommissarischer preußischer Innenminister H. 
Göring. Dieser stellte sich seinen Untergebenen mit fol­
genden Worten vor: "Wenn es aUerdings Beamte geben 
sollte. dte Ja nicht glauben, mit dem Schiff, dessen Steuer 
ich in die Hand genommen habe, in gleicher Richtung 

fahren zu können, so erwarte ich von ihnen, daß sie als 
eh rliche Männer schon vor Antritt der Fahrt aus meiner 
Gefolgschaft ausscheiden. nJS 

Reichskommissar Bracht entschied sofort, "alle fUhren­
den politischen Beam ten zu beseitigen, denen die neuen 
Männer in Preußen die Durchführung der von ihnen im 
Interesse des Staates für notwendig befundenen Maßnah­
men nicht anvenrauen konnten".39 

ln Kassel wurde ab dem 20.Juli 1932 die staatliche Verwal­
tung von oben, von den Spitzenämtern her, dadurch 
gleichgeschaltet, daß diejenigen Beamten, die von der par-

11 Ebenda. H .,Und wir haben in lctttc:r Stunde noch emen 1\ppell an die .Inständigen Fraktionen zu richten, in sachlicher Weise dazu beizutragen, 
dJß ein solches Niveau in Zukunft nicht einreißt. Sie von der Deutschnationalen Fraktion vollziehen fongeset2t die 5. Unterschrift zu den Anträgen 
der NationJhozialisten ... Sie sollten doch überlegen, ob nicht schon dieser Kredit gleichzusetzen ist mit einem Konkurs. • Stenographischer Bencht l . 
Stadtverordnetensitzung am 29. Apnll932. Antragsberechtigt war eine Gruppe bzw. Fraktton im Stadt{'arlament erst, wenn sie über mindestens funf 
Venretc:r verfugte. Den vier Stadt vero1dneten der NSDAP fehlte deshalb eine Stimme. .l5 Stenographischer Bericht der 2. Stadtverordnetensitzung 
am q. MJ1 J 932. TOP 2. 3b Stenoßraph1scher Bericht der 5. Stadtverordnetensitzung am II. Juni 1932. 37 Stenographischer Benehr der i. Sudt­
verordnctcnv('rsammlung am 25. Juli 1931. 38 MßliV 1933 I, S. 89. .19 Kasseler Post vom 22. 7. 1932. 
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lamentarischen Republik und der rechtsstaatliehen De­
mokratie überzeugt waren und praktisch für sie eingetre­
ten waren, in den einstweiligen Ruhestand versetzt wur­
den. Es war d1es nur eine elegante Umschreibung ihrer so­
fortigen Entlassung. Zunächst traf die Entlassung Dr. 
AdolfHohenstein, der seit 1928 Polizeipräsident in Kassel 
war. Hohenstein war Jurist, seit 1920 Sozialdemokrat. 
Aufgrund seines jüdischen Glaubens, nicht zuletzt jedoch 
deshalb, weil er Recht und Gesetz auch gegenüber der Kas­
seler Nazibewegung durchzusetzen versucht hatte, war er 
bei der politischen Rechten der am stärksten gehaßte hö­
here Staatsbeamte Kassels.40 Neben Dr. Hohenstein muß­
te ,weh sein Stellvertreter, der ebenfalls bei der politischen 
Rechten in der Stadt aus ähnlichen Motiven verhaßte Po­
lizeivizepräsident 0. Schöny, sein Amt aufgeben. 
Auch der zweite Leiter einer Oberbehörde, August Haas, 
seit 1930 Oberpräsident der Provinz Hessen-Nassau, auch 
er wie Dr. Hohenstein Sozialdemokrat, mußte sofort am 
20. Juli 1932 gehen. Unter der Überschrift "Das ,System' 
hat in Kassel und Hessen-Nassau endlich ausgedient"' 
zeigte sich die .,Kasseler Post" hochzufrieden und sprach 
von der .,beginnenden heilsamen Wirkung des ent­
schiedenen Durchgreifens des Reichskommissars in 
Preußen".41 Haas galt dem konservativen bürgerlichen 
Blatt als klassischer Parteibuchbeamter, der "aufgrund sei­
nes Werdegangs"- er war Arbeiter, hatte weder Excellenz 
noch "von" im Namen, auch keine "höhere" Bildung vor· 
zuweisen -gar nicht in der Lage sein konnte, so arrogant 
höhnte die "Kasseler Post", mil seinen Vorgängern über­
haupt verglichen werden zu können. 
Für Dr. Hohenstein rückte W. von Kottwitz, für A. Haas 
E. von Hülsen nach. Beide entstammten dem "nationalen 
Lager", beide setzten der Bedrohung der demokraüschen 
Republik- und dies war auch der Sinn dieses Ämterwech­
sels- nichts mehr entgegen, eher förderten sie auch ille­
gale Gewaltta ten der regionalen Nazibewegung.4l 
Die dn tte politisch sicher bedeutendste Oberbehörde war 
der Regierungspräsident in Kassel. Ihr Leiter war seit 1927 
Dr. Ferdinand Friedensburg, der der Deutschen Demokra­
tischen Partei nahestand. Friedensburg wurde Anfang Fe­
bruar 1933 durch ein Telegramm Görings mit sofortiger 
Wirkung beurlaubt, dann in den einstweiligen, später in 
den endgültigen Ruhestand versetzt, "und zwar nach § 4 
des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamten­
tums, unter Verlust eines Viertels seiner Pension als Buße 

tl.ir das Festhalten am TrJum derdeutschen Republik". ln­
dem die "Kas~eler Post" Or. Friedemburg Jls "uncntwcg­
le(n) Demokrat(en)' .. als jemanden, der "immer von 
neuem als Demokral"43 su.:h erw1e~en h.tbe, besch1mpfre. 
ehrte sie ihn unwissentlich und unwillentlich. Sl·in Nach­
folger wurde v. Montbart, der der DNVP n.1he~tand und 
bald der NSDAP beitrat. 
Mit Hilfe dieser .,neuen Manl1er" Jus dem ,.nJtiClOJlen Ll­
ger" waren mögliche und sog.u bet H.1J5, Hohen~tcm und 
Friedensburg wahrscheinliche 8Jrrieren gegen eine na7t­
stische Durchdnngung de1. Beamt~n- und Verwaltung~Jp· 
parates eher ~tillschweigend abgeräumt. Ab sofort wurdt. 
die partl.'ipolitische Beherrschung eines bis 1.u diesem Zeil­
punkt immerhin noch demokratisch verfaßten Staatswt:­
sens zügig unu ungehindert durchgezogen. D1e Landrate 
und Bürgermeister wurden, soweit sie Demokraten waren. 
entlassen, in den Behörden und Ämtern traten nation~l­
sozialistische Aktivisten plötzlic...h in uen Vuxdagrund, es 
kam zu ncuen Entlassungen, Disknminicrungen. zu 
Angst und Anpassung. Wie unverhüllt diese parteiliche 
Besetzung der staatlichen Institut xouen sofort cinselzte, 
verdeutlicht die neue Rolle uer prcußi!.cheJt Polizeipräs1 
denten, die srch clUCh in Kas~el beobachten läßt. 
Nach einem Erlaß Görings soll dte Polizei 7..U ~A. SS unJ 
Stahlhelm .,das beste Einvernehmen herstellen und untc1 
halten. D.1rüberhinaus ist jede Betätigung tl.ir nationale 
Zwecke und die nationnie Propaganda mit ,1llcn Kräften 
zu unterstützen ... Dafur ist dem Tretben staatsfcinJil,hcr 
Organisationen m1t den schärfsten Mitteln entgegenzutre­
ten. Gegen kommunistische T crrorakte und Überfalle ISl 

m1t .tller Strenge vorzugehen und, wenn nött~, rücksicht.~ 
los von der SchußwatTe Gebrauch zu m,1chcn. Polizei­
beamte, die 10 Ausübung dieser Pflichten von der Schuß· 
waffe Gebrauch mJchen, werden ohne RückSH..ht auf die 
Folgen des Schußwaffengebrauchs von mir gedeckt; wer 
hingegen in falscher Rücksichtnahme versagt, hat dienst­
strafrechtliche Folgen zu gewärtigen."44 Knapp eine Wo­
che später verbietet der Kasseler Polizeipräsident von 
Kottwit2 das geplante öffentliche Auftreten des sozt.dde­
mokratischen Reichstagsabgeordneten Cri~p1en (Berlin) 
in der Kasseler Stadthalle. "Etn Mann, der, w1e CrispiC'n, 
kein Vaterland kennt, das Deutschland hußt. hat kein 
Recht, zu Deutschen zu sprechen", schrieb die ,.Kasseler 
Post".45 
Zur gleichen Ze1t wurde eme weitere stJJtlrche EmrtLh-

~?Die Nazis verfolgten ihn noch über das Jahr 1933 hinaus: Em Rollkommando zerstörte seine Pnvatwohnung in der N:ihe von Koblen1., wnhm cr 
steh zurückgezogen hatte. Ein durchstchtJges Disziplinarverfahren sprach ihm SCII1t' Ruhestandsrechte vollst;indtg .tb. Vgl. in dte~cm n.,nd den Bet­
trag vonj. Kammler. S. 306. 41 Kasseler Post vom 22. 7. 1932. 42 D. Krause-Vi lmar, Die Zerschl~gung der Freien Gewerbch~ften 1m J.thre 19.B tr1 

Kassel-bokumcnte. Jn: Die Zerschlagung der Freien Gewerkschaften in Kassd 1933. Kas~cl. 191!3, S. 39 ff. Im übngcn wurden betdr n.tch rel.tttv 
kurzer Zeit, von Kottwitz im Aprill933, von HülsentmJuli 1933. durch überzeugte Nationahwialisteo ersetzt. Pohzciprästd~nt wurde Frll~: von Pfd 
fer. Oberpräsident der Provtn7 Pri01 Philipp von Hessen, der seit I <130 NSOAP-Mitglicd J.cwe~en wJr (llesst\chc N;H.hrtlhtcn vcun 
13. 9. 1946). 43K;mder Post vom 17. 2. 1933. td .Förderung de1 nalioliJlcn Bewegung.• RdErl. .Mc.Jl (KuR.) vom 17. 2. 1933. MBit V I 19H, 
S. l 7(). 45 Kassclt!r Post vom 24. 2. 1933. 
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tung durch Parteiangehörige unterwandert. Göring richte­
te am 22. Februar 1933 die Hüfspolizei ein. Zu Hilfspolizi­
sten wurden fast ausschließlich SA-, SS- und Stahlhelm­
mitglieder ernannt. Nun konnten Mitglieder der Nazibe-

wegung in staatlichem A ziftrag und mit staatlichen Funktio­
nen ihren ehemaligen politischen Gegnern gegenübertre­
ten. Die Hi!fspolizei wurde ausdrücklich anläßlich "zu­
nehmender Ausschreitungen linksradikaler, insbesondere 
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kommunistischer Seite"46 eingerichtet. Die erste Wach­
mannschaft des bei Kassel liegenden Konzentrationsla­
gers Breitenau bestand ausschließlich aus SA-Mäonern, 
die unter Führung eines Polizeihauptwachtmeisters als 

Hilfspolizisten die sozialdemokratischen und kommuni­
stischen Schutzhaftgefangenen kommandieren durften. 
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D er Sturmlauf zu den Hebeln der Macht im März 1933 

Wenn der Ausdruck "Machtergreilung" für den Aufstieg 
Hitlers überhaupt eine Berechtigung hat. dann fUr die er­
sten drei Wochen im März 1933. Trotzschärfsten Drucks 
auf den verschiedenen Ebenen war es Hitler Anfang März 
weder gelungen, die absolute Mehrheit der Stimmen zu 
erreichen. noch waren seine politischen und weltanschau­
lichen Gegner ganz entmachtet. Genau diesem Ziel je­
doch, dem Herausdrängen aller ihm tatsächlich oder po­
tentiell opponterenden polittschen Kräfte, galt die gewalt­
same Machtergreifung. 
Vergegenwärtigen wir un~ nur auf zwet Ebenen den star­
ken Druck, den d1e Nazis nun aus den errungenen Spitzen­
:imrern heraus entfalteten: die Gesetzes- und Verord­
nungsebene und das Berliner Polizeipräsidium. 
In ganz kurzer Zelt sind allein im Monat März dte ent­
scheidenden gesetzlichen Voraussetzungen zur Einrich­
tung des Führerstaats geschaffen worden, fast alle übri­
gens gestützt auf den Artikel 48 Abs. 2 der Weimarer 
Reichsverfassung, ein Artikel, der ursprünglich für den 
Ausnahmezustand vorgesehen war. Allein die Aufzählung 
der cnt~prct.henden Ge~etze. Verordnungen und Erlasse 
dokumentiert das Tempo, m dem die Demokratie demon­
tiert wurde: 
28. Februar 19 33 
Verordnung des Reichsp;äsidenten zum Schutz von Volk 
und St.lat 
28. Februar 1933 
Verordnung des Reichspräsidenten gegen Verrat am 
Deutschen Volke und hochverräterische Umtriebe 
13. März 1933 
ErlaJS über die Einrichtung des Reichsministeriums für 
Volksaufklärung und Propaganda 
18. März 1933 
Verordnung des Reichspräsidenten zur Beschleunigung 
des Verfahrens m Hochverrats· und Landesverratssachen 
21. März 1933 
Verordnung des Reichspräsidenten zur Abwehr heimtük­
kischer Angnffe gegen die Regierung der nationalen Erhe­
bung 
21. März 1933 
Verordnung der Reichsregierung über die Bildung von 
Sondergerichten 
24. März 1933 
Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich (das so­
genannte Ermächtigungsgesetz) 
29. März 1933 
Gesetz über Verhängung und Vollzug der Todesstrafe:17 

H Reichsgesetzblau 1933 I, S. 83-151 , 
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Seit Mitte Februar inszenterten die Berliner Behörden, <~I­
Ien voran das Landeskrimmalpolizeiamt, eine Flut von 
größtenteils bizarren und vermutlich frei erfundenen 
Meldungen über die "kommunistische Gefahr". Die An­
häufung dieser Meldungen und die Dramaturgie sollten 
weitere Verfolgungsmaßnahmen des Staates vorbereiten 
und verständlich machen. Sie dienten der Hysterisierung 
der Polizeibeamten, indem sie der KPD jede nur erdenkli­
che Hinterlist und Bösartigkeit unterstellten. lm folgen· 
den eine Auswahl der Meldungen, die von Berlin an die 
Kasseler Oberbehörden (Regierungspräsident, Polizeiprä­
sident bzw. Oberpräsident oder aHe drei), von dort an dte 
Kreispolizeibehörden (Oberbürgermeister, Landrat) und 
von dort wiederum an die Ortspolizisten unmittelbarwei­
tergeleitet 'vurden: 
28. Februar 1933 
,.Grenzübertritt kommunistischer Funktionäre und fruhe­
rer Abgeordneter behindern und festnehmen." 
Der preußische Innenminister an RP Kassel: 
"Kommunisten sollen in allernächster Zeit beabsichtigen, 
durch Gewaltaktionen bzw. Sabotageakte Lichtnetze und 
Verkehr, Eisenbahnen usw. sowie alle anderen lebens­
wichtigen Großbetriebe stillzulegen. Genauer Zeitpunkt 
nicht bekannt. SprengstoffsoU in hinreichender Menge 
vorhanden sein. Weiter besteht Absicht, alle prominen­
ten Führer nationJier Parteien festzustellen und Lage der 
Wohnungen zu skizzieren. Durchfuhrung der Aktionen 
soll auf generelle Anweisung überall gleichzeitig geplant 
sein. Gegenmaßnahmen sind sofort zu treffen. Kommu­
nistische Funktionäre erforderlichenfalls in Schutzhaft 
nehmen." 
3. März 1933 
Regierungspräsident WiesbJden an Regierungspräsident 
Kassel: 
"Landrat Weilburg meldet: Im Gasthofbeutemittag zwe1 
Leute, 20-22 Jahre alt, Rheinländer mit Kraftrad, die sich 
der Wirtin gegenüber als Stafette der KPD ausgegeben 
und erzählt haben: am 5. 3. 1933 sei durch KPD-Attentat 
auf Reichskanzler bei Verlassen der Reichskanzlei zur 
Wahl oder vor und nach Ausübung der Wahl geplant. Sta­
fette sei auf dem Wege über Kassel nach Berlin. Kennzei­
chen des Kraftrades, da Wirtin Landjäger erst nach Stun­
den Anzeige erstattet hat, nicht ermittelt." 
3. März 1933 
Polizeipräsident Berlin an Kasseler Oberbehörden: 
,.Nach vertraulicher Mitteilung sollen Kommunisten 
Aktionen auf Überseedampfern planen." 



6. März 1933 
Preußischer Innenminister an alle: 
"Sämtliche Kraftwagen und Motorräder der kommunisti­
schen Partei und aller ihrer Hilfs-und Nebenorganisatio­
nen insbesondere der Sportorganisationen sofort sicher­
stellen." 
9. März 1933 
Landeskriminalpolizeiamt Berlin an die Kasseler Oberbe­
hörden: 
"Vertraulich verlautet, KPD plant Nacht zum 11. 3., 3.00 
Uhr Überfall auf Polizeiwachen. Einlaß erbittet Einzel­
person unter harmlosem Vorwand. Entwaffnung der 
Beamten. Überfall in deren Uniform auf Streifenbe­
satzung öffentlicher Gebäude. Anschläge aufVerkehrsan­
lagen vorgesehen." 
14. März 1933 
Höherer Polizeiführer West an die Kasseler Oberbehör­
den: 
"KPD beabsichtigt in kommenden Nächten Schutz- und 
Hilfspolizeibeamtenstreifen abzuschießen. Je vier Kom­
munisten auf eine Polizeistreife angesetzt. Zwei Kommu­
nisten schießen ohne Anruf aus Hauseingängen, die bei­
den anderen Kommunisten bemächtigen sich der Waffen 
der Beamten. Anzug der Kommunisten: Gutbürgerliche 
Zivilkleidung mit Hut, Handschuhen, Mantel. Regie­
rungspräsidenten veranlassen Weitergabe an Landräte 
und kreisfreie Städte." 
31. März 1933 
Deutscher Innenminister an die Kasseler Oberbehörden: 
"Kommunisten wollen Boykott-Maßnahmen der NSDAP 
gegen jüdische Geschäfte zu Provokationen durch Auftre­
ten in SA-Uniformen benutzen. Es sollen hier auch Mo­
torrad-Staffeln eingesetzt werden. Provokationen sollen 
besonders an den Stellen erfolgen, wo Polizeikräfte nicht 
schnell genug erscheinen können."48 

Auch in Kassel hatte bei den Reichstagswahlen am 5. 
März 1933 die NSDAP 48,4 Ofo der Stimmen, bei den Kom­
munalwahlen am 12. März 45,5% der Stimmen erhalten. 
Auch hier waren die Gegner eines "nationalsozialistischen 
Kassel" keineswegs aufgerieben: Die SPD konnte ihren 
Stimmenanteil gegenüber der Wahl vom 5. März 1933 so­
gar geringfügig erhöhen: ftir sie stimmten am 12. März 
29271 (= 28,30/o) Abstimmungsberechtigte. Die KPD er­
hielt 7654 (= 7,4%) der Stimmen, obgleich sie durch 
zahlreiche Terrorakte und Verhaftungen praktisch an der 
Führung eines Wahlkampfes gehindert war. Das Wüten 
der neuen Regierungsbehörden gegen die KPD schloß 

selbstverständlich mehrfache Zeitungs- und Sch riftenver­
bote ein, darunter auch die am 15. 2. 1933 vom Kasseler 
Regierungspräsidenten ausgesprochene polizeiliche Si­
cherstellung der Druckschriften "Die Klassenkämpfe in 
Frankreich 1848 bis 1850", "Der Bürgerkrieg in Frank­
reich", beide als Bände in den "Elementarbüchern des 
Kommunismus" erschienen, beide ohne Autorennamen 
im Amtsblatt abgedruckt.49 
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Brief eines Mitgliedes des "Kampfhundes gegen den Faschis­
mus" aus dem Friihjahr 1933, der den Nazi-"Sturmlau.f' aus 
der Sicht ri11t'S Verfolgten dolmmmtiert (HStA Mbg. 165/3886, 
Band 1) 

48 HStA Mbg. 165/3886 Band 1. ~9 Amtsblatt der Regierung zu Kassel, Nr. 7 vom 18. 2. 1933. Kein geringerer als KJrl MJrx harte diese beiden 
Schriften veifaßt. 
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Selbst das bürgerlich-konservative Lager schien sich wie­
der zu stabilisieren. Für die "Kampffront Schwarz-Weiß­
Rot" stimmten 16777 und f'ur den Christlich-Sozialen 
Volksdienst 2776 Wahlberechtigte. 
In der Weise, wie Hider aufReichsebene die faktische Be­
seitigung der Demokratie von Weimar erfolgreich voran­
trieb, konnte bzw. wollte er nicht zulassen, daß auf kom­
munaJer und regionalet Ebene d.Je "alten,liberaJistischen" 
Strukturen fortlebten und möglicherweise Gegenmacht­
positionen entfalteten. Der NSDAP kam es deshalb in den 
ersten drei Märzwochen darauf an, politi~che und gesell­
schaftliche Pos1t10nen, die nicht einzuverleiben waren, 
kurzerhand und ein für allemal "abzuräumen''. 
Dies traf zuerst Kommunisten, Sozialdemokraten, Freie 
Sozialisten. AnJrchisten, Gewerkschafter und andere 
Mitglieder von Organisationen der sozialistischen Arbei­
terbewegung (in den Sportvereinen, bei den Naturfreun­
den, bei der Sozialisuschen Arbeiterjugend z. B.). Diese 
"Säuberungen" set7.ten zur gleichen Zeit auch in den Be­
hörden ein. Eingeleitet wurden sie durch Plaggmhissen, clie 
die Kasseler SA und SS (auch Hitlerjugend war dabei) un­
ter Fi.thrung von Freisler, Stock, Weinrich und anderer 
Nazifuhrer an zahlreichen Behörden mit großem Auf­
wand am 6. und 7. Män veranstalteten. Der Vorgang lief 
nach folgendem Schema ab: Weinrieb und Freisler "ver­
handelten" mit dem Amtschef, während draußen SA- und 
SS-Stürme .,warteten". Betm Rathaus, so dte "Kasseler 
Post", sei das "große öffentliche Ereignis" am 6. März tel­
gendermaßen abgelaufen: 
.,01e Kasseler NSDAP hatte ihre verfügbaren SA-Srürme 
antreten lassen, die gegen 7.00 Uhr unter den Klängen ei­
nes Trommelmarsches vom Friedrichsplatz her anmar­
schiert kamen. Inzwischen hatten sich ~o große Men­
schenmassen eingefunden, daß der Platz und die Straßen 
vor dem Rathaus einem wogenden Menschenmeere gli­
chen. Die Straßenbahn war gezwungen, ihren Betrieb 
zeitweilig einzusteHen. 
Nach einer Unterredung, die Oberbürgermeister Dr. Stad­
ler mit dem Gauleiter Weinrieb geführt hat, wurden an 
beiden Masten die Hakenkreuzfahnen befesttgt/'50 Gau­
leiter Weinrich sagte in der Ansprache, daß "jetzt... alle 
Ämter und Ralhäuser gesäubert [würden]. Auch im Kasse­
ler Rathaus werde fortab nationalsozialistisch regiert und 
als Symbol des erwachenden Volkes werde heute die H a­
kenkreuzfahne auf dem Rathaus gehißt und flir immer 
oben bleiben."51 
Am folgenden Tage, dem 7. März, zogen SA und Stahl­
helm gemeinsam - letztere dte schwarz-wetß-rote Fahne 

hissend - zum Regierungspräsidenten, zum Genchtsge­
bäude. zum Oberpräsidenten, zur Reichsbahndirektion, 
zur Landesversicherungsanstalt und zur AOK- alles Äm­
ter bzw. Einrichtungen, die Republikaner, z. T. Sozialde­
mokraten an ihrer Spitze gehabt hatten (z. B. LaJ1desral 
Thöne an der Landesversicherungsanstalt, August Haas 
als Oberpräsident, F. Friedensburg als Regierungspräsi­
dent usw.) -,um diese Einrichtungen ftir den Nationalso­
zialismus ein ftir allemal "zu besetzen". fn diesem Ton 
wurde auch gesprochen: "Die NSDAPwolle daflir sorgen, 
daß, wie Haas, auch der Rest derTräger des roten Systems 
die Behördenhäuser verlassen" (Weinrich). "Deshalb 
muß die Reichsbahn den Bonzen wieder entwunden und 
dem Deuuchen Volke zurückgegeben werden" (Stock). 
.,Die Novemberverbrecher haben ihre Sessel verlassen, 
und soweit sie sie noch nicht verlassen haben, werden wir 
dafür sorgen, daß sie beseitigt werden" (Oberstleutnant 
a. D. von Buch, St:1hlhelm-GaufUhref). 
Zum Flaggenhissen in diesem Stile kam es auch am Staats­
theater, am Provinzialschulkollegium, auf dem Postge­
bäude, vor dem Arbeitsamt, dem St:indehaus, der Landes­
kreditkasse und dem Landesfinanzamt, yor dem Haupt­
bahnhof, vor dem Reichsbankgebäude und an einigen 
Gymnasien. 52 Es hat seitens der überfallenen Behörden­
leiter- von einer Ausnahme abgesehen- gegen diese drei­
ste Besetzung 1hrer Häuser anscheinend keinen Wider­
spruch oder Widerstand gegeben. 
Das Hissen der Hakenkreuzfahne auföffentlichen Gebäu­
den, m1t dem die Nazis flir jedermann leicht erkennbar 
auf sich als "neue Herren" hinweisen wollten, mit dem sie 
ihre Par/tifahne anmaßend über andere Rechte, über 
Recht und Gesetz setzten (hieran ändert auch ein schein­
bar legitimierender Funkspruch aus Berlin an alle Behör­
den, "etwaige Flaggenhissungen durch Parteien der natio­
nalen Regierung ohne weiteres zuzulassen" nichts), war 
gleichwohl noch als Ankündigung bzw. als Drohung an­
zusehen. 
Die Ereignisse im Kasseler Gewerkschaftshausam 7. März 
1933 und der Boykott jüdischer Geschäfte am 9. März 
1933 gingen bereits darüber hmaus. 
Am Nachmittag des 7. März drangen SA- und Stahlhelm­
Leute in das Kasseler Gewerkschaftshaus ein, zerstörten 
Möbel und Innenräume, zerschlugen Türen und warfen 
Fahnen, Bilder, Druckschriften (darunter Akten und 
Mitgliederverzeichmsse) durch die Fenster auf die 
Straße. 53 Freisler erklärte in einer Rede, die NSDAP habe 
symbolisch vom Gewerkschaftshaus Besitz ergriffen. An­
schließend zog der Zug zum Martinsplatz, wo die Gewerk-

so Kasselt-r Post vom 7. 3, 1933. >I Ebc:nda. 52 Kasseler Post vorn 8. 3./9. 3. 1933. 53 Vgl.: Die Zer~chlagung der Fre1c:n GC"werkschaftc:n an Kassel 
1933. Bilder, Dokumente, Kommentare. Katalog zur Ausstellung. HerausgC"geben von der Gesamthochschule Kassel. Kassel 1983. 
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~chaftsfahnen verbrannt wurden. Auf diese Wei~e wurde 
die Zerschlagung der Freien Gewerkschaften in Kassel ein­
geleiret. Das Verhalten der Kasseler Polizeiführung- d1t: 
Entlassung Dr. Hohensteins zeigte hier erste "Erfolge" -
bei dieser NS-Aktion war skandalös. Nicht nur, daß sie jeg­
lichen Schutz fiir die bedrohten GewerkschJften verweJ­
gerte, sie begünstigte durch Nichteingreifen vor Ort die 
unrechtmäßigen Vorgänge selbst. Hatten doch am Vor­
mittag zwei Gewerkschaftssekretäre um polizeilichen 
Schutz ersucht, der ihnen mit der bizarren Begründung 
;terwehrt wurde, daß eine Rückfrage bei den SA- und 55-
Standarten ergeben habe, "daß dort von dem Plan einer 
Besetzung des Gewerkschaftshauses nichts bekannt und 
eine derartige Maßnahme auch nicht beabsichtigt sei".54 
Als dann das Gewerkschaftshaus besetzt wurde, schritten 
die anwesenden Polizeibeamten des Überfallkommandos 
sowie andere Polizisten aus dem zuständigen Revier nicht 
ein. Ein Einschreitenn wäre zweifellos", so der Polizeiprä­
sident, "von der vor dem Haus befindlichen Menge als 
Vorgehen gegen die NSDAP aufgefaßt worden ... ". Diese 
Behörde folgte nicht mehr dem Rechtsprinzip, sondern 
sie ließ parteipolitische Rücksichtnahmen den Ausschlag 
geben. "Trotz eingehender Untersuchungen" gelang es 
hier nicht, "die Urheber des angerichteten Schadens fest­
zustellen". 55 

Während das Gewerkschaftshaus von nun an "durch die 
Schutzpolizei verschärft bewacht wird", bis es dann am 2. 
Mai 1933 durch SA und SS zum zweiten Male besetzt und 
der NSBO übergeben wurde- die Freien Gewerkschaften 
waren nun endgültig zerschlagen -, verscharfte sich der 
NS-Terror gegen einzelne Gewerkschafter. Die erhaltenen 
Berichte weisen die gleiche Vorgehensweise auf: Führen­
de Gewerkschafter wurden von SA oder SS abgeholt und 
in eines der berüchtigten "Sturmlokale" (meist in die Bür­
gersäle in der Oberen Karlstraße) oder "Stützpunkte" ge­
schleppt. Dort wurden an ihnen Scheinlunrichtungen 
durchgeführt, furchtbare Schläge ausgeteilt und andere 
Formen von Mißhandlungen angewandt. Schließlich 
wurden die so Geschundenen verhöhnt, indem sie zu 
.,Heil H itler"-Ausrufen und ähnlichem gezwungen wur­
den.56 
Am 9. März 1933 war es in der Oberen und Unteren Kö­
nigstraße zu Boykottaktionen jüdischer Geschäfte gekom­
men. SA postierte sich vor den Geschäften, filmte diejeni-

gen, die uotz gegenteiliger Aufl'ordcrung d.1s Geschäft be­
traten, riegelte dann die Geschäftszugänge ganz ab, so da I~ 
diese Geschäfte schließen mußten. Solche Boykottmaß· 
nahmen waren auch in den Jahren zuvor in KJssel mehr· 
fachvon nationalsozi;1li~tischer Seite Jus inszeniert wor­
Ut!n.57 

Keller, in denen Gegner de~ Nationaboztalismus tr1 Kassel 
gepeinigt und mif~handelt, gefoltert und gc:quält wurden, 
gab es viele: Zum einen die Stammlokale der SA und 
NSDAP (besonders die erwähnten "Bürgersäle .. ), dann die 
Parteizentrale der NSDAP selbst, das Adolf Httler-HJus 
in der Wilhelmshöher Allee 7 und das Vereinshaus der Ar 
beitcrwassersportler am Auedamm (nun SS-Stützpunkt). 
Es hegen mehrere Berichte über solche Mißhandlungen 
vor. Die Ereignisse in den Bürgersälen sind Gegenstand ei­
nes gerichtlichen Verfahrens nach 1945 geworden.S8 Zu­
meist wurden diese Mißhandlungen einzelner durc.h emc 
dem mittelalterlichen Pranger vergleichbare "Vortuh­
rung" durch belebte Straßen der Innenstadt eingeleitet. 
Ähnltc.h dem Pranger, das hetßt der öftentltchen Emiedn­
gung und Verächtlichmachung gleichkommende Quälc:­
reien wurden auch aus Dörfern des LJndkreises Kassel be­
richtet. 59 Die Nazizeitung "Hessische Volkswacht" hatte 
eine eigene Kolumne m1t der Überschrift .,Am Pranger", 
worin Journalisten in der Maske des Biedermanns Enthül­
lungen über "rassenschänderische" Beziehungen bei vol­
ler Namensnennung des so Gedemütigten und Verhöhn­
ten verfaßten. 
Ein Beispiel aus etwas späterer Zeit, dem August 193.\: 
.. Ernst L. .. aus Melsungen.,- so etne solche Anprangerung 
mit emem steckbrief.ihnlichen Foto des Betroffenen -
"hat es immer noch nicht begriffen, daß dte schönen Zet­
ten des Systems vorüber sind. Er unterhtdt em bis zum 
vorgestrigen Tage ungestörtes Verhältnis zu fräulein D. 
aus Kassel, Weserstraße. Nach eigenem Eingeständnis 
des Melsunger Juden und seines Freundes Nathan in K:~s­
sel hat L. das Mädchen in der übelsten Weise mißbraucht 
und Nathan, in dessen Wohnung sich E. und D. trafen, 
den Kuppler gespielt. Alle drei wurden am Montag durch 
die Straßen der Stadt Kassel geführt, wobei sie ein Schild 
tragen mußten, auf dem verzeichnet war: ,Wir haben 
Christenmädchen mißbr.tucht.' Die betden) uden werden 
aus Gründen der öffentlichen Sicherheit in einem Kon­
zentrationslager untergebracht werden. "60 

54 HStA Mbg. 165/3982, Band 9 (Abschließender Bericht des Kasseler Poliuipräsident~n \V. v. Kortwitz betr. Demonstr.nion der NSDAP vor dt'm 
hiesigen Gewerkschaftshausam 7. dieses Monats vom I 0. März 1933). 55 Ebeoda. 56 G. Beier, Das Lehrstück vom I. und 2. MJi 1933. Frankfurt­
Köln 1975. S. 64-66 (Brutale Mißhandlung von zwei Angestellten 10 Kassel. Als Anlage de.s Schreibens des ADGB· Vorstands aJl den Rcichspräsidt'n­
ten vom 5. April1933). 57 Vgl. in dtesem Band den Beitrag von Wolfgang Prinz. 58 D.a Verfahren wurde am ll. I 0. 1948 vor dtm Landgericht Ka~­
scl eröffnet. 59 Z. B. die Mißhandlung August Cohnsm Oberkaufungen, vgl. Volksgemctmchaft und Volksfeinde, Bmd l, S. 206 f. Auch in Hofgets­
mar, Immenhausen, Sandershausen,Heiligenrode, Frommershau~en, Nicderzwehren, Crumb~ch, lhringshausen, NicdcrveJim.u, in Spangenberg,tm 
Karlshof/\Vabem kam es zu derartigen öffentlichen Erniedrigungen uud heimbeben Mtßh.111dlungen durch eFcmegcru:hte" und .Revolut10nunbu· 
nale" der Nazis. ,.Der Geheimdienst der SA-Sta.nd~rtc 8J btldcte m Zu)ammenwirkcn mtt anden:n der SA nahstehenden Ztvtltsten oder P.trtetfreun­
den ein sogenanntes ,Revolutionstnbun.l]' tn den Burgersälcn. • (Hc~~i)cbe Nachrichten vom 14. 10.194!1). bl1 I ln$i)chc: VolkswKht vom lJ. 8. 11133. 

27 



Während dieser Flaggenhissungen, H:iuserbesctzungen, 
der Terror~kte gegen einzelne durch SA-Rollkommandos 
hatte d1e NSDAP den Wahlkampffiirdie Kommunalwah­
len am 12. März unvermindert heftig fortgesetzt. Wieder 
bheb der erwartete große Erfolg aus: Die NSDAP erhielt 
8000 Stimmen weniger als am Sonntag zuvor, die SPD fe­
stigte ihr Ergebnis, während die KPD nicht zuletzt auch 
aus den genannten Gründen Stimmen verlor. 
Immerhin: Von den 56 Kasseler Stadtverordnetenmanda­
ten waren 16 an die Sozialdemokraten (darunterChristian 
Wittrock, RudolfFre1dhof, Georg August Zinn, Friednch 
Hofacker, Willi Goethe}. zwei an das Zentrum (Karl Diet­
rich und Katharina Wingenbach) und vier an die KPD 
(darunter Karl Barthel und V.1lentin Gabel) gefallen. Etwa 
zwei Fünftel aller Stadtverordneten, soeben demokratisch 
gewählt, standen, z. T. scharC gegen die aufziehende Hit­
lee-Diktatur. 
In dieser Situ.-.tion gnffeo die Nazis rücksichtslos zur Ge~ 
walt, um die demokratische Oppositton für 1mmer auszu~ 
schalten. Nach ihrem Konzept durfte es unter keinen Um­
ständen .tu emer sich befestigenden parlamentarischen 
Oppositton in der Stadtverordnetenversammlung kom­
men. Die Methoden, derer die NSDAP sich bei dieser Un­
terdrückungspolitik bediente, waren auch in Kassel und 
Nordhessen folgende: 
- Die gewalts:1me Hinderung an der Ausübung des Man­

d.ns, 
- die Verhängung von Schutzhaft gegen Mandatsträger. 
- die gewaltsame Dienstentfernung und Einschüchte-

rung, 
- die Beseitigung der Parlamente. 
Flankiert und "abgesichert" wurde dieser lokale Terror 
durch Verordnungen, Gesetze und Erlasse der fest in na~ 
tionalsozialistischen Händen sich befindenden preußt~ 
sehen und Reichsministerien. 
Mitte März 1933 schrieb Weinrich an dte Kreis- und Orts­
gruppenleiter der NSDAP folgendes: .. In den neugewähl­
ten Kreistagen, Stadtverordnetenversammlungen und Ge­
meindevertretungen ist die Tätigkeit von jetzt gewählten 
Juden und Kommunisten von vornherein, notfalls mit 
energischen Maßnahmen zu verhindern. Sie dürfen zur 
Eröffnungssitzung den Sitzungsraum überhaupt nicht be~ 
treten. Genügend SA und SS steht ja überall im Notfall 
wr Verfu.gung."61 Während jüdische bzw. kommunisti­
sche Abgeordnete gewaltsam vom Sitzungsraum fernge-

halten werden sollten, durften sozialdemokratische Ab· 
geordnete nach Weinrichs Vorstellung keinerlei Amt 
mehr erhalten: .,In der ZeH der nationalen Revolution ist 
es eine Unmöglichkeit. daß noch ein Vt>rtreter oder stär~ 
kerer Anhänger einer undeutschen, marxisttschen Gei­
stesrichtung ein Vertreteramt als Kreisdeputterter, als Bür­
germeister, Beigeordneter oder Schöffe ausübt ..... Weinrich 
schl ug vor, daß in den Fällen, in denen noch ein Marxist 
in ein Amt gewählt wird, der NSDAP-Kreisleiter "durch 
Rücksprache mit dem zuständigen Landrat die Versagung 
der Bestätigung erwirken wird". In verschiedenen Land~ 
kreisen des Regierungsbezirks Kassel ist nach diesem Vor­
schlag verfahren worden, besonders dort, wo NSDAP~Ak­
livisten plötzlich zu Landräten avanciert waren. 
In gleicher Richtung hatte Göring Ende März verschiede­
ne Runderlasse herausgegeben, wobei er auch einen Fin­
gerzeig gab, wie man mit sozialdemokratischen Mandats­
trägern verfahren könne: Sie dürften an der Teilnahme 
der Sitzungen nicht gehindert werden. "Dies bezieht sich 
jedoch nicht auf die tatsächliche Behinderung einzelner 
cüeser Mitglieder durch richterllche und polizeiliche 
Maßnahmen, die aus besonderen Gründen gegen sie ge­
troffen sind." 
Die NSDAP hatte sich sehr bald unmittelbare Zugänge 
zum Instrument der Schutzhaftverhängung verschafft. 
wobei der einfachste Weg über die Polizeibehörden fuhr­
te. Schutzhaft bedeutete, daß der Betroffene verh:1ftet 
und in ein Gefängnis bzw. tn einen gefängnisähnlichen 
Ort auf unbestimmte Zeit eingesperrt wurde, wobei er SA~ 
oder SS-Kommandos ausgeliefert war.t~2. Jn Kassel wurden 
Schutzhaftgefangene im Polizeigefängnis am Königstor. 
im Zuchthaus Wehlheiden, im Untersuchungsgefängnis 
in der Leipziger Straße, im Karlshospital und ab Juni 1933 
im eigens füt diesen Zweck eingerichteten Konzentra~ 
tionslager Breitenau eingesperrt.63 Als Schutzhaftgefan~ 
gener konnte der soeben gewählte Abgeordnete sein Man~ 
dat selbstverständlich nkht ausüben. Diese Schutzhaft­
maßnahmen bedeuteten einen schweren Anschfag auf die 
demokratische Willensbildung, die ihren Ausdruck in 
Wahlen von Abgeordneten fand: Der Schutzhaftvorgang 
fuhrt dazu, daß die Exekutive (z. B. der Landrat) die Legis­
lative (z. B. den kommunistischen Gemeindevertreter) 
auflöst. 
In der Stadt Kassel waren folgende Stadtverordnete an der 
Ausübung ihres Mandats durch Schutzhaft Ende März 

o1 HHSt:A Wbdn. 483/1254. Göring hatte wie stets in solchen Fällen dtesc Praxis als Rctchskommissar fur Preußen schcinlegaltsiert: Vgl. MbliY I, 
S. 390 f bl Vgl. in di~sem Band den Bettrag von Jörg Kammler. 63 Ermnan an ßrt"ttenau 1933-1945. Katalog zur Ausstellung. 4. Aufl. Kassel 
1984. 64 Für Freidhof und Schäf~r vgl. die Betreuungsakteil tm Stadtarchiv Kassel. 65 Kasseler Post vom 25. 3. 1933. ~" Hessische Nachrichten 
vom 30. I. 1958. 67 I fStA Mbg. 165/3982. Sonder-Akten betr. Störung der öffentlichen Ruhe und Ordnung sowie den öffentlichen Sicherhetrs· 
dienst. B,Jnd II. Dteser Bencht befindet SICh - wte ähnliche Berichte anderer auch- einem Schreiben des preußischen Landtagsabgeordneten Paul 
R~hle (SPD) vom l~.l. 4. J 93~. a.n Gö~ing beigelegt. Röhle nennt nam~ntlich 14 VOJ:_J. d~n N~zis mi~handelte Personen (davon 13. in .Kassel) und bitret 
Gcinng um Nachprufung. Gonng retchte das Sehretben an das Geherme Staatspohzetamt m Berhn wetter, von wo aus er urschnftlich nebst Anlagen 
.:tn den Rcgterungspräsidcnten in Kassel .zur gefl. weitert"n Veranlassung" am 29. Mai 1933 weitergereicht wurde. Der Regierungspräsident nahm es 
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1933 gehindert: Rudolf Fre1dhof (SPD), Ouo Schäfer 
(SPD), Karl Barthel (KPO), Valentin Gabel (KPO), Fried­
rich Schmidt (KPD).64 
Der Rücktntt deJt Kasseler Oberbürgermeisters Dr. Stadler 
am 24. März 1933 zugunsten des Nationalsozialisten Gu­
stav Lahmcyer, des bts dahin amtterenden Bürgermeister~. 
wurde bekanntgegeben. nachdem "der inzwischen zum 
Ministerialdirektor ernannte Landtagsabgeordnete Dr. 
Roland Freisler in Begleitung des ISS-)Standartenftihrers 
Dörnemano mit dem Oberbürgermeister die Lage" in de­
ren DJC~nstzimmer besprochen hatten. Vor dem Rathaus 
hatte etne SA-Abteilung sich postiert und eine .,nach Tau­
senden zählende Menschenmenge" sich eingefunden, 
"die die Entwicklung der Dmge gespannt verfolgte", Frm­
ler sprach dann zur Menge, gab Stadlers Rücktritt be­
kannt, würdigte diesen .,schweren Entschluß des Ober­
bürgermeisters'', über den "nicht billig triumphiert,. wer­
den sollte. Stadlcr babe aus freiem Entst.hluß die Stadt 
Kassel dem Nationalsozialismus ganz übergeben. bS 

Es ist keine Frage, daß Stadler unter massivem Druck s1ch zu 
diesem Rücktritt veranlaßt sah. Während Freister gegenüber 
dem Oberbürgermeister nach außen h.in die Fassade des fret­
willigen •. fast tragischen Rücktritts wahrte, prügelten zur glei­
che~ Zett SA-Leute demokratische Beamte und Angestellte 
a~s ahren ~tsstuben heraus, lteßen sie die Rathaustreppe 
hmunter zwtschen SA-Abteilungen .,Spalier l.mfen", um sie 
in den genannten Bürger~älen zu mißhandeln. Der Augen­
zeuge und spätere Kasseler Oberbürgermeister Willi Seidel 
hat diese Vorgänge festgehalten. 
.,Eine Gruppe städtischer Bediensteter, die aus Irgendei­
nem personltchcn Grunde verärgert waren, sowie andere 
Partetgänger der neuen Machthaber haben Dr. Freislt:r 
und der SA eme ,schwarze Liste' über mißliebige Poltttker. 
städtische Beamte und Mitbürger jüdischer Abstammung 
in die Hände gespielt. Das Rathaus war ringsum an allen 
Ei~gängen von SA-Leuten tn Uniform besetzt. Jeder, der 
auf der LJSte stand, wurde unter Johlen und Gebrüll einer 
immer größer werdenden Menge Radaulustiger vor dem 
Rathaus die Freitreppe heruntergeführt, mit Fußtritten, 
Stockschlägen und Schimpfworten bedacht. Darauf11in 
wurden die Betroffenen in den verdunkelten Räumen der 
Bürgersäle ... von Angehörigen der SA, die sich unkennt­
lich gemacht hatten, verprügek"o6 Ein Bericht eines Be­
troffenen vom 24. März 1st bekannt: 
Am 30. März 1933 fand die .,feierliche Eröffnungssitzung 
des neuen Stadtparlaments" im St.tdthallensaal statt.67 S1e 
wurde im Stil ein{'r Parteikundgebung inszeniert. Eine ne­
sige Hakenkreuzfahne war aufgehängt, SA und SS versa­
hen den Ordnungsdienst im Saal, eine SS-Kapelle sp1elte 
Märsche bis Sitzungsbeginn. Folgerichtig wurde nicht 

Brri(h/ drs sttldtl.fcbm Angt'Sidltm K. ii/Jrr srinr .l1tßbcmd 
bmg in dm Biirgtrsiilm rJIII 24 M,'irz /9JJ6'1-

Am 24. 3. 33 wurde 1ch etwa gegen 12 Uhr auf Jt!m Gang 
vorder Druckerei, Zimmer48, tm Rathau!t vo112 Naz. SA 
Umform angesprochen . .,Sie sind doch Herr K?" lch ant­
wortete 1hnen zustimmend, worauf mir gesagt \VUrde: 
"Gehen Ste bme mit in die Bürgcrsäle." Ich wurde von th­
ncn dae R.-tthaus-Freitreppe hmumergefuhrt zu Jen Bur­
gersälen hin. Dort h.1be tch tm großen Saal etwa 2 Stun­
den mir andem Bc:amten und Angestellten des R.lthames 
warten mlh~cn. Wtrwurden emzeln herausgetUhrt unJ in 
einem Nebcnztmmcr von emem Zivilisten und einem m 
SA-Uniform vernommen . .,StnJ Ste Mitglied der SPD?'' 
wJr ?ie er~te Frage, verneinte dieselbe und lUgte hi111U, 
daß teh 1928 oder 1929 bereits ausgetreten ~et. .,Ste sind 
aber Mitglied des Bernebsrates?" ,Jawohl. aber B~isltzen­
der." "Haben Sie 1n dn~ser Ergenschaft als Angehöriger ck~ 
Betriebsrate~ irgeml Jemanden etwas zuleide getan." 
.,Nein, das bnn ich nicht, da tch nur Betsttzender btn"', 
war meine Antwort. Man fragte mich dann weiter, ob tl.h 
Mirglied Jer KPD sei. ich sagte ihnen, daß das niCht Jer 
Fall ~e1. *Ste sind Kriegsteilnehmer?" .Ja." .,Was habt Ihr 
mtt um getan 191 8" .,Ihr habt uns die Achselstücke herun­
tergerissen und tm Gesteht gespuckt!" .,D.t habe 1c.h nac.ht\ 
mit zu tun", antwortete ich ihnen. ,.,Nun gut, gehen Sie mit 
den berden Herren dort." Daraufhin wurde tch von 2 SA­
Leuten aus dem L.:immer herausgeruhrt, zum Keller hm­
unter, der von SA-Leuten besetzt war. Der Keller war dun­
kel. Mtt twel Taschenlampen beleuchtete m.m ihn. Ich er­
kannte eme Prttsc.he, auftlte hmzulegen man mrd1 zw.mg. 
mtt den Worten, nun leg Dich mal etn bißdum hm. Man 
htelt mtch an Kopf, Händen und Füßen lest. mehrere SA­
Leute schlugen auf mich mit Gummiknüppeln etne VIer­
telstunde ein, Rücken, Gesäß und Oberschenkel. Am 
Kopf. ~m blutete ich, durch das stJ.ndtge Aufschlagen .JUf 
der Pntsche. Aufhören, kommandierte plötzlich jem,ll)c..l. 
Dar.1uf wurde tch wteder heraufgefuhrt nach oben. M.m 
reichte mir em Gla~ Wasser und ~agte: "Na, Du hast noch 
rucht viel abbekommen, ruf mal "Heil Hitler". Da ich zu 
sehr blutete, wurde ich noch einmal in den ersten Stock 
gcschtckt und vom Blut geremtgt. Bis zum Rathaus wurde 
ich begleitet, ich holte meine Sachen vom Büro und gmg 
~ach Hause. Vor der Landesversicherungsanstalt brach 
ICh zusammen. Stadtsekretär Theune sah mteh und faßte 
mich unter und begleitete mich nach Hause. Seit d1e~er 
Zer.t I rege 1ch tu~ctt und bin dienstunfähtg. G{'sehen ww­
dc achvon den Arlten Dr. Nagel. Dr Mussig, Dr. Müller, 
Pnnzenstraße, Dr. Hans Wegener, Wilh. Allee. 
Kassel, den 29. 3 33. 

am 13. Juni 1933 .nJch Vortrag" zu den Akten . ~>8 Vgl. zum folgenden dtc ausfiihrltthc: l:kmhttut.lttung 1n K.lHelrr Post. 1 4. 1 !IJ.l. 
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mehr erörtert. verhandelt, argumentiert, abgewogen, son­
dern militärisch-knapp das Notwendige vorgetragen und 
sofort en bloc, meist einstimmig, entschieden. Ohne Dis­
kussion wurde dem SPD-Stadrverordneten Christian Witt­
rock das Mandat aberkannt. Freisler griff höhnisch die 
SPD an, weil sie zu dieser Sitzung nicht erschienen war. 
Dabei war Freisler selbstverständlich bekannt, daß einige 
Mandatsträger i_n Schutzhaft saßen, andere mißhandelt 
worden waren, und daß die Chance einer fairen Verhand­
lung bei dem Charakter dieser Veranstaltung H.ir Gegner 
nicht mehr gegeben war. Bereits während dieser Sitzung 
wurde Hitler das Ehrenbürgerrecht der Stadt verliehen. 
Das weitere Schicksal dieses Kasseler Stadtparlaments en­
det noch im Verlauf des Jahres 1933. Das nationalsoziali­
stische Gemeindeverfassungsgesetz vom 15. 12. 1933 
schuf die parlamentarischen Körperschaften ab und er­
richtete kooptativ hinzuzuziehende eh renamtliche Bei-

geordnete und Ratsherren, zu denen dann ab 1934 fast 
ausschließlich Parteigänger des Nationalsozialismus beru­
fen wurden.69 
Die letzte Sitzung des Stadtparlaments fand am 30. De­
zember 1933 statt. Auf dieser Si tzung wtes Weinrieb auf 
"die Notwendigkeit der Auflösung der Stadtparlamente" 
hin. "Die NSDAP hatzeitihres Besteheus gegen den Par­
lamentarismus gekämpft, da er nie dem deutschen Wesen 
entsprochen habe." Im übngen sei "in Kassel durch die 
Einsetzung des ,beschließenden Ausschusses' der Parla­
mentarismus praktisch schon bei der Machtübernahme 
beseitigt worden". 
In ähnlicher Weise- jedoch noch etwas zügiger- beende­
ten Weinrieb und seine Leute die Tätigkeit des Kommu­
nal- und Provinziallandtags.70 Parteiverbote, Emeignun­
gen von Zeitungen und Parteivermögen, schlossen diesen 
Machtdurchsetzungsprozeß perfekt ab. 

Eine ohnmächtige Arbeiterbewegung 

Di~ politische Linke, Soll.tldemokratie, KPD und die klet­
neren Gruppierungen (wie KPD-Opposirion, Sozialisti­
st:he Arbe1tcrpartei Deutschlands, Internationaler Soziali­
stischer K..1mpfbund u. a.) ist vom aufziehenden FaschJS· 
mus überholt, überrollt, geschlagen und besiegt worden. 
Auch in K.as:.el haben SPD und KPD bis in cJen Februar 
1933 hinein nicht einmal in jener Frage zu einer Abspra­
che finden können, von der d.1s jeweilige Überleben jeder 
einzelnen Organisation abhing: ln der Frage eines ge­
memsamen Vorgehens gegen die faschistische Gefahr. So 
konnte der Kasseler Regierungspräsident am 26. Apnl 
1933 dem Berliner Polizeipräsidenten korrekt berichten: 
.. Beobachtungen über einen Zusammenschluß der KPD 
und SPD zu einer Einheitsfront sind nicht mehr gemacht 
worden. Jn den letzten KPD-Versammlungen anläßlich 
der Reichstagswahl 1m Januar des Jahres haben die KPD­
Referenten noch eine sehr gehässige Sprache gegenüber 
der SPD-Führung getUhrt. Der Gedanke eines Zusammen­
gehens dürfte nur in der Gefolgschaft beider Parteien, 
nicht aber bei ihren Führern lebendig gewesen sein."71 
Arthur Mehmet, der das "Kasseler Volksblatt~ in den Jah­
ren vor dem 30. Januar 1933 untersuchte, kam zu dem Er­
gebnis, daß dort "die faschistische Gefahr fur die Zukunft 
:tllgemein unterschätzt (wurde), denn: um zur Macht zu 

gelangen, müßte der Faschjsmus sich entweder der Macht 
des Großkapitals völlig unterwerfen und würde so seine 
Massenbasis verlieren, oder er müßte 3uf diese Unterord­
nung verzichten und würde damit in Widerstreit mit den 
Interessen maßgeblicher Kapitalkreise geraten. Aus dieser 
Widersprüchlichkeit glaubte man ein mehr oder weniger 
automatisches Scheitern der faschistischen Bewegung 
ableiten zu können. "72 Die Unterschätzung der faschisti­
schen Gefahr findet man häufig in der sozialdemokrati­
schen Parteipresse (etwa 1n Formulterungen wie derjeni­
gen, dal~ mit Hilfe der Eisernen Front "der ganze national­
sozialistische Spuk bald verflogen sei .. ).73 Überhaupt ist 
die Methode, mit der im "Kasseler Volksblatt" der Natio­
nalsozialismus untersucht, kritisiert und bekämpft wird, 
als Enthüllungsjournalismus zu kennzeichnen. Die Kasse­
ler Nazibewegung wird der sozialdemokratischen Leser­
schaft als ein Sumpf, in dem korrupte und sittlich de­
rangierte Gestalten sich rummeln, vorgeführt. So berich­
tete das "Kasseler Volksblatt" etwa am 19. August 1932 
unter der Überschrift "Das 1st die Kasseler Hitlerpartei. 
Skandal über Skandal- Röhmlinge in der hiesigen Hitler­
JUgend- Kulturkampfgelder bei Wein und Weib- Explo­
sion in der Betriebszellen Ieitung,. über allerlei Hintertrep­
pengeschichten, ohne dabei die wirklichen Gdähren der 

&~Auch die bis dahin noch geduldeten Mit_glieder der ONVP und des Zentrums wurden nun berausgedrängt: H. Waldschmidt, L. Steuer, Or. W tlhelm 
Hartmann (alle vom1als O~VP) und K. Dtetrich (vormals Zentrum) scheiden bis Mitte 1934 als Beigeordnete bzw. Ratsherren der Stadt Kassel aus. 
Ka~scler Post vom 13. 7. 1934. 70 Vgl. Kasseler Post vom 24. 3. 1933,6. 4. 1933 und 11. 5. 1933. (.Kommunallandtagssitzungen unnötig"). Vgl. auch: 
Verhandlungen 1.b Kommunallandtags fiir den Regierungsbezirk Kassel (65. Kommunallandtag) vom 5. April 1933. Kassel 1933. 1l BAK: R 58/ 
561. 72 A. Mehmet a.a.O. (10), S. 170. 73 A. Mehmet a.a.O. (IO),S. 171-186; dort ist die Fehleinschätzungder SPD hinsichtlich der politischen Zu­
kunft der NSDAP ausfuhrlieh dokumentiert. 
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aufziehenden faschistischen Bewegung zu erfassen und 
ohne anscheinend zu begreifen, wie weit man selbst sieb 
in seinen Maßstäben und Kriterien aufzugeben begann, 
wenn man z. B. Homosexualität aJs "schmutzig'' bezeich­
nete: "Nach dem Skandal von Hofgeismar nun der Skan­
dal in Kassel. Ein Führer der Kasseler Hitlerjugend wurde 
bei einem perversen Geschlechtsverkehr mit einem Hit­
ler-Jüngling ertappt! ln einer Partei, in der ein erster Füh­
rer des Braunen Hauses tfu stramme Negerjungen 
schwärmte, kann das zwar nicht überraschen, aber die Öf­
fentlichkeit hat ein Anrecht darauf, solche schmutzigen 
Dinge zu erfahren, und erst recht dann, wenn es steh um 
den Führer der Jugend handelt. Dtese Leute blasen sich 
auf und schreien, sie wollten Deutschland vom ,Kultur­
bolschewismus' erlösen. Wir sind genau unterrichtet dar­
über, daß auch in unserem Bezirk§ l75er als nationalso­
zialistische Redner auftreten. Wie immer man zu krank­
haft veranlagten Menschen steht: Auf die Jugend dürfen 
solche Leute auf keinen Falllosgelassen werden!"74 Im­
mer wieder greift das Volksblatt scheinbar Partei Hir Sitte 
und Anstand, als ob es darum ginge, ob Freister irgendwel­
che unterschlagenen Summen "in Luxusknetpen und Bor­
dellen" verpraßt habe. Überschriften wie "Der Puffvater 
als SS-Koch", "Der Nazibaron aufRetsen", .,Der Naziba­
ron und sein Auto" erscheinen in jeder Hinsicht als un­
geeignet, um die Anhängerschaft gegenüber der wirklich 
drohenden terronstischen Gefahr angemessen zu infor­
mieren, zu mobilisieren und die eigene Basis zu verbrei­
tern. 
Von dieser kurzatmigen und problematischen Agitation 
im Tageskampf hob sich qualitativ ganz erheblich die 
veröffentlichte Kampfschrift von Rudolf Freidhof ab, 
dem Bezirkssekretär der SPD in Hessen-Nord, mit dem Ti­
tel "Die faschistische Gegenrevolution", die er m Kassel 
im Selbstverlag des Verfassers im Jahre 1931 veröffentlich­
te. Auf 15 Seiten gelingt es Freidhof, in einer ernsthaften 
marxistischen Analyse die sozialen und ökonomischen 
Bedingungen und die drohenden Gefahren angemessen 
zu beschreiben. Er stellt fest, daß die Nationalsozialisten 
.,die lautesten Rufer und der Mittelpunkt der gesamten 
Reaktjon" im Kampf gegen Manusmus und Demokratie 
geworden sind. 75 

"Die Wahlentscheidung vom 14. September hat die So­
ztaldemokratie vor eine neue, schwere, vielleicht die 
schwerste Aufgabe gestellt, die sie hier zu lösen hatte. Es 
unterliegt keinem Zweifel: dtese Wahlentscheidung hat 
der Gegenrevolution starke Impulse gegeben, und der Fa­
schismus ist jetzt zum Hauptproblem der deutschen In-

nenpolitik geworden." Freidhof arbeitet die "Dezimie­
rung der liberalen Panei" seit 1918 klar heraus und sieht 
auch ganz zutreffend. daß die Nationalsoztaltsten die er­
ste bürgerliche Partei sind, die eine festgefügte Organisa­
tion aus allen Schichten des Volkes geschaffen haben. Ih­
nen ist es möglich, "diese Gesellschaftsschichten mit zum 
Teil sehr starken entgegengesetzten Klasseninteressen zu­
sammenzuhalten". Ganz klar wird von Freidhof der terro­
ristische Grundzug des kammenden Dmten Re1ches beim 
Namen genannt: "Die NatiOnalsozialisten smd nicht nur 
eine politische Partei, sondern auch gleichzeitig Wehrver­
band. lhr Ziel ist die Beseitigung der Demokratie, ihre Me­
thoden sind Terror und Gewalt." Am Setspiel der amne­
stierten Fememörder Klapprothund Edmund Heines, des 
neugewählten Reicbstagsabgeordneten, folgert er: .,Wehe 
der Arbeiterklasse, wenn diese blutgierigen Bestien jemals 
zur Macht kämen." Er sieht, daß der Hauptangriffspunkt 
der faschistischen Gegenrevolution die demokratischen 
Rechte sind, die gerade 1918 mühsam erkämpft worden 
waren. Bei dem Faschismus "handelt es s1ch nicht um die 
Aushöhlung, sondern um die vollständige Zerschlagung 
und restlose Beseitigung aller demokratischen Rechte. D1e 
Revolution von 1918 hat der deutschen Arbeiterklasse die 
politische Gleichberechtigung gebracht und ihr durch dte 
Demokratie auch politische Macht gegeben. Gegen diese 
Macht der Arbeiterklasse rennt der Nationalsozialismus 
als der aktivste Vortrupp der Gegenrevolutionäre an, und 
zwar unter der täuschenden Mc~ske einer ,Arbeiterpartei'. 
Sie brauchen den Namen Arbeiterpartei, um die in Not 
und Elend geratenen Massen in demagogischer Weise ir­
rezufiihren." Freidhof ordnet die gegenwärtige ernste na­
tionalsozialistische Gefahr in einen übergeordneten "ge­
sellschaftlichen Machtkampf" ein, den das Bürgertum ge­
gen das Proletariat entfacht hat, nachdem dieses sich 1918 
erdreistet habe, auf Demokratie und Gleichheit zu beste­
hen: "Das Bürgertum hat begnffen, daß es durch die pro­
letarische Klasse immer mehr und mehr aus seineu wirt­
schaftlichen, politischen und gesellschaftlichen Macht­
positionen gedrängt wird ... Aber auch politisch und 
gesellschaftlich findet ein Machtkampf in ungeheUiem 
Ausmaß statt .. Man muß sich in die Psyche des Adels und 
des Bürgertums hineinversetzen, un1 den ungeheuren 
Haß zu begreifen, der daraus entspnngt, daß dort, wo ehe­
mals ein Adliger gesessen hat, jetzt ein ehemaliger Arbei­
ter mit dem selben, ja oft noch besserem Geschick die 
Dinge meistert. Es war doch früher so, daß alle Landrate, 
Polizeidirektoren, Landeshauptleute usw. dem Adel oder 
der Bourgeoisie entstammten, dabei wollen wir sogar zu-

1 4 Kasseler Volksblatt, 19. August 1932 75 RudolfFreidhol, Du.• faschistische Gegenrevolutmn. Im Selbstverlag des VC"rfJssers. Kassc-11931. Dre fol­
genden Zitate smd dieser Schrift entnommen. 
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geben, daß für so tnanche dieser Stelleninhaber nicht in 
erster Lmie das Gehalttrotz seiner Höhe ausschlaggebend 
war, denn sie stammten z. T. aus vermögenden Familien; 
für sie war maßgebend, daß sie ihre Stellung als Ausdruck 
einer Machtpos;tton für ihre Klasse empfanden. Es war das 
Klasseninteresse. das im Vo1dergrund stand, und es war 
für ihre KJasse einfach selbstverständlich, alle Machtposi­
tionen in ihrer Hand festzuhalten." Der 9. November 
1918 ,.war n1cht die Revolution, sondern nur der Tag, an 
dem die große Revolution ihren Anfang nahm, in der wir 
uns gegenwärtig beftnden". Freidhof sieht "alle Kräfte am 
Werk gegen das aufsteigende Proletariat, das ganz auf sich 
selbst angew1esen, diesen mächtigen Kampt: den Kampf 
zwischen zwei Klassen und Weltanschauungen, zufUhren 
hat. Dem Proletariat erwächst kein Erlöser, es muß sich 
sdbsl im Kampfe seine Freiheil erobern!" 
Freidhofspricht m dieser Kampfschrift mehrfach deutlich 
aus, dag Krieg und Barbarei das Ziel des Nationalsozialis­
mus ist. Aus semer Schrift spricht noch die Hoffnung. 
sich einem KJmpf mit den Nazis zu stellen: "Die sozialde­
mokratische Arbeiterklasse ist mir dem Kapp-Putsch fer­
tiggeworden, s1e hat den Hitler-Putsch vom 9. November 
1923 überstanden, sie ist im Kampf mir Bismarck als Sie­
ger hervorgegangen, sie wird auch in Zukunft m1t dem 
Tschecheslowaken Hitler und seinen Mannen fertigwer­
den. Wenn aber wirkJich Köpfe rollen sollten, so hat die 
ArbeJterkJasse nur eine Aufgabe, dafur Sorge zu tragen. 
daß die Köpfe ihrer Gegner zuerst im SJnde rollen. 
Wiid die Arbeiterklasse zum Kampfe gezwungen, dann 
gibt es für sie nur eine Parole: Aug' um Aug' - Zahn um 
Zahn!" 
Die Kommunistische Partei in Kassel grenzte sich überaus 
scharf von kleineren sozialistischen Gruppen und Par­
teien ab. So wird die Sozialistische Arbeiterpartej Deut­
schlands zu den "gefiihrlichsten Schädlingen innerhalb 
der Arbeiterbewegung" gezählt;76 drei kommunistische 
Stadtverordnete Kassels übten öffentlich Selbstkritik, wetl 
sie mit Vertretern der SAP eine Fraktionsgemeinschaft ge­
bildet hatten ("erklären hierdurch, daß ... unsere Maß nah· 
me im Stadtparlament falsch, opportunistisch war"). 77 
Mitglieder des Internationalen Sozialistischen Kampf­
bundes werden als "Leisetreter" diffamiert, die .,der Ge­
werkschaftsbürokratie nicht auf die Füße treten wollen., _78 
Artbur Mehmet hat im übrigen klar herausgearbeitet, wie 
ungebrochen der Sozialfaschismus-Vorwurf gegenüber 
der Sozialdemokratie sich halten konnte.79 Die Einstel­
Jung der kommunistischen Parteipresse zur NSDAP ver-

ze1chnet zwar die Bluttaten w1d den Terror der Nazis, stellt 
diesen auch als weiterhin gefahrlieb dar, arbeitet aber die 
gesellschaftliche und politische Gefahr nicht klar genug 
heraus. Die "Neue Arbeiter Zeitung" widmete sich auch 
immer von neuem dt:n angeblichen "Zersetzungserschei­
nungen in der NSDAP" bzw. der .. wachsenden Rebellion 
im Hitlerlager".SO Sie schreckt auch nicht davor zurück, 
skandalöse Offene Briefe von SA-Angehörigen, die ande­
re SA-Angehörige als Judenfreunde denunzieren sollen, 
abzudrucken. Auf dem 15. Parteitag der KPD Hessen­
Waldeck hielt Karl Barthel eine "Kampfrede"; darin führ­
te er unter anderem aus, daß "d1e herrschende Klasse alles 
tut, um den grandiosen Vormarsch der revoluttonären Ar­
beiterschaft aufzuhalten ... " Aus einigen Streiks wird ein 
.,revolutionärer Aufschwung im Bezirk" herausgelesen. 
Die .,Mehrheit der Arbeiterklasse" könne nur erobert 
werden "im Kampf gegen die SPD als der sozialen Haupt­
stütze der Bourgeoisie, im Kampf gegen die Nazis, im 
Kampf gegen das Zentrum ... "81 

Immer wieder bedeutet die Neue Arbeiter Zeitung iluer Le­
serschaft, daß Zersetzungserschemungen, Skandale, Kor­
ruptionsgeschichten und Meutereien die Hitler-Bewe­
gung charakterisierten, so daß ein vollkommen verharm­
losendes Bild der NSDAP entsteht. Ist es der Gefahr ange· 
messen, wenn im Dezember 1932 formuliert wird: "Der 
Zersetzungsprozeß der nationalsozialistischen Partei, der 
SA und SS, nimmt inuner schärfere Formen an ."82 Immer 
wieder versucht die Neue Arbeiter Zeitung - mit Blick auf 
die SA sicher - revolutionäre Interessen der Basis gegen 
korrupte Interessen der Führung zu akzentuieren. Das 
geht z. T. soweit, daß der Antisemitismus der Nazibewe­
gung aufgegriffen wird: "Den einfachen Muschkoten er­
zählt man immer und immer wieder, daß nicht bei Juden 
gekauft werden darf. Man droht sogar mit Aussch luß aus 
der Partei. Anders bei den Herren Führern. So hat X. ei­
nem Fräulein Y. kurz vor Weihnachten bei der jüdischen 
Firma Wertheim einen eleganten Mantel gekauft..."83 
Offenbar glaubte die Kommunistische Partei - oder was 
soUman solchen Artikeln entnehmen?-, daß man den im 
Kern revolutionären "Proletarier" mit solchen Methoden 
aus den Reihen der Nazibewegung herausbrechen könne. 
Ähnelte dieses Modell nicht der Methode, mit der man 
sich der Sozialdemokratie näherte, der HeiStellung einer 
"Einheitsfront von unten" gegen die Führer? Eine der 
letzten Schlagzeilen der Neuen Arbeiter Zeitung offenbart 
die weitgehende Fehleinschätzung der Situation: ..,Hitler 
reg1ert - der Kommunismus marscbiert!"84 

16 Neue Arbeiter Zeitung. Organ der KPD fürdie Gebiete Hannover-Braunschweig und Hessen-Waldeck. Nr. 106, 19. 5. 1932. 77 Ebenda. n Neue 
Arbeiter Zeitung, Nr.ll6, 31. 5. 1932. 79 A. Mehmet, a.a.O. (10), S. 212ff. 80 Neue Arbeiter Zeitung vom 23. 8. 1932 und 18. 9. 1932. 81 N~ue Ar­
beiter Zeitung vom 18. 12. 1932 82 Neue Arbeiter Zeitung vom 20. 12. 1932. MJ Neue ArbeiterZeitung vom 5. 1. 1933. 84 Neue ArbeHer Zeitung 
vom 19. 2. 1933. 
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Hitler in Kassel 

Bei der NSDAP als einer auf einen "Führer" eingeschwore­
nen politischen Bewegung, an den sich von den Gläubi­
gen unter seiner "Gefolgschaft" pseudoreligiöse Heilser­
wartungen knüpften (nicht zufallig wurde er als "Retter", 
"Erlöser", "Einiger" gefeiert, grüßte man Heil [!] Hitler), 
bildete das persönliche Auftreten AdolfHitlers einen mit 
Spannung erwarteten und im nachhinein stets von neuem 
gefeierten Höhepunkt. Ganz offenbar wurde es als eine 
Gnade, ein Geschenk empfunden, wenn der "Führer" per­
sönlich einer Stadt die Ehre seines Besuches machte.85 In 
der Berichterstattung trat dabei der profane Anlaß seines 
Auftretens - in Kassel hielt er sich vor 1933 nur im Rah-

Das Hit/er-Zelt am 5. 11. 1932 (Foto C. Eberth, Kassel) 

MitteJanuar 1933 weilte er in der Stadt, tratjedoch dabei 
nicht öffentlich in Erscheinung. 
Sein Auftritt am 3. November 1932 war nach bewährter 
Weise inszeniert und im Stil einer Sensations-Veranstal­
tung aufgezogen. Die örtliche Presse berichtete bereits im 

men von Wahlkampfveranstaltungen auf- in den Hinter­
grund.86 
Im ganzen gab es vier öffentliche Auftritte Hitlers in Kas­
sel: Am 20. April1932 sprach er eine knappe halbe Stunde 
im Rahmen des preußischen Landtagswahlkampfs in ei­
nem großen Zelt an der Generai-Scheffer-Straße (heute: 
Oamaschkestraße), am 3. November in einem "Riesenzelt" 
am gleichen Ort anläßlich des Reichstagswahlkampfs, am 
11. Februar 1933 ebenfalls anläßlich der Reichstagswah­
len vom 5. März und am 4. Juni 1939 aus Anlaß des 
"Großdeutschen Reicbskriegertages .... Bekannt sind zwei 
weitere Aufenthalte Hitlers in Kassel: Im Juli 1932 und 

Vorfeld regelmäßig über die Errichtung des "Riesenzel­
tes", an der eine hundert Mann starke SA-Kolonne be­
teiligt war. 10 000 Sitzplätze wurden in dem Zeltbau ein­
gerichtet. Riesige Mengen von Schlacke und Tannenzwei­
gen wurden angefahren, um die Zugangswege und den 

85 Es entbehrt nicht der Komik, daß die Kasseler Post folgendes stolz vermerkt: "Hervorzuheben JSt, daß AdolfHitler bereJts zugesagt hat, etwa eme 
Stunde in Kassel zu sprechen und programmatische Ausführungen zu machen. Dies ist bemerkenswert, denn auf seinem Deutschland-Flug hat Hitler 
bisher in fast allen .Y ersammlungen lediglich etwa 25 Minuten gesprochen - ähnlich wie bei seiner ersten Rede in Kassel." Kasseler Post vom 2. No­
vember 1932. 86 Uberschriften aus den Kasseler Tageszeitungen: "Das Hitler-Zelt im Bau", ~Im Zeichen des Hitler-Tages", "Hitler-Sonderzüge nach 
Kassel", "Die Hitler-Kundgebung in Kassel. Hitler verlangt die Macht in Deutschland", .Im Hitler-Zelt in Kassel", Kasseler Post vom 2. und 4. 
November 1932. 
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Zeltboden bei der regnerischen November-Witterung 
trocken zu halten. Das Zelt wurde bewußt frühzeitig errich­
tet, um die Nässe weitgehend zurückzuhalten. Dieser 
gigantische Zeltbau war dazu angetan, Vorstellungen von 
schier unerschöpflicher Willenskraft der Bewegung, die 
Natur und Menschen alles abverlangen kann, alles zu je­
der Zeit möglich machen kann, alles aus dem Boden 
stampfen kann, aufkommen zu lassen. Etwa 5000 5A­
und 55-Mitglieder waren als Ordnungsdienst (und, wie 

die Fotos belegen, freilich auch als Ak.klamationscorpus) 
eingesetzt. Sieben Reichsbahn-Sonderzüge aus Eichen­
berg, Carlshafen, Corbach, Eschwege, Bad Wildungen, 
Kirchhain und Bebra trafen auf dem Kasseler Hauptbahn­
hof zu dieser "Hitler-Versammlung" ein. Es entsprach be­
kanntlich Hitlers Strategie, die Stimmung durch ein ver­
späteres Auftreten anzuheizen. So auch hier: statt um 
21.00 Uhr traf er etwa 22.40 Uhr ein. Zuvor hatten Wein­
rieb und vor allem Freisler seinen Auftritt vorbereitet. 

Die Arbeitskolonne Hit/er-Zelt (aus: Die Geschichte der kurhessischen SA. Hrsg. v. der SA-Brigade 47. Kasse/1935) 

Einlaß in das Zelt war bereits ab 16.00 Uhr möglich, so 
daß ein Teil der Besucher mehrals sechs Stunden aufHit­
lers Auftritt dort ausgeharrt hatte. Selbstverständlich 
landete Hitler mit einem Flugzeug (er befand sich ja auf 
seinem berühmten "Deutschlandflug") in Kassel. Das 
Flugzeug, das Auto, der Rundfunk und das gigantische 
Zelt - technische Medien, denen er sich gern bediente­
legten Zeugnis moderner Gigantomanie (noch größer, 
noch schneller, noch höher, bis in die entlegensten Win­
kel hinein ... ) ab, die für die Hitlerbewegung ganz typisch 
waren: ähnlich war auch der Stil der späteren Reichspar­
tei tage. Hitler sprach am 3. 11. 32 zwar zu den Anhängern 
im Gau Hessen-Nassau-Nord, seine Rede ließ jedoch 
überhaupt kein regionales oder lokales Interesse erken­
nen. Er sprach als Parteiführer über den 13. August, als 
man ihm eine Koalition angeboten habe, die er jedoch, 
um sich selbst treu bleiben zu können, habe ablehnen 

87 Kasseler Post vom 4. November 1932. 
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müssen. Er trat sozusagen aus den Kabinettsverhandlun­
gen wieder heraus an die Massen, um ihnen zu schmei­
cheln, indem er seine Weigerung vom 13. August alsletzt­
lich im Auftrag der Massen darstellte: 
"Mit 14 Millionen Menschen [er meint die Wählerstim­
men fiir die NSDAP am 31. 7. 1932] kann man nicht heute 
in die Kartoffeln rein- und morgen wieder rausgehen. 
Diese 14 Millionen si nd nicht bloß eine Zahl, sie sind des 
deutschen Volkes letzte Hoffnung. Wenn ich einmal ein­
gesetzt werde, dann muß wirklich Deutschlands große 
Stunde gekommen sein. Das verlangen meine 14 Millio­
nen Anhänger."87 

Auch bei seinem Auftreten am 11. Februar 1933 in Kassel 
wurde der tatsächliche Anlaß- die propagandistische Ein­
stimmung der Wähler auf die Serie von Märzwahlen- ge­
schickt in den Hintergrund gerückt. Als offizieller Anlaß 



flir den Besuch Hillers in Kassel wurde die Einweihung 
des .,Adolf-Hitler-Hauses" (Wilhelmshöher Allee 7) als 
Sitz des Gaues Hessen-Nassau-Nord (später: Kurhessen) 
der NSDAP hingestellt. Reichskanzler Hitler erschien in 
SA-Uniform in Kassel. um zunächst einen Massenauf­
marsch an sieb vorbeiziehen zu lassen: "So zogen die 
Braunhemden mit emporgerecktem Arm an ihrem Füh­
rer vorüber. Sturm hinter Sturm, Sturmbann auf Sturm­
bann, Hitlerjungen, dann dte Motorstürmer der NSKK im 
Sturzhelm, dann die NSBO-Leute, vor jeder Kolonne die 
wehenden Hakenkreuzfahnen. Hinter den Macburger 
Studenten die Schwälmer Bauern in ihrer originellen 
Tracht, neben dem Arbeiter der Faust, der Arbeiter der 
Stirn. neben dem früheren Frontsoldaten der Jungmann. 
An der Spitze der NSBO Eisenbahner, Straßenbahner in 
Uniformen, Handwerker in ihrer Arbeitskleidung, dann 
eine Kolonne von 500-700 Schülern aller Schulsysteme 
unter Führung ihrer Lehrer. Sie hatten sich spontan zu-
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Sammengefunden und in den Fackelzug emgereiht." Oi~ 
polizeilichen Schätzungen lagen bei 80 000 Teilnehmern 
dieses Aufmarsches. Die T.1ktik der NSDAP bestand in 
diesen Tagen noch in einer .,vorsichtig graduellen Eskala­
tion der Einschüchterung politischer Gegner'', sah jedoch 
"keine sensationelle Aktion"88 vor. Dies sollte sich 
schlagarttg mit dem Reichstagsbra11d zweieinhalb Wo­
chen später ändern . Während seit Anfang Februar der 
staatliche Machtapparat (besonders in Preul~en unter Gö­
ring) die politische Linke durch Versammlung~- und Zei­
tungsverbot einschnürte und den Ausnahmezustand vor­
bereitete, trat Hitler als der Einiger des Vaterlandes auf 
und sprach in K.lssel davon, .,im Geiste Bismarcks" zu 
kämpfen "Es muß wteder werden fm deutsches Volk. es 
muß wieder kommen die drutscht Freihdt ... kämpfen wir 
miteinander, dann wird wieder ein Reich kommen der 
Größe und Stärke und der soziakn G(rrchtigkeit!~89 
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Ochshausen - 5. März 1933, eine rote Bastion wird geschleift 

Von den politischen Organisationen der heutigen 
Gemeinde Lohfelden kann die Sozialdemokratische Par­
tei auf die älteste Tradition in den ehemals selbständigen 
Ortsteilen verweisen. Die Ortsvereine in Crumbach und 
Ochshausen wurden im Jahre 1905, in Vollmarshausen 
im Jahre 1907 gegründet. Arbeiter mit ihren Familien 
stellten die Mehrheit der Einwohnerschaft. Die Erwerbs­
möglichkeiten in den Orten waren gering, so daß die mei­
sten Arbeiter sich außerhalb, vor allem in Kassel, verding­
ten. Ein hoher Anteil arbeitete im Baugewerbe) 
Bereits vor dem 1. Weltkrieg stimmte die Mehrheit der 
Wähler in Ochshausen bei den Reichstagswahlen (wahl­
berechtigt waren Männer ab 25 Jahren) für die Sozialde­
mokratie.2 
Bis zum Ende des 1. Weltkrieges verhinderte das in Preu­
ßen geltende sogenannte "Drei-KJassen-Wahlrecht", das 
die (männlichen) Wähler nach ihrem Steueraufkommen 
in drei Abteilungen gruppierte, daß diese Meh rhei t auch 
im Gemeinderat zum Tragen kam. 
Seit den ersten Wahlen der Weimarer Republik {wahlbe­
rechtigt waren nun alle Frauen und Männer ab 21 Jahren) 
besaß die Sozialdemokratie, wie in den meisten Ortschaf­
ten des Landkreises Kassel, auch im Ochshäuser Gemein­
derat eine festgefügte Mehrheit. 
Bei den Wahlen zur Nationalversammlung im Januar 
1919 erhielt die SPD in Ochshausen 403 von 441 gültigen 
Stimmen.3 
Diese Mehrheit blieb auch noch nach dem Ende der Wei­
marer Republik bis zur ,.Märzwahl" 1933 erhalten. In der 
Übersicht sind die Reichstagswahlergebnisse vom Sep­
tember 1930, November 1932 und März 1933 
aufgeführt4: 

1930 
1932 
1933 

SPD 
454 
419 
448 

KPD 
54 

135 
79 

NSDAP 
26 
71 
83 

Sonstige 
46 
21 
18 

Gesamt 
580 
646 
628 

Die beiden Arbeiterpaneien wurden also in den letzten 

Jahren der Weimarer Republik jeweils von mehr als 80% 
der Wähler in Ochshausen gewählt. Bei rund 1.000 Ein· 
wohnern (1925 = 966) harte der SPD-Ortsverein in Ochs­
hausen am 31. 12. 1930 69 mannliehe und 4 weibliche 
Mitglieder.S Andere Parteien hatten vor 1933 in Ochshau­
sen keme eigenen Ortsgruppen bilden könneo.0 Wie 
genng die Zahl der Anhänger der unter "Sonsttge" zusam· 
mengefaßten Parteien war, verdeutlicht die Aufschlüsse-­
Jung der Zahlen flir die Novemberwahl t 932: Zentrum 3, 
Kampffront Schwarz-Weiß-Rot (Dt. Nat.) 11 , Deutsche 
Volkspartei 3, Chnstl. Soziale Volkspartel 3, Deutsche 
Staatspartei 1.7 
Die feste Verankerung der Sozialdemokratie tn der Ochs­
häuser Bevölkerung war steh er auch auf die rege Verejnstä­
tigkeit der Arbeiter-Vereine zurückzuführen. Größter 
Verein wardet Arbeiter-Turn- und Sportverein, aus dem 
sogar ein Kunstturn-Wettmeister bei emer Arbetter­
Oiympiade hervorging.8 
Es gab einen Arbeiter-Gesangverein, eine Ortsgruppe des 
Radfahrvereins "Solidarität'', die .,Naturfreunde", einen 
Mandolinenverein, den"Ciub Freundschaft", einen Able­
ger der Naturfreunde. Ende der 20er Jahre entstand eine 
Theatergruppe, die unterhaltende, aber auch polttisch 
aufklärende Stücke aufführte: 
,.Dagegen waren die Arbeiter-Vereine schon damals in 
der, man könnte heute sagen, Friedensbewegung, sehr 
aktiv. Ich entsinne mich noch an den Film .Im Westeu 
nichts Neues' und das Theaterstück ,Die Waffen meder', 
die im Ort vorgeführt "vurden und großen Anklang fan-· 
den."9 

Als politische Kampforganisation bestand ferner das 
"Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold" und eme angeglie­
derte Gruppe des ,Jungbanner". (Das .. Reichsbanner'' war 
ein Kampfbund zum Schutz der Republik, dem überwie­
gend Sozialdemokraten, Anhänger der Zentrumspartei 
und der Deutschen Demokratischen Partet I Staatspartei 
angehönen). Antang der 30er Jahre gründete die KPD 
ihren eigenen Sportverein "Rot-Spon" .10 

t G. Kühne (Hrsg.): 25 Jahre Lohfelden. Lohfelden 1965. S. 17 f.; 950 Jahre Gemeinde Vollmarshausen, Festschrift der Gemeindeverwaltung. Voll· 
m.ushausen 1969, S. 121 ff. Angaben nach Handakte Burghatdt Nödler, Ochshausen. im folgenden zitiert als: Handakte B. Nödler. Diese enthalt eine 
Sammlung ''On Dokumenten, Statistiken und Redemanuskripten zur Geschichte Ochshausens, zum größten Teil ohne bibliographische Angab<"n. 
Sie wurde ftir eme Ausstellung zum 50. Jahrestag der .Machtergreifung~, die im Januar 1983 in Ochshausen geu1gt wurde, zusammengestellt. Herrn 
Nödle~ ver~anke_ tc.h die Ve~ittlung einerGespr~ch~runde mit ~~eh~ Ang~hörige_n der.~azi-Opfer! deren Schi~ksa} hter nachge.zeichnet -:verd~n soll. 
Alle Htnwetse, dte tch aus dteserGesprächsrunde m emer mehrstundtgen Sttzung trn Marz 1983 erhtelt, werden 1m folgenden ztuert als: Hmwets Farn. 
Schäffer. Ferner habe ich fiir Unterstützung zu danken: HerrnJ.Jkob Berthel, Herrn Georg Malsch, Herrn Jakob Neidnicht, Herrn Hans Sch;iffer, alle 
Lohfelden. Hinweise, die ich von Zeitzeugen erhielt, werden tm folgenden zitiert: Hinwets (Name). Herr Berthel war 1933 (mit 24 Jahren einer der 
jüngsten Ortsvereinsvorsitzenden im Landkreis Kassel) Vorsitzender des SPO-Ortsverems tn Ochs hausen. Herr Neidnicht hat als 18jähnger, damals 
Mitglied im Jungbanncr" von Ochshauscn, die hier zu schildemden Ereignisse zum Teil unmittelbar miterlebt. 2 Handakte B. Nödlcr. 3 K.me­
ler Volksblatt vom 21. 1. 191 9, Amtliche Wahlcr_gebnisse. 4 Kasseler Post vom 6. 3. 1933; Ge~chäftsbericht SPD-Bezirksverb~ml Hmen-Kassel, 
!.Jan.- 31. Dez. 1930, Kassell931. Deutlich wird, wie auch hter in Ochshausen die NSDAP einen gut Teil ihrer Stimmen von ehemaligen Wählern 
bürgerlicher Parteien odei landwirtschaftlicher Splitterpaiteien erhielt . s Geschäftsbericht SPD-Bezirksverband Hessen-Kassel, I. l. · 31. 12. 1930, 
Kassell931. 6 Hinweis]. Bcrthel. 7 Kasseler Post vom 6. 3. 1933, vorläufige amtl. Wahlcrgcbnissc. 8 Zusätzlich zu den mündltchen Au~künf. 
ten erhielt ich von Herrn J. Ne1dnicht eine mehrseitigc handschnf11tche Zusammenfassung seiner brinnerung~n aus den 20er und 30cr J~hrcn.lm fol· 
genden zitiert als: Manuskript]. Neidnicht. 9 Manuskrtpt J. Nctdntcht. JO Hinweis J. Bcrthel. 

37 



Erfahrungen mit N ationalsozialisten vor 1933 

Seit den Anfangen der Weimarer Republik gehörte es zur 
Methode von rechtsgerichteten Organisationen, den poli­
tischen Gegner durch Aufmärsche und Umzüge in den 
Arbeiterquartieren zu provozieren. Konsequent wurde 
dieses Mittel von der NSDAP mit ihren SA-Kolonnen seit 
Anfang der 30er Jahre angewendet. 
1924 bestand ein allgemeines Verbot, Umzüge zu ver­
anstJiten und Fahnen öffentlich zu zeigen. II Der Rad­
sportverein "Solid.arität'' veranstaltete am Sonntag, dem 
25. M.1i 1924, in Ochshausen ein Sponfest. Die Vereine 
hatten sich an das Verbol gehalten und auf einen Festum­
zug verzichtet. Am frühen Abend marschierten etwa 130 
Mann Jer Kasseler ,Jung-Gefolgschaft" des rechtsgeri<..h­
teten "Jungdeutschen Ordens", von einer Fahnenweihe 
aus Oberkaufungen kommend, in Ochshausen ein. Ihnen 
folgte ein etwa 25 Mann starker SA-Trupp. Wegen des SA­
Verbots tnfolge des "Hitler-Putsches" von November 
1923 batte sich die Kasseler SA in" Wander-und Sponver­
eimgung Schlageter" umbenannt und trug einheitliche 
Zivllkletdung. l2 
Diese "Sportvereinigung" ftlhrte die ebenfalls verbotene 
Hakenkreuzfahne offen durch den Ort. Das provozie­
rende Auftreten dieser auswärtigen Re<.:htsradikalen blieb 
1licht ohne Wirkung .auf die Ochshäuser Bevölkerung.l3 
Jakob Neidnicht hat dte darauf folgenden Ereignisse als 
zehnjähriger Junge unmittelbar miterlebt: "Ich k.am mit 
meinem 22jährigen Bruder Artbur von daheim. Wir 
waren auf dt>m Wege zum Radfahrfest und wollten die 
Straße .1ru Bach überqueren. Den Weg versperrte uns eine 
Marschkolonne im Marschtritt mit Hakenkreuzfahne, 
den linken Arm hatte jeder Mann angewinkelt, mit einem 
Spazierstock daran hängen. Die einzelnen Zugabstände 
waren sehr groß, so daß wir beide hindurchgehen konn­
ten. Plötzlich sprang ein Mann vorund versuchte, meinen 
Bruder wegzustoßen. Dabei trat und schlug er nach ihm. 
Mein Bruder wehrte steh natürlich, andere Nazis griffen 
nun von allen Seiten mit em, so daß für meinen Bruder 
eine bedrohliche Lage entstand. Die Festbesucher sahen 
dies vom Gartenlokal aus und kamen, trotzdem sie zah­
lenmäßig unterlegen waren, zu Hilfe und trieben dte Nazi-

Kolonne bis in den Gutshof. Angehlagt und bestraft wur­
den später nur die O<..hshäuser Bürger."l4 Der Gutsbesn­
zer hatte gegen die Ochshäuser Anzeige wegen Hausfne­
densbruch erstattet, die den flüchtenden Rechtsradikalen 
auf den Gutshof gefolgt waren.15 Der Verstoß gegen das 
Aufmarschverbot blieb fiir Nazis und "Jungdo .. ohne Fol­
gen. Zehn Ochshäuser wurden mit Freiheitsstrafen bis zu 
zwölf Monaten bestraft.16 
ln den Jahren der scheinbaren Festigung der Weimarer 
Republik, in der zweiten Hälfte der 20er Jahre, herrschte 
auch in Ochshausen eine relative politische Ruhe. 
Dies änderte sich mit Beginn der 30er Jalue. Win­
schaftskrise, zunehmende Arbeitslostgkeit und das stän­
dig aggressivere Auftreten der Nationalsozialisten ver­
schärften auch das politische Klima in den Ortschaften des 
Landkreises Kassel mil thren überwiegend demokrati­
schen Mehrheiten in den Gemeindevertretungen. 
Die NS-Schriften, die überdiese "Kampfjahre" berichten, 
lassen hier an Eindeutigkeit nichts vermissen: "In der SA 
wird das Herz nur gewogen. Ste verztchtet keine Stunde 
auf Kampf, sie sucht ihn. In die roten Dörfer um Kassel 
schmettern dte Kampt1ieder."17 
Der NSDAP-Kreisleiter Rudolf Sempf stellte nach der 
"Machtergreifung" test: "Der verseuch teste Kreis Kurhes­
sens war wohl der Landkreis Kassel. Der Kampf um ihn 
war schwer. Ohne meine SA-Kameraden von der Stan­
darte 83 hätte ich ihn niemals gewinnen können!"l8 
Und direkt auf Ochsbausen bezogen heißt es: "Der heiß­
umstrittenste Ort im Landkrets Kassel ist Ochshausen 
gewesen. Dort hatte schon ,Sturm I' in der frühesten 
Kampfzeit mit Blut um die Sturmfahne gerungen. Dort ist 
der Kampf9 J ahre spätergegen die Roten mit beispielloser 
Verbissenheit und Tollkühnheit zu Ende gefochten wor­
den."19 
Mit den Wahlkämpfen des Jahres 1932 verschärften sich 
auch die Auseinandersetzungen mit den von auswärts 
kommenden Nationalsozialisten. Bis zur "Machtergrei­
fung" gab es in Ochshausen kein eingeschriebenes Mit­
glied der NSDAP.20 Inwieweit sich das nach dem 30. 
Januar 1933 änderte, wird noch zu erwähnen sein. 

1 I Kasseler Volksblatt v. 6. Juni 1924, Verfügung des preuß. Min. d. I. auf der Grundlage der Verordnung des Reichspräsidenten vom 28. Februar 
1924. Dort heißt es u. a.: ~Wer an nicht zugewiesenen Versammlungen unter freiem Himmel oder Aufzügen auf öffentlichen Straßen oder Plätzen 
teilnimmt, wird mit Haft oder Geldstrafe bis zu 150 Goldmark bestraft." 12 Kasseler Volksblatt vom 27. 5.1924,Amtl. Bericht d. Kasseler Schutzpoli· 
zei Kas)eler Volksblatt vom 28. 5. 1924; 13 Handbuch der NSDAP. Gau Kurhe~sen, Bd. ll, Ausgabe 1935, Kassell935, S. 21 f.; Hinwets Farn. 
Schätler. Hinweis]. Berthel. Hinweis J. Neid nicht. 14 Manuskript). Neidnicht. Über die Kräfteverhältnisse bei dieser Auseinandersetzunggibt es 
keine genauen Angaben. t> Hinweis]. Berthel, Hinweis J Neidntd'it. 16 Kühne (Hrsg.), 25 Jahre Lohfelden, S. 18. 17 H.wdbuch der NSDAP, S. 
109; (Hervorhebung: H. P.). IK Handbuch der NSDAP. S. 127. 14 Handbuch der NSOAP, S. 124. 20 Hinweis Farn. Schaffer; H.tndbueh der 
NSDAP. S. 125. 
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Für eine erneute Eskalation sorgte der nachmalige Kreis­
letter Sempf, der bei dieser Gelegenheit auch eine persön­
liche Schlappe erlitt· In einer Nacht-Aktion, zwei Tage 
vor der Juli-Wahl 1932, überklebte ein SA-Tntpp unter 
Führung von Sempf die Plakate von SPD und KPD in 
Ochshausen. Zentrum des Geschehens war die ,,Brücke", 
Verkehrsknotenpunkt und Mittelpunkt des Ortes. Hier 
klebten die Parteien bevorzugt ihre Plakate. Am nächsten 
Vormittag waren die Nazi-Plakate innerhalb weniger 
Stunden wieder aus dem Ortsbild entfernt. 
Für die folgende Nacht wurdeJ vor allem vom Jungban­
oer", ein Wachdienst organisiert. Tatsächlich kehrte 
Sempf nach Mitternacht mit einigen SA-Leuten nach 
Ochshausen zurück. An der "Brücke" hatte die SPD ein 
Wahltransparent mit einer Goebbels-Karikatur über die 
Straße gespannt. 
Mit Hilfe einer eigens für solche Zwecke mitgeführten 
Wurfleine versuchte Sempf mitseinen Begleitern- darun­
ter auch der Sturmführer Most, von dem noch die Rede 
sein wird- dasTransparent herunterzureißen. Die Aktion 
mißlang jedoch, weil der Spanndraht des Transparentes 

zu nark war. Mntlcrwe!le war der Wachdienst nngs um 
die "Brücke" zusammengezogen. Ein Hagel von Wurfge­
schossen demolierte das Kraftfahrzeug der Nazis. In wil­
der Flucht raste Sempf mit seinen Leuten in Richtung Kas­
sel davon.21 Dazu das NSDAP-Handbuch: "Es ging 
zurück ins Standquartier der Bürgersäle mit verbissener 
Wut und mit dem Gelöbnis: Die Abrechnung kommt spä­
ter! Und sie kam - aber erst nacb der Machtergreifung."22 
Ihren letzten großen Auftritt vor der ~Machtergreifung" 
hatten die Nationalsozialisten in Ochshausen am 8. 
Januar 1933. 
Mit einem Aufgebot von wett über 500 SA-Leuten Hil1rte 
die SA-Standarte 83 von Kassel aus einen "Propaganda­
Marsch" durch die Orte Waldau, Crumbach, Ochshausen 
und Niederkaufungen durch. In allen Orten hielt der 
Kreisleiter Sempf unter dem Schutz s~iner SA-Truppe 
"zündende'' Ansprachen. Abertrotz des großen Aufgebo­
tes der NS-Truppe lief auch diese Veranstaltung wohl 
nicht ganz reibungslos ab: ,.Wo sich die rote Gewalt den 
Marsehierern entgegenstemmte, halfen die mitgeführten 
Spaten den Durchmarsch zu erzwingen."23 

Die Nacht zum 5. März 1933 

Nach dem 30. Januar 1933 vermieden die Ochshäuser 
Sozialdemokraten jede direkte Konfrontation mit den 
Nationalsozialisten. Die "Verordnung des Reichspräsi­
denten zum Schutz von Volk und Staat" vom 28. Februar 
1933, die berüchtigte "Reichstagsbrand-Verordnung", 
schränkte die Möglichkeiten der politischen Betätigung ein. 
Ende Februar 1933 fanden sich auch in Ochshausen dre1 
Parteigänger fur die NSDAP, die im Ort, wenn auch in 
bescheidenem Umfang, die Propagandatätigkeit und das 
Kleben von Plakaten besorgten. In den Tagen vor der 
Reichstagswahl vom 5. März 1933 häuften sieb nun die 
Fälle, in denen wechselseitig die Plakate der SPD und der 
NSDAP überklebt oder abgerissen wurden. 
Der "Anführer" der Ochshäuser Nazis war nach Ochshau­
sen zu seinen Eltern zurückgekehrt, weil ihm der Boden 
an seinem vorherigen Wohnsitz zu heiß geworden war.24 
Am Freitagabend, dem 3. März 1933, drohte dieser in 
einer Ochshäuser Gaststätte mehreren anwesenden 

Sozialdemokraten: "Morgen kriegt ihr blaue Bohnen, wir 
kommen aus KasseJ!"2S Die Drohung sprach sich im Lau­
fe des nächsten Tages im Ort herum. Da mittlerwelle 
bekannt war, wie die Nationalsozialisten nach der "Macht­
ergreifung'' mit ihren politischen Gegnern umzugehen 
pflegten, befürchteten viele nun auch fur Ochshausen ei­
ne "Nacht der langen Messer" .26 Diese Beftirchtung sollte 
nur allzu schnell Wirkhchkeit werden. 
Am Samstagmorgen, dem 4. März 1933, hing ein Transpa­
rent der SPD in emem Baum m der Ort:>mitte. Der Gm­
gendarm forderte emige Umstehende aut: das T ranspa· 
rent herunterzuholen. Es fand sich jedoch niemand, der 
dazu bereit gewesen wäre. Schließlich kletterte der Anfüh­
rer der Ochshäuser Nazis in den Baum, um es zu entfer­
nen. Dafür wurde er mit Jem Wort ,Judas" bedacht. Vor­
her waren auf Geheiß des Gendarmen bereits Plakate der 
SPD abgerissen worden. 27 

In den Abendstunden des 4. März setzten nun im Ort 

21 Hinweis Farn. Schäffer, Handbuch der NSDAP, S. 114 f. l2 Handbuch der NSOAP, S. 125. 2.1 Handbuch der NSDAP, S. 135. 24 Hsnw(·ss 
Farn. Schäffer; Landgericht Kassel, Strafsache gegen Scmpf, u. a., Az.: 3 KLs 26/48, ßd. IV. Blatt 14 1:, im folgenden tlliert al$: Akte Sempf. Derehema· 
lige Kreisleiter Sempf wurde nach 1945 in der Sache Ochshausen wegen Landfriedensbruchs und Körperverletzung vorGerseht gestellt und, nach Ver­
handlung in mehreren Instanzen, 1951 freigesprochen. 25 Akte Sempf, Bd. !V, BI. 19; nach anderen ZeugenJussagen soll die Drohung gelautet 
haben: ~Morgen Nacht kommt SA und SS hterher, dann fließt Blut!". Smngemäß sagen besde Drohungen das gleiche aus, sie können auch in unter· 
schiedlichem Wortlaut wiederholt worden sein. Vgl. Landgericht Kassel, Strafsache gegen Range, u. a .. Az.: S 3 Js 1/ 33 · S 3 Kls 7/33, Band 11. Blatt 
174, im folgenden zitiert als: Akte Range. Unterdem Namen Range wurde die Akte zum Prouß gegen die 16 Ochshäuser vor dem Sondergericht Kas­
sel im März 1933 geführt. 26 Hinweis Farn. Schäffer; Akte Range. Bd. fl. BI. 174 f. 21 Hinwm Farn. Schäfter; Es gibt eme Version, wonach der da· 
maJs noch amtierende Landrat Dr. Ohle (SPD) diese Maßnahme angeordnet haben soll, um den Nazis keine Handhabe zu einem Angnff sn Oth~­
hausen zu geben. Akte Scmpf, Bd. IV, BI. 21. 
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Aktivitäten ein, die am Vormittag entfernten Plakate der 
SPD zu ersetzen. Die damit beschäftigte Gruppe des 
Jungbanner", zwischen 10 und 15 Mann, überklebte bei 
dieser Gelegenheit auch frisch angebrachte NSDAP-Pla­
kate.28 
Gegen Mitternacht traf der Kreisleiter Sempf mit drei Be­
gleitern in einem Pkw in Ochshausen ein. Diesen Besuch 
hatte er schon am Freitag, als der Ochshäuser "NS-Führer" 
im Büro in den "Bürgersälen" Plakate abholte, angekün­
digt.29 Oie "Bürgersäle", eine große Gaststätte in der Obe­
ren Karlsstraße in Rathausnähe, waren bis 1933 das 
Hauptquartier der Kasseler NSDAP. Zunächst berichte­
ten ihm seine Ochshäuser Parteigenossen vom Mißerfolg 

Abb. 1: Der Mehlhof 

ihrer Propagandaaktion. Oie Gruppe der Jungbannerleu­
te, die noch im Ort unterwegs war und an seinem Fahr­
zeug vorbeikam, herrschte Sempfim Kasernenhofton an, 
ob sie nicht wüßten, daß Ansammlungen verboten 
wären.30 
Oie Jungbannerleute gingen nach dem Zusammentreffen 
mit Sempf in Richtung Kassel zum Ortsausgang. In der 
Nähe des Ortsausgangs, aufdem sogenannten "MehlhoP', 
wohnte Wilhelm Scbäffer, der Reichsbanner-Führer von 
Ochshausen. Diese Ansammlung vor dem Hof sollte den 
Bewohnern des "Mehlhofes" - unter anderem- zum Ver­
hängnis werden. Der "Mehlhof" bestand aus vier Wohn­
gebäuden, Werkstätten, Ställen und Gärten. Zu dem hier 

Polizeifoto vom 5. März 1933. In dem Haus 2 114 (mit der verputzten Fassade) hatten die Nazis besonders gewütet. 

beschriebenen Zeitpunkt wohnten dort etwa 35 Men­
schen, davon etwa 15 Kinder.31 Die erwachsenen Bewoh­
ner des ..,Mehlhofes" waren fast alle Sozialdemokraten, ge­
hörten einer SPD-Unterorganisation an oder standen ihr 
zumindest nahe. 
An diesem Abend hatte hier im Haus 2 1/4 eine Ge­
burtstagsfeier stattgefunden; deshalb waren mehrere 
Bewohner nach Mitternacht noch wach. Wilhelm Schäf­
fer, der dem Ochshäuser Wahlvorstand angehörte, hatte 

sich wegen der am nächsten Morgen anstehenden Wahl 
bereits um 23 Uhr zu Bett begeben. Nach dem Eintreffen 
der Jungbannerleute wurde er geweckt und von Sempfs 
Anwesenheit im Ort unterrichtet. Eingedenk der 
allgemein bekannten Drohung vom Vortag ermahnte er 
die Jungbannerleute, sich ruhig zu verhalten und nach 
MöglichkeitaufNebenwegen nach Hause zu gehen. Wäh­
renddessen kamen noch andere Bewohner des "Mehl­
hofes" und einige Männer, die nach Beendigung einer Sit-

28 Hinweis Farn. Schäffer; Akte Sempf, Bd. IV, BI. 22. 29 Handbuch der NSDAP, $.125 ff.; AkteSempf, Bd.lV,BI. 26. 30 Akte Sempf, ßd. TV, BI. 
24; Hinweis J. Neidnicht. Jl Hinweis Farn. Schäffer. 
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zung des Gesangvereins ihre Frauen von der Geburtstags­
feier abholen wollten, hinzu, und es wurden einige Zeit 
Verhaltensmaßregeln beratschlagt. Die Aufregung der 
Versammelten steigerte sich noch, als sich gegen 2 Uhr 
von Kassel her ein schwerer Lkw dem Ort näherte. Um 
nicht gesehen z.u werden, traten alle in den Sichtschatten 
der Gebäude .zurück.32 
Sempf hatte in seiner Verärgerung über den erneuten 
Mißerfolg in Ochshausen das Polizeipräsidium in Kassel 
und das SA-"Hilfspolizeikommando" im LokaJ "Fürsten­
hof'' in Nieder.zwehren alarmiert und behauptet, er wäre 
ttl Ochshausen von den "Roten" eingeschlossen und in 
Lebensgefahr.33 
Für jemanden, der sich in Lebensgefahr wähnt, hat sich 
Sempferstaunlich lange in Ochshausen aufgehalten. Von 
~einer Ankunft in Ochshausen bis zum Eintreffen der 
"Hilfspolizei" vergingen beinahe zwei Stunden. In semen 
späteren Aussagen behauptete er stets, die Ortsausgänge 
nach Kassel und nach Vollmarshausen seien blockiert 
gewesen. Die Frage, warum er dann mcht dte Straße nach 
Crumbach oder die Straße nach Waldau genommen 
habe, konnte er nie schlüssig bea11tworten. 
Nachdem Sempf die eingenoffene "Hilfspolizei" unter 
der Führung eines Oberlandjägers und des SA-Sturmflih­
rers Most von seiner Auffassung der Sachlage unterrichtet 
hatte, setzte er sich mit seinen Kasseler Begleitern an die 
Spitze des Zuges von etwa 20 Mann und fuhrte sie in Rich­
tung "Mehlhof", da er durch einen "Sympathisanten" 
von der Ansammlung erfahren hatte.34 
Der Nachtwächter des Ortes hatte, mit wenigen Minuten 
Vorsprung vor der Kolonne, gerade noch Zeit, die am 
.,Mehlhof" Versammelten zu warnen. Diejenigen, die 
nicht im "Mehlhof" wohnten, versuchten über eine klei­
nere Brücke des damals Hochwasser führenden Wahle­
hachs zu entkommen. Sie mußten jedoch umkehren, weil 
ihnen die SA, mit Karabinern, Pistolen und starken 
Handscheinwerfern ausgerüstet, bereits entgegen kam. Sie 
Aüchteten auf den "Mehlhof" zurück und versteckten 
sich mit Bewohnern des "Mehlhofes"' in den Wohnungen 
und auf den Dachböden; andere flohen durch die Gärten 
in die angrenzende Feldmark. Die SA stürmte nach 
und eröffnete das Feuer auf die Flüchtenden. Der damals 
herrschende Nebel, die Dunkelheit und das Chaos der 
Schießerei schafften eine zeitweilig völlig unübersicht­
liche Situation. 
Dabei wurde der SA-Führer Most von seinen eigenen Leu­
ten in den Rücken geschossen und blieb verwundet auf 
dem Hofliegen. Sofort war von den Nazis die Behauptung 

aufgestellt, die Leute vom "Mehlhof" hätten das Feuer 
eröffnet und Most verwundet. Kurz. nach Beendigung der 
Schießerei traf unter Führung eines Polizei-Offiziers ein 
Kommando SS-.,Hilfspolizei" aus Kassel ein. Etwa 60 
Mann sturroten nun die Gebäude.35 
Es begann eine Verhaftungs- und Ourchsuchungsaktion, 
die nahezu zwei Stunden in Anspruch nahm und die miT 
äußerster Brutalität durchgeführt wurde. 
"Ich Aoh mit einigen Freunden ins freie Feld. D1e grauen­
haften Hilferufe der nun Mißhandelten, das Geschrei der 
Befehle sowie das Bersten der Holzteile, das hörte sich fur 
uns schrecklich an. Das vergißt man nicht mehr."36 
Alle jüngeren Männer, die auf dem Hof angetroffen wur­
den, schleiften die SA- und SS-Leute auf die Straße. Oie 
entfesselten Schläger zerrten die Festgenommenen an den 
Füßen die Treppen hinunter, so daß sie mit den Köpfen 
auf die Stufen schlugen. Kinder mußten mit ansehen, wte 
ihren Vätern mit Gewehrkolben und Pistolenknäufen ins 
Gesicht gedroschen wurde. Ein SA-Mann versuchte, 
einen der Verhafteten au~ der Dachluke auf den Hof zu 
stürzen. Auf dem Hof mußten die Verhafteten durch ein 
Spalier von dort postierten Schlägern hindurch . .1\ls funf 
Leute, die sich unter der Veranda eines Hauses versteckt 
hatten, entdeckt wurden, schoß ein SA-"Hilfspoliztst" m1t 
seinem Karabiner blindlings in die Gruppe. Glücklicher· 
weise traf er niemanden. 
Der 19jährige Franz Hunold erhielt, als er schon an einem 
der Transpanfahrzeuge stand, einen Bauchschuß und 
wurde auf dem Wagen noch weiter mißhandelt. 
Auf den Fahrzeugen schlugen SA· uod SS-Leute mit 
Gewehrkolben und eisernen Wagenheberkurbeln auf die 
Verhafteten ein. Die Aktion endete erst in den frühen 
Morgenstunden des 5. März 1933. nachdem auch der 
letzte Gebäudewinkel durchsucht war.37 
Gegen 4.30 Uhr erfolgte der Abtransport von l3 Ochs­
häuser Einwohnern zum Polizeipräsidium nach Kassel 
und die Einlieferung in das Polizeigefangnis am Königs­
tor. Der Polizei-Offiz1er, der die Ausschreitungen gegen 
die Ochshäuser nicht verhinderte, hatte zumindest 
durchgesetzt, daß die Verhafteten nicht in die berüchtig· 
ten "Bürgersäle" gebracht wurden. Den lebensgefährlich 
verletzten Franz Hunold lieferte man erst Stunden nach 
seiner Verwundung in das Landeskrankenhaus ein. Drei 
andere Ochshäuser inhaftierte die Polizei noch im Laufe 
des Sonntags.J8 Nach drei Tagen mußte einer der Verhaf­
teten entlassen werden, so daß schließlich 16 Ochshäuser 
im Alter von 19 bis 49 Jahren als Angeklagte vor Gericht 
standen. 

32 Hinwm Farn. Schäffer, Hinweis J. Neidnicht. 33 Akte Sempf, Bd. lV, BI 25 f. 34 Akte Sempf, Bd. IV, BI. 32 f. 35 Akte Range, Bd. I, 
BL 3 f. 36 Manuskript). Neidnicht. 37 Hinweise Farn. Schäffer; Akte Sempf, Be.!. IV, BL 38 ff. 38 Akte Range, Bd. 1. BI. I f. 
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Durch die Verkettung der Ereignisse in der Nach t zum 5. 
März erhielt der zunächst lokal begrenzte Racheakt eines 
mittleren Nazi-Führers eine neue Dimension: In der 
Hauptstadt der preußischen Provinz Hessen-Nassau 

geriet die öffentliche Behandlung des Falles zu einer 
Machtdemonstration der Staatsgewalt und auch zu einer 
Demonstration der Willfährigkeit der reaktionären Kräfte 
im Justizapparat gegenüber den neuen Machthabern. 

Vor dem Sondergericht- Opfer werden zu Tätern gestempelt 

Abb. 2 
jobannes Krauss 
geboren 1905, Maurer, 
Reicbsbannermitglied, 
Gefängnis 1933-1936, 
zur Wehnnacht eingezogrn, 
seit 1944 vennißt 

Abb. 3 
August Schälfer 
geboren 1904, Sattler, 
im Gegensatz zu seinen 
Brüdern politisch nicht aktiv, 
Zuchihaus 1933-1941, 
ab Februar 1944 Straf 
bataillon 999, seit 
Herbst 1944 vermißt 

Anläßlich der Reichstagseröffnung in der Potsdamer Gar­
nisonkirehe am 21. März 1933 erging durch Reichspräsi­
dent Hindenburg eine neue Verordnung, wonach bei 
allen Oberlandesgerichten Sondergerichte für "politische 
Straftaten" einzurichten seien. Das "Sondergericht" in 
Kassel nahm am 23. März 1933 seine "Arbeit'' auf und 
behandelte als ersten Fall jene Vorgänge in Ochshausen. 
Die Richter waren nach politischen Gesichtspunkten aus­
gewählt, und die Verhandlungsführung machte deutlich, 
daß sie nur zu gern bereit waren, die Darstellung der 
Nationalsozialisten zu übernehmen. (Vorsitzender des 
Sondergerichts wurde der NS-Richter Hassencamp, ein 
Bekannter von Roland Freisler.) Die Anklage lautete auf 
"Landfriedensbruch und Verstoß gegen dieVerordnungdes 
Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat."39 
Ernsthafte kriminaltechnische Untersuchungen, die zur 
Klärung des Falles gefLihrt hätten, wurden nicht ange­
stellt. Um die Art der VerhandJungsftihrung zu kenn-

39 Akte Range, Bd. l, BI. 200 f. 
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Abb. 4 
Heinrich Schäifer 
geboren 1899, Schlosser, 
Sozialdemokrat, 
Zuchthaus 1933-1941, 
ab Febmar 1944 Strafbatail­
lon 999, im Dezember 1945 
in Berlin verstorbm. 

Abb. 5 
Wilhelm Schälfer 
geboren 1896, Schlosser, 
Sozialdemokrat uJZd Reichs­
banneifiihrer in Ochs/Jausen, 
Zuchlhaus 1933-1941, 
Gründungsmitglied der SPD 
in Lohftlden nach 1945 

zeichnen, seien hier zwei Beispiele aufgeftihrt: Entschei­
dende Bedeutung hätte die Klärung der Frage gehabt, ob 
dje Bewohner des "Mehlhofes" geschossen hatten. 
1. Während der Vorermittlungen behaupteten die Nazis 
zunächst, der verletzte SA-Führer Most hätte einen Bauch­
schuß erhalten. Kurz danach stellte sich die Unhaltbarkeit 
dieser Behauptung heraus. Das behandelnde Kranken­
haus teilte der Staatsanwaltschaft mit, der Einschuß 
befande sich im Rücken. Zunächst ist jedoch noch von 
einem Steckschuß die Rede. Dieser peinliche Wider­
spruch ließ sich nicht mehr vertuschen. Die Tatsache, daß 
der Schuß Most in den Rücken getroffen hatte, ließ die 
Nazis nun erklären, Most habe sich in dem Moment, als 
"der Schuß von vorn" fiel, zu seinen Leuten umgedreht. 
Ein ärztliches Gutachten vom 9. März 1933 stellte 
schließlich fest, daß es sich um einen Durchschuß han­
delte, der von hinten rechts in den Körper eindrang und 
auf der linken Seite wieder austrat. Die Kleidung des Most 



wies zwar einen Einschuß auf, aber kein Ausschußloch. 
Also hatte die Energie des Geschosses nicht mehr aus­
gereicht, die KJeidung zu durchschlagen. Möglicherweise 
traf das Geschoß auf das Lederkoppel.40 
Die Kugel aber blieb verschwunden. Sie stand damit auch 
nicht für einen Vergleich mit den Waffen der "Hilfspolizi­
sten" zur Verfügung. Das Gericht maß diesen Umständen 
keine Bedeutung bei. 
2. Sempf behauptete, er wäre bei der Verfolgung von 
Flüchtigen im Hausflur des Hauses "Meblhof 2 1/4" 
von der Treppe herab beschossen und nur deshalb nicht 
geuoffen worden, weil er im selben Augenblick über ein 
dort stehendes Fahrrad stolperte. Der Verteidiger verunsJ· 
cherte Sempf mit dem Hinweis, daß sich in dem Hausflur 
keinerlei Einschüsse gefunden hätten. Einer der Richter 
kam Sempf mit dem haarsträubenden Einwand zu Hilfe, 
die Kugeln könnten ja auch zur Haustür hinausgeflo­
gen sein.41 Dazu hätte es allerdings einer Spezialwaffe 

bedurft, die gleich zweimal im Neunzig-Grad-Winkel um 
die Ecke schießen konnte. 
Nicht nur sachliche Einwände schob das Gericht beiseite, 
es Ignorierte auch sämtliche entlastenden Zeugenaussa· 
gen. Die Bemühungen des Kasseler Re<.htsanwaltes Dr. 
Georg-August Zinn und seines Vertreters um den Nach­
weis der Schuldlosigkeit det Ochshäuser blieben ver­
geblich.42 Zinn wurde während des Prozeßverlaufs sogar 
verhaftet.43 
Das Gericht vollzog den Racheakt der Nazis an ihren 
Gegnern. Es statuierte ein Exempel. 
Am 31. März L933 wurde ein ungeheuerliches Urteil ver­
kündet: 3 Jahre Gefangnis ftir Heinrich Albrand, Kar! 
George, Franz Hunold,Johannes Kraus und Jakob Ulrich 
8 Jahre Zuchthaus für Jakob Hildebrandt, Heinrich 
Manh, Wilhelm Range, August Schiller, Heinrich Schäf­
fer, Wilhelm Schäffer und Rudolf Wengeteld.44 
Vier Angeklagte wurden freigesprocheu.45 

Ochshausen nach dem 31. März 1933 

Wenn im vorigen Abschnitt davon die Rede ist, die 
Ansammlung vor dem "MehlhoP' set den Bewohnern 
unter anderem zum Verhängnis geworden, so deshalb, 
weil feststeht, daß eine Racheaktion der Nazis gegen das 
demokratische Ochshausen gewollt war. Ledigheb der 
Zeitpunkt und die Form des Vorgehens gegen die Ochs­
häuser waren nach der ..,Machtergreifung" offen. Sempf 
sagte am 10. März 1933 vor dem Untersuchungsrichter 
aus, er kenne den "Mehlhof' genau und wüßte, "daß 
dort unsere erbittertsten Gegner wohnen" .46 
Führende Köpfe der Ochshäuser Sozialdemokraten ver­
schwanden nun für Jahre hinter Zuchthausmauern, 
darunter der Reichsbannerftihrer Wilhelm Schäffer und 
der Jungbannerführer Heinrich Marth.47 Der Schlag 
gegen den "Mehlhof' lähmte selbst den Widerstandswil­
len des aktiven Ochshäuser Jungbanners. Die reichsweite 
Zerschlagung der Arbeitersportbewegung, der Arbeiter­
kulturvereine und der Genossenschafts- und Selbsthilfe­
einrichtungen und schließlich das SPD-Verbot vom 22. 
Juni 1933 zerstörte auch in Ochshausen endgültig das 
politische und kulturelle Leben der Arbeiterschaft.48 
Der SA-Führer Most erholte sich bald von seinen Verletzun­
gen und war bereits im April1933 bis in den Sommer hinein, 
gemeinsam mit seinem Kreisleiter Sempf, fuhrend an 

den Terroraktionen gegen politische Gegner in den Orten 
des Landkreises Kassel beteiligt. Ochshausen blieb aller· 
dings vor weiteren Überfallen der Nazis verschont. Es exi­
stieren Hinweise darauf, daß ein ortsansässiger Gutsbesit­
zer seinen Einfluß .,höheren Ortes" geltend gemacht 
haben soll. 49 

Der Vorsitzende des SPD-Ortsvereins, Jakob Berthcl, 
erhielt vom Landrat die Auflage, sich ab 3. Juli 1933 täg­
lich bei der Ortspolizei zu melden. Im Falle eines Versto­
l~~s gegen di~ Auflage würde "Schutzhaft" verhängt.SO 
Für die Angehörigen, insbesondere die Frauen der Ver­
urteilten, bedeutete die Inhaftierung der Männer eine 
menschliche und wirtschaftliche Katastrophe. Der Vater 
des 23jährigen Jakob Ulrich erhängte sich aus Ver­
zweiflung über die Verhaftung seines Sohnes wemge Tage 
nach jener Nacht.51 
Oie Frau von Heinrich Schäffer erhielt für sich und ihre 
beiden Kinder 4 Reichsmark Wohlfahrtsunterstützung in 
der Woche. Wegen der Ereignisse im "Mehlhof" war ihr 
der Aufenthalt in ihrer Wohnung verleidet, und sie zog 
für zweieinhalb Jahre zu ihren Eltern. 52 

"Unter den zu 8 Jahren Verurteilten befand sich auch 
mein späterer Schwiegervater und seine zwei Brüder. Wer 
kann je ermessen, welch unsagbares Leid, welche Not und 

IO Akte Range, Bd. I, BI. 131. 41 Akte Sempf, Bd. I, BI. 3. 42 Akte Range, Bd. I, BI. 215. 4~ Hanweas Farn. Schäffer. H Akte Range, Bd. (,BI. 
230 ff. 45 Sie waren KPD-Anhanger. Mit den gleichen konstruierten Anklagen hätten auch )lt: verurtealt werden können. Daß die~ nicht geschah, 
verstärkt den Verdacht, daßbiergezielt tlO weiterer Schlag gegen die nordhesmche Sozialdemok.t.IUe ~führt wurde. 46 Akte Rang~, Bei. I, BI. I 09 f. 
(Hervorhebung: H.P.). 47 Hinweis Farn. Schäffer. 48 Handakte B. Nödler. ~~ Hirtwm J. Neadnacht, Hanwe1~ Farn. Sch:ifft'r. so Hinwc:.~ 
). Berthel. 5I Akte Range, Bd. T, BI. 103 f. sz Hinweis Farn. Schäffer. 
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Sorgen die Familten der Verhafteten und Verurteilten ~u 
ertragen hatten. Zu der Sorge um ihre Männerund Väter 
kamen die Demütigungen und Beleidigungen durch 
Ämter, Behörden und Mitbürger. Allerdings gab es auch 
viele wahre Freunde, ohne deren Trost und Mithilfe das 
Leben für die Opfer noch unerträglicher gewesen wäre. »53 
Da die Wiederaufnahme des Gerichtsverfahrens sich als 
ausstchtslos erwies. stellten die Inhaftierten und msbeson­
der<.> deren Angehörige in den folgenden Jahren mehrere 
Gnadengesuche, die teilweise an Hitler persönlich gerich­
tet waren.54 
Sämtliche Gnadengesuche wurden abgelehnt, alle Ver­
urteilten mußten ihre "Strafen" voLl verbüßen. Selbst 
noch ein Jahr vor dem Ende der achtjährigen Zuchthaus­
strafen lehnte die Kasseler Gestapo in einer Stellung­
nahme zu einem Gnadengesuch die vorzeitige Frei las­
sung am 12. Februar 1940 mit der Androhung ab: "Im 
Falle einer vorzeitigen Entlassung müßte vielmehr von 
hier aus bis auf weiteres Schutzhaft und Unterbringung in 
ein Konzentrationslager beantragt werden."55 
Oie Frauen der lnhaftierten waren viele Jahre auf sich 
allein gestellt. Wenn Freunde und ehemalige Genossen 
etwas von ihrem schmalen Verdienst abzweigten und rur 
die Frauen und ihre Kinder sammelten, war dies ein 
menschlicher Trost, konnte aber deren Lage natürlich nur 
kurzfristig erleichtern. 56 
Wollte sich in diesen Jahren ein Ochshäuser Sozialdemo­
krat ungefährdet mit Gesinnungsfreunden unterhalten, 
ging er zum "Lotterieverein"', der regelmäßig in einer 
Gaststätte tagte. Nach der Zerschlagung der Arbeiter­
Vereine war dieser als unverfangliche Vereinigung von 
den Ochshäusern neu gegründet worden.57 
Während des Sommers 1933 gelang es den Ochshäuser 

Arbeitersportlem, auch den größten Teil der beschlag­
nahmten Geräte des Arbetter-Turn- und Sportvereins vor 
der Übernahme durch die Nazis zu retten, indem mit 
Hilfe eines ..,Strohmannes" in Ochshausen ein "Deutscher 
Turoverein" als Sektion des "Deutschen Tumerbundes" 
gegründet wurde. 58 
Auch nach der Festigung der NS-Herrschaft fand sich in 
Ochshausen kaum einer, der im Sinne der Nazis zu Füh­
rungsaufgaben für die NSDAP qualifiziert gewesen wäre. 
So wurde zum Beisptel der Posten des NSDAP-Ortsgrup­
penleiters zeitweilig mit einem "Parteigenossen" besetzt, 
der in Waldau wohnte und die Ochshäuser Ortsgruppe 
kommissarisch mitverwaltete.59 
Mit der Entlassung der zu acht Jahren Zuchthaus Ver­
urteilten im Frühjahr 1941 war deren Leidensweg noch 
nicht zu Ende. Die filnf, die eine dreijährige Gefängnis­
strafe verbüßt hatten, wurden zu regulären Einheiten der 
Wehrmacht eingezogen. Die sieben zu Zuchthausstrafen 
Verurteilten hatten ihre "W ehrwürdigkett" zunächst ver­
loren. Im Januar und Februar 1944 muß ten drei von 
ihnen, Wilhelm Range, August Schäffer und Heinrich 
Schäffer, sich beim ,.Strafbatatllon 999" melden. Wilhelm 
Schäffer sollte ebenfalls zu den "999ern" eingezogen wer­
den, wurde aber nach Fürsprache seines Firmenchefs "uk" 
(unabkömmlich) gestellt. 
Von den zwölf Verurteilten haben sieben das Jahr 1945 
nicht überlebt: Kar! George, an Kriegsfolgen im Februar 
1945 verstorben; Johannes Krauss, seit 1944 vennißt; 
Heinrich Marth, in den letzten Stunden des Krieges durch 
einen Granatsplitter getötet; Wilhetm Range, sett Ende 
1944 vermißt; August Schäffer, seit Ende 1944 vermißt; 
Heinrich Schäffer, an Kriegsfolgen im Dezember 1945 
verstorben; Jakob Ulrich, vermißt.60 

Nachtrag 

Vier Wochen nach dem Zusammenbruch der Naziherr­
schaft, am 9. Juni 1945, verfaßte Wilhelm Schäffer einen 
Bericht über die Vorgänge in Ochshausen im März 1933.61 
Noch im Juni 1945 ermittelte die deutsche Krimi nalpoli­
zei ehemals beteiligte "Hilfspolizisten", die nun zu ganz 
anderen Aussagen bereit waren als im März. 1933 vor dem 
Kasseler "Sondergericht". Sempf war fur die deutschen 
Behörden nicht greifbar, da er sich im amerikanischen 
Internierungslager in Dannstadt befand. Ein ehemaliger 
SA-"Hilfspolizist" aus Niederzwehren gab nunmehr zu 

Protokoll, daß er oder ein neben ihm stehender SA-Mann 
den Schuß abgegeben haben müßte, der den SA-Führer 
Most damals traf62 
Dieser SA-Mann hatte sich bereits einmal im Sommer 
1933 bei der Familie Schäffer gemeldet und angekündigt, 
er wolle bei der Wiederaufnahme des Verfahrens behilf­
heb sein. Da er sich jedoch innerhalb kurzer Zeit erhebli­
chen Repressalien ausgesetzt sah, gab er diese Absicht wie­
der auf.63 

5J ~anuskr_ipt l: Ne.idnicht. ~~ Akte Ran8e ßd_ Ill, Cn.J.de1,1heft~. ;s Akte ~ange1 Bd: 111, Cnaden~ach~ Range, BI. 9. 
Schaffer. :>1 tlmwe~s Farn. Schaffer, Hinwe..sJ. Berthel. 58 Hmwetsj. BettheL )9 Hmwe1s]. Berthcl, Hmwets Fam. Schäffer. 
Schäffe.r. &I Akte Sempf, Bd. I, BI. 1 ff. 62 Akte Sempf, Bd. I, BJ. 39. bJ Hinweis Fam. Schäffcr. 

56 HmweJs Farn. 
60 Hmwe1s Farn. 
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So wurde die entscheidende Aussage, die den Leuten vom 
,.Mehlhof" so viel an Leid erspart hätte, erst am 21. Juni 
1945 gemacht: "Auf Vorhalt, ob der verhängnisvolle 
Schuß, der zur Verletzung des Most geführt hat, von uns 
Hilfspolizisten abgegeben( ... ) wurde, erkläre ich, daß die­
ser fragliche Schuß nur von G. oder von mir herrühren 
kann. Es wurde sofort gerufen von unseren Leuten: ,Eige­
ner Schuß -Achtung- Aufhören' - als der Aufschrei des 
Most vernommen wurde. Es handelte sich mit Bestimmt­
heit um Pistolenschüsse. Der fragliche Schuß, der zur Ver­
letzung des Most führte, kann nicht von vorn gekommen 
sein, denn ich weiß noch genau, daß das Feuervon uns aus 
eröffnet wurde. Wir fingen an zu schießen, und bei 
den ersten Schüssen wurde Most sofort getroffen. 
Auf Befragen, warum ich nicht diese jetzt gemachten 
Angaben dem Sondergericht damals mitgeteilt habe, erwi­
dere ich, daß mir die Darstellung niemals seiner Zeit ge­
glaubt sein würde, denn die SA durfte nicht belastet wer­
den. Es mußten eben Schuldige gefunden werden, um 
Sensationen zu schaffen, die Gelegenheit gaben, angeb­
lich Widerspenstige niederknüppeln zu können . So ist es 
auch zu dem Ochshauseuer Überfall am 4. 3. 1933 gekom­
men, und zwar auf Veranlassung des damaJigen Kreislei­
ters Sempf, der von sich reden machen wollte. Ich bedaure 
es sehr, daß die damaligen Zeilen es mir nicht ermöglich­
ten, derartigen Gemeinheiten Einhalt zu bieten. Weitere 
Angaben kann ich n icht machen. "64 
Dies ist die Aussage eines ehemaligen SA-Mannes, der 
zumindest den Ansatzgemacht hatte, schon 1933 Liehtin 
dtese Sache zu bringen. In den Gerichtsakten finden sich 
noch zahlreiche andere Aussagen von seinerzeit beteilig­
ten "Hilfspolizisten", die sich nun, mit zwölfjähriger Ver­
spätung, in heller Empörung über die "Machenschaften" 
von damals auslassen. Die ersten Ermittlungen gegen 
Sempf, Most, den ehemaligen Ochshäuser ,.NS~Führer", 
und einige andere ehemalige SA-Leute waren am 20. 
August 1945 abgeschlossen. 65 

Weitere Ermittlungen im Winter 1945/46ließen die Zahl 
der Beschuldigten auf 32 ansteigen.66 

Die Hauptakteure hatLen sich in den Jahren nach 1945 für 
mehr als einen Terrorakt gegen Andersdenkende zu ver­
antworten. 
So standen Sempf und andere erst im Dezember 1948 
wegen Landfriedensbruchs vor der Strafkammer des 
Landgerichts in KasselP 
Zwischenzeitlich hatte 194 7 ein Verfahren gegen zwei SA­
Leute stattgefunden, dje beschuldigt wurden, am 5. März 
1933 den jungen Franz Hunold angeschossen zu haben 
Dieses Verfahren endete mit Freispruch, weil eine eindeu­
tige Beweisflihrung gegen die Angeklagten nicht mehr 
möglich war.68 
Die Strafkammer des Landgerichts verurteilte Sempf 
wegen schweren Landfriedensbruchs in Tateinheit mit 
Freiheitsberaubung zu einer Getangoisstrafe von einem 
Jahr und neun Monaten. Von den weiteren sechs Ange­
klagten wurden drei freigesprochen, die anderen erhielten 
m ehrmona tige Gefangn iss trafen. 69 
Dieses Urteil ging in die Revision und so wurde im Okto­
ber 1949 erneut gegen Sempf und zwei andere ver­
handelt.70 
Das Strafmaß wurde zwar bestätigt, jedoch unter Anrech­
nung der Untersuchungshaft bzw. der lnternierungshaft. 
Der Vertreter der Staatsanwaltschaft gab in seinem 
Schlußwort seiner Empörung Ausdruck, indem er sich an 
die Angeklagten wandte: "Wenn ich ein Nazi-Staatsan­
walt wäre, würden Sie alle drei das Licht Jer Sonne nicht 
wiedersehen !"71 

Aber auch dieses Urteil wurde aufgehoben. In einer erneu­
ten VerhandJungvordem Landgerichtwurden Sempfund 
zwei weitere Angeklagte am 28. Februar 1951 freigespro­
chen. Das Gericht sah die Tatbestandsmerkmale für emen 
Landfriedensbruch als nicht erfüllt an. Die Körperverlet­
zungen hätten in jedem Einzelfall nachgewiesen werden 
müssen. 
Sieben wichtige Zeugen konnten nicht mehr gegen jhre 
Peiniger von L 933 aussagen. 

114 Akte Sempf, Bd. r. BI. 39 f. b5 Akte Sempf, Bd. l, BI. 46 ff. 66 Akte Sc:mpf, Bd. ), ßl. lOS f. 67 Akte Scmpf, Bd. V, Uncibausfertigung vom 
26. Januar 1949. 68 Akte Sempf, Bd. V, BI. 23 ff. 69 Akte Sempf, Bd. V, Urteil v. 26.01.1949 7rl Ak1:e Sempf, Bd. lll, BI. 43 f[ 7l Hmische 
Nachrachten vom 7. 10. 1949. 
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Organisation, Mitglieder und Wähler der NSDAP in Kassel 

1. Die NS-Organisationen wachsen mit zunehmender Arbeitslosigkeit 

Bei den Wahlen zum Reichstag und zum Preuß1schen 
Landtag im Mai 1928 erwies sich die NSDAP in Kassel 
noch als eine Partei mit Organisationsschwächen, die we­
nig Anziehungskraft auf die Wähler ausübte. Sie blieb mit 
3,25% Stimmenanteil eine Splitterpartei.! Die Mitglie­
derzahlen bei der NSDAP und der SA stiegen in Kassel 
und Nordhessen mit wirtschaftlichem Rückgang und 
wachsender Arbeitslosigkeit seit Herbst/Winter 1928/29. 
Neue Ortsgruppen uod SA-Trupps konnten errichtet wer­
den.2 
Die SA wurde in der Region Kassel seit 1928/29 immer 
mehr zu einer Auffangorganisation flir viele arbeitslose 
junge Männer.3 Sie bot den JUngen Arbeitslosen einen Be­
rufsersatz und eine materielle Mindestversorgung (Essen, 
Trinken, Uniform, Heim). In dieser militanten Kampf­
truppe fanden sie soziale Bindung in der Männergemein­
schaft, Halt und Anerkennung. Der gesellschaftliche Ma­
kel der Arbeitslosigkeit wurde von ihnen genommen 
"Tag fUrTag, bei Regen und Sonnenschein und Abend für 
Abend, ob Werktag oder Sonntag, lag die SA auf den 
Landstraßen. "4 Mag diese Selbstdarstellung auch über­
trieben sein, sie war dennoch bezeichnend für das Selbst­
bewußtsein der SA, eine soldatische Organisation zu sein. 
die ständig den .. ganzen Kerl" forderte. Das Bewußtsein. 
Kämpfer für eine rücksichtslos voranmarschierende IHI­

tionalistische Bewegung zu sein, entstand durch Wehr­
sport, paramilitärische Ausbildung, Gehorsam gegenüber 
den Führern und .,weltanschauliche" antidemokratische 
und antisemitische SchuJung. Es wurde bei vielen ver­
stärkr und gefestigt durch das Ausleben ihrer Aggressio· 
nen und durch Erfolgserlebnisse in Krawallen, Schläge· 
reien, Saal- und Straßenschlachten mit zu inneren Fein­
den Deutschlands erklärten politischen Gegnern, den 
.. Marxtsten" (d. i. die ßezeichnungftirSozialdemokraten), 
dem Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold und dem Roten 
Frontkämpferbund der Kommunisten. 
Mitte 1929 war die Kasseler SA stark genug geworden, um 
aus ihren Reihen eine Schutzstaffel (SS) zu gründen. Auf 
dem Nürnberger Parteitag 192 9 verlieh Hitler der Kasseler 
SA eine Standarte, damit wurde sie Standarte 1 in Kurhes-

sen. Das Bild der kurhesSJSchen SA wäre zu einseitig und 
verzeichnet, wenn sie nur Jis Terrororganisation darge· 
stellt würde. Nicht alle SA-Männer waren Rabauken, 
Schläger und rüpelhatte Kraftprotze. BetT eilen der Bevöl­
kerung in Kassel und Umgebung fand die SA-Standarte 
immer mehr Zustimmung. "Ihr Auftreten imponierte, ih­
re geschlos~enen Kolonnen, ihre feierlichen Appelle und 
zünftigen Aufmärsche mit zackigen Spielmannszügen 
wirkten werbend und gewinnend auf diejenigen, die fUr 
solche Ordnungsmuster empfanglieh waren. ( ... ) Dte 
wohlorganisierten Aufmärsche, Vorbeim:irsche und Ab­
märsche in "Reih und Glied" demonstrierten Stärke, s1e 
versinnbildlichten das Imponiergehabe nationalsozlalistt­
scher "Herrenpolitik", sie verstellten die Aussicht auf die 
Armseligkeit und Ausweglosigkeit des politischen Alltags 
durch dröhnende Szenen."S 
Im ersten Halbjahr 1929 waren Organis.Hion und Ein nah· 
men des Gaues Hessen-Nassau-Nord so gewat.hsen, daß 
Jb August Walter Franke als hauptberuflicher Geschiifts­
ftihrer eingestellt wurde, weil. nach Aussagen Gauleiter 
Wetnrichs, d1e anfallende Arbeit nicht mehr nebenberut: 
lieh erledigt werden konnte. b 

Einen beträchtlichen Gewinn für ibr politisches Ansehen 
brachte der Naz1bewegung 1hr Bündnis mit den Parteien 
und Organisationen der nationalistischen und antidemo­
kratischen Rechten in Kassel (Deutschnationale, Stahl­
helm, Jungdeutscher Orden, Wiking, Deutschvölkische 
u. a.) beim Volksbegehren gegen den ., Y oung-Pian", mit 
dem die Abwicklung der Reparationen neu geregelt wer­
den sollte. Die NSDAP beteiligte sich besonders aktiv und 
lautstarkan der Kampagne ftirdas Volksbegehren über da~ 
.,Freiheitsgesetz", gegen die "Kriegsschuldlüge'' des Ver­
s-ailler Vertrags und die" Tributsklaverei von Kindem und 
Kindeskindern". Das Ergebnis des Volksbegehrens bedeu­
tete zwar für die extreme Rechte in Kassel eine peinliche 
politische Niederlage, nur 3,9 Ofo der Wahlberechtigten 
trugen ~ich dafür ein, der Aufschwung der Nazibewegung 
wurde dadurch aber begünstigt. Dies zeigte sieb vier Wo­
chen später bei der Wahl zur Stadtverordnetenversamm­
lung. Die NSDAP erhielt arn 17. 11. 1929 7 Ofo (5987) der 

1 Ergebnis5e der Wahlen (in Kassel) von 1919 bis I 93 I, m: At!ress- w1d Emwohnerbuc.:h der Stadt Kassel sowtc siimthcher Ortst:hJtten t!es Landkrei­
ses Ka~sel1932, 96.jg. Kassell931, S. 14- 15. 2 Völkischer Beobachter, Nr. 208 v. 7. 9. 1928 unt! Nr. 82 v. 10. 4. 1929. 3 SA-Brigade 47 (Kassel): Die 
Geschtehte der kurfiessiscben SA. Schriftleitung Kar! Poppe, 2. Folge des Handbuches der NSOAP, G.tu Kurhem.•n, Au~gabe lt.ir das Jahr 1935, Kassel 
(weiter zit.: Geschichte kurb. SA), S. 46. 4 Ebenda. 5 Lothar Stetnbach: Ein Volk, e'Ln Reich, ein Glaube? Ehemalige Nationalsoztaliste'n und Zett-
7c:ugen beneinen über ihr Leben im Dritten Reich, Berlin·Bonn 1984, S. 22. 6 Vgl. Beric.:ht des Poltzeipr:istdentcn tn K.tssel.m den Rc:gtc:rungspd~t 
denten m K..mel v. 17. 9. 1929, in: Staatsarchiv Marburg (StAM) 165/3942 Bd. l. 
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gültigen Stimmen, 2887 mehr als bei der Landtagswahl 
im Mai 1928. Sie war damit die Partel mit dem größten 
Wählergewinn seit dem Vorjabr.7 
Der politische Aufstieg des Nationalsozialismus von einer 
Randgruppe zu einem ernstzunehmenden Machtfaktor 
zeigte sich in Kassel auch an der schnell wachsenden Mit­
gliederzahl der NSDAP, die im ersten Halbjahr 1930 auf 
400 anstieg.S Auch die KJsseler SA hatte Anteil an diesem 
Mitgliederzuwachs. Der "Sturm I" erreichte seine Sollstär­
ke von über 70 SA-Männem. deshalb wurde 1m Frühjahr 
1930 in Stadt und Kreis Kassel ein zweiter SA-Sturm 
aufgestellt. 
Ab Februar 1930 gelang es dem Gau Hessen-Nassau-Nord 
außerdem, ein eigenes Kampfblatt .,Der Sturm ·• herauszu­
geben. Diese Zeitung hatte ebenso wie fri.Jhere nationalso­
zialistische Blätter eine ungenügende finanzielle Grundla­
ge. Sie konnte aber durch die steigende Anhängerzahl der 
NSDAP längere Zeit erscheinen als ihre erfolglosen Vor­
gänger.9 
Die Reichstagswahl am 14. 9. 1930 fand i11 Kassel in einer 
Phase wirtschaftlicher Verschlechterung und deutlich zu­
nehmender Arbeitslosigkeit statt. Die Arbeitslosenzahlen 
waren gegenüber dem konjunkturschwachen Jahr 1929 
um mehr als ein Drittel gestiegen; 28% mehr kleine und 
mittlere Unternehmen als 1929 verloren in Kassel durch 
Konkurse und Vergleiche ihre wirtschaftliche Existenz. 
Arbeitslosigkeit und Unternehmenskrisen lagen in Kassel 
spürbar höher als im Reich .I 0 

Die NSDAP profitierte von der Wirtschaftskrise und er­
hielt bei der Reichstagswahl in Kassel 26% (27060) der 
gültigen Stimmen. S1e wurde damit nach der SPD (32,5 0/o) 
die zweitstärkste Wählerpartei und hatte viereinhalbmal 
soviel Wähler wie zehn Monate zuvor bei der Kommunal­
wahl untl achteinhalbmal soviel St1mmen wie bei der 
Reichstagswahl von 1928. Dieser Aufstieg der NSDAP in-

nerhalb von zwei Jahren von einer Splitterpartei zu einer 
Massenpartei war ohne Beispiel. Er ging vor allem zu La­
sten der bürgerlichen Rechten. Im Vergleich zur Stadt­
verordnetenwahl vor zehn Monaten verloren die 
Deutschnationale Volkspartei (DNVP) 7,3. die Deutsche 
Volkspartei (DVP) 7, I und die Wirtschaftspartei 2,5 Pro­
zent-Punkte der gültigen Stimmen. Der Wähleranteil sank 
bei der DNVP um 55%, bei der DVP um 53°/o und bei der 
W utschaftspartcl um 43 Ofo. Die Staatspartei (Nachfolger 
der Deutschen Demokratischen Partei) hatte dagegen ge­
ringere Stimmeneinbußen (1,3 Prozent-Punkte). 
Auch die hohe Wahlbeteiligung von fast 83% kam in er­
ster Linie der NSDAP zugute, dje einen großen Anteil bis­
heriger Nichtwähler und Jungwähler für sich gewann. ln 
Nordhessen war der Wahlerfolg der NSDAP mit 24,1% 
Stimmenanteil ähnlich wie in Kassel, damit war der ..,Gau 
Hessen-Nassau-Nord 1m Reiche voran ... ll 
Auf den Zusammenhang zwischen dem krisenhaften 
Wirtschaftsabschwung und dem Aufschwung des Natio­
nalsozialismus spielte der Kasseler Bankier und Vorsitzen­
de der Industrie- und Handelskammer Pfeiffee m seinem 
Jahresbericht für 1930 ,m. Er stellte fest: "Das aller­
schlimmste i~t aber, daß das Vertrauen auch zu unserer 
wirtschaftlichen Entwicklung unter dtesen Verhältnissen 
fusr vollständig verlorengegangen ist.( ... ) Wir müssen uns 
dabei klar sein, daß die Macht, die Entwicklung einfach 
umzudrehen, heute niemand hat. Es wird daher zu nichts 
fUhren, sich den TrJumen vom dritten Reich hinzu­
geben und hochgesteckten, fernliegenden Zielen nach­
zujagen." 12 

Wie schnell sich die na2isuscbe Bewegung in Kassel 1930 
ausbreitete, zeigte auch die Verdoppelung ihrer Mitglie­
derzahl innerha lb weniger Monate. Die NSDAP-Orts­
gruppe Kassel wuchs bjs Ende Oktober 1930 auf800 Mit­
glieder 13 

Soziale und berufliche Merkmale der Nationalsozialisten in Kassel vor 1933 

Die kleine nationalsozialistisch orientierte Kemgruppe. 
die sich im Herbst und Winter 1923 in Kassel zusammen­
fand, setzte sich überwiegend aus kleinbürgerlichen 

Beamten und Angestellten, insbesondere des öffentlichen 
Dienstes, aus freiberuHich tätigen Akademikern (wie 
Rechtsanwälte, Zahnärzte, Apotheker) und Lehrern zu~ 

7 Ergebnisse der Wahlen ... a.a.O.(J) S.l4-1 5. 8 Bericht des Landeskriminalpolizei-Bezirks Kassel über die Gliederung der NSDAP im Gaubezirk 
Hessen·Nassau-Nord, Stand l. Hälfte 1930, in: StAM 165/3942 Bd. 1 und Bericht des Landeskrrmindlpolizei·Bezirks Kassel über die NSDAP-Orts­
gruppen im Gaubezirk Hessen-Nassau·Nord, in: StAM 165/3846 Bd. 3. 9 Geschichte kurh. SA, S. 58. 10 Die Wirtschaft im Jahre 1930. Bericht, er­
stattet in der Gesamtsitzung der Industrie- und Handelskammer vom 7 . Januar 1931 von dem Vorsitzenden Dr. h. c. Kar! L. P(ciffer, tn: Mitteilungen 
der Industrie· und Handelskammer zu Kassel, 1 1. Jg., Nr. 2/3 v. I . 2. 1931, S. 24 ff. II Schlagzeile im VöJkJSChen Beobachter Nr. 234 v. 2. 10. 1930, 
zit. n. Eberhart Schön: Die Entstehung des Nationalsozialismus in Hessen, Meisenheim am Glan 1972, S. 178, Im Reich erhidt die NSDAP 18 1 O!o der 
Stimmen, in Schleswig-Hols~ein e.rreichte sie ein höheres, in Südhannover-Brau~sc~weig, Pommern und Breslau ein ähnüches Wahlergebnis wie in 
Hessen·Nassau-Nord. 12 Dte Wrrtsclt~ft rm Jahre 1930 (I 0), S. LI. 13 Orgamsatlonsplan der NSDAP, Gau Hessen-Nassau-Nord, Stand 31. 10. 
1930, in: StAM 165/3846 Bd. 4. 
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sammen.l4 Die meisten Mitglieder dieser Kernmann­
schaft gründeten im Februar/März 1925 in Kassel die kur­
hessische NSDAP. Dazu kamen noch einige SA-Männer, 
die mehrheitlich Handwerker und Arbeiter waren.15 
Die NSDAP blieb in Kassel bis 1927 eine politische Split­
terpartei. Erst Anfang 1928 erreichte die Ortsgruppe, zu 
der die Stadt und der Landkreis Kassel gehörten, 200 Mit­
glieder.16 
Eine Stichprobenuntersuchung der Personen, die bis 1927 
in die Hiderpanei eintraten, läßt erkennen, daß die Orts­
gruppe fast ausschließlich aus Männern bestand, die vor­
wiegend den kleinbürgerlichen Mittelschichten zuzu­
rechnen waren. Nach eigenen Angaben waren unter den 
Nationalsozialisten, die sich vor 1928 der NSDAP ange­
schlossen hatten, etwa 
- 22% selbständige Handwerker und Einzelhändler, 
- 30% Beamte des einfachen, mittleren und gehobenen 

Dienstes, 
- 8 o;o freiberuflich Tätige.17 
Die Nazi-Partei hatte seit 1928/29 in Kassel ansehnliche 
Zuwachsraten. Bis zum ersten Halbjahr 1930 stieg die 
Mitgliederschaft der Ortsgruppe auf 400 Parteigenossen. 
Der Charakter der NSDAP als "Männerpartei" änderte 
~ich dadurch nicht. 
Nach einer Denkschrift des Preußischen Innenministe­
riums wurde der größte Teil der nationalsozialistischen 
Anhängerschaft durch den "allmählich verelendenden 
Mittelstand in den kleineren Städten, die kleinen Handel­
und Gewerbetreibenden, ferner die von der Arbeitslosig­
keit betroffenen oder bedrohten Angestellten und 
schließlich die bei dieser Wirtschaftslage jeder Aussicht 
auf späteren Broterwerb baren Kreise des akademischen 
Nachwuchses gebildet". Seit 1930 wendete sich "auch ei­
ne nicht unerhebliche Zahl von unteren und mittleren 
Beamten, besonders von den Verwaltungszweigen, die 
nicht ausgesprochene Hoheitsverwaltungen sind, wie 
Post-, Bahn- und Finanzverwaltung, auch aus der Lehrer­
schaft'' der NSDAP zu.18 In der NSDAP-Ortsgruppe Kas-

sel blieben die Beamten {des einfachen, mittleren und ge­
hobenen Dienstes) weiterhin mit mehr als emem Viertel 
die stärkste Berufsgruppe. Ein großer Teil der NSDAP­
Mitglieder (ca. 30%) waren Selbställdige (Einzelhändler, 
Handwerker, freiberuflich Tätige, Landwirte, Gewerbe­
treibende). In der Mitgliedschaft waren die Anteile der 
mittleren Angestellten (2. B. Ingenieure, Abteilungsleiter, 
Buchhalter) sowie der Studenten und Gymnasiasten ge­
stiegen (ca. 15%). Die NSDAP hatte ihren Sozialcharakter 
als kleinbürgerliche Mittelschichtenpartei, bei einem 
breiteren Spektrum an Berufen und emem wachsenden 
Anteil jUngerer Mitglieder, unter denen eine Reihe ar­
beitslos waren, nicht wesentlich verändert.l9 
Auch die KasselerSAnahm am Wachstum ues National­
sozialismus teil. Der "Sturm I" erreichte im Frühjahr 1930 
seine Sollstärke von über 70 SA-Männern, deshalb wurde 
Wilhelm Brühmann, Kassel, beauftragt, in Stadt und 
Kreis Kassel einen zweiten SA-Sturm aufzustellen.20 
Es waren vor aiJem arbeitslose junge Männer, die scil 
1928/29 - mit Verschlechterung der Wirtschaftslage in 
Kassel und Nordhessen -in die SA eintraten. ln der "Ge­
schichte der kurhessischen SA'' wird betont, daß die SA­
Männer der "Alten Garde" meist arbeitslos waren.l1 
Als die Wirtschaftskrise sich seit 1930 immer mehr ver­
schärfte und die Arbeitslosigkeit rapide anstieg, gelang es 
der SA, immer mehr junge Arbeitslose für ihre paramilitä­
nsche Kampftruppe zu rekrutieren. Im Sommer 1931 war 
die KasselerSAso gewachsen, daß sie als Sturmbann 1/83 
mit vier Stürmen neu gegl iedert wurde. Dem Sturmbann 
I/83 sollen am 4. 8. 1931 439 SA-Männer aus Kassel und 
Umgebung angehört haben.22 
Die NSDAP-Führung in Kurhessen und Kassel war ge­
zwungen, die Mehrzahl der SA-Leute und viele aktive Par­
teigänger in Kassel, die oft seit längerer Zeit arbeitslos wa­
ren, matenell zu unterstützen.23 Im November 1931 rich­
tete die Kasseler NSDAP ein SA-Tagesheim mit einer Nol­
standsküche und einem Eßsaal ein. Dort wurden täglich 
fur 20 Pfg. Mittagessen an Parteimitglieder ausgegeben. 

14 Der Joutnalist Rudolf Likus, Geschichtsschreiber der K.·usder NSDAP, nannte Jis Mitgl1cder dieser Gruppe du~ l'ane1genossen Karl Wemnch 
(Obersteuemkretär), Fritz Lengemann (Obmekretär), Mo1x Köhler (Apotheker), Dr. Schaumlöffel (ZJhnarzt), Kurt Fröhl1ch (Obt'rpostst"kretär), Kar I 
Albert Dien (Angestellter), Dr. Walter Schultl (Stud1enro~t), Vater und Sohn Dr. Paulrnann (Direktor; Rechtsanwo~lt), Dr. Roland Freisler(Rechts;m­
walt), Heinrich Messerschm1dt (Angestellter), Heinnch Moog (Stadtsekrctar). Herbert Mmsner (Lolndessekretär), Ma1or a. D. S1mon~. Lehrer Heinz, 
Dr. Kreis (Zahnarzt), Dr. Sp.ieß (Philologe), RudolfJakobitsch (Kal_Jfn:ann). Vgl. ~udolfL_ik!fs: Vor zehn Jahren, in :. Amtliches M~ttcilungsblatt d~r 
NSDAP Kassel, Folge 3, Apnl1933, Sondernummer, S. 3. Dte Berufe d1e.ser Altnauonaboz1ahsten wurden aus versclllCdenenJahrgangen (90. 96.lg.) 
Jes Adress· und Einwohnerbuches der Stadt Kassel 1926-1932 ermittelt. 15 Dazu gehörten nach Likus u. a. die Bruder Hans und Heinrich Rudolf 
(Fachdrbeiter; Schlosst!r) und Wilhclm Klaholz (ungelernter Arbc:iter). Vgl. Likus a.a.O. (14) S. 3. 16 Bericht de~ Ret:lerungspräsidenten m Kassel 
vom 6. 1. 19281 in: StAM 165/3983 Bd. 8. t7 Die untersuchte Stichprobe smd 39 NSDAP-Mitglieder, die bis 1927 in d1e Partei eintraten.lhre Berufs­
Jng;Jbcn beziehen sich auf das Jahr 1932. Sie wurden den Meldebogenaufgrund des Gesetus zur Befreiung von Nattonalsoziali~mu~ und Militans­
mus vom 5. 3. 1946 entnommen.- Die NSDAP-Ortsgrupl>e Kassel hatte 1927 etwa 150 bis 170 Mitglieder. 18 Zit. m: Ursachen und Folgen. Vom 
deutschen Zusammenbruch 1918 und 1945 bis zur staatllchen Neuordnung Dcurscblands in der Gegeowan. Eme Urkundtn- und Dokumenten­
sar:nm.lung, hrsg. v. Herbert Michaelis und Ernst Schraepler, ßerlin o.J., Bd. 8, S. 328. 19 Die untersuchte Stichprobe bezieht sich auf65 NSDAP­
tv!nglteder- bet einer Mitgliederzahl der Kasseler NSDAP von ca. 330 20Vgl. Geschichte kurh. SA, S. 58. 21 Ebenda, S 46. 1! ebd., S. 94 f. 23 R. 
Lt~us schn7b über die Kasseler NSD~-Ortssruppeng~schäftsfiihrung, ~ie zehn Sekuons~hrer, ~as~cnwarte und dere.n Mitarbeiter in der Zeit von 
Juh 1931 b1s September 1932: eWohl d1c mmten von thnen wart'n arbettslos ... ".ln: Amt(jchcs Mitteilungsblatt der NSOAP KJ\Sd, folge 6 v. 15 6. 
1933, S. 1. - ln der Ge!ichichte der kurhemschen SA wird sogar hervorgehoben, daß 1931 die SA-Männer ~m~ist arbeitslos waren•. (S. 86). 
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Die Lebensmittel wurden von Geschäftsleuten und 
Bauern gespendet.24 
Die Arbeitslosen waren 1931 - nach unserer Untersu· 
chung der Berufsstruktur der NSDAP-Ortsgruppe Kassel­
mit etwa einem Viertel der Parteiangehörigen zwar die 
größte Gruppe in der Mitgliedschaft, es wäre aber verfehlt, 
die Nazipartei als politische Bewegung von Arbeitslosen 
anzusehen. In den Arbeiterparteien, insbesondere in der 
Kommunistischen Partei (K.PD), war der Anteil der Ar­
beitslosen unter den Mitgliedern deutlich höher 
Dte Kasseler NSDAP blieb auch 1931 im wesentlichen ei­
ne Partei der Mittelschichten, vor allem des Kleinbürger­
tums. Seit der Wirtschaftskrise hatten sich 1930/31 viele 
Selbständige dem Nationalsozialismus angeschlossen. Es 
war ein beachtlicher politischer Erfolg fur die Nazibewe· 
gung, daß der Vorsitzende der Wirtschaftspartei in Kassel 
im Oktober 1931 zu ihr übenrat und öffentlich erklärte, 
dje Ziele und Interessen der M1ttelklassen wären nur von 
der NSDAP durchzusetzen. Der Vorstand der Wirtschafts­
partei in Kassel trat zurück, viele Mitglieder und Wahler 
folgten dem Belspiel des ehemaligen Ortsvorsitzenden 
und wurden Anhänger des Nazismus.25 In der Kasseler 
NSDAP bildeten nun die Angehörigen des selbständigen 
Mittelstandes (Handwerker, Kaufleute, freie Berufe, 
Landwirte) mit mehr als emem Fünftel der Mitglieder die 
stärkste berufltch-soziale Gruppe. Ihre Zahl war größer als 
die derjenigen Nationalsozialisten, die im öffentlichen 
Dienst als Beamte vom einfachen bis zum höheren Dienst 
(einschließhch Lehrer) (ca. 12 %) und als Angestellte (ca. 
6 Ufn) beschäftigt waren. Beträchtlich gestiegen war auch 
die Zahl der mittleren untl gehobenen Angestellten mi1 
Führungsaufgaben (wie Abteilungsleiter. Ingenieure:. 
Handlungsbevollmächtigte, Buchhalter), Jie sich der 
NSDAP zugewendet hatte. Diese Gruppe war 1931 etwa 
gleichgroß wie die der Beamten. 
Die Arbeiterschichten (unselbständige Handwerker, Vor­
arbeiter. Facharbeiter, angelernte und ungelernte Arbei­
ter. Arbeiter im Dienstle1stungsbereich) waren mit ca. 15% 
in Jer Nazi-Partei und ihrer Führung deutlich unterreprä­
sentiert. 
Eine der kleinsten Sozialgruppen innerhalb der Hitlerpar· 
tei -mit nur etwa I bis 2 0/o der Mitgliedschaft- waren die 
Frauen, insbesondere die Hausfrauen.26 
Nach seiner Besichtigung des Gaues Hessen-Nassau-Nord 

fur die Reichsleitung der NSDAP um die Jahreswende 
1931/32 schätzte Dr. Robert Ley die Sozialstruktur der 
Kasseler NSDAP anders ein als unsere Untersuchung 
zeigt. F.r schneb in seinem Bericht u. a. ~,.Während früher 
die Organisation in Kassel stark verbürgerlicht war, über­
wtegt jetzt ( ... ) bei den Amtswaltern die Arbeiterschaft 
... "27- Im Gegensatz zu dieser Aussage von Ley war die 
Arbeite~chaft in der Führung der Kasseler NSDAP eben­
so unterrepräsentiert wie in der Mitgliedschaft. 1931/32 
waren etwa drei Vienel der NS-Amtswalter in Kassel- von 
der Kreisleitung über die Ortsgruppenleiter bis zu den Zel­
lenleitern -Angestellte, Beamte, Selbständige (Handwer­
ker, Kaufleute, freiberuflich Tätige). Unter den zehn Orts· 
gruppenleiternwar kein Arbeiter. Als Berufewurden ange­
geben: 3 Kaufleute, 2 Beamte (mittlerer Dienst), 2 mittle­
re Angestellte (Bauflihrer, Abteilungsleiter), 1 Fabnkant, 1 
Ingenieur, l selbständiger Handwerker (Frisör).28 
Wie gering der Anhang des Nazismus in der Kasseler Ar­
beiterschaft war, zeigte sich z. B., als 1m Dezember 1931 
eine NS-Betriebszellentagung wegen mangelnder Beteili­
gung ein Mißerfolg wurde.29 
Bts zum Herbst 1932 wurde die NSDAP durch einenge­
waltigen Mitgliederzustrom und sensationelle Wählerge­
winne zu einergroßen Volkspartei. In Kassel gelang es der 
Hitlerpanei, ihre Mitgliederzahl zu verdoppeln. Im Wi­
derspruch zu ihrem Namen entwickelte sie sich jedoch 
nicht zu einer Arbeiterpartei, obwohl auch viele Arbeiter 
in d1e Partei eintraten 
Die stichprobenartige Strukturuntersuchung der NSDAP­
Mitglieder in Stadt und Kreis Kassel, die sich 1932 der Par­
tei anschlossen, zeigt: 
1. Überdurchschnittliche Zugänge (d. i. mehr als 1 00%) 

erzielte die NSDAP bei Landwirten, Mittel- und Groß­
unternehmern, Beamten des höheren Dienstes, Rich­
tern, Lehrern und Offizieren. Diese neuen Mitglieder 
konnten und wollten jetzt zur NSDAP gehören, weil 
die Nazibewegung, durch ihre großen Wahlerfolge und 
ihre Regierungsbeteiligung in einigen deutschen Län­
dern politische Bedeutung und Macht gewonnen hatte, 
die nicht mehr zu übergehen war. Die Hitleepartei wur­
de als kommende Regierungspartei angesehen. Höhere 
Beamte und Richter, die Nazis wurden, brauchten seit 
dem Sturz der Regierung Brüning (Ende Mai 1932) kei­
ne Nachteile für ilue berufliche Karriere mehr zu ftirch-

24 Bericht des Polizeipräsidenten in Kassel an den Regi~rungs~rlisidenren vom .l3. I 1. 1931, in: StAM 165/3558 Bd. 3. 25 VgL Hessische Volkswacht 
v. 28. I 0. I ~31, ArLikel .Kasseler W trtschaftspartei Z~fi.>latzt : Zc. Otesc Daten über die b~ru~ich-sozi.ale _Zusam'!'en.serzun~ der Kasseler NSDAP­
Onsgruppe '!ll.Jahro: 1931 wurden errechnet. aufgrund emer Stschprobe von 346 NSDAP-MJtghedern, dre bts 1931m dte Part er eintrateo. lhre Berufs· 
Jogaben beztehen steh Juf das Jahr 1932. Ste wurden den Meldebogen ( 17) entnommen. 27 Roben Ley, Bericht üb~r die Besichtigung des Gaues 
Hesscn-Nass_au v. I 0. I. 1932, m: ßundcsarchtv Koblenz. NS/?-2/ 1"054. 28 Nach cmer unveröffentlichten Unre~suchung von W. Bemhardt: "Der 
NSDAP-Krets Kasse_! (Stadt) m den Jahren vor de~ Machte_rgretfu~g ~aren unterden 78 Zellenfellern nrn 10 Arbetter.- Vgl. auch R. Likus: Entwick· 
Jung der Stadkrmlcttung K.uscl von 1928- 1933, 10: Amthches MJttetlungsbJau der NSDAP Kassel. Folge 6, v. 15. 6. 1933, S. 1. 29 Der Polizeipräsi­
dent 10 K.mel v. 7. 12. 1931, m: StAM I oS/385!1 Bd. 3. 
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ten. Viele bisherige Mitglieder der bürgerlichen Rech­
ten gingen (ebenso wie ein großer Teil der bürgerlichen 
Wähler) zur NSDAP über, so der Kasseler Bürgennei­
ster Gustav Lahmeyer (vorher DVP). 

2. Auch bei einigen anderen Sozial- und ßerufsgruppen. 
die bisher in der NSDAP unterrepräsentiert und/oder 
schwach vertreten waren, erreichte die Nazipartei über­
durchschnittliche Mitgliedergewinne, z. B. bei den 
Hausfrauen, bei unselbständigen Handwerkern und Ar­
beitern im Dienstleistungsbereich. Diese Gruppen wa­
ren nicht oder kaum organisiert und standen oft unter 
direktem Einfluß von Ehemännern oder Betriebsinha­
bem, die Nationalsozialisten waren. 

3. Nach wie vor überwogen 1932 in der Kasseler NSDAP 
die Angehörigen der Mittelschichten: 
- Selbständige (Handwerker, Kaufleute, Freiberufler, 

Landw1rte) ca. 22%, 
- gehobene und mittlere Angestellte (Ingemeure, Ab-

teilungsleiter u. ä.) ca. 100/o, 
- Angestellte des öffentlichen Dienstes ca. 4%. 
- sonstige Angestellte ca. 3%, 
- Beamte des einfachen, mittleren und gehobenen 

Dienstes ca. lQOJo, 
- Beamte des höheren Dienstes, Richter und Lehrer ca. 

30/o, 
- Studenten und höhere Schüler ca. 2%, 
- Mittel- und Großunternehmer sowie Direktoren mit 

Unternehmerfunktionen ca. 1%. 
Diese Gruppen bildeten zusammen etwa 550/o der Kas­
seler NSDAP-Mitgliedschaft. 

4. Die Mitglieder der Arbeiterschichten waren dagegen 
deutlich in der Minderheit. 
- Ungelernte und angelernte Arbeiter ca. 6%, 
- unselbständige Handwerker ca. 4 bis 5%, 
- Facharbeiter ca. 3 Ofo, 
- sonsttge Arbeiterberufe ca. 2 bis 3%. 

Die beschäftigten Arbeiter machten demnach 1932 nur 
etwa 16% der Mitgliedschaft der NSDAP aus. 

5. Auch 1932 war etwa ein Viertel der NSDAP-Mitglieder 
arbeitslos; darunter waren v1ele Langzeitarbeitslose)O 

Die Kasseler Öffenthchkeit bemerkte erst nachdem Brü­
ning gestürzt und die Regierung von Papen eingesetzt 
worden war (beides geschah mü Hitlers Einverständnis), 
wieviele Angehörige des öffentlichen Dienstes und des so· 
genannten Bildungsbürgertums bereits Nazis waren oder 
in die NSDAP eintraten. 
Auf der Kasseler Beztrkstagung der Amtswalter der 
NSDAP am 7.l. 1932 hatte der Betriebszellenleiter der Na­
tionalsozialistischen Betriebszellenorganisation (NSBO) 
bei der Reichsbahnduekt10n Kassel und Gaufachberater 
ftir Beamtenfragen noch darüber geklagt, daß die Einrich­
tung der NS-Beamten-Betriebszellen nicht vorwärts kam, 
weil die zahlreichen sympathisierenden Beamten und so· 
gar die Parteimitglieder sich scheuten, "offen hervon:utre· 
ten und die Veranstaltungen zu besuchen".Jl AnfangJunt 
1932, gleich nach dem Regierungswechsel, konnte in Kas­
sel für den Gau Hessen-Nassau-Nord bereits der NS-Leh­
rerbund (NSLB) gegründet werden. Der Kasseler Orts­
gruppe des NSLB gehörten zu dieser Zeit bereits etwa 30 
Lehrer an.32 Im Sommer J 932 wurden in Kassel zwei wei­
tere akademische Berufsorganisationen in der NSDAP 
aufgebaut: Der "Bund Nationalsozialistischer Deutscher 
Juristen" (BNSDJ) und der NS-Ärztebund. Der BNSDJ 
entwickelte sich in Kassel nicht so gut, wie die Gaufiih­
rung erwartet hatte. Auf einer Mitgliederversammlung am 
15. 9 1932 waren etwa 70 bis 80 Personen. Die Mitghed~r 
waren meist Rechtsanwälte, Referendare und Richter, we­
niger höhere Verwaltungsbeamte. Der Kasseler BNSDJ­
Lelter führte d1es auf "die Angst der Beamten, sich poil­
tisch zu betätigen" und auf den nKampf der Regierungs· 
stellen gegen die NSDAP" in den vorangegangenen Jahren 
zurück.33 

Die Wähler der NSDAP 

Im Krisenjahr 1930 begann auch in Kassel der beispiellose 
Aufstieg der NSDAP als Wählerpartei. Sie wurde mit 
27060 gültigen Stimmen (26%) bei der Reichstagswahl 
am 14 9. 1930 zweitstärkste Partei. 
Welche Wähler waren es, die massenhaft zur NSDAP 

übergegangen waren? - Die Analyse der Stimmenver­
schiebungen zwischen den Parteien zeigt (s. Tabelle 1). 
daß der rapide Aufschwung der Nazi-Bewegung von einer 
Splitterpartei zur Massenpartei innerhalb von zwei Jahren 
vor allem zu Lasten der bürgerlichen Rechten ging. 

lO Die Berechnung der beruflich-sozialen Struktur der NSDAP in Kassel (Stadt und Kreis) bezieht sich auf eane Stichprobe von 667 NSDAP-Mitglie­
dern, die vor 1933 in die Partei eingetreten waren. fhre Berufsangaben beziehen sich auf das Jahr 1932. Sie wurden den Meldebogen ( 17) entnom· 
men. 31 Vgl. Bericht des Polizeipräsidenten in Kassel v. 20. 2. I 932, in: StAM 165/3858 Bd. 3. 32Vgl. Bericht des Polizeipräsidenten in KJssd v. 28. 
6. 1932, an: StAM 165/3858 Bd. 4. JJ Vgl. Bericht des Polizeipräsidenten in Kassel v. 16. 9. 1932, in: StAM 165/3858 ßd. 4. 
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Tabelle 1 
Vergleich der Reichstagswahlergebmsse vom 20. 5. 1928 
und vom 14. 9. 1930 (gültige Stimmen)34 

!'Jrt~ten 11928 1930 Gewmn(+) 
Wähler W:ihler Verlust(-) 
.1bsolut Ofu ~bsolut % absolut '\'o-Pun~tt 

NSDAP 3.174 3,3 27.06() 26,0 + 23.886 + 22,7 
DNVP 12.627 13,0 6.345 6.1 - 6.282 - 6.9 
DVP 17.552 18.0 6.642 6.4 - 10.910 - 11,6 
Winschafts· 
bnei 2039 2,1 3.465 3,3 ~ 1-426 + 1.2 
DP/Sta~ts· 

~Jrte1 7.667 7,9 5.633 5,4 - l.034 I - 2,5 
cntrum 4.170 4.3 4.196 4,0 + 26 - 0.3 

CSVD 5.393 5,2 + 5 393 + 5,2 
SPD 18.785 J9.8 33.879 32,5 - 4.906 - 7.3 
KPD 6.939 7,1 9.583 9,2 + 2.644 + 2,1 
Sonstige 4.445 4.5 1.888 1,9 - 2.557 2,6 
Untültige 1.775 1,1! 825 0,8 - 950 - 1,0 
Wa I· 
betciligung 99.173 80,11 104.932 82.7 + 5.759 + 1,9 

Die NSDAP erhielt 1930 23 886 Stimmen mehr als 1928. 
Diesem Stimmenzuwachs stehen Wählerverluste bei 
DNVP, DVP und DDP von 19 226 und bei den sonstigen 
Splitterparteien von 2557 Wählern (zusammen 21783) 
gegenüber. Die Stimmenahwanderungen aus dem bürger· 
Iichen Lager werden (ungeachtet der Rechtsbewegung von 
Wählern der DDP zur DVP und von beiden Parteien zur 
DNVP) ganz überwiegend zur NSDAP gegangen sein. 
Auch die hohe Wahlbeteiligung von 82,7% kam in erster 
Linie der Nazi-Partei zugute, dte einen großen Anteil bis­
heriger Nichtwähler und Jungwähler fiir sich gewann. 
Die Sozialdemok1aten haben 1930 vor allem Stimmen c1n 
die KPD verloren. Ein kleinererTeil ihrer Wähler ist aber 
wahrscheinlich zur NSDAP übergewechselt. 
Ihre größten Erfolge bei freien Wahlen erreichte die Hlt­
ler-Partei in Kassel im Frühjahr 1932, als die Wirtschafts­
krise auf dem Höhepunkt war. Beim zweiten Wahlgang 
der Reichspräsidentenwahl am 10. 4. 1932 enttlelen auf 
Adolf Hitler 43 9511 (41,7%) der gültigen Stimmen. Bei 
der Wahl zum Preußischen Landtag am 24. 4. I 932 erhtelt 
die NSDAP sogar 46 197 Stimmen (43,9%) und wurde 
stärkste Wählerpartei.35 Kassel war mit diesem Ergebnis 
zu einer "Nazi-Hochburg" geworden. 
Der Ergebnisvergleich der Reichstagswahl von 1930 mit 
der Preußischen Landtagswahl vom April 1932 gibt zu er· 
kennen, daß die Wanderung eines Stroms bürgerlicher 
Wähler nach rechts, vor allem zur NSDAP, unaufhörlich 
weitergmg. Die Wirtschaftspartei und ihre Nachfolgerin, 
die "Reichspartei des Deutschen Mittelstandes", gingen 
an diesem Wähler- und Mitgliederschwund zugrunde: dit 

Deutsche Volkspartei. die Staatspartet und auch der 
Christlich Soziale Volksdienst wurden zu Splitterparteien 
dezimiert. Bei der DNVP fand eine beträchtliche Wähler­
umschichtung statt. Die Deutschnationalen konnten ih· 
re erheblichen Summenverluste an die NSDAP aber 
durch Wählerzugänge von anderen, gemäßigteren bürger­
lichen Parteien ungefahr ausgleichen. 
Der Wählerahstrom zur NSDAP ließ auch die sonstigen 
poliuschen Splittergruppen auf einen kleinen Rest (0,8 Ofu) 
zusammenschrumpfen.36 
Die zusätzlich aktivierten Wähler (20fo höhere Wahlbetei­
ligung) und die Jung- und Neuwähler stimmten größten· 
teils für die Hitlerpartei. 
Enttäuschte sozialdemokratische Wähler haben sich 
wahrscheinlich nicht nur der Stimme enthalten, sondern 
zu einem erheblichen Teil NSDAP gewählt. 
Die KPD hat einerseits im beschränkten Umfang weitere 
SPD-Wähler gewonnen, auf der anderen Seite auch emen 
kleinen Teil bisheriger Stimmen an die NSDAP 
verloren. 37 

Diese Interpretation der Wählerbewegungen wird erhär­
let, wenn man die Stimmenverschiebungen in den Kasse­
ler Stadtteilen analysiert. 
Grundlage dieser Untersuchung ist das Ergebnis der 
Reichstagswahl vom 31. 7. 1932.38- Bei dieser Wahl hatte 
die NSDAP in Kassel bereits den Höhepunkt ihrer Anzie­
hungskraft auf die Wähler überschritten. Sie büßte (ge­
genüber der Landtagswahl am 24. 4. 1932) 2215 Stimmen 
(1,40/o) ein, blieb aber mit 43 982 Wählern (42,5 %) (Reich: 
37,3 %) unbestritten stärkste Partei. 

Tabelle 2 
Vergleich der Reichstagswahlergebnisse vom 14. 9. 1930 
und vom 31. 7. 1932 (gültige Stimmen) 

Parteien 1930 1932 Gewinn(+) 
Wähler Wähler Verlust(-) 
ab~olut O/u absolut OAJ ilbsolut %-Punkte 

NSDAP 27.060 20,0 43.982 42,5 + 16.922 + 16,5 
DNVP 6.345 6,1 6.691 6,5 + 346 + 0,4 
DVP 6.642 
Wirtschafts· 

6,4 1.903 1,8 - 4.739 - 4,6 

brtei 3.465 3,3 244 
DP/St.tats· 

0,2 - 3.221 - J,l 

zartei 5.633 5,4 1.203 1,2 - 4.430 - 4,2 
entrum 4.196 4,0 4.624 4,5 + 428 + 0,5 

CSVD 5.393 5,2 2.096 2,0 - 3.297 - 3,2 
SPD 33.879 32,5 30.511 29,4 - 3.368 - 3,1 
KPD 9.583 9,2 11.789 11,4 + 2.206 + 2,2 
Sonstige 1.888 1,9 503 0,5 - 1.385 - 1,4 
Un~ültige 825 0,8 963 0,9 + 138 + 0,1 
Wa I· 
beteiliguug 1()4.932 82,7 104.509 86,1 - 423 + 3,4 

J4 Dtcse Tabelle wurde zusammengcstdlt und errechnet .tufi!,rund der veröffcntlidllcll .Erg~bnis~e der W.thl"n (m K:~sseg", tn: Adress· und Einwoh· 
netbuch der Stadt Kassel 1934,$.12-13. 35 Vgl. Ergebnis~e der \Vahlen (m Kassel) (34). 36 Ebenda. 37 Ebenda. 38 ie Wahlergebnisse wurden 
entnommrn und errechnet aus .,Ergcbntsse der W .1hlcn (m KasscW von 1919 bis 1934 und Kasseler Volksblatt vom 1. 8. 1932. 
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Prüft man, wie sich die Nazi-Wähler auf die 15 Kasseler 
Stadtteile (zugleich Wahlbezirke) verteilten,39 zeigt sich: 
- In den Stadtteilen (Wahlbezirken) im Süden, Südwe-

sten und Westen Kassels, die überwiegend von bürgerli­
cher Bevölkerung der mittleren und oberen Sozial­
schichten bewohnt waren, hatte die NSDAP ihren 
größten Wähleranhang. 

- lo funf südlichen und westlichen Stadtteilen konmc. 
die Nazipartei über die Hälfte der gültigen Stimmen ge­
wmnen. 

- In den vier nördlichen und östlichen Kasseler Stadttei­
len, deren Bevölkerung sich überwiegend aus der Arbei­
terschaft und unteren Angestellten zusammensetzte, 
und vor allem in der "roten Altstadt", dem Wohnbezirk 
mit dem höchsten Arbeiteranteil, hatte die NSDAP ihre 
niedrigsten Wähleranteile. Sie erhielt dort nur etwa ein 
Drittel der gültigen Stimmen, in der Altstadt lag ihr 
Wähleranteil sogar nur bei rund 28 Ofo. - Dagegen ent­
schieden sich in diesen Stadtteilen deutlich mehr als die 
Hälfte der Wähler, in der Altstadt über 63%, fur die tra­
ditionellen Arbeiterparteien SPD und KPD. 

Die NSDAP war demnach auch in bezugauf ihre Wähler­
schaft in Kassel keine Arbeiterpartei geworden, obwohl es 
ihr 1932 gelungen war, in der Arbeiterschaft Fuß zu fas­
sen. 
Der Vergleich zwischen den Ergebnissen der Reichstags­
wahlen vom 14. 9. 1930 und vom 31. 7. 1932 zeigt an, daß 
die Nazi-Partei ihre Wählergewinne in erster Linie aufKo­
sten der bürgerlichen Parteien erzielte (s. Tabelle 2). 
Bei der Wahl am 31. 7. 1932 wurden nur423 Stimmenwe­
niger abgegeben als am 14. 9. 1930, obwohl die Kasseler 
Bevölkerung und damit die Zahl der Wahlberechtigten 
(- 5522) in Folge der wirtschaftlichen Notlage gesunken 
war. Viele Kasseler Einwohner, insbesondere Arbeitslose 
und ihre Familien, waren im Sommer zu Verwandten und 
Bekannten aufs Land gezogen, um dort auszuhelfen und 
sich wieder einmal sattzuessen. 
Die NSDAP gewann bei der Juli-Wahl gegenüber 1930 
16 922 Wähler (16,5%-Punkte), die DNVP erhielt 346 
Stimmen (+ 0,4%-Punkte) mehr. Dagegen verloren die 
Staatspartei 4430 Wähler (- 4,2 Ofo-Punkte), der CSVD 
3297 Stimmen (- 3,2%-Punkte), dte DVP 4739 Stim­
men(- 4,6%-Punkte), die Wirtschaftspartei/Reichspartei 
des Deutschen Mittelstandes 3221 Wähler (- 3,1%­
Punkte) und bürgerliche Splitterparteien über 1000 Wäh­
ler (ca. - 1 %-Punkt), insgesamt rund 16 700 Stimmen. 
Die Stimmengewinne der NSDAP waren etwas höher als 

die Wählerverluste der bürgerlichen Parteien. Die hoht 
Wahlbeteiligung von 86, I o;o jst m erster Linie der Nazi­
Partei zugute gekommen. 
Die Stimmenverschiebungen in den Kasseler Stadtteilen 
bekräftigten den Zustrom vor allem bürgerlicher Wähler 
zur Hitler-Partei. 
In den tunf "bürgerlichen" Stadtteilen, in denen die 
NSDAP bei der Reichstagswahl J 932 die Hälfte und mehr 
der gültigen Stimmen erhielt, hatten die bürgerlichen Par­
teien (einschließlich DNVP) 1928 noch Wähleranteile 
zwischen 58 Ofo und 70 OJo (durchschnittlich 62,8 Ofo). Die 
NSDAP lag hier bei 4 bis 5 Ofo (durchschnittlich 4,4%) der 
Stimmen. 1930 sank tn diesen Stadtteilen der StJmmenan­
teil der bürgerlichen Parteien um fast 25 %-Punkte (aut 
durchschnittlich 38,90/o), dagegen stiegen die NSDAP­
Stimmen auf ein DritteL Im Juli 1932 ging der Wähleran­
teil der bürgerlichen Parteien in den fünf Wahlbezirken 
auf durchschnittlich 22,9% zurück, während der Anreil 
der Nazi-Wähler auf durchschntttlich 53,7% stieg. 
Die KPD gewann bei der Juli-Wahl J 932 gegenüber 1930 
2206 Stimmen (11,4%, Reich: 14,5%); die SPD büßte 
3368 Stimmen ein und kam auf einen Wählerantetl von 
29,5 OJo (im Reich 21,6%). Ein Teil der SPD-Wähler hatte 
sich wohl aus Verärgerung über die Tolerierungspolttik 
und die Unterstützung Hindenburgs sowie über die 
Unentschlossenheit und Hilflosigkeit der SPD gegenüber 
der Wirtschaftskrise und dem ,.Preußenschlag" der Papen­
Regierung den Kommunisten zugewendet. SPD und KPD 
zusammen erhielten am 31. 7. 1932 nur 1162 Stimmen 
wemgerals im September 1930. In diesem Umfang kön­
nen allenfalls Wählerbewegungen von den beiden Arbei­
terparteien zu den Nazis stattgefunden haben. 
Wie diese Daten signalisieren, hatte die Wählerschaft der 
"Volkspartei'' NSDAP 10 Kassel eine andere soz1ale Zu­
sammensetzung als die Kasseler Bevölkerung insgesamt.40 
Unter den NSDAP-Wählern hatten - ähnlich wie unter 
den Mitgliedern- die bürgerlichen und kleinbürgerlichen 
Mittelschichten ein deutliches Übergewicht, während di~ 
Arbeiterbevölkerung unterrepräsentiert war. Die NSDAP 
war weder eine Arbeiterpartei noch eine sozialistische Par­
tei. Nach der sozialen und beruflichen Zusammenset­
zung ihrer Mitglieder und Wähler war sie in der Ortsgrup­
pe Kassel (Stadt und Kreis) - deutlicher als 1m Reichs­
durchschnitt- bis 1932 eine Partei des "alten'' Mittelstan­
des (Einzelhändler, Handwerker, Gewerbetreibende, Klein­
unternehmer, Landwirte und Freiberufler) und der 
"neuen" Mittelschichten (Angestellte und Beamte) und 

1~ Eben da. 40 Unter den hauptberuflichen Erwerbstätigen io K.1ssel waren 1932.42,52% Arbeiter, 35,12% Angestellte und Beamte, 16.9 Wu Selbstän· 
dtgc und 1,6% mithelfende Familienangehörige. Mehr als 13% der Bevölkerung gehöneo zur Berufsgrupp~ "ohne Beruf und Bcrufs.1ngabc" (Pcn~io­
näre, Rentner). "Diese Besonderheit gab der Stadt das Gepräge einer Beamten- und Rentnerstadt. ~ A. Voßhage, Oie Kas)dcr Bevölkerung 101 Ltchu: 
der StJtistik. m: Adress- und Einwohnerbuch der Stadt Kassel sowie sämtlicher Ortschaften des Landkreises K.tssd, 9b.Jg. 1932, S. 4. 
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zugleich eine Protestbewegung soz1al und polittsch Ent­
täuschter und zum Teil auch wirtschaftlich gefährdeter 
Kleinselbständiger, Arbeitsloser und halt- und führungs­
suchender junger Menschen, vor allem aus dem kleinen 

und mittleren Bürgerrum (aber auch aus Arbeiterschich­
ten ohne Bindung an Gewerkschaften und Arbeiterpar­
teien). 

Veränderungen und Schwierigkeiten in der Kasseler Nazibewegung 
durch Andrang neuer Mitglieder. 

Als Jurch die Ereignisse im ReJCh, den staatlich gedulde­
ten Naziterror, die Ergebnisse der März-Wahlen und die 
Ersetzung von politisch mißliebigen Beamten im Rathaus 
und bei den staatlichen Behörden und Verwaltungen in 
Kassel zu erkennen war, daß die Naziherrschaft ketne 
schnell vorübergehende Episode sein würde, setzte ab 
Miirz 1933 ein gew:lltiger Mitgliederzustrom zur NSDAP 
und ihren Uoterorganjsa.tionen ein. In den ersten Wo­
chen des sprunghaften Wachstums der NS-Organisatio­
nen lief gleichzeitig die Terrorwelle der "alten Kämpfer" 
gegen politische Gegner, msbesondere gegen Kommuni­
sten und Sozialdemokraten. Für d1e Naz1bewegung m 
Kassel entstanden plötzlich organisatorische Schwierig· 
keilen. Erste Spannungen zwischen Neumitgliedern und 
"alten Kämpfern" kamen auf. SA und SS drohten durch 
ihre ungezügelten Gewaltaktionen der Kontrolle durch 
ihre Füluung zu entgleiten. Hinzu kam, daß der Terror 
und die gewalttätigen Exzesse der nazistischen Schläger­
trupps die Bevölkerung und Öffentlichkeit in Kassel und 
Nordhessen beunruhigten. 
Der Kommissar für Hessen und Hessen·Nassau von Ul­
rich, und sein Vertreter, der Stabsführer der Generalin­
spektion der SA und SS, Gruppenführer Fritz (Friedrich) 
von Pfeffer, hielten es flir notwendig einzugreifen. In sei­
nem Befehl vom 26. 3. 1933 schrieb der Kommissar für 
Hessen und Hessen-Nassau: " ... daß ilie SA-Kassel nicht 
mehr die gewohnte Manneszucht besitzt. Es haben steh 
SA-Männer zu Ausschreitungen, willkürlichen Verhaf­
tungen und angeblich auch Mißhandlungen hinreißen 
lassen, die ... der Partei, dem Ansehen der SA und der ge­
samten nationalen Bewegung den schwersten Schaden zu­
gefügt haben." Für Kassel wurden Führer- und Sturmap­
pelle angesetzt, in denen bekanntzugeben war, "daß jede 
Ausschreitung, i'nsonderheit unerlaubtes Betreten 
fremder Wohnungen, willkürliche Verhaftungen odergar 
Mißhandlungen" mit dauerndem Ausschluß geahndet 

und die Täter gegenüber den Behörden nicht mehr ge­
deckt würden. Der SA und SS, die nicht als Hilfspolizei 
eingesetzt war, wurden Verhaftungen verboten. "Auf fri­
scher Tat gefaßte Gegner" mußten sofort der Polizei über­
geben werden. Der Stabsfiihrer der Generalinspektion 
setzte einen Sturmbannführer mit zwei Adjutanten ein. 
mit der Aufgabe: "a) dauernde Prüfung der Ordnung in 
den SA-H eimen und Wachen. insbesondere den Bürger­
sälen; b) ihm werden dieSA-Streifen des gesamten Stand­
orts Kassel ... unterstellt und von ihm verantwortlich zur 
Feststellung von Übergnffen eingesetzt. "41 Nach diesen 
disziplinierenden Maßnahmen der SA-Führung wurde in 
der Stadt Kassel die Verfolgung politischer Gegner zwar 
keineswegs vermindert, sie wurde aber etwas gezielter, 
mehr kontrolliert und organisiert durchgeführt. Irrtümli­
che Verhaftungen und Mißhandlungenaufgrund von De­
nunziationen, etwa um persönliche Rachegelüste zu be­
friedigen, kamen danach seltener vor. Auch Diebstähle, 
Raub und Plünderung bei Antifaschisten nahmen ab. SA 
und SS ohne Hilfspolizeifunktion hielten sich mehr zu­
rück. In vielen Orten des Kasseler Umlandes wurde dage­
gen der" wilde", ungezügelte Terror fortgesetzt.42 Bei vie­
len, die in dieser Phase der gewalttätigen Machtergreifung 
und der politischen Gleichschaltung zur "nationalsozia­
listischen Bewegung" übergingen, waren nicht plötzlich 
erwachtes politisches Interesse oder Begeisterung fiir Hit­
ler und die "nationalsozialistische Revolution" die Beweg­
gründe. Wenn z. B. viele Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes, insbesondere Beamte, in die NS-Organisation 
eintraten, folgten sie damit zwar auch der nachdrückli· 
chen Werbung und den Aufforderungen der Kasseler NS­
DAP: .,Der deutsche Beamte gehört in die Reihen des be­
sten Teils der deutschen Aufbauarmee, in die Reihen der 
Gefolgschaft Adolf Hitlers!"43 Stärker beeinflußt wurde 
ilue Bereitschaft, sich in die "GefolgschaftAdolfHitlers"' 
einzureihen, aber durch ihr Bestreben, ihre Stellung und 

41 Befehle a) des Kommissars Hir Hessen und Hessen·Nassau vom 26. März 1933 und b) des Generalinspekteurs und des Kommissars für Hessen und 
Hessen·Namu vom 27. März 1933, m: StAM 165/3858 Bd. 4. ~2 Fälle von SA-Terror mit Verhaftungen und schweren Mißhandlungen gab es z. B. 
im Kreis Kasseltm April 1933 u. a. m den Gemeinden Nsederzwt'hren, Oberzwehren, Wolfsanger, Ihringshausen Crumbacb, Niederl<aufungen, 
Oberkaufungen. Vgl. die ßt"richte über Gerichts- und Spruchk.1mmerverhandlungen gegen SA-Schläger. in: Ht"Smcf1e Nachrichten Nr. 1 vom 26. 9. 
1945 und Nummern 50, 75,83 vom 19. 4 .. 3. 6. und 21. 6. 1947. 43 Der deutsche Bt'amte al, Kämpfer in der braunen Front! In: Mitteilungsblatt der 
NSDAP Stadtkreisleitung Kassel, Folge I, Kassel. Hornung (Februar) 1933. 
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rhre berufliche Laufbahn zu sichern. Besonderer Druck 
gjng von dem "Gesetz zur Wiederherstellung des Berufs­
beamtentums" vom 7. 4. und der Ourchftihrungsverord­
nung dazu vom 11. 4. 1933 aus, die mit§ 4 die Handhabe 
dafUr bot, politisch unerwünschte Beamte aus dem äffent­
beben Dienst zu entlassen, die "nicht die Gewähr dafUr 
bieten, daß sie jederzeit rückhaltlos für den nationalen 
Staat eintreten". 
Nachdem die NatiOnalsozialisten in Kassel steh arn 2. Mat 
1933 endgültig des Gewerkschaftshauses und der Gewerk­
~chaftsorganisarion bemächtigt hatten und es keine orga­
nisierte Gegenmacht mehr zu geben schien, kam es zu et­
ner neuen Beitrittswelle zu den Naziorganisationen. Die 
"alten Kämpfer" gerieten in die Minderheit und fühlten 
sich zum Teil durch die neuen Parteigenossen ins zweite 
Glied gedrängt. Unzufriedenheit und Aufbegehren gegert 
diese Übervölkerung der "Bewegung" mit sich vordrän­
genden Neulingen wurden laut. Auch in der kurhessi­
schen SA kam dieser Unmut zum Ausdruck: .,Ote Kampf­
zeit ist beendet. Die SA tritt ihre Glanzzeit an. Rein äu­
ßerlich! Ihre Stürme wachsen zu ungeheuerlichen Dimen­
sionen an - in Kassel wie anderwärts. Hinein in die SA! 
denken die Maulhelden, die nun allein in Revolution ma­
chen. Hinein in die SA! sagen sich die blutrünstigen, 
1500Joigen Nationalsozialisten, die mit furchterregender 
Einleitung anfangen: Wir alten Kämpfer! Wie Pilze sind 
auf einmal die uralten Kämpfer aus der Erde geschossen. 
Die Fanatiker, die sich mit der roten Übermacht herum­
schlugen, ekelt das schamlose Treiben an. Die heilige Eh· 
renbezeichnung alter Kämpfer droht zu einem billigen 
Schlagwort zu werden."44 
Unter den alten Nationalsozialisten furchteten viele, von 
den Neuen, die oft beruflich und bildungsmäßig höher 
qualifLZiert waren, um die Früchte "ihres Kampfes und 
Sieges (Führungsposten in der NS-Organisation und gut 
bezahlte Arbeitsstellen) gebracht zu werden". Die Neuzu­
gänge wurden von ihnen großenteils als Opportunisten 
angesehen und mit ärgerlichem Spott "Spätlese 1933 ", 
"Märzhasen" und "Maikäfer" genannt.45 Das änderte 
nichts daran, daß sich die NSDAP und ihre Gliederungen 
personell weiter tiefgreifend veränderten und die "Altna­
tionalsozialisten" immer mehr zur Minderheit wurden. 

Ote Untersuchung der NSDAP-Mitgliedschaft 1ll Kassel 
zeigt, daß die ZJhl der Parteigenossen 1933 um etw.1 
t 90U/o stieg; zu jedem Mitglied, das in die NSDAP einge­
treten war, bevor die I Jitler-Bewegung .1n die Macht kam, 
stießen 1933 fast zwei Neumitglieder. Die Neuzugänge 
waren damit gegenüber den "alten Kämpfern" eindeutig 
in der Mehrheit.46 
Um dem wachsenden Unmut und den Protesten zu bcgeg· 
nen und die Parteiorgani~atton zu stabtlisieren, beschloß 
die NSDAP-Führung im Juni 1933, eine Mitgliedersperre 
einzuführen. Die Mißstimmung und das Autbegehren 
unter den Kasseler Nationalsozialisten war damit abc1 
nicht beendet. Oie Forderungen nach Anerkennungen 
und Belohnungen für die alten Kämpferund nach "gründ­
licher Säuberung der Bewegung" von .. unremcn Elemen­
ten" wurden so lautstark und nachdrücklich vorgebracht, 
daß Gauleiter Wemrich sie übern.1hm und mit Worten öf­
fentlich unterstützte.47 Mit diesen ,.unreinen Elementen" 
waren aus der Sicht der Naziführung aber nicht nur du= 
Parteineulinge gemeint, die sich um persönlicher Vorteile 
willen der NSDAP angesch Iossen hatren, sondern auch ei­
ne Reihe undisziplinierter "alter Kämpfer. Im Gefühl 
von Sieg und Macht hatten manche von ihnen Eigen­
tumsdelikte (sogenannte Beschlagnahmungen) begangen, 
waren in Parteiuniform vor Gericht aufgetreten und hat­
ten Freisprüche verlangt. Andere hatten in Unitorm Ar­
beitgebern günstige und gut bezahlte Stellen fUr )llh ab­
zupressen versucht. Die Gauleitung mußte schließlich 
sämtlichen Angehörigen von NS-Organisationen verbic· 
ten, ,.als Angeklagte vor Gencht die Partei-Uniform oder 
Uniform-Teile oder .1Uch nur Parteiabzeichen 7.U tra­
gen".48 
Die organisatorische Stabilisierung der Nazibewegung in 
Kassel sollte durch Ausbau und Aufgliederung der Orga­
nisationsstruktur und durch umfJngreiche Schulungs· 
maßnahmen erreicht werden. Die Stadtkreisleitung und 
sogar die Ortsgruppen-Leitungen wurden zu behörden­
ähnlichen Parteiämtern mit vollbeschäftigtem Person.tl 
ausgebaut. Für die Erweiterung des Organisatiomnetzes 
der Kasseler Ortsgruppen wurden Zellen- und Blockwarte 
geworben und geschult. Im NSOAP-Stadtkreis Kassel wur­
de ein Schulungsamt eingerichtet, da~ für jeden Monat et-

14 Geschichte kurh. SA, (3), S. 148, 45 SA·ßrigade 47 (KJ)~el (3) S. 46 (3), S. 149. ~6 Da~ Daten bez1ehen ~rch .JUf eme Suchprobe von 360 I NSDAP­
Mitgliedern aus Kassel (St~dt und Land). Davon waren 665 vor 1933 und 1259 im Jahre 1933 in dte NSDAP etngetrt'ten. Grundlagen der Untenu· 
, hung smd die Angaben aus den Meldebogen (17). In der Stadt Kassel und insbe~ondc:re m den sud ltchen und westlu:hcn St.1dttetlc:n mit uberwi~gen· 
der Mittelschichtenbevölkerung war der Mitgliederw~trom zur NSDAP überdurchscltnittltdt. Dtc Ortsgruppe West, :zu der bts 1934 Jet gcsamtt 
Westteil Kassels gehörte, berichtete in ihrt'rGeschichte von einem Amtte!; Jer Mitgliederzahl ~von rund 700 bet der MJchtübern.thmc~ aufca. 2l!OU 
bis Mai 1933. Vgl. ,.Der !>turm•t Amtliches Mittt'iluugsblatt der NSDAP Ko~Mel-Stadt, März 1936, S. 3- Dte von den Ortsgruppt'n angegebenen Mtt· 
g~ederzahlen können _oh~e genauerc: Prüfung nicl~t als zuvcrlä~si8ge~tcu. Yen~hiedeoe Ortsg!'Jppen ha~cn z: B. PJrtetanwärter. insbesondctc: solche:, 
dte schon NS-Organtsaltonen angehörten, bereits als Partetmtt.Riteder gezahlt, obwohl ste noch nJlht m dtc NSDAP aufgenommen worden 
Wilren. ~7 Vgl. Bericht über die Ansprache von Gauleiter Wemncli zur Einwethun_g des ,.Messerschmtdt·l loluscs• am 18. 6. 1933, in: Amtlt\ hcs Mtt 
tct lungsblm der NSDAP Kassel v !.Juli (Heuet) 1933, S. 6. 48 Vgl. Amtliebes Mttreilungsblan der NliDAP Kassel v. I. Augun (Erntcmond) 1933 
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nen Schulung~plan auf~tellte . Neuen J'Jrtc.-igenossen wur­
de es zur Pflicht gemacht, an Schulungsabenden teilzu­
nehmen und ihren Besuch mit Kontrollkarten nachzu­
weisen."'0 
Auch du: SA wurde im Augu~t 1933 nC!u organisiert. ,.Die 
bisherige Standarte 83 mußte in vier neue Standanen 
aufgeteiil werden."50 
Die Fübrung der kurhcsstschen und Kasseler NS-Organi­
~ationen blieb auch nach der Mitgliedersperre daran inter­
eSSiert, ihr öHentliches Ansehen und ihre Organisatiom­
und Finanzkraft durch Beitritt ausgewählter Personen, 
z. B. aus der regionalen und lokalen Prominenz, den wirt­
'chaftlith und gesellschaftlich fiihrenden Kreisen, zu ver­
größern. Erwünschte Bewerber, die nicht sofort in die 
NSDAP aufgenommen werden konnten, wurden als Mit­
glieder der SS und SA oder NS-Berufsverbände fUr Ärzte, 
Juristen, Lehrer, Technjker oder fi.ir die NS-Handwerks-, 
Handels- und Gewerbetreibenden-Organisation (NS­
HAGO) gewonnen. 
Der NSDAP-Stadtkreis Kassel (der Landkreis erhielt bis 
Anfang 1937 eine eigene Kreisleitung) bestand 1933/ 34 
.1us neun Ortsgruppen mit unterschiedlicher Ausdehnung 
und MitgliederzahL Sechs dieser Ortsgruppen befanden 
sich in den sudliehen und westlichen Stadtteilen, in de­
nen überwiegend Mittelschichtenbevölkerung wohnte 
(die Onsgruppen Mitte/Oberstadt, Süd, Wehlheiden, 
West, Wilhelmshöhe, Kirchditmold). Die Ortsgruppe 
West, schon vor 1933 die mitgliederstärkste in Kassel, hat­
te auch in den Monaten nach der Machtergreifung des 
Natwnalsozialismus den größten Zustrom an Neuaufnah­
men. Ihre Mitgliederzahl wuchs in drei Monaten auf das 
Vierfache.51 Die Ortsgruppen in den verschiedenen mit­
telständisch und kleinbürgerlich geprägten Stadtvierteln 
hatten gleichfalls hohe Zuwachsraten. In den mehrheit­
lich von Arbeiterbevölkerung bewohnten Stadtteilen im 
Osten und Norden Kassels bestanden dagegen nur drei 
NSDAP-Ortsgruppen (Bettenhausen, Messerschmidt, Ro­
thenditmold), die 1933 auch nicht so stark wuchsen wte 
die in den "bürgerlichen" Wohngebieten.52fn der Kasse­
ler Altstadt und in den Arbeitervierteln der nördlichen 
und östlichen Stadtteile umfagten die NSDAP-Ortsgrup­
pen trotzgrößerer Wohndicht~ ausgedehntere Wohnge-

biete und hatten relativ niedrigere MitgliederzahJen. Die 
Ortsgruppe Altstadt mußte im Februar 1934 sogar aufge­
löst werden. Das Gebiet der Altstadt wurde als Sektion der 
Ortsgruppe Mitte angeschlossen und dem Leiter dieser 
Ortsgruppe unterstellt. 53 Bei der Neugliederung der Kas­
seler NSDAP-Organisation im Herbst 1934 wurde eine 
neue Orrsgruppe Königsplatz gebildet, die neben einem 
Großteil der Altstadt Teile der "bürgerlichen" Oberstadt 
umfaßte.54 
Die Größe und Verteilung der Ortsgruppen spricht dafur, 
daß die Arbeiterschaft in der NSDAP 1933/34 noch stär­
ker unterrepräsentiert war als 1932. Die Zerschlagung der 
Arbeiterparteien und Gewerkschaften und die Verfolgung 
von Sozialdemokraten, Kommunisten und Gewerkschaf­
tern bestärkte einen großen Teil der Kasseler Arbeiterbe­
völkerung 10 seiner distanzierten oder ablehnenden Hal­
tung gegen die Nazi-Organisationen. 
Durch diese Resistenz gegenüber dem Nazismus fühlte 
sich die Kasseler NSDAP offen herausgefordert. Wieder 
einmal wurde die beliebte Taktik des Schmeichelns und 
Drohens angewendet. Während der Appelle für die neuen 
Parteigenossen wurden dtese öffentlich dazu aufgerufen, 
die "Arbeit zu ehren" und den "Arbeiter zu achten" . .,Ar­
beit und nochmals Arbeit ist die Grundlage des Lebens. 
Alle Volksgenossen haben die Pflicht, durch intensive Ar­
beit mitzuarbeiten am Aufbau unseres Vaterlandes."->5 
Diese und ähnliche Wendungen tauchten in fast allen Re­
den und Aufrufen der NSDAP-Führer in Kassel auf. Nach 
den Lobsprüchen und Appellen für die Arbett und die Ar­
beiter folgte die scharfe Zurechtweisung und Bedrohung 
der "ewig Unzufriedenen".56- Ein Höhepunkt der Kam­
pagne gegen die Kntiker des Nazismus, die als .,Miesma­
cher" und "Ehrabschneider" beschimpft wurden, war die 
Kundgebung am 26. Mai 1934. Der Redner rief zum schla­
gartigen .,Kampf gegen die Volksschädlingen auf. ,Jeder 
Volksgenosse hat die Pflicht, mitzuhelfen, diese Miesma­
cher und Ehrabschneider, die Ewiggestrigen{ ... ) niederzu­
ringen."57 
Bei der Neuorganisation auch der Kasseler Nazipartei -
nach der NSDAP-Dienstordnung - 1m September 1934 
wurde der Stadtkreis in 15 Ortsgruppen aufgegliedert; als 
Richtgröße für die Ortsgruppen wurden 500 Mitglieder 

19 Vgl. Amtbches Mitteilungsblatt der NSDAP K.usel v. I.Jult und I. August 1933. 50 Geschichte kurh. SA, (3), S. 154 .H "Der Sturm•. März 1936, 
S. 3 (46). 52 Vgl. Handbuch der NSDAP, Gau Kurhemn, Au~gabe ftir das Jahr 1934 (erste Folge), Kassel, S. 47-49. 53 Vgl. ,.Der Sturm~ v. 1. 11. 
1935 und 2. 1. 1936 (46). 54 Eben da. 53 Aus einem Bericht über eine Rede de~ Kasseler NSDAP-Kreisleiters Schimmelpfeng an einem der zahlrei­
chen Schulungs.1hendc für Politische Leiten und ueuc P.trteigcnossen der NSDAP in der Ortsgruppe Wehlheiden.ln: Amtliches Mitteilungsblatt der 
NSDAP Kassel-Stadt, März. 1934, S. I 0. 36 Vgl. Bericht über eine Rede des stellvertretenden Oberbürgermeisters und Kreisleiters Schimmelpfeng in 
Jcr Ortsgruppe Mitte J.a.O. (55),~. I 0. ~7 Vgl. Bcncht !iber die .Kundgebung gcgeu Jic Miesmacher und Ehrabscbneider" am 26. Mai 1934. in : 
Amtliches Mlltcilungsbldtt dc1 NSDAP K.1ssei-Stadt. v. I 6. 1934, S. 14. 
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zugrundegelegt.58 Alle Ortsgruppenleitungen wurden zu 
Partei-Ämtern mit eigenen Geschäftsstellen ausgebaut. 
Oie Ortsgruppen wurden in Zellen und Blocks eingeteilt, 
so daß die Stadt mit einem dichten Organisationsnetz der 
NSDAP überzogen wurde. Nach und nach wurden ver-

schiedene NS-Nebenorganisationen, wie die NS-HAGO, 
die NS-Kriegsopferversorgung (NS-KOV) und insbeson­
dere die NS-Volkswohlfahrt (NSV) und die Deutsche Ar­
beitsfront (DAF) in diese lokale Organisationsgliederung 
einbezogen. 

Wilhelm Frenz 

58 Da bei der Ortsgruppenaufteilung auch die Lage der Straßen und Stadtviertel zu berücksichtigen war, konnte die Richtzahl nicht genau eingehal­
ten werden. Zur Ortsgruppe Mitte gehörten nach deren Angaben z. B. 690 Parteigenossen. 0' gl. "Der Srurm" I Amtliches Mitteilungsblatt der NSDAP 
Kassel Stadt Nr. 15/1934). 
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Presse und Nationalsozialismus tn Kassel 

Ausgangsfragen 

Nur wenige Wochen nach Beginn der Herrschaft des N.l­
tionalsozialismus wurden Presse und Rundfunk zu Instru­
menten der Partei und des Stac~tes. Der Bevölkerung war 
dies bald klar, und die NSDAP machte aus ihrer Herr­
schaft über die Medien auch keinen Hehl. Im Gegente1l, 
SJC bekannte sich dazu durch Gesetzgebung, Verlautba­
rung und durch die terroristische Unterdrückung ihr un­
liebsamer Informationen und Meinungen. Spätestens mit 
den Entbehrungen und Schrecken des Kr1eges verloren 
auch die überzeugten Anhänger des Nationalsozialismus 
ihre letzten Illusionen über den Wahrheitsgehalt der In­
formationen von Presse und Rundfunk. Obwohl man sich 
angesichts des Kriegsgeschehens an günstig klingende 
Nachrllhtcn klammerte, war das Mißtrauen gegenüber 
Presse und Rundfunk doch so grog, daß sie nicht unbese­
hen als allmächtige Manipulationsinstrumente in der 
H;1nd skrupelloser Propagandisten unter ihrem Anflihrer 
Goebbels gelten können, mit denen man die Bevölkerung 
nach Belieben gelenkt hätte. Trotz nicht vorhandener 
Meinungs-, Informations- und Pressefreiheit und trotz 
unbezweifelbarer Erfolge der Propagandamaschinene war 
der über die Massenmedien vcrmtllelte Einf1uß des Natio­
nalsozialismus nicht so "total", wie man gemeinhin an­
nimmt. Vielmehr drücken sich in dieser Annahme ein 
Stück späterer Selbstrechtfertigung und der Versuch aus, 
eine anfänglich relativ breite und trotzTerrorsund späte­
rer Leiden im Krieg erstaunlich lange anhaltende, eben 
nicht nur erzwungene Zustimmung zu einem verbrecheri­
schen Reg1me zu erklären. Eine Analyse der Einzelheiten 
des täghchen Lebens und der Geschichte der Institutio­
nen wie Bürokratie und Justiz, jedoch auch Presse, Rund­
funk und Film verdeutlicht, daß Jas Bild vom hilflosen 
Opfer terroristischer Herrschaftstechnik und politisch­
propag.tndistischer Verführungs- und Täuschungskünste 
korrigiert werden muß. Ein wirklichkeitsnahes Bild läßt 
steh trotz der von den Nationalsozialisten propagierten 
und um den "Führer" herum verkörperten Zentralisierung 
der Macht eben nicht ausschließlich aus einer Untersu­
chung der großen zentralen Institutionen von Staat, Ge­
sellschaft und Wirtschaft gewinnen. Das gilt auch rur die 
Presse. Für sie war schon vor dem nationalsozialistischen 
Regime die Vielzahl der Blätter in der Provinz typischer 

als die Weltstadtpresse Berlinsl oder etwa die intem.ttio­
nal renommierte Frankfurter Zeitung. Die mittelgroßen 
und kleinen Blätter waren vor 1933 politisch wichtiger als 
die großen liberalen und demokratischen Zeitungen, weil 
sie die Mehrheit der Bevölkerung erreichten, mit deren 
Alltagsleben in seinen lokalen und sozialen Besonderhei­
ten sie vielfach verknüpft waren. Nicht nur die Vielzahl 
der kleinen Provinzblätter im Presse- und Filmkonzern 
des deutschnationalen Parteiflihrers Hugenberg propa· 
gierte eine antirepublikanisch-nationalistische Politik. 
Auch die sonstige Provinzpresse trat zumeist nicht als An· 
walt der demokratischen Republtk, sondern eher als ihr 
Gegner auf. Oie Presse war die einzige privatwirtschaftli­
ehe Institution, die von den Nationalsozialisten vollkom­
men beherrscht und in einem erheblichen Ausmaß ver­
nichtet worden ist.2 Wie dies geschah, und wie sich das 
Verhältnis von Presse und Nationalsozialismus gestaltete, 
darüber gibt eine Untersuchung der Provinzpresse eben­
falls alltagsnäher und typischer Auskunft als der lange auf 
die groHen Presseorgane eingeengte Blick des zeitgenössi­
schen und heutigen Betrach ters.J 
In diesem Zusammenhang sollen typische Strukturen und 
Merkmale des Pressewesens im nationalsozialistischen 
Regime :mhand von FaUbeispielen aufgezeigt und - so­
weit es Jie schlechte Quellenlage zuläßt- möglichst syste· 
matisierend verdeutlicht werden. Die Namen der Akteure 
werden nicht genannt, soweit es sich nicht um Aktivisten 
und Konjunkturritter des Nationalsozialismus handelt. 
Denn es geht um das Typische und mcht um aus bestimm· 
ten Personen abgeleitete Erklärungen, so wie man das NS­
Regime nichl nur mit Hitler und einer kleinen Macht­
clique erklären kann, was bekanntlich dem Bestreben 
dient, die NS-Zett als einen völlig aus dem Rahmen fallen­
den Abschnttt deutscher Geschichte und a]s ihren Be­
triebsunfall zu verstehen. Es handelt sich also nicht um 
eine Vorbeugemaßnahme gegenüber dem möglichen 
Vorwurf, es seien doch nur Bloßstellungen und politisch­
mor:Jiische Verurteilungen einzelner Personen ange­
strebt. Diesem Vorwurfkönnte man standhalten, denn er 
schadet nur dem Bemühen, ein möglichst objektives Ver­
ständnis fur die damalige Zeit und die Motive der verant­
wortlich Handelnden zu gewinnen. 

J Peter dl' Mcndelssohn: Zeitungm.tdt Berhn. 1.. Aull. Berhn 191!2. l Vgl. Oron J. Haie: Presse tn der ZwangsJacke 1933-1945. Dusseldorf 1965, 
S. 175·231. J Norbw Frcy: NauonJho:mllstJsche Eroberung der Provinzprcsse. Stultgart 1980. ~. 14 f. 
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Dtesem Ziel nicht dienlich war zweifellos das Bestreben 
vieler im Presse-und Verlagswesen Tätiger, sich nach dem 
Ende der Naziherrschaft als Opfer bzw. Gegner zu erklä­
ren. In den meisten Fällen wäre das Eingeständnis ehrli­
cher gewesen, daß m.tn seine berufliche Position als Jour­
nalist oder als Verleger, das Zeitungsunternehmen nicht 
aufs Spiel setzen wollte. Eine AJternative zu dieser Hal­
tung, nicht einmal die der geschickt verborgenen Distanz 
zum Regime gab es nicht, weil Presse als öffentliches gei­
stiges Medium jederzeit überprüfbar ist. In der Presse war 
kein W tderstand, nicht einmal Passivität, Danebenstehen 
oder Ausweichen gegenüber dem nationalsozialistischen 
Totc1lanspruch möglich. Das spätere Argument, m,m habe 
durch Mitmachen noch Schlimmeres verhüten und das 
Publikum nicht gänzlich den Nazis ausli ctem \Vollen, 
kann so nicht akzeptiert werden. Denn außer bei jenen 
Zeitungen und Zeitschriften, denen das Regime aus takti­
schen Gründen erwas Spielraum gestattete, war es für ihre 
Inhalte völlig gleich, ob eine Zeitung von den Nationalso­
zialisten oder von einem privaten Verleger herausgegeben 
wurde, ob Journalisten in der einen oder anderen Zeitung 
schrieben. Genngfügige Abweichungen ergaben sich an­
f..inglich lediglich aus der größeren Erfahrung der Journa­
listen und Verleger privateigener Zeitungen und aus be­
stimmten redaktionellen Konzepten, mit denen sich pri­
vate Zeitungen durch kleine, aber politisch irrelevante 
Nuancen von der Parteipresse abheben wollten. Diese 
Nuancen waren jedoch nicht politisch, sondern eher wirt­
schaftlich begründet. Sie orientierten sich J.n bestimmten 
Leserinteressen und Gewohnheiten, die vornehmlich den 
Lokalteil der Zeitungen betrafen, und die auch die Partei­
presse nicht auf die Dauer mißachten konnte. Dies wird 

im einzelnen erläutert werden. SchlicHlieh ist nahcltcgen­
den Erwartungen vorzubeugen, daß hier d:lfgestellt wür­
de, wie sich etwa die Kasseler Zeitun~en zu eim<-hslCJdcn­
den Ereignissen wi~ dem sogenannten Röhm-Putsch, der 
"Reichskristallnacht'' oder zum Kriegsausbruch geäußert 
haben. So ist für die Berichterstattung und Kommentare 
zur "Reichskristallnacht" festzustellen. daß bestimmte 
Journalisten und Verleger in der Nachknegszeit ver· 
gleichswetse wenig umfangreiche und bald abbrechende 
Informationen zu dieser nazistischen Untat als mutige Di­
stanzierung ihrer Zeitung hinstellten, obwohl sie damit 
nur einer Weisung des Propagandaminiliteriums folgten. 
Denn sieht man einmal von den noch zu erörternden ge 
ringfügigen, aber eben nicht politisch begründeten red.1k· 
tionellen Nuancen ab, so stnd größere Unterschtede im 
tägbchen Angebot der Kasseler wie der deutschen Presse 
nicht zu finden. Wie total sich die nationahoziJii!>ti)Lhc 
Herrschaft berem nach wenigen Wochen etablien hatte, 
ist gerade an den Medien abzulesen, für die mit tlem Pro­
pagandaministerium bezeichnenderweise eine in der bts· 
herigen staatlichen Organisation unbekannte, völlig 
neuartige Steuemngs- und Überwachungseinrichtung ge­
schaffen wurde. Bis auf einige Ausnahmen, die sich au(dic. 
christliche Publizit:il beschränken. war auch in Kassel spä­
testens zum Zeitpunkt de~ Ermächtigungsgesetzes dit 
Presse "gleichgeschaltet". Aussagekräftig und von Interes­
se kann daher nur sein, das Verhältnis der Presse zum Na­
tionalsozialismus auf der einen und zu Demokratie und 
Freiheitsrechten auf der anderen Seite vor der M.Khtüber­
nJhme und während der ihr folgenden kurun Zettsp:mne 
nationJlso7.ialistischer Machtkonsolidierung zu untersu­
cht:n. 

Die Zeitungen in Kassel 

Tn Kassel gab es wte 10 Städten ähnlicher Größe vor dem 
Machtantritt der Nationalsozialisten eine Vielzahl von 
Zeitungen. Noch bunterwardas Bild, wenn man die nord­
hessische Region miteinbezieht, für die heute zu einem 
wesentlichen Teil nur eine Zeitung zuständig ist. Aber 
man kann die heutige Situation nicht ausschließlich der 
wirtschaftlich bedingten Konzentration im Pressewesen 
zuschreiben. Vielmehr waren es die Nationalsozialisten, 
die auch in Kassel und Nordhessen gezielt und durch die 
Bedingungen, die sie für das Pressewesen schufen, dessen 
Vielgestaltigkeit zerstörten. Im Vergleich zu heute war in 
Kassel die Gesamtauflage der Tageszeitungen im letzten 

4 Berechnet nach Ala-Zeitungskatalog. I 932. 57. Jg .• S. 57. 

Jahr vor Jer Ernchtung des NS-Regimes vergleichsweise 
gering, weil das Verbreitungsgebiet der Kasseler Presse 
kleiner war als heure und in ihm und an seinen Gren7en 
21 kleine und kleimte Zeitungen erschienen. Unter ihnen 
war tm]ahre 1932 d.ts Eschweger Tageblatt, neben diesem 
erschien noch die Eschweger Zeitung, mit einer Tagesauf­
lage von 9100 die größte Zeitung, während die Spartgen­
herger Zeitung mit einer Auflage von 1100 wohl die klein­
ste war. In der ersten Hälfte dieses Jahres lag die durch­
schntttlichc Gesamtauflage der in Kassel elseheinenden 
Tageszettungen etwa zwischen 120 000-127 000 Exempla­
ren.4 
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Annähernd 900fo der Gesamtauflage teiiLen sich die Kasse­
ler Neuesten NJLhnchtcn, die Kasseler Post, das Kasseler 
Tageblatt und das Kasseler Volksblatt; das heilst, neben 
letzterem als sozialdemokratischem Blatt drei parteipoli­
tisch nicht eindeutig gebundene bürgerliche Zeitungen. 
Die drei weiteren, porteipolitisch eindeutig gebundenen 
Tageszeitungen der NSDAP, der KPD und des Zentrums 
~picltcn somit noc.h keine Rolle. 1931/32 setzte ein Autla­
genrückgang bei den v1er nach damaligen Maßstäben mit­
telgroßen Tageszeitungen ein. Er war verursacht durch die 
große Wirtschaftskrise und nur unwesentlich durch die 
neu entstandene Presse der NSOAP und der KPD in Kas­
sel. Gleichwohl verlief der Auflagenrückgang nicht dra­
m.Hisch. Er war nicht mit dem rapiden Schwund in Pro­
dukrion und H.tndel vergleichbar, der sich jedoch zuneh-

mend Juf das Anzeigenwesen auswirkte und so alle Ze1~ 
tungen Kassels in wirtschaftliche Bedrängnis brachte. Dito 
relative Stabilität der Auflagenhöhe ist aufein heute noch 
für das deutsche Presl.ewesen typisches Verhalten der Zei­
tungsleser zuruck.zuführen. Nur in Ausnahmefallen kau· 
fen sie Tageszeitungen, sondern abonnieren sie und hal­
ten der einmal gewählten Zeitung dann auch fur längere 
Zeit die Treue. Schon d<\S ist ein Beweis dafür, daß der ra­
pide Rückgang der Abonnements und damit der Auflagen 
nach der faktischen Aufhebung der Pressefreiheit und Un­
terstellung der Presse unter die nationalsozialistische 
Herrschaft nur teilweise durch die fortdauernd schlechte 
Einkommenssituation bedingt war, und als eine negative 
Reaktion des Publikums Juf den tiefgreifenden Wandel 
im Pressewesen zu interpretieren ist. 

Das KasseJer Tageblatt 

Bereits vor 1933 wirkten sich außer der wirtschafrlichen 
Krise auch pohtische Eintlüsse auf die Kasseler Presse nega· 
tiv aus, je mehr die antidemokratische Rechte einschließ­
lich der Nationalsozialisten das politische Klima in der 
Stadt beeinflußte. In ihrer Existenz bedroht wurde davon 
die älteste Kasseler Zeitung, das Kasseler Tageblatt. Dieses 
nach eigener Einschätzung "Sprachrohr demokratischer 
und liberaler Weltanschauung, dte große Brücke zwischetl 
links und rechts", verlor nicht nur wegen seiner polit­
schen Grundtendenz seine Existenzfähigkeit. Ebenso ent­
scheidend war, daß sich die Zeitung im Besitz der jü­
dischen Familie Gotthelft befand, die das Blatt 1853 gegrün­
det und zu einerangesehenen Tageszeitung mit dem wohl 
größten Druckereibetneb Kassels entwickelt hatte. Lange 
Zeit hatte die Zeitung dJmit werben können, daß sie in­
haltlich .tm reichhaltigsten und in ihrem publizistischen 
Standard qualitativ am hochwenigsten von allen Tages­
zeitungen im Ka~seler Raum war. Das Kasseler Tageblatt 
wurde vor allem von Geschäftsleuten gelesen, weil es ah 
"Handelszeitung" das ,,führende Wirtschaftsblatt" seines 
Verbrettungsgebietes war. Noch höher war der Anteil der 
höheren und mittleren Beamten, der kaufmännischen 
und technischen Angestellten des Handwerks und Gewer­
bes an der Leserschaft der Zeitung, während die Arbeiter 
als Leser keine Rolle spielten. Es nutzte dem Kasseler Ta· 
geblatt nichts, wenn es im letzten Jahre seines Bestehens 
mit einer ,.neuesten Leser-Analyse" deutlicher als die Kon­
kurrenz die Kaufkraft seiner Leser betonte, um den Rück­
gang der Geschäftsanzeigen aufzuhalten. Denn zahlrei-

ehe Einzelhandelsgeschäfte beugten sich bereits der Dro­
hung der NatiooJlsozialisten, ihre Anhänger würden in je­
nen Geschäften nicht kaufen, wenn sie weiterhin in der 
Zeitung des jüdischen Verlagshauses inserierten. Die 
Wirksamkeit des Anzeigenboykotts wirft ein bezeichnen­
des Licht auf Selbstrechtfertigungen nach dem Untergang 
des NS-Regimes, denn unter vergleichsweise freiheitli­
chen Voraussetzungen nahm man aus rein geschäftlichem 
Interesse beretts den später von Partei und Staat fiir den 1. 
April 1933 verordneten Boykott jüdücher Geschäfte vor­
weg. Jedoch n1cht nur aus Furcht vor geschäftlichen Ver­
lusten, auch ein zukunftsorientierter Opportunismus und 
nazistische Überzeugung standen hinter dem Boykott ge­
gen das jüdische Verlagshaus. Jn seiner letzten Ausgabe 
vom 30. 9. 32 ging das Kasseler Tageblatt wohlweislich 
nicht .tuf diese Ursache für seine wirtschaftlichen Schwie­
rigkeiten ein, sondern bezog sich nur auf die Folgen der 
Wirtschaftskrise, als es seinen Lesern mittetlte, daß dte 
Zeitung von diesem Tage an in den Kasseler Neuesten 
Nachrichten aufgehen würde. Ehe sie an der Macht wa­
ren, hatten die Nationalsozialisten bereits ihr Vernich­
tungswerk im Kasseler Pressewesen begonnen, das bis zum 
Ende ihrer Herrschaft keine der alten Zeitungen überleb­
te. Der letzte Vertreter der Familie Gotthelft in der Ver­
lagsleitung, Richard Gotthelft, starb im Frühjahr 1933, ei­
nen Tag später seine Frau. Über die näheren Umstände 
ihres Todes, der in die Zeit der ersten größeren Juden­
verfolgung fiel, liegen auch seitens der Angehörigen keine 
Informationen vor.5 

5 Fneda H. Sichel: Challengc of the Past. JollJnnesbuJg 1975, S. 47 (Fricda Sichel is1 die Tochter von lhcodor Gotthelti (1 850-1916). 
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Kassder Neueste Nachrichten 

Für tiO Aufgehen des Kasseler Tageblattes in eine andere 
Kasseler Zeitung kamen nur die Kasseler Neuesten Nach­
richten in Frage, weil sie anders Jls die K.meler Post und 
das sozialdemokratische Kasseler Volksblatt politisch 
nicht gebunden und anders als diese beiden um ihre win­
~chaftliche Existenz kämpfenden Zeitungen finanziell zu 
einer solchen Transaktion in der Lage war. Denn die Kas­
seler Neuesten Nachrichten, zu diesem Zeitpunkt mit 
37 000 Exemplaren die autlagenstärkste Kasseler Zeitung, 
befanden sich im Besitz einer der größten deutschen Ver­
lagsgruppen, dem Huck-Konzern. Wie die anderen Zei­
tungen des Konzerns galten die nachmittags erscheinen­
den, dem Typ der Generalanzeigerpresse ähnelnden Kas­
seler Neusten Nachrichten als politisch neutral. Mit kom­
mentierenden politischen Stellungnahmen hielten sie 
sich bis in die Anfange des NS-Regjmes hinein zurück. 
Auch nach der totalen Unterwerfung der Presse blieben 
sie im Ausdruck farblos. Dies änderte sich auch nicht, als 
der von Max Amann, dem ehemaligen Feldwebel Hitlers, 
geleitete NS-Pressekonzern die Kasseler Neuesten Nach­
nchten von der Huck-Gruppe im Jahre 1935 erwarb. Die 
Übernahme dieser und anderer Zeitungen erzwang der na­
tiotlJlsozialistische Pressekonzern zum einen mittels der 
Anordnung Amanns, die er in seiner Stellung als Präsident 
der Reichspressekammer erließ, ein Unternehmen dürfe 
nicht mehr als eine Zeitung herausgeben. Auf diese Weise 
wurden die Konzerne der "Geschäftspresse" aufgesprengt 
und in Parteibesitz gebracht. Nicht nur wirtschaftliche Be­
gehrlichkeit stand hinter diesem Vorgehen, sondern auch 
die Ansicht der Pressegewaltigen des NS-Regjrnes, die 
letztlich durch Geschäftsinteressen begründete Neutrali­
tät vor und die publizistische Farblosigkeit nach der 
.,Machtergreifung" verstießen gegen den Geist des Natio­
nalsozialismus und gegen das Gebot einer unbedingten 
Unterstützung durch die Presse. All dies, ebenso das gegen 
Huckgerichtete Argument, er habe Hitlervorder "Macht­
ergreifung" in seinen Zeitungen nicht unterstützt,6 wirft 
auch ein bezeichnendes Licht auf das politische Profil der 
Kasseler Neuesten Nachrichten. Da wegen der Lenkung 
und Kontrolle der Presse durch das NS-Regtme die Inhalte 
und der Ton der gesamten Presse sich generell wenig un­
terschieden, fielen die Kasseler Neuesten Nachrichten 
auch vor ihrem Wechsel in den Parteibesitz nicht deutlich 
erkennbar aus dem üblichen Rahmen beraus. Aus diesem 
Grunde, und weil sich die Kasseler Neuesten Nachrichten 
weder publizistisch noch personell in der Besetzung ihrer 
Redaktion und Verlagsleitung veränderten, blieb den mei-

~ Haie a.a.O. (2), S. 201 ff 

)ten Lesern und Abonnenten dteser Wech~elm der Regel 
verborgen. In Redaktion und Verlag repräsentterten die 
Kasseler Neuesten Nachrichten weder offiziell noch inof: 
fiziell die NSDAP, sondern waren für die Partei in erster 
Linie ein Wiruchaftsunternehmen. Im Dienste der Partei 
und des von ihr beherrschten Staates stand die Zeitung 
wie alJe Massenmedten ohnehin. Das Vorgehen gegen die 
Kasseler Neuesten Nachrichten ist ein Beispiel fur d1e 
Doppelstrategie der Nationalsozialisten, sich zum einen 
die privatwirtschaftlich organisierte Presse durch verbind­
liche politische Aufgabenstellung, Zensur, Sprachrege­
lung, Gesetze und rechtsverbindliche Anordnungen poli­
tisch-geistig gefügig und zum Instrument propagandi­
stisch-manipulativer Maßnahmen zu machen. Zum ande­
ren sollte die privatwirtschaftliche Ordnung der Presse be­
:~eiugt werden, ohne das Prinzip des Privateigentums deut· 
lieh sichtbar zu verletzen, um die Presse ?U groHen schlag­
kräftigen Einheiten in direkter Verfügung der Partei um­
zugestalten. Selbstverständlich spielten hierbei .1uch Mo­
mente des persönlichen Machtstrebens und des wirt­
schaftlichen Vorteils eine Rolle - und ?war sowohl auf der 
zentralen Ebene des NS-Pressekonzem und der Presseor­
ganisation als auch auf der regional-lokalen Ebene der Or­
ganisation und Presse der NSDAP. Waren die Kasseler 
Neuesten Nachrichten dem zentralen Zugriff der Partel­
presse erlegen, so mußte sich die zweitgroßte Kasseler Zei­
tung, die Kasseler Post, mit dem direkten Zugriff der örtli­
chen Partei und ihrer Presse auseinandersetzen. Hierbet 
befand sich die Kasseler Post JUS einer Reihe von Gründen 
bis tn den Krieg hinein in ketner völlig aussichtslosen La­
ge, so daß ste lange Zeit alle Angriffe auf ihre besitzrecht­
lich-verlegerische Selbständigkeit abwehren konnte, ob­
wohl sie infolge der Wirtschaftskrise schon vorBeginn der 
Nazi-Ära durch einen sich noch in Grenzen haltenden 
Auflagenrückgang, vor allem aber durch einen rapiden 
Rückgang der Anzeigen, in eine schwierige wirtschaftliche 
Situation geraten war Diese Schwäche, die sich nach au­
ßen nicht gänzlich verschleiern ließ, und wahrscheinlich 
auch aus der Redaktion heraus den Nationalsozialisten 
durch [nruskretion übermittelt wurde, mußte diese zum 
Zugreifen animieren. Im Vergleich dazu mußten die Kas­
seler Neuesten Nachrichten aufgrundihrer besseren wirt­
~chaftlichen Situation und wegen thres Rückhalts in der 
großen Huck-Verlagsgruppe für die ördiche NSDAP we­
niger verletzlich erschemen. Ihre spätere direkte Zugehö­
rigkeit zum NS-Pressekonzern, dem die Gauzeitungen le­
diglich angegliedert waren, entzog die Kasseler Neuesten 
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Nachricht~n dem Zugriff des örtlichen Nazivcrlages. Als 
Nachmittagszeitung stellten sie auch keine unmittelbare 
Konkurrenz für die morgens ausgelieferte regional-örtli­
che Parteipresse dar. Das politische Proft1 der Kasseler 
Neuesten Nachrichten vor der sogenannten Machtergrei­
fung berechtigt zu dem Schluß, daß ihre Leser zumeist 
nicht dem nationalsozialistischen bzw. nationalistischen 
Lager zuzurechnen waren. Dies ist vor aJJem für die mit 
dem Kasseler Tageblatt übernommenen Abonnenten des 
bürgerlich-liberalen Blattes, mehr noch für ehemalige An-

hänger der Sozialdemokratie anzunehmen, die nach dem 
Verbot des Kasseler Volksblattes vorzugsweise die Kasse­
ler Neuesten Nachrichten lasen, falls sie noch eine Zei­
tung abonnjerten. Für den Aufbau einer kookurrenzfahi­
gen nationalsozialistischen Tageszeitung im Bereich Kas­
sel und Nordhessen kamen vorerst das Leserpotential der 
Kasseler Neuesten Nachrichten und das bisherige Stamm­
publikum des Kasseler Volksblattes weniger in Frage als 
die Leser der Kasseler Post. 

Die Kasseler Post 

Wirtschaftlich und in gewissem Sinne auch politisch-pu­
blizistisdJ stand die Kasseler Post am ehesten der Nazi­
Presse im Wege. Wegen ihrer traditionell protestanti­
schen, konservativ-liberalen, an tidemokratisch-nationali­
stischen Ausrichtung verfugte die Kasseler Post über eine 
besonders feste Bindung 7U einem entsprechend orien­
tierten Publikum, das jedoch am anfaUigsten fur den Na­
rionalsozialism us war. in Kassel rekrutierte s1ch dieses Pu­
blikum vor allem aus monarchistisch, konservativ und 
rechtsliberal eingestellten Angehörigen des mittleren und 
gehobenen Besitz- und Bildungsbürgertums. Auf dem 
Lande waren es neben den Beamten vornehmlich Bauern 
und Kleingewerbetreibende mit dem konfessionellen 
Hintergrund der protestantischen Orthodoxie. Eben die­
se Sozialgruppen hatten wesentlich zu den Wahlerfolgen 
des Nationalsozialismus beigetragen, was an den Wahler­
gebnissen ,JUf dem Lande und in bestimmten Stadtbezir­
ken leicht abzulesen ist. Zweifellos hatte die Kasseler Post, 
obwohl sie den NatiOnalsozialismus nur indirekt im Sinne 
der autoritärstaatlich-konservativ-nationalistischen Lö­
sung der Krise des Weimarer Staates publizistisch unter­
stüzt hatte und auch niCht nationalsozialistisch unterwan­
dert war, den Boden für seinen Aufstieg mitbereitet. Sie 
harte sich scharf gegen den Wandel von der Monarchie 
zur Republik gewandt und diese Staatsform immer deut­
lich Jbgelehnt. Besonderes Aufsehen erregte dje publizi­
stische Dauerfehde ihres in Kassel angesehenen, beretts 
1928 verstobeneu Verlegers gegen den ersten Reichskanz· 
ler und späteren Oberbürgermeister Kassels, Philipp 
Scheidem:mn, die er in dem Bändchen .,Philippopel" ge­
sammelt erschemen ließ. Hieran erinnerte die Kasseler 
Po~t später in ihrem Konflikt mit der Nazi-Zeitung und 
anläßlich des 10. Todestages des Verlegers.7 Solche An­
griffe, die sich des Vorwurfs der Korruption, der "roten 

Bonzokratie", der persönlichen Bereicherung, des Ämter­
~chachers und der sachlichen Inkompetenz bedienten, 
waren typisch für die Attacken der nationalistisch-antire­
publikanischen Rechten gegen die Republik, insbesonde­
re gegen dje Sozialdemokratje. Hierbei spielte das Überle­
genheitsgefühl gegenüber der sozial aufsteigenden und 
polüisch nun gleichberechtigten Arbeiterschaft eine 
wichtige Rolle. Zweifellos war das gegen ihre Repräsentan­
ten gerichtete Argument, es gelte dem unberechtigten 
Auf.~tieg von Menschen ohne Bildung, Können und bür­
gerlichen Habitus entgegenzutreten, subjektiv in der 
Regel ehrlich gemeint. Diese Einstellung schuf auch Dj­
stanz zu den an die Macht gelangten nationalsozialisti­
schen Rabauken, niveaulosen Emporkömmlingen mit 
gespreizt kleinbürgerlichem Habitus vom Schlage eines 
Gauleiters W einrieb. Die Kasseler Post konnte aus diesem 
Grunde mit einem gewissen Einverständnis jener rech­
nen, die zwar den NationalsoziaJjsmus nicht ablehnten, 
denen aber der aufgesetzte pseudosozialrevolutionäre an­
tibürgerliche Gestus solcher Emporkömmlinge zuwider 
war. 
Oie traditionelle politisch-publizistische Ausrichtung der 
Kasseler Post, die sie zum wichtigsten Konkurrenten der 
Nazi-Zeitung um Leser und Anzeigen machte, hätte den 
beim Raubzug gegen rue bürgerliche Presse gängigen Vor­
wurf unglaubwürdig erscheinen lassen, die Zeitung habe 
in der Weimarer Republik "versagt" und sei "national un­
zuverlässig" gewesen. Entsprechende Anwürfe der Kur­
hessisch en Landeszeitung, hinter denen nichts anderes 
stand als das Konkurrenzmotiv und Vergeltungsstreben 
ihres in der Kasseler Post nicht zum Zuge gekommenen 
leitenden Redakteurs, konnte die bürgerliche Zeitung in 
einer "Erklärung in eigener Sache"8 erfolgreich zurück­
weisen. Zwar behauptete die Kasseler Post nicht, sie sei ei-

7 KJs~elcr Post vom 27. 5. 34. K.Js~clcr Post vom 27. I . 38. s Kasseler Post vom 27. 5. 34, Kurhessisc.:he Landeszeitung "glc•chfalls in eigener Sache" 
vom 2.8 5. 34. 
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nc nationalsozialistische Zettung, da dies ihr niemand ab­
genommen und einen Teil ihrer Leser befremdet hätte 
Aber dem Vorwurf, ihr sei "aus gewinnsüchtigen Motiven 
jedes Mittel zur Bekämpfung des Nationalsozialismus 
recht gewesen", hielt sie entgegen, daß sie nicht nur im 
Freisler-Prozeß 1930 oder bei den Verboten der NS-Presse 
die Belange der Nationalsozialisten im Sinne der "natio­
nal en Opposition" vertreten, sondern "die Überwindung 
des Wetmarer Parteienstaates durch den Nationalsozialis­
mus in der Richtung des von der Kasseler Post seit 1919 ge­
rührten Kampfes" gelegen hätte. HierroJt umschrieb die 
Kasseler Post zutreffend und eben nicht aus opportunisti­
scher Anpassung ihre Funktion im Prozeß der Zerstörung 
der Weimarer Republik. Sie hatte sich Jedoch nicht, wo­
rauf die NS-Zeitung Wert legte, vor der Machtübernahme 
direkt io den Dienst der Nationalsozialisten gestellt, son­
dern dte mit diesen konkurrierenden bürgerlich-nationa­
len Kräfte unterstützt, was ihr bereits seinerzeit von den 
Nationalsozialisten vorgeworfen worden war. Interessant 
ist in diesem Zusammenhang, daß die Kurhessische Lan­
deszeitung die Kasseler Post an den Protest der NSDAP 
erinnerte, der sich an einer Feststellung der Kasseler Post 
anläßlich des letzten Wahlkampfes in der Weimarer Re­
publik entzündet hatte. Die Feststellung ging dahin, daß 
die Nationalsozialisten immer stärker den .,sozialtstischen 
Charakter" der Partei betonten und damit mehr als bisher 
.. in Wettbewerb mitdeoanderen sozialistischen Parteien" 
träten. In der Tat war dieser falsche Eindruck der Haupt­
grund für die Distanz der Kasseler Post zum Nationalso­
zialismus vor der Machtübernah me. Auch danach bestan­
den im Verlag und in der Redaktion noch eine Zeitlang 
diesbezügliche Be fUrch tungen, die im Verhalten national­
sozia1istischer Funktionäre und Journalisten ihre Bestä­
tigung zu finden schienen. Zuvor auf die Sozialdemokra­
ten gemünzte soziale Vorurteile, wie sie Gespräche mit da­
mals aktiven Journalisten noch heute belegen, bestanden 
unter anderem darin, es seien in der Redaktion der Kur­
hessischen Landeszeitung sogar ehemalige Arbeiter tätig 
gewesen, was ihre journalistische Qualität hinreichend 
charakterisieren würde. 
Besonders polemisch vermerkte die Kurhessische Landes­
zeitung in ihren Angriffen gegen die Kasseler Post, sie ha­
be sich in der Zeit der Weimarer Republik nicht antisemi­
tisch profiliert. Sie habe im Gegenteil die Verdieoste einer 
JÜdischen Familie Kassels in einem großen Beitrag gewür­
digt. Seinerzeit hatte das bereits zu einem wütenden An­
griff des Naziblättchens geftihrt, wo es der Kasseler Post 
prophezeite:" Wer bei den Juden frißt, der stirbt daran. "9 

Antisemitische Anklänge hatte es jedoch in der Kasseler 
Post durchaus gegeben. Vor Jllem seit der von den VölkJ· 
sehen zur NSDAP gestoßene. aber seine Parteimitglied 
schaft verbergende Redakteur Likus die Lokalredaktion 
übernommen hatte. In seine gehässigen Attacken gegen 
republikanische, insbesondere sozi.tldemokratische Poli­
tiker und Spitzenbeamte hatte er anttscmitischc: Spitz~n 
eingestreut. 
Andererseits schlug die Kurhessische LJndeszellung in ih · 
rer Erwtderung auf die Reaktion der K.tsseler Post gegen 
th re Angriffe auch versöhn liche Töne an. Ihr ltege daran, 
die öffentliche Ausemandersetzung trotz bisher geschei· 
terter Verständigungsversuche zu beenden. So war der 
letzte Angriff der Kurhessischen Landeszeitung gegen cüc 
Kasseler Post nur in einer Teilauflage erschienen, weil die! 
Kasseler Post bereits während des Drucks bei dem GJuver­
lag erfolgreich interveniert hatte. Zweifellos lag den über­
geordneten Parteistellen, und zwar weniger der verlege· 
risch direkt betroffenen Gauleitung als den zentralen Or­
ganen nationalsozi.tlistischer Pressepolirik, daran, die von 
der Mnte des Jahres 1933 bis M1tte 1934 immer wieder 
aufbrechende publizistische Fehde zwtschen beiden Zet­
tungen zu beenden. Denn der Eindruck der Geschlossen­
heit der Presse sollte nicht gestört werden, zu mal dies den 
Tatsachen widersprochen hätte. Denn der Kasseler Post 
konnte niemand vorwerfen, wie sie zu Recht betonte, ste 
weiche von der pressepohtischen Linie des N.ltionalsozia­
lismus ab. Die Konsolidierung der NS-Hcrrschaft vollzog 
sich nicht nur durch terrorist ischen Druck. Es galt alles zu 
vermeiden, was das Bild der "Volksge meinschaft" getrübt 
hätte, zumal die im sogenannten Röhm-Putsch kulminie­
renden innernationalsozialistischen Auseinandersetzun­
gen noch nicht beendet waren. Es ist auch zu vermuten, 
daß der im Konflikt zwischen beiden Zeitungen uner­
schrocken agterende Verleger der Kasseler Post hier wie zu 
späteren Gelegenhei ten als früherer Presseverbandsge­
schäftsführer sei ne guten Kontakte zu den zentralen Berli­
ner Stellen nutzte, in denen immer noch angesehene Ver­
treter der Privatverleger schon aus optischen Gründen lei­
tende Positionen 10nehatten. Jedenfallstand von dtesem 
Zeitpunkt an der Konflikt zwischen betden Zeitungen nur 
noch auf der wmschaftlichen Ebene statt, wobei der Kas­
seler Post die Hände gebunden waren, publizistisch gegen 
die materiellen Benachteiligungen vorzugehen. 
Zeichnet man die immer wiederkehrenden Versuche und 
die dabei augewandten Methoden nach, mit denen die 
Kasseler Post geschädigt und ausgeschaltet werden sollte, 
so erhäl t man ein wesen tlich differenzierteres Bild als )e-

V Hcssische Volkswacht vom 20. 1. 1931 7.Um s~atrag von llcidelbadl, in. Kasseler Posl vom 18. I. 1931 über die jüdi)thc Famihc ll.allo. 
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nes, das den Nationalsozialtstcn nur plumpe Terronne­
thoden untersteHt. Deutlich wird auch, daß die National­
sozialisten im Zuge des Ausbaus ihrer Herrschalt gewisse 
Rücksichten auf die bürgerlichen Kräfte nehmen mußten, 
oh ne deren Unter~tützung sie überhaupt nicht an die 
Macht hätten gelangen können. Das Problem der Kasseler 
Post war auch das Problem des Bürgertums. Es haue vor al­
lem aus wirtst.haftlich-sozlalcrn lnteresse gewollt oder 
leichtfertig wesentlich dazu betgetragen. dag die Natio­
nalsozialisten die uneingeschränkte Macht übernehmen 
konnten. Moch te sich das, wenn auch kaum für das Klein­
gewerbe, fiir die wJrtschaftlichen lnteressen zunächst au~­
~:~ hlen - die bürgerliche Presse war in ihrer Funktion ah 
Wirtschaftsunternehmen nur Verlierer. Denn der' Verlust 
der Pressefreiheit, die Presselenkung und die Folgen der 
Pressegesetzgebung ließen einen Vernauensschwund so­
wie eine publizistische Öde und langweilige Einförmig· 
keit in der Presse entstehen, die auch in Kassel und Nord­
hessen die Leser und Abonnenten von der bürgerlichen 
Presse wegtrieben und aus den gleichen Gründen von der 
mit allen Mttteln geförderten Nazipresse fernhielten. ln 
seinen Erfolgsberichten über den wirtschaftlichen Auf­
schwung hat Hitlerdaher die Presse immermit Bedarf aus­
gespart. Das Re1chsschnftleitergesetz, das den Verlegern 
jeden Einfluß auf die journalistische Gestaltung ihrer Zei­
wng verbot, nahm ihnen ihre Stellung als Herr im Hause, 
wie sie die Besitzer oder Leiter von Wirtschaftsunterneh· 
men trotz gewisser Einschränkungen gerade wegen des 
Verbots der Gewerkschaften immer noch innehatten. Der 
Widerstand der Verleger, wie ihn die Verlagsleitung der 
Kasseler Post mit großem Mut und Geschick und ver­
ständlicher Distanz zum Regime repräsentierte, ist daher 
nicht eintach als politischer Widerstand zu deuten, son­
dern entspr.mg traJitionellem verlegerischen Selbstver­
ständnis und auf Jeden Fall wirtschaftlich-existentiellem 
Interesse. 
Es ist auch schwierig, die Gründe und Motive möglichst 
objektiv aufzuschlüsseln, weshalb die Kasseler Post bis in 
die Kriegszeit daran festhielt, klar als solche erkennbare 
christliche Beiträge zu veröffentlichen. Zwar war den Ta­
geszeitungen untersagt, kirchltche Mitteilungen und Ter­
mine zu veröffendichen.Aber im Vergleich zu den beiden 
anderen Kasseler Zeitungen fällt auf, daß die Kasseler Post 
eben nicht wie diese von religiösen Momenten möglichst 
freie Artikel etwa nur zu Festen wie Weihn.1chten und 
Ostern brachte. Regelmäßig publizierte sie in ihrer Wo­
chenendausgabe von Theologen verfaßte Betrachtungen 
zum Sonntag, jedoch auch zu christlichen Feiertagen, zur 
Ernte und zu Lebensfragen. In der Betonung des christli­
t.hen Moments unterschied sich die Kasseler Post auch 
vor der Herrschaft des Nationalsozialismus von der übri-
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gen Kasseler Tage~presse. Wjc \'Order Machtübernahme 
sichene ihr dies auch danach und trotz. oder gerade wegen 
des Vorgehens der Nazis gegen die evangelischen Kirchen 
eine feste Position unter konsetvativen Lesern, msbeson­
dere in der mittelständisch-städtischen und in der ländli­
chen Bevölkerung. Schon daher mußte die Kasseler Post 
bestrebt sein, an dieser Sonderstellung festzuhalten. Zwei· 
fellos war es auch Zeichen einer christlich motivierten Re­
sistenz, die jedoch, wenn man die politische Ausrichtung 
des nordhessischen Protestantismus vor 1933 mitberück­
sichtigt, vom etgenen Selbstverständnis her uotz der vom 
Regime erzeugten Reibungspunk'te im Prinzip mit dem 
Nationalsozialismus vereinbar war. Es ist - und war es 
wahrscheinlich auch fur Verlag und Redaktion- schwer 
zu entscheiden, ob und in welchem Maße diese Tradition 
im redaktionellen Konzept des "Familienblattes" zur wirt­
schaftlichen E.xtstenzsicherung der Zeitung beitragen 
sollte oder einem hau~internen Selbstverständnis ent· 
sprach. 
Aufkeinen Fall handelte es sich um den Ausdruck eines 
christlich motivierten Wider~tandes oder einer so gezielt 
demonstrierten Distanz zum Regime. Denn obwohl sich 
die christlich gef.irbten Beiträge kaum von jenen vor Be· 
ginn der Nazizeit unterschieden, so waren sie doch im 
Prinzip mit dem Regime vereinbar, dem solche Beiträge 
zwar nicht genehm waren, das sid1 aber nicht trotz ideolo­
gischer ReligiOnsfeindschaft an den jeweiligen chrisdi· 
chen Inhalten stieß, sondern Religion und Kirchen grund­
sä tzlich aus der Öffentlichkeit verbannen wotlte. Außer 
einer von örtlichen Stellen der Partei ausgehenden Politik 
der Nadelstiche erfolgte keine Kritik oder Aufforderung, 
die Kasseler Post solle gänzlich Beiträge mit christlichem 
Inhalt einstellen. Dies geschah erst im Zuge genereller 
kriegswirtschaftlich er Anordnungen, die sicherstellen 
solJ ten, daß der ständig verringerteUmfangder Zeitungen 
vor allem propagandistischen Zwecken diente. Sie waren 
ein willkommener Vorwand, unerwünschte Inhalte au~ 
der Presse herauszuhalten. Wurde in einer Zeitung wie der 
Kasseler Post tatsächlich einmaJ unter christlichem Vor· 
Zeichen Stellung zu einer ethischen Frage genommen, d ie 
christliche W crtentschetdungen herausforderte, dann ge­
schah dies eher im Sinne des Regimes als gegen es, wie 
noch an anderer Stelle exemplarisch veranschaulicht 
wird. Nicht nur, weil anders eine Veröffentlichung über­
haupt nicht möglich gewesen wäre ohne Gefährdung der 
hierfür Verantwortlichen oder aus Anpassungsdruck her­
aus, sondern weil auch die evangelischen Kirchen, sieht 
man von Standpunkten des Widerstandes ab, ihre bereits 
in der Zeit vor der Machtübernahme tradierten Positio­
nen nicht revidierten und auf einer Skala von Befürwor­
tung, Ambivalenz oder Hinhaltetaktik agierten. 



Die Kasseler Nazipresse 

Vor der Schilderung weiterer Einzelheiten der von der 
Kurhessischen Landeszeitung entfachten Konflikte im 
Pressewesen soll zum besseren Verständnis der Einzelhei­
ten die Entwicklung der Nazipresse Kassels skizziert wer­
den.IO Während der zwanziger Jahre gab es einige kurzle­
bige völlcisch-nationalistische Blättchen. Erst vom L Fe­
bruar 1930 an erschien die im privaten Besitz von Wolf­
gang Bergemann befindliche Wochenzeitung ,.Der 
Sturm", die unter primitivsten journalistischen und 
drud:technischen Umständen herausgegeben wurde und 
in Verbindung mit dem "W Jldecker Beobachter" zum 
,.Kampforgan des Gaues Kurhessen" wurde. Obwohl der 
Sturm bis zu den Septemberwahlen 1930 eine Auflage von 
5000 Exemplaren erreichte, genügte er doch nicht den 
steigenden Anforderungen kontinuierlicher Agitation. 
Ein Konsortmm, dem Gauleiter Weinrich, Freister, Frie­
derichs und der Melsunger Industrielle Braun angehörten, 
übernahm den "Sturm" und wandelte ihn in die Tageszei­
tung "Hessische Volkswacht" um, die vom 1. November 
I 930 an erschien und in der Druckerei Deubel gedruckt 
wurde. Die Hessische Volkswacht hatte zunächst mlt gro­
ßen Schwierigkeiten zu kämpfen, da ihre schlechte jour­
llali&rische Qualität, msbesondere fehlende Aktualität, 
technische und verlegerische Mängel auch die meisten 
Parteimitglieder vor einem Abonnement zurückschrek­
ken ließen. Von der anHingliehen Auflage von 5000 
Stück wurden zunächst nur 2.800 abonniert. Der Rest 
wurde als Freiexemplare ven eilt. Hinzu kam, daß die 
mehrtiachen, bis zur Dauer eines Monats ausgesproche­
nen Verbote, die sich die Hessische Volkswacht durch 
ihre wüste Hetze zuzog, über die ohnehin geringe finanzi­
eiJe Kraft der Zeitung gingen. Erst gegen Ende des Jahres 
1931 konnte die .,Gauzeitung" ohne frnanzielle Zuschüs­
se arbeiten. Mitte des Jahres 1932 erreichte sie bereits eine 
Auflage von 10000 Stück. Ihre technische Qualität hatte 
sich entscheidend gebessen, seit sie von der modernen 
Druckerei Edmund Pillardy gedruckt wurde. Sie erhielt 
jetzt auch mehr Anzeigenauftr3ge, sei es, weil die Zettung 
ft.ir Inserenten attraktiv zu werden begann, sei es, weil die 
Geschäftswelt aus polittscher Überzeugung, autgrund von 
Drohungen oder aus opportunistischem Rück-versiche­
rungsdenken die Hesstsche Volkswacht als Werbeträger 
bedachte, obwohl fiir die Kasseler Inserenten die anderen 
wesentlich auflagenstärkeren Zeitungen einen höheren 
Kosten-Nutzen-Effekt haben mußten. Denn ein Großteil 
der Auflage ging nicht nach Kassel, sondern in den kur-

hessischen Raum. Dort hatten sich bereits der in Hofgeis­
mar vom Verlegt"r Schutz herausgegebene ., Westfälische 
Beobachter" und der .,Fuldaer NS-Beobuchtcr" an ilie 
Volkswacht angeschlossen. Die sLändigen von der 
NSDAP überall mit größtem Aufwand geHihnen Wahl­
kämpfe brachten die Volkswacht zum Jahreswechsel 
1932/ 33 in große finanzielle Bedrängnis. Denn auf An­
weisung der Reic.hsleitung der NSDAP mußte sie in ver­
dreifachter Auflage erscheinen. Einen Teil der Mehrko­
sten ersetzte die Gauleitung, den Rest mußte dte Volks­
wacht selbst tragen. Nicht zutreffend ist dte spätere Be­
hauptung der KurhesStSchen Landeszeitung, die Volks­
wacht habe bereits vor tler .. Machtergreifung" wieder "et­
nen festen finanzteilen Boden unter ilie Füße" II bekom­
men und die sich zuvor ständig vergrößernden Schulden 
hätten SICh vemngert. Denn der Volkswacht ist es mein 
anders als der gesamten NSDAP ergangen, deren finan­
zielle und politische Situation gerade vor der Betrauung 
Hitlers mit dem Amt des Reichskanzlers besonders 
schwierig war. Erst von diesem Zeitpunkt an setzte zentral 
und örtlich der große Geldregen der Wirtschaft ein. Ob 
die Auflage bereits im Februar 1933 auf20.000 Stück her­
aufschnellte, wie die Redaktion wenige Monate später be­
hauptete, ist zu bezweifeln, weil die oflizielle Angabe der 
Zeitung ft.ir die Werbekunden den Stand vom März 1933 
mit nur 13.000 beziffert 12 Aufjeden Fall erfolgte ein kräf­
tiger Zuwachs, der auf den Begeisterungstaumel während 
der "nationalen Revolution" sowie auf schlichten Oppor­
tunismus zurückzufuhren ist. Negativ betroffen war von 
diesem Aufschwung zunächst relativ am stärksten die Kas­
seler Post, da der Anteil der Nationalsozialisten an ihren 
Lesern vergleichsweise größer als bei den anderen Zeitun­
gen war. Als bald unter massivem Druck die Abwerbungs­
kampagnen seitens der Nazizeitung bzw. der damit be· 
trauten Parteifunktionäre einsetzten, erzielten ste gleich­
wohl bei den Abonnenten der Kasseler Post ungleich ge­
ringere Wirkung als bei jenen der Kasseler Neuesten 
Nachrichten. Die Kasseler Postverlor vorn Frühjahr 1933 bis 
zum Frühjahr 1934 etwa 4000- 5000 Abonnenten, die 
Kasseler Neuesten Nachrichten etwa 8.000- 9.000 an dte 
Nazizeitung. Diese erschten seit dem 1. September 1933 
unter dem neuen Titel "Kurhessische Landeszeituog" in 
größerem Format und mit größerem Seitenumfang als ih­
re Vorgängerin. Erst von diesem Zeitpunkt an ist die Nazi­
zeitung nach rein äußeren Merkmalen als vollwertige Ta­
geszeitung anzusehen. 

IO Aus nationalsoz.ialistiscber Sicht in: Kurhess1sche Landeszeitung vom 1 9. 1933. 11 Auf den schon vor 1933 vorübergehend culgcstcUten ~Stuun• 
wird nicht em~egangen. Als vor allem der SA dienendes parteieigenes Mitteilungsblatt wurde er immer bedeutungsloser. 11 Ala-ZeJtungskatalog 
1933, 58. Jg .. s. 59. 
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Eingriffe in Zusammenhänge publizistischer und wirtschaftlicher Funktionen 

Unlau terer Wettbewerb und Qualitätsverlust 

Der Staat stellte dem Gauverlag das Verlagshaus des ver­
botenen Kasseler Volksblattes zu I VerH.igung, das, wie das 
gesamte Vermögen der SPD, enteignet wurde. Erst jetzt 
war es möglich , daß der Gauverlag die verschiedenar6g­
sten Druckaufträge übernehmen und damit seine wirt­
schaftliche Basis verbessern konnte. Er wurde vor allem 
bei Druckaufträgen staatlicher Stellen bevorzugt, wo­
durch sich wiederum Jie Konkurrenzsituation verzerrte 
und den übrigen Kasseler Verlagen wichtige Einnahmen 
entgingen. Auch bei der Vergabe von privaren Druckauf~ 
tragen griff gelegentlich der Gaulelter selbst etn, beispiels­
weise als die Henschel-Werke einen Druckauftrag fur die 
Werkszeitung .,Der Henschelstern" bei der Kasseler Post 
nach einer Intervention Weinrichs rückgängig machten 
und das Geschäft mit dem Gauverlag abschlossen. Weite­
rer Schaden für die beiden privaten Zeitungen entstand, 
weil die sta.ttlichen und kommunalen Behörden der Nazi­
zeitung beretts im Frühjahr 19 33 das Monopol für die Ver­
öffentlic.hung amtlicher Mitteilungen übertrugen. Ähn­
lich verzerrt war d1c Situation im Anzeigenbereich, der 
wegen der schlechten Wirtschaftslage seit 1929 ohneh1n 
stark rückläufig war. Oie Nazizeitung bekam ohne beson­
deren Druck auf die Geschäftswelt Inserate. und zwar mit 
höherem Seitenpreis als die beiden an deren Zeitungen. 
Um ihre Verluste auf diesem Sektor des Anzeigenwesens 
zu verringern, sprach die Kasseler Post dje Solidarität ihrer 
Leser an. Sie empfahl s1ch wegen ihrer ,.engen Verbunden· 
heit" mit "einer großen Leserschaft" als .,stark verbreitetes 
Famifienblatt" ausdrücklich für Famil ienanzeigen.l3 Dies 
mußte die KurhcsSJSche Landeszeitung ebenso als Heraus­
forderung empfinden wie eine große Anzeige der Kasseler 
Post. in der diese auf die Aufl1ebung des Werbeverbots für 
Zeitungen vom I. 3. 1934 binwies, aus dem hervorging, 
"daß jedem Deutschen das Recht auf freie Wahl semer 
Zeitung gewährleistet, daß jede Drohung und jeder Zwang 
verboten" seien. Weiter hieß es: "Niemand darfSie daran 
hindern, Ihrer Zeitung, der ,Kasseler Post', die Treue zu 
halten"_l4 Das Werbeverbot hatte die Konflikte zwischen 
der privaten Presse und der Nazipresse entschärfen sol­
len. Auch paßte es nicht mehr in das Bild vom wirtschaft­
lichen Aufschwung. Generelle Anzeigenverluste entstan­
den, weil seit dem Boykott gegen die Juden die Anzeigen 
der ,.jüdischen" Geschäfte, insbesondere die großen An­
zeigen der Warenhäuser, der jüdischen Ärzte und Rechts-

anwälte fortfielen. Gleichwohl hat die Kasseler Post bis 
zum Ende des Jahres 1933 noch gelegentlich Anzeigen 
"jüdischer" Kaufhäuser veröffentlicht - ein Zeichen H.ir 
die schwierige wirtschaftliche Situation der Zeitung und 
der Verbitterung gegenüber den geschäftsschädigenden 
Maf~nahmen der Nationalsozialisten. Andererseits er­
schienen, vereinzelt schon vor dem Judenboykott, vor­
zugsweise in der Nazizeitung Anzeigen, in denen Ge­
schäfte, Ärzte und andere Freiberufler sich als deutsch 
oder nationalsozialistisch bezeichneten. Zum Teil han­
delte es sich um große Sarnmelanzeigen, die ein abge­
stimmtes Handeln der Inserenten voraussetzten. 
Der Anzeigenverlust der privaten Zeitungen ist sehrdiffe­
renziert zu betrachten. Nach vorliegenden Zahlen erfolg­
te bei der Kasseler Post der Haupteinbruch bereits 1932. 
Der Rückgang der Inserate setzte sich 1933 fort, war aber 
wesentltch geringer als im Vof)ahr. Erst im Geschäftsjahr 
1934 wirkte sich die Anzeigenverlagerung auf die kurhes­
sische Landeszeitung voll aus und führte zu fast ebenso 
hoben Verlusten wie 1932.14 Damit waren die Verhältnis­
se im Anzeigenwesen der Kasseler Presse bereits geklärt, 
denn im folgenden Jahr schwächten sich die Verluste der 
privaten Presse stark ab. Von 1936 - 1938 erhöhte sich 
dann sogar der Anzeigeneingang bei der Kasseler Post, er­
reichte aber nicht einmal mehr den Stand des Jahres 19~3. 

Seit Beginn des Krieges gingen die Anzeigen bis auf ein 
Minimum zurück, weil außer Todesanzeigen fast mchts 
mehr zu inserieren und ohnehin wegen des steigenden Pa­
piermangels kaum noch Raum für Anzeigen vorhanden 
war. Die Nationalsozialisten erließen, und zwar nicht nur 
aus politisch-propagandistischen Gründen, geheime Vor· 
schriften über Inhalt und Umfang der Gefallenenanzei­
gen, sondern auch wegen des Papiermangels, um trotzder 
steigenden Flut dieser Anzeigen noch genügend Raum für 
die Propaganda im redaktionellen Teil der Zeitung zu er­
ha1ten.15 Die Einnahmen aus dem Anzeigengeschäft stie­
gen sogar noch während der beiden ersten Kriegsjahre auf 
eine erstaunliche Höhe, was auf die ab 1932 ständig stei­
genden, sch ließlich im Vergleich zu jenem Jahr um ein 
Drittel höheren Preise pro textlicher Verrechnungseinheit 
zurückzuführen ist. Die 6. Kriegsanordnung vom 23. 5. 
1942 setzte eine Erhöhung der Anzeigenpreise um 100% 
fest, weil die NSDAP die Presse, vor allem die eigene, trotz 
außerordentlichem Anzeigenrückgang und fehlendem 

:l Kasseler Post vom I. 6. 1933. 14 N.u:hiJß B~tr.. l ~ Jürg~n llagcmann: Die Presstlenkung 1m Dntten ReKh. Bonn I 970, S. 58 f. 
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RJum ftir Anzeigen lebensfahig halten wollte. Schon eini­
ge Jahre vor Kriegsbeginn gehörte die Preisfestsetzung zu 
Jen zahlreichen Regelungen im Pres~e- und Verlagswesen, 
Jte letztlich aus dem Interesse des NS-Pressetrusts erwuch­
~en, .tber den Privatverlegern ebenso zugute kamen. Als 
von 1938 an der Zeitungsumfang aufgrund zentraler An­
weisungen immer stärker gedrosselt wurde, normalisierte 
sich auch die zuvor geringe Rentabilität einer Zeitung wie 
der Kasseler Post, weil der monatliche Bezugsprets von 
2,60 RM Hir eine täglichen Seilenumfang von 12 - 14 
bzw. 36 - 40 Seiten am Wochenende 1937/ 38 sogar 
bei einem Umfang von 4 Seiten im Jahre 1943 nicht ge­
senkt werden durfte. Gleichzeitig gingen wegen der kriegs­
bedingten Ausdünnung des Personalbestandes die Kosten 
llir Löhne und Mitarbeiterhonorare um ein Drittel zu­
rück. Für Anzeigen- und Bezieherwerbung wurden 
schließlich nur noch Minimalbeträge aufgebracht. Jedoch 
konnten die erhöhten Gewinne wegen der personellen 
und materiellen Mangelsituation nicht mehr reinvestiert 
werden, was zwangsläufig aufKosten der Betriebssubstanz 
g1ng.16 Bei steigenden Gewinnen gmgen somit Quantität 
und Qlalität des publizistischen Angebots zurück. 
Die journalistische Qlalität der Kasseler Zeitungen ver­
minderte sich unter den Bedingungen des NS-Systems au­
ßerordentlich, wenn das auch wegen des ohnehin nicht 
hohen St.mdards der Provinzzeitungen nicht so demlieh 
erkennbar wie bei der großen überregionalen Presse war. 
Infolgedessen konnte die nicht nur wegen der politischen 
I ob alte geringe Qualität der neuen Kurhessischen Landes­
zeitung im Vergleich zur pnvaten Presse Kurhessens nicht 
so ins Gewicht fallen. Anfanglieh war die Kurhessische 
Landeszeitung journalistisch eindeutig schlech ter ge· 
macht als ihre Konkurrenz. je mehr die zentrale Presselen· 
kung, die täglichen Weisungen des Propagandaministe­
riums und der Reichspressekonferenz den Inhalt des über· 
regionalen Teils bestimmten, und die Wünsche der örtli­
chen Parteifunktionäre und der Gauleitung, wenn auch 
nicht systematisch und weniger intensiv den regionalen 
und lokalen Teil der Presse beeinflußten, umso mehr gli· 
eben sich alle Zeitungen aneinander an und standen 
schließlich auf dem gleich schlechten journalistischen Ni­
veau. Auch auf stilistischer Ebene wurde der Nazismus in 
der gesamten Presse Kassels deutlich spürbar, wenn auch 
die Kasseler Neuesten Nachrichten en tsprechend ihrer 
Tradition relativ farblos blieben. Der Unterschied zwi­
schen dem .. nationalen" Vokabular der Kasseler Post und 
der NazJpresse war ohnehin immer nur ein gradueller ge-

wesen. Allerdings bedtente s1ch die Kasseler Post genc,cll 
nicht des brutalen und übersteigerten Jargons der Natio­
nalsozialisten. Jedoch blieb auch die Kurh eSStsche Lan­
deszeitung in ihrem Ausdruck im Vergleich zur "Kampt: 
zei{" und Phase der "national~::n Revolution" verhältnis­
mäßig gemäßigt. Auf den ersten Blick konnte der Leser dit' 
Zeitungen kaum noch voneinander unterscheiden. Die 
Kurhc~sische Landeszeitung ~::ntbielt als offizielles Organ 
des Gaues Kurhessen der NSDAP mehr spezifisch nazisti­
sche Themen und Mitteilungen aus der Parteiorganisa­
tion, während christl1chc Themen fchlteo, wie sie die K.as· 
seler Post gegen Widerstände noch bis in die Knegs.tei t 
hinein gemäß ihrer Tradition als festen Bestandteil ihres 
Angebots veröffentlichen konnte. Diese publizim~che .SJ­
tuation, vor allem das geringe Vertrauen in die Glaubwur­
digkeit der Presse, führte bei den beiden bürgerheben Zei­
tungen zu erheblichen Verlusten von Abonnenten und er­
schwerte der Kurhesssischen Landeszeitung, neue Leser 
zu gewinnen. In den geheimen politischen L.1geberichten 
der amtlichen Stellen kritisierte man an der Kurhem· 
sehen Landeszeitung vor allem dte geringe Menge und die 
mangelnde Aktualität lokaler Informationen, denen w1e 
heute das Hauptinteresse der Leser lokaler und regionaler 
Tageszeitungen galt. Als überflüssig und störend wurden 
die zahlreichen Benchte über Parteiveranst.tltungen emp­
funden, während wichtigere Informationen überhaupt 
nicht oder später als von den anderen Zeitungen gebracht 
wurden.17 Das Publikum schätzte die Wahrheitstreue der 
NS-Zeitung noch geringer ein als die der übrigen Presse 
Kurhessens.l8 Erst vom Jahre 1936 an wurde die Qualttiit 
der Kurhessischen Landeszeitung besser eingeschätzt. 
Zugleich wurde aber betont, daf~ bei den lokalen lnforma· 
tionen die Lokalzeitungen immer noch einen Vorsprung 
hiitten.l9 Die Feststellung, daß die parteiamtliche Tages· 
zeitungmehr als zuvor gelesen würde, traf zwar zu, wenn 
man die übrigen Zeitungen als Vergleichsmaßstab nahm. 
Aber ebenso wie bei diesen Zeitungen verminderte sich 
bis 1937 auch die Auflage der Kurhessischen Landeszei­
tung, nachdem sie 1934 mit einer Auflage von 34 000 et­
nen vorläufigen HöchstsLJnd erreicht hatte und weitaus 
größte Zeitung Kassels geworden war. Das Unbehagen an 
der Tagespresse hielt an. Die Gesamtauflage der Kasseler 
Presse stieg zwar auf etwa 84.000 im Jahre 1939 an, blieb 
aber trotz des Ausgreifens der Kurhessischen Landeszei­
tung auf die Provinz immer noch 20.000 Exemplare unter 
dem Stand zum Zeitpunkt der Machtübernahme. Vergli­
chen mit der höchsten Auflagenentwicklung vor 1933, al'> 

16 Nachlaß Batz. 17 Regierungspräsident Kassel an Reichs· und Preuß. Minister des lnnern, Preuß. Mmisterpr:isidcmcn, Geh. St:Jatspohzei Berliu. 
Oberpräsident Kassel vom 2. I. 1935. Hess. Suatsarchjv Marburg (StAM) Bestnnd 165 Nr. 3820. 18 Landrat de~ Krti5C~ Kas~el ..Jn Regierungsprä;,i­
dentcu Kassel vom 20. 12. 1935. StAM 165/3820. 19 Reg.Pr:is. Kmel .Jn Reichs· und Preuft Mln1~terd . Ionern vom 4. 3. 1936; SlAM 165/3820; Lau 
dm d. Kreises Kassel an Reg.·Präs. Knssel vom 24. 2. 1936, s.o. 
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nach damaligen Verhältnissen eine Sättigung des Marktes 
erreicht war, betrug die Gesamtauflage 1939 sogar41.000 
Exemplare, also ein Drittel , wentger. Am geringsten war 
zunächst der Auflagenschwund bei der Kasseler Post, am 
größten bei den Kasseler Neuesten Nachrichten. Bei bei­
den Zeitungen waren vor allem Verluste von Abonnenten 
auf dem Lande dafl.ir verantwortlich. Schon immer hatten 
viele Bauern während der Hauptarbeitszeit, im Sommer, 
thre Abonnements gekündigt. Jetzt bot die Presse aus den 
geschilderten Gründen nicht mehr genügend Anreiz, 
Abonnements zu erneuern. Die von der Gauleitung unter­
stützte und von den unteren Parteigliederungen durchge­
fuhrte Abonnentenwerbung, auch mittels Druck, hatte 
nur Teilerfolge erzielen können. Besonders die Beamten, 
Jie aus ihrer politisch konservativen Gesinnung heraus die 
Kasseler Post in deren Verbreitungsgebiet bevorzugten, 
waren dem Druck ausgesetzt, die Kurhessische Landeszei­
tung zu abonnieren, zu mal wenn sie der NSDAP angehör­
ten. Viele Beamte waren aus Sicherheitsdenken und Kar­
rieregründeo in die Partei eingetreten, auch wenn sie keine 
überzeugten Nationalsozialisten waren. Aus Furcht vor 
beruflichen Nachteilen bezogen viele die Kurhessische 
Landeszeitung, manche außerdem noch zusätzlich die 
Kasseler Post. 
Als die Kurhessische Landeszeitung in Hersfeld eine Lo­
kalausgabe eröffnete, forderte die NS-Beamtenabteilung 
in einem Schreiben vom 18. 11.35 ihre Unterorganisatio­
nen im Kreis Hersfeld auf, Namenslisten aller Angestell­
ten und Beamten zu erstellen, aus denen zu ersehen war, 
wer die Kurhessische Landeszeitung bereits bezog, wer zu 
ihrem Bezug bereit waroder sie überhaupt nicht abonnie­
ren wolile. Dies führte zu emer dienstlichen Beschwerde 
des Leiters des Kulturamtes Hersfeld, als ein Werber der 
Kurhessischen Landeszeitung jm Auftrag des Stellvertre­
tenden Kreisleiters um die Erlaubnis ersucht hatte, die 
Beamten LU befragen, weshalb sie die Zeitung noch nicht 
beziehen würden. In seinem Schreiben an den Landrat 
teilte der Dienststellenleiter mit, er halte einen solchen 
Vorgang, dessen Zwangscharakternicht geleugnet worden 
sei, flir eine Vernehmung, die unstatthaft ~ei und den 
Weisungen des Führers zuwiderlaufen wurde.ZO ln seinem 
Bencht .m den Regierungspräsidenten versuchte der Land­
rat den Vorfall als Mißverständnis zu bagatellisteren. Es 
habe sieb weder um unlauteren Wettbewerb noch um 
Druck gehandelt. Der Landrat drehte den Spieß um und 
beschuldigte die Hersfelder Zeitung, sie unternehme fast 
täglich versteckte Angriffe gegen die Kurhessische Landes-

zeitung . .ll Nur war der Landrat gleichzeitig Kreisleiter und 
in dieser Eigenschaft vorübergehend Herausgeber der 
neuen Hersfelder Ausgabe der Kurhessischen Landeszel­
tung; das heißt, er hatte sein eigenes Vorgehen als Vertre· 
ter der NSDAP in seiner Eigenschaft als Vertreter de~ Staa· 
tes zu beurteilen. In seiner Person dokumentierten sich 
sinnfälig die bereits voHzogene Emheit von Partei und 
Staat und dte Konsequenzen auch im ßet'eich der Presse, 
wo es im vorliegenden Falle eben nicht vorrangig um poli­
tische, sondern mehr um wirtschaftliche Ziele einer Ein­
richtung der Partei ging. Gemessen an dem, was nach der 
Naz1zeit von den Zeitungsverlegern über den gegen siege­
richteten Terror behauptet wurde, könnte man es erstaun­
lich finden, daß die Hersfelder Zeitung ausführlich über 
die .,unwürdigen Einschüchterungsversuche" in großer 
Aufmachung ohne Folgen berichten konnte.22 Anders als 
die Kasseler Post, die sich nur allgememer äußerte, be­
nannte die Hersfelder Zeitung den konkreten Sachver­
haJt. 
Beide Zeitungen gingen äußerst geschickt vor, indem sie 
sich auf Stellungnahmen H itlers und hoher Nazifunktio­
näre beriefen, wonach die unlauteren Praktiken bei der 
Bezieherwerbung und der "Konkurrenzkampf mit den 
machtpolitischen Mitteln der Partei zugunsten der Partei­
zeitungen seitens der Regierung aufs schärfste bekämpft" 
würden. Die Kasseler Post z itierte nicht nur diese amtliche 
Verlautbarung, sondern wagte es, ohne direkt d1e Kasseler 
Nazizeitung zu nennen, einen Konkurrenzkampf unge­
setzlich zu nennen, in dem nach amtlichem Wortlaut 
"Maßnahmen und wirtschaftliche oder sonstige Nachtei­
le oder Benachteiligungen im Verhältnis zur Partei" ange­
droht würden. Sie bezichtigte unausgesprochen die Nazi­
zeitung, sie verstoße gegen den ausdrücklichen Willen 
Hitlers. Hierbei berief sie sich auf die Aussage des Reichs­
statthalters Röver, wonach "keine Zeitung, die mitarbei­
ten will, ausgesch lossen oder bedrängt werden soll. Das 
wäre gegen den Willen unseres Führers, Keine Eingriffe 111 

die Wutschaft und keine mechamsche Gleichschaltung. 
Es wird nur danach gewertet, wieviel Arbeit geleistet wur­
de. Die NSDAP will den örtlichen Organen der Heimat­
presse keine Konkurrenz machen. Der Führer würde das 
für ein Verbrechen halten ." Auf diese Weise abgesichert, 
konnte es Jie Kasseler Post wagen, ihre Leser aufzufor­
dern, sie sollten die Zeitung sofort davon unterrichten, 
wenn fremde Bezieherwerber ihre Befugnisse über­
schreiten würden.Z3 Auf die wütende Reaktion der Nazi­
zeitung und nichtöffentliche Drohgebärden der Gaulei-

10 Leiter des Kulturamtes an Landrat Hersfcld vom 21. 11 . 1933, StAM 180/9662. 21 LJndrat Hersfdd anReg. 11räs. Kassel vom 8. 12. 1933, StAM 
180/9662. n Hersfelder Zeitung vom 23. II. 1933. 23 K.1ssder Post vom 13. 8. l933. 
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tung reagierte die Kasseler Post prompl in einem weiteren, 
groß aufgemachten Artikel unter der Überschnft .,Volle 
Freiheit in der Wahl der Zeitung!" Hier zitierte sie weitere 
amtliche Verlautbarungen, u.a. einen Gaubefehl des thü­
ringischen Reichsstatthalters und Gauleiters Sauckel, daß 
"gegen Parteigenossen, die weiterhin bei der Zeitungswer­
bung die Zugehörigkeit zur Partei als Druck- und Droh­
mittel zur Werbung mißbrauchen, in Zukunft rücksichts­
los eingeschritten" werde und es jedem Parteigenossen 
freistehe, welche örtliche Zeitung er lesen wolle. Damit 
wollte die Kasseler Post ihren Abonnenten die Furcht neh­
men, denn nkein Leser, gleichviel ob er Beamter, Pensio­
när, Rentner, Landwirt oder Geschäftsmann ist", könne 
.,in seinem Berufe, in seinen Bezügen oder in seinem Ge­
schäft behindert oder geschädigt werden, wenn er der ihm 
liebgewordenen "Kasseler Post", der alten Kämpferio für 
die nationale Sache, die Treue hält."24 Indirekt wurde da­
mit für jeden erkennbar gesagt, welcher Methoden sich 
die Nationalsozialisten auch in Kassel bedienten und wer 
davon am stärksten betroffen war, insbesondere die Be­
rufsgruppen, die eben auch den Abonnentenstamm der 
Kasseler Post bildeten. Gletcbzeitig ließ die Kasseler Post 
keinen Zweifel daran, daß der Konflikt mit den National­
sozialisten ausschließlich eine wirtschaftliche und keine 
politische Ursache hatte. Das entsprach vollauf den Tat­
sachen, wenn auch das Bemühen, sich politisch keine 
Blöße zu geben, unverkennbar ist. insofern ist die Aus­
emandersetzung entgegen späteren Behauptungen nicht 
.1ls politische Verfolgung und politischer Widerstand zu 
werten. 
Die Abwehr der Kasseler Post mugte als Angriff auf ihre 
natiooalsozaalistische Konkurrenz verstanden werden, in­
dem dieser nicht nur unausgesprochen Verstöße gegen 
den Willen Hitlers, der Partei und des Staates vorgewor­
fen wurden, sondern versteckt auch die Störung des von 
den Nationalsozialisten propagierten politischen und 
wirtschaftlichen Aufbaus einschließlich der Entwicklung 
eines ., wahrhaft nationalen Staatsbürgertums". 25 Man 
mußte nicht einmal bemüht zwischen den Zeilen lesen, 
um das so zu deuten, als sei die Kasseler Post der bessere 
Repräsentant nationalsozialisttschen Wollens. Damit 
provozierte die Kasseler Post auch die Gauleitung, die das 
Vorgehen der Nazizeitung stützte. Aber die Gauleitung 
hatte keine Handhabe für ein offizielles Vorgehen. Die 
Stellung der Kasseler Post war so stark, daß die Verlagslei­
tung im Frühjahr 1933 das Ansinnen des Gauleiters und 
Freislers ablehnen konnte, die Chefredarien ihrem Lokal­
redakteur Likus zu übertragen. Es war dem Nazi Likus, der 
im Lokalteil die republikanisch-demokratische Ordnung 

14 Kasseler Post vom 20. 1!. 1933. 25 Ebemb. 

und alles attackiert hatte, was links von der äußersten 
Rechten stand, mcht gelungen, wie die Kurhessischc 
Landeszeitung der Kasseler Post öffentlich vorrechnete, 
diese vor der Machtübernahme zu einem Blatt mit natio­
nalsozialistischer Ausrichtung zu machen. Die Kasseler 
Post war in dem Konflikt insofern erfolgweh, daß der 
Druck auf ihre Abonnenten zwar noch längere Zeit an­
hielt und neben anderen Faktoren zum Auflagenrückgan~ 
beitrug, aber doch spürbar schwäLher wurde. 
Einzelne Stellungn:thmen der NSDAP, etwa die de~ 
von der Hersfelder Zeitung zitierten Reichspressechefs 
Dietrich,lassen erkennen, weshalb die P.1rteileitung sich offi­
ziell gegen die unlauteren Konkurrenzmetboden der NJ­
zi-Prcsse wandte. Sie hatte ein Interesse daran, dag 1m 

Pressewesen nach dem offiziellen Abschluß der "n.ttiona­
len Revolution" gleichsam normale Verhältnisse bestehen 
soJlten, die sich mit unkoordinierten, ~privaten" Übergrif­
fen der unteren Parteiorgane und threr Funhionäre nicht 
mehr vereinbaren ließen. Da sich die Presse aus Furcht vor 
Verboten, jedoch auch aus Opportunismus, im Eiltempo 
selbst gleichschaltete, lag es nahe, daß die Nationalsoziali­
sten aus dem Vertrauen der Leser tn ihre gewohnten Zei­
tungen Kapital schlagen wollten. Je mehr alles .,fretwillig" 
zu erfolgen schien, je selbstverständlicher die bisherigen 
öffentlichen Machtträger des Bürgertums, zu J~nen die 
bürgerliche Presse gehörte, Opfer fLir "das Ganze" brach­
ten, umso reibungsloser, "legaler" und vertrauenswürdiger 
heßen sich die politischen Ztele und die Macht der N<nts 
zur Entwicklung des neuen Systems umsetzen. Das h1eß 
Jedoch auch, daß sich die Parteipresse qualitativ an den 
Standard der bürgerlichen Presse annähern sollte, weil 
sich seit den Märzwahlen 1933 die politischen Inhalte der 
Zeitungen nicht mehr voneinander unterschieden. Wäre: 
die bürgerliche Presse in kürzester Zeit vemichtet worden, 
hätte für die Parteipresse kein Anlaß zu qualttativer Ver­
besserung best:mden. Schon aus diesem Grunde, und weil 
die Parteipresse noch in ihren Antangen steckte, war die 
NSDAP zunächst auf eine funktionierende bürgerliche 
Presse angewiesen. Anfanglieh wäre es uberhaupt nicht 
möglich gewesen, die gesamte privateigene Presse durch 
eine parteieigene Presse zu ersetzen. Eine offene Verlet­
zung des Eigentumsprinzips durch Enteignung der Privat­
verleger widersprach der nationalsozialistischen Ideolo­
gie und erfolgte nur in Ausnahmef1illen. Das Beispiel der 
Kasseler Neuesten N.1chrichten und später Juch der Kas­
seler Post veranschaulicht, daß die NationalsozialiSten zu­
mindest formell das Eigentumsrecht der Verleger nicht 
antasteten, sondern die privaten Zeitungen in Gestalt ei­
ner geschäftlichen Transaktion iibernahmen 
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Journalisten und Verleger 

Auch wenn sie die privaten Zeitungen mit allen Journali­
sten übernommen hätten, so wären den Nationalsoziali­
sten zunächst doch außerordentliche Probleme entstau­
den, weil sie ohne erfahrene Fachleute durch die Aufga­
ben des Verlagsmanagements gänzlich überfordert gewe­
sen wären. Der Gefährdung ihrer Verlage durch Boykott­
maßn;lhmen und Druckmittel konnten die Verleger - mit 
der Rückendeckung eines Erlasses des Reichsarbeitsmini­
sters, der solche Maßnahmen auch für den Bereich der 
Presse verboten hatte - das Argument einer Gefahrdung 
der Arbeitsplätze entgegensetzen. Unter anderem bedien­
te sich der Verleger des Kasseler Bärenreiter-Verlages die­
ses Arguments, als die Schließung se ines Verlages durch 
die Retchspre~sekammeJ drohte. Die noch zu schildern­
den Umstiinde, d1e zu der bedrohlichen Situ.ltion fur den 
Verlag geführr hatten, waren emdeurig polirischer Natur 
und das einzige Beispiel !Ur einen politisch verursachten 
Konflikt zwischen einem Kasseler Presseorgan und der 
Partel nach der Gleichschaltung der Presse. AJ!es was ~on~t 

.:ds politischer Widerstand ausgelegt werden könnte. ent­
sprang letztlich dem wutschaftliehen Interesse, wenn 
Juch n1 cht zu verkennen ist, dag beispielsweise die Verle­
ger der Kasseler Post schon wegen ihres Dauerkontlikts 
mit der Kurhessischen LJndeszeitung und deT sie unter­
stützenden Gauleitung die NSDAP ablehnten. Die for­
melle Mitgliedschaft von Verlegern und Journalisten in 
der NSDAP ist auch für Kassel jeweils im Einzelfäll zu 
überprüfen, wenn man ein möglichst objektives Urteil ab­
geben will. Es läßt sich nicht mehr mit Zwang erklären. 
wenn Journalisten sich außerhalb ihrer eigentlichen beruf~ 
Iichen Arbeit im nationalsozialistischen Sinne profilier­
ten. So war es geradezu eine Pervertierung des traditionel­
len journalistischen Selbstverstänunisses, als ein Redak­
teur der Kasseler Neuesten Nachrichten eine Rede zur 
Bücherverbrennung auf dem Kasseler Friedeichsplatz mit 
dem Kernsatz hielt, ,.daß derdeutsche KopfarbeiterOpfer 
bringt, tndem er auf Literatisch-äs thetische Genüsse ver­
zichtet, die dem deutschen Volk nicht zum Vorteil gerei­
chen."26 
In Kassel war bekannt und wurde in der Presse lobend er­
wähnt, daß der Verleger des Kasseler Sonntagsblattes be­
reits vor 1933 die NSDAP aktiv unterstützt und ihr 1932 
Teile des Verlagsh,wses kostenlos als Parteiheim zur Ver­
fügung gesteHt hatte, in dem Parteiangehörige "verköstigt 
und beherbergt" wurden, wo jedoch auch häufi~;t polizei-

lieh gesuchte nazistische Gewalttäter .,sichere Unterkunft 
fanden".27 Direkter DruckaufVerleger und Journalisten 
in Gestalt persönlich an s1e gerichteter Aufforderungen, 
in die NSDAP einzutreten, ist nicht nachweisbar. Aber in 
einem Rundschreiben vom 28. 6. 1937 des Leiters des Lan­
desverbandes Kurhessen im Reichsverband Deutscher 
Zeitungsverleger, Verlagsleiter Schl itzherger von der Kur­
hessischen L:mdeszeitung, beißt es, er "bitte um Mittei­
lung, ob bereits die Anträge gestellt sind. bzw. um Angabe 
der Gründe, sofern dies noch nicht geschehen ist".28 Da 
bereits die anderen Kasseler Verlagsleiter der NSDAP an­
gehörten, konnte mit diesem Rundschreiben in Kassel 
nur jener Verleger der Kasseler Post gemeint sein, derüber 
die seitens der Partei unterstützten unlauteren Konkur­
renzmethoden der Kurhessischen Landeszeitung beson­
ders erbittert war. 
Die Gauleitungen, die Gestapo und die Landesverbände 
des Reichsverbandes der Presse erstellten politische Beur­
teilungen über alle Verleger und Journalisten. Diese muß­
ten in einem Fragebogen unter anderem Auskunft über ih­
re früheren politischen Aktivitäten und Vereinszugehö­
rigkeiten geben und den .,Ariernachweis" erbringen. Sogar 
die Zugehörigkeit von Gesellschaftern an Verlagsunter­
nehmen machte der Reichsverband Deutscher Zeitungs­
verleger von der Antwort auf die Aufforderung abhängig, 
"im Sinne der Ausruhrungen des Herrn Präsidenten der 
Reichspressekammer über die "Grundgesetze der Standes­
gemeinschaft der Zeitungsverleger" noch eingehend dar­
zulegen, in welchem persönüchen Verhältnis sowohl sie 
als auch ihre Familienangehörigen zur nationalsozialisti­
schen Weltanschauung und zur Partei stehen. Es (wäre) 
war im einzelnen mjtzuteilen, ob und ggf. seit wann sie 
oder ihre Angehörigen der Partei, einer ihrer Gliederun­
gen (z.ß. SA, SS, NS-Frauenschaft) oder einem ihr ange­
sch lossenen Verband (z.B. DAF, NSV, NSKOV) angehö­
ren. Im Verneinungsfall (bitten wir) bat man um Angabe 
der Gründc".29 
Die Privatverlage mußten in einem Fragebogen genau­
estens über Auflagen- und Anzeigenentwicklung, sowie 
über die gesamte wirtschaftliche Situation Auskunft ge­
ben. Diese Maßnahmen hatten ntcht nur zum Ziel, poli­
tisch unliebsame Zeitungen, Verleger und Journalisten 
auszuschalten. Zugleich erreichte die NS-Presse- und Ge­
schäftspolitik unter dem Vorwand, mit diesen Maßnah· 
men eine r wirtschaftlichen Reorganisation der ge-

2n Kasseler Post vom 21. 5.1933. !7 Klctzte V<.'rlolgung und S1eg", Kurh~~~isd1~ L.wdeszwung vom 22./23. 4. 1939. 28 N~chl\lß Barz. 19 Reich~· 
verband Deutscher Zeitungsverleger an den VeriJg dt'f Kasseler Po~t vom 6. 2. 1 936; ebenso an Helene Weber vom 4. 10. 1937, !lse Batz vom 10. 2. 
1938 (Nachlaß Batz}. Vgl. hierzu allg. Haie. a.a.O. (2), S. 153 ff. 

70 



schwächten deutschen Presse eine datenmäßige Grundla­
ge zu geben, daß rund 500 - 600 Zeitungen verschwan· 
den, zusammengelegt oder dem NS-Pressetrust oder sei· 
nen Filialen einverleibt wurden.JO ln Kassel wurden nur 
die Kasseler Neuesten Nachrichten von diesen politisch· 
wirtschaftlich rnotivienen Maßnahmen betroffen, die im 
Widerspruch zu ihrer Begründung den Wettbewerb 
nicht entzerrten, sondern ihn zugunsten der parteieige­
nen Presse verzernen. Wie bereits dargestellt, gehörten 
diese Zeitungen als Teil des Huck-Konzems zu dem Preis, 
den der NS-Pressetrust dem Familienkonzern f'ur den Er­
halt einiger seiner Zeitungen abpreßte. Dieser Eingriff in 
die Presselandschaft Kassels hatte somit mit der örtlichen 
NSDAP und ihrer Pressepolitik nichts zu tun. Die Kasseler 
Post als einzige noch in privater Hand verbliebene Tages· 
uitung blieb von jenen zentral gesteuerten Maßnahmen 
unbehelligt und erst kriegswirtschaftliche MaßnJhmen 
fiihrten zu ihrem Ende. 
Jedoch dürfte es den Widersachern Jer Verlegerder Kasse· 
ler Post und dem schwelenden Kont1ikt mit der Parteizei­
tung zuzuschreiben sein, daß sie mit keinen offiziellen 
Funktionen im Pressewesen betraut wurden. Für das Be· 
zirksgericht der Presse des Landesverbandes Thüringen· 
Kurhessen des Reichsverbandes der Deutschen Presse 
wurde der eine der beiden Verleger nie als Beisitzer vorge· 
schlagen, obwohl er vor dem Machtantritt der Nattonal· 
sozialisten der Geschäftsführer des regionalen Verleger· 
verbandesgewesen war und weiterhin über gute Kontakte 
zu seinen Berufskollegen verfUgte, die er, vor allem be1 
den zentralen Berliner Stellen, zu nutzen wußte. Anderer· 
~eits war die Kasseler Post in diesem Organ durch ihren als 
uberzeugten Nationalsozialisten sich auffUhrenden stell· 
·•ertretenden Chefredakteur und nach dessen Ausschei· 
den aus der Zeitung durch einen Journalisten venreten. 
der zeitweilig als stellvertretender Leiter dem Pressereferat 
des Gaupropagandaamtes und dem Gaupresseamt ange· 
hörte. Außer diesen beiden Journalisten wurde in das Be· 
zirksgericht der Presse für Kassel nur noch der im Umgang 
mit dem Regime geschickt takuerende Chefredakteur der 
Kasseler Neuesten Nachrichten berufen. Die Verlegerder 
parteieigenen Betriebe repräsentterte in diesem Organ der 
Verlagsleitung des Gauverlages und Vorsitzende des Lan­
desverbandes der Presse, Schützberger, sowie der Verlags­
leiter der zum Nazipressetrust gehörenden Kasseler Neue­
)ten Nachrichten und der zeitweilige Verlagsleiter der 
vom NS-Pressetrust unter Druck erworbenen und später 
dem Gauverlag übereigneten Fuldaer Zeitung. Die Privat-

verleger Kassel~ vertrat in dem Bezirksgericht der PtcS!Ic. 
bis zu seinem Tode der Verleger des Kasseler Sonntags· 
blaues, der großes Ansehen in der NSDAP genoß. Die Be­
deutung der presseinternen GerichtsbMkeit darf nich1 
überbewertet werden. zumal zumindest während der er­
sten Jahre des Regimes sogar nach Meinung der Reichs­
pressekammer "nicht so viele Parteigenossen vorhanden 
waren, um aJle Stellen nur mit Parteigenossen b~~ct7en zu 
könncn''.31 
Am tnoffiziell geäußerten Widerc;pruch der Presseverant­
wortlichen der NSDAP scheiterte die AbsiCht, Uttl Ver­
lagsleiterder Kasseler Post zum Vorsitzenden einer ... Ar· 
beitsgemeinschaft der privateigenen Zeitungen" im 
Reichsverband Deutscher Zeitungsverleger zu machen, 
obwoh I er, motiviert durch seine Erfahrungen mit der ört· 
liehen Parteizeitung, etncr der I nitiatioren zur Gründung 
dieser Organisation war.32 Vorsitzender wurde. wenn 
auch wegen des Kriegsausbruchs nur kurzfnst1g, ein ibm 
nahestehender Kollege aus Jem Ruhrgebiet, der nach sei· 
nem Unternehmensehen Wechsel nach K.1ssel seit Jen 
50 er Jahren die Kasseler T agesze1tungen zu einem führen· 
den Unternehmen vereinigte. Ote Arbeitsgemeinschaft 
diente der Abwehr gegen Übcrgnffe der Gauverhlge und 
den Kontakten zwischen den isolierten Privatverlegern. 
Sie sollte durch technisch-wirtschaftliche Organisation 
den inzwischen gewonnenen Vorsprung der Parteipresse 
aufholen.·B Oie Gründung einer solchen gegen die Inte­
ressen der Gauverlage gerichteten Organisation illustrier· 
te, was auch lokal f'Ur di~ Kasseler Presseverhältnisse zu be­
rücksichtigen ist. Sie war nur möglich wegen der Kompe­
tenzkämpfe und Interessenkonflikte zwischen den ver­
schiedenen Machtträgern und Institutionen der Partei 
und des Staates, die mit Presse, Propaganda und Kultur ih­
re je eigenen Ziele verfolgten - Goebbels als Propaganda­
minister, Dietrich .tls Reichspressechef der NSDAP. 
Amann als Vorsitzender der Reichspressekammer im Pro­
pagandaministerium und zugleich als Reichsleiter für J1e 
Presse sowie als Leiter des Zentralverlages der NSDAP 
(NS-Pressetrust). Rienhardt als Stabsleiter und graue Emt­
nenz Amanns, Göring als Verantwortlicher ftir dte preußi· 
sehen Theater, Rosenberg als Beauftragter fiir dte wcltan· 
schauliehe Schulung und Überwachung, Ley als Letter der 
für die kulturelle Betreuung maßgeblich tätigen Dem· 
sehen Arbeitsfront, schließlich das Auswärtige Amt und 
das Oberkommando der Wehrmacht. Diese, Polykratie 
genannte, typische Eigenart des NS-Herrschaftssystems 
wurde .:lUch von den Kasseler Verlegern und Journalisten 

JO Haie, a.a.O. (2), S. 218 tf. H Der Präsident der Reichspres~ckammer an ReithsmmJSter tUr Volksaufklärung und Propaganda, vom 22. Juli 1935, 
Bundesarchiv Koblt:nz R 55/97. 32 Nachlaß Batz. 33 Haie, a.J 0 (l), S. 268 ft., Pres~e 10 Fesseln, Berlin 1948, S. I 60 ff. 
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genutzt, 7.umal sie sich auch aut örtlich-rcgtonaler Ebene 
abbildete Illustrieren mag dies ein Beispiel eines solchen 
parteiinternen Konfliktes im Gaupresseamt io Kassel. 
Hier verJnlaßte Sthlitzberger, der Gauamtsleiter der Pres­
se und Verlagsleiter der Kurhessischen Lande:>zcitung, 
den mtt ihm be(reundeten Leiter des Presseamtes, Ger· 
nand, den aus der Kasseler Post kommenden stellvertre· 
tenden Leiter des Gaupresseamtes und Pressereferatt!S 
durch eine PerliOn seines Vertrauens zu ersetzen. Auf­
grund einer Gegenintrige, über die dem Reichspropagan­
daministerium vertraulich berichtet wurde, machte Gau­
leiter Weinrieb diese Maßnahme rückgängtg.34 Die Ver­
mutung ist naheliegend, daß der Verlagsleiter der Kurhes­
sischen LJndeszeitung in dieser von Kameraderie und per­
sönlichen Rivalitäten geprägten lntnge einen Interessen­
vertreter der Kasseler Post aus~chalten wollte. 
So wie auf der übergeordneten Ebene die organisatorisch 
unterstützten Abwehraktionen der Verleger nicht offiziell 
als Illoyalität gegen die NSDAP ausgelegt wurden, so wur­
de dieser Vorwurf auch nicht offiziell gegen Verantwortli­
che des privaten Kasseler Pressewesens erhoben. Wie auch 
anderenans gmg es bei dem Konflikt zwischen der K.lsse­
ler Post und der Nazi-Presse in erster Linie um wirtschaftli­
che und Eigentumsinteressen und nicht um politisch~u 
Widerstand. Selbstverständlich spielte bei dem Griff der 
Nationalsozialisten nach Jen privaten Zeitungen nicht 
nur wirtschaftliche Begehrlichkeit eine Rolle, sondern dte 
Erkenntms, daß viele bürgerliche Verleger, so auch die der 
Kasseler Post, den Nationalsozialismus nur bedingt unter­
stützten oderinnerlich ablehnten, zu mal er sich schädlich 
auf den Absatz der Ze1tungen ausgewirkt hatte. Ebenso 
machten steh die Nationalsozialisten über die Journali­
sten keine JUusionen, die jedoch, schon um ihre Arbeits­
plätze zu halten, zu Sprachrohren des Nationalsozialis­
mus wurden, aber mit wenig Initiative und Freude ihre Ar­
beit leisteten. Gemessen an dem, was sie schrieben, spieh 
es keine Rolle, ob sie der NSDAP angehörten oder nicht. 
Sogar Ressortleiter waren nicht immer Mitglieder der Par­
tei. Die frühere Mitgliedschaft in verbotenen Orgamsatto­
nen, etwa in einer Freimaurerloge, schloß sie nicht auto­
matisch von threm Beruf aus. Die Kasseler Neuesten 
Nachrichten vergaben insgeheim Aufträge an unter 
Schreibverbot stehende frühere sozialdemokratische Re­
dakteure des Kasseler Volksblattes. Einer dieser ehemals 
sozialdemokratischen Redakteure erhielt von der Zeitung 
eine Monatspauschale, bis er eine Archivstelle der Hen­
schel-Werke bekam. 

Ein ehemaliger Mttarbeiter der Frankfurter Zeitung war al~ 
Redakteur in den parte1e1genen und im Gauverlag erstell­
ten Kasseler Neuesten Nachrichten tätig. Er erhielt sogar 
aus der Hand des Gauleiters dessen "Kurhessischen Pres­
sepreis",35 was allerdings mit seiner wohl auf demokrati­
sche oder "unbelastete" Vergangenheit zurückzuführen­
den Betrauung mit dem Ernährungsamt der Stadt Kassel 
in den ersten Nachkriegsjahren kontrastiert. Ein ehemali­
ger sozialdemokratischer Stadtverordneter war sogar Lo­
kalredakteur der Kurhessischen Landeszeitung und wurde 
vom Verlagsleiter der Naztzeitung gegen drohende Ver­
folgung geschützt, allerdings mit dem Preis der Abkom­
mandierung zum Kriegsdienst. Auch dte Kasseler Post ver­
gab inoffiziell journalistische Aufträge an ehemalige Re­
dakteure der republikanischen Presse und an konservati­
ve oder völkische Heimatschriftsteller, die vom Regime 
abgelehnt wurden oder als politisch untragbare Sektierer 
galten. 
Obwohl dJe Journalisten nichts anderes als Handlanger 
des Regimes sein konnten, bestanden doch noch Mög­
lichkeiten, die nationalsozialistische Durchdringung der 
Zeitungen zu begrenzen. Das geschah m der Kasseler Post 
und in den Kasseler Neuesten Nachrichten bis Kriegsbe­
ginn, insbesondere im Lokal- und Regionalteil, der wegen 
seiner Materie nicht voll durchpolitisierbar war. Die Ver­
suche der privaten Verleger, weiterhin Einfluß auf das pu­
blizistische Konzept und die lobalte ihrer Zeitungen zu 
nehmen, sind in der Regel weniger Ausdruck politischen 
Widerstandes als des Strebens nach Attraktivität ihrer Zei­
tung. Da das Reichsschriftleitergesetz eine direkte Ein­
Hußnahme verbot, versuchten beispielsweise die Verleger 
der Kasseler Post, diesesZiel durch ihre Personalpolitik zu 
erreichen. So gelang es emem überzeugten Parteigänger 
des Nationalsozialismus nicht, trotzseiner unbestrittenen 
Fähigkeiten den Posten des Chefredakteurs der Kasseler 
Post zu erlangen. Vielmehr übertrug man ihm gezielt das 
außenpolitische Ressort, denn cüe außenpolitische Be­
richterstattung und Komment.ierung unterlag am stärk­
sten den zentralen Weisungen an Presse und Rundfunk. 
Aus außenpolitische Rücksichten wurden die nazisti­
schen Gehalte bis in die Kriegszeit hinein eher ver­
schleiert als offenge legt. Noch im Kriege zog sich die Kas­
seler Post eine Rüge des Gauleiters zu, ihre unterhalten­
den Bestandteile seien verglichen mit den politischen 
Nachrichlen zu umfangreich. 

N Luthc, Prcssl!rcfcrat im ReichSJ?ropagandaamt Kurhe~'co Jn Herrn Rctchsmmisrerrur Volkuulkliimng und Propagandd z. Hd. v. Herrn Oberregte­
n.Higsrat v. Wilucki. vom 8. Juru l942, BAR 55/1214. 35 Kasseler Posr vom 23. 3. 1938. 
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Konflikte der Kasseler Post mit der Nazizeitung und ihr Ende 

Außer solchen takttschen Maßnahmen und inoffizieUen 
Kontakten, mit denen sie die Wirtschaftlichkeit und ei­
gentumsrechtJiche Selbständigkeit bzw. Existenz ihrer 
Zeitung sicherten, vermochten die Verleger der Kasseler 
Post in ihrem Konflikt mit der Kurhessischen Landeszei­
tung formell :lUch die Rückendeckung des Gesetzes und 
parteiamtlicher Verlautbarungen zu nutzen. Es handelte 
sich vor allem um eine von Amann erlassene Bestimmung 
der Reichspressekammer vom 13. Dezember 1933, welche 
dje Bezieherwerbung im Pressewesen regelte. Danach 
mußten die Werber eine Konzession haben und durften 
bei Hausbesuchen keine Uniform tragen. Verboten war 
die Zwangswerbung unter Mitgliedern der Parteiorganisa­
tion. Ähnlich untersagte ein Rundschreiben von Heß "ei­
ne Zwangswerbung" jeder Art flir Bliitter der NSDAP; 
denn es sei der" Wille des Führers, daß die nationalsoziali­
stische Presse wegen ihrer Güte freiwillig von den Volksge­
nossen gelesen wird und diese nicht zum Bezug gepreßt 
werden".36 In einer verbindlich, aber eben nicht als par­
teiamtlicher Befehl formulierten Anordnung vom 7. Ok­
tober 1936 "erwarte(te)" Gauleiter Weinrieb "von allen 
Politischen LeJtem, die bisher die Gauzeitung nicht gele­
sen haben, eine sofortige Änderung ihres Verhaltens".37 
Die Forderung, der "Parteizeitung die Treue zu halten", 
besagte un Klartext, da!~ sogar NS-Funktionäre ihr Par­
teiorgan abbestellten. Formell verstieß der Gauleiter nicht 
gegen parteioffizielle Regelungen. 
Andererseits gab er bei seinen öffentlichen Auftritten, wo 

er sich auf verbindlich klingende, aber nie strikt befolgte 
Stellungnahmen Hitlers bezog, die Argumente fur ein 
Vorgehen gegen privateigene Zeitungen wie die Kasseler 
Post aus der Hand, wenn s1e sich gegen seine Aktionen zur 
Wehr setzten. Es ist schwer zu entscheiden, ob Weineich 
eine verlogene, der öffentlichen Beschwichtigung dienen­
de Position einnahm, oder ob er sich unter dem Einfluß 
seiner Umgebung, insbesondere des Gauverlagsleiters, 
zwiespältig verhielt. Denn Gauleiter Wemrieb war eme 
schwache, zu konsequentem Handeln unfähige Persön­
lichkeit mit geringen intellektuellen Fähigkeiten, die sich 
hinrer einer Mischung aus linkischer Jovialität und bruta­
ler Großmäuligkeit38 eines zur Macht gelangten kleinbür­
gerlichen "Underdog" verbarg. 
Der "Gauleiter als verständnisvoller Betreuer der Kurhes· 
sischen Presse", wie die Kasseler Post nicht ohne Hinter­
sinn bemerkte, erinnerte im Rahmen der Gaukulturwoche 

1937 in semen ,.grundlegenden Ausfuhrungen" daran. 
d.1ß alles darangesetzt worden sei, die Presse ohne Jrasti­
sche Maßnahmen zur Dienerio und Helfenn des StJates 
zu machen. Genau diese Argumentation nahm die Kasse­
ler Post immer wieder für sich in Anspruch und fUgte ge­
zielt in ihren Bericht ein: ,,Dankbar erkennen wir an. 
wenn der Gauleiter auch hier Wieder betontt!, daß für ihn 
in der Beu1teilung der Pressearbeit immer nur die Leistung 
entscheidet, und daß in dieser Beziehung in Kurhessen 
heute vieles schon gut bestellt sei")9 Dieses Lob konnte 
dte Kasseler Post wie alle größeren nordhessischen Zeitun­
gen für sich in Anspruch nehmen, weil auch einer ihrer 
Redakteure den vom Gault!iter gestifteten Kurhessischen 
Pressepreis erhielt. 40 

Gemessen :m seiner von der Kasseler Post zitierten Aussa­
ge, .. die Beremigungsakuon im deutschen Pressewesen sei 
abgeschlossen - es gäbe keine Sonderrechte, sondern al­
lein die Leistung sei ausschlaggebend",41 konnte der Gau­
letter offiziell uichts gegen d1~ Kasseler Post unterneh­
men, als er sich kurz darauf von der Verlag!>leitung öftent­
lich provoziert sehen mußte. Für die Zeit vom lS.Juli bis 
1. September J 938 hatte er alle Parteiorganisationen "erst­
malig zu einer großen Propagandaaktion" ftir die Kurhes­
sische Landeszeitung verpflichtet, die m Zusammenarbeit 
mrt dem Gauverl.,lg ,.jedes Haus erfassen" sollte. Um nicht 
formeJJ gegen den immer wieder verkündeten, aber nur 
taktisch gemeinten pressepolitischen St;~ndpunkt der Par­
tei zu verstoßen, hieß es in Jer Anwe1sung, "diese Propa­
ganda solle nicht dem Zwecke dienen, Direktbezieher für 
die Kurhessische Landeszeitung zu werben, sondern so lle 
die Bevölkerung über die Bedeutung der Gauzeitung und 
die Notwendigkeit thres Bezugs aufkliircn".4l Selbstver­
ständlich bedeutete das direkte Werbung und Einschüch­
terung mit den Mitteln der Partei, zumal "jede Gelegen­
heit für mündliche" Werbung wahrgenommen werden 
sollte. Wenn es dann hieß, .,daß der Bezug der Parteizei­
tung zu den selbstverständlichen Pflichten, vor allem der 
Parteigenossen gehört•, so wurde nicht einmal der Schem 
gewahrt. Zahlreiche Bezieher der noch privateigenen Zei­
tungen Nordhessens, vor allem der Kasseler Post als der 
größten, wechselten unter dem Eindruck der Aktion zu 
der Nazizeitung über. In dieser Situation entschloß sich 
die Verlagsleitung der Kasseler Pol>t, dte Plakatwerbung 
mit dem von Gauleiter Weinrich angeblich selbst gepräg­
ten Werbeslogan "Alles liest die K..L.Z." mit zwei Meter 

36 Wortlaut bet Haie, a .. 1.0. (2), S. II I. 37 Kurhesmche Lande~zeitung vom 7. 10. 1936. Auch in: Volksgemeuuch.llr und Volksfetnde. K.u~cl 1933· 
1945, Fuldabrück 1984, S. 99. 38 Z.ß. Herhören Sp1eßer. Von G.J.UieiterW(innch, Mitglied dc~ Landt,tgs. m: Hc~mchc VolbwJcht vom I 6. S. J 933; 
auch in: Volk~gemeimchatt, a.a.O. (37), S. 55. JO Kasselc:r Post vom l. J 1. 1937. 411 Schriftleiter H. Mentzd, ab 1939 Kurhessische La.ndeszei· 
tung. 41 Kasseler Post vom 23. 3. 1938. 42 NSDAP Gau Kurhessen. Kreisleitung Waldeck. Rundschreiben vom 23. 6. 1938. Nachlaß ßatz. 
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hohen Plakaten zu kontern Ihren unter diesen Umstän­
den provokativen Text .,Man liest doch die Kasseler Post" 
ließ der Verbgsleiter der Kurhessischen Landeszeitung, 
Schlitzberger. nacht~ mtt dem Aufkleber "nkht ... verse­
hen, worauf der Verleger der Kasseler Post mit einer An­
zeige bei der Kriminalpolizei reagierte. Eine Aufklärung 
erfolgte nicht. Schlitzherger konnte sich mit seinem Vor­
stoß beim Hauptverwaltungsamt der Presse, die Kasseler 
Post habe sich öffentlich gegen eine Parole des Gauleiters 
gewandt und damit das Ansehen der Presse in Kurhessen 
~chwer geschädtgt, nicht voll durchsetzen. Allenfalls ver­
~chärfte sich die Politik der Nadelstiche gegen dte bürgerli­
che ZeJtung, die vor allem bei der Papterzuteilung benach­
teiligt wurde. Die kriegsbedingten Einschränkungen er­
leichterten die Rechtfertigung dieser zusätzlichen Be­
nachteiligungen. Ähnlich verfuhren die amtlichen Stellen 
bei der Zuweisung von Arbeitskräften 
Aus diesen Gründen, insbesondere tm Zuge der kriegs­
wirtschaftlich verordneten Seitenverminderungen, ging 
der ohnehin geringere Umfang der Kasseler Post stärker 
zurück als der der Kurhcssischen Landeszeitung. Infolge­
dessen verfügte sie über weniger Raum für Informationen, 
d.h. ihr publizistisches Angebot war rein quantitativ 
schlechter. Gleichwohl setzte 1942 ein Zuwachs an Abon­
nenten ein. Aus diesem Grunde lag es nahe, daß die Natio­
nalsozialisten eine im Zuge der Maßnahmen zum totalen 
Krieg erlassene VerfUgung des Reichspresseamtes vom 18. 
2. 1943 nutzten, um die Kasseler Post an sich zu bringen 
oder gänzlich auszuschalten. Da eine der drei Kasseler Zei· 
tungcn eingestellt werden mußte,43 war der Vorschl.-1g des 
Verlages der KJsseler Post ohnehin unrealistisch, die Na­
rionalsoztaltsten sollten zugumten der einzigen noch pri­
vateigenen Zeitung auf die Kasseler Neuesten Nachrich· 
ren ohne Gegenleistung verzichten. Die Kasseler Post 
~tand vor folgender Alternative: Erstens Bildung einer ge­
meinsamen Verlagsgesellschaft mit den Kasseler Neue­
sten Nachrichten, die dann eingestellt werden sollten, je­
doch mit dem Preis, daß der zentrale NS-Konzern die 
Hälfte des Anteils an diesem Verlag übernahm. Dieser 
Vorschlag des "Verwaltungsamtes des Retchsleiters fiir die 
Presse der NSOAP" war vergleichswetse günstig, wie des­
sen Leiter dem Verleger der Kasseler Posr gegenüber be­
tonte, ,.da tm allgemeinen eine Beteiligung unter 51% 
nicht angeboten" würde.44 Jedoch konnte dieses Angebot 
ebensowenig beeindrucken wie der Hinweis, daß die Ge­
sellschafterrechte an den zentralen Parteiverlag übertra­
gen würden, "um eine direkte Abhängigkeit vom Gauver-

lag .tu vermeiden". Dies wäre sogar eme elegante Lösung 
gewesen, im Interesse des NS-Zentralverlages den Gauver­
lag ohne Desavouierung des Gauleiteri zu übergehen. Die 
Verleger lehnten diesen Vorschlag ab. weH sie aus Erfah­
rung wußten, daß eisich um das übliche Verfahren han­
delte, völlig legal private Zeitungen unter die eigentums­
rechtliche Verfügung des NS-Pressetrusts zu bringen und 
die bisherigen Inhaber gegen eine geringfügige Abfindung 
aus ihrem Unternehmen herauszudrängen. Daran hätte 
auch die als Entgegenkommen angegebene Halbierung 
der Verlagsrechte nichts ge:indert, weil der NS-Pressetrust 
auch unter dieser Voraussetzung jegliche etgenständige 
Aktivität der Verleger blockieren und sie sich dann gefügig 
machen konnte. Eine Annahme des Vorschlags hätte be· 
deutet, daß der NS-Pressetrust ohne größere Gegenlei­
stung die Häl fte des Verlages der Kasseler Post und damit 
auch ihrer Einnahmen übernommen hätte. Seitens der 
Kasseler Neuesten Nachrichten war nämlich kein Äquiva­
lent zu erwarten, weil ihr technischer Betrieb bereits von 
dem Gauverlag mitbetreut wurde und dieser klarstellte, 
~elbstverständlich würden be1 emer Einstellung der Kasse­
ler Neuesten Nachrichten deren Leser mit der KurheSSt­
schen Landeszeitung beliefert werden. 
Daher blieb der Kasseler Post überhaupt nichts anderes 
übrig, als der zweiten, vom Gauverlag betriebenen Lösung 
zuzustimmen, nämlich ihrer Vereinigung mit der Kurhessi­
schen Landeszeitung auf der Grundlage eines fi.ir die Kriegs­
zeit geltenden Pachtvertrages. Gleichwohl handelte die Kas­
seler Post schließlich eine vergleichsweise günstige Lösung 
aus. Sie erreichte, daß kein Pachtvettrag, sondern ein gegen­
seitiger Vertrag beider Zeitungen abgeschlossen wurde, in 
dem .,die Kasseler Post eine Unterlassungspflicht, nämlich 
das Unterlassen ihrer Herausgabe, die Kurhessische Landes· 
zeitungeine Zahlungspflicht" übernahm. Oie Zahlungen be­
trugen 0,85 RM pro Monatsstück, bezogen auf eine Auflage 
von 26.000 Exemplaren, obwohl die Auflage der Kasseler 
Post zu diesem Zeitpunkt nur 17.000 bis 19.000 Stück betrug 
und die Anzeigeneinnahmen nur noch gering waren. Die 
Kurhessische Landeszeitung akzeptierte die Berechnungen 
des langjährigen Wirtschaftsprüfers der Kasseler Post und 
zahlte ihr vom 1. April 1943 an monatlich 20.835,-Mark fiir 
die Aufgabe des Verlagsrechtes und 5.416,-Mark fur die 
Überlassung des Zeitungsbetriebes. Außerdem konnte der 
Verleger der Kasseler Posttrotz erheblicher Widerstände der 
zentralen nationalsozialistischen Leitungsorgane erreichen, 
daß der Verlag, anders als in gleichgearteten Fällen, seine Ak­
zidenzdruckerei fortfUhren konnte. 

H Rienhardt, Reicbspressestelle, Pa,ricrwirtsch~ftskammer, Jn den Verlag der "K.tsseler Post~ vom 16. 2. 1942. Nachlaß Satz. 44 Überden gesamten 
Voq;Jnt\ informiert eine umfangreiche AktennotiZ von Dr. Wilhelrn Satz vom 18. 5. 1943. H1ero~us dse folgenden Sdcge und Züatc. Nachlaß ß3tz. 

74 



Die Rolle des Gauleiters in diesem Vorgang ist unklar. Er 
versuchte, sich trotzschriftlicher Appelle seitens der Ka$· 
seler Post45 aus den Verhandlungen herauszuhalten und 
ließ sich erst auf eine Besprechung mit dem Verleger ein, 
J Js klar war, daß dieser nur noch die Wahl eines Vertrags­
absch lusses mit der Kurhessischen Landeszeitung hatte. 
Es tst nicht zu klären, inwieweit es Gauleiter W einrich 
ernst damit war, er sei grundsätzlich für den Erhalt der 
Kasseler Post bzw. von drei Tageszeitungen in Kassel. 
Weinrieb versicherte dem Verleger der Kasseler Post, 
schon aus diesem Grunde sei er gegen einen Verkauf, son­
dern fur die Verpachtung aufKriegsdauer. Gegen das Ar­
gument, die Wiederherausgabe einer einmal eingestellten 
Zeitung sei unerhört schw1erig, setzte er das Versprechen. 
.. daß er alles tun würde, um der Kasseler Post nach Kriegs­
ende das Wiedererscheinen zu ermöglichen". Gemessetl 
an den Erfahrungen mit dem Raubzug der Nazis gegen die 
private Presse wäre auch bei einem anderen Kriegsausgang 
dieser Fall wohl nie eingetreten. Außerdem war Wein richs 
Stellung im Herrschaftsgefüge von Partei und Staat zu die­
sem Zeitpunkt bereits sehr geschwächt, was unter ande­
rem eine Erklärung für seine Zurückhaltung in diesem 
Vorgang sein könnte. Er war der einzige Gauleiter, den 
man mit dem Vorwurf der Unfahigkeit abgeset?t hatte ­
ein Vorwurf, der zweifellos zutraf und seine unk!Jre Hal­
tung in den Kasseler Pressefragen miterklärt. Bezeichnend 
war. daß der Leiter des Verwaltungsamtes, der keinen be­
sonderen Paneirang bekleidete und erst 1937 der NSDAP 
beigetreten war, erklärten konnte, die Kasseler Post werde 
ihre Selbständigkeit auch dann verlieren, wenn sie den 
Gauleiter für ihren Fortbestand gewinnen könnte. 
Vom 1. April 1943 an erschien die Kurhessische Landes­
zeitung mit dem Untertitel: "Auf Kriegsdauer vereint m1t 
der Kasseler Post". Als bei dem großen Angriff auf Kassel 
am 22. Oktober 1943 die Anlagen der NS-Presse gänzlich 
zerstört wurden, pachtete der Gauverlag zwangsweise die 
noch intakt gebliebenen Verlags- und Druckeinrichtun­
gen der Kasseler Post.46 Die Kurhessische Landeszeitung 
erschien bis zu ihrer Einstellung kurz vor Kriegsende mit 
dem zusätzlichen Untertitel: "Gemeinsame Notausgabe 

mit den Kasseler Neuesten Nachtrichtcn".Satz und Druck 
erfolgten nach weiteren Zerstörungen zuletzt in Göttin­
gen. 
Zusammenfassend steJJt sich das Vorgehen der Nazis ge­
gen die Kasseler Post rolgendermaßen dar: Mit unlaute­
ren, politisch unterstützten Mitteln sollten ges<.:häftliche 
Vorteile erlangt und die Konkurrenten geschwächt wer­
den. Wäre dies in noch höherem Maße gelungen, hätte 
die Kasseler Post bereits vor ihrer erzwungenen Etnstel· 
Jung nicht überleben können. Gegen ein auf dtesem We­
ge herbeigeführtes Ende der Zeitung hätten die National­
sozialisten rrotz :1Jler gegenteiligen Beteuerungen nichts 
einzuwenden gehabt. Aber Jjrekl haben sie tlieses Ziel 
nicht verfolgt. Insbesondere vermieden sie geräuschvolle . 
im Rahmen des NS-Systerns nicht Jegitimierbare Aktio­
nen. Die relc~tiv starke Stellung der Kasseler Post vor 
Kriegsbeginn veranschaulicht der wegen des Widerstan· 
des der parteieigenen Kasseler Neuesten Nachrichten 
nicht re.1l isierte Vorschlag des Verwaltungsa mtes, die par­
teieigene Zeitung einzustellen, wenn die Ka~selcr Post an 
ihrer Stelle als Nachmittagszeitung erschemcn wurde. Da 
die NJtional~ooziJiisten die Kasseler Post :r.u die~em Zeit­
punkt nicht ohne weiteres beseittgen oder aufkaufen 
konnten, jedoch die aus wirtschaftlichen Gründen publizi­
stisch überbesetzten Presseverhältnisse auch für die Presse 
der Nazts mcht zufriedenstellend sein konnten, schlug 
man einen Weg ein, der eben nicht zu gängigen Vorstel­
lungen über die NS-Diktatur paßt. Nach Meinung des 
Gauleiters brachte eine Zeitung wte die Kasseler Post -
schon infolge der Gleichschaltung und Presselenkung ­
die publizistischen Absichten der Nationalsozialtsten 
auch zu solchen Lesern, die .1uf einen Bezug anderer Zei­
tungen verzichtet hätten. Schlteßlich konnte die Kasseler 
Post, was auch in den Verhandlungen über ihre Einstel­
lung geschah, immer daran erinnern, daß sie "ausgewtese· 
ocrmaßen als erste im Gau gegen Rotfront und Bolsche­
wismus aufgetreten sei und dabei ihren Mann gestanden 
habe":l7 Auch das stärkte, noch mehr als vor der Herr­
schaft des NatiOnalsozialismus, ihre Position bei vielen ih­
rer Les.cr. 

Die Presse als Helfer, Instrument und Opfer der ,,Machtübernahme'' 

Nachrichten und Kommentare zur Machtübernahme 

Nicht Tragik, aber gleichsam Ironie der Geschichte war es, 
wenn eine Zeitung wie die Kasseler Post das Opfer einer 
Entwicklung wurde, deren politische Voraussetzungen sie 

mitherbeigeführt und deren Anfange sie uneingeschränkt 
bejaht hatte. Zu den Voraussetzungen für den Aufstteg 
und den schließliehen Erfolg der Nationalsozialisten ge· 

H Dr Batz an GJuleitcr We.nrich vom 5. 3. 1943. N.1~ohl.tß B~c~. I& Prolokoll vom 25. II. 1943. Nacbbß Satz 47 S il."ht: Anm. 44. 
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hörtc die politische Meinungsbildung der .,n.nionalcn" 
Presse, ein von Zeitungen wie der Kasseler Post gefördertes 
politisches Klima. Auf die parlamentarische Demokratie 
setzte m der Endphase der Weimarer Republik die gesam­
te bürgerliche Presse Kassels keine Hoffnungen. Sogar das 
republikanisch-liberale Kasseler Tageblatt beftirwortete 
dte .mtoritär-staatJiche Lösung der politischen Krise der 
Weimarer Republik. Ähnlich argumentierten in ihren 
Kommentaren die Kasseler Neuesten Nachrichten, die 
jedoch den Vielparteienstaat nicht grundsätzlich verwar­
ten. Hingegen machte bereits zu diesem Zeitpunkt dte 
Kasseler Post sich für jenes politische Konzept stark, das 
der Regierungsbildung vom 30. J.muar 1933 zugrunde lag. 
Die Kasseler Post unterschied sich lediglich durch ihr akti­
ves Eintreten für die neue Regierung vor und nach der Re­
gierungsbilJung und durch die Rechtfertigung ihrer Maß­
nahmen von den anderen bürgerlichen Zeitungen Kassels 
einschließlich dem zur Zentrumspresse gehörenden Hes­
sischen Kuner. Die bürgerliche Presse K..tsse ls verhielt sich 
so wie viele, die nicht Anhänger des Nationalsozialismus 
waren. Sie ;iußerte im Wider~pruch zu ihren bisherigen Er­
fahrungen mtt den Nationalsozialisten und trotz deren 
Drohungen, was sie mit ihren politischen Gegnern, mit 
Jem Weimarer "System" und dessen Repräsentanten tun 
würden, zunächst keine Befürchtungen über die eventuel­
le Gefahr nationalsozialistischer AJleinherrschaft, des 
Terrors und der Zerstörung des Rechtsst.:~ates. Man schien 
frühere Aussprüche Roland Freislers im Kasseler Stadtpar­
lament,41! wenn die Nationalsozialisten an d1e Macht kä­
men, würden Köpfe rollen, und Ankündigungen jener Art 
nicht ernst zu nehmen, wie man sie schon vor der Macht­
übernahme unter der Schlagzeile "Auge um Auge-Zahn 
um Zahn. Die rote Mordpest gehört beseitigt" in der Hes­
sischen Volkswacht lesen konnte. Dorr hieß es, durch fet­
te Schrifttype ausdrücklich hervorgehoben, der spätere 
Reichsjugendflihrer Baidur von Schirach habe geäußert. 
.,wenn unter einer nationalsozialistischen Regierung ein 
Hitleriunge erschlagen werden sollte, so würden am näch­
sten Tage 50 Kommunisten an den Laternen hängen".49 
Lediglich die kommunistische Neue Arbeiterzeitung rea­
gierte auf diesen Beitrag. Sie bestätigte jedoch zugleich 
mitder Androhung von Gegenterrordie vorallem im Bür­
gertum weitverbreitete Kommunisrenfurcht, wenn sie ar­
gumentierte: .. Dennoch sind wir dem Naziblättchen für 
diese offene Enthüllung aufrichtig dankbar, wissen wir 
doch, daß, wenn in den nächsten Tagen und Wochen 
ein Kasseler Arbeiter sich tm Blute wälzt, irgendein Büro 

der Arbeiterbewegung demoliert wtrd, wo die wirklichen 
Verantwortlichen fUr diese Arbeitermorde zu holen sind. 
Diese sitzen in den Büros der Gauleitung der NSDAP, in 
den Büros der Redaktion der .,Hessischen Volkswacht".SO 
Die Tatsache, daß die Sozialdemokratie keine vergleich· 
baren Reaktionen zeigte, wJr den Kornmunisren ein wei­
teres Indiz fürdie angebliche "Anbiederung" der sozialde­
mokratischen "Führer an den Faschismus", mit dem sie 
den Aufruf zum Eintritt aller Arbeiter in die "Antifaschi­
stische Aktion" begründeten. Zwar hatte das Kasseler 
Volksblatt die bürgerliche Presse, beispielsweise die Hers· 
felder Zeitung, 51 getadelt, sie schweige zu den sich bereits 
vor der Machtübernahme steigemden Terrorakten der Na­
tionalsozialisten, über die die SPD-Zeitung in fast jeder 
Ausgabe berichtete. Aber das Volksblatt erkannte, nur 
aus anderen Gründen, ebensowenig wie die kommunisti­
sche Zeitung nicht das Ausmaß der Gefahr, die ihm und 
der Arbeiterbewegung handgre1flich drohte. Das Kasseler 
Volksblatt machte nur eine scharfe Kampfansage und äu­
ßerte heftige Kritik an der Bildung und an der Zusammen­
setzung der neuen Regierung, wobei jedoch die Bündnis­
p:~rtner Hitlers nicht besser wegkamen als die National­
SOZiaÜsten. Täuschte s1ch doch die sozialdemokratische 
Führung über die Situation, indem sie stcb zum einen mit 
dem Gedanken an eine längere Reaktionsperiode vertraut 
machte, zugleich aber geneigt war, diese Zeit als eine vor· 
übergehende Episode zu bagatellisieren, aus der die So­
zialdemokratie wie aus der Zeit des Sozialistengesetzes 
letzten Endes gestärkt hervorgeben würde. Der Tenor der 
kommunistischen .,Neuen Arbeiterzeitung" war jener der 
KPD-Spitze, die zwar mit Terror und Verfolgung rechne· 
te, aber trotz. der Ansätze zu einer Einheitsfront der Arbei­
terparteien die SPD-Führung weiterhm als Hauptgegner 
bezeichnete. 
Die häufig geäußerte Annahme, man habe in den bürger­
lichen Zeitungshäusern wie in weüen Teilen des Bürger­
tums die Ankündigungen der Nationalsozialisten nicht 
ernst genommen und als Verbalradikalismus angesehen. 
kann nur bis zu einem gewissen Grade überzeugen. Denn 
der offene Terrorgegen die Kommunisten und ihre Presse 
setzte sogleich ein. Wenn auch die Kommunisten sich zu­
nächst ntcht mit der RoHe des Opfers begnügten und vor 
allem in der Kasseler Altstadt ihre Positionen handgreif­
lich verteidigten, so hätte eine wahrheitsgemäße Bericht­
erstattung doch zumindest die Gewalttätigkeiten beider 
Seiten registrieren müssen. Die allgemeine und die lokale 
Berichterstattung der bürgerlichen Presse Kassels sprach 

4~ Protokoll der StadtverordnetenversammlurJg vom LI. 7. 1932, in ; Volksgemeinschaft und Volksfeinde, a.a.O. (37), S. 54. 49 Hesmche Volks· 
wacht vorn 9. I. 1933. 5(1 Neue Arbeiterzeitung vorn 1.2. l. 1933. 51 Kasseler Volksblatt vom 10. I. 1933. 
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1edoch nur von kommunistischen und nicht von natio­
nalsozial1stiscben Handgreiflichkeiten als Gewalttaten 
bzw. sie ließ offen, wer der Angreifer war, wenn die Natio­
nalsozialisten Auseinandersetzungen eingeleitet hatten. 
in der Mehrzahl der Fälle handelte es sich um Provokatio­
nen und Überfälle der Nationalsozialisten, die von den 
Kommunisten nach Lage der Dinge nur mit gewaltsamen 
Mitteln abgewehrt werden konnten. Auch dann, wenn 
Kommunisten Opfer von Gewaltakten waren, wurden sie 
als Täter hingestellt. Es handelte sich um keine Unter­
schätzung der Nationalsozialisten, sondern um eine von 
keiner rechtsstaatliehen Sensibilität getrübte Parteinah­
me. Hinzu kam, daß die bürgerliche Presse für sich und 
die palititschen Kräfte des Bürgertums keine terroristische 
Gefahr befurchtete, wenn sie sich nicht direkt mit den Na­
tionalsozialisten anlegen würde. Das Schreckbild einer 
"kommunistischen Bedrohung" wog stärker. Man ging 
noch davon aus, daß die Nationalsozialisten nach Bereini­
gung der in den Präsidialkabinetten kuJminierenden hoff­
nungslosen politisch-wirtschaftlichen Lage zur Normali­
tät zurückkehren oder in eine ihnen gemäß politische Rol­
le zurückverwiesen würden. 
Alle drei bürgerlichen Zeitungen Kassels deuteten nicht 
einmal die Gefahr einer nat1onalsozialistischen Diktatur 
an, sondern ihre Berichterstattung und ihre Kommentare 
wr Machtübernahme Hitlers gaben dieser zunächst den 
Anschein des Normalen. Das läßt sich nicht mit der späte­
ren Selbstrechtfertigung der Presse vereinbaren, sie habe 
nicht frei ihre Meinung äußern können. Was die Natio­
nalsozialisten wirklich beabsichtigten, gab die Hessische 
Volkswacht in ihrem Jubel über den "großen geschiChtli­
chen Vorgang", was er gemessen am Folgenden tatsäch­
lich war, klar zu erkennen. Es handele sich um ein "histo­
risches Ereignis", weil eben kein .,üblicher Kanzlerwech­
sel", sondern ein Wechsel zu einer längeren Periode natio­
nalsozialistischer Herrschaft stattgefunden habe, 52 so wie 
es Hitler fur jeden hörbarverkündet hatte und dies nur zur 
Beruhigung seiner politischen Steigbügelhalter in der ak­
tuellen Situation unterließ. Alle drei bürgerlichen Zeitun­
gen Kassels setzten sich mit diesem Ziel der Nationalso-

tiallsten und mit seiner eventuellen Verwirkltchung 
nich t auseinander. Der Grundtenor war. wenn auch <lU!; 

unterschiedlichen Motiven, bei der Kasseler Post und 
dem Hessischen Kurier der gleiche. Die Kasseler Post be­
griff die Kanzlerschaft Hitlers als Sieg der Harzburger 
Front und somit auch als umwälzenden politischen 
Machtgewinn der konservativ-nationalistischen Kräfte. 
Diese Fehlkalkulation mußte sie bald bitter bereuen, al s 
sie in ihrem Existenzkampf gegen die Nazipresse es noch 
nach der vollen Gleichschaltung wagte, sich darüber zu 
beklagen, .,man könne es nicht recht verstehen", wenn 
trotz des Entstehens der nationalen Einheitsfront der 
ganzen deutschen Presse noch hier und da versucht wer­
de, einen Teil der nationalen Presse als mcht vollwertig zu 
diffamieren, zumal wenn solche Versuche auf reine Kon­
kurrenzmanöver zurückzuführen seien."5~ Als Organ des 
politischen Katholizismus beurteilte auch der Hessische 
Kurier die Machtübernahme Hitlers ähnlich wie die Kas­
seler Post. Er wandte sich nicht prinzipiell gegen die Kanz­
lerschaft Hitlers, weil nach Auffassung des Zentrums dt~ 
Nationalsozialisten schon längst in die Verantwortung ge­
bracht werden sollten, die Konservativ-Nationalen dies je­
doch erst verhindert und dann die Regierungsbildung un­
ter gezielter "Ausschahung" des Zentrums zum Schaden 
des von ihm vertretenen Sammlungsgedankens betrieben 
hätten, was "gewissen Anzeichen" nach nicht im Sinne 
der von der Scbnelligkeit des Vorgangs überraschten na­
tionalsozialistischen Führer gelegen habe. 54 Was die K:.ts­
seler Post nicht aussprach, weil sie sich 1n den Sieg des "na­
tionalen Deutschland" einbezog und an uie geschlo~sene 
Einheit totsächlich glaubte oder den Eindruck nicht trü­
ben wollte, war für den Hessischen Kurier der wichtigste 
politische Aspekt- Er sah, was jedoch nur für den Vorgang 
der Regierungsbildung zutraf, in den konservativ-nationa­
len Kräften und in den mir ihnen verbundenen Einfluß­
gruppen Jie entscheidenden Akteure. Ähnlich urteilte so­
gar das sozialdemokratische Kasseler Volksblatt, -indem es 
die Kreise um Hugenberg und die Großindustrie als die 
eigentlichen Gewinner der RegierungsbitJung ansah. 

Preisgabe der eigenen Freiheit 

Entscheidendes Kriterium fur die Beurteilung des Verhal­
tens der Presse zur Machtübernahme ist, ob sie Gefahren 
für den Rechtsstaat befürchtete. Denn die Wahrung der 
Freiheitsrechte mußte im ureigensten Interesse einer 
freien Presse liegen. Das Kasseler Volksblatt und baJd 

auch der Hessische Kurier äußerten sich durchaus skep­
tisch, wobei der Hessische Kuner glaubte, Hugenberg an 
die Treue zur Verfassung erinnern zu müssen. Hierbei war 
er an die falsche Adresse geraten, denn in ihrer Verblen­
dung, die ihnen bald teuer zu stehen kam, befürworteten 

H Hessische Volkswacht vom 31. J. 1933. 53 Kasseler Posl vom 3. 12. I 933. 54 llessischcr Kurier vom 31. I 191l 
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die .,nationalen" Kräfte die Zerstörung des Rcchststaates, 
weil sie damit tiefgreifende Änderungen im wirtschaftli­
chen und sozialen System, die AusschaJtung der Parteien 
der Arbeiterbewegung. der Gewerkschaften, der bürgerli­
chen Demokraten und ihrer Presse erzwingen wollten, 
und dabei glaubten, dieser stufenweise ablaufende Prozeß 
richte sich nicht gegen sie selbst. Ehe sie sich nicht selbst 
bedroht fühlten, standen ste voll und ganz hinter den 
Maßnahmen der Nationalsozialisten, und zwar freiwillig, 
ohne äußeren Zwang und aus ionerster Überzeugung, wie 
es für die Kasseler Post gezeigt werden kann. Bereits in ih­
ren Vorinformationen zur gepl.:mten Notverordnung 
vom 6. Februar 1933, mit der die Pressefreiheit u.a. schon 
wegen e1ner einjährigen Verbotsfrist für Zeitungen we­
sentltch eingeschränkt wurde, stellte sich die Kasseler Post 
voll hinter dte l U erwartenden "Maßnahmen" gegen 
.. Pressehetze .. zur .,Wahrung der Staatsautorität".55 Der 
Leser konnte nur sch ließen, daß zur "sachlich eingeste11-
ten Presse" nur jene Zeitungen gehörten, d1e Sich nicht ge­
gen die neue Regierung wandten, sondern wie die Kasseler 
Post sie möglichst unterstützten. 
Wer Jie Notverordmmg zu fürchten hatte, und gegen wen 
sie gerichtet war. gab dte Kasseler Post auch in ihren son­
stigen Berichten und Kommentaren klar zu verstehen: 
nämJich .,diese beiden, Kommunisten und Sozialdemo· 
kraten, vom gletchen Geiste und gleichen Blute". Darüber 
hinaus drohte jedem, auch den bürgerlichen Kräften, die 
sich nicht an die "Seite des nationalen Deutschland" stell­
ten, antikommuntstisch legitimierte Unterdrückung. 
Denn werwie das "Zentrum ... jetzt nicht offen fürdas na­
tionale Deutschland war, konnte nur wider es sein und 
stand damit auf dem gleichen Boden wie die Sozialdemo­
kratie und die Kommunisten".56 Auf diese Weise entzog 
die Kasseler Post jeder Opposition und jeder Krilik, zu­
gleich aber auch sich selbst, die rechtlichen und politischen 
Grundlagen. Laut Überschrift eines Kommentars vom 5. 
2. 1933 stand die neue Entwicklung erst "am Anfung". 
Nächdem bereits in der ersten "deutschen Schicksalswo· 
ehe deutsches Schicksal, deutsche Geschichte gestaltet 
worden" sei, gelte es, dte .,Widerstände zu überwinden, 
die sich jetzt noch dem nJtionalen Auftrieb entgegenstel­
len möchten .. bei der ., Wegräumung des marxistischen 
Trümmerhaufens", der seit 1918 entstanden sei. Da der 
heftigste Widerstand von den Kommunisten zu erwarten 
gewesen sei, sei es auch etn Gebot furdie staatlichen Orga­
ne gewesen, "so rasch wie irgend möglich zuzufassen". 
Es spricht für sich, wenn dte Kasseler Post bereitS vor Erlaß 
der Notverordnung eine der-.Htige Position bezog. Auch 

danach bestand weder presserechtljcb noch wegen zu be­
fürchtenden terroristischen Drucks zunächst keine Not­
wendigkeit oder gar ein Zwang, die neue Regierung und 
ihre Maßnahmen einschließlich des anlaufenden Terrors 
zu unterstützen. Die Kasseler Neuesten Nachrichten be­
schränkten sich im Vergleich dazu auf eine knappe, neu­
tral gehaltene Berichterstattung ohne Kommentar. Sie 
pJßten sich während der nächsten Wochen an die sich 
verschärfende Situation schnttwe1se an, indem sie Stel­
lungnahmen auswichen und bei der Vermittlung von 
Nachrichten alles vermieden, was die neuen Machthaber 
herausgefordert hätte. SelbstverständJich schloß auch bei 
dteser bürgerlichen Zeitung die politische Neuualität den 
Antikommunismus nicht aus und sie berichtete einseitig 
über die Zusammenstöße zwischen Nationalsozialisten 
und Kommunisten in Kassel. Wenn die Kasseler Neu­
esten Nachrichten ejne Stellw1gnahme zu den presserecht­
liehen Einschränkungen der Notverordnung vom 6. Fe­
bruar 1933 vermissen lassen, so befanden sie sich im Ein­
klang mit all jenen, die an eine normale Fortschreibung 
der Praxis der vorangegangenen Präsidialkabinette glaub­
ten. ln der Tat handelte es sich bei den presserechtliehen 
Bestimmungen um die weitgehende Übernahme einer 
vom Kabinen Schleicher bereits erarbeiteten Schubladen­
verordnung, die jedoch - und das macht den Unterschied 
-auch gegen die Nationalsozialisten gerichtet war.57 
Die Einschränkung der Pressefreiheit hatte bereits unter 
Brüning begonnen. Sie richtete sich vornehmlich gegen 
die Kommunisten und die Nauonalsozialisten. Unter 
dem Brüning folgenden Kanzler von Papen, der s1ch aus­
schließlich auf das Vertrauen und die Notverordnungen 
des Reichspräsidenten von Hindenburg stützen konnte, 
verlagerte sich die Stoßrichtung der Verbote auf die einzi­
ge noch vergleichsweise starke republikanische Kraft in 
der Presse: die Sozialdemokratie. Das sozialdemokrati­
sche ,,Kasseler Volksblatt" machte mit der neuen Verbots­
praxis die gJeichen Erfahrungen wie zuvor bereits der 
•• Vorwärts'' und andere Zeitungen der Sozialdemokratie. 
Der neue Oberpräsident von Hülsen, der den nach Papens 
Staatsstreich in Preußen beurlaubten Sozialdemokratert 
August Haas abgelöst hatte, verbot das Erscheinen des 
Kasseler Volksblattes vom 15. bis 18. Oktober 1932. Erbe­
zog sich dabei auf einen Bericht des Volksblattes vom 13. 
10. 1932 über die Rede des Reichskanzlers von Papen vor 
Vertretern der bayerischen Wirtschaft in München.511 
Weitere Verbote erfolgten bis zum Machtantritt Hitlers 
nicht, weil das Volksblatt wegen der drohenden Verbote 
sich in seinen politischen Aussagen zurückhielt. Bereits 

~s K.assclcr Post vom 4. 2. 1933. sc; Kas~eler Post vom 5. 2. 1933. 57 Vgl. Kurt Kos;:yk: D.t~ I!nde der Pres~efreihcit nach dem Reichstagsbrand in 
PubJizistikJg. 5. 1960, S . .307. ~8 Kasselcr Volksblatt vom 15. 10. 1932. 
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Jrn 3. Februar 1933 erfolgte ein dreiräg1ges Verbot des 
Vorwärts, das sich eben nicht auf natjonalsozialistische 
Notverordnungen, sondern .tuf den§ 6 der" Verordnung 
des Reichspräsidenten zur Erhaltung des inneren Frie­
dens"' vom 19. Dezember 1932 stützte. Das Kasseler 
Volksblatt reagierte auf die neue Notverordnung der Na­
tionalsozialisten mit der Taktik, nochmehr als bereits vor 
dem Machtantritt Hitlers drohenden Verboten durch Zu­
rückhaltung zu begegnen: "Wir werden uns bemühen, 
uns nicht in den Maschen dieser Notverordnungen zu 
verfangen". Diese Aussage war in der Ausgabe vom 24. Fe­
bruar 1933 in dem ersten Leitartikel nach dem vom l7. bis 
23. Febru.u erfolgten Verbot des Kasseler Volksbl:!ttes zu 
finden. Zu diesem Verbot hatte die Berichterstattung über 
dte Terrorüberfälle der Nationalsozialisten auf ihre Geg­
ner in Eisleben gefUhrt. Es entsprach der genereUen so­
zialdemokratischen Taktik, dem Druck drohender staatli­
cher Maßnahmen auszuweichen. Retten konnte sich da­
mit weder die Partei noch thre Presse, weil ihre Vernich­
tung beschlossene Sache war. Die Zurückhaltung des Kas­
seler Volksblattes widerlegt die von der Kasseler Post mit­
getragene Behauptung, die Maßnahmen richteten sich ge· 
gen eine unsachliche Presse und eine die Staatsdutorität 
gefährdende Hetze. Vielmehr identifizierte sich d1e Kas­
~eler Post voll mit dem Ziel, jegliche publizistische Oppo­
sttion, letztlich jegliche wahrheit!>gerniiße Berichterstat­
tung mundtot zu machen. 
Entspn::chend der Überschrift ihres Kommentars vom 19. 
Februar 1933 rechnete die Kasseler Post die Presseverbote 
ausdrücklich zu den "Aufräumungsarbeiten". Denn "daß 
sich in diesem Kampfe die Verbote der Linkspresse häufen 
mußten", war nach Ansicht der Kasseler Post "von dem 
Augenblick an unvermeidlich, in dem diese Presse, wie es 
threr wahren Natur entsprach, statt mit sachlichen Grün­
den zu überzeugen, mit unsachlicher, wilder Hetze das na­
tionale Deutschland bekämpfte"- konkret: wie über den 
nationalsozialistischen Terror berichtet wurde. Zweifellos 
waren der Redaktion aufgrund eigener Informationen die 
sich häufenden Beispiele nationalsozialistischen Terrors 
bekannt, rechtfertigte man doch damit nach dem Ende 
der NS-Diktatur die Selbstgleichschaltung. Über den na· 
tionalsozialistischen Terror berichtete nicht nur die soge­
nannte Linkspresse, sondern auch bürgerliche Zeitungen 
wie der Hessische Kurier, ohne die Terrorakte zu beschö· 
nigen oder mit positivem Vorzeichen versehen als not­
wendige Abwehr gegen Umsturzversuche hinzustellen. Es 
bestand noch kein zwingender Grund, ausdrücklich die 
Position der neuen Regierung einzunehmen, die solche 
Berichte als Pressehetze qualiftzierte und so die Zeirungs· 
verbote begründete. Ebensowenig bestand ein zwingen­
der Grund, in ausruhrliehen Kommentaren die Ein· 
sch ränkungen der Pressefreiheit und damit eines ureigen-

sten Rechts der Presse zu rechtfertigen. Zu diesem Zeit· 
punkt konnte sich eine Zeitung noch t'iner Stellungnah· 
me enthalten, ohne staatliche Sanktionen oder den Terror 
der Straße befurchten zu müssen, tum:\1 wenn ste wegen 
ihrer traditionellen politischen Grundhaltung zur burger· 
lieh-nationalistischen Rechten und damit zum Rcg1e· 
rungslager gehörte. Man hätte ohne Nachteil zumindest 
sthweigen können. Weniger opportumstische Anp.1s· 
sung, sondern aktive Unterstützung und Überzeugung be­
stimmten den selbstmörderischen Kurs der Kasseler Post, 
Jer nicht dadurch erklärbar wird, man habe sich geirrt und 
die Nationalsozialisten zum eigenen Sch:Hien unter­
schätzt. Mit dieser n.1chträglichen Erklärung des eigenen 
Verhaltens läßt sith die pubiiZlsttsche Schützenhilfe für 
die Terrorisierung des politischen Gegners einschließlich 
einesTeils des bürgerlichen Lagers und seiner Presse nicht 
rechtfertigen, zumal sich diese Zeitung, vor allem im 
Rückblick der Nachkriegszeit~ auch dem Liberalismus 
zuordnete. 
Der Reichst.1gsbr;~nd, den c.Jie Regierung sogleich den 
Kommunisten anlastete, lieferte den Nationahozialisten 
den Vorwand, die Verordnung des Reichspräsidenten 
vom 28. 2. 33 zum .,Schutze von Volk und Staat" zu erlas­
sen. Dieses "wahre Grundgesetz." des NS-Regimes. auf 
dessen Grundlage es - und eben nicht mtt Hilfe des Er­
mächtigungsgesetzes - künftig regierte, hob neben den 
;tnderen Grundrechten auch die in der Verordnung vom 
6. 2. 33 belassenen Restgarantien der Pressefreiheit auf. 
Ehe die "ReichstagsbranJnotverordnung" endgültig for­
muliert war, gab das preußische Innenministerium in der 
Nacht des 27. 2. 33 durch Funkspruch die Anweisungzum 
Verbot sämtlicher kommunistischer und sozialdemokra­
tischer Zeitungen. Die Kasseler Ausgabe der in Hannover 
erscheinenden kommunistischen Neuen Arbeiterzeitung 
war davon schon nicht mehr betroffen, weil ste schon vor· 
her verboten worden war. Diese Parteizeitung hatte in 
Kassel nie eme größere Rolle gesp1elt. lhre örtliche Autla· 
geist nicht mehr zu ermitteln. Sie dürfte 2.000 bis 3.000 
Exemplare nicht überschritten haben. Wie die übrige 
SPD-Presse traf auch das Kasseler Volksblatt das auf zwe1 
Wochen befristete Verbot, das jedoch nie wieder aufgeho­
ben wurde. Somit erschien am 27. 2. 1933 die letzte Aus­
gabe des Kasseler Volksbl.lttes. Wenige Monate später 
wurde das gesamte Vermögen, das Verlagshaus und dessen 
Einrichtung, soweit sie nicht von den Nationalsozialisten 
bei der Besetzung des Verlagshauses zerstört worden war, 
dem Gauverlag der NSDAP vom Staat übergeben. 
Das war das Ende einer tradüwnsreichen Zeitung Kassels, 
die noch zum Schluß eine Aufl.1ge von 22 000 pro Tag 
hatte. 
Der "Staatsmacht gegen Gewalt" übertitelte Kommentar 
der K.1sseler Post zur "Reichstagsbrandnotverordnung" 
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und zu den jetzt einsetzenden Massenverfolgungen schob 
.tlle rechtsstaatliehen Bedenken ausdrücklich in dem "le­
bemnotwendigen Kampf' beiseite, der nicht nur Jem 
"kommunistischen Treiben ein ftirallemal ein Ende berei­
ten", sondern auch die Sozialdemokratie "nicht außer 
Acht" lassen sollte. 59 Lediglich im sprachlichen Ausdruck 
bestJnd ein Unterschied zur nationalsozialistischen Hes­
sischen Volkswacht, die unter der Titelzeile .,Der KPD­
Terror wird gebrochen" verkündete, die "Regierung se1 
entschlossen, mit aller Brutalität gegen die Kommunisten 
vorzugehen. "60 

Obwohl noch kem Zwang dazu bestand, wurde auch in 
der Sprache der Kasseler Post eine fortschreitende Enthu­
manisierung sinnfallig, wenn zum Beispiel eine Über, 
schrift zu einer Nachricht der Ausgabe vom l. März 1933 
lautete: "Kommunistenführer unschädlich gemacht". 
Alle drei bürgerlichen Zeitungen Kassels berichteten über 
die Begründung der Maßnahmen. daß das Geständnis des 
Reichstagsbrandstifters eine Beteiligung der Sozialdemo­
kraten erwiesen habe. Jedoch findet man bei den Kasseler 
Neuesten Nachrichten und dem Hessischen Kurier nicht 
die über das Presseverbot hinausgehende, für die Existenz 

der Sozialdemokratie und des Rechtsstaates tödliche Aus­
sage der Kasseler Post, .,durch dieses Geständnis sei die 
kommun ist isch-soz1 al demokratische Einbei tsfron t offen· 
bar Tatsache geworden. Die Notwendigkeit der Hilfspoll­
zei und der anderen Maßnahmen zur Erhaltung der 
Staatssouveiiinität sei durch die letzten Vorgänge in vol­
lem Umfange erwiesen. Durch sie stehe die Staatsmacht 
ausreichend gerüstet da. "ol Die konjunktivische Aussage­
form und das eingeschobene Wort "offenbar", fall!. es 
nicht mit der Bedeutung "offenkundig" gemeint war, läßt 
zwar die Deutung zu. es handele sich um die Wiedergabe 
von Mitteilungen und nicht um die Feststellung erwiese­
ner Tatsachen. Nur steht diese Deutung in Widerspruch 
zu den sonstigen Infonuationen, insbesondere den Kom­
mentaren, die so abgefaßt sind, als argumentierten sie auf 
der Grundlage erwiesener Tatsachen. Daran änderte auch 
der Hinweis der Zeitung nichts, die SPD habe .,übrigens'' 
jede Verbindung zu den Brandstiftern .,entschieden in 
Abrede gestellt", weil der Leser aus dem direkten Kontext 
und der Gesamthaltung der Zeitung nur schließen konn­
te, daß die SPD die Unwahrheil sprach oder doch zumin­
dest Verbindungen zu den Kommunisten unterhtelt. 

Hessischer Kurier: Ein Organ des politischen Katholizismus 

Sogar jetzt noch wagte es derdem Zentrum nahestehende 
katholische Hessische Kurier, "restlose Aufklärung" zu 
der Frage zu fordern, ob man .. vor etner bolschewistischen 
Revolution" gestanden habe, und ob die "Sozialdemokra­
ten schuldig" gewesen seien. Zumindest für die Sozialde­
mokraten bezweifelte das der Hessische Kurier. Zugleich 
gab er zu verstehen, daß das Verfahren der Deutschnatio­
nalen und Nationalsozialisten, ,.sämlliche" Marxisten 
.,ausnahmslos in einen Topf zu werfen", nicht "im Interes­
se der politischen Entwicklung Liegen" würde. Was damit 
gemeint war, erkennt man, weil die Zeitung gleichzeitig 
betonte, das Zentium und die Bayerische Volkspartei 
seien in der Vergangenheit den Kommunisten "sowohl 
mit staatlichen Mitteln, vor allem aber mit den in erster 
Linie in Betracht kommenden Waffen des Geistes entge­
gengetreten, und zwar nicht erfolglos. "62 Das war auch für 
andere bürgerliche Kräfte ein deutlicher Hinweis auf die 
wahre Qualität der Maßnahmen der Regierung und auf 
die drohende diktatorische AIJeinherrschaft der National­
sozialisten. Das offen auszusprechen, war bereits nicht 
mehr möglich. Anders als die übrigen noch erscheinen­
den Kasseler Zeitungen druckte der Hessischc Kurier den 

Text der "Reichstagsbrandnotverordnung" nicht .1m 1 
März 1933 auf der ersten Seite, sondern auf dervorletzten 
Seite der Ausgabe des folgenden Tages ab. Möglicherwelse 
signalisierte die Zeitung damit, indem sie ihre Publizitäts­
pflicht nur notgedrungen erfullte, ihre ta tsächliche Posi­
tion, zu der auch ein zwei Drittel der beiden ersten Seiten 
der gleichen Ausgabe ausflillender Kommentar mehr oder 
minder verschlüsselte Hinweise gab. Der Hessische Kurier 
setzte sich mit dem Verdacht auseinander, die Nationalso­
zialisten hätten den Reichstag in Brand gesetzt. um ihre 
Maßnahmen begründen zu können. Naturlieh konnte das 
nicht mehr direkt ausgesprochen werden, sondern nur in 
der Weise, daß Festnahme und Geständnis des Reich­
stagsbrandstifters ,.merkwürdig schnell" erfolgt und fiir 
die gegenwärtige Regierung und ihren Wahlkampfnichts 
gelegener gekommen wäre, "wie dieses verbrecherische 
Attentat." Anschließend wies dann der Kommentar ver­
schlüsselt die historisch umstrittene Annahme, die Natio­
nalsozialisten hätten das Ganze selbst inszeniert, ent­
schieden zurück und sagte "ausnahmsweise ein Wort für 
diese Regierung", obwohl der Hessische Kurier .,gegen die 
gegenwärtigen Regierungsparteien im Kampfe stehen'' 

59 Kasseler Post vom l. 3. 1933. 60 llcss•~chc Volkswalht vom 1. 3. 1933. 111 K.n&clc:"r Post vom I. 3. 1933. ol Hessischer Kurier vom 2. 3. 1933. 
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würde.63 Damit vemltttelte der Kommentar der Kasseler 
Öffentlichkeit eine durch die somtige örtliche Presse 
nicht erhältliche Information. Zwar wurde die Urheber­
schaft der Nazis ausdrücklich bestritten; aber der Leser 
mußte sich gleichwohl fragen, ob der Brandstifter 1m Auf­
trag der Kommunisten oder jener gehandelt hatte, die 
dann derart schnell Maßnahmen bisher nicht gekannter 
Art ergriffen, obwohl sie die zur Begründung des Han­
deins angeftihrten Zusammenhänge überhaupt noch 
nicht wissen konnten. Verschlüsselt ließ der Hessische 
Kurier seine Leser wissen, daß der Reichstagsbrand eben 
ntcht das Zeichen zum Beginn eines allgemeinen Aufstan­
des der Kommunisten setzen sollte und daher erst recht 
nicht Maßnahmen gegen a1le polittschen Kräfte rechtfer­
ugen konnte. Ziel des Kommentars war es, Maßnahmen 
~tgen die Kommunisten grundsätzlich als erforderlich 
hinzustellen, aber nur gegen diese .• fiir die anderen politi­
~chen Kräfte jedoch Bewegungsspielraum und Aktions­
möglichkeiten zu erhalten. Schon daher stellte der Hessi­
sche Kurier ftir sich und das Zentrum heraus, beide hätten 
in der Vergangenheit ständig auf die kommunistische Ge­
fahr hingew1esen und den Kommunismus von Anbeginn 
der Republik bekämpft. Damit wollte der Hessische Ku­
ner jedoch nicht den Wandel in d1e Diktatur unterstüt­
zen, sondern sein Antikommunismus sollte Schutz und 
Argument zugleich sein, um fur das bisherige politische 
Spektrum, aus dem die Kommunisten gewaltsam entfernt 
werden sollten, seine Existenzberechtigung zu wahren. 
Seine wahre Einstellung zu der politischen Entwicklung 
verschleierte der Hessische Kurier gleichwohl nicht. ln 
der gleichen Ausgabe vom 2. März 1933 charakterisierte er 
in einem Bericht über eine Wahlveranstaltung des Zen­
trums 10 Kassel mit dem württembergischen Staatspräsi­
denten Bolz diesen folgendermaßen: "Er ist ja in letzter 
Zeit oft durch mannhaftes Eintreten für Demokratie und 
Freiheit gewissen Leuten auf die Nerven gefallen, uns aber 
zum Symbol des freiheitsliebenden deutschen Demokra­
ren edelster Prägung geworden." 
Die zumTeil verschleiernden, zumTeil offenen Stellung­
nahmen des Hessischen Kuriers provozierten das Verbot 
der Zeitung vom 3.- 5. März, dem Tag der letzten Reichs­
tagswahlen. In der Ausgabe vor dem Verbot erschien auch 
ein Bericht über terroristische Besetzungen von Zen· 
trumszeitungen durch die SA, aus dem der Leser den Ein­
druck gewinnen mußte, der SA sei es nur um persönliche 
kriminelle Bereicherung gegangen. Ebenso reizen mußte 
die Nazis die in der gleichen Ausgabe des Hessischen Ku· 
riers erscheinende Stellungnahme zu den auch in Kassel 

t>rfolgenden Versuchen der NSDAP. die Katholiken fiir 
sich zu gewinnen und dem Zentrum .. Verrat der christli· 
eben Belange'' vorzuwerfen. Die Zeitung wertete diese Ak­
tionen der Nationalsozialisten mit Bezeichnungen wie 
Frechheit, Ungehörigkeit und Täuschung. Diese Ausgabe 
des Hessischen Kuriervom 2. März 1933 gab somit hinrei· 
chend Anlaß, ein Verbot auszusprechen. Nach dem 5. 
März 1933 konnte der Hessische Kurier wieder erschei­
nen. [n der Folgezeit vermied er möglichst Angriffspunkte 
ftir ein erneutes Verbot, argumentierte jedoch weiterhin 
so, als könnten auch zukünftig neben den Nationalsozia­
listen, ausgenommen die Kommulllsten, eigenständige 
politische Kräfte einschließlich der Sozialdemokraten po­
litisch wirksam sein, was sich allerdings schlecht mit der 
Auffassung vereinbaren ließ, die" Wahlergebnisse vom 5. 
März würden eine weitgehende Revolution bedeuten ~.64 
Bis zum Ermächtigungsgesetz, fur dessen Annahme Hit­
ler noch die Stimmen des Zentrums benötigte::, wagte der 
Hessische Kurier noch Kurzinformationen über Zeitungs­
verbote und über Gewaltaktionen der SA gegen Zen­
lt'Umszeitungen zu veröffentlichen. Nach der Annahme 
des Ermächtigungsgesetzes zog der Hessische Kurier end­
gültig die Konsequenz aus seiner Aussage, das neue 
System sei durch die ,,Hingabe eines Stücks von Freiheit 
erkauft" worden, weil das Volk "als Ganzes genommen sei­
ner Freiheit nicht gewachsen "65 gewesen wäre. Natürlich 
konnte der Hessische Kurier nicht allen Ernstes hinter sei­
ner Aussage stehen, "50% von Hitlers Reden hätte auch 
Brüning halten können". Oteser Opportunismus gründe­
te in der Hoffnung des politischen Katholizismus, in ge­
wissem Maße doch noch weiter existieren zu können, was 
bis zum Abschluß des Reichskonkordates auch der Fall 
war. Danach und nach der Auflösung des Zentrums reihte 
sich der Hessische Kurier vollkommen in die vorgeschrie­
bene politische Linie der Presse ein, um weiterhin die Be­
lange des Katholizismus vertreten zu können. Diese An· 
passung, die oft unterwürfige Formen annahm, sicherte je­
doch nicht auf Dauer den Fortbestand der Presse des ehe­
m:~ls politischen Katboliwmus. Wie die übrige Zentrums­
presse, die emweder von der NS-Presse übernommen 
oder verboten wurde, stellte der Hessische Kurier am 29. 
Februar 1936 sein Erscheinen ein. 
Nicht wegen seiner etwaigen besonderen politischen Be­
deutung als Kasseler Tageszeitung verdient das Beispiel 
des Hessischen Kuriers Aufrnerksamkeit. Denn diese Ta­
geszeitung war eine der funfUnterausgaben des in Pader­
born erscheinenden Westfälischen Volksblattes, die in ih­
rem bis Marburg re1chenden Verbreitungsgebiet bis 1933 

~1 Ebenda. 64 Hessischer Kurier vom 6. 3. 1933 und 8. 3. 1933 ~s Hessischer Kurter vom 28. 3. 1933. 
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aUenfaJI~ ~int Auflage von 3.000 Exemplaren erreichte. 
Das heißt, in Kassel hatte die Zeitung wahrscheinlich 
nicht einrn;ll 1.000 Bezieher und konnte somit keine be­
sondere poJttische Re!lonan.z erztdt:n. Am Setspiel des 
I iessischen Kuriers wird jedoch deutlich, daß eine bürger­
liche Zeitung vor allem bis zur "Reichstagsbrandnotver­
ordnung" sich oppositionell verhalten konnte. Zweifel­
los bedeutete die Rücksichtnahme Hitlers auf die Zen­
trumspartei bis zum E1mächt.igungsgesetz und auf den po­
litischen K:nholi1.ismus bis zum Reichskonkord,1t, mir 
dem steh die Nazis eine Legitimation durch die höchste 
moralische Autorität erkauften, einen gewissen Schutz fur 
die katholische Tagespresse, insbesondere in jener Zeit­
spanne, aJs die sozialdemokr:msche Presse vor ihrem end­
gültigen Verbot kaum noch Bewegungsmöglichkeiten 
hatte. Zum gleichen Zeitpunkt, als da!~ Kasseler Volksblatt 
zum erstenmal fur einige Tage von den Nazis verboten 
wurde, erfolgte ein Verbot der gesamten deutschen Zen­
t rumspresse ftir drei Tage. Anlaß war der auch im Hessi­
scben Kuriervom 18. Februar 1933 veröffentlichte Aufruf 
der katholischen Volksverbände, in dem die fehlende 
"Hochachtung der verfassungsmäßigen Volks- und Lan­
desrechte" durch "gewisse Machthaber" angeprangert und 
die Diktatur abgelehnt wurde. Im Unterschied zur sozial­
demokratischen Presse wurde jedoch das Verbot fur den 
Hessischen Kuner nü.ht wirksam. weil Göring dte bereits 
erlassenen Verbote nach Verhandlungen rnit Zentrums­
fUhrern aufhob. Denn diese hatten versichert, den katho­
lischen Verbänden habe ,,eine beleidigende Verächtlich­
machung und Beleidigung der Regierung femgelegen",66 
Anzumerken ist, daß dieses Verbot keine Bedenken der 
Kasseler Post hervorrief, ihre Einstellung zur tödlich be-

drohten Pressefreiheit zu überprüfen. Entsprechend dem 
bereits zitierten Kommentar ihrer Ausgabe vom 19. 2. 
l 933 rechnete es die Zeitung offensichtlich ebenfalls zu 
den .,Aufräumungsarbeiten". 
Für die Zeit nach den Reichstagswahlen und erst rcchl 
nach dem Ermächtigungsgesetz ist eine Untersuchung det 
Berichterstattung der Kasseler Presse über einzelne Vor­
kommnisse in cler Stadt und über große politische Ereig­
nisse wenig sinnvoll. ln den Zeitungen stand jetzt nur 
noch, was die N:.rion:~lso7.ialisten erwarteten oder zulie­
ßen. Da die NationalsoztaJisten, auch in Kassel. ihre Steig· 
bügelhalteraus dem Bürgertum und der Wirtschaft bereits 
politisch verdrängten, bestand auch ftir die Kasseler Post 
nicht die Aussicht, eine vorher mögliche. aber nicht ge­
wollte politische Eigenständigkeil der entstehenden na­
tion..tlsozialistischen Diktatur gegenüber zu artikulieren_ 
Aus den Inhalten der beiden größeren bürgerlichen Tages­
zettungen Kassels ist furdie kurze Phase dernationalsozia­
listischen Herrschaftskonsolidierung ebenso wie aus dem 
Vergleich mit der Haltung des Hessischen Kuriers abzule­
sen, daß zumindest eine gewisse Resistenz möglich gewe­
sen wäre, und kein grundsätzlicher Zweitel über die poli­
tisch-rechtliche Entwicklung und ihre Begleitumstände 
bestehen konnte. Von Anfang an nahmen die bürgerli­
chen Tageszeitungen jedoch Positionen auf einer Skala 
von Neutralität, Anpassung und überzeugter Unterstüt­
zung ein. Viele späteren Äußerungen über Widerstand, 
Terror, Irrtum und Täuschung erweisen sich als gewollte 
oder aus Verdrängung erwachsene Rechtfertigungslegen­
d~n. sowe1t sie sich auf das anfängliche Verhältnis der bür­
gerltchen Presse Kassels zur sogenannten Machtergrei­
fung und zu ihren Begleiterscheinungen beziehen. 

Konfessionelle Positionen der Presse zwischen Widerstand und "Gefolgschaft" 

Ein Sprachrohr der Bekennenden Kirche: Der Sonntagsbrief 

Die Kasseler Post, die !iich traditionell im Sinne des Prote­
stantismus besonders profilierte, verhielt sich auch in die­
sem Bereich zwiespältig und zurückhaltend - beispiels­
weise in der Frage der "deutschen Christen". Der kirchli­
c.he Widerstand war überh<lupt der einzige, der sich in 
Kassel nach der erzwungenen und von der Presse zum Teil 
selbst vollzogenen Gleichschaltung noch gelegentlich pu­
blizistisch äußerte. Als sich der Kirchenkampf in folge des 
Widerstandes der "Bekennenden Kirche" auch in Kassel 
und Nordhessen verstärkte, entfiel für d1e Tagespresse 

weitgehend die Möglichkett, darüber zu berichten. Denn 
die Staatspolizeistelle Kassel verbot am 10. 11. 1934 auf­
grundeiner VerfUgung des Tonenministeriums sämtlichen 
Verlagsanstalten und Druckereien "bis auf weiteres alle 
Veröffentlichungen in der Tagespresse, in Flugblättern 
und Flugschriften, ... in Kirchenzeitungen, Gemeinde­
blättern, Wochenblättern, Zeitschriften, die sich mit der 
evangelischen Kirche befaßten".67 Diese Maßnahme soll­
te bewirken, daß nicht noch mehr Unruhe in die Bevö]ke· 
rung, insbesondere in die Landbevölkerung, hineingetra-

M HesstScher Kuncr vom 20 . .2. iCIH. o7 StAM lo5t394). ~7~ Vgl. K;ul Wilht'lm 0.1hm: N;mer und J>olmk. Koln JCI65. 

82 



gen wurde. Auch der ,.Soontagsbrief', eine christliche 
Zfitschrift des zum Kasseler Bärenreiter-Verlag gehören­
den Neuwerk-Verl:tges mußte sich dem Verbot beugen. 
J(un zuvor harte er noch clie Botschaft der "Bekennenden 
Kirche" vom 21. Oktober 1934 veröffentlicht und aus­
füh rliche Erörterungen daran geknüpft. Gleichwohl um­
ging der .,Sonntagsbrief' das Verbot teilweise, indem er 
An?cigen über Veröffentlichungen druckte, die sich ge­
gen die nationalsozialistische Kirchenpolitik richteten. 
Der Sonntagsbrief war das einzige Presseorgan Kassels, das 
mehr oder minder offen SteiJung gegen Maßnahmen, Zie­
le und geistige Elemente des Nationalsozialismus bezog 
und von stärkeren Repressalien des Regimes betroffen 
war. Sieht man von kirchlichen und ethischen Belangen 
.1b, so verhielt sich die kleine Zeitschrift dem nationalso­
T.ialistischen Staat gegenüber zunächst loyal, was ihr an­
finglich ebensowenig schwerfiel wie den meisten evange­
lischen Geistlichen, weil in diesem Bezugsfeld die Aus­
gangsbasis, wenn nicht unpolitisch, so doch gewiß nicht 
die demokratische Republik war.67a An der positiven Ein­
stellung zum nationalsozialistischen Staat zweifelten so­
g•tr die den Sonntagsbrief überwachenden Staatsorgane 
nicht, als sie seine Position im Kirchenkonflikt kritisch 
vermerkten. 68 

Sie unterschieden zwischen kirchlichem Engagement und 
politischer Einstellung. Diese Vorgehensweise entsprach 
nicht der Rolle des NS-Staates im Kirchenkonflikt und 
war eher auf ein von dem Verleger später bezeugtes Wohl­
wollen des Polizeipräsidenten und Kasseler Gestapochefs 
1.urückzufiihren, der seinerseits zu diesem Zeitpunkt ein 
gespanntes Verhältnis zur Gauleitung hatte. Solange es im 
Kirchenkonflikt dem Anschein nach um organisatorische 
Fragen ging, bezog der Sonntagsbrief lediglich eine refe­
rierende Position, als jedoch immer deutlicher wurde, daß 
es um die Autonomie der Kirche und ihre theologische 
GrundJegung ging, übernahm der Sonntagsbrief die Auf­
gabe eines Publikationsorgans des Pfarrer-Notbundes. 
Gleichwohl bestritt der Verleger der Staatspolizei gegenü­
ber .,jede Verbindung mit dem Pfarrer-Notbund". Gestützt 
auf Verordnungen des Reichsbischofs verbot der Bevoll­
mächtigte der Evangelischen Landeskirche für Waldeck 
und Pyrmont unter Androhung disziplinarischer Maß­
nahmen clie Verbreitung des Sonntagsbriefes.69 Die Ver­
warnungen und die von der Kasseler Staatspolizei verlang­
te Vorzensur der periodischen Schriften des Bärenreiter­
Verlages verfehlten nicht ihre Wirkung. Der Sonntags­
brief strich notgedrungen seine Überblicksberichte über 

d1e Situation in der Ktrche auf wenige neutral formuliert(! 
Kur-tmitteilungen zusammen, d1e schließlich g.anz fortfie­
len. 
Wesentlich gefährlicher ftir den Sonntagsbrief war Je­
doch. daß er mit ethisch oder religiös begründeten Argu 
menten das NS-Regime indirekt angriff. Es ist erstaunlich, 
daß der vom Regierungspräsidenten in Kassel in einer 
Mitteilung an die Gestapo erwähnte Artikel "Der deut­
sche Gruß" nicht zum Verbot der Zeitschrift fUhrte. Die 
Aussage des Artikels lief darauf hinaus, der Gruß "Heil 
Hitler'' dürfe nur als reltgiöse Fürbitte für Volk und Führer 
und nicht im weltlich-politischen Sinne angewendet wer· 
den.70 Unausgesprochen wurde damit all jenen. die sich 
gegen den ,.Hitler-Gruß" sperrten, angeraten, ihn zu 
unterlassen. W ahrschcinlich bezog sich der Artikel auf 
aktuelle Vorfalle, wenn sich Pfarrer in Nordhessen weiger­
ten, den Hitler-Gruß anzuwenden und zu erwidern.71 
Schließlich nahm der Pressereferent des Gauleiters meh­
rere Artikel des Sonntagsbriefes zum Anlaß, bei dem Präsi­
denten der Reichspressekammer am 10. 12. 35 den Aus­
schluß des Verlegers und des Schnftlelters des Sonntags· 
briefes aus der Reichsschrifttumskammer und damit das 
Ende ihrer beruflichen Tätigkeit zu erwirken. Fürden Ver· 
leger hätte das gleichzeitig den Ausschluß .tus der Reichs­
musikkammer und der Reichskammer der bildenden 
Künste nach sich gezogen, demnach jegliche kulturelle 
Betätigung für clie Zukunft unmöglich gemacht. Mit dem 
Ausschluß war die Aufforderung verknüpft, den Bärenrei­
ter-Verlag "binnen 8 Tagen zu schließen oder zu verkau­
fen".72 Gegen den Willen der Gauleitung, die den Aus­
schluß des Verlegers wegen ,.staatsfeindlicher Gesinnung 
seiner Veröffentlichungen" und die AnwcisUJlg Lum Ab­
bruch "jeglicher weiterer Verbindung mit dem Verlag" 
durch ihren Gaupressedienst am 20. 12. 1935 verbreiten 
ließ, gelang es dem Verleger unter Einschaltung ruhrende1 
Persönlichkeiten der Reichskulturkammer, insbesondere 
des Präsidenten der Reichsmusikkammer, des Oberpräsi­
denten Prinz Philipp von Hessen, und des Polizeipräsi­
denten Fritz von Pfeffer, die dem Verleger halfen, den 
Ausschluß rückgängig zu machen. Allerdings mußte sich 
der Verleger verpflichten, die Verlagsrechte an den religiö­
sen Zeitschriften zu verkaufen und in Zukunft wede1 
Rechte an Presseorganen konfessionellen oder allgemein­
politischen Charakters zu erwerben, noch einen irgend­
wie gearteten Einfluß auf solche Zeitungen und Zeitschrif­
ten zu nehmen. Mit einem Trickumging der Verleger die­
se Auflage, indem er die religiösen Zeitschriften und den 

01~ Vgl. Kari-Wilhc:lm Dahm: Pfarrer und Politik. Köln 1965. 6R Pol1zeipräs1dent Kassel, StaatspohzcJ~tclle an das Geheime Polizeiamt in Berltn vom 
6. 2. 1934, StAM 165/3943. 69 3. 2. 1934, StAM 165/.1943. 70 SonntagsbriefNr. 3, vom 21. I. 1934. 71 Pfarrer Eichhofer, Rcicbensachsen, belr. 3 
I l. 1933, StAM 165/3943; vom 24. 11. 1933, StAM 180/9408; StAM 156/3908. E1chhofer gehörte 1.ur Bekennenden Kir~hc. 7l Präsident Reichs 
pre~sckammcr an Paul Gümbcl vorn 10. 12. 1935. Pm. Besitl! P3ul Gürnbel. 
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~vangdtschen Buthvc:rlag unter dtm Pirmc:nnamen ,Jo­
hannes-Stauda-Verlag" zusammenfaßte und an einen 
MitJrbeiter formell verk,lUfte. Seitens der Kirche erhielt 
der Verleger nath e1genem Bekunden keine Hilfe:. Die in 
nerktrchliche Situation hätte einen solchen Beistand auch 
nicht zugelassen. Der Zentralverlag der NSDAP gab eine 
Anweisung hcr.1us, nach welcher die von ihm beherrsch­
ten Tageszeitungen die Veröffentlichungen des Blirenrei­
ter-Verlage~ ~.u boykottieren hatten.73 Der Sonntagsbrief 
torderte fortan Ja~ Reg1me nicht mehr heraus unJ wurde 
bereits zum Jahreswechsel 1936/ 37 an das Kasseler Sonn­
rag~blatt vcrk.luh. Damit vcrschw.1nd das einzige publizi­
stische Organ Kassels, das über mehrere Jahre hin den Zie­
len des NS-Regimes entgegengetreten war. Der Sonntags­
brief hatte den Zorn der NJzis vor allem durch eine Be· 
trachtung vom 18. 8. 35 mit dem Titel .,Die große Kran­
kcnheilung", in der versteckt gegen die Euthanasie Posi­
tion bezogen wurde, herausgefordert. Darin sah die 
Reichspressekammer einen "versteckten" Angriff gegen 
das "Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses" aJ­
'iO gegen die Zwangssterilisation, der in .,gemeiner und ge­
h.isslgester"Weise ertolgt sei, weil der Artikel den Ein­
druck erwecken wolle. tler nationalsozialisttsche Staat 
wolle die unheilbar Kranken rücksichtslos bcseitigen.74 
Nun hatte Jer Sonntagsbnef sich wohlwei~ltch gehütet, 
.tu eh nur die leiseste: Andeutung über diesbezügliche Ziele 
des NS-Staates zu machen. Er hatte nur von einer "weit 
verbreiteten Anschauung" gesprochen. Die Reaktion der 
Nationalsozialisten zeigt, daß sie sich sehrwohl wegen der 
l,lUfenden Diskussionen und bestehenden Absichten ge­
troffen fühlen mußten. 
Provoziert hatte der Sonntag~briefdie Nationalsozi.1listen 
Jedoch auch mit Stellungnahmen, die sich nicht religjös 
begründen ließen. Er kritisierte die Besetzung Äthwpiens 
durch Italien als Unterdrückung eines kleinen Volkes und 
als Gefährdung des Weltfriedens.75 Damit machte er auf 
die außenpolitische T.aktik llttlers in dieser Frage auf­
merksam und griff sie indirekt an. Em Beitrag des Sonn· 
tagsbriefeszur Rolle des Christentums in der deutschen 
Geschichte76 wurde von den Nationalsozialisten zu Recht 
als direkte Kritik an ihrer Geschichtsaut-Tassung angese­
hen. 

In der PublizisttkKassels haben allein der Bärenrciter-Ver­
l.lg und sein Verleger den Nationalsozialismus publizi­
s ti~ch herausgefordert und zu einer scharfen Reaktion ver­
anlaßt, die ohne ihre Revision die berufliche Existenz des 
Verlagsinhabers und möglicherweise auch die Existenz 
des Verlages vernichtet hätte. Auch im Rahmen seiner 
kulturellen Aktivitäten, insbesondere bei der verlegeri­
schen Betreuung musikalischer Werke und ihrer Aufft.ih­
rung, bew1es der Verleger Res1stenz gegen den kulturpoli­
tischen Kur~ der Partei, dessen oft durch Rivalitäten er· 
zeugte Widersprüche auf dem Gebiet der Musik ihm ei­
nen gewissen Bewegungsspielraum gaben. Gleichwohl ist 
es schwierig, auch anhand der Memoiren des Verlegers77. 
der sich dessen bewußt zu sein scheint78, zu einer eindeu­
tigen Analyse aller Aktivitäten und Motive des Verlages 
und seiner Beziehungen zu den Nationalsozialisten zu ge­
langen. Denn der Verlag veröffentlichte auch NS-Publika­
tionen79, zeitweilig die Musikzeitschrift der Hitler­
JUgend80 und Liederhefte der Reichsjugendftihrung. 81 Ei· 
nige Komponisten der vom Verlag herausgegebenen NS­
Lieder waren hingegen wegen ihres kirchenmusika li~chen 

Schaffens ebenso wie ihr Verleger und Förtlerer häufig An· 
griffen der nationalsozialistischen Kulturideologen ausge­
setzt. Diese Ambivalenz war nicht nur durch Anpassung 
und Konzessionen gegenüber dem Regime bedingt, son­
dern auch durch die Entwicklung des Verlages aus der 
bündischen Jugend und der ih1 zuzurechnenden Singbe­
wegung heraus begründet. Völlig unabhängtg vom Natio· 
nalsozialismus und vor seinem Aufkommen waren hier 
Ideologien und Programme entwickelt worden, die sich 
teilweise mit denen des Nationalsozialismus deckten.S2 
Die Nationalsozialisten hatten auch Gedankengut der 
bündischen Jugend aufgenommen, es aber, insbesondere 
den Gemeinschaftsgedanken, ins ausdrücklich Politische 
und ins Diktatorische gewendet. Sie pervertierten die kul­
tur- und volkspädagogischen Konzeptionen der bündi­
schen Jugend oder verfolgten sie nicht ernsthaft. So, wie 
die bündische Jugend von der Hitlerjugend durch Zwang 
oder durch freiwillige, zum Teil auch durch überzeugte In­
tegration beerbt wurde, so trat auch der Bärenreiter-Verlag 
publizistisch in den Dienst der Partei. Aber gerade aus der 
mit musikpolitischem Monopolanspruch auftretenden 

"'J Kar! Vötterle; Haus unterm Stern. 3. Aufl K.!m~l 19b9. S L3b. 74 Vöuerlc:, S. 136 lt u. Anm. 72. 7~ .Du: Untetlbarkett dc~ Friedens· Jn: Det 
Sonnt.lgsbrief, 3.Jg. Nr. 33. vom 18. 8. 1935. 7~ nDer lebendige Christu~ und die deurstbc Gtschtchte". In: Der Sonntag~brief, 3.Jg. Nr. 30, vom 18. 
7 1935. 77 Karl Vönerle: Haus unterm Srern a.a.O. (73) Weil er den vorgegebenen Rahmen sprengen würde, ist der folgc.-nde Klärungsversuch kür­
l er und m der Analyse vereinfachender, Jh e~ dte KomplexHät des Gegenstandes erfordert. Es wurde gleichwohl nicht darauf vcrztchtet, wc.-ildie Rolle 
des Verlages bzw. scmes Verlegcrs noch heut!' von Zt'ittcugcn völlig unterschiedlich beurteilt wird. Dies spiegelt sich auch im Spruchkammerverfah­
ren wtder. Jessen Berufungsinst.ut :t d.u ur~prüngltche Urtetl Jufhob und den Verleger unterder Zubilligung aktiven Widerstandes fretsprach . (Quelle: 
Kein .Jmtltches Ongtn.1l. modern ctn wahrscheinlich vom Bm:nreitcrverlag publizierter Druckdes Urteils. Stadtarchiv Kassel). Vgl. hierzu:Johannes 
I Iodeie Musikalisch-päda~ogische Bewegung zwischen Demokratie und Faschismus. Weinbeim und Bascl1977, insbesondere zum Bärenrciter·Ver· 
l.1g S. 120- 211. 78 Vgl. Vötterle J.d.O. (73), S. 125. 7Q Zchnj.1hre Bärenreiter·Verlag Kassel1924-1934. Gcsamtverzeichnis. Kassel1934; Eintau· 
send Blirenreltcn·Ausg.tben. Ge~anttverl.ctchnis. K.tssel 1936, msbes. S. 12, S. 43, S. 44, S. 92 f. 80 Etntausend Bärenreiter-Ausgaben .l .J 0. (79), S. 
'J2. Kl Ebenda S. 93. Xl Vgl. Fclix R.tabc: Die Bündische Jugend . .)tuttgat1 1961, S. 130 tT. 
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und sich neuheidnisch gebärdenden HJ heraus erfolgten 
bJld Angriffe gegen den Verlag- insbesondere auf dessen 
religiöse Komponente. Wahrscheinlich spielten Einflüsse 
der HJ auch bei dem Antrag auf Ausschluß des Verlegers 
und des Redakteurs des Sonntagsbriefes aus der Reichs­
schrifttumskammer eine Rolle. Anderseits ist es zumin­
dest erstaunlich, daß der Polizeipräsident und Chef der 
Kasseler GestapolB, die seit 1934 außer der ÜberwJchung 
des Sonntagsbriefes auch Kontrollen und Verhöre im Ver­
lag vornahm, sich fUr die Rehabilitation des Verlegers ein­
setzte. Die Hilfe des kulturell engagierten und mit dem 
Verleger in enger Verbindung stehenden Oberpräsiden­
ten Prinz Philipp von Hessen erscheint schon verständli­
cher. Es war aber im Vergleich zu ahnhch gelagerten Fäl­
len ungewöhnlich, daJ~ er Goebbels drohte, er werde sich 
direkt an Hitler wenden, wenn der Ausschluß des Verle­
gers aus der Reichspressekammer nicht rückgängig ge­
macht würde.S4 Trotz seines schlechten Verhältnisses zur 
Gauleitung undtrotzder-in einem Fall sogar mit terrori­
stischem Unterton85 - geäußerten Drohungen national­
sozialistischer Kulturfunktionäre konnte der Verlag seine 
auch fur das kulturelle Leben Kassels wichtige Arbeit, ins­
besondere auf dem Gebiet der den Nazis unwillkom­
menen, aber trotz ständiger Kritik geduldeten Kirchen­
musik86, fortsetzen. Wegen der zunehmenden kriegswirt­
l>Chaftlichen Beschränkungen konnte er gegen Ende des 
Krieges nur noch wenige Publikationen herau~bringen. 
Knapp ein Monat vor Kriegsende wurde auch dieser Kas­
seler Verlag ein Opfer des Luftkrieges. 
Der Bärenreiter-Verlag gibt ein Beispiel dafUr ab, daß Re­
präsentanten kultureller und christlicher Werte nicht so­
fort nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten 
mit diesen in ernsthafte Konflikte geraten mußten. Zum 
Zeitpunkt der Machtübernahme und der ihr folgenden 
Zerstörung des Rechtsstaates einschließlich des offenen 
Terrors konnte der geistig-kulttuelle und der chrisLiiche 
Staudpunkt gletchsam blinde Flecken haben, wie das 
Schweigen des Sonntagsbriefes und späterer Repräsentan­
ten der Bekennenden Kirche zu diesen Vorgängen und zu 
diesem Prozeß veranschaulicht. Das würde weniger auffal­
len, wenn nicht später Beweise des Widerstandes geleistet 
worden wären- und das zu einem Zeitpunkt, als die Ma­
schen des NS-Systems, zum Teil unsichtbar, die gesamte 
Gesellschaft überzogen, und nicht mehr der offene Terror 
die Inhumanität der Nationalsozialisten jedermann sicht­
bar machte. Die Forschung hat hinreichend erklärt, wes­
halb Repräsentanten des gebildeten und protestantischen 
Bürgertums von den Machtveränderungen des Jahres 

~~Zur Person siehe; Volksgc:me•Mc:haft und Volkstdnde a.a.O. (37), S 2?61 
bcrg: Musik im NS-Staat. Fr.mkfurt 1982, S. 130 ff 

1933 zunächst dH! Chante c:10cr wirtschaftlichen und po­
litischen, aber auch geistigen und kulturellen Erneuerung 
erhofften. Wenn sie keine Antisemiren oder ausgesproche­
ne Gegner der terrorisierten Arbeiterbewegung waren, sa­
hen sie die Begleitumstände der nationalsozialistischen 
Herrschaftserrichtung als vorübergehende Auswüchse an. 
Von dieser Fehleinschätzung waren nicht einmal Teile der 
Arbeiterbewegung frei, die doch Gegner und erstes Opfer 
Jes Nauonalsozialismus war. Erst dit' Eingnflc des nario­
nalsozialistischen Herrschaftsanspruches in dte eigene Le­
bens- und Wertwelt motivierten dann, wenn nicht Furcht 
oder Opportuni$mu~> überwogen, zu Resisten7 oder gar 
Widerstand. 
Gleichwoh I bleibt festzuhalten, daß sich in der verlegeri­
sche n und kulttuellen Tätigkeit des Bärenreiter-Verlages 
und der Reaktion der National~ozialisten auf sie insge­
samt gesehen die dem NS-Regime immanenten WidersprÜ· 
ehe exemplifizierten. Einerseits gehörte der Verlag zu den 
ungewollten ideologischen Schrittmachern und Expo­
nenten des Regimes. Andererseits waren es zum Teil die 
gleichen ideologischen Antriebe, die den Verlag unverse· 
hens in Situationen des WiderstJndes gegenüber den 
Machthabern b.Gw. etnzelnen Gruppen und ideologischen 
Positionen des Nationalsozialismus brachten, was jedoch 
trotzder beschriebenen Gefahrdung die außerordentliche 
wirtschaftliche Entwicklung des Verlages in der Nazt-Zeit 
nicht zu hemmen vermochte. Für den Bärenreiter-Verlag 
wie überhaupt flir Kunst und Kultur gilt, daß es auch einer 
ausfuhrlieberen Untersuchung als der vorliegenden nicht 
immer möglich sein wird, ein eindeutiges Urteil über ein 
sogar von einzelnen Personen repräsentiertes Nebenein­
ander von gewollter und ungewollter Übereinstimmung, 
Anpassung) Kompromiß, Erfolg, Bedrohung, Furcht, 
Mut, Resistenz oder gar Widerstand zu fallen. 
Beschließen soll diese Erörterungen die von den Nazis als 
.,gemeiner, gehässiger" und zugleich versteckter Angriff 
gewertete zentrale Aussage der Andacht des Sonntagsbrie­
fes vom 18. August 1935. Damit soll zum einen das ein­
deutigste Beispiel der nur von diesem Blatt erbrachten 
Akte publizistischen Widerstandes in Kassel wörtlich do­
kumentiert werden. Zum anderen geben Wortlaut und 
Sprache eine Möglichkeit zum ~tändtgcn Vergleich bei 
det im nächsten Abschnitt behJndclten Problematik und 
ihrer Analyse. 
Im Sonntagsbrief hieß es: .,Wir kennen eine heute weit 
verbreitete Anschauung, die ganz bewußt das zerbroche­
ne Rohr vollends zerbrechen, den glimmenden Dochr 
vollends auslöschen und das lebensunwerte Leben vercler-

R4 Vöuerlc: :u.O. (73), S. 137 oS Ebend;1 S. 13 I. 3~ Vgl. Frcd K. I'n~· 
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bcn will. Sie hält den für senrjmcnr.tl und iur praktischen 
Sinnes bar, der sjch dagegen wehrt, und b~rethnct den 
Nutzen, den Jie menschliche Gesellschaft davon hat, 
wenn solcht's nutzlose Leben verschwindet. Aber wer h.H 
~m Recht, und wer hat die Fähigkeit, darüber 7.U urteilen, 

was lebenswen und lebensunwert ist? Wer darf im Emsr 
dem Schöp.er und Erhalter des Lebens vorgreifen? Und 
damit sein wolleu wie Gott? Mttssen wir daran erinnern, 
welch ein unendlicher Segen oftmals ausgegangen ist von 
einem Leben, das sinnlos zu sein schien in seiner Qual?" 

Ideologie und christliche Ethik: Eine Fallanalysc.:. 

Obwohl Jer Sonntagsbrief nidtt, w1e die Nazis behaupte­
ten, zum ,.Gesetz zur Vc:rbutung erbkranken Nachwuch 
scs'' Stellung genommen hatte, so macht ein Vergleich 
mit der Sprache und den Argumenten zur Befürwortung 
dit'Ser M.1ßnahmen in der Kasseler Tagespresse geradezu 
erschütternd klar, wie sogar eine mit christljchem An­
spruch ausgestattete Publizistik durch das Nazidenken 
pervertiert 'iclll konnte. Neben anderen Beiträgen, die mit 
ökonomischen87 und rasscimperi.llistischen88 Argumen­
ten die Zwangssterilisation rcchtferrigten, gab auf Veran­
lassung des Oberpräsidemen Philipp von He~sen in den 
Zeitungen der Provinz Hessen-NassauSK~ auch in der Kas­
seler Post vom 13. März l934 ein Nervenarzt, derärztliche 
Leiter der in der Nähe Kassels gelegenen kirchlichen Heil­
.lmtalt Hephata, entsprechend dem Titel seines Artikeh 
eine Antwort :lllf die Frage: ,,Warum Zwangssterilisa­
tion?" Hier wurde die Zwangssterilisation mit den gängi­
gen wirtschaftlichen und rasseideologischen Argumenten 
ent~chieuen beflirwonet, die sich .tuch im sprachlichen 
Ausdruck mit den in Hitlcrs "Mein Kampf'89 verbreiteten 
Behauptungen völlig deckten. Zugleich wurde die soge­
nannte ., Vernichtung lebensunwerren Lebens" aus Grün­
den der ärztlichen und christlichen Ethik grundsätzlich 
abgelehnt, und cl.1bei sogar ein aus einem ganz anderen 
Zusammenh.1ng herausgerissenes Hitlerzitat als zusätzli­
che Begründung angeführt, womit sich der Verfasser zwei­
fellos gegen Repressalien absichern wollte. Jedoch konnte 
auch der zeitgenössische Leser nicht annehmen, es sei der 
eigentliche Zweck des Beitrags, unter dem Schleier eines 
nationalsozialistischen Vokabulars den Plänen der Nazis 
zur "Vernichtung lebensunwerten Lebens" vorzubeugen 
oder versteckt auf sie aufmerksam zu machen. Allenfalls 
wollte er die Zwangssterilisation als einzig mögliche und 
schon daher unverzichtbare Alternative einsichtig ma­
chen. Es ging dem Verfasser um die Begründung und 
Rechtfertigung eines unabhängig von den Nazis und be­
reits vor ihnen erstellten eugenischen Programms mittels 
einer nicht nur von ihm seit längerem propagierten, medj-

zinisch-diagnostisch zu unpräzis und umfassend defmier· 
ten und daher alle Möglichkeiten des Mißbrauchs zulas­
senden Zwangssterilisation. Zwar sollte man eine solche 
Absicht nicht unterstellen, aber die Nationalsozialisten 
verwendeten auch keine anderen Argumente, als sie in der 
Folgezeit Kriminelle, Zigeuner und Homosexuelle in 
Konzentrarionslager brachten, wo außer der physischen 
Vernichtung auch in vielen Fällen Sterilisation und Ka· 
strat iondieser von der Norm .tbweichenden Menschen er· 
folgte.90 Hierzu gehörten ntcht nur wissenschaftlich un­
belegbare, aber in der dJmallgen Psychiatrie verbreitete 
Argumente, die, wie in dem Artikel, psychische und geisti­
ge Erkrankungen, jedoch auch schulische Leistungs· 
schwäche und sozial abweichendes Verhalten wie Arbeits­
verweigerung und Landstreicherei in erster Linie auf Ver· 
erbung zurückführten. Völlig .tbsurd, Jber mit der Funk­
tion der Rechtfertigung n.ltionalsozialistischer Herrschaft 
und ihrer Maßnahmen gegen von der Norm abweichende 
Menschen einsch ließlich der politisch Andersdenkenden 
war die für das n.tzistische Denken charakteristische Ver­
knüpfung mit dem politischen Bereich. Denn angesicht\ 
der bereits bestehenden gesetzlichen Voraussetzungen 
hätte sich der Verfasser auf seine auch nach damaligem 
Wissen fragwiirdige medizinische Argumentation be· 
schränken können. Es war also nicht erforderlich, son· 
dem ausschließlich politisch-ideologisch begründet. 
wenn er sich zu der Behauptung verstieg: "So ... dachten 
die leitenden marxistisch-liberalistischen Kreise. 15 Jahre 
haben sie untätig zugesehen, wie von Jahr zu Jahr die Zahl 
der geistig Minderwertigen wuchs, wie unser ganzes Volk 
an diesen Untermenschen krank'te, die nach der Ausmer-
7Ung der Besten durch den Krieg von schmutzigenWeilen 
an die Oberfläche geworfen waren. Immer größer wurde: 
die Gefahr, daß eines Tages der Damm zerbreche, und wir 
von den durch die Leidenschaften aufgepeitschten Anor­
malen hinweggespült würden. So standen wir nicht nur 
politisch und wirtschaftlich, sondern auch rassisch vor 
dem Untergang ... 

K' Kasseler Post vom 22. 2. 1934 ~Aufstieß oder Untergang?~ (Bericht über einen Vortug des Studu:ndirektors Dr. Höfte). 88 Ka~seler Post vom 22. 2 
1934 • Was kosten die Minderwertigen? (Auch abgedruckt als Faksimile in: Volksgemeinschaft und Volk~letndc a.a.O. (37), S. 223). 38• Verlegt ­
vernichtet - vcrj!.essen ... ? Lcidenswtge von Menschen aus Hephata im Dritten Retch. Eine DokumentJtiOn. Peter Göbel, Helmut E. Thormann 
Srhwalm~tadt 1985, S. 13 f. SQ Adoffl htler: Metn Kampf. 248.-251. Aufl München 1937, S. 445 fr. "'' Vgl. Mcdi7an ohne Menschlichkeit. Hg. v 
Alcx;~nder Museherlieh und Frcd Mtdke. fr;~nkfurt 1960, S. 212 ff. 
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Wer das glaubte, fUr den durfte es Juch keine Einwände 
geben. Das war die publizis6sch-propagandistische Funk­
uon des Aufrufs fur ein Programm der Nationalsoztali­
sten, zu dem in der Weimarer Republik auch die Völki­
Khen und eine konservative Kulturkritik, die sich zum 
Teil sogar als christlich verstand, ideologische Beiträge ge­
lietert hatte. So hieß es: "Hinweg mit allen Bedenken, auf 
1.um Kampf mit unserem Führer fiir Deutschlands Reiner­
haltung und Aufartung", um das behauptett: Anwachsen 
der Zahl der "geisteskranken Schädlinge" und der "Min­
derwertigen ... in absehbarer Zeit zu vermindern", zu­
gleich aber "an der sittlichen Erneuerung mitzuarbeiten", 
um die "Ehe rein" zu halten, den "Gebärwillen" gegen die 
Gefahr einer" Vergreisung unseres Volkes" zu heben. 
Sieht man von der im Begriff "Schädling" sich am er­
schreckendsten äußemden Unmenschlichkeit des Natio­
nalsozialismus und seiner Sprache91 ab, denn sogartn der 
kirchlichen Publizistik sprach man gelegentlich von 
.. Minderwertigen", dann war die Verquickung von ideolo­
gischen, religiösen und medizinischen Argumenten zu ei­
ner rationalem Denken und modernem Rechtsempfinden 
europäischer Kultur schon rein verbal hohnsprechenden 
Mixtur gleichwohl vereinbar mit dem christlichen An­
spruch des Beitrags. Im Gegensatz zur katholischen Kir­
che hatten die evangelischen Kirchen die Zwangssteri­
h~ation nicht abgelehnl.9l Theoretiker des Protestantis­
mus und Praktiker der fiir die Heilanstalten zuständigen 
Inneren Mission hatten sich bereits vor der Herrschaft des 
Nationalsozialismus und unabhängig von ihm auch mit 
eugenisch-rasseideologischen Argumenten und Begriffen 
fur ein Sterilisationsprogramm eingesetzt. 93 
Das bezeugte gegenüber den Nationalsozialisten später 
auch der kirchliche Leiter von Hephata für die Heilanstalt 
und ihre Ärzte, und zwar mit dem deutlichen Hinweis auf 
die politischen Bezugspunkte, indem er daran erinnerte, 
daß die Anstalt "in den Zeiten vor dem Umschwung als 
f lort des Kampfes gegen den Marxismus gegolten" 
habe.94 Mit Marxismus war, was fur die damalige Publizi­
)tik immer zu beachten ist, tm Sprachgebrauch und in der 

politischen Vorstellungswelt der Nationalsozialisten und 
des Nationalismus-Konservatismus nicht allein der Kom­
munismus oder die Sozialdemokratie gemeint, sondern 
zumeist auch die politi~ch-gesellschafthch~ Wirkltc.:bkc:-tt 
der Weimarer Republik. 
Bereits in der Anfangszeit der Weimarer Republik hatte 
der kirchliche Leiter der Anstalten Hephata, ein 1933 von 
der Theologischen Fakultät der Universität Marburg mit 
der Ehrendoktorwürde .IUsge.ccichncter Pfarrer. behaup­
tet, in hohem Ma(~e neigten zu Kriminalität. politischem 
Terror und Kommunismus sogenannte Psychopathen, die 
eben unheiJbar und daher in Anstalten zu bringen und 
dort zu Arbeit ,.anzuhalten" seien. Er unterstützte den 
von 1910 bis 1950 amtierenden Chet:uzt und Autor des 
Arttkels bereits vor der Machtübernahme der Nationalso­
.~:ialisten in ~etnen Juf ge~etzlJche Regelung drängenden 
Sterilisationsplänen, die dieser eben nicht erst mit Rück­
sicht auf die nauonalsozialisüschcn Machthaber durch ei­
tle Verknüpfung unhaltbarer neurologtsch-eugentsr.:het, 
kriminologischer und politischer Argumente begrundet 
und publizistisch verbreitet hat. 94.1 

Sein Pressebeitrag war we&entlich radikaler und tJcolo­
gisch eindeutiger als das "Gesetz zur Verhütung erbkr.m· 
ken Nachwuchses-", bei dessen Formulierung und Begrün­
dung d.ie Nattonalsozialisten not.h Jußen- und mncnpolt­
tische Rücksichten genommen hatten. QS In der Bevölke­
rung bestanden keine erheblichen Widerst:inde gegen das 
Gesetz, aber sogar bei vielen Parteiangehörigen gegen eine 
., Vernichtung lebensunwerten Lebens", was deren BcfUr­
worter sehr wohl wußten. Insofern mußte den National­
~ozialisten eine solcher Presseartikel willkommen sein, 
weil er beschwichtigend wirken konnte, und Bedenken ge­
gen die Zwangsstenlisatton und dc:n V c:rdacht aus1uräu· 
men versuchte, clag das Gesetz der erste Schritt auf dem 
Weg zur "Euthanasie" sein könnte. Gerade die heute 
ntcht mehr nachvollziehbare Verquickung von medizini­
scher und christlicher Autorität mit nazistischem Denken 
konnte diese Funktion erftillcn und V crtrauen schaffen. 

Kasseler Sonntagsblatt: Feierabendchristentum und Nationalsozialismus. 

Die Auflagenentwicklung der evangelischen Publizistik 
seit 1933 verdeutlicht nicht nur die Einstellung emes Tei· 
les der Bevölkerung, vor allem auf dem Lande, zum Um­
gang der NSDAP mit der Kirche und dem christlichen 

Glauben. Sie verdcutltcht auch indirekt das Unbehagen 
an der Tagespresse, weil im Gegensatz zu dieser die Aufla­
gen der christlichen Zeitschriften stabil blieben oder sogar 
noch stiegen. Der ohne Rückhalt der Amuktrche vertrie-

Yl Vgl. Vrctor Klempcrcr: ~LTI". Oie unbewältrgtc SprJche. München I 969. 9l Jobannc\ TutheiJIIg.): .,Kern Rcdlt .aur Leben". Bc:rlul 191:14, S. IO'J 
II. 93 Ebeuda S. 106fT. 94 Ma.nfrc~d Klüppd: ,.Euthdllasie~ und Lebensvc:rnicbruogam ßcrspiel er Landesherlanstaltcn Hama und Merxh.tu~c:n 3 
Autl. Kls~el 1985, S. 20 9~• Verlegt - vernichtet - vergessen ... ? .u.O. (84-t), S. 12-15. 9S Tuehel a.a.O. (92), S. I 04. 
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bene Sonntagsbnef erreichte mit üb~r 25.000 Exemplaren 
seine höt:hste Auflage zu einem Zeitpunkt, als er mit der 
NSDAP in Konflikt lag. Als der Sonntagsbrief ~ich dem 
Zwang beugte und Kritik unterließ, ging auch die Zahl der 
Besteller stark zurück. Vielleicht lag das auch an dem Ver­
bot der Amtskirche. den Sonntagsbrief in den Gemeinden 
lU verbn:iten.96 Aufkeinen Fall drückt sich d..trin eine Ab­
kehr vom christlichen Denken und Milieu zugunsten des 
Nationalsozialismus aus. Von I 933 an erhöhte sich stär­
ker denn je zuvor die Auflage des Kasseler Sonntagsblat­
tes. dessen Verl..tg den Sonntagsbrief 1937 übernommen 
hatte. 
Von 1929 bis 1933 ~tieg die Auflage des Kasseler Sonn­
tagsblattes von 120 000 :llll 132 000. ln einem Jahr, und 
zwar bemerkenswerterweise von 1933 bis 1934, machte 
die Auflage dann einen Sprung aufl 63 000 und stieg wei­
terhin. 1939 wardas Ka~seler Sonntagsblatt mit einer Auf­
lage von 177 000 die größte Wochenzeitung ihrer Art in 
Deutschland. Dieser Erfolg ist jedoch weder auf einen 
christlieb motivierten Widerstand der Bevölkerung noch 
tles Kasseler Sonntagsblattes zurückzufuhren. Denn das 
Kasseler Sonntagsblatt ist ein besonders geeignetes Bei­
~p1el daftir, daß die Entwicklung der Presse unter dem Na­
tionalsozialismus und die Reaktion des Publikums darauf 
sehr differenziert zu sehen ist und pauschale Aussagen 
verbietet. Schon daher erscheint eine ausführlichere Ana­
lyse geboten, zumal die überproportionale Auflagenstei­
gerung gerade im Zuge der Herausbildung des NS-Regl­
mes auffallend zum rapiden Auflagenschwund der Tages· 
presse zum gleichen Zeitpunkt kontrastierte. 
Der Inhalt de~ Kasseler Sonntagsblattes war n icht nur 
theolog1sch begründet, sondern sprach mehr ein soge­
nanntes Feierabendchristentum an. HeimattümeleJ, 
Schollenideologie, wie sie schon vor dem .,Dritten Reich" 
in autlagenstarken Romanen und Erzählungen eine groge 
Rolle spielten, und Butzenscheibenromantik durchtränk­
ten sogar die christlich getönten Inhalte. Konservatives 
Denken, insbesondere in seinen faschismusnahen Spiel­
arten, nationalistische und antisemitische Töne prägten 
die Zeitung bereits vor der Machtübernahme. Damit ge­
hörte sie Jenem politischen Spektrum und Milieu an, oh­
ne das der Nationalsozialismus nicht hätte entstehen und 
zur Macht gelangen können. In dieses Bild paßt, daß be­
reits der Gründer der Kasseler Sonntagsblattes im vorigen 
Jahrhundert die Zeitung auf die Schiene des Antiliberalis­
mus und der AufklärungsfeindliLhkeil gesetzt hatte; ganz 
im Smne einer protestantischen Orthodoxie, die vor al-

lern die bäuerlu.he Landbevölkerung und das Kleinbür­
gertum in jenem Gemisch von ressentimenrträchtigen 
Antihaltungen und in einem sozialen Selbstverständni~ 
bestärkte, das sie zu Anhängern nationalistisch-völkischer 
Parteien und schließlich unter dem Eindruck der Welt­
wirtschaftskrise des Nationalsozialismus machte. Insbe­
sondere der Herausgeber und Verleger der Zeitung fand 
schon in seiner Jugend im Kaiserreich den Weg zurantise­
mitischen völkischen Bewegung durch sein "Wirken in 
der Deutsch-sozialen Partei" .97 Er erhielt die in Kassel nur 
zweimal verliehene Ehrennadel des Deutsch-Völkischen 
Schutz- und Trutzbundes, dem er bis zu dessen Auflösung 
nach dem Ratbenau-Mord angehört hatte.98 Teile dieser 
JntJsemitischen Organisation der republikfeindlichen äu­
ßersten Rechten verschmolzen mit der NSDAP. In einem 
Prozeß wegen angeblicher Beleidigung des ermordeten 
Rathenau und der Republikwurde der Verleger zwar 1929 
in der Berufungsinstanz freigesprochen. Er wurde aber bis 
zur Machtübernahme der Nationalsozialisten von der po­
litischen Polizei wegen seiner republikfeindlichen Posi­
tion überwacht.99 
Während der letzten Jahre der Weimarer Republik setzte 
das Kasseler Sonntagsblatt immer deutlicher seine poli6-
schen Akzente und bezeichnete sich offiziell als .,c.hrist­
lich-national". Zwar unterstützte es bis zur Machtüber­
nahme die .,nationale Opposition" HugenbergslOO- die 
Deutschnationale Partei und den Reichslandbund - wo­
mit es jedoch auf der Linie vieler protestantischer Pfarrer 
und der Bauern derälteren Generation lag, die noch nicht 
wie ihre Söhne zur NSDAP übergewechselt waren. Wenn 
es auch .mtisemitische und antiultramontane, gegen den 
politischen Katholizismus gerichtete Töne aus der Tradi­
tion der bürgerlichen unJ protestantischen Rechten und 
nicht aus dem Nationalsozialismus entlehnt hatte, so 
spiegelt sich in der politischen "Wochenschau" der Zei­
tung doch die wachsende Sympathie mit der NSDAP in 
den Monaten vor der Machtübernahme. Sie gelangte 
auch in der nachhaltigen rnaterieUen Unterstützung der 
Kasseler Partei durch den Verlag 101 t.Um Ausdruck. Das 
Sonntagsblatt unterstützte eindeutig die Position Hitlers 
gegen die, wie es formulierte, "Wühlarbeit''l02 inner­
halb der NSDAP. Gemeint war der Versuch des Reichs· 
kanzlers Schleicher, mit Gregor StrasserTeile der NSDAP 
von Hitler abzuspalten und eventuell eine bis zu den Ge­
werkschaften reichende "Querfront" zustandezubring­
en.IOJ Das Sonntagsblatt stand hinter dem Regierungs­
bündnis zwischen Hitler und der bürgerlich-agrarischen 

9b S1ehe Anm. 6 7. 97 100 Jahre Kasseler Sonnt.•gsblatt. Chronik 1879-1979. Kasseler Sonntagsblatt Druck- und V erlagshaus Thiele u. Schwarz. o.O. 
und J. und Selten;mgaben. 98 Ebenda. V9 Ebend.t. JUli Vgl. "Das absolut unmögliche Kdssder Sonntagsblatt. Eme verdiente Stiiupung". Kasseler 
Volk.~bldtt vom 7. I. 1933 (Abdruck cmcs Artikels der Franklurter Zeitung). tOt Vgl. Anm. 27. Hll Kasseler Sonotagsblatt, 55.Jg. Nr. 3, vom 15. 1 
1933. 103 Vgl. Axcl $(.hildt: Militärdiktatur mit M.lSSenbasis. Frankfurt, Ncw York 1981, S. 159 ff. 
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Rct.htcn, dessen Zustandekommen es uncingesch ränkt 
bejahte. Den, wie es formulierte, "flammenden Aufruf der 
Reichsregierung" sah es von .,christlichem Sinn und na­
tionalem Willen durchdrungen" ,104 Das Kasseler Soun­
tJgsblatt teilte voll die Meinung der Nationalsozi:llisten, 
daß ,.mit der Bildung des neuen Kabinetts ein Wende­
punkt irt der deutschen Geschichte eingetreten sein dürf­
te. Millionen von Deutschen setzen auf die Männer, die 
in dem neuen Kabinett sitzen, große Hoffnungen. Ihre 
Vergangenheit und ihr Wirken zeugen dc1fur, daß sie in 
heißer Liebe zum deutschen Volk um! V .nerlaml seit Jah­
ren bestrebt sind, das deutsche Volk aus seiner trostlosen 
Lage wieder lichteren Tagen entgegenzuführen. Man weiß 
Juch von diesen Männern, daß sie einen ungesunden Par­
lamentarismus, der nur an den Kuhhandel an der Futter­
krippe denkt, bekämpfen werden. Da ist auch zu verste­
hen, daß das neue Kabinett von den Leuten bekämpft wer­
den wird, die aus einem ungesunden parlamentarischen 
System Vorteil gezogen haben".t05 Diese Stellungnahme 
spricht ebenso für sich wie die Charakterisierung der Geg­
ner der Hitler-Regierung, also vor allem der Sozialdemo­
kraten und des Zentrums. Vorbehalte unter den bürgerli­
l:hen Partnern Hitlers, ihre Versuche, Sicherungen gegen 
eine Alleinherrschaft der Nationalsozialisten in das Regie­
rungsbündnis einzubauen, verurteilte das Sonntagsblatt 
~indeu tig als .,Zersetzungsarbeit", die, wie es hoffte und 
zutreffend feststellte, anders als in der .,Harzburger Front'' 
erfolglos bleiben würde.106 Das Sonntagsblatt bediente 
sich der gängigen, von den Nationalsoztalisten übernom­
menen Formel der antiparlamentarisch-republikfeindli­
chen Rechten, mit der schließlich auch die Ausschaltung 
der bürgerlichen Steigbügelhalter Hitlers gerechtfertigt 
wurde. daß das Wohl des Volkes und dessen Einheit über 
selbstsüchtigen, vom persönlichen materiellen Intt:resse 
der republikanischen Politiker bestimmten Parteiinteres­
sen zu stehen habe. Insofern unterstützte dc1s Kasseler 
Sonntagsblatt die politische Gleichschaltung. 
Das Kasseler Sonntagsblatt handelte gewiß nicht unter 
Druck oder aus taktischen Erwägungen zum Selbstschutz, 
wenn es in seiner Ausgabe vom 5. März 1933 sogar im Ge­
bet weitgehend unverschlüsselt Wahlparolen der hinter 
der Regierung Hitler stehenden Kräfte übernahm und die 
Wahlentscheidung der Leser unter moralisch-religiös be­
gründeten Druck stellte. In dem Gebet hieß es: "Herrgott 
unser Vater! ... Schließe uns alle zusammen, einmütig zu 
trachten, daß unseres Volkes innere und äußere Not über­
wunden wird. Gib uns ein tiefes Erschrecken vor allem, 
was in unserem Vaterlande an Bösem geschah, und lenke 
alle Herzen zu Buße und Umkehr. Mache uns alle freudig 

1114 Kasseler Sonnragsblatt vom 5 1. 1933. IO~ Ebenda. 106 Ebcnda 
1119 Siehe zitaerten Text des Gebetes ''om 5. 3 J 933. 

mitzuhelfen, daß m Staat und Stadt und Uor( nur ~okhe 
Männer unsere Führer werden, die ssch D1r verantwort­
lich wissen, Deine Gebote halten und nicht in ihren Äm­
tern ihre irdi)chen Vorteile suchen. sondern dem Wohle 
.tller ihrer Volksgenossen dienen wollen. Bewahre um vor 
der Sünde, heute bei der Wahl unsere Pflicht zu versäu­
men und unsere Stimme nicht abzugeben. Zeige uns allen 
in unseren Herzen und Gewissen, was vor Dir da~ Redue 
ist, und laß jeden sich so bei licr Wahl verhalten. daß er 
vor Deinem Urteil bestehen kann''. 
Zwar könnte man meinen, daß das Gebet mit der Wen­
dung "was in unserem Vaterland an Bösem geschah" aul 
den Terror und die Entwicklung zum nationalsozialistJ· 
sehen Unrechtsstaat anspielte und demgegenüber zur all­
gemeinen .,Buße und Umkehr" .mfrief. Aber diese Deu­
tung ist nur eingeschränkt möglilh, denn die Vergangen­
heitsform "geschah" macht unter Berücksichtsgung der 
btsherigen politischen Gesamthaltung des Kasseler Sonn­
tagsblc~ttes und des gesamten Wortlautes des Gebetes den 
Schluß zwtngend, da f~ in erster Linie die Weimarer Repu­
blik gemdnt war - genauer, das Bild, das d1c Zeitung darü­
ber gehabt und verm1ttelr hatte. Hierzu gehörte, wie be­
reits aus einem vorangegangenen Zitat ersichtlich, 10~ 
auch der in der rechtsbürgerlichen Presse üblicbc Vor­
wurf der Korruption und des Mißbrauchs der Partciemle­
mokratie zum persönlichen Voneil republikanischer Poli­
tiker. Unter anderem hatte da~ Sonntagsblatt dami1 kurz 
vor der Machtübernahme von dem Osthilfeskandal ab­
zulenken versucht, indem es mit antisemitischem Tonfall 
den sogenannten Barmat-Skandal aufwarmte.liJl! Der 
Hinweis, es sollten nur J.ie als "Führer" gewählt werden, 
die "Gottes Gebote halten und nilht in ihren Ämtern irdt­
schen Vorteil suchen", kann auch als Mahnung gedacht 
sein angesichts der vielen aus durchsichtigen Motiven in 
einträgliche Positionen drängenden Nationalsoz1ah~tetl 
und politischen Konjunkturritter in ihrem Gefolge. Auf 
keinen Fall konnten die Leser aus dem Text herauslesen, 
~ie könnten auch die Sozialdemokraten oder das Zentrum 
wählen. Dies erst recht nicht, wenn man ihr politisches 
Selbstverständnis und die politische GesJmthaltung des 
Sonntagsblattes mitberücksichtigt. Sie konnten nicht ein­
mal klar erkennen, daß die bürgerliche und bäuerliche Be­
völkerung bei der Wah I die aus Deutschnationalen, Stahl­
helm und Reichslandbund bestehende Kampffront 
Schwarz-Weiß-Rot bevorzugen ~ollte, deren Vertreter be­
reits zu diesem Zeitpunkt mehr und mehrvon ihren natio· 
nalsozialistischen Bundesgenossen ausgespielt und in 
Einzelfallen sogar schon terrorisiert wurden. 
Das "Erschrecken"l09 über das Ausmaß des Terrors und 
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der Willkiiraktioncn mag dab Kassd~r Sonntagsblatt be· 
wogen haben, allgemeine, mit Bibelzitaten illustrierte 
Aussagen über Recht, Unrecht und Gerechtjgkeit zum 
:tusschließlichen Gegenstand der direkt neben dem Gebet 
stehenden religtösen Sonntagsbetrachtung zu machen. 
Darin hieß es, Chnstus habe gelehrt, daß man sich wegen 
erlittenen Unrechts rucht zu .,Unrechtem verleiten las· 
~en ~dürfe. Dies rst m zweierlei Weisedeutbar-Es könnte 
~emeint sein. dag das nationabozialistische Unrecht 
nicht zum gewaltsamen Widerstand gegen die National· 
Sozialisten und dre pervertierte staatliche Gewalt bere<..h ti· 
ge. Zum anderen konnte es auch eine Mahnung an die Na· 
tionalsozialisten sein, sie sollten erlittenes Unrecht, d. h. 
was das Sonnragsblatt als den Nazis zugefügtes Unrecht 
verstand, nicht mit Unrecht vergelten. Vrelmehr sei es die 
Pflicht des Staates und der Bürger, das Recht zu w.thrcn 
und dem Unrecht zu wehren. Das Sonntagsblatt bestritt 
dem enmehenden NS-Sraat nicht seine Legiumität, in­
dem es klarstellte: .,Der Obrigkeit zu helfen, daß im Volke 
das Recht erhalten, dem Unrecht gewehrt wird, ist jeder 
einzelne L..tndesbewohner mitverpflichtet. Aber er ist 
auch verpfl ichtet, die Obrigkeit ernst an ihre Aufgabe zu 
ennnem, wenn Sie selbst Unrecht tut oder dem Unrecht, 
das unter ihren Augen geschieht, nicht entschieden und 
unparteiisch entgegentritt". Das war eine deutliche Mah­
nung, aber kein Aufruf zum Widerstand, sondern eher zur 
Anerkennung des sich herausbildenden NS-Regimes, von 
dem das Sonntagsblatt jedoch die Einhaltung zumindest 
formeller rechtlicher Regelungen verlangte. Im Grunde 
wollte sich da~ Sonntagsblatt mit dieser Aussage absi­
chern, denn es war klar. daß die Nationalsozialisten trotz 
der allgemein gehaltenen, religiös eingekleideten Argu­
mentation sehr wohl erkannten, was gemeint war. Das lag 
in der Absicht des Sonntagsblattes. Denn sogar in der 
NSDAP und unter ihren fiihrenden Persönhchkeiten mehr­
ten sich die besorgten Stimmen gegen willkürliche Terror­
akte. privat motivierte Vergeltungs- und Bereicherungs· 
akuonen, durch die das Bürgertum erschreckt und sogar 
der Schein der Legalität in der Entwicklung zur Allein­
herrschaft in Frage gestellt wurde. Oie oberste SA- und SS­
führung von Hessen und Hessen·Nassau traf Anordnun­
gen, nach denen Angehörige der SA und SS, die nicht als 
Hilfspolizei eingesetzt waren, keine Verhaftungen mehr 
vornehmen durften und die Verhafteten der Polizei zu 
übergeben waren. Nach diesen disziplinierenden Maß­
nahmen verringerte sich zwar nicht die politische Verfol­
gung in Kassel, aber die Maßnahmen erfolgten etwas ge­
zielter, mehr organisiert und kontrolliert. I 10 

Es sei dahingestellt, ob das Kasseler Sonntagliblatt dtese 
ScheinlegaJität, in der Unrecht als Recht galt, ah ausrei· 
cheod erachtete. Formal genügten d1e Nationalsozi.Jit. 
sten, spätestens ..tls Hitler die ,.nationale Revolution" ftir 
beendet erklärt hatte, den im Sonntagsblatt erhobenen 
Anforderungen, zumaJ der öflentliche Terror aufhörte. 
Da so reag.tert wurde. wie es das Sonntagsblatt angemahnt 
hatte, bedeutete seine Stellungnahme nur ein begrenztes 
Wagnis, das dieTagespressenicht einzugehen wagte oder 
eingehen wollte. Drese hatte nicht die Möglichkeit, in reli­
giöser Verschleierung Stellung zu beziehen, was jedoch 
bald nicht mehr möglich war, wie das Vorgeben der NatlO· 
nalsozialisren gegen den Sonntagsbrief des Bärenreiter­
Verlages veranschaulicht. Außerdem ist der Zeitpunkt zu 
berücksichtigen, zu dem diese SteiJungnahme erfolgte: 
nämlich direkt vor den Mär7w3hlen 1933 und vor dem Er­
mächtigungsgesetz, als noch eine gewisse Zurückhaltung 
- den verbGndeten - politischen Exponenten des Bürger­
tums gegenüber erforderlich erschien. Weiterhin ist zu 
beachten, daß der Verlag des Kasseler Sonntagsblattes die 
Nationalsozialisten bereits vor der Machtübernahme ma· 
leriell und publizistisch unterstützt hatte. Er konnte da­
her, wie auch später, mrt der Unterstützung nationalsozta· 
listischer Funktionäre rechnen. Die mahnende Stellung· 
nahme des Kasseler Sonntagsblattes wurde jedenfalls 
von der NS-Führung nicht als feindseliger Akt gewertet . 
Berücksichtigt man alle genannten Gesichtspunkte, so 
muß man schließen, daß das Kasseler Sonntagsblatt nicht 
nur aus taktischen Gründen, sondern aus subjektiver 
Überzeugung beanspruchen konnte, seine Stellungnah· 
me sei im Interesse und aus dem politisch-moralischen 
Selbstverständnis der entstehenden neuen staatlich-poli· 
tischen Ordnung und der sie tragenden Kräfte heraus er­
folgt. Denn der moralisch-religiöse Sinn des folgenden 
Satzes schließt den politischen nicht aus, sondern macht 
ihn geradezu selbstverständ li ch, wenn es heißt: "Jeder von 
uns hat die Autgabe, an seinem Teile mitzuhelfen, daß die 
Rechtsordnung auf unserer Erde bestehen bleibt und daß 
nicht sch lechte, innerlich hemmungslose Menschen tun 
und lassen können, was sie nach ihren bösen Trieben und 
Leidenschaften wollen". II L Dies richtete sich nicht gegen 
den Nationalsozialismus, sondern gegen einzelne SA- und 
SS-Leute, die, so wie das Kasseler Sonntagsblatt den Na· 
lionalsozialismus wegen seiner politischen Grundhaltung 
verstehen mußte, dem politisch-moralischen Anspruch 
der "nationalen Bewegung" schadeten. Und das un1so 
mehr, wenn diese dagegen nicht energisch einschritt. Als 
dann tatsächlich eingeschritten wurde, erfolgte es mit der 

110 Wilhelm Frcn..:: Der Aufsueg des Nationalsozialismus m K,1ssd 1922 bis 1933. ln: Hessen unterm Hakenkreuz. Hg. von E1ke Hennig. FtJJtkJun 
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Komt"quenz einer im Gewande des Rechts auftretenden 
dauernden Institutionalisierung des Unrechts. 
Es dürfte deutlich geworden sein, daß solche Kräfte, wie 
etwa das Kasseler Sonntagsblatt, die aus Überzeugung den 
Aufbau des neuen politischen Systems mittrugen, zumin· 
desteinenTeil dieses Unrtechts als rechtmäßig begriffen. 
Es ist kaum verständlich, aber überall dort nachweisbar, 
wo kein allgemeiner politisch-rechtlicher Grundkonsens 
besteht oder Antikommunismus die Urteilskraft trübt. 
daß pflichtbewußte, sich als Christen verstehende bone­
nge Bürger militante Feinde der Juden, Sozialdemokra­
ten, Gewerkschaften, der Demokratie und einer allgemei­
nen Liberalität sein konnten, und es rur rechtens hielten. 
wenn die Exponenten ihrer Feindbilder notfalls mit Ge­
walt ausgeschaltet wurden, sofern diese Gewalt als relht­
mäßig im Dienste einer Rechtsordnung galt. Viele Anhan­
ger des Nationalsozialismus begriffen dessen Rechtsge· 
stalt annehmende und in staatliches Handeln übertuhr­
ten politischen Ziele als Überwindung eines von ihnen 
.ils politisch-moralisch und ethisch negativ erachteten 
Systems, das der Immoralität, dem Unrecht, der ,.1 lem­
mungslosigkeit", den "bösen Trieben und leidenschaf­
ten"\12 angemessen gewesen sei und sie begünstigt habe. 
Liberalismus, Sozialismus und Kommunismus galten ih­
nen nicht als Irrwege, mit dem man sich ausschließlich 
mit politischen Mitteln auseinanderzusetzen habe, son­
dern einfach als Ursprung des Schlechten, so wie Juden als 
von Natur aus schlecht angesehen wurden, insbesondere 
im Selbstverständnis des antisemitischen Rassismus. Ein­
zelnen Sozi.:~ldemokraten billigte das Kasseler Sonntags­
blatt durchaus eine "ehrenhafte" Gesinnung zu, die Je· 
doch nicht zum Tragen gelangen könne, weLI ,.in der Lei­
tung der sozialdemokratischen Partei der jüdische Einfluß 
vorherrschend" sei.113 Diese Einschätzung erfolgte nicht 
nach der Machtübernahme, sondern unmittelbar vorher. 
Wenn also der Nationalsozialismus die Gewerkschaften, 
die SPD, die KPD und die Reste der staatlichen Ordnung 
der Weimarer Republik sowie den angeblichen Einfluß 
der Juden ausschaltete, so geschah das nach dem Ver­
ständnis einer Zeitung wie des Kasseler Sonntagsblattes 
durchaus im Sinne einerauch mit christlichem Anspruch 
gedeuteten, allgemeine Gültigkeit beanspruchenden 
"Rechtsordnung"'. 
Allerdings sollte dabei .,streng rechtlich" vorgegangen 
werden und nur diejenigen mit Mitteln des Rechts zur 
Verantwortung gezogen werden, die sich "schuldig" ge­
macht hatten. Das heißt vom Standpunkt des Kasseler 
Sonntagsblattes aus war es unrechtmäßig, wenn Sozialde­
mokraten, Kommunisten oder Juden nicht nach einem 

formalrelbtlkhen Verf<lhrcn festgenommen und m v•~­
len Fällen m1ßhandelt wurden. Das Kasseler Sonntags­
blatt und viele Angehörige des Bürgertums, jedoch sogar 
Vertreter der Gewerkschaften und der Sozialdemokratie, 
konnten sich nichts anderes vorstellen, als daß nach Seen 
digung des wilkürlichen, öffentlichen Terrors w1eder 
"normale" Verhältnisse und Rechtssicherheit entstehen 
würden -wenn auch unter Einschiä.nk.uog der ljberaleo 
Freiheitsrechte. Aber an diesen Rechten war dc:n politisch 
rechtsstehenden Kritikern der Wcim:~rcr Republik ohne­
hin nie gelegen. ln ihnen sahen sie dte Voraussetlung und 
die Ursache fur vieles, was sie Jls politisch. gmhg-kultu· 
rell und moralisch minderwertig oder - nach ihrem 
Sprachgebrauch - als "zersetzend", "ungesund" und 
"schädJich" flir em angebliches Wohl des Volkes begrif­
fen. 
Immoralität und T crror wurden nicht .tls W csensmerkma­
le des NS-Regimes erkannt. Ote bürokransehe Steuerung 
aller Lebensbereiche, das Ineinandergreifen von Justiz 
und verwaltungsmäßig organisierter Überwarhung und 
Verfolgung waren weniger sichtbar, aber wirks.1mer als dtt> 
offene, zum Teil unkontrolliert ausgeübte Gewalt arn An 
fang des NS-Regimes. Withtig fGr eine Zeitung wte da~ 

Kasseler Sonntagsblatt war, daß .11les .,seine Ordnung·· 
hatte, etwa der Judenboykott am 1. Aprill933. Von einer 
traditionell antisemitisch orientierten Zeitung war zu ei­
nem Zeitpunkt, als ih1e politischen Ziele verwtrklicht wur· 
den, nichts anderes zu erwarten, wenn man ihr .weh nicht 
ohne exakten Nachweis unterstellen kann , sie habe die in 
aller Öffentlichkeit vollzogenen Gewaltakte gegen dleJu­
den gebilltgt. 
Das Kasseler Sonntagsblatt stand nicht unter direkt aus­
geübtem Zwang, wenn es Beiträge etwa mit dem Tenor 
veröffentlichte: "Bauem,meidet den Handel mit Ju­
den" .114 Ebensowenig dürfte es auf Zwang zurückzufüh­
ren sein, wenn die christliebe Wochenzeitung bereits 
1933 für ein Publikum, das weit über Kassel und den hessi­
schen Raum hinausreichte, ausführlich über Aktivitäten 
der Nationalsozialisten berichtete, die nur fur einen spe­
ziellen, eingeschränkten Adressatenkreis, Jedenfalls fti.r 
die wenigsten Leser des Kasseler Sonntagsblattes, von In­
teresse sein konnten, zum ßeJSpJel die Vorankündigung 
eines Vortrages des ,.Leiters des Aufklärungsamtes fur Be­
völkerungspolitik und Rassenpflege" vor dem "national­
sozialistischen Deutschen Ärztebund". Das Sonntagsblatt 
berichtete darüber hinaus ausfUhrlieh über den mit einem 
Portraitfoto illustrierten Lebenslauf und über die Partei­
karriere des NS-ÄrztefunkttOnärs.l15 
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In der Frage des K1rchenk.unpfes bezog da~ Kasseler Sonn­
tag,.;blatt nicht .tusdrücklich die Position der "Deutschen 
Christen". Es hätte sonst zum eigenen St.baden einen Ketl 
in seine Leserschaft getrieben, die in ihrer Mehrheit WH! 

wahrscheinli(.'h auch die Verlagsleitung den Totalitätsan­
spruch des NS-Regimes auf die Organisation der evangeli ­
schen Kirche und die Glaubensinhalte abgelehnt haben 
dürfte. Das Kasseler Sonntagsblatt veröffentlichte jedoch 
.zahlreithe ausfuhrliehe Stellungnahmen aus dem Bereich 
der evangelischen Kirchen, die ganz im Tonfall des Re­
gimes abgehalten waren uod christliches Wollen auf die 
Ziele und das Handeln des Regimes verpflichteten. Hierbet 
wurde eme Übereinstimmung zwischen dem bisherigen 
Eng..tgement Hir kirchliche Ziele und für politjsche Ziele 
des NS-Regimcs behauptet, was jedoch nicht recht glaub­
haft ist und den Nationalsozialisten nicht akzptabel er­
scheinen konnte, denn die Argumentation lief letzdich 
auf den Einsatz .,fiir die Herrschaft des (ihres) himmli · 
sehen Führers über alle Gebiete des menschlichen und 
völkischen Lebcns"ll (l hin:1us. Anders als der Sonntags­
brief des Bärenretter-Verlage~ bctog das Kasseler Sonn­
tagsblatt nicht einmal versteckt zwischen den Zeilen Stel­
lung gegen die nationalsozialistische Kirchenpolitik oder 
für die Bekennende Kirche. 
Inwieweit Jas Sonntagsblatt auch nach der Konsolidie­
rung der NS-Herrschaft aus Überzeugung die Positionen 
der Nationalso7ialisten vertrat, ist nicht feststellbar. We­
gen der KontroUe der Presse wären gerade bei einer Zei­
tung, die schon vor dem Entstehen des Regimes offen mit 
den Nationalsozialisten sympathisiert und ähnliche polt­
tisehe Postttonen vertreten hatte. abweichende Stand­
punkte besonders aufgefallen. Die zunehmende Durch­
~etzung des Sonntagsblattes mit nattonalsozi:tltstischen 
Inhalten und die schrittweise Verminderung der christli­
chen Inhalte bzw. ihre politische Indienstnahme erfolgte, 
spätestens nach dem Tod des langjährigen V crlegers und 
Herausgebers, auch in folge eines auf das Blatt ausgeübten 
Drucks. O.Jmit gewJnn das ohnehin schon seit Iängerern 
und sett der nationalsozialistischen Machübernahme ver­
st:irkt mit politischen Inhalten durchsetzte Blatt zuneh­
mend einen Charakter. der weder vom Verlag noch von 
den Lesern gewollt war. Diese Entwicklung war von den 
nationalsozialistischen Pressepolitikern zunächst nicht 
einmal beabsichtigt gewesen, weil sich die Sonntagsblätter 
und die christliche Presse gemäß einer Bestimmung auf 
rein religiöse Inhalte beschränken sollten. Die National­
sozialisten wollten damn die ehemalige Zentrumspresse 
politisch neutralisieren und sie zum anderen wie die ge­
samte christlich orientierte Sonntagspresse fUr ihre Leser 

uninteressant machen. Ocr traditionelle polittsche Wo­
chenbericht des Kasseler Sonntagsblattes erfüllte eior: 
wichtige verlegerische Funknon. 
Wie bereits dargestellt, hatte c~uf dem Lande immer die 
Tendenz bestanden, daß die B:JUcm, die die Hälfte der Le­
ser des Sonntagsblattes stellten, die Tageszeitungen im 
Sommer abbestellten. Für sie war der politische Wochen­
bericht eine preiswerte, wenig Mühe und Zeitaufwand er­
fordernde Alternative zu den politischen Nachrichten der 
Tagespresse, deren geringer informationswen und deren 
tägliches propagandistisches Trommelfeuer nach der 
Gleichschaltung der Presse der Landbevölkerung erst 
recht den Bezug verleideten. Obwohl sich die politischen 
Informationen des Kasseler Sonntagsblattes im Prinzip 
nich t von jenen der Tagespresse unterschieden, so waren 
sie doch nur eine aus redaktionellen Gründen in den Ein­
zelheiten auf das Notwendigste verkürzte Auswahl, ftir die 
man ungleich weniger Geld und Lesezeit aufbnngen muß­
te. Hierin sind die Gründe Hir das im Vergleich zum Auf­
lagenschwund der Tagespresse gegenläufige Empor­
~chnellen der Abonnement~> des Kasseler Sonntagsblattes 
zu suchen, und nicht in einer besonderen Resistenz oder 
im etwaigen Widerstand der Leser gegen das NS-Regime, 
wenn auch das Unbehagen an der täglichen Propaganda· 
flutebenfalls eine Rolle gespielt haben dürfte. Außerdem 
vermittelte das Sonntagsblatt anders als die Tagespresse 
noch längere Zeit religiöse [nhalte. 
Wenn das Regime die Sonntagsblätter auf die religiösen 
Inhalte beschränken wollte, so war der Grund klar. Ob­
wohl der politischeTeil der Sonntagsblätter schon aus re­
daktionellen Gründen nach Umfang und Zid den natio­
nalsozialistischen Propagandaerfordernissen nicht genu­
gend konnte, so konnte etwaige politische Inkonformität, 
und zwar gewiß nicht bei dem Kasseler Sonntagsbi:ltt, 
nicht der Grund fti.r die Anordnung sein, sich auf religiöse 
Inhalte zu beschränken. Da jedoch durch den Fortfall der 
nkhtreligiösen Inhalte ein wicb6ger Anreiz für den Bezug 
der Sonntagsblätter entfiel, so erhofften sich die National­
sozialisten davon einen stärkeren Bezug der Tagespresse 
und den willkommenen Nebeneffekt einer Einschrän­
kung der Verbreitungsmöglichkeiten christlichen Gedan­
kenguts. 
Somit war letzteres zunächst eben ntcht. wie man heute 
glauben machen will, 117 der Hauptgrund für die pressepo­
litische Anordnung. Der langjährige Verleger und Heraus­
geber des Kasseler Sonntagsblattes konnte die Anordnung 
ebenso abwehren Wle eine Einflußnahme auf die religiö­
sen Inhalte, was wohl auf die Resonanz des Verlages bei 
den zentralen Berliner Stellen und auf die guten Bezie-
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hung~n der Verlagsleitung zu führenden Nazi-Funktionä­
ren zurückzufuhren ist. Zu berücksichtigen sind in d1esem 
Zusammenhang die traditionelle und erst recht unter dem 
NS-Regime eindeutige politische Ausrichtung des Blattes 
sowie die Verdienste des Verlegers für das völkisch-n.llio­
n:~listische Lager einschließlich der frühzeitigen materiel­
len Unterstützung der Kasseler NSDAP durch den Verlag. 
Nach dem Tode des langjährigen Herausgebers und Verle­
gers nahmen die Nationalsozialisten folglich weniger 
Rücksichten, was sie den Nachfolgern sogar kundtaten. 
indem sie erklärten, sie hätten Versprechungen, den Cha­
rakter des Blattes nicht ändern zu wollen, nur dem Vel'­
storbenen als Person gegeben, und sähen sich daher nicht 
mehr daran gehalten.118 Wie bei vielen Tageszeitungen 
operierten sie mit der zumeist erfolgreichen Drohung, der 
Parteiverlag werde 51% des Kasseler Sonntagsblattes auf­
kaufen, um dann die redaktioneHe Linie nach Belieben 
ändern zu können. Zweifellos steigerte der verlegerische 
Erfolg des Sonntagsblattes, das daher auch seine maschi­
nelle Ausstattung während der Nazizeit hatte nachhaltig 
verbessern können, die wirtschaftliche Begehrlichkeit der 
braunen Machthaber. Die gute wirtschaftliche und tech­
nische Situation des Kasseler Sonntagsblattes mag dazu 
beigetragen haben, daß es 1939 zu einem "Reichsmuster­
betrieb" erklärt wurde. Zugleich ist daraus jedoch auch zu 
t:rsehen, wie schwierig es ist, eindeutige Aussagen über das 
Verhältnis des Verlages zu den Nationalsozialisten zu ma­
chen. Denn hätten sie den Verlag schädigen und aus­
schließlich unter Druck setzen wollen, wäre diese Aus­
zeichnung nicht vergeben worden. 
Das Verhältnis der Nationalsozialisten zu dem Kasseler 
Sonntagsblatt ist ein treffliches Beispiel für den Jllgemei­
nen, das NS-Regime kennzeichnenden Sachverhalt: daß 
sich oft verschiedene Einflüsse und Maßnahmen über­
kreuzten und im Widerspruch zueinander standen. Die 
Zeitung hat bis zu ihrer laiegsbedingten Einstellung im 
Spätsommer 1944 Fürsprecher unter nationalsozialistj­
schen Funktionsträgem gehabt, vor allem den Verlagslei­
ter des Gauverlages und Landesverbandsleiter des Reichs­
verbandes der deutschen Presse Schlitzberger.l 19 Vor­
nehmlich in Fragen der Papierzuteilung und der Einstel­
lung der Zeitung wurde das Kasseler Sonntagsblatt entge­
gen späteren Behauptungenl20 vergleichsweise bevor.lugt 
behandelt. Sein Seitenumfang verminderte sich trotzder 
Papierknappheit nicht im gleichen Maße wie bei der Tages­
presse, was nicht allein daran gelegen haben kann, daß es 
als Wochenzeitung wesentlich weniger Papier benötigte. 

Ah in Kassd kriegsbedingt alle Tageszeitungen mit der 
Kurhessischen Landeszeitung :.>.usammengelegt waren, 
konnte das Kasseler Sonntag~blJtt immer noch Jb seih 
ständiges Presseorgan eines Priv,Jtvcrlagcl> erscheinen. 
Dies wäre gewiß nicht der Fall ~ewesen, wenn m.w es als 
"das heuchlerische Pfaffenblau, das die Aufbauarbeit des 
Führers gefahrdete"l21 hätte vernichten wollen. Es ist 
vielmehr anzunehmen, daß die Nationalsozialisten mit 
dem Sonntagsblatt jene Bevölkerungsteile propagan­
di~tisch erre1chen wollten, die zum Kauf der T.1gespressc 
nicht bere1t waren und es als Alternative nutzten. Das 
setzte jedoch eine Änderung des redaktionellen Konzep­
tes voraus, die zunächst schrittweise und dann 1941 radi­
kal erfolgte. Es konnte nicht im Sinn des Regimes hegen, 
die knapper werdenden Mittel bevorzugt für die Verbrei­
tung christlicher Inhalte auf Kosten der Propaganda ein­
zusetzen. Dies war der Preis, den das Sonntagsblatt ;-ahlen 
mußte, der jedoch inhaltlicher und nicht wirtschaftlicher 
Art war. Seit der Ausgabe vom 30. November 1941 fehlte 
über der üblichen Sonntagsbetrachtung die kirchliche 
Bezeichnung des Sonntags und der Text enthielt keine 
Bezüge mehr zu Bibelzltaten. W.1s schließlich unter der 
allgemein gehaltenen Überschnft .,Zum Sonntag" er­
schien, entbehrte jeglicher religiöser Inhalte. 
Gebete fehlten ebenfalls. An ihre Stellt rückten ;_Jllgemcin 
gehaltene, zumeist literarisch wertlose Sinnsprüthc: und 
Gedichte. Der Inhalt des Sonntagsblattes best.md von die­
sem Zeitpunkt an fast ausschlief~lich aus prop.tg.wdistisch 
gestalteten Text- und Bildinformc~ttonen zu Politik und 
Knegsgeschehen, wie sie in der Tagespresse üblich waren. 
lmofern war es auch konsequent, den Zeitungstitel inhalt­
lich und grafisch so zu ändern, daß er nicht mehr an die: 
bisherige religiöse Ausrichtung des Blattes erin nertc. Seit 
der Weihnachtsausgabe 1941 fehlten der Unurtitel 
.,Christliches Wochenblatt für Mitteldeutschland", cm 
Bildstreifen mit einem schreitenden Engel im Zentrum 
und eine darunter gesetzte Schriftleiste mit der Inschrift 
.,Des Herren Wortbleibetin Ewigkeit". Die Mitteilung an 
die Leser das "neue Gesicht der Titelseite" diene der Platz­
gewinnung, 122 erscheint nicht ganz glaubwürdig, weil der 
Umfang des Bl.Htc:s schon einige Monate zuvor verringert 
worden war. Außenlern wurde mtt dieser Veränderung 
nur wenig RJum fur den Text gewonnen, während die Bil­
der, die jetzt fast ausschließlich auf den Krieg Bewg nah­
men, nach Zabl und Größe in den früheren Ausgaben des 
Sonntagsblattes wesentlich weniger Platz beansprucht 
harten. 

18 Eben da. 119 Weitere Ämter: Gauamtsh!lter, Stadt\•trordncter! 933-1945, Vtzcfnräs1dent der ludu)ttte·und Handcbkammer bzw Gauwmst hJtts· 
k~mmc:r, 1943/44 Gaupropaganda Ieiter. J 94.~ Geschäft)fiihrcr Gauprcsseamt, r.o I 00 Jahre KJ)~clct Sonntag)b14tl, J.J 0 (97). ll l Su im Rü1.k 
blitk der Verl<~g. s.o. 1"-2 K<lsseler SurniiJ~)blm vom 4 . l. 1942 
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Fazit: Komplexität der Motive - Widerstand als Ausnahme 

Das Beispiel des Kasseler Sonntagsblaues veransd13u­
licht, daß sogar jene Presseorgane. die wegen früher Ver­
dienste für den Nationalsozialismus eine gewisse Berück­
sichtigung ihrer redaktionellen Interessen erhofften, auf 
die Dauer dem Totalit:itsanspruch des NS-Regimes unter­
lagen. Das Beispiel zeigt auch, wie schwer es ist, ausgewo­
gene Aussagen über Widerstand, Resistenz, Anpassung 
und freiwillige Regimetreue der Presse unter dem Natio­
n<~lsozialismus zu rn.1chen. Es ist oft kaum möglich, exakt 
zu bestimmen, welchen Anteil ökonomische. politische 
oder publizistische Motive am Handeln der Beteiligten 
einschließlich der Nationalsozialisten hatten. Auf jedet1 
Fall trügt das Bild, daß das NS-Regime in jenem Bereich. 
den es derartig unter geistiger Kontrolle hielt, seine Ziele 
nach Belieben hätte verwirklichen können. Denn diese 
Ziele waren in sich zum Teil widersprüchlich, so wie die 
Träger nationalsozialistischer Herrschaft nicht alle am 
gleichen Strang zogen, sondern ihre Maßnahmen oft ge-
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genseitig unterliefen und neutralisierten. Das gab auch 
der Kasseler Presse trotz aller Kontrolle und Zugriffsmög­
lichkeiten des Regimes einen gewissen Spielraum, war je­
doch zugleich die Ursache von Ungleichbehandlungen. 
Abschließend ist festzustellen, daß Resistenz, Widerstand 
und Verfolgung mit weitreichenden Konsequenzen aus­
schließlich für die Tagespresse der Sozialdemokraten und 
Kommunisten nachweisbar ist. In wesentlich abgemilder­
ter Form gilt das auch für die katholische, dem Zentrum 
nahestehenden Presse und fiir den Sonderfall des Sonn­
tagsbriefes. Die sonstige Presse unterstützte entweder von 
Anbeginn das NS-Regime oder verhielt sich passiv und 
verlor bald wie die meisten deutschen Zeitungen über cüe 
Pressefreiheit hinaus ihre Selbständigkeit. Soweit sie ihre 
verlegerische Selbständigkeit, zumindest bis in den Krieg 
hinein, erhalten konnte, wurde sie gegenüber der NS-Pre~­
se erheblich benachteiligt. 
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Nationalsozialistische Kommunalpolitik am Beispiel Kassel 

Vorbemerkung 

Nach einschlägigen Untersuchungen, insbesondere von 
Horst Matzerath, 1 hat es eine spezifisch nationalsoziali­
stische Kommunalpolitik nicht gegeben. Kommunalpoli­
tik war für den Nationalsozialismus immer nachrangig. 
kommunalpolitische Progranune wurden offiziell ntcht 
erarbeitet. Die Schrift des fuhrenden NS-Kommunalpoli­
tikers Fiehler über die .,Nationalsozialistische Gemeindc­
polilik" (1933) hatte kewe nachhaltige politische Wir­
kung.- Auch nachdem sie an die Macht gekommen war. 
hatte die NS-Führung keine klaren kommunalpolitischen 
Vorstellungen und Pläne. Als eine Variante der Gleich­
schaltung wurden die we~entlichcn Element~ der kommu­
nalen Selbstverwaltung beseitigt. Überkommene Struktu­
ren kommunaler Selbstverwaltung wurden zunächst über­
nommen und dann schrittweise zersetzt. Dabe1 gab es re­
gional und lokal durchaus unterschiedliche Ausprägun­
gen und Verläufe dieses Prozesses. 
Die kommunalpolitische Pr.lJ<iS der Nationalsozialisten in 

Kassel soll daraufhin untersuchtwc:rdtn, in welchem Um­
fange die allgemeinen Grundzüge der NS-Kommunalpolt­
tik auch in dieser Stadt wirksam wurden und inwieweit be­
sondere lokale Enrwicklungen nachweisbaf sind. Kassel 
ist Hir eine solche Untersuchung besonders geeignet, wetl 
in dieser Stadt, die zugleich einzige nordhessische Groß­
stadt, Sitz des Oberpräsidenten und des Regierungspräst· 
denten und NS-Gauhauptstadt war, Tradioonen und Inter­
essen kommunaler Selbstverwaltung, staatlicher lnter­
ventionismus und kommunalpolitische Machtbestrebun­
gen der NS-Organisationen und ihrer Führer, insbesonde­
re der Gauleitung, aufeinander trafen. 
Grundl:!g~:n der Arbeit sind: Interviews rnit Zc:itzeugen, 
Sichtung von Aktenbeständen, Durchsicht von national­
sozialistischen und städtischen Unterlagen und Publika­
tionen, damaligen Zeitungsveröffentlichungen und Statt­
~tiken. 

Kommunalpolitik in Kassel vor 1933 

In dt~sem Einführungsteil werden Grundzüge und wichti· 
gc Ereignisse der kommunalpolitischen Entwicklung in 
Kassel während der Zeit der Weimarer Republiksowie Kri­
se und Abbau der kommunalen Selbstverwdltung in dt!r 
Weltwirtsc..haftskrise dargestellt. 
Schon in den Jahrzehnten vor dem ersten Wehkrieg erleb­
te Kassel ein rasches Bevölkerungswachstum, mit dem der 
kommunale Wohnungsbau und der Aufbau und Ausb.w 
des städtischen Versorgungs- und Verkehrsnetzes nicht 
Schritt halten konnten. Der Nachholbedarf in diesen Be­
reichen vergrößerte sich durch die in den Kriegsjahren 
und der Not der Nachkriegszeit (1919- 1924) aufgescho­
benen kommunalen Investitionen. Die schwerste Bela­
stung für die Selbstverwaltung in Kassel war sogar in der 
Blütezett der Weimarer Republik, den Goldenen Zwanzi­
gern ( 1924/25 bis 1928/29). die strukturelle Schwäche der 
städtischen Finanzen. Diese Finanzschwäche war zum ge­
ringeren Teil dadurch bedingt, daß die kommunale Fi­
nanzhoheit bei den städtischen Einnahmen durch die 
Erzbergersehe Finanzreform beseitigt worden war und die 
Kasseler Haushaltspolitik durch den Reg1erungspräsiden· 

ten kontrolhert wurde. Dte Hauptursachen lagen aber in 
der Wirtschafts- und Sozialstruktur der Stadt. 
Die Kasseler Industrie produzierte bis in die J 920er )ah1c 
großen teils ltir die Reichsbahn (Lokomoti v-und Waggon­
bau), fUr den Heeresbedarf und fur den Export. Da die 
staatltchen Stellen, insbesondere auch Reichswehr und 
Reichsbahn, sich wegen der Kriegsfolgelasten als Auftrag­
geber zurückhalten mußten, konnte die verarbeitende In­
dustrie in Kassel und Umgebung durch ihre einseitige Pro­
duktionsstruktur an der Wirtschaftsbelebung ab 1924 
kaum teilnehmen. Die Kasseler Industrie, insbesondere 
die Metallindustrie, ging immer mehr zurück. Große Wer­
ke wurden stillgelegt oder zogen durch Unternehmens· 
konzentra tion von Kassel weg.l 
Kassel war seit Jahrzehnten ein beliebtes Domizil fiir Pen· 
sionäre und Rentner, die bis 1914 einen maßgeblichen 
Beitrag für den städtischen Wohlstand leisteten. Diese Be­
völkerungsgruppe verlor durch die kriegsbedingte Infla­
tion ihr Vermögen und mußte durch städtische Fürsorge­
leistungen unterstützt werden. 

I Manerath. I Jont: NationJISo.tialismm und kommun.11t Sdbstvtrwaltung, Stungan, Bcrlin, Köln, M.1m1. 1970. l Vgl. den Bettrag des Verfassen 
NS-Wirtschaft~politik u.nd die soziJlc wgc der arbeirenden Bevölkerung (1933-1945) in dtcscm Band 
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Kassel stand bis zum Tiefpunkt der Weltwirtschaftskrise 
1932 mit den Zahlen seiner Erwerbslosen, Kleinrentner 
und Sozialrentner - neben Breslau und Wiesbaden - an 
der Spitze aller deutschen Städte.3 
Schon im Jahre 1927, bei günstiger Konjunkturentwick~ 
Jung. begannen die .städtischen Körperschaften in Kassel 
- mit Zustimmung der Preußischen Staatsregierung - da­
mit, Maßnahmen zum Abbau der Arbeitslosigkeit auszu­
ftihren. Der Magistrat nahm Anleihen auf. vergab in gro­
ßem Umfang Notstandsarbeiten fur den Tiefbau und kur· 
belte auch den Hochbau kräftig an, um damit zugleich die 
Wohnungsnot in Kassel abzubauen. Mit Einbruch der 
Weltwirtschaftskrise, starkem Rückgang der städtischen 
Einnahmen und rapider Steigerung der Wohlfahrtsausga­
ben wurden die kommunaleAuftragsvergabe und die Not· 
standsarbeiten mehr und mehr eingeschränkt. lm Juni 
1932 erklärte der Kasseler Oberbürgermeister mit Blick 
auf die Stadt und den Landkreis Kassel: "Die Abwälzung 

des Risikos der langdauernden Arbeitslosigkeit auf dse Ge­
meinden ohne Bereitstellung ausreichender Einnahme­
quellen hat das finanzielle Rückgrat der Gemeinden zer­
brochen."4 Die Stadt und versch iedene Landkreisgemein­
den waren wiederholt zahJungsunflihig. Dies war die Folge 
gewaltig steigender Wohlfahrtsausgaben bei einschnei­
denden Kürzungen der Steuerübetweisungen des Reiches. 
Hohe Verschuldung und akute Fina•nnöte infolgc von 
Arbeit~losigkeil und Wsrtschahsdepression mJchten dse 
Stadt immer mehr von Zuweisungen des Reiches und dJ­
mit verbundenen Auflagen Jbhängig. Die kommunale 
Selbstverwaltung wurde durch diese EingriJTe erheblieb 
eingeschränkt. Durch die Notverordnungspolitik wurden 
außerdem die Stellung Jes MagistraLS gestärkt und die 
MitbestimmungHechte der Stadtvcrordnetenversamm· 
lung weitgehend beschnitten. Die kommunJle DemokrJ­
tie wurde schon stückweise abgebaut, bevor ihr die Natio­
nalsozialisten den Garaus machen konnten.S 

Kommunalpolitische Aktivitäten der Kasseler NSDAP vor 1933 

Das Vordringen der Kasseler N:ttionalsozialisten in die 
Kommunalpolitik harte schon 1924 Erfolg. Über die Liste 
des antisozialistischen Wahlbündnisses der Rechten dem 
Völkisch-Sozialen Block (VSB) wurden bei der Kommu­
nalwahl am 4. Mai 1924 drei Hitleranhänger in die Kasse­
ler Stadtverordnetenversammlung gewählt. An ihrer 
Spitze Dr. Roland Freister, der für die nächsten 8 Jahre die 
NSDAP-Stadtverordnetengruppe fi.ihrte.6 Die nationalso· 
zialistischen Stadtverordneten leisteten den bürgerlichen 
Rechtsparteien lautstarke demagogische Unterstützung 
gegen den sozsaldemokratischen Oberbürgermeister Phi· 
lipp Scheidemann, und es gelang mit ihrer Hilfe, ihn aus 
seinem Amt und aus Kassel zu verdrängen. 
Oie NSDAP erreichte bei der Stadtverordnetenwahl an\ 
17. 11. 1929 mit vier Mandaten keine Fraktionsstärke und 
war bis 1933 auf dje Unterstützung der deutschnationalen 
Stadtverordnetenfraktion angewiesen, damit sie Anlräge 
einbringen konnte und nationalsozialistische Stadtver­
ordnete in Ausschüsse und Kommissionen gewählt wur­
den. Für die NSDAP-Gruppe war die Stadtverordneten­
versammlung weniger eine Stätte kommunalpolitischer 
Profilierung durch sachliche Arbeit für das städtische Ge­
meinwesen als vielmehr ein öffentlichkeitswirksames Feld 

H.ir .11lgemeinp<>litische Polemik, parteiliche Selbstdarstel­
lung und rücksichtslose Angriffe gegen politische Gegner 
und die Weimarer Demokratie. Das Auftreten und die po­
litischen Anträge der NSDAP-Vertreter in der Kasseler 
Stadtverordnetenversammlung waren oft gekennzeich neL 
durch offensichtliche Demagogie, inhaltliche Widersprü­
che, peinliche Rückzieher und üble Ausfalle gegen die lin­
ken Parteien. Im Gegensatz zu ihren Aufrufen und Forde­
rungen nach Abschaffung des Bodenzinses und Verhinde­
rung jeder Bodenspekulation stimmte die Stadtverordne· 
tengruppe der NSDAP gegen eine höhere Wertzuwachs­
steuer, mit der die Inflationsgewinne wenigslens teilweise 
abgeschöpft werden sollten.7 Bei Abwesenheit ihres 
Wortführers Roland Freister, der die Stadtverordneten­
versammlung als Forum für NS-Propaganda, Schaufen ~ 

Steranträge und politische Provokationen zu mißbrau­
chen wußte, zeigte sich die NS-Stadtverordnetengruppe 
meist mangelhaft informiert, inhaltlich und organisa­
torisch schlecht vorbereitet und rhetorisch unbeholfen , 
Sie stimmte sogar gegen einen eigenen Antrag.B Aus den 
kommunalpolitischen Anträgen der NSDAP ging hervor, 
daß sie hauptsäch lieh den selbständigen Mittelstand, das 
Kleinbürgertum. die neuen Mittelschichten und die Ar-

J Swistisches Jahrbuch deutscher Städte 1933,Jena 1933, S. 544 I. 4 S1enograph1scher Bencht über die dritte Stadtverordnetensitzung am 27. 6 
1932, in: GesamthoschulbibLiothek u11d Murhardscbc Bibliothek der Stadt KJ.Ssel, Hcsmchc Abteilung. s StellO~phische Berichte der ersten bi~ 
uhntcn Stadtverordnetensitzung 1932 vom 29. 4.- 14.] I. 1932 (4). 6 Vg.l. Frcoz, Wilhelm: Der Aufstieg de& Nauona1sozialismus in l<Jssell922 -
1933, in: Hennig, Eike (Hrsg.): Hessen unterm Hakenkreuz. Studien zur Ourchsetzung der NSDAP in Hessen, Frankfurt a.M. 1983, S. 64 ff. 7 Stcno­
g,aphlschcr Bwcht der elften Stadtverodnetensitltung am 22. 2. 1932 (4}. 11 Vgl. L. B. Stenognphucher Bencht der zwölften St.Jdtverordnetensit­
zung am 23 . .3. 1932 (4). 
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beitslosen als ihre KJienrel ansah, dJ<! polttischumworben 
und begünstigt werden sollte. 
Die kommunalpolitischen Fehler. Ungereimtheiten und 
Blamagen der NS-Sudtvcrordnctcngruppe trugen dazu 

bei, daß die polinsehe Gef3brlichkeit der Nazis von den 
anderen Parteien, nicht zuletzt von ihren Hauptgegner, 
den Sozialdemokraten und Kommunisten, unterschätzt 
wurde. 

Machteroberung im Rathaus -
Das Ende demokratischer Kommunalpolitik und städtischer Selbstverwaltung 

Jn diesem Abst.hnitt wird die kommunalpolitische Macht­
ergreifung in Kasse l dargestellt.9 
Seit Februar 1933 begannen die NS-Madtthaber 10 Kassel 
mit "Säuberungen" in den staatlieben Behörden und bei 
der Polizei. Wahlkampfbehinderungen, Versammlungs-, 
Rede- und Presseverbote trafen nicht nur die KPD, son­
dern auch dte Sozialdemokratie. In den Tagen nach dem 
ReichstJgsbr . .tnd wurden viele Kommunisten und einige 
Sozialdemokraten verhaftet und Wahlmaterial beschlag­
nahmt. Nach den Wahlen zum Reichstag und zum Preu­
ßischen Landtag (am 5. 3. 1 933) betrieben NS-Organisa­
tionen. vor allem SA und SS, ihre ungezügelten terroristi­
~chen M.1chteroberungsaktionen. Trotz KPD-Verbot und 
antisozialdemokratischen Repressalien erzielten die bei­
den Parteien be1 der Stadtverordnetenwahl beachtliche 
Stimmenzahlen (KPD 7,4 %, SPD 28,3 Ofo). Die NSDAP 
hatte dagegen im Vergleich zur Reichstagswahl fast 8.000 
Stimmen weniger, kam auf 45,5% und erreichte nicht clie 
absolute Mehrheit der Stadtverordnetenmandate. Am 
Tag der Annahme des "Ermächtigungsgesetzes" (24. 3. 
1933) bemächtigte sich die NSDAP mit ihren Kampfver­
bänden SA und SS des Kasseler Rathauses. Der Oberbür­
germeister wurde durch Freisler zum Rücktritt gezwun­
gen, der bisherige Bürgermeister, 1932 zur NSDAP über­
getreten, als Kommissarischer Oberbürgermeister einge­
s~tzt. Die Sozialdemokratischen Stadträte und Beamten 
sowie der Vorsitzende der SPD-Stadtverordnetenfraktion 
wurden festgenommen, verhört und zum Teil mißhan­
delt .lO 
Die Nazibewegung gestJltete die konstituierende Sitzung 
der neuen Stadtverordnetenversammlu ng a1n 30. 3. 1933 
mit SA und SS zu einer großen öfrentljchen Demonstra­
tion ihrer Machtergreifung in Kassel. Durch KPD-Verbot, 
nazistischen Terror, Verhaftungen, personelle ,,Säuberun­
gen" und Besetzung des Rathauses konnteh die gewählten 
Stadtverordneten von KPD und SPD an dieser Sitzung 

nicht mehr teilnehmen. Die 27köpfige NSDAP-Fraktion 
setzte mit ihrer Mehrheit und offenem Druck ihre Wahl­
vorschläge und Beschlüsse rücksichtslos durch. Die kom· 
munalpolitischen Funktionen (Vorstand, Ausschüsse, 
Beigeordnete) wurden- bis auf wenige Ausnahmen- mit 
NSDAP-Leuten besetzt. Kassel wurde zur nationalsoziali­
stischen Stadt erklärt und AdolfHitler zum Ehrenbürger 
ernannr.ll 
Das Ziel der nationalsozialistischen Kommunalpolitik in 
Kassel war die "Eroberung der Macht durch Beseitigung 
der bestehenden Verhältnisse". Dieses Ziel wurde ab März 
1933 rücksichtlos und schnell verwirklicht. Auf die Macht­
ergreifung im Rathaus am 24. 3. und in der Stadtverord­
netenversammlung am 30. 3. folgte die .,Säuberung" de~ 
Magistrats und der Stadtverwaltung von antinazistischen 
Sozialdemokraten, Gewerkschaftern und bürgerlichen 
Demokraten. Die beamtenrechtlichen Probleme der 
"Säuberung" wurden ab April l933 durch das "Gesetz zur 
Wiederherstellung des Berufsbeamtentums" (v. 7. 4 
1933) aus dem Weg geräumt. Dieses Ausnahmegesetz er­
laubte ohne Rechtsweg die Entlassung von .,Parteibuch· 
beamten ",Nichtariern und politisch Unzuverlässigen, so­
wie die Versetzung oder Zurruhe~etzung zwecks Vereinfa­
chung der Verwaltung und im Interesse des Dienstes. 
Oberbürgermeister Dr. Stadler, alle Beigeordneten (außer 
dem neuen Oberbürgermeister Lahmeyer), drei haupt­
amtliche Stadträte sowie der Polizeipräsident wurden au~ 
ihren Ämtern entfernt und die Positionen mit Nazis be· 
setzt.12 
Die .,Säuberung" der Stadtverordnetenversammlung wur­
de offiziell legitimiert, als die SPD am 22. 6. 1933 zur 
,.volks-und staatsfeindlichen Partei" erklärt wurde. Die 
Staatspartei gab am 28. 6. I 933 dem Druck der NSDAP 
nach und löste sich selbst auf. Mit dem politischen Verfall 
und der Selbstauflösung der bürgerlichen Rechtsparteien 
und ihres Bündnisses, der Kampffront Schwarz-Weiß· 

Q Vgl. die ausführlichere Omtellung an: Fr~nz:. Wilhelm: Der Aufstieg des Nationalsozialismus m Kasselt922 - 1933 (6). lO Die Machtergreifungder 
Nationalsozialisten in Kassel wird in diesem Band im Beitrag von Dietfrid Krausc-Vilmar ,Hjtlers Machtergreifung in der Stadt Kassd ' 
geschildert. ll Vgl. Nicder~chriften über die erste (konstituierende) Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 30. 3.1933 und die zweite Stadt 
verordn~tcnversammlung am 26. 4. 1933 (4), 12 Um die unzureichenden städtischen Finanzmittel nicht durch Ruhegehälter zu belasten, die die 
Stadt för hochbesoldete. aus den Ämtern gedrängte Magtstrar.smitgllcdc:r zu zahlen gehabt hiiu e, wurde OB Dr. Stadler erlaubt, eine leitende Positiou 
beim Hesmchen Sparkassen- und Giroverband zu übernehmen, und Stadtrat Dr. Ha2rm~nn wurde als Leiter der Murhard-Bibliothek einge~etzt 
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Rot, und der gesetzlichen Verankerung der NSDAP als 
~tnziger pohtischer Partei am 7. Juli 1933, wurde die Stadt­
verordnetenversammlung völlig gleichgeschaltet und mit 
c:inigen Ausnahmen nazifiz.ien. Ihr gehörten neben 25 
NSDAP-Mitgliedern nur noch 4 ehemalige Mitgliederder 
Kampffront Schwarz-Weiß-Rot und je em früherer Ange­
höriger des Zentrums und des CSVD an. U Neuwahlen zur 
Stadtverordnetenversammlung wurden abgeschafft. 
Kommunistische, sozialdemokratische, gewerkschaftli­
che und demokratische Arbeiter sowie AngestelJte und 
Bemte in unteren und mittleren Positionen wurden einer­
seits aus dem städtischen Dienst entfernt, um politische 
Rachegelüste zu befriedigen und Oppositionelle einzu­
schüchtern, andererseits sollten dadurch auch SteHen für 
.,alte Kämpfer" freigemacht werden. 
Bis Anfang 1933 harten die Nazipolitiker SPD und Gewerk­
schaften "Bonzentum" und "Futterkrippenwirtschaft" 
vorgeworfen und in der Stadtverordnetenversammlung 
und erst recht in Wahlkämpfen aufs schärfste angepran­
gert. Wenige Monate später betrieben die Nazis in Kassel 
eine "Posten)ägerei" und "Günsdingswtrtschaft" tn emem 
nie vorher dagewesenen Maße. 
Ein etgenes kommunalpolitisches Programm hatte die 
NSDAP in Kassel und Kurhessen nicht. Der Vorsitzende 
des NS-Gauamtes für KommunaJpolitik, der frühere Gau­
leiter Or. Schultz, war Gymn.1siallehrer und hatte keine 
kommunalpolitischen Erfahrungen. 0Jdurch wurde die 
Stellung des Oberbürgermeisters und seiner Fachleute in 
der Kasseler Stadtverwaltung gestärkt.- Um die enge Bin­
dung und politische Kontrolle der NSOAP-Führung gegen­
über der Führung der Stadtverwah ung zu gewährleisten, 
wurde NSDAP-Stadtkreisleiter Schimmelpfeng dem 
Oberbürgermeister als Stellvertreter an die Seite gestellt. 
Schimmelpfeng übernahm u.a. die Zuständigkeit fUr das 
Personalamt und damit die (Vor-)Emscheidung über Ein­
stellungen und Entlassungen.14 
Durch die von der NSDAP-Fraktion durchgesetzte neue 
Geschäftsordnung für die Stadtverordnetenversammlung 
war die Entscheidungskompetenz seit April1933 weitge­
hend auf das Präsidium und den Geschäftsausschuß über­
gegangen, in denen außer fuhrenden Kasseler Nationalso­
zialisten nur ein deut~chnationaler Stadtverordneter ver-

trcren war.15 Der "beschließende Ausschuß" übernahm 
die wesentlichen Funkttonen der St:~dtverordnctcnvcr­
sammlung, die immer sdtener zusammenkam. 
Während eine neue Oeut~che Gernetodeordnung noth 111 

Vorbereitung war, wurde die Stellung des Obcrbürgermei­
!.lers gegenüber Magtstra L und StadtverordncLcnversamm­
lung in KJssd wesentlu.h herausgehoben. Die Preußische 
Staatsregierung verabschiedete am 15. 12. 1933 Gesetze 
fUr eine grundlegende Änderung der Gemeindcverfas­
sung, durch die das "Führerprinzip" eingefUhJt werden 
sollte. Der Oberbürgermeister trug nun die: .,c~ussthließli­
chc Verantwortung fur alle Entscheidungen". Da~ kollegia· 
I~! System des Magisttats wurde beseitigt. Die Stadtvcrord· 
netenversammlung Jl) Beschlußorgan wurde aufge· 
hoben.lo 
Dem erfahrenen Kommunalfachmann Lahmeyer gelang 
es bis 1935, den NSDAP-Stadtkreisleit~r und Bürgermei· 
ster so in die Arbelt der Stadtverwaltung einzubinden, daß 
Schimmelpfcng sich entschloH, seine Parteifunktion als 
Kreisleiter zugunsten seiner Bürgermeistcnätigkeit aufzu­
geben. Schimmelpfeng und der Adjutant d{'S Gaulciten, 
ein enger Bebnnter Lahmeyers, halfen dem Oberburger­
meister dabei, häufige Versuche des Gauleiters Weinrich, 
in die Kasseler Stadtpolitik einzugreifen, .mfzufangen 
bzw. zu vereiteln. I? Die Position des Oberbürgermeister~ 
gegenüber dem Gauleiter wurde durch die Deutsche Ge~ 
meindeordnun~ (DGO) weiter gefel>tigt, die am I. 4. 1935 
in Kraft trat. Ocr Oberbürgermeister w.u nach der DGO 
,.ausschl1eßlich verJntwortlicher Führer der Stadt". Oie 
Belgeordneten wJren ihm eindeutig untergeordnet. Die 
Stadtverordneten wurden zu politisch wlrkungslosen 
Ratsherren, Ehrenbeamte der Stadt, nicht mehr Mandats­
träger. Sie wurden ftir 6 Jahre auf Vorschlag des Gaulei· 
ters berufen. Ihre Aufgabe w:1r es, die dauernde Fühlung 
der Staut mtt allen Schil.:hten der Bürgenchaft 1u Stehern, 
c..len Oberbürgermeister eigenverantwortlich zu berJten 
und seinen Maßnahmen in der Bevölkerung Verständnis 
tu verschaffen.l8 Oie kommunalpolitisch machtlo~en 
Ratsherren (Frauen waren nich t mehr darunter) ohne lni· 
tiativ-, Beschluß- und Kontrollrechte hatten in der Kasse­
ler Bevölkerung wenig Ansehen und Resonanz. 

u Vgl. Adreß· und Einwohnerbuch der Stadt Kmd und dc~ Lmdkreises Kmel mit 4 7 Ortsch~ften 1934, 98. Jg., Kassel 1933, S. 71. tt Ebenda, S 
71-72. IS Vgl. Protokoll der ersten Sit;cung der Stadtverordncten·Vtrsammlung Jnt 30. März 1933. J.a.O. (4} lo Vgl. Kasse:! er Post v. 31. 12. 1933, 
Tirc:I .K.Jssel im ersten Jo~hre des Auf~tieg~". 17 Au>sageo von Minna Bähr. ehemalige Sekretarin von OB Lahmeycr und von Stadtrec..ht>rat J.D Dr 
Schäfer gegenüber dem Verfasser. t8 Vgl Deutsche Gernemdeordnung § 48 und K.melcr Ncucqc Nachrichten v. l8. J. 1935. 
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Altstadtsanierung- ein kommunalpolitischer Schwerpunkt 

Wie schon vor der NS-Herrschaft stand die Kasselet Kom­
mun:tlpolitik vor den I Ierau~forderungen, unter dem 
Druck der ..,leeren Kassen" den Stadthaushalt Juszuglei­
chen, durch Notstandsarbeiten die Erwerbslosenzahl zu 
verringern und, soweit wie möglich, durch städtische 
Bauaufträge das Jakale Gewerbe zu unterstützen und die 
wachsende Wohnungsnot einzudämmen. Diese Aufga· 
ben konnten nur dann wirksam angegangen werden, 
wenn es gelang, die städtischen Finanzen zu sichern, das 
Schuldenproblem zu lösen und die Arbeit der Stadtver­
waltung vor wiederhohem Personalaustausch durch ,.Säu­
berungs<~ktionen" zu bc'Wahren. - Die erwartete Entld­
stung und StJbilisicrung der städtischen Finanzen wurde 
ab Septern ber/Oktober 1933 durch die Umschuldung der 
kurzfristigen Schulden (mit langfristiger Tilgung) erreicht. 
So sollte die Stadtverwaltung die Möglichkeit erhalten, 
"ihre ursprüngliche Stellung als Auftraggeber im Rahmen 
der GesamtwirtsLhati wieder einzunehmen" und den 
.. umfassenden Angriff gegen die Arbeitslosigkeit" zu un­
terstützen. Zugleich wurde aber die finanzielle Bewe­
gungs- und Handlungsfreiheit der Stadt erbeblich emge­
schränkt. Neue Kredite durften bts zum 31. 3. I 935 nicht 
.1ufgenommen werden.l9 Die Befugnisse der Kommu­
nalaufsicht beim Regierungspräsidenten wurden erwei­
tert. 
Die gesetzliche Änderung der Arbeitslosenhilfe bewirkte, 
daß die kommunale Arbeilsbeschaffung durch Nol-
5tands- und Fürsorgearbeiten günstig ftir die städtischen 
Finanzen war. Im Rahmen der Arbeitsbeschaffung wur­
den städtische Projekte mit öffentlichen Mitteln geför­
dert, damit wurden zugleich die Arbeitslosigkeit vermin­
dert, die Belastung .1u1. der Erwerbslosenfürsorge gesenkt 
und die Steuereinkünfte erhöht.lO 
Die nationcllsoztalistischen Beiträge zur Kasseler Kommu­
nalpolitik bestanden zunächst darin: 
1) den PreuiSischen Ministerpräsidenten Hermann Gö­

nng zum Kasseler Ehrenbürger zu machen und einige 
Straßen und Plätze nach Nazigrößen umzubenen­
nen.ll 

2) beim Stadtgesundheitsamt ein Rasseamt einzurichten. 
Dieses Rasseamt erfaßte karteimäßig alle Schulkinder 
nach "erbbiologischen und ~assischen Grundsätzen" 
und prüfte, daß Ehestandsdarlehen nur an "erbtüchti­
ge Brautpaare" abgegeben wurden.22 

3) den Ausschluß "jüdtschd' Händlervon Kasseler Mes 
sen und Märkten anzuordnen.23 

Ende September 1933 wurde in einer gemeinsamen Sit­
zung des Magistrats und der Stadtverordnetenversamm­
lung mit Gauleiter Weinrieb beschlossen, in der AJtstadt 
durch Abbruch von Hintergebäuden ejoe Parallelstraße 
zur Marktgasse zu ~chaffen. Damit wurden frühere Pla­
nungen ftir eine Sanierung der Altstadt wieder aufgegrif­
fen. Seit Mitte der l 920er Jahre hatte die Kasseler Stadt­
verwaltung begonnen, die WohnverhäJtnisse in der Kasse­
ler Altstadt zu verbessern. 
Die Vordergebäude der rechts und links der Fulda gelege· 
nen Altstadt stammten gröf~tenteils aus dem späten Mit­
telalter. Durch den Festungscharakter der Stadt waren in 
den folgenden Jahrhunderten zahlreiche mehrgeschossi­
ge Hinter- und Seitengebäude auf den Hof- und Innenflä· 
chen an die Vorderhäuser angebaut worden. So entstand 
eine sehr dichte, enge und ungeordnete Bebauung mit vie· 
Jen Klein- und Kleinstwohnungen, denen es oft an Licht, 
Luft und Sonne mangelte. - Die Altstadt war seit dem 
schnellen Bevölkerungswachstum Kassels im 20. Jahrhun­
dert zu dicht bevölkert. Dort lebten rd. 24.000 Menschen 
in rd. 7.500 Wohnungen, oft beengt, ohne eigenes WC 
und meist ohne Bad. Viele der jahrhundertealten Häuser 
und Wohnungen waren instandsetzungsbedürftig. 
Ab 1926 hatte dte Stadtverwaltung mit der AJtstadtsanie· 
rung angefangen. Das Ziel war die Verbesserung der 
Wohnbedingungen fiir die Bevölkerung. Innenblöcke 
von Altstadtvierteln wurden aufgelockert, indem Hinter­
und Nebengebäude mit etwa 300 gesundheitsschädlichen 
Wohnungen ganz oder teilweise abgebrochen wurden. 
Die Wohnverhältnisse fur mehrere hundert Bewohner 
wurden verbessert, ihre Wohnungen wurden instandge­
setzt, ausgebaut und renoviert. Bis zur Wirtschaftskrise, 
die weitere Sanierungsmaßnahmen verhinderte, wendete 
die Stadt Kassel fUr die Altstadtsanierung rd. eine halbe:. 
Million RM auf.24 
Bei den im Mai 1934 unter der Losung .,Altstadtsanierung" 
in Kassel anlaufenden Abbrucharbeiten standen aber an 
dere Ziele im Vordergrund aJs die Verbesserung der 
Wohnverhältnisse. Stadtverordentcnvorsteher Lenge· 
mann begründete die Notwendigkeit von zwei Straßen­
durchbrüchen vom Altmarkt aus zum Mactinsplatz und 
zum Marställer Platz und sagte, damit würden Möglich-

19 Vt;l. Gcmctodeumschuldungsgesetz v. 21 9 1933 .. Dtc kurlfnstlgen Schulden der Sudr wurden 1n 4 ~·oige Anleihen umgewaodelt, die ab 1936 m11 

3 q'O zu t1lgen waren. Wenn Gläubi~er d1e Umschuldung~angebote ablehnten, wurden d1e Fontcrungen fü.r 5 J.lhre gestundet und die Verzinsung aus 
~csetzt. Erst ab 1939 wurden d1e Zmsen- ohne Zinscszms- nachgczJhlt. 20 Vgl. Gesetz zur Anderungder Arbeitslosenhilfe v. 22. 9. 1933. Dadurch 
wurde u.a. d1e KrisenfUnorge von der Kommune auf die Reicbsanstalr rur Arbeitsvermitllung und Arbc:itslosenversicherung übertragen. Die Höhe der 
Erwerbslosenfürsorge wurde fUr ein balbesJabr begrenzt. 11 Hermann Göring wurde am 6. Ma1 1933 Ehrenbürgerder Stadt Kassel, vgl. Adreß· und 
Ewwohnerbuch der StJdt Kmel 1934, a.a.O. ( 13). 21 Vgl. K;1s~eler Post v. 10. 9. I 933. 23 Vgl. l<;t)sder Pou v. 16. 9. 1933. 24 Vgl. Akten betref· 
!end Altstadtsanierung Kauc-l Bd. I. (MJI 1934 Febr. !939), Rechnungshof de~ Deutschtn Retchs U B - Registratur, WO. 1063 Prut. 
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kciten geschaffen, Jie Bevölkerung bei Luftangnffen zu 
schützen.25 Auch die Kasseler Post stellte fest, daß die Sa­
merungspl:mung "auf der Linie reiner Arbeit~beschaffung 
und des Luftschutzinteresses" lag.26 Aus der Siebt der 
Deutschen Gesellschaft fü r öffentliche Arbeiten (Öffa), 
Jie den "Freibeiter Durchbruch" (so wurde der Straßen­
durchbruch vom Altmarkt zum Mattinsplatz genannt) 
~roßenteils mitfinanzierte. handelte es sieb "ursprü.nglicb 
mehr um die Lösung eines Verkehtsproblems - Entla­
stung enger und unübersichtlicher Stadtstraßen und 
Schaffung eines direkten Zugangs zur Fuldabrücke".27 
Der ,Rechnungshof des Deutschen Reiches' stel lte dem­
entsprechend fest, das Gebiet des Freiheiter Durchbruchs 
sei wohl nicht "das ftir eme Altstadtsanierung dringendste 
Arbeitsgebiet" gewesen, wetl die Wohnverhältnisse in an­
deren Gebieten der Altstadt schlechter waren. Außerdem 
wurden filr den St raßendurchbruch ejne Reihe Vorder­
häuser völlig oder zum Teil abgerissen, die erhaltungsfä­
hig oder nicht einmal sanierungsbedürftig waren.l8 
Ein städtischer Finanzierungsbeitrag für die Straßenbre­
~(_he durch die Altstadt war das sogenannte Stadtnotopfer, 
das den Kasseler Einwohnern 1933/34 als steuerähnliche 
Abgabe auferlegt worden war, angeblich um damit einen 
t~iJweisen Ausgleich fur die im Friihjahr 1933 herunterge­
drückten Wohlfahrtsunterstützungen zu schaffen. Aus 
dem Stadtnotopfer wurden rd. 240.000 RM ftir den Frei­
heiter Durchbruch aufgebracht.Z9 
Für den Str~ßendurchbruch mußten 300 Wohnungen ge· 
räumt \Verden, in denen ca. 1.000 Personen lebten. Wegen 

der Wohnungsnot Ul Kassel waren Hir dJe von der Räu­
mung Betroffen~n keine Ersatzwohnurigen vorhanden, 
ste mußten in Notwohnungen und Baracken .,vorläufl.g un· 
tergebracht" werden.30 
Der Freiheiter Durchbruch wu rde nach zweijähriger Bau­
zeit im Mai 1936 fertiggestellt und als gewaltige national­
sozialtstische Aufbauleistung mit großem Aufwand an 
Propaganda und öffentlicher Repräsentation feierlich ein­
gewetht. 
Für dte weiteren Sanierungsmaßuahrnt:n, die nicht mit 
dem Freiheiter Durchbruch zusammenhingen. mußten 
1.200 Wohnungen freigemacht werden) I Sie erstreckten 
~1cb ,.in der H auptsache auf eine Auflockerung und eme 
Auflichtung der allzu dichten Bebauung der Höfe und In­
nentlächen" (Entkernung). Die sanierungswerten Häuser 
wurden "unter Erhaltung des äußeren, historischen Stra­
ßenbildes und, soweit möglich, unter Erhaltung wertvol­
l<!r ar(:hitehoniscber Teile, gründlich instanJge~etzt" und 
die Wohnungen modernisiert.Jl - Die S.wierungs.ubei 
ten verzögerten sich durch die Schwierigkeiten bei Jcr 
.,Unterbringung der aus dem Sanu~rungsgcbiel rtuszuste· 
deinden Personen" und ,.weil ~tch t~tlwcise infolge der tn 

der Zwischenzeit ci ngetretenen allgemeinen Wirtschafts· 
belebungund der tm Zusammenhang mit den Rüstungs· 
bauten entstandtnen regsten Bautätigkeit auch in Kasscl 
Mangel an Baustoffen und Bau-Facharbeitern bemerkbar 
mach te".33 Bis zur Beendigung der Sanierungsarbeiten im 
Jahre 1939 wurde etwa ein Drittel des alten Kasseler Stadt­
kerns nach dem Sanierungskonzept rcnov1ert. 

Vergrößerung und monumentaler Ausbau der Gauhauptstadt 

Schon in den l920er Jahren hatte es Verhandlungen über 
die Ausdehnung und Vergrößerung der Stadt Kassel 
durch Eingemeindungvon kreisangehörigen Vororten ge­
geben. Diese Eingemeindungsverhandlungen wurden "a l­
lein aus politischen Griinden" ... nvon der Stadt Kassel im­
mer wieder aufschiebend behandelt",34 "weil diese Vor­
ortgemeindeneine stete Mehrheit von sozialistischen und 
kommunistischen Stimmen, also auch eine linkseinge­
stellte Gemeindevettretung aufWiesen und die Stadt 
durch Hinzunahme dieser linborientierten Wähler eine 
ungünstige Beeinflussung ihres Stadtparlaments in marxi­
~tischer Richtung befürchtete". 35 

ln der Denkschrift, mit der er den Antrag der Stadt Kassel 
begründete, die Vororte W aldau, Niederzwehren, Ober­
zwehren, Nordsh:lUsen, Harlesh,1usen und Wolfsanger 
einzugemeinden, argumentierte der Oberbürgermeister 
hauptsächlich mit militärischen und polizeilichen Griin­
den sowie mit der Beschaffung von Siedlungsland für die 
Bevölkerung, die aus Kasernen, Fabrikgebäuden und dem 
Sanierungsgebiet der Altstadt ausquartiert werden mußte. 
Milit:irische Gründe: 
- "Ein feindliches Flugzeuggeschwader wird die Stad! 

und ihre RandgemeinJen zusammen stets ab .. die Stadl 
Kassel" ansprechen. Aus diesem Grunde hat der Regie-

15 Vgl ... Kasseler Post v. 28. 9. 1933. 26 Kasseler Post v. 21. 10. 1934, Sonderbetlage, Tucl .1 !essen und K..lssel im Verkehr der Zukunft". 17 Vermerk 
über Offaprüfung Stadt Kassel, in: Akten betr. AltSt.!dtsanicrung, Kassel ~. Anm. 24. n Ergebnisheracht da Nachprüfung derVerwaltungund Ver· 
wendung du fiir die Altstadtsanierung in Kas~el bcn~itgcstelltcn Rt'tchsmittel. in: Akten bctr. Altstadtsmierung Kassel, s. Anm. 24. 29 Ebd. JO Vgl. 
Denkschrift (des OB der Stadt Kassel) betr. die Eingemeindung der Vorone, m: Stadtarchiv K.as~el A 1.0 1.1 0. 31 Ebd. 31 Ergdmisbencbt der NJch· 
prüfung ... , s. Anm. 28. Jl Ebd. H Denkschrift (des OB drr Stadt Kassel) betr. die Eingemeindung dn Vororte, a.a.O. (30). 15 Gegenerkl:irung 
(des Lindrats des Kreises Kassel, Dr. Schultz) z.ur Denkschrift der Stadt Ka~scl betr. Eingemeindung verschiedener VCirangememdtn des undkrei~es 
l<assc:l in das Stadtgebiet, S. 2, in: Stadtarchiv Kassel A I.OL 
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rungspräsident bercJts durch VerfUgung vom 21. De­
zember 1933 das Gebiet der StadL Kassel und semcr 
Randgemeinden zum .,Gebiet des Luftschutzortes Kas­
sel" bestimmt. "16 .,Oie Reichswehr hat diese Regelung 
ganz besonders begrüßt (an lhringshausen ist die Muni­
tiunsanstalt. in Niedenwehren befinden sich Reichs­
wehrkasernen unJ die Funkstationen, bei Waldau ist 
der Flugplatz und in dem südwestlichen Gebiet von 
Kassel und in den Gemarkungen Nordshausen, Ober­
zwehren, Niederzwehren befindet sich der in Kürze in 
Benutzung zu nehmende große Truppenübungs­
platz). "37 

- "Eine intensivere Bebauung des Geländes zwtschen den 
Eisenbahnau~bcsscrungswerken und den Fabrikanla­
gen der Firrna llenschel wird aus Gründen des Luft­
schutzes nicht zugelassen werden können. Gleis- und 
Fabrikanlagen werden im künftigen Luftkrieg gesuchte 
Angriffsobjekte sein. Eine Zulassung der Bebauung 
würde damit die Bewohner den schwersten Gefahren 
aussetzen. "311 

Poli7eiliche Gründe: 
,., ... der Flugplatz W aldau ... erhäl t nach lnbctriebn.dtmc 
der Reichsautobahn eine ganz besondere Bedeutung. 
Auch der Umstand. daß in den nächsten Jahren wichtige, 
größere Industrien von Westdeutschland ... nach Kassel 
und in seine nächste Umgebung übersiedeln sollen ... wird 
dazu beitragen, den Flugverkehr und, hJermitverbunden, 
den Kraftwagenvt:rkehr noch mehr zu steigern. Nach der 
gegenwärtigen Raumeinteilung werden die Industrien 
zwangsläufig in der Gemarkung von Niederzwehren un­
tergebracht werden müssen. 
Ferner werden Sptonage und Kriminalität zunehmen. ( ... ) 
Oie polizeilichen Aufgaben von Wichtigkeit und die, bei 
denen schnelles Einschreiten nöt1g ist, werden schon jetzt 
prakttsch von Ka~scl gelöst. ( ... ) Diese Tatsachen erfor­
dern, den Jetztgen Bereich des Ortspolizeibezirks um 9 
Randdörfer zu erweitern. Dann nur wird es möglich sein, 
den verkehrs- und sicherheitspolizeiliehen Belangen ... 
vollauf Rechnung zu tragen und auf dem Gebiet der 
Werkspionage und des Luftschutzes diejenigen Maßnah­
men mit Erfolg zu betreiben, die im Interesse einerwirksa­
men Landesverteidigung mit notwendig sind." 39 

Siedlungspolitische Gründe: 
,.Das zur Besiedlung verbleibende Gelände reicht zur Oek­
kung des vorhandenen und zu erwartenden Flächenbe· 

darfs ntcht mehr aus.( ... ) der Flächenbedarf der Stadt (hat) 
sich durch den städtebaulichen und industriellen, sowie 
reichswehr-fiskalischen Bedarf gerade im IetztenJahre au­
ßerordentJich erhöht. ( ... ) Klein- und K.leinstsiedlungen, 
Industrien und Kasernen stellen die Stadt vor Aufgaben, 
denen sie mit ihrem heutigen Raumvorrat nicht gewach­
sen ist. "40 

In seiner Gegenerklärung zur Kasseler Denkschrift nannte 
Landrat Dr. Schultz, zugleich Gauamtsleiter flir Kommu­
nalpolitik, die Eingemeindungspolitik der Großstädte 
"ungesund". Er kritisierte die "gewaltsame Loslösung der 
Bevölkerung aus ihren bisher ländlichen Beziehungen". 
Oie Abgrenzung des Kreises Kassel begründete er mit .,den 
historisch gewordenen Verhältnissen, den Bedürfnissen 
... und dem einmütigen Willen der Bevölkerung". Im Sin­
ne der NS-Ideologie hielt er dem Eingemeindungsbegeh­
ren entgegen: "Oie Beurteilung der Umgemeindungsnot­
wendigkcit muß der fundamentale Grundsatz vorange­
stellt werden, der allein jedes nationalsozialistische Han­
deln zu bestimmen hat: 

,.Gemeinnutz geht vor Eigennutz". 
Das früher so oft bei Eingemeindungsfragen angew~mdte 
I ibera listisch-kapitalistische Prinzip des Weichenmüssem 
des Schwächeren gegenüber dem Stärkeren hat hier auf al­
le Fälle auszuscheiden. Die Interessengegensätze zwi­
schen Stadt und Land, zwischen großen und kleinen Ge­
meinden müssen im nationalsozialistischen Staate aus­
geglichen werden; dieses Ziel kommt ja schon in der Ver­
einigung aller Gemeinden- einerlei, ob große oder kleine 
- in einer Interessenvertretung, nämlich im Deutschen 
Gemeindetag, sichtbar zum Ausdruck."41 
Das wichtigste Sachargument des Landrats gegen die Ein­
gemeindung der sechs Vororte war, "daß die Umgemein­
dung von geradezu katastrophaler geldlieber Auswirkung 
ftir die betroffenen Gemeinden und den Landkreis wäre. 
Die Gemeinden müßten eine hohe "jährliche Mehrbela­
stung an Steuern und Gebühren" aufbringen, und der 
Kreis ginge "45,4% seiner Steuerkraft verlustig".42- Wie 
Schultz wußte, hatte der Kasseler Eingemeindungsantrag 
gute Aussichten, von der Preußischen Staatsregierung ge­
nehmigt zu werden, insbesondere, weil er von der Wehr­
macht und der Polizei unterstützt wurde. Der Landrat 
stellte deshalb den Eventualantrag, die Umgemeindung 
der Vororte .,bis zur kommenden Reichsreform hinauszu­
schieben", weil die-se ohnehin .,eine Neugliederung des 

31\ Denkschrift betr. die Emgerneindung der Vororte, a.~.o. (30), S. 16 f. 37 Gehe1me Stellungnahme des Polizeipräsidenten in Kassel zu ~Erweite­
rung des Ortspolizeibe:mks Kassel•, v. 3. Sept. 1934, in: StadtJ rchiv Kassel A 1.01- zu dieser Zeit wurden die Bestimmungen des Versa1ller Ver­
trage~ n.1ch außen hin scheinbar noch emgehalten, tJtsächlich wurden d1e Remilitarisierung, Emruhrun~ der Jl!gemeinen Wehrpflu:ht und Aufrü· 
stung bereits eingeleitet. 38 Denkschrift betr. die Eingemeindung der Vororte, a.a.O. (30), S. 5. l 9 Gehe1me Steiiungnabme des Polizeipräsidenten. 
s. Anm. 37. 40 Denkschrift betr. d1e E1ngememdung der Vororte, a.a.O. (30), S. 5 und 8. 41 Gcgeoerkl:irung zur Denkscbnft der Stadt Kassel bell 
Em!(emeindun~. s. Anm. 30 - Ebenda, a.a 0 . (35), S I und J. 42 Ebenda. S. 22 
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Reichsgebietes" und "erhebliche Änderungen in der terri­
torialen Abgrenzung der Wirtschaftsgebiete" bringen wcr­
den.43 Für diesen Antrag versuchte er, die Unterstützwlg 
von Gauleiter Weineich zu gewinnen. Weinrich waraber 
nur bereit, eine vorübergehende Zurückstellung der Ein­
gemeindung "bis nach dem Erlaß des Gesetzes über die 
Entstehung des Reichsgaue" zu befürworten. Als seine Su­
che nach Verbündeten erfolglos blieb, resignierte Dr. 
Schultz, stimmte der Eingemeindung widerwillig zu und 
äußerte trotzig: "Da die Herauslösungverschiedener Vor­
ortgemeinden, insbesondere der Gemeinde Niederzweh­
ren, das selbständige Bestehen des Landreises Kassel un­
möglich mache, sei es das richtigste, den Landkreis aufzu­
lösen und die Gemeinden benachbarten Kreisen zuzuwei­
sen."44 

Ab Sommer 1935 hJ.nddtc: dtt Stadt Kassel gegen dtc: WI­

derstrebenden Vorortgemeinden die: vertraglichen Bedin­
gungen ftir deren Eingemeindung JUS. Mit Beschluß des 
Preußischen Staatsministeriums vom 26. 5. t 936 wurdt 
die Eingemeindung der sechs Vororte zum I. 6. 1936 ver­
ordnet.45 - Die Stadt Kassel vergrößerte sit.h um rd. 
22.000 Einwohner und 50 O/u ihres Stadtgebietes. 
Um die Bewohner der eingemeindeten Vororte zu besänf­
tigen, wurden ihnen Verbesserungen ihrer Stadtteile 
durch den Bau von Straßen, Kanalisation und Beleuch­
tungsanlagen zugesagt. Dte Steuern, Abgaben und Ge;-­
bühren sollten auf dem bisherigen niedrigeren Stand bl~i­
ben und erst nach 5 Jahren erhöht werden können. Vom 
Landkreis übernahm <.he Stadt eine Anzahl Ange~tellte 
und rd. 1,5 Millionen RM Schulden;16 

Monumen taler Ausbau Kassels z ur Gauhauptstadt und zur Stadt der Reichskriegertage 

Schon im Vorfeld des Gesetzes über die Neugestaltung 
deutscher Städte vom 5. 10. 1937, das in Gauhauptstädten 
eine beträchtliche finanzieHe Förderung von städtischen 
Demonstrations- und Prestigebauten im Sinne Hitlers er­
möglichte und Enteignungen sowie Entzug von Nut­
zungsrechten vorsah, wurden in Kassel Pläne fiir den Aus­
bau der Stadt entworfen.- Ab 193 7 sollte der Aufbau Kas­
sels zu einer repräsentativen Gauhauptstadt mit monu­
mentalen Straßen und Gebäuden sowie einem großen 
Aufmarschgelände im Süden der Aue beginnen. Die Pläne 
des Bauamtes sahen vor, daß Kassel bis 1980 eine Stadt 
von 300.000 Einwohnern werden sollte. Die Wilhelmshö­
her Allee sollte X'nach dem Architekturideal des Führers" 
zur .,Monumentalstraße Kassels" ausgebaut werden. "Die 
Vorgärten werden ,rasiert', die Straße dadurch 40 Meter 
breit( ... ) Weiträumige Platzanlagen mit monumentalen, 
öffentlichen Gebäuden werden die rd. 5 Kilometer lange 
Gerade der Wilhelmshöher Allee unterbrechen:"47 

Die Pläne und Modelle Hir den Ausbau der "Gauhaupt 
stadt" Kurhessens und der "Stadt der Reichskriegertage,. 
wurden Hitler bei seinem Besuch auf dem Reichskrieger­
tag 1937 vorgestellt und in Düsseldorf auf der Reichsaus 
stellung "Schaffendes Volk" in der Abteilung "Deutscher 
Lebensraum" ausgestellt. 
Im Laufe des Jahres 1937 verschJrfte sich in der Ka:.seler 
Bauwirtschaft der Mangel an Arbeitskräften, .1uch in der 
Versorgung mit Baumaterialien traten Engpässe auf. Ab 
1937/38 wurden zivile Bauvorhaben mehr und mehr zu­
rückgestellt, um mit der Errichtung militärisch notwendi­
ger Bauten nicht in Verzug zu geraten. Die Realisierung 
der Ausbaupläne ftir Kassel blieb deshalb bis zum Kriegs­
beginn in den Anfangen stecken. Verwirklicht wurden sie 
nicht mehr, weil Hitlerdeutschland am I. 9. 1939 den 
Zweiten Weltkrieg begann. Nicht der Ausbau, sondern 
ungeheure Zerstörung (rd. 70 Ofo) war für Kassel Ergebni~ 
nationalsozialistischer Politik. 

Wilhclm Frenz 

H Ebenda. S. 24. 4~ Vermerk von OB L;~hmqer v 12. II. 1935 über etne Besprechung verschiedener Landräte und Bürgermeister bc:tm Kasseler 
Regierungspräsidenten, in: Stadtarchiv K<~:ssd 1.01.7. 4 3 Vgl. Amtsb.latl derRegie~ng zu Kas~el, No. 2J/1936, ausgegeben tn Kas~el, 6. J.unr I 936, 
S. 117 f, 46 Vgl. Kasseler Neueste Nachnchten v. 27. 10. 1936, 1. Bealagc, Tnel .Dte Etngemetndung vor den Gemetnder.iten. Neue Aufgaben der 
Stadt Kassel". 47 Kasseler Post v_ 25. 3. und 12. 9. 1937. 
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Höhere Mädchenbildung im Nationalsozialismus 

Aspekte der Geschichte der Malwida-von-Meysenbug-Schule in Kassel 

Der Blick auf eine Schule im Nationalsozialismus kommt 
nicht umhin, Traditionen zu beleuchten, auf deren Hin­
tergrund erst Kontinuitäten oder Veränderungen inter-

pretierbar werden, die die nationalsozialistische Herr­
schaft für sie bedeutete. 

Zur Geschichte de.r Schule vor 1933 

Jube von Kästner und der Verein .,Frauenbildung-Frauen­
stuclium" richteten im Jahre 1904, als das höhere Schulwe­
sen in Preußen noch keine Schule für Mädchen kannte, in 
Kassel .,realgymnasiale Kurse" ein, in denen sich Frauen 
und Mädchen in vier Jahren auf die Reifeprüfung vor­
bereiten konnten. Die Gründung der realgymnasialen 
Kurse stand für den Kampf des von Helene Lange reprii­
sentierten Flügels der bürgerlichen Frauenbewegung um 
die Gleichheit der Bildungschancen - damit der Berufs­
und Sozialchancen -auf dem Weg zur Gleichberechti­
gung von Mann und Frau. 
Nach der Reform des höheren Mädchenschulwesens im 
Jahre J 908 ging aus den Kursen ew Jahr später die "Städ­
tische Studienanstalt der realgymn.tsialen Richtung zu 
Cassel" als erstes Mädchengymnasium der Region hervor, 
de~~eo Einzugsbereich weit über Kassel hinausreichte. So 
wurde die Anstalt von zahlreichen auswärtigen Schülerin­
nen besucht, die in K;tssel ,.in Pension" lebten. 1923 wurde 
diese roJt einem Lyzeum, einer Schule, die bis zur mittle­
ren Reife führte, vereinigt, damit zur "Doppelanstalt", 
1930 übernahm der preußische Staat ihre Trägerschaft, 
nachdem die Stadt 7uvor ftir SJC eines der damals modern­
sten Gebäude am Rande der Goethe-Anlage errichtet 
haue, in dem sit.h die SchuJe noch heule befindet. Daß sie 
bei ihrem Einzug m das neue Geb:iudc 1930 Jen Namen 
Malwida-von-Meysenbug-Schule erhielt, 1 war ein bewuß­
ter Hinweis aufihre Ursprünge. Die 1816 in Kassel gebo­
rene und 1903 bei Rom verstorbene Schriftstellerio ge­
hörte Zll den ersten, die in Deutschland ftir die Emanzi­
pation der Frau eintraten und daraus die Forderung nach 
gleichberechtigter Bildung fur Frauen ableiteten. In die­
sem Sinne beteiligte sie sich auch aktiv in der Mitte des 
vergangeneo Jahrhunderts an dem der Zeit weit vorausei-

Ienden Versuch der Frauenhochschule in Hamburg, dte 
der Reaktton nach dem Scheitern der Revolution von 
1848 zum Opfer fieJ.2 
Der Unternehr an der Studienanstalt und späteren Mey­
senbugschule stützte sich auf die Inhalte einer entspre­
chenden Jungenschule, und wenn in Abiturgutachten der 
zwanztger Jahre "Eigenständigkeit des Denkens-" oder 
"selbständiges Urteilsvermögen" als die herausragenden 
Kriterien fUr den Nachweis der Reife galten,3 dann wider­
sprach dies durchaus dem von Helene Lange so heftig kn­
lisierten patriarchalischen Wunsch des deutschen Man­
nes nach Unselbständigkeit der Frau, dem sie - wie die 
Studienanstalt- die Forderung nach dem Ende aller Halb­
bildung ftir Frauen entgegengesetzt hatte.4 Selbst wenn 
Erziehung und Unterricht an der Studienanstalt immer 
auch geschlechtsspezifisch, an Normen gebunden waren, 
die es an Jungenschulen nicht gab, konnte sie ihren pro­
gressiven Anspruch, Emanzipation der Frau zu befordern, 
einlösen. Die damaligen Lebensentwürfe von Schillerin­
nen und ihre tatsächlichen Biographien, soweJt sie sich 
rekonstruieren lassen, zeigen dies deutlich. 
Drei Viertel aller etwa 400 Abiturientinnen der Jah re 
1912-1932 strebten ein Hochschulstudium an, danmter 
allein jede sechste das Medizinstudium, das als erstes 
Frauen zugänglich gernacht worden war, während etwa 
genauso viele über das Studium der Geisteswissenschaften 
dem Gymnasiallehrerinnenberuf zustrebten, aber nur 
etwa 8 Ofo Naturwissenschaften als Studienziel angaben. 
Die Aufgabe des Studienwunsches durch die übrigen 
dürfte dJbei eher durch ungünstige ökonomische Bedin­
gungen als durch prinzipielle Überlegungen verursacht 
worden sein . .S Unter ihren Berufszielen dominierten das 
soziale Berufsfeld (Lehrerin, Kindergärtnerin usw.) und 

I Als Namensgeberionen waren auch Helenc: Lange und Gertrud Bäum er 1m Gespräch. 2 Zu Malwida von Meysenbug: Malwtdd von Meysenbug. 
Ideal einer Frauengestalt des 19.Jahrbundem, hrsg. von der Stadtsparkasse Kassel, Ka)sell983; Schleicher, Bertba: Malwida von Mcyseubug. Ein Le­
bensbild zum hundertsten Geburtstag der fdealistin, ßerlin/Stuttgart/Letpzig 3. Auf!. 1922. 3 SchA, Verhandlungen über die Retfeprüfung 
1920 ff. 4 Hclene Lange: Dte höhere Mädchenschule und thre Besummung, in: Die Frauenfrage in Deutschland 1865- 1915, hrsg. von Elke Frederik­
~en, Stuttgart 1981, S. 208 ff. 5 Dtese Aussagen beruhen auf den Angaben .Jn Aussicht genommener Beruf" in: SchA, Verbandlungen überdie Reife· 
prüfung, 1912- 1932. W~hrend bts 1918 die Abiturientmnen faSt ausnahmslos studieren wollten, nunrot deren Zahl mit der ökonomischen Krise der 
ersten Jahre dc:r Weimarer Republik ab, um steh danach wieder zu erholen und mit dem Einsetzen der WeltwlrtschJftskrise erneut abZ"usinken. 
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weibliche Angestelltentätigkeiten (Sekretärin, Korrespon­
dentin, ßibliothekann). Die tatsächlichen Lebensschick­
sale dieser ersten Generationen von Abiturientinnen las­
~en sich kaum vollständig und systematisch rekonstruie­
ren. Typisch scheint aber eine Biographie zu sein, in der 
im Anschluß an ein erfolgreiches Studium und u. U. eine 
kurze Berufstätigkeit die HeirJt erfolgt, die auf Dauer -
unterbrochen vielleicht durch die Notlage des Krieges 
und der unmittelbaren Nachkriegszeit- mit der Aufgabe 
der Berufstätigkeit verbunden ist.6 
Die Mitbestimmung der Eltern, die Selbstverwaltung der 
Schülerinnen (mit einem System von Helferinnen, sog. 
"Klassenmüttern", in dessen Rahmen ältere Schülerinnen 
jüngere betreuten), die Schulgemeinde, in deren R...thrnen 
Kollegium und Schülerinnen sogar Lehrpläne diskutier­
ten, pädagogische Formen wie Kreisgespräch und Dis­
kussion, Arbeitsgemeinschaften, eine weitgehende Mit­
bestimmung und Selbstverantwortung bei Schulveran­
staltungen oder der selbstverwaltete, 1911 gegründete 
erste Schülerinnenruderverein Deutschlands waren fort­
schrittlich und werden auch so in der Erinnerung Ehema­
liger aufbewahrt. Dem stand die soziale und geistige Ver­
ankerung von Institution, Lehrerinnen und Lebrem und 
Elternhäusern in Traditionen entgegen, die auf Bewah­
rung des Bestehenden aus waren. Tm Unterricht herrschte, 
wie an höheren Jungenschulen dieser Zeit auch, ein kon­
servatives Denken, das vor aJlem Aktualität und Arbeits· 
welt, Republik und Demokratie kaum einbezog.? 
Ihre Erf:1hrungen mit der Schule in der ersten Hälfte der 
zwanziger Jahre faßt eine ehemalige Schiilerin daher so 

zusammen: .,leb kann mich aber nicht be~innen, daß die 
Schule uns damals haiJ, Jen Stnn und die Notwendtgkell 
echter Demokratie zu begreifen. "8 
Dtese Einsch.ltzung dürfte sich 7Utrc:ffcnd auf ein insge­
samt rechts-liberales bis deutsch-nationales Klima der 
Schule untlthres Umfeldes beztehen.9 ln Jen gutsituier­
ten Wohngegenden Kilssels, in denen die: meisten Schüle 
rinnen beheim:1tet waren, sollten Nationalsozialisten und 
DeutSch-Nationale zusammen in den Wahlen des jnhres 
1933 zum Teil bis über 80 Ofo der Stimmen erringen- mit 
einem gegenüber c1nderen Kasseler Wohnbezirken über­
durchschnittlich hohen Anteil deutseh-nationaler Stim­
men.IO Und seit dem .Jahre 1928 ~tand der Schule als Direk~ 
tor Dr. Franz Becker vor, fUhrender f.unktionär der Deut­
schen Volkspartei, der er im Dezember 1918 beigetwen 
war und für dtc er später )Ogar als ReichstagskandtJat auf · 
treten se>llte.ll Seiner persönlichen, politischen llaltung 
kommt deshalb eine besondere Bedeutung zu, weil er -
wohl über Jas übbche Maß t!ioes S<.hullerters hin.1us 
Einfluß auf das Kollegium auszuüben vcrstand.12 
Auf diese Traditionen und Strukturen trafen mit der 
nationalsozialistischen MJchtergreifung 1933 zum einen 
der Versuch des totalen Zugriffs auf Kinder und Jugend­
liche, zum anderen die Absicht von Staat und Partei, 
die nattonalsozialistische Ideologie von der Rolle der Pr.au 
als .,Hausfrau und Mutter" tn praktische Politik 
umzuset~en.B Gleichwohl zeichnen Erinnerungen da­
maliger Schülerinnen heure häufig ein Bild der Norma­
lität vom Schulalltag, dJs von zeitlos anmutenden Erleb­
nissen in der KJassengemc:inschaft, Lehrer-Schüler-Bezie-

6 Eine solche .rypiscbe" Biographie ergibt Sich .lUS den Mitteilungen Ehernahger 111 den J.thrbuchern der Schule, dtc von 19l8 b" 1941 und J 95 j bi' 
1963 regelmäßig danach noch vereinzelt erschienen. 7 SchA F8. Ein ErfJhrungsbencht überdie Möglichkeit der ßeh~ndlung von Gcgenwan.sltter.l­
tur weist aus, daH diese fast ausn..thmslos gescheut wurde; selbst ThomasMann galt Jh unseei~net, während ge.sellschaftltche Bereiche w1e Arbcu fl~t 
völlig fehlten und den Erfahrungen der Schülerinnen auch vollkommen fremd waren. Erst m den 30er Jahren tinder sich e111 Arbe1tcrkllld .luf tkr 
Schule. s Berta Braune: Hoffnung gegen die Not, Wuppertall98), S. 20. 9 Vgl. die Einschätzung ehemaliger jüdischer S<:hul~rinncn, in: Oictrith 
lleither, Wolfgang Mattbäus, Bernd Pteper: Als jüdische Schükrin entlassen. Erinnerunger1 und Dokumente zur Ges1.hidttt: tlcr Hcinrid1·Sdtüt.c· 
Schu le in Kassel, Kassel 1984, S. 27 f. tö Eigene Berechnungen nach den in der T Jgespressc vom 13. 3. 1933 veröffentlichten ab)oluten W o~hlergcb· 
nisscn einzelner Stimmlokale bei der Kommunalw.1hl vom 12. 3. 11 Dr. Pranz Bccker (1888-1955) promovierte I 912 in Rosteck zum Dr. phil., wAr 
von 1913 bis 1920 als Studienrat, dann als Ober)tudlenrat arn Oberlyzeum tätig, ehe er 1928 d1e Leitung der Studienanstalt übernahm, die er- mit ei 
ner Unterbrechung- bis 1945 behielt. Seine H.1ltung charaktcrimrtc dc1 Oberpräsident I \138m einem Schreiben, das der Rechtfertigung Dr. Becken 
dienen sollte, so: .Er hat seine vaterländische Gesinnung auch in jenen Zeiten bewiesen, in Jenen em offenes Bekenntnis solcherGesmnung un~nge­
nehme, jaJeradezu gefahrliehe Folgen haben konnte. So hat ßecker vom November 1918 .1b <he Bürgerratsbewegung als Gegengewicht gegen d1c Ar 
heiter· un Soldatenräte aufgebaut und ist mehrere Jahre zweiter Vorsit.zenderdes LJIIdesbürgcrrates Mitteldeutschland gewesen; er h.tt im Dezcmbrr 
1918 die: Kasseler Einwohnerwehr mitbegründc:t, 2 Jahre Dien't mit der Waffe getan und bei der Unterdrückung der Unruhen 1919 und 1920 aktn. 
mitgewirkL Er hat am 18. 5. 1919 vor dem Kasseler RathJus gegen die Anerkennung de~ Friedensdiktates gesprochen, am 22. 6. 21 die große Protest 
kundgebunggegen Scheidemann als OberbürgermeiSier geleitet und Jm 31. I. I 922 die emc Kundgebung gegen d1e Knegsschuldlüge veranstaltet 
Am I 4. I. 1923 hat er in Massenversdmmlungen gesen den Ruhrembruch gcNprochcn und am 27. 6. 1923 ZU der Gedenkfeier rur den ningemordeten 
Albert Leo Schlageter ..tufgcrufen. ln :ihnlicha \Ve1sc hat Becker bis zum Umbruch weitergcwirkt." (Zentr.1les Staatsarchiv Potsdam, EIn, Speeiall.1 
Cassd Nr. 16. 6231, BI. 104 t). 12 So heißt es 111 einem Schreiben des Oberpräsidenten an den Mimster vom 9. 3. 38: ,.Als Schulleiter 1st Bccker .mt 
Ostern J 928 tätig. ( ... ) Die Lchrkräft~ sind s~iner straften. zielbewußten Führung immer willig gefolgt.~ (Zentrales Staatsarchiv Potsdarn,a .. t.O.). 
13 Zur faschistischen Frauenideologie und .tur Lage von Frauen im Nationalsozialismus vgl.: Tim Mason: Zur Ldge der Frauen in Deutsch· 
land 1930 bi) 1940. Wohlfahrt. Arbeit und Familie, in: Gesellschaft. Beiträge zur Marxschen Theorie: 6, FrJnkfurt/Main 1976; Fr.1uenalltag und 
Frauenbc:wegung im 20. Jahrhundert. Materiabarumlung zu der Abtedung 20. Jahrhundert im Historisdlctt Museum hankfutt, Bd. lli. Frauen im 
deutschen Vasehismus 1933-1945. 211sammengc:stellt und kommentiert von Sabinc Kühler, Anette Kuhn. Wilma Wirtz Prankfurt/Main 1980; 
Frauengruppe Fascbismusforschung: Mutterkreuz und Arbeitsbuch, rr-nkfurt/Main 1981 ~ Anette Kuhn; V Jl~ntine Rohtc: Ftaueh im deutschen FJ· 
6Chismus, 2 ßde., Düsseldorf 1982: Maruta Schmidt; Gabi D1etz: FrJuen unterm Hak~nkr.~uz. Eine Dokumtntation, Münthcn 1'183. 
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hungcn, Schulstrctclten, Ängsten und Nöten gekcnn­
.teichnet ist.14 Sie verweisen dar.tuf, daß der totale Zugriff 
auf Kinder und Jugendliche zunächst als Versuch zu 

begretfen tst, de~~en Realisierung es aus alltag.sgeschtchdi­
cher Perspektive aufzuklären giJt.15 

Die Schule im Nationalsozialismus 

Normalität im nationalsozialistischen Schulalltag war 
Jber - wenn es sie noch g:1b - immer nur eine begrenzte, 
die Normalität des Alltags derer, die Staat und Partel nicht 
aus der Volksgemctnschaft ausgrenzten. Während viele 
Schülennnen der Meysenbugschule die Machtergreifung 
und die Veränderungen des Jahres 1933- zum Teil begei­
stert - begrüßten und positiv wahmahmcn,lb entstand 
neben ihrem nun nationalsozialistisch überformten Schü-

lerlebcn das ganz andere derjenigen, die sich bis 1933 als 
gleichberechtigte Glieder der Schulgemeinschaft betrach­
ten konnten, deren Zugehörigkeit zu einer Minderheit 
in der Schule aUenfalls-wie bei den katholischen Schüle­
rinnen - durch einen eigenen Religionsunterricht und 
die Rücksichtnahme auf ihre Feiertage zum Ausdruck ge­
kommen war. Für jüdische Schülerinnen der Meysenbug­
schule veränderte $ich der Schulalltag grundlegend.l7 

Die Ausgrenzung jüdischer Schülerinnen 

Mit der scheinbar menschlichen Wärme der Worte 
.. Meine Damen, Ste werden wohl die letzten jüdischen 
Abiturientinnen 1m Deutschen Reich sein, ich wünsche 
Ihnen von Herzen eine gute Zukunft",l8 mit denen der 
Direktor am 7. März 1933 die jüdischen Reifeprüflinge 
entließ, demonstrierte er auf der anderen Seite seine auch 
unter neuen Bedingungen fUnktionierende Rolle als 
Staatsbeamter. Zwar legten JÜdische Schülerinnen auch 
1934 noch das Abitur an der Meysenbugschule ab, aber 
nach 1933 traten nur noch ganz wenige neu in sie ein und 
die meisten von ihnen ver!Jeßen sie - vor allem 1934 und 
1935 -vorzeitig .,freiwillig", bis als letzte die evangelische 
Annemarie Hoffa im Anschluß an das Novemberpogrom 
am 11. November 1938 "als jüdische Schülerin entlassen" 
wurde. wie der Schulleiter im Stammbuch der Anstalt ver­
merkte. 
Dabei spielten neben dem Entschluß, auszuwandern oder 
sich dafür durch eine praktische Ausbildung vorzuberei­
ten, da Jüdinnen nicht mehr studieren durften und das 
Abitur als Bildungsziel ftir sie daher wertlos erscheinen 
konnte, auch veränderte Beziehungen innerhalb der Klas­
sen- und Schulgemeinschaft eine Rolle. Die Integration in 
die Schulgemeinschaft und auch das subjektive, zum Teil 
emphatisch zum Ausdruck gebrachte ..,Gefiihl der Einheit 
und Verbundenheit", die die Schule der Republik gekenn-

zeichnet hatten, wurden abgelöst durch lsolatwn und das 
beängstigende Gefühl, einer unerwünschten Minderheit 
anzugehören, während ringsherum die ., Volksgemein­
schaft" bejubelt wurde: 
.,Eine andere, sehr klare und schmerzliche Erinnerung 
dieser Zeit ist die folgende: Alle Schüler mußten bei ei­
nem Empfang flir Hitler am Kasseler Rathaus teilnehmen; 
der bekannte Gruß- ,Heil Hitler' mit rechtem Arm hoch 
- wurde von allen geleistet bis auf ungefcihr ein Dutzend 
jüdische Schüler, die sich weigerten. Ich war stolz darauf, 
daß wir unsere Identität bewahrten; auf der anderen Seite 
fühlte ich mich wie eine Ausgestoßene, und im Alter von 
12 Jahren, in dem Kinder zu einer Gruppe gehören wol­
len, ist das sehr schmerzhaft. Außerdem war es angsterre­
gend, zu einer solch kleinen Minorität zu gehören. "19 

Der Verlust an Gemeinschaft und Integration vollzog sich 
bereits unabhängig vom persönlichen Verhalten von Mit­
schülerinnen und Lehrern, die aber manchen der Jüdin­
nen den Schulalltag unerträglich machten: 
"Im Jahre 1933 trat ich in die Malwida-von-Meysenbug­
Schule ein . Anfang 1933 war das Verhalten der Mitschüle­
rinnen unverändert. Später wurde ihnen verboten, mit 
den jüdischen Schülerinnen befreundet z.u sem, in der 
Pause mit ihnen zu gehen usw. Wenn meine Freundin 
Lisel fsrael fehlte, so stand ich in den Pausen allein aur 

14 Als Beispiel: J:iiltgard .~ermsdorff-fr~cb · Sd~ulcrinncrungcu 19~9- 1_945. in: Eltemschafhvmrctung der. ~cinrich·.Schiitz-S~hule (Hr~g.): Jahr­
buch zum 75JahngenJubJlaum der Hemnch-Schutz-Schule Gymnas1um m Kassel, Kassel I 9114, S. 32 f. 15 H•enn folge 1ch: Arbeitsgruppe Pädagog•­
~ches Museum (H rsg.): Heil Hirler, Herr Lehrer. Volksschule 1933- 1945. Das Beisp•el Bcrlin, Reinbek 1983, S. 7 f. 16 V gl. die unter derThernenstcl­
ltmg ,Mem stärkster Eindruck im ersten Jahr des nationalsozialistischen Deutschland~ 1933 verfJßtcn SchülerinoenJufsätze in: 6.Jahrbuch dtr Mal­
wida·von·Meysenbug-Schule 1933/ 34. 17 Vgl. dazu ausfiihrlich: Hcithcr u. a., .1.a.O. (9}; zur i_üdi>chcn Schule in Kassel: William Katz: Ein jüdisch­
deutsches Leben. I 904 1939- 1978 Tüb111gcn I 980. 18 Brief von Susi Halfoo (Ft.l.aucferd.lldFioiida) vom 27 2. 1984. 19 Brief von Gretel Lowins­
ky (Chicago) vom II!. 3. 1984. 
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dem Schulhof, da auch meiner Freundin R. W., die keine 
Jüdin war, aber deren Vater Sozialist war und daher im 
Gefängnis gesessen haue, verboten worden war, mh mir 
zu verkehren. 
Der ausschlaggebende Grund, die Schule zu verlassen, 
war, daß ich dort sehr allein und unglücklich war. Nicht 
nur die Schülerwaren antisemitisch geworden, auch viele 
Lehrer waren Nazis und waren boshaft und verbitterten 
den jüdischen Kindern das Leben. Es gab Lehrer, die 
unmer nett, manchmal sogar besonders nett bis zu mei­
nem Abgang zu mir waren; andere waren Nationalsoziali­
sten und Antisemiten und taten aJJes, um den jüdischen 
Kindern das Leben unmöglich zu machen. Ich sprach mit 
meinem Vater und sagte ihm, daß ich es auf der Meysen­
bugschule nicht mehr aushalten könne, und er schickte 
mich in die Schweiz nach Neuchatel auf die ,Ecole de 
Commerce Superieure'. Der Unterschied zwischen der 
Meysenbugschule und der Ecole de Commerce war so 
groß, daß es mir vorkam, als wäre ich plöt7.1ich aus dem 
Gefängnjs entlassen worden.20 
Für andere Schülerinnen war das Verhalten der Kl<1ssc: 
ihnen gegenüber weni.ger belastend, "anständig", aber 
auch ihnen blieben deshalb belastende Situationen mcht 
erspart:" Wenn ein Lehrer in die Klasse kam und mit dem 
HitJer-Gruß grüßte, war es auch ein schreckliches Gefühl, 
als einzige mit den Händen nach unten an der Seite dazu­
stehen."21 Der rassisch definierten "Volksgemeinschaft~, 
aus der Juden definitiv mit den Nürnberger Gesetzen des 
Jahres 1935 ausgesch Iossen wurden, entsprachen nun 
auch rassisch definierte Schul- und Klassengemeinschaf­
ten, die zwar weiterhin Formen von lntegration bewahren 
mußten, weil Juden bis 1938 in öffentlichen "deutschen" 
Schulen zu unterrichten waren, in denen aber fiir jüdische 
Schülerinnen gerade dann kein Platz mehr war, wenn 
.,Gemeinschaft" besonders gepflegt 11nd gefeiert wurde. 
Die Abiturientin des Jahres 1933, Marianne Falck, ent­
band man von dem Auftrag, die Abschlußrede zu 
halten;22 an Wandettagen oder Klassenfahrten konnten 
Jüdinnen nicht mehr teilnehmen - oder sie wurden auch 
dort isoliert. Die verabredete Zusammenkunft einer frei­
willigen Arbeitsgemeinschaft im Hause einer jüdischen 
Abiturientin im Jahre 1933 sagte der Lehrer aufBetreiben 
des Schulleiters ab. Die Hauptaufgabe des Schulunter­
richts- "die Erziehung zu nationalsozialistischer Welt.tn­
schauung und Staatsgesinnung" - durfte "durch ,Nicht-

.u1er' nicm.tls gehemmt werden", wie es in einem Schrca 
bendes Ministers hießJ3 Von einzelnen Unterrichtsstun 
den oder Schulfeiern konnten sie deshalb ofli7iell 
"befreit" werden. 
Schließlich demonstrierte jüdisthen Schulerinnen allein 
die Parteinahme vieler Mirschülerinnen für den National­
sozialismus den Verlust an Gemeinschaft und Teilhabe: 
,. Vor 1933 wußte ich nicht viel vom Nationalsozialismus. 
Ich lernte, dag Leute, die Hakenkreuze tragen, antlsemt­
usch sind und es gut ist, ihnen Juszuwcichen. Ich kann 
mach an keine offizielle Diskriminierung in der Schule 
erinnern. Doch wenn meine Schulgenossen und sogt· 
nannten Freunde von einem Tag 7Um anderen sich zum 
Nationalsozialismus bekannten und plötzlich eme SwJ· 
stika trugen, so war das schmerzlich f\.ir mich, und ich 
fühlte mich isoliert."24 
[nsbesondere durch den schon frühen Beitritt vieler Schü­
lerinnen zum Bund Deutscher Mädel (BDM) veränderten 
sich Klassengemeinsch:~ften, in denen es nun diejenigen 
gab, die ihm angehörten, und d•cien1gen, die dies nicht 
konnten oder wollten. Zu dieserneuen Gernemsehaft hat ­
ten Jüdinnen keinen Zutritt, und Juch wenn Mitschüle­
rinnen ihre Zugehörigkeit zum BDM in Jer Klasse nicht 
dokumentierten, wie dies eine Ehemalige berichtet, taten 
sie dies in ihrer Freizeit. Klasse und Schule wurden 
Gemeinschaften, denen nach Schulschluß jüdische Schü· 
lerinnen nicht mehr angehören konnten. Aus allen ihreil 
Erinnerungen geht hervor, daß private Kontakte zu 
Mitschülerinnen und der nicht-jüdischen Bevölker11ng 
Kassels - mitunter von heute auf morgen - eingestellt 
wurden. 
Fast alJe jüdischen Schülerinnen der Meyseobugschulc 
entkamen durch Auswanderung dem Völkermord, nicht 
immer deren Eltern und Verwandte. Jhre und ihrer Fami­
lien Spuren führen auf alle HinfKontinente und auch an 
Orte, die mit der Vernichtung der Juden Kassels verbun­
den sind: Riga, Stutthof, Majdanek, Theresienstadt. 
Allein Susi Haifon hat mehr als 30 Tote in ihrer Verwandt­
schaft zu beklagen. Die Schülerin Lisel Israel, deren Eltern 
in Lublin/Majdanek ermordet wurden, gilt als "im Osten 
verschollen". Im Leben der anderen hinterließ ihre Zeit in 
Kassel und an der Meysenbugschule häufig tiefe seelisch( 
Wunden; keine einzige von ihnen kehrte aufDauer nach 
Deutschland zurück. 

lO Brief von Hilde Bemdt (Santiago de Chile) vom 26. J I. 1984. PUr die Familie Grünbaum. dereo Tochter d1e Meysenbu~;~-5thule bc~uchte, war dac 
Isolation des Sohnes in seiner Klasse am WiJbeJmsgymnasium ein wesentlicher Grund, Kam~ I zu verlassen: "Der Lehrer memes Sohnesmußte ihn auf 
eane extra Bank setzen. Ostentariv setzte sich der Sohn ges kommandierenden Generals von Kassel neben meinen Sohn. Die Versetzung meines Soh­
nes auf eine extra Bank war der Hauftgrund unserer Ubersiedlung nach Berlin." (Brief von Maigareie Gruenbaum !Kfar Saba/lsrael] vom 15, J. 
1985). ll Brief von Ruth Ba er (Haifa vom 31. 3. 1983. 2.2 Mllteilung von FrJu C.v.L. (Kassel)vom 15 6. 1985. ll SchA Fl. Das Dokumentast Wie­
dergegeben in: Heilher u.a., a.a.O. (9), S. 84. 24 Bnef von Gretel Lowinsky (Chaco~go) vom 18. 3 1984, die schon im April 1933 auswanderte. 
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Die Anpassung an neu definierte Bildungsziele 

Macht der Schulalltag jüdischer Schülerinnen deutlich, 
wie mit der nationalsoziahsttschen Machtübernahme 
plötzlich oder nach und nach t:ewachsene Sozialbezie­
hungen zerstön oder deformiert wurden, so lagen dem 
Anpassungsleistungen zugrunde, die für die Schule insge­
samt im Jahre 1933/34 kennzeichnend waren. Bürgerlich­
konservauves Klima und UmfeJd.25 provoz1erten 1933 
keine überschwenglicbe Begeisterung im Stil der SA,2ll 
geboten aber auch keinen Widerstand. 
Direktor Dr. Becker, im Wahlkampf zu den Märzwahlen 
noch ah Redner fW die OVP aktiv und bei der Kommunal­
wahl vom 12. 3. öffentlich zur Wahl der "Kampffront 
Schwarz-Weiß-Rot" auffordernd, stellte am 3. April seine 
Vorstandsämter der Partei zur Verfiigung, trat aus lhr aus 
tmd am l. Mai der NSDAP bei.27 Er blieb im Amt, wäh­
rend z. B. Direktor August Fricke und mehrere Kollegen 
des Realgymnasiums II entlassen wurden.28 Und während 
der vom Studienrat zum kommissarischen Oberstudien· 
direkter ernannte Nationalsozialist Dr. A. Hoefke dort 
~eine ersten Aufgaben darin sah, den .,nationalsozialisti­
schen Geist" zu pncgen, "den Charakter der Jugend zu 
formen" und Schule nicht als "reine Unterrichtsanstalt" 
zu begreifen,29Jenkte an der Meysenbugschule Dr. Becker 
die Anstalt weiterhin, aber nun im nationalsozialistischen 
Geist.30 Das Schuljahr 1933/34 faßte er so zusammen: 
"Das gewaltige Geschehen des letzten Jahres durchdrang 
unser ganzes Schulleben und gab ihm Gehalt und Rich­
tung. An allen großen Ereignissen war die Schule , Lehrer-

schaftund Schülerinnen, innerlich bet~iligt und wuchs­
mitempfindend, lernt>nd, begreifend und helfend -
immer mehr in den Geist des national~ozJalistischen Staa­
tes hinein."31 
Legt man die Reden Dr. Beckers zur Einweihung des 
neuen Schulgebäudes im Jahre 1930 und beim 25jährigen 
Jubiläum 1934 zugrunde, so war tatsächlich innerhalb 
eines Jahres dieTraditionder Schule dem neuen Staat und 
Geist geopfert. 1930, im Zeichen Malwida von Meysen­
bugs, hatte er noch die "Freiheit der Persönlichkeit", die 
,.freiheitliche Selbstverantwortung" und ,.Selbstbestim­
mung" der Frau gewürdigt, von der Vollwenigkeit Jer 
Frauen als Staatsbürgerinnen gesprochen und diesen 
die freie Wahl ihrer Tätigkeit zugestanden.32 1934, ein 
Jahr nach der "nationalen Wende", galt ihm die Frau als 
"an sich bedeutungsloses, an semem Platze aber bedeu­
tungs-und verantwortungsvolles Glied der Volksgemein­
schaft". Und der Platz der Frau ergab sich aus der ErfuJ­
Iung ih res., Wesens" - "als Gattin, Mutter oder in einem 
der weiblichen An entsprechenden Beruf: als Pflegerin, 
Helferin, Fürsorgerin, Erzieherin".33 Hatte der Direktor 
1930 noch sich und der Schule überhaupt versagt, Schüle­
rinnen "ein Weltbild als eine verbindliche Norm hin­
zustellen und den Versuch zu machen, den jugendlichen 
Geist in eine bestimmte Form zu pressen",34 so feierte er 
1934, daß die Schule endlich über eine einheitliche, clie 
rassisch~völkische Weltanschauung verfüge, an der die 
gesamte Erziehungsarbeit auszurichten sei.35 

Neue Formen der Erziehung 

Instrumente einer so verstandenen Erziehungsarbeit 
waren Formen von Erziehung, die über Unterricht im her­
kömmlichen Sinne hinauswiesen. Neben im Kern her· 
kömmlichen Unterbrechungen des Schulalltags (Schul­
feiern, Exkursionen, Wanderungen, Klassenfahrten) tra­
ten neue oder in ihrem Gehalt veränderte und neue 

Rituale: überaus zahlreiche Schulfeiern (vor allem an den 
"Gedenktagen der Bewegung"), gemeinschaftlicher Rund­
funkempfang von Reden der NS-Prominenz in der Aula. 
die Einführung des Hitler-Grußes 1933, die Teilnahme an 
öffentlichen Aufmärschen und Feiern- auch sokhen tra­
ditionellen, die nun zu Ritualen der .. Volksgemeinschaft" 

2S Nach dem Stammbuch der Studienanstalt ergibt sich fiir d1e 1927 b1s !930 eingetretenen Schülerinnen hinsichtlich ihrer soz1alcn Herkunft: Bil­
dung (Höhere Beamte, freie Berufe, Offiziere) - 36,4 %; Besitz (Gutsbesitzer, lndustrielle, Bankiers, Großhändler, Rentiers, leitende Angestellte) ­
J 6 %; alter Mittelstand (Bauern, Handwerker, KleinhiindJer, Unterofiizierc)- 12,6 %; neuer Mittelstand (mittlere und untere Beamte, Angl!stcllte. 
Lehrer)- 35 0,0; Unters .. hiebt- 0%. 26 So kam es an einigen Kasseler Schulen- nicht an der Meysenbug-Schule- zu Flaggenhissungen im Gefolge 
der Reichstagswahlen vom 5. März. llesmche Volksw~cht8. 3. 1933. l7 Kasseler Post 3. 3. 1933, 11. 3. 1933 und 5.4. 1933. ZStA Potsdam Elll, Spe­
CJ.lhJ CJ~sel Nr. 16. o231. 01e Aufnahme in d1e P;mei soll dJoAch von Gauleiter Weinrich persönlilh bcf'Urwortct worden sein. l8 Hessische Vol~­
wJcht 28. 4. 1933; StA Marburg 152/2045 Ace. 1938/39 Uahresbenchtdes Realgymnasiums 111933/34). Das Realgymnasium ll hatte den Ruf, eine 
.rote Anstalrb zu se1n, wed - ein Ausnahmefall - einige Sozialisten ;tn ihm unterrichteten. WenigeJahre später wurdees-offensichtlich aw. dics('ll'l 
Grund- aufgelöst. 29 Hessische Volkswacht 28. 4. 1933. JO .Indessen wurde dieser Direktor, nachdem er sein bisheriges Ich abgelegt hane ( ... ), 
ein furchterregender und gefiirchteter Machthaber. der semc Schule mit eiserner Hand im nationalsozialistischen Geist lenkte! (Lisel Kahn, Smck· 
holm. in einem Brief vom 2. 3. 1983). Dr. Becken frühc:re Mitgliedschaft in der DVP und vor allem in der Paneuropa·Bewegung, die 1mjahre I 931 zu 
emem Parteigerichtsverfahren und zur Suspendierung von der Stellung als Schulleiter führen sollte, veranlAGten ihn offensichtlich, sich als besenden 
zuverlässig zu erweisen. Oie Auseinandersetzungen um seine Schullciterstellung, an deren Ende er wieder eingesetzt wurde, sind dokumemicrt in: 
ZStA PotsdamE [[J, Specialia Cassel Nr. 16. 6231. BI. 95 ff. ll SchA: Bericht überdas Schuljahr 1933/34. 32 3. Jahrbuch der Malwida·von-Mcysen· 
bug-Schule auf das Jahr 1930/31, S. 30 ff. H 7. Jahrbuch der Malwida·voo-Meysenbug-Schule Auf dJSjo~!u 1933'34. S. 13 ff. 34 3.Jahrbuch a.a.O. 
(32) S 30 ff. 3S 7. Jahrbuch a.a.O. (33) S. 13 ff. 
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stilisiert wurden (1. Mai, EmtcdJnkfcst)- Flaggcnchrun­
gen, überaus zahlreiche Sammlungen in Unterricht- und 
Freizeit, der Besuch spezieller Kjnovorstellungen und 
nicht zuletzt Umschulungslager für Lehrer auf dem 
KnüU36 und Lageraufenthalte flir Schülerinnen, die soge­
nannten nationalpolitischen Lehrgänge der Jahre 1935 
und 1936 in Willingen und Schlitz, 37 auf die hier exem­
plarisch eingegangen werden soll. 
Das Erziehungsinstrument der nationalpolitischen Lehr­
gänge hatte der NS-Staat mit der ausdrücklichen Ab­
~icbt geschaffen, "das gesamte Schulleben im Sinne der 
nationalsozialistischen Erziehung nachhaltig zu 
beeinflussen."38 Dies schien dann am erfolgreichsten, 
wenn es gelang, die Lehrgänge, die oberflächlich wie 
Schullandheimaufenthalte mehrerer der oberen KJassen 
erschienen, zu einem Erlebnis werden zu lassen, dessen 
politische Absichten eher verborgen blieben, jedenfalls 
nicht sichtbar dominierten. Sport, Wanderungen, Heim­
abende, Gemeinschaftsabende mit der örtlichen Bevölke­
rung und mit NS-Organisationen wie BDM und NS­
f!rauenschaft zielten auf die Gefühlswelt und trugen in er­
ster Linie dazu bei, Schülerinnen später begeistert auf die 
Lehrgänge zurückblicken zu lassen. Bei Flaggenehrungen 
mit Ansprachen oder "nationalpolitischen Schulungen" 
mit Vorträgen sollten ausdrücklich die eigentlichen Ziel­
setzungen des LJgers verwirklicht werden. So lauteten 
Themen dieser Vorträge 1935 in Willingen etwa ,;Bespre­
chung der Reichsgesetze über den Schutz des deutschen 
Blutes" oder ,.Bolschewismus und Judentum". Die Atmo· 
sphäre dieser Lager mag in dem Bericht des Schulleiters 
über den abschließenden Gemeinschaftsabend mit der 
Bevölkerung Willingens im Jahre 1935 deutlich werden; 
.. Besonders eindrucksvoll für unsere Schülerinnen war es, 
als die Leiterin der NS-Frauenschaft sich erhob und ein 
selbstverfaßtes Gedicht auf den Führer vortrug, das tn set· 
ner naiven Sprache zu Herzen ging; und als nach dem 
Schlußlied der Bürgermeister als alter Kämpfer zu uns 
sprach und uns zum Bewußtsein brachte, wie ein solcher 
Abend der Volksgemeinschaft nur durch das Werk eines 
Mannes möglich geworden war; unvergeßlich der 
Abschluß, als er uns aufforderte, dem Führer eine Minute 
stillen Gedenkens zu weihen, und die ganz vor kurzem 
sich noch fremden Menschen still beieinander standen, 
von einem reinen Gefühl der Zusammengehörigkeit 
erfullt. "39 

Noch mehr aber, und Schülerinnen unbcwu{~ter, übten 
die quasi-mtlitärischen Rituale des täglichen Ablaufs, die 
BDM-Lager bewußt nachahmten, in die Normen de~ 
natiOnahoztal!stischen Herrsch.tfhsystem~ ~ill: 
"Bei der Errichtung des inneren Betriebes 10 Schlitz war 
das Ziel, die erforderliche Straffheit unter möglichst star­
ker Heranziehung der Schülerinnen zu verantwortlicher 
Leistung zu erreichen.( ... ) Der Aufbau war folgender: Die:: 
Oberaufsicht fuhrtc die ,Lehrerin vom Dienst'; ihr zur 
Seite stand die ,Schülerin vom Dienst': d.1runter folgten 
die Stubenältesten. ( ... )Als Schülcrin vom Dienst kamen 
Schülerinnen in Betracht, die ihrer inneren und äußeren 
Haltung nach Vertrauen und Autorität bei den Mitschüle­
rinnen hatten. Es hat sich als zweckmäßig erwiesen , 
solche Schülerinnen zu wählen, die aus ihrer Tätigkeit 
und Schulung im BDM Sinn und Kenntnis fUr Formen 
der Lagerdisziplin besitzen."40 
Diese Lagerhierarchie diente der Durchsctzung tägltcher 
Abläufe, in denen der Pünktlichkeit, gemeinsamen An­
und Abmärschen, Stubenappellen eine zenl rale Bedeu­
tung zukam; sie hielt durch ,.entsprechende Befehle" 
einen Lagerbetrieb aufrecht, der z. B. em fünfmmütiges 
Redeverbot während des Essens oder Gleichschritt in 
Marschkolonne während des gemeinsamen Ausgangs 
kannte; selbständigen Ausgang gab es nur in Ausnahme­
fallen. 
Der Vorzug des Lagers bestand im ununterbrochenen 
Einfluß auf die Schillerinnen und in der Möglichkeit, 
nationalsozialistische W eltanst"hauung nicht nur sprach­
lich zu vermitteln, sondern erfahrbar und erlebbar zu 
machen. Oie Vorzüge anderer Erziehungsformen lagen 
.1ufähnlichen Ebenen. Die sich häufenden Spenden· und 
MJ.terialsammlungen dienten vor allem dazu, die Jngeb­
liche Volksgemeinschaft praktisch zu vollziehen und auf 
der anderen Seite an diesem Vollzug, dem Sammelergeb­
nis, das Eintreten für den NS-StJat zu messen und zu kon­
trollieren. <11 Charakteristisch flir Schulfeiern, gemeinsa­
men Rundfunkempfang oder Filmveranstaltungen waren 
nicht so sehr deren Inhalte (NS-Weltanschauung, 
Geschichte der Bewegung); die auch im herkömmlichen 
Unterricht vermittelt wurden, sondern Form und Ablauf. 
Jenseits vom herkömmlichen Schulalltag und doch nun 
mitten in ihm wurde eine emotionale Atmosphäre insze­
rliert, in deren Mittelpunkt das .,gläubige Bekenntnis" 
stand, dJs Erkenntnis ausschloß. Es spricht für den Erfolg 

{~Eure Lehrer 1m La~erauf dem Knüll (10.-ll!.Juli 1935). in: 8. Jahrbuch der Malwi9.a-von-Meysenbug-Schule auf das Jahr 1935/J6. S. 39 fi; da diese 
lagernicht als amtltche Schulung angnct.t.t waH:II, h~ttc der NS·Lehrcrbund die ~Uberholung" der Lehrer, wie: es .1rntl1ch hu~ß. übernommen. 0ds 
Stadtschulamt beklagte im September, JJß ~i<Jt au~ Jiesem Grunde zahlreiche Lehrer der St~dt den Schulungsmaßnahmen wt:cogcn hätttn. Aus dem 
Bereich der städtischm Schulen hatten 238 Teilnehmer, knapp 35% der Kasseler Lehrer, das Lager besucht (Stimmungsbcncht des Stadtschulamtö 
übndas städtische Schulwesen vom 7. September 1935, Stadtarchiv Kassel- Stimmungsberichte des Oberbürgermcistcu Jn den Polizeipräsidenten 
mit Einzelberichten städtischer Dienststellen). .17 SchA, NationalpolitischerLchrg.lllg 16.-28. September 1935 in Will111gen und SchA, Berichtüber 
die N.lflonalpolitischtn Lehrgange 1936. 311 Seht\ F2, Schre1ben des Obc:rpr:i~1dc:nten vom 20. 7. 1935. 39 Bericht 19J5, S. 35. ~tl Bericht 1936. 
S. 35. 41 ScbA E1b, m1t bandschriftlichen Bemerkungen des D~rektors be1 niedrigen S.tmmelergebnissen. 
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solcher ln.szcnierungc:n, wc:nn eine Schülerin ihre Erwar­
tungen den nationalpolitischen Lehrgängen gegenüber in 
dje Worte faßte: ., Wir werden überhaupt keine Schule 
haben" ;U eine andere 1933 ihren "stärksten Eindruck im 
ersten Jahr des nationalsozialistischen Deutschland" aus 
einer Rundfunkübertragung in der Aula mitnahm, über 
die sie schrieb: 
"Um so gewaltiger war der Eindruck, den die Rundfunk­
übertragung in der Schule auf mich machte. Schon daß 
ich nicht allein, sondern mit vielen anderen neben mir dte 
Ereignisse in Potsdam verfolgen konnte, war fur mich ein 
unvergeßliches Erlebnis. Ich ahnte jetzt, daß man Volks· 
gemeinschaft empfinden kann, ohne daß man imstande 

ist, sich oder anderen in Worten Rechenschaft d.uübcr zu 
geben."43 
Bezweifelt werden kann allerdings, ob derartige Inszenj~ 
rungen von Politik, die Schülerinnen weitgehend in pas­
sive Rollen drängten, in ihrer ständigen, ri tualisierten 
Wiederholung auf Dauer nuch diese Wirkungen zeitig­
ten. Aussagen ehemaliger Schülerinnen zufolge waren ihre 
Emotionen in den späteren Jahren des Nationalsozialis­
mus während solcher Veranstaltungen eher durch Lange­
weile und den Druck einer rigiden Disziplin geprägt,44 
der die Schülerinnen gleichfalls dem Herrschaftssystem 
unterwarf. 

Schule und Bund Deutscher Mädel (BDM) 

Mit dtesen Erziehungsformen und ihrer konkreten Aus­
gestaltung paßte sich die Meysenbugschule weitgehend 
der Erziehungsinstitution an, die nach 1933 neben ste 
getreten war und der das Regime zur Durchsetzung sei­
nes totalen Erziehungsanspruches die größere Rolle 
zudachte: der Staatsjugend (Hitlerjugend/Bund Deut­
scher Mädel).45 Die höheren Schülerinnen der Meysen­
bugschule strömten schneller als ihre Gleichaltrigen in 
den BDM und nahmen dort- ungeachtet der Ideologie 
von der Jugend der Gleichen- in hohem Maße Führungs­
aufgaben wahr. Bereits 1934 waren mehr als 60 Prozent, 
Anfang 1936 dann 92,65 Prozent der Schülerinnen bei 
den Jungmädeln bzw. tm BDM organisiert, was der BDM 
rojt der Verleihung der HJ-Fahne an die Schule feierte.46 
Die Meysenbugschule selbst trug wesentliches für diese 
positive Haltung dem BDM gegen über bei. 1n ihren Jahr· 
büchern gab sie Erlebnisberichten über die Arbeit bei den 
Jungmädeln und im BDM breiten Raum; mit seiner Grün­
dungdurfte sich das BDM-Werk "Glaube und Schönheit" 
Jusführlieh vorstellen.47 Deutschaufsätze thematisierten 
die Arbeit in der Staatsjugend und ihre Zielsetzungen: 
"Wie bespreche ich mit meiner Schar die olympischen 
Spiele?" 
.,Jungvolk wirbt." 
"Die Erziehung im BDM." 

"Die Aufgabe der Obergauführerinnenschule nach mei­
ner Erfahrung. •· 
"Wie halte ich einen Heimnachmittag für meine Mädel 
über die kurhessische Leistungsschau . Volk an der 
Arbeit'?" 
"Die Bedeutung unseres Zeltlagers. "48 
Die Schule integrierte ihre Schülerinnen hier ganz unmit­
telbar in das nationalsozialistische Herrschaftssystem und 
rüstete sie mit entsprechenden Qualifikationen aus, die 
ihnen die Übernahme von Führungsaufgaben erleichter­
ten. 
Diese Übereinstimmung kann aber nicht darüber hinweg­
täuschen, daß sich im Verhältnis von Schule und Staatsju­
gend auch ein Konfliktpotential zwischen Partei und Staat 
verbarg. Bereits 1933 versuchte man dieses durch einen 
Beauftragten fiir die Hitler-Jugend bei der Schulbehörde 
institutionell und persönlich abgesichert zu "befrieden". 
Der Einfluß des BDM auf die Schule und in der Schule 
war nicht zu übersehen, njch t immer jedoch entsprachen 
die Auswirkungen den Eigeninteressen der Schule: Ihm 
wurden im Schulgebäude mehrere Räume überlassen;49 
Lehrerinnen und Lehrer waren angewiesen, für die Staats· 
jugend zu werben,SO Lieder fiir deren Verpflichtungs­
feier einzuübenSl oder selbst daran teilzunehmen;52 
bestimmte Unterrichtsveranstaltungen trug die HJ selbst 

42 Bericht Nationalpolitischel Lehrgang 1936, Anhang: Schülerinnenberichte. ·13 6. Jahrbuch der .Malwida-von Meysenbug-Schule auf das Jahr 
1933/34, S. 42. 44 Gespräche mit Frau E. (Kassel) und Frau K. (Kassel~ 1985. 45 Zum BOM vgl.: Marun Klaus: Mädchen mderHitlerjugend. Die Er· 
ziehungzur .,deutschen Frau·. Köln 1980 und ders.: Mädchen im Dnttcn Reich. Der Bund Deutscher Mädel (BDM), Köln 1983. ~6 SchA EI 5 und 
Schulakten: Verhandlungen über die Reifeprüfung 1933 ff. Z.B. hatten von den Abitunentmnen der Jahre 1937 und 1938 40bzw. 50 Prozentwährend 
ihrer Schulzeit eine ~Führungspo~ition· im BDM inne. Es findet sich nur eine Abiturientm, die erst 1938, offensichtljch wegen der Zulassung zum 
Abitur, dem BDM beitrat, was im Gutachten zur Zubssung enuprechend negativ vermerkt wurde. 47 11. Jahrbuch der Malwida-von·Meysenbug· 
Schule 1938/39. 48 s,·hA: jJhresbnicht 1936/37 und 1937/38. 49 Benehr über den Besuch der Malwiaa-von-Meysenbug·Schule tn Kassel am 
I 9. I 0. 1936 (ZStA Potsdam. Specialia Cassel Nr. 16. 6231. Bl. 87 ff.). 50 SchA AIS, Tgb. Nr. 72 vom 7. 5. 1936. Auch die Werbung durch oderfürdie 
HJ wurde .ln Schulen zu einem Konlliktpunkt, wenn sie von Schulleitungen "allzu deut.lich als Störung empfunden~ wurde. (Stadtarchiv Kassel, Stirn· 
tnungsbencht des Stadts~hulamtes vom 7. 9. 1935) Si SchA EIS, Tgb. Nr. 72 vom 12. 2. 1942. 52 SchA E 15, Tgb. Nr. 97 vom 18. 3. 1942. 
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mit:53 1hr Heimabend am M1ttwoch LOg emen hausJufga­
benfreien Nachmittag mit sich, den die Schule zuvor in 
der Form eines Spielnachmittages R.ir sich genutzt hatte. 
Von entscheidender Bedeutung für das Verhältnis von 
Schule und BDM wurden der Erlaß über die .,Schaffung 
von Schulgemeinden und die Berufung von Jugendwal­
tem'' und die Vereinbarungen über den Staatsjugendtag. 
Während der Schulleiter zum .,Führer der Schulge­
meinde" wurde, Konferenzbeschlüsse damit durch den 
.,Führerentschluß" ersetzt wurden,54 nahm der BDM in 
der Person der J ugendfuhrerin, die ausdrücklich nicht aus 
den Reihen der Schülerinnen stammen durfte, den Pl:ttz 
der Schülerinnen in der Schulgemeinde, der "Volksge­
meinschaft" auf Schulebene, ein.55 An die Stelle einer 
Schülerinnenmitvenvaltung trat - endgültig ab 1938- die 
Vertrauenslehrerin des BDM.56 Auf deren Ernennung 
hatten die Schülerinnen keinen Einfluß, und auch der 
Duektor hatte gegen seinen eigenen Vorschlag die vom 
BDM benannte Kollegin zu ernennenY Die Vertrauens­
lehrerin, die Mitglied im Nationalsozialistischen Lehrer­
bund (NSLB) zu sein hatte, möglichst aus der HJ hervor­
gegangen sein sollte und an Führerinnenlehrgängen der 
HJ "tunlichst" teilnehmen mußte, war "Mittelsmann" zwi­
schen den zuständigen Führerinnen des BDM und der 
Schulleitung. Sie hatte bei den Prüfungen und Beratun­
gen über die Versetzung auf Grund der ihr vom zuständi­
gen HJ-Führer gegebenen Unterlagen das Verhalten der 
Schüler in der HJ (Verdienste und Vergehen) zur Sprache 
zu bringen. Gleichfalls war sie bei Entscheidungen über 
Strafen und Vergünstigungen, Kinderverschickungen und 
Schüleraustausch beteiligt.58 
Am weitesten ging der Einfluß des BDM dort, wo die 
Schule über Noten, Versetzungsentscheidungen und die 
Zuerkennung des erfolgreichen Schulabschlusses soziale 
Chancen vergab. Hier hatte sie nicht mehrallein Schullei­
stungen zu bewerten, sondern auch die Haltung gegen· 
über dem NS-Staat zu berücksichtigen. In den Anfangsjah­
ren war es möglich, schlechte schu lische Leistungen 
durch die Tätigkeit im BDM aufzuwiegen. So wurden 
1934 mehrere Schülerinnen trotzeines zunächst erfolgten 
Nichtversetzungsbeschlusses nachträglich versetzt, eine 
von ihnen z. B. "trotz ihrer Ausfalle in Französisch und 

Englisch in BeruckStthtigung ihrer Leistungen m der 
Arbeit ftir den Bund Deutscher Mädel". 59 Mit der Erklä­
rung des BDM zur alle verpflichtenden Staatsjugend ver­
boten sich zwar ab 1936 solche au~drücklichcn Würdi­
gungen. Dennoch konnten sie bei derZulassungzum Abi­
tur auch spilter über die den Gutachten der Schule beige­
fugten Dienstzeugnisse des BDM eine einflußreiche Rolle 
sptelen, weno schwache schulisch~ Leistungen durch 
Opfer für den BDM erklärt und entschuldigt wurden. 60 
Hier löste die Schule den Kontlikt zwischen ihren 
Ansprüchen und denen der Partei im Sinne einer Anwei­
sung des Oberpräsidenten: 
"lch vertraue darauf, daß die höheren Schulen dte unleug· 
baren Schwierigkeiten mit allem Einsatz an gutem Willen, 
die Arbeit der Staatsjugendverbände zu unterstützen, zu 
überwinden wissen. Keinesfalls d.uf die Jugend das Emp­
finden haben, daß ihr die Beteiligung an dieser Arbeit von 
der Schule verdacht würde."61 

Bei den sich häufenden Beurlaubungcn von Schülerinnen 
ftir Zwecke des BDM und der Partei suchte die Schullei· 
1ung 1edoc.h, gute schulische Leistungen als entscheiden· 
des Kriterium fiir eine Unterrichtsbefreiung durchzuset· 
zen. Gleichwohl gerieten die Beurlaubungen für Führerin· 
neotreffen und -Iehrgänge, Hessentage der NSDAP, Mor­
genappelle in Betrieben, Sammlungen, di~ Frühjahrsbe­
stellung, den Gauparteitag der NSDAP, Reichssportwett· 
kämpfe, kulturpoliusche Schulungen, handwerkliche 
Lehrgänge, Musikschulungen usw. immer mehr zu Routi­
neangelegenheiten. Die Beurlaubungskompetenz wurde 
von der Schulaufsichtsbehörde auf den Schulleiter über· 
tragen.62 

Am konfliktträchtigsten im Verhältnis von Schule und 
BDM erwies sich die Einfi1hrung des Staat!>Jugendtages am 
Sonnabend, an dem Jungmädel der Klassen SextJ bi1. 
Untertertia und Jungmädelfuhrerinnen vom Unterricht 
ftir die Zwecke der Staatsjugend befreit waren und der fur 
die Schule letztlich einen Unterrichtsausfall bedeutete, 
den sie und die Schulbehörden auch durch immer wieder 
neue Erlasse, Verftigungen, Klarstellungen und organisa­
torische Maßnahmen nicht auffangen konnten. Mit det 
Erklärung der HJ zur Staatsjugend wurde Ende 1936 auch 
der Staatsjugendtag wieder abgeschafft.h3 

53 SchA H2: Außerordentliche Feiern. 54 SchA EIS, Retchsbefehl E/ 111 vom 25. 3. 1938. >s SchA Alb, Tgb. Nr. 823 vom 17 12. 1934. So SchA 
E 15, T gb. Nr. 134 vom 1. 3. 1933. 57 SchA El5, Schrriben der St:hulr vom 29. 3. 1938, !Ich reiben des BDM vom 30. 6. 19.HI und Schreiben der Schu­
le vom 6. 7. 1939. S8 SchA El5. Jn du~.scm Sinne schlägt sich die Arbeit der Vrrtraurnslduenn tn den Akten nteder. Vgl. SchA E 13 mtt GutJchtcn dc~ 
BDM bei der Vergabe von Erztehungsbetltilfcn. 59 SchA Abgangszeugnisse 19.:!4. t.O SchA Vcrh.mdlungen iiber die Retteprüfung 1933 fT. So be­
scheinigte man einer .schwach begabten" Schülerin, daß sie tn thrcr Täugkc:it fllr den BDM überdurchschnittlich viel Zeit und Kr.1ft gebraucht habe, 
und beurteilteStein diesem Zusammenhang als "zweifcllo~ wertvollen Menschen~ I'> I SthA El5. !gb. Nr. 97 vom 15. 2. 1935. 62 SchA E 15. bJ in 
den Stimmungsberichten des Stadbehufamtes und des Oberbür~ermeisters der Jahre 1934 und 1935 erschetnt der StaatSJU~endt.ag als das hc:rausra 
gende Problem. So bildeten mit seiocr Einfiihru.ng .Karlsauc und Wilhelmshöhe den Tummelplatz der Jungvolkes und der Jungmädel", was zu einer 
B!;schwerde der Verwaltung der Staatlichen Schlösser und Gärten fuhne. Offensichtlich fehlte eine ~hinreichende Zahl geeigneter Führer~. Neben der 
~Uberlastung aller Schüler an den mit gehäuftem Lchrstoffbed.Jchten ersten 5 Wochentagen" wurde insbesondere bcld~t, .JJß der Staatsiugendta8 
von lugendliehen ohne ncbt1ge Führung, wte es hm und wieder zu beobachten tst, 1.um Schuleschw.in7c:n ohne nchugcn llj -Dienst mißbraucht 
wird (Stadtarchiv Kassel, St1mmungsbaichte drs Oberbürgrrmeisters. 1934 und 1935). 
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"Erziehung zu nationalsozialistischer Weltanschauung und Staatsgesinnung" 

Unterrichtsfreier Sonnabend und BDM-Diensr auf der 
einen Seite, Unterricht ftir die übrigen Schülerinnen auf 
der anderen Seile bedeuteten in Wirklichkeit das gleiche: 
1deologische Indoktrination. Die Schule war angewiesen, 
den nicht organisierten Schülerinnen am Sonnabend in 
zumindest zwei der Unterrichtsstunden .,das nationalso­
zialistische Gedankengut» nahezubringen. Der Lehrplan 
dieses "nationalpolitischen Unterrichts" war der Schul­
aufsicht einzureichen. Für Sexta und Q!.larta sah erz. B. 
vor:64 
.,Bilder aus dem Weltkrieg, der Nachkriegszeit, aus dem 
Werden der NSDAP. Beispiele: Der Aufbruch 1914. Ver­
sailles. Rheinland-und Ruhrbesetzung: Schlageter. Grün­
dung der Panei. Der 9. November 1923. Nationalsozia­
listische Versammlungen. Das Jahr 1933. Von einigen 
Mitarbeitern des Führers. Dazu: Ausgewählte, kürzere 
Abschnüte aus Schrifttum und Dichtung, besonders zur 
Veranschaulichung nationalsozialistischer Gesinnung." 
"Vom Inhalt und Ziel der nationalsozialistischen Bewe­
gung: durch Besinnung auf das völkisch gemeinsame 
innerhalb der verschiedenen RJssen bestand teile der deut­
~chen Bevölkerung zum nationalen Zusammenb:Jit, 
durch Würdigung jeglicher Arbeit zur sozialen Gemein­
schaft, mit Hilfe des Führerprinzips zur Vereinheitli­
chung der Reichsverwaltung, durch Einigkeit zur Wieder­
erstarkung des deutschen Ansehens io der W clt." 
Der nationalpolitische Unterricht am Sonnabend doku· 
mentierte nur unverhüllt, was nun ganz allgemein "Haupt­
aufgabe auch des Schulunterrichts" war: "die Erziehung 
zu nationalsozialistischer Weltanschauung und Staatsge­
sinnung. "65 

Da es bis 1937/38 zu keiner grundlegenden umfassenden 
Reform der amtlichen Lehrpläne kam, vollzogen sich die 
curricularen Veränderungen in den ersten Jahren auf der 
Grundlage einzelner Anweisungen (mitunter von Partei­
gliederungen veranlaßt), deren Einlösung zumeist in Erfah-

rungsberichten nachgewiesen werden mußte.66 Darüber 
hinaus paßten Schulleitung, Lehrerinnen und Lehrer 
.,freiwillig" ihren Unterricht den ncuen Gegebenheiten 
an, wozu ihnen sicherlich die Mitgliedschaft im NationaJ­
)Ozialistischen Lehrerbund (NSLB), dessen Schulungen 
und Zeitschriften "nützlich" waren.67 Und schließlich 
konnte es vorkommen, daß Schülerinnen über die Einhal­
tung nationalsozialistischer Normen wachten: 
"Geschichtsverflilschung in der Schule war bisweilen 
schon vorgekommen, je nach Lehrer. Turnen (,Leibes­
ubungen') wurde zum Hauptfach erhoben. Rassenlehre 
und Eugenik erhielten höchste Priorität im Biologieunter­
richt, mit der Lehre vom germanischen Übermenschen 
und der Minderwt'rtigkeit nichlarischer Rassen im 
Schlepptau. Eine Biologielehrerin hatte anfangs den Mut, 
zu sagen, es gäbe keine überlegenen Rassen, alle hätten 
gleichen Wert. Sie durfte dies nur einmal tun, wurde von 
der Klasse angezeigt, bekam einen Rüffel von oben, 
knirschte hörbar mit den Zähnen, aber mußte gehor­
chen."68 
Dabei konnte erst ab 1939 auf neue Schulbücher zurück­
gegriffen werden; bis dahin behalf sich die Meysenbug­
schule durch die Anfertigung eigener Schautafeln, Samm­
lungsstücke usw., insbesondere im Bereich der Rassen­
kunde.69 
Schulinterne Lehrpläne, die Aufgaben des schriftl ichen 
und mündlichen Abiturs, Erfahrungsberichte der Schule 
über ihren Unterricht und Schülerinnenaufsätze spiegeln 
die rasche Durchdringung des gesamten Fächerkanons 
mit nationalsozialistischem Gedankengut - am auff'allig­
sten in den Oberprimen, die in den Abiturprüfungen den 
Eindruck eines im NS-Geist erteilten Unterrichts zu ver­
mitteln hatten. Eine Gegenüberstellung der Lehrpläne für 
Deutsch aus den Jahren 1932/33 und 1934/35 macht dies 
deutlichJO 

61 SchA,Jahreslehrplan 1934/35. Anl.1ge: l'lln des oJtlon.tlpolnaschen Untemchts. b5 SchA Fl, Tgb. Nr. 623 vom 26. 9. 34 (Schreiben des preußi· 
sehen Ministers für WusenschJft, Kunst und Volksbildung). 6b Kein anderer Zcatraurn der Schulgeschichte ist dermJßeo detailliert durch Erfab 
rungsberichte der Scbule über ihren Unterricht dokumC'ntiert. 67 Soweat aus den SchA ersichdach, traten Lehretinnen und Leh.rer der Meyscnbug· 
Schule zwischen Mai und September 1933 dem NSLB bei. 1938 wu~~ der Direktor in einem Schreiben an den ObertJräsidenten in der Auseinanderset­
zung mit der Beschwerde eines Kollegen auf dessen ebas heute fortgesetzte \Veagerung, in den NSLB einzutreten~. han. Der Kollege, der im übrigen seit 
dem 1. 5. 33 der Partei angehörte, warollensichtlich ein Einzelfall. Interessant ist, daß diese Nichtmitgliedschaft im NSLB in du Behandlung des Kon­
llakts durch die Schulaufsacht keine Rolle spielte. (SchA, Personalakten Dr. Becker). 68 Lebenserinnerungen von Lisel Kahn. zit. nach: Hellher u. a 
a.a.O. (9). S. 95. n~ SchA F2 (Nachweise dereingetTetenen Veränderungen inbetreffder eingefiihrten Lehrbücher). Bericht übe1 den Besuch der Mal 
wida·von-Meysenbug·Schule in Kassel am 19. l 0. J 936 (ZStA Potsdam, Specaalia Cassel Nr. I 6. 623 I, BL 87 ff.). 70 SchA,Jahre~lehrplan 1932133 
und Jahreslehrplan 1934/35; die folgenden Zitate aus dem Lehrplan 1934/35. dem ersten, der in der Zeit des N~tionalsoziahsmus formulien wurde 
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Deutsch 
Die literarische Ent­
wicklung im 19. Jh. auf 
der Grw1dlage der welt­
anschaulichen Wandlungen 
- (in Arbeitsteilg. mit Re!.) 

Betonung der Romantik 
als typisch deutscher 
Bewegung (Vgl. mit frz. 
u. engl. Romantik). 

Soziale Fragen in der 
Dichtung der Gegenwart. 
Schulung der Ausdrucks­
fähigkeit und Übung im 
- Aufbau (Mündl. Berichte, 

Wiedergabe fremder Ge­
dankengänge in zushg. 
Form). 

KI.-Les.: Goethe, Tasso. 
Schiller, Don Carlos; 
Wallenstein. Brentano, 
Gockel. Novalis, 5. Hymne 
an die Nacht. Kleist, 
Prinz von Homburg. 
Hofmannsthal, Tor u. Tod. 
Hauptmann, Hanneles 
Himmelfahrt. Hebbel, 
Herodes u. Marianne; 
Maria Magdalena. Stern­
heim, Bürger Schippe!. 
Kaiser, Gas I; Die Bürger 
von Calais. Gedichte v. 
Liliencron, Dehmel, Rilke, 
MiegeL 
Hausles.: Goethe, Werther; 
Wilh. Meisters Lehr-
jahre. Fouque, Undine. 
Hoffmann, Der goldene 
Topf. Keller, Frau Regel 
Amrain; Romeo u. Julia 
auf dem Dorfe. Meyer, 
Gustav Adolfs Page. 
Flex, Wallensteins 
Antlitz. 

Ähnlich sah es in Biologie aus, wo in der Oberprima, der 
einzigen Klasse der Oberstufe, in der dieses Fach über­
haupt unterrich tet wurde, ausschließlich Themenstich­
worte aus dem Bereich der Erb- und Rassenlehre auf dem 
Plan standen. 

~~ SchA, Verhandlungen über die Reifeprüfung 1934. 

Deutsch 
Im Aufsatz besondere Pflege 
der strengen Form der 
Abhandlung. 
Sprachbetrachtung und 
Stilbildung im Anschluß an 
die Ztschr. "Muttersprache". 
Deutsches Wesen in ver­
schiedenen Ausdrucksformen. 
Kl.-Les.: Schiller, Don 
Carlos. Lyrik der Befrei­
ungskriege. Fouque, Undine. 
Tieck, Eckbert. Hoffmann, Der 
goldene Topf. Hebbel, Herodes 
und Marianne. Schäfer, Der 
18. Oktober. Kolbenheyer, Die 
Brücke. Johst. Schlageter. 
Forster, Alle gegen Einen, 
Einer rur Alle. Lyrik aus 
der Werdezeit des Dritten 
Reichs. Goethe, Faust. 
Hausles.: je ein Buch nach 
Wahl aus folgenden 5 Gruppen; 
l. Kriegserlebnis (Jünger, 
Beumelburg u. a.); 
2. Werdegang und Wesen des 
Nationalsozialismus; 
3. Die Frau im nationalsozia­
listischen Staat; 
4. Deutsche Kolonien, 
Deutschtum im Ausland 
(Grimm, Müller-Guttenbrunn, 
von Lettow-Vorbeck u. a.); 
5. Dichter der Gegenwart: 
Kolbenheyer, Ernst, Carossa, 
Stehr, Dwinger, Wieehen u. a. 

fn Latein spielte Lektüre im Zusammenhang mit der "ger­
manischen Frühzeit" (Tacitus: Germania usw.) eine her­
vorragende Rolle, in Englisch stand im Mittelpunkt der 
Unterprimalektüre eine "Betrachtung des Führerpro­
blems", in einer mündlichen Religionsprüfung71 wurden 
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die "Glaubensbewegung der Deutschen Christen" und 
der ,,arrgemäße Christusglaube .. , im Unterricht selbst 
.. BeriChte über dJe Reichskirche" und das .,Christentum 
unter den Germanen" thematisiert. tn Erdkunde g:~lt das 
Interesse "Rassen der Erde mit besonderer Berücksichti­
gung der Rassenbestandteile des deutschen Volkes" ... geo· 
politist.hcn Fragen" oder der ,,Abhängigkeit Deutschland~ 
von ausländischen Rohstoffen~. während sich im 
Geschlchtsunterri<.ht nun Jic Germanen besonderer 
Wertschätzung erfreuten, du~ Betrachtung des Absolutis­
mus zum "Führerst:tat" überleitete und die Schlußbe­
trachtung vor dem Abitur schlief~lich nach "von Leers 
Geschichte auf ra~sischer Grundlage" c;tattfilnd- wobei in 
allen Klassen politischen Tagesfragen besondere Stunden 
l_{cwidmet waren. Der Zeichenunterricht, für den eine 
Lehrerin in Abkehr von der .,Scheinkuhur der letzten 
Jahrzehnte" eine Hinwendung zur., Volkskunst der Väter" 
forderte, deshalb Schülerinnen die ... Kunst der Vergangen­
heit wieder nahebringen" und sie "aufgeschlossen für die 
kommende, wieder echte Kunst des neuen Reiches" 
machen wollte, stellte ~ich beim 25jährigen Jubtläum 
1934 mit einem groHen Wandbild vor, das eine marschie­
rende BDM-Gruppe zeigte.72 Aus der öttentlichen Dar­
~tellung der Ergebnisse des Musikunterrichts in einem 
Konzert entnahmen die Kasseler Neuesten Nt~chrichten 
den Eindruck, dJß ,.die Musik nicht mehr blasse Theorie 
und Schöngeistigkeit ist, sondern singendes und klingen­
des Blut, das von Urbeginn in den deutschen Adern 
mömt".73Jhre Eindrücke zum Sport faßte eine Schülerin 
in die Worte: "Hier wird nicht Wert gelegt aufEinzellei­
:stungen, hier steht der Gesamteindruck im Vordergrund. 
Wir sollen einem Körper gleichen, bei dem sich alle Glie­
der unterordnen, in einem Sinne arbeiten."74 

Die Meysenbugschule versuchte, ihren überkommenen 
Lehrplan mit den neuen Inhalten in Einklang zu bringen, 
mdem sie diese an die alten band. Aber mit der Zeit und 
JufDauer überfrachteten diese Forderungen den inneren 
Zusammenhang des traditionellen Lehrgefüges in einem 
Ausmaß, daß dieser nicht mehr erkennbar war - nicht 
zuletzt deshalb, weil jede dieser Zumutungen für sich 
bereits Ansprüche an den gesamten Fächerkanon auf allen 
Kl:tssenstufen stellte. 75 
Ziel der nJtionalsozialistischen Eintlußnahmc auf die 

Unterrichtsinhalte war zum einen die Durchdringung des 
Unterrichts mit der nationalsozialistischen ., W eltan­
schauung", der vor alJem die Einruhrung der Rassenkunde 
als fächerübergreifendes Prinzip und als Pflichtbestand­
teil der mündlichen Abiturprüfung diente,16 zum ande­
ren die Rechtfertigung oder Vorbereitung konkreter poli­
tischer Vorhaben des Regimes in der Schule, die 
andauernde Mobilisierung und Aufforderung zu r Akkla­
mation zu den Maßnahmen der Regierung - zumTeil in 
der Hoffnung, über die Schülerinnen auch deren Eltern­
häuser zu erretchen.77 Dabei diente der Deutschunter­
richt der (emotionalen) Untermauerung der biologistisch­
rassistischen, historischen, politischen oder wehrpoliti­
schen Kenntnisse und Fähigkeiten und des praktischen 
Handeins innerhalb und außerhalb der Schule. Aufsatz­
themen nötigten dazu, Gesinnung zu offenbaren:78 
..,Mein stärkster Eindruck im erstenJahrdes nationalsozia­
listischen Deutschland." (1933/34) 
., Was kann ich als Mädchen H.ir mein Volk tun?" 
(1934/35) 
., Wie kann ich meine Hitkr-Gesinnung beweisen?" 
(1935/ 36) 
Andere Themenstellungen zwangen die Behandlung tradi­
tioneller Schullektüre in das Korsett nationalsozialisti­
scher lnterpretationsmuster: 
.,Der einzelne ist nichts, die Gernemsehaft alles (darge­
stellt an Hebbels Agnes Bernauer)." (1935/36) 
.,Die Folgen der verschiedenen Rassezugehörigkeit (nach 
Storm, Von jenseits des Meeres)." (1936/37) 
"Egmont und Oranien, zwei Führernaturen." (1937/38) 
Schließlich boten eine Reihe von Aufsatzthemen die Mög­
lichkeit, das Eintreten fur den NS-Staat, die .. nationalso· 
zialistische Staatsgesinnung", außerhalb der Schule dar­
zustellen: 
,.Als ich Volkszählerio wJr.'' (1933/34) 
.,Massenkundgebung." (1933/34) 
"Meine Arbeit als Führenn." (1934/ 35) 
"Warum ich Mitglied des VDA bin." (1935/36) 
Manche Lehrerinnen und Lehrer boten alternative "neu· 
trale" Themen an, auf die z. B. Jüdinnen zuruckgreifen 
konnten. Die meisten Schülerinnen aber wandten sich 
jenen mit dezid1ert politischen lmplikationen zu: bei der 
ersten Abiturprüfung in Deutsch beretts 26 von 36 Prüf. 

72 "Vom Zeichenunterricht." ln: 7.J;~hrhuch de!r MJiwidJ-von-Meysenbug·Schule 1934/35. S. 71 ff. Wiedergabe des Wandbtldcs ebda. ~. 75 und in: 
Kurhcssischer Erzieher. Sondernummer: Wetbltche ErzudJUng = Nr. 27/28 (1937). Die Zeichenlehrerin wurde 1936 Gausachbeoirbettmn weibhchc 
Kunsterziehung. 73 KNN vorn 30. II. 1934. 74 7. Jahrbuch, J.a.O. (33) S. 22. 75 Z. ß. der Erlaß über die EiniUhnmg de~ Unterrichts in VereJ ­
bungslehre usw. (SchA Fl6, Tgb. Nr. 72 vorn 15. 3. 1933); Unterricht überdie Verhältnisse an derdeutschen Ost~renze (Sd1A, Tgb. Nr. 100 vom 28. 2. 
193 7) oder Sc~ule und Vierjahresplan (SchA F ~ · Tgb. N!· 326 vom 30. 4. 1938), 76 Auf den Rassenku_ode~merncht soll .hier nicht n~hereingegan&en 
werden. Fürdtc Mcy~cnbug-Schule dokumenuen tst er m: Hc1ther u.a. a.a.O. (9), S. 54 ff. 77 So scbneb d1e Schule an d1e Schulaufstcht: •... zugle1ch 
Jber konnten wir dJmit rechnen, daß durch die Erzichung.s~rbci1 an deruns anvcnrautenJugend mittelb.u ~uch die Eltemhäuserimmerwu:dcr Jufge· 
rüttelt und zum Ver<tnrwortungsbcwußtscin erzogen würd<.'n" (SchA Fl, Tgb. Nr. 141 vom 20. 3. 1936). 78 SchA, J:lhresberichte 1933/34 ll. 
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lmgen. 7'1 Die Frage, inwieweit bier die politische Soziali· 
sation durch die Schule im N.ttionalsozialismus positive 
Erfolge in1 Sinne einer rückhaltlosen Bejahung des 
Systems und der ibm zugrundeliegenden Wene erzielte, 
muß dennoch offen bleiben: Eindeutige Erwartungen, 
wie sie die o. a. Aufsatzthemen formulierten, ermöglich­
t~n zwar das "gläubige Bekenntnis". Andererseits befrei· 
tc:n sie Schülerinnen aber auch einf~ch von der InLerpretn­
IJonsnot, der Last, unter Umständen unbekannte Erwar­
tungen des Lehrers durch die eigene Problemlösung zu 
erfüllen.SO Es mag dieses zweite mögliche Motiv dafUr ver­
antwortlich sein, daß uns heute in den Erinnerungen 
damaliger Schüler und Schülerinnen so viel Normalitäl 
des Schulalltags im Nationalsozialismus begegnet, die 
Indoktrination keine Rolle zu spielen scheint.~~~ Aber 
einer solchen vorgeblichen Normalität lag eine zynisch­
instrumentelle, eine opportunistische Haltung, zugrunde, 
die Ergebnis einer Erziehung zur Kritiklosigkeit war und 
aufbeiden Seiten, derjenigen von Schülerinnen und Leh­
rern. einer Selbstunterwerfung unter das System gleich· 
kam. Wie die Schule ihren Anspruch auf Rationalität :Juf­
gab, wird zum Beispiel in dem Aufsatz einer Oberstufen-

schi..derin aus dem Jahre 1933 deudkh, der sieb mit dem 
Austritt Deutschlands aus dem Völkerbund befaßt:82 
",Dcutschl.md ist aus dem Völkerbund ausgetreten.' 
Deutschland sagt endlich einmal Nein zu diesen unwürdi· 
genForderungenund zweifelhaften Versprechungen! Wir 
Jungen stellten keine ernsthaften, zweifelhaften Erwägun­
gen an, wir sagten von ganzem Herzen Ja. Wir vers tehen 
von der hohen Politik nicht viel. können aucb das, w,\l. 
man Diplomatie der Völker nennt, nicht immer bcgrci­
f"t-n, aber soviel wußten wir jetzt: ... " 
Und der selbst verfaßte Reklamevers, mit dem Obersekunda 
nerinnen während der Ausstellung beim Schuljubiläum 
1934 an ihrem Stand das selbst zubereitete Eis zum Kauf an­
priesen, mag als Indiz datUr gelten, wie- auch unbewußt -
~1ch nationalsoztalistischc Normen festsetzen und in einen 
quast unpolillschen AIJtag eindringen konnt('n:8l 
.,Der nord'sche Mensch unüberwunden 
Fühlt immer schon sich eisverbunden. 
Auf der Insel in dem Meere 
Sitzt der gute Robinson. 
Nimmer drückt ihn Sorgenschwere: 
,M;dwi-Eis' erhält ihn schon .. , 

Erziehung zur "Hausfrau und Mutter" 

An den Kern der Traditionen der Meysenbugschule rühr­
ten diejenigen Veränderungen, die sich aus der immer 
wieder zitierten Forderung Adolf Hitlers ergaben: "Das 
Ziel der weiblichen Erziehung hat unverrückbar die kom­
mende Mutter zu sein."84In deren Umsetzung ergänzten 
und stützten sich administrativ-organisatorische Maß­
nahmen und eine geschlechtsspezifische Erziehungspra­
xis, die an Traditionslinien anknüpfen konnten, Frauen 
diskriminieren und erniedrigen, sie letztlich auf dienende 
Aufgaben beschränken sollten. Der Direk-tor der Meysen-

bugschule bezeichnete dies selbst als "Wende der Entwtck· 
lungsgeschichte der Schule und des Mädchenschulwe­
sens überhaupt" und bekundete öffentlich den Willen. 
,.a us dem nationalsozialistischen Boden die national~ 
Frauenschule neu zu gestalten."85 
Die Schule orientierte ihre Schillerinnen auf die biologi­
stisch begründeten antiemanzipatorischen VorsteiJungeu 
vom Wesen der Frau. Hatte sie ihre Schülerinnen früher 
auf ein Studium vorbereitet, so sah sie ihre Aufgabe nun 
darin, ihnen zur Erfullung ihres .. Wesens" als "Gattin, 

79 .Im Deutschunterricht gab die Lehrerin uns immer auch eao ~llgemeines Them01, über das auch u:h schreaben konnte ~ (Ruth ß;aer. Bnef aus Haifd.J 
31. 3. 1983) Unversehens konnte sich ein solches .allgemeines· Them.:a ;aber .:auch Jls dezidiert pohtnch erwea$en: ~Emm;~ l wurde uns ein Aufsatz aul­
getragen: ,Ein Mensch auf der Sua.ße' (oder so ähnlich); acherfand eanen alten, armen Mann, drn ach in mcmer Phantasae tn se1ncr Eimamkeit und Ar 
mut so lebendig beschrieb, daß meine Arbeit vor der ganzen Klasse von dem Herrn Lehrervorgelesen wurde- mit der Bemerkung am Ende, daß es der 
schlechteste Aufsatz war und nur der schlechtesten Note wert. Erst später kam ich zu dem Bewußtsein, daß derartige Menschen im damaligcu 
Deutschland keine Existenz mehr h:tben durften und meine Phantasie recht spottwürdig war." (Brief von Annemarie Hoffa dc Aguirrc au~ Santi.J~a 
de Chile, 16. 5. 1984). Aus der Ola wählten im Abitur 1934 vaer Schülerinnen das Thema ~Aus dem Lebendigen qumt alles Lebcndi~e nure. die ande­
renzwölf wählten ,.Der Führergedanke, erläutert an Seispielen aus der deutschen Literatur~ •• Nicht auswetchen sollen wir den schlammen Mächten, 
mndem sie oiederleben. (lna Seidel) Das Wort ist zu erklären und in Beziehung zu setzen zu unserer Zcat. • Oder .Das Wesen der Propaganda und ihre 
Anwendung im Nationalsoz.i:llistischen Staat... to Vgl. dazu: RolfNemitz: Was man von der Volksschule am Nationalsozuhsmus über dae _.normale 
Schule" lernen kann. In: Heil Hidcr, Herr Lehrcr,:~.a.O. (15), S. 23 ff., hier S. 250 f. und Dietcr Rossmeissl: ~Ganz Deutschland wird zum Führer hal· 
ten ... "Zur politischen Erziehung in den Schulen des Dritten Reiches, Frankfurt/Main, S. 142 ff. insbes. S. 179 f. Das Problem der tat~ächlichen Wir· 
kung ~er Sozi~Lisation in den Institutionen des NS..Staates is.t noch ~eitge.hend unerfors<;ht. Bez?~;en auf einen ein$eschränkten Personenkreis liegt 
!Ctzt etne Studae v.or: Ro.lfSchörken: Luftwaffc~helfer und Dntte.s ~eac~. Dte. Entst~hung eanes polahs~en ~ewußtsems, Stuttg~rt 1984. 81 Zum Pro· 
blem der Normalit;jt bet der Befragung von Zettzeugen vgl. auch dte DaskuSSion mat forschenden Schulern tm Rahmen des Schulerwettbewerbs Deut· 
sehe Geschichte zum Thema ~Alltag im Nationalsozialismus".t in: DieterGalioski, Ulrich Herbert, UUa Lachauer(Hrsg.): Nazis und Nachbarn. Schü· 
ler erforschen den Alltag im Nationalsozialismus, Reinbek 1'182, S. 307fT. und Hilde Schramm: Antifaschistische Erziehung. Erfahrungen und Per­
spektiven, in: Heil Hider, Herr Lehrer, a.a.O. (15) S. 253 fT. 82 6. Jahrbuch u.O. (43) S. 69. 83 7.Jahrbuch (33), S. 56 f.: n Wie wir ,Malw1-Eis' ver· 
kJufien.~ 84 Adolf Hitler: Mein Kampf, 519. - 523. Aufl. Miinchen 1940, S. 460. ss 7. Jahrbuch, a.a.O. (33) S. 42. 
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Muuer oder in emem der weiblichen Art entsprechenden 
Beruf' zu verhelfen. 86 Aufsatzthemen spiegeln den natio­
nalsozialistischen Mutterkult, traditionelle Rollenzuwei­
~ungen, eine Apolegerik nationalsozialistischer Familien­
und Sozialpolitik oder die Vorbereitung einer entspre­
chenden Berufswahlß7 
"Die Frau als Pflegerin des Schönen im Heim." (Oll 1 934) 
"Frauenberuf und Frauenberufe in w1serer Zeit." 
(UI/1934) 
.,Meine Gedanken überdas Hilfswerk ,Mutter und Kind'." 
(OII/1934) 
.,Mutter und Kind." (LUII/ 1934) 
.. Gott konnte nicht überall setn, da schuf er die Mutter." 
(Ul/1935) 
., Von den Aufgaben der Frau in unserer Zeit." 
(LUII/1936) 
,.Luise Millerin, verglichen mit dem heutigen Idealbild 
des deutschen Mädchens." (Ul/193 7) 
,,Mutterliebe, eine biologische Erscheinung bei den Tie­
ren." (7 I 1938) 
Dit: Jahrbücher der Schule boten ein Forum, den Dienst 
in nationalsozialistischen Frauenorganisationen und die 
neuen beruflichen Leitbilder zu propagieren. Weiblicher 
Verzicht und männliche Priorität galten als Maximen der 
Berufswahl, wie in der Beschreibung der Ausbildung zur 
Buchhändlerin: "ln diesem Beruf ist uns Mädels auch 
heute noch möglich, uns in Kunst und Literatur weiterzu­
bilden, ohne den Männem die ,nahrhaften' Berufe weg­
zuschnappen."88 Die auf dem Rücken von Frauen aus­
getragene Bevölkerungspolitik mit ihrer Forderung nach 
Geburtensteigerung erfuhr ihre Absicherung vor allem im 
Rahmen der Rassenkunde, aber auch im Zusammenhang 
der Behandlung des Vierjahresplans, bei der Schülerinnen 
der Abiturklasse "klargemacht wurde", daß "eine Gebur­
tens teigerung wichtig ist fti.r das Anschwellen des jugendli­
chen Nachwuchses und damit des FJcharbeiternachwuch­
se~. an dem z. Zt. Mangel herrscht. Auch die wirtschaft­
liche Bedeutung einer großen Kinderzahl fti.r die Größe 
des Absatzmarktes wurde herausgearbe1tet. "89 

Nadelarbeit wurde w1eder für alle Schülerinnen der Klas· 
sen des Lyzeums verbindlich, Mathematik dagegen um 
eine Stunde gekürzt, 90 der Übergang in die Oberstufe von 
einer erfolgreich bestandenen Hauswirtschaftsprüfung 
abhängig.91 Deren Funktion dürfte weniger in emer Aus­
lese als darin bestanden haben, Schülerinnen deutlich zu 
machen, daß ihnen das Recht zum Abitur nur gewähn 
wurde, wenn sie zuvor den Nachweis erbracht hatten, den 
k-ünftigen Ehemann hausfraulich umsorgen zu können. 
Hand in Hand mit diesen inhaltlichen Veränderungen 
gingen Maßnahmen, cüe Bildungschancen von Mädchen 
verringerten, noch ehe die nationalsozialistische Schuhe­
form von 1938 hier einen radikalen Einschnitt brachte. 
"Die wachsende Verödung der höheren Schulen", die ein 
Stimmungsbericht des Stadtschulamtes deshalb beklagte, 
weil ihr - entgegen weit verbreiteten Erwartungen auf eine 
soziale Schulpolitik des NS-Slaates - "eine ,Auslese' nach 
dem Geldbeutel" zugrundelag,92 traf ganz offensichtlich 
die höhere Mädchenbildung besonders. An der Meysen­
bugschule verringerte sich die Zahl der zum Abitur füh· 
renden Klassen der Studienanstalt noch vor der Reform 
von 11 (1932/33) auf 6 {1936/37), die Gesamtzahl der 
Klassen von 21 auf 17.93 Diese Entwicklung spielte sich 
auf dem Hintergrund eines 1933 eingeführten ge· 
schlechtsspezifischen Numerus clausus ab, der den Anteil 
von Frauen auf höchstens 10 Ofo der Studierenden be­
schränkte und durch eine Trennung von Abitur und ge· 
sondert zuerkannter Hochschulreife praktiziert wurde,94 
und spiegelte die immer gröHer werdende Perspektivlosig· 
keit von Frauen, in akademischen Berufen eine Stelle zu 
finden. 1934 stellte das Jahrbuch der Meysenbugschule 
zwar noch "Oie neue Studentin" vor,95 aber unter den 107 
Abiturientinnen der Jahre 1934-38 trugen sich nur noch 
17 mit einem Studienwunsch.96 
Die Versuche, auch die Struktur des Kasseler Mädchen· 
~chulwesens zu ändern, begannen spätestens Anfang 
1936, als das Ministerium neben dem Abbau des privaten 
Lyzeums der Genossenschaft der Schwestern der christli­
chen Schulen von der Barmherzigkeit (Engelsburg) und 

Wn7.1ahrbucb. a.a.O. (33) S. 14. 87 SchA,Jahresbenchte 1933-38. u 7.Jahrbuch. a.a.O., ~- 92. 89 SeM Fl, Tgb. Nr. 326 vom 30. 4. 1938: Benehr 
uberd1e Behandlung des Vieriahresplanes 1m Unterrich t der Malwida-von-Meysenbug·Schulc. 90 Allgemein wurden Mathematik und Englisch \UTI 
JCWeils eme Stunde gekürzt, so auch am Übellyzeum (Jacob-Grimm-Schule). Vgl. Jacob·Grimm·Schule. Städtisches Realgymnasium fiir Mädchen 
Klssell8b9-1949, Kassel 1949, S. 50. 91 Da d1e Schule keinen Hauswirtschaftsunterricht cneilte und dementsprechend über keine R;iumlichkeiten 
vertligte, fanden d1e er,tcn Prüfungen 111 der Bürgerschule 14 slalt. Verlangt wurde z. 8 . ..,Hafersuppe, Kleid bügeln. Tisch decken". Vgl. 10. J~hrbuch 
der Malw1da·von·Mey~enbug-Schule 1937/38, S. 481r.: .Eine Prüfung der ncucn Schule.~ <~2 Stadtarchiv Kassel. Stimmungsbericht des Stadtschul· 
amtcs vom 10. ~- 1935. An de1 Meyser1bug·Schulc ~urdcn 1933 mehrere Schülerinnen vo~ Sc~ulbesuc~ 3;us_geschlossen, w_e~l ihre Eltern m~t d~m 
Schulgeld 1m Rucbtand waren. Vgl. zu den allgememm Tendenzen: Bernd Zymek: War d1e natJOnalsozraiJsusche Schulpolitik sozralrevoluuoniu? 
Praxis und Theorie der Auslese im Schulwesen während der nationalsozialistischen Herrschaft u1 Deutschland, in: Manfred Hcinemann (Hrsg.): Er· 
ziehungund Schulung im Dritten Reich, Teil I: Kindergarten, Schule, Jugend, Berufserziehung, Stuttgart 1980, S. 264-274. '13 SchA Jahresberichte 
1932-1936. Der Prozentsatz der Mädchen an allen höheren Schulen des Reiches sank von 37% (1933) auf34% (1938). Vgl. dazu und im folgenden : 
lrmgard Weyrather: Numerus CJausus 11ir Frauen Studentinnen im N.ltionalsoziaJismus, in: Frauengruppe Faschismusforschung: Mutterkreuz und 
Arbeitsbuch, Frankfurt/M,ün 1981, S. 131- 162; hier S. 145. 94 .Gesetz gegen die: Uberfullung der Deutschen Schulen und Hochschulen" vom Apnl 
1933. Unterlagen über die Zuerkennung der Hochschulreife ~ind an der Heinrich-Schütz·Schule nicht mehr vorhanden. An der Grimm-Schule fand 
eine Prüfung statt Q.1cob·Grimm-Schule. a.a.O, S. 50). ~s 7.Jahrbuch, ~.a.O., (33) S. 94 f. % SchA Verhandlungen über die Reifeprüfung I 933 ff 
Vcm Jen 17 Ab1tunentmncn :iußcrten 19J4 (noch) 6, 1937, offenbar nachdem Em.fc 1936 der NC wieder aufgehoben worden w.1r, .tllem 7 emen Stu­
dicnwunsch. 
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der Vereinigung der dreijährigen Frauenschule an der 
städtischen Haushalts- und Gewerbeschule mit dem 
Oberlyzeum eine Prüfung der Frage verfUgte, .,ob dic.­
realg. Studienanstalt beim sta&tlichen Lyzeum von 
Ostern ab stufenweise abgebaut und ob für die drei oberen 
Klasseneine dreijährige Frauenschule eingerichtet werden 
kann."97 Während die Schließung des katholischen 
Lyzeums bis 1939 vollzogen wurde, scheiterten die ande-­
ren Ansinnen zunächst noch am Widerstand von Schule, 
Oberbürgermeister und Oberpräsidenten, denen sie der 
.,Bildungslage in Kassel" nicht 7u entsprechen schienen.9t! 
Die nationalsozialistische Schulreform von 1938 verwirk­
ltchte sie aber zu einem großen Teil. 
Mit dieser organisatorischen Reform und den ihr zugrun­
deliegenden Lehrplänen,99 die an der Meysenbugschul~ 
mit dem Schuljahr 1938/39 vollzogen wurden, waren 
die Unsicherheiten über die Entwicklung des höheren 
Mädchenschulwesens beseitigt. I 00 Auf ihrer Grundlage 
konnte die Schule wieder Bildungschancen für Mädchen 
gehobener Sozialschichten verteidigen, "deren Brüder in 
Kassel ohne jede Schwierigkeit die Oberstufe besuchen 
können", wie es in einem Brief des Schulleiters hieß, in 
dem er die Einrichtung zusätzlicher Klassen der Oberstufe 
beantragte . .,Auf die Dauerwird es nicht möglich sein, den 
berechtigten Ansprüchen der Elternschaft auf Einschu­
lung ihrer Töchter in eine höhere Schule mit den 2 übrig 
bleibenden Oberschulen rur Mädchen zu genügen". stellte 
Dr. Becker fest und konkretisierte, "d:1ß die Elternschaft 
sich entsprechend der Zielsetzung 111 ,Erziehung und 
Unterricht in der höheren Schule' darauf einstellt, für die 
ganz überwiegende Mehrheit der in der höheren Schule 
eingeschulten Mädchen das Reifezeugnis anzustreben. 
Kassel ist eine Beamtenstadt, und da das wirtschaftliche 
Leben in voller Blüte steht, wird sich an dem Andrang zur 
Oberstufe ( ... ) nichts ändern."l01 Das Bildungsangebot, 
d:1s dem nun zugrunde lag, entsprach aber nicht mehr dem 
rradüionellen, es benach teiligte Mädchen massjv_ Huma­
nistische und mathematisch-naturwissenschaftlich aus­
gerichtete Schulen gab es ftir sie nicht mehr. Die wie bei 
den Jungen um ein Schuljahr verkürzte Oberschule für 
Mädchen als Regeltyp. zu der jetzt sowohl die Meysen­
bugschule als auch das Oberlyzeum wurden, verfügten 

über eine sprachliche und eine hauswirtschaff liehe Form, 
wobei bereits dem sprachlichen Zweig ein gegenüber det 
Oberschule fur Jungen nicht gleichwertiges Unterricht!.­
angebot zugrundelag.l02 Das Ziel, die Erziehung an den 
M:idchenschulen durch die Aufgaben zu besummen ... du: 
der deutschen Frau und Mutter in Haus, Beruf und Volh­
gemeinschaft erwachsen", manifestierte ~ich aber beson­
ders in der hauswirtschaftliehen Form. 
Inhaltliches Kernstück des hauswirtschattlichcn Zweiges 
waren die "Fächer des Frauenschaffens": lbndarbcit, 
Hauswirtschaft (Kochen, Haus- und Gartenarbeit) und 
Pflege (GesunJheits-, Säuglings- und Kleinkinderpflege, 
Beschäftigungslehre und Dienst). Die Fächer des Frauen­
schaffem sollten die "fraulichen Kräfte zur Entf3ltung 
bringen" ,103 .,Haushaltsftibrw1g, Heimgestaltung und 
K.indererziehung" an die sozialen und poliuschen Ziele 
der NS-Herrschaft binden- in der Sprache des Lehrplans: 
"Alltagshandeln vom Verantwortungsgefühl dem ganzen 
gegenüber" prägen.l04 
Im Handarbeitsunterricht konkretisierte sich diese Ziel­
settung in der Anfertigung von Arbeiten fUr Heim, Sch ulc 
und ,Volksgemeinsch.1ft' (Hilfswerk Mutter und Kind, 
Winterhilfswerk). Der Untemcht in Hauswtrtschaft sn h 
die Schülerinnen als Hausfrauen, die ihr Heim tn Em­
klang mit der "kulturellen Eigenart" ihres Volkes Jus-
7Ustatten lernten, und als Käuferinnen und Verbrauche­
nonen, die die staatliche Verbraucherlenkung beach­
teten.105 Auch hierwurde die Arbeit- gemäß .,Erziehung 
und Unterricht" - in den Schulrahmen eingebunden 
(Bewirtungen bei Elternabenden) und für die .., Volksge­
meinschaft" nutzbar gemacht (Einkochen von Marmelade 
fiir Sudctendeutsche). Innerhalb der Fächergruppe Pflege 
~ollten die Gesundheitslehre "im Mädchen die Freude an 
kraftvoller Gesundheit und rassischer Schönheit" wecken, 
die Säuglings- und Kleinkinderpflege sowie die Beschäfti­
gungslehre "das junge Mädchen dem Kinde nahe" brin­
gen;l06 in ihrem Mirtelpunkt stand jedoch der Dienst. 
eine Att Praktikum, das in den Klassen 6-8 jeweils vier 
Wochen lang abzuleisten war: im Säuglingsheim; im Kin­
dergarten; in einer Familie (möglichst einer kinderrei­
chen, ländlichen) oder einem Wirtschaftsbetrieb (Kinder­
heim, Bauernhof, Siedlungshaushalt).W7 

~7 ZStA Potsdam E 11L Speciaüa Cmel Nr. 16. 6231, BI. 83 ff. Schriftwechsel ZWischen dem Ministerium und dem Obcrpr:isidenten Apni/M.u 
1936. 98 ebda. 99 Erziehung und Unterricht m der Höheren ~.c.hule. Amtliche Ausgabe de~ Reich~- und Preußischen Mini~tenums für Wi~seu· 
~chaft, Kunst und Volksbildung, Berlin 1938. wo Einen kurzen Ubcrbl!~k uber die EntwicklWlg des höheren MädcllemchuJwesens 1m 20. J.lluhun· 
den bietet: Peter Lundgreen: Sozialgeschichte der deutschen Schule im Uberblick. Teil II : 1918-1980, S. 67-82, 101 SchA F3, Tgb. Nr. 55 vom l . 2 
1939 "Zahl der Klassen im Schuljahr 1939/40 und in den folgenden Jahren. Einrichtung der 7. Klasse der hauswinschaftlichen Fonn.•1oz Auch im 
\prachlichen Zweig war Handarbeit verpflichtend. Entscheidend war aber die Zurückdr~ngung des Lateini~chen, da~ nur noch in derObersrufe wahl­
weise eneilt werden konnte. [m [nteresse der Studierf.ihigk.eit ihrer Schülerinnen suchte die Meysenbugschule - 7.. T. mit we1t hergeholten Bcgriin 
du_ngen- ihr ~at~inangebot zu ~ec~tfertig~n: "Der größte Ge"':inn des Lateinu.nterrichts an ~äd~henschulen in .wch.rge!stiger Hinsicht ut.w~hl die 
Starkung der s1tthchen Kräfte, die d1e Frau tn unserem Kampf emsetzen muß. S1e wtrd hauptsachheb durch den Embl1cl< 111 das Wesen de) romuchc:n 
Staates, den auch die römische Frau sich zur Richtschnur fiir allihr Handeln nahm, erz1elt werden können .... • (S~:hA Fl Tgb. Nr. 47 vom 30. 12. 
19"10). 103 Erziehung und Unterricht. a.;~.Q. (99) S. 251. 104 ebda. lOS Erziehung und Untt'rncht, a.a.O (99) S. 258 f. lOb Er.:ichung und Unttt· 
ncht. a.a.O. (99) S. 261 f. 107 Erz1ehung und Unterricht. a . .i.O. (99) S. 263. 
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Folgt man dem Rechenschaftsbericht der SchulelOS und 
Erlebnisberichten von Schülerinnen,109 dann bedeutete 
der Dienst vor allem eine willkommene Abwechslung 
vom Schulalltag, ein höheres Maß Freiheit; Schülerinnen 
brachten ihm Freude und Begetsterung entgegen. Für die 
Schule lagen in ihm vor allem die Möglichkeit zur .,Cha­
rakterbildung", die Chance, die Berufswahl ihrer Schüle­
rinnen zu beeinflussen, und schließlich ein Ansatzpunkt, 
die propagterte Volksgemeinschaft zu verwirklichen. 
Oie erzieherische Wirkung sah man besonders darin, daf~ 
die Schülerinnen .,zum ersten Mal völlig selbst~ndig in 
etgener Verantwortung ihr gesamtes Wissen und Können 
und alle praktischen Fähigkeiten in den Dienst der Allge­
meinheit zu steilen und in Vollzug dieser Synthese ihre 
geistige Reife zu beweisen und sich charakterlich zu 
bewähren" batten. 11 0 Im Hinblick auf die Berufswnhlent· 
scheidungerhoffte sich die Schule für ihre Schülerinnen, 
"daß sie im Dienst eine Reihe von Frauenberufen von 
ltauswirtschaftlich-pflegerischer, sozialer und pädagogi­
scher Richtung in der Praxis des Alltags kennenlernen". 
Dahinter stehendes Ziel war es, zu verhindern, "daß sich 
manche Mädel einem akademischen Studium trotz feh­
lender innerer Berufung und Etgnung zuwenden". Als 
Vorbild galt eine Schülertn, die "unter dem Einflul~ des 
Dienstes KrJnkenschwester wurde und tiefe innere Befrie­
digung in diesem Beru k f.1nd".lll fm Rahmen der Volks­
gemeinschaftsideologiestrebte die- seit 1940- Heinrich­
Schütz-Schule eine Überbrückung der Gegensätze von 
Hand- und Kopfarbeit, von Stadt und Land, ein liefere~ 
Verständnis H.ireinander an.112 
Gerade hier scheinen aber entscheidende Probleme bei der 
Durchführung des Dienstes gelegen zu haben. Die Ideolo­
gie der Volksgemeinschaft wurde dort brüchig, wo offen­
stchtli<..h viele .,wohlbehütete" Schülerinnen zum ersten 
Mal mit den realen Lebensbedingungen anderer Gruppen 
der ,. Volksgemeinschaft" konfrontiert wurden.113 Die 
Schule betrachtete dies ausdrücklich als Gefahr, als .,see­
lische Belastung", wenn Schülerinnen der .,harten Berüh­
tung mit der Realität", "der Tragik und unerbitterlichen 
Härte des Lebens" ausgesetzt wurden, "z. B. in der Begeg-

nung mit Opfern der doppelten Moral unserer Gesell­
schaftsordnung" "einen tiefen Blick in tiefste Abgründe 
menschlicher Not und Schuld run" konnten oder in 
"Berührung mit traurigen Familienvcrhältmssen (zerrüt­
teten Ehen, Trinkerelend, Wohnungsnot)" gerieten, I 14 

Gleichwohl stellte der Dienst ein Novum m der 
Geschichte der Schule dar, er öffnete sie ftir gesellschaft­
liche Bereiche, die Schülerinnen bislang verschlossen 
geblieben waren. Beim Fortbestand oder sogar der Ver­
schärfung sozialstruktureller Ungleichheiten im Faschis­
mu~ konnte die Schule jedoch jenseits der irrationalen 
Volksgemeinschaftsideologie Schülerinnen keine rationa­
len Verarbeitungsmöglichkeiten der erfahrenen Probleme 
anbieten, für die z. B. das M1ßtrauen ländlicher Familien, 
bei denen Dienst abgeleistet werden sollte, stand. 
Die Institutionen, bei denen Dienst abgeleistet wurde, 
.stellten ein förmliches Zeugnis aus, das in die Beurteilung 
der Schule UJld in Zeugnisnoten einging, auch im Abitur 
eine wichtige Rolle spielte. I 15 
Bei allen Tendenzen der Lehrplanrevision von 1938, 
Schule wieder verstärkt auf die Funktion von Unterricht, 
die Entwicklung geistiger Fähigkeiten zu verpf1ichten, I 16 

trotz des Postulats .,wet:hselseitiger Durchdringung von 
wissenschaftlicher und praktischer Arbeit" in den Fächern 
des Frauenschaffens,ll7 war die hauswirtschaftliche Form 
insgesamt darauf angelegt, nationalsozialistische Weltan­
schauung und praktische Politik nicbt theoretisch und 
verstandesmäßig zu vermitteln. sondern praktisch zu voll­
ziehen. Die Unterrichtsinhalte des Frauenschaffens trans­
portierten insbesondere das niemals hinterfragte Postulat 
von der "naturgegebenen Verschiedenartigkeit der 
Geschlechter" und der sich daraus ergebenden Rollenver­
teilung zwischen Mann und Frau. Der Erwerb des haus­
wirtschaftlichen Abiturs sollte die Berufsperspektiven 
von Schülerinnen auf traditionelle Frauenberufe len­
ken.ll8 
An der Heinrich-Schütz-Schule besuchten in der Folge­
zeitetwa die Hälfte der Schülerinnen den hauswirtschaft­
liehen Zweig, an der Jacob-Grimm-Schu!e die meisten . 
Nicht zuletzt boter - bei aller Betonung der ibm zugrun-

10~ SchA ~Über Sinn und Aufgo~bc des Di~nste~ in da h.JUswirtschaCtlichen Abteilung der Oberschule fiir Mädchen und Probleme semer Verwuklt 
cbung." 109 11. Jahrbuch (47) S. 39 ff.: .. Ncuc:s Leben auf der Oberstufe: die bauswirtschaftliche Form"; 12. J.lbrbuch der Heinrich·Scbütz·Schult 
1939/ 40, S. 20 ff.: ..,Dienst im Säuglin~:shc:im und im Kindergarten"; 13. Jahrbuch du Heinrich-Schütz-Schule 1940/41, S. 20 ff.: ~Aus der Schular· 
beit." 110 SchA, Uber Sinn ... (I 08) 111 cbda. 112 ebda. 113 ebda. Dies ähnelte Erfahrungen, die Schülwnnen 1m Rahmen ihrer Arbeit Hir den 
BDM machten. Vgl. z.B. ,.Werkehrcnuienst~, in: IO.Jahrbuch (91) S. 23 ff., wo beschrieben wird, w1e *h Schülerinnen zum ersten Mal vom eigenca 
Erleben her mit den Existenzbedingungen von Arbeiterinnen auseinandersetzen müssen. 114 SchA, Ubcr Sinn... 115 Solche Zeugnisse finden sit.h 
m: SchA Fl9a. l1b Vgl. Erziehung und Unterricht, a .. 1.0. (99) wsbes. S. 13 f. Eine ausführliebe Auseinandersetzung nutdem Problem findet steh bl!.l ' 
Elke Nysscn: Schule im Nationalsowltsmus, Heidelberg 1979, S. 55 ff. 117 Erziehung und Unterricht, a.a.O., S. 258. l ts Das hauswirtschJftliche 
Abitur b~rechtigte zum Studium ~o den Hochschule~! !Ur Lehr~rinnenbild.ung (Volksschule_). fUrdas künsdcriscbe Lehr3;mt, zum Stu~ium der \Yifl· 
~chaftsw1sscnschaften, fUr ~.~~ Dtplom.hJndchlehr~nnne~studt.um und dtc Gewcrbelebrermnenausbtldung, zum Studtum am Institut fiir Lethe< 
ubungen und für eme verkurzte Ausbtldung als K10dergartnenn und Hortnenn. 
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del1egenden Wissenschaftlichkeit - einen einfacheren 
Weg, das Reifezeugnis zu erwerben.119 Die lebensge­
schichtliche Bedeutung dteses Bildungsganges kann 
jedoch kaum abgeschätzt werden: Nicht einmal ein Schü· 
JeTinnenjahrgang durchlief die Schule der Reform von 
1938 von Anfang bis Ende. Denjenigen aber, die ihre 
Oberstufenzeit mit dem hauswirtschaftliehen Abitur 

becndeten, bot er dann letztlich doch die gleachen Berufs­
und Studienchancen wie ihren Mitschülerinnen .wf dem 
l.prachlichen Zweig. 1939 wurde das hauswirtschaftliche 
dem sprachlichc.-n Abttur gleichgesteUt, und die kriegsbe­
dingten Veränderungen auf dem Arbeitsmark"t öffneten 
Frauen auch wieder die Univcrsitäten.llO 

Krieg - Kinderlandverschickung (KL V) 

"Der Führer schreibt in seinem Buch: ,Mein KampP: ,Wir 
Nationalsozialisten müssen unverrückbar an unserem 
außenpolit ischen Ziel festhalten, nämlich: dem deut­
schen Volk den ihm gebührenden Grund und Boden auf 
dieser Erde zu sichern.' Durch den VersaiiJcr Vertrag hatten 
die Westmächte ihr Ziel erreicht, Deutschland so klein zu 
machen, daß die Wirtschaftskraft des Bodens nicht mehr 
ausreich te, das deutsche Volk zu ernähren und leben zu 
lassen. Um diesem unwürdigen Zustand ein Ende zu berei­
ten, setzte sich der Führer das Ziel, dem Deutschen Reich 
die gewaltsam abgetrennten Gebiete im Osten wieder 
anzugliedern und ihm darüber hinaus den nötigen 
Lebensraum zu verschaffen."l2t 
Der Abituraufsatz einer Schülerin aus dem Frühjahr 1940, 
aus dem dieser Auszug stammt, rechtfertigte den national­
sozialistischen Eroberungskrieg; er stand am Ende einer 
Schulzeit, die systematisch - aber Schülerinnen wahr­
scheinlich nicht immer bewußt - auf ihn vorbereitet 
hatte. 
Die Nationalsozialisten trafen hier mit ihren Ansprüchen 
an Schule auf den fruch tbaren Boden nationaler und 
nationalistischer Traditionen, die -auch wenn sie vielleicht 

meinten, etwas anderes zu wollen - die ideologtsche und 
propagandistische Legitimation und Vorbereitung der ras­
sistischen Lebensraumpolitik leicht machten.122 Sichtba­
rer Ausdruck dieser Traditionen an der Meysenbugschule 
war vor allem die Schulgruppe des Volksbundes fur das 
Deutschtum im Ausland (VDA), die unter der Leitung 
eines Lehrers im Schuljahr 1932/33 bereits 360 der etwa 
600 Schülerinnen organisiert hatte und deren Öffentlich­
keitsarbeit und praktische Volkstums3rbeit nachhaltig aul 
das Schulleben einwirkte.l23 Auf dem Hintergrund der 
Militarisierung eines Teils des Schullebens, der ausführli­
chen- aber die wahren Ziele verdeckenden - unterrichtli­
chen und praktischen Einbindung in die ökonomische 
Aufrüstung,l24 praktischer und theorettscher Luftschutz­
übungen, dae ebenso wie Unterricht das ständige Gefühl 
der Bedrohung erwecken sollten, I 25 zog sich die ,,Revi­
sion von Versaillcs" wie ein roter Faden durch Unterncht 
und Schulfeiern, 126 die deren einzelne Schritte legitimier 
tcn und auf die nächsten vorbereiteten: Am Ende konnte 
die zur Kritik unfahige Bejahung des Krieges stehen. 
Nach den bis in den Februar hinein verlängerten 
Winterferien 1939/40, während derer die Meysenbug-

lt9 So beklagte deT D irektor 1941 bei einem Referat von Schullcitern, ~daß die ganze hauswirtschaftliche Form 1-Un.lic Praxis noch ein höchst schwicn­
gcs Problem darstellt, hervorgerufen durch den Widerspruch zwischen hochgesteckten wissenschaftlichen Zielen mit der ßcrclhtigung zum Studium 
und den unzulänglichen geistigen Fähigkeiten so vieler Schülerinnen, die in diese Oberstufe hineindrängen, noch befangen in Jen unseligen Vomel 
Iungen eines sog. ,Werkabiturs'. Wir bitten die Aufsichtsbehörde, un~ in dem notwendigen Abweh.rkampf zu untersrür:rcn, weil wir sonst keinen an 
5tändigen Leistungs~tand erzielen können." (SchA, Millluskript eines Referats Or. Beckers, gehalten auf der Direktorenkonferenz am 24. und 25. Mai 
1941 in Frankfurt:,. Überden gegenwärtigen leistungsstand der höheren Schule •Mädchenschule•"). Im Gutachten emer Klasse, die im gleicheo]Jhr 
Abitur machte, stellte die Klassenlehrerin einen Zusammenhang her zwischen dem ,.Fehlen von geistiger Kraft" und de1 Wahl der hauswirtschaftli­
eben Form und wies daraufhin, daß mit der Verschärfung der Prüfungsanforderungen in den wissenschaftlichen Fächern etwJ cm Drittel der Schüfe· 
rinnen ausgeschieden sei. (SchA, Verhandlungen überdie Reifeprüfung 1941). 120 Vgl.lrmgard Weyrather, a.a.O. (Anm. 93). S 158 ff.;Jürgen Zin­
oecker: Emanzieation der Frau und SchulausbiJdung, Weinhetm/Basel 1978, S. 5 t ff. Siehe auch den SO-Bericht zu lnlandsfrJgw vom 20. 9. 1943 in 
Hein Boberach (Hrsg.): Meldungen aus dem Reich 1938-1945, 17 ßde., Herrsching 1984, S. 5781 tT. Führende Nationalsozialisten hielten dennoch an 
ihrer Auffassung von der Rolle der Frau fest. Vgl. die im Zusamm< 11hwg der~ Weißen Rose~ bekanntgewordene Rede de.s Gauleiters Giesler(Cbrinian 
Petry: Studenten aufs Schafott. Die Weiße Rose und ihr Scheitern, München 1968, S. 99). Von den Abiturienunnen der Schütz-Schule machten so 
wohl diejenigen des sprachlichen als auch die des hauswirtschaftliehen Zweiges wieder vermehrt von den Saud1enmögltchkeiten Gebrauch. 111 12. 
J.thrbuch (109), S. 79 f. 122 Für das Klima an Kasseler Schulen und in Ka.ssel vgl. auch die Ausetnantlmet:r:ung um den pa7.1fisti~ch etngestellten Leh 
rer Hein Herben in Jörg Kammler; Oictfrid Krause-Vilmar (Hrsg.): Volksgemeinschaft und Volksfeinde. K.:mel 1933-1945. Eme Dokumentation, 
1<2sscl1984, S. 38. 12.3 SchAJahresberichte 1920 ff. ll4 SchAF I, Tgb. Nr. 326vom 30. 4. 1938. 125 Auch durch M.athc:m:lltk.lufgaben; z. ß. m Je; 
Reifeprüfung 1936, in der das Problem zu lösen war, wann eine feindliche Luftstaffel aus Metz (Fr.~nkreich) Kassel crrc:icht habe (SchAJahresberit:ht 
l935/36). 126 Daraufkann hier im einzelnen nicht eingegangen werden. Als Beispiel sei aus der mündlichen Reifeprüfung 1937 zitiert: "Fra~e: Erklä· 
renSie das Wort des Führers, daß Deutschland nach der Rückgliederung des Saarlandes keine territorialen Forderungen mehr an Frankweh hJbt! 
Antwort: Der Führer betrachtet die Westgrenze als erstam. Deutschland muß seine Kräfte frei machen fiir die Bodenpolitik tm Osten.~ (SchA Ver· 
handJungen über die Reifeprüfung 1937). Als Beispiel ftir entsprechende Schulfeiern seten d.Jc 8 Saarstunden des SchulJahres 1934/35 erwähnt (SthA 
J;lhresbericht 1934/35). 
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schule in Heinrich-Schütz-Schule umbenannt wurde, 
brachte der Krieg weitreichende Veränderungen des Schul­
alltags mit sich: Ejnberufungen von Lehrern und Lehre­
rinnen, die durch bereits pensionierte Lehrer oder weibli­
che Lehrkräfte ersetzt wurden (der älteste 78, die jüngste 
23 Jahre alt); die Einquartierung einer Wehrmachtsbehör­
de, die zu räumlichen Beschränkungen und zu Schichtun­
terricht fUhrte und im NebeneinJnder von Behörde und 
Mädchenschule Probleme m1t sich brachte; gemeinsame 
nächtliche Luftwachen von Schülerinnen und Lehrerin­
nen in der Schule; Unterrichtsausfall am nächsten Mor­
gen nach nächtlichen Luftalarmen oder Unterbrechun­
gen Jes Unterrichts am Vormittag bei Alarmen oder 
Übungen, die Schülerinnen und Lehrer m den Luft­
schutzkeller der Schule zwangen. Jenseits dieser Unter­
richtsausfalle konnte die Schule ihren Unterricht entspre­
chend der Stundentafeln weitgehend abdecken, aber er 
stand unter dem Gesichtspunkt des "Kriegseins:ltzes", der 
sich in praktischen Arbeiten für Lazarette. die NSV, einen 
Kindergarten im Wartheland, für den dte Schule seit län­
gerem eine PatenschJft übernommen hatte, oder für Part­
nerschaftskreise des VDA ebenso ausdrückte, wie in der 
Teilnahme an Wettbewerben 127 oder in einer umfangrei­
chen Sammeltätigkeit. Das Maß dessen, was die Schule 
hier tat, muß das übliche überschritten haben, ,.wenn da­
her der Führer dem Unterzeich_neten", wie Dr. Becker 
Kollegen mitteilte, "als erstem der Lehrkräfte der Provinz 
das Kriegsverdienstkreuz verlieh'',128 
Mit dem Krieg wurde aber Schulalltag in immer höherem 
Maße Schüleralhag. Bleibende Eindrücke hinterließen 
Jetzt nicht so sehr Erlebnisse innerhalb als vielmehr man­
nigfaltige Formen von .,Kriegshilfsdienst" außerhalb der 
Schule (z. B. im .,Kriegseinsatz der Jugend zur Sicherung 
der Ernährung des deutschen Volkes"), die vom BDM, 
.1ber auch von anderen Stellen organisiert wurden und 
von Schülerinnen ab dem 10. Lebensjahr in ihrer tägli­
chen Freizeit, innerhalb und - unter Aufbebung der 
Schulpflicht auch - außerhalb der Ferien abzuleisten 
waren.l29 Dieser Kriegseinsatz sah Schütz-Schülerinnen 
z. B. auf Bauernhöfen, in NSY-Kindergärten, in kinderrei­
chen Familien, in Krankenhäusern, Lazaretten oder Sol­
datenheimen, im Bahnhofsdienst zur Betreuung von Sol­
daten, in der Heeresbäckerei und anderen Betrieben oder 
als Straßenbahnschaffnerinnen, im städtischen Vorrats-

keller, bei Behörden und Parte1dieosmellen. Sie klebten 
in Lebensmütelgeschäften Zuteilungsmarken, führten 
Botengänge aus oder betätigten sich in Bezugsscheinstel­
len.l30 Die Hilfe der Schülerinnen cliente auch dazu, daß 
andere Frauen nun die Arbeitsplätze einnehmen konnten, 
die tm nationalsozialistischen Sinne - und wie sie es gelernt 
hatten - den Männern vorbehalten sein sollten. 1940 
endete die Schule für Schülerinnen der Abschlußklassen 
vorzeitig: 
"Es kam alles so plötzlich. Am Morgen des 18. Septembers 
waren wir noch alle in der Schule zu unserer Entlassungs­
feier, am Nachmittag wanderte ich schon zum Untergau 
des BDM und zur Kreisamtsleitung der NSV, um meine 
neue Tätigkeit zu beginnen. Morgens war ich noch Schü­
lerin der 9s, abends lebte ich schon als Kindergärtnerin. 
Kneg! Das war das Stichwort zu dieser plölzllchen U mge­
staltung meines Lebens. Krieg! Das hieß vermehrte Arbeit 
fur die Frauen, Einsatz an anderen Plätzen als früher." 131 

Der allüerte LuftangriffaufKassel vom 22. Oktober 1943, 
der die Stadt nahezu zerstörte, bedeutete einschneidende 
Veränderungen für die Schütz-Schule, obwohl ihr Ge­
bäude im Gegensatz zu denen fast aller anderen Schulen 
weitgehend unzerstörtgeblteben war.l32 Nachdem bereits 
vorher ein Teil der Schülerinnen als sog. Gastschülerin­
nen auf auswärtigen Schulen in weniger luftbedrohten 
Gebieten, ein andererTeil in KLV-Lagern der Klassen l -4 
im Gau Kurhessen (z. B. im Lager Landau/Waldeck, das 
eine Lehrerin der Schule leitete) untergebracht worden 
waren,133 wurde die Schule nach ihrer vorübergehenden 
Schließung am 29. 11. 1943 mit einem Sonderzug in die 
(erweiterte) Kinderlandverschickung nach Bad Wildun­
gen evakuiert.l34 
Organisation und Betreuung der KL V -Lager waren Auf 
gabe der Hitler-Jugend, deren Führung in ihnen die Mög­
lichkeit sah, "Jugendliche im großen Rahmen und für län­
gere Zeit total zu erziehen",135 waren doch die Eltern in 
thren erzieherischen Einflußmöglichkelten weitgehend 
ausgeschaltet. Mit der Vorbereitung der KLV -Lager für die 
Kasseler Schulen war die zuständige HJ jedoch offensich t­
lich überfordert.l36 Oie totale Zerstörung der Stadt und 
fehlende Alternativen zu KL V mögen jedoch dazu beige­
tragen haben, daß es nun dennoch offen bar zu keinen grö­
ßeren Konflikten zwischen Parteiorganisationen und 
Eltern kam, dje diesen noch im Sommer 1943 ihre Kinder 

127 z. B. beim Wt"ttbewerb "Seefahrt tut not" der Marine oder ~Für Deutschlands Frethest" des NSLB, bei deuen die Schütz-Schule neben zahJreicht'n 
Gausiegern auch Reichssieger steUte, worüber in "Der deutsche Erzieher" und der örtlichen Pres~e berschtct wurde. IZS SchA, Rundbrief des Direk­
tors vom August 1942. 129 Vgl. Dagm.u Reese: Bund Deutscher Mädel- Zur Geschichte der weiblichen deutschen Jugend im Dritten Reich, in: 
Frauengruppe Faschismusforscbung: Mutterkreuz und Arbeitsbuch, Frankfurt/Maio 1981. S. 163- 187, hier S. 174 ff.; Martin Klaus (1980), a.a.O. 
(45), S. 120 ff. und ders. (1983), ;u.O., S. 99 ff. 130 SchAJahresbericht 1939 ff. und 12. und 13.Jahrbuch (109); SchA Hekt. Rundschreiben des Direk­
terN 1942 und 1943. 131 12. Jahrbuch (109), S. 70. 132 Werner Dettmar: Die Zerstörung Kassels im Oktober 1943. Eine Dokumentation, Kassel 
1983, S. 142. IH SchA RunClbrief des Direktors vom Okt. 19H. 134 Das Lager in Bad Wildungen war das Haupdager. Zeitweise befanden sich 
Schülerinnen auch in Odershausen, Melsungen (Schippenmühlc), Körle und Gudensberg. 135 Das junge Deutschland, Berlin,Jg. 1943. S. 103, zit 
nach Arno Klönne:Jugrnd im Dntten Reich. Die Hitler-Jugend und ihre Gegner, DüsseJdorf/Köln 1982. S. 54. lJ6 So Dr. Braue in:Jacob-Grimm­
Schule. Städtisches Realgymnasium f\ir Mädchen Kassel 1869- 1949, Kassell949, S. 54. 
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nur zögernd oder gar ntcht anvertraut hatten, nun aber­
bei der geschlossenen Verschickung von Schulen - den 
Eindruck haben konnten, ihre Kinder blieben in der 
Obhut von Lehrerinnen und Lehrern.l37 
Inwieweit der BDM als zuständige Gliederung der HJ Ein­
fluß aufdas Lager in Bad Wildungen nehmen konnte oder 
nahm, ist nicht genau rekonstruierbar.l38 Wohl war er 
präsent: lhm oblagen die Wirtschaftsfiihrung,l39 Morgen­
appelle mit Spruch und Flaggenhissung, die Beaufsicht1· 
gung der Schülerinnen in der Freizeit, die Ausrichtung 
von Heimabenden, die Überwachung des "Zapfenstrei­
ches" am Abend. Dessen ungeachtet war die Lagerzeit der 
Heinrich-Schütz-Schule aber zuerst durch das Bestreben 
der Schule, die die eigentliche Lagerleitung hatte, gekenn­
zeichnet, Unterricht in den Klassenverbänden und den 
schulischen Zusammenhang aufrechtzuerhalten - ein 
Bemühen, dessen Erfolg nicht vom BDM, wohl aber von 
den auch in Wildungen muner häufigeren Luftalarmen in 
Frage gestellt wurde, die Schülerinnen und Lehrer in die 
Bunker zwangen und einen geregelten Unterricht schliefs­
lieh mit fortschreitender Kriegsdauer immer unmöglicher 
machten. Die Auflösung der Schule als Institution, dte 
Übernahme der KL V-Lager als Erziehungsinstrument 
durch die HJ, in denen Lehrer allenfalls noch unterrich­
ten durften, wie dies generell für KL V-Lager behaup­
tet wird,140 fand in Bad Wildungen ganz offensichtlich 
nicht statt. Das Lager bedeutete -zumindest subjektiv­
"Schule in anderer Form", "mit Internatscharakter", wozu 
nicht nur der Unterricht, sondern auch schulisch organi­
sierte Freizeitveranstaltungen beitrugen.141In der Erinne­
rung von Schülerinnen nahmen nicht BDM-Führerin­
nen, sondern die vertrauten Lehrerinnen und Lehrer 
Elternfunktionen wahr. 
BDM-Dienst bedeutete in Bad Wildungen wie in Kassel 
Kriegshilfsdienst, in der Lazarettstadt vor allem in der 

Betreuung verwundeter Soldaten, durch die man sich dem 
Alltagsdienst entziehen konnte; es galt aber auch, Solda­
tenstrümpfe zu stopfen, bei der Feldarbeit behilflich zu 
sein oder Heilkräuter zu sammeln. Dabei lebten die Schu· 
lerinnen in der ständigen Sorge um ihre Pamilien in Kas­
sel, w~hrend sie selbst relattv sicher waren. Der Kontakt 
mit den Angehörigen konnte aber, auch durch Besuche, 
aufrechterhalten werden.14l 
Das KL V-Lager der Schütz-Schule stand somit unter 
Bedingungen, die denen vieler Lager anderer Schulen 
nicht vergleichbar waren, 143 und in der Erinnerung vieler 
- zumeist äherer- Schülerinnen wie auch Lehrerinnen ist 
die Lagerzeit deshalb positiv besetzt, steht "an erster Stelle 
das kameradschaftliche Zusammenleben" l44 unter Bedin­
gungen, die Schule sonst nur in Ausnahmesituationen 
bietet. Nur selten werden "l<Almeradschaft" oder "Ge­
meinschaft.., problematisiert, wie von einer Ehemaligen, 
die damals das Bedürfnis verspüne, "einmal allein und 
unbeobachtet" zu sein, und heute meint, es schien ihr 
.,überhaupt eines der schlimmsren Dinge an dem ganzen 
System, daß man ständig in der Masse war" .145 Schul- und 
Klassengemeinschaften fanden im Lager - wie vorher 
auch- ihre Grenze dort. wo das ständige Geruh! der Angst 
die Äußerung .1bweichcnder Gedanken und den freien 
Meinungsaustausch, ht cr vor .illem auch über den Krieg 
und sein bevorstehendes Ende, unmöglich machten.l46 
Die älteren Schülerinnen erlebten das Ende der Kinder­
landverschickung nicht mehr im Lager. Ihnen, denen in 
den Jahren zuvor das Ideal der "Hausfrau und Mutte1" 
nahegebracht worden war, erlegte der NS-Staat seit dem 
Herbst 1944 die Verpflichtung zur Arbeit in rüstungs­
wichtigen Betrieben de1 Region auf.147 Die anderen erleb· 
ten ein Ende der Schulzeit im Nationalsozialismus, an 
dem "Gemeinschaft", "Solidarität" und., Verantwortung" 
zum Teil zerbrachen. 

137 Auf den mangelnden Evakuterungswillc:n der Kasseler Bevölk~rung w~ist em bei Dettmar, a.a.O .• S. 124 wiedergegebener Beneilt der Stadt über 
denAngriffvom 22.10. hin. Ganz Jllgemein- undauch andernorts in Hessen- kam es im Zusammenhang der KLV zu sichtbareu Problemen, die Zu 
Stimmung der Bevölkeru~zu trh.tltc:n. Vgl. die SO-Berichte vom Sept. 1940, On 19401Jult I 943, Aug. 1943, Nov. 1943 und]an. 1944, m: Hc:inz Bo· 
berach (Hrsg.), a.a.O. (120 , S. 1622 ff., 1856 fL, 5475 ft~. 6270 ff. und 6315 ff. ua Aus Cltcser Zett sind keine Akten erb alten. D1e folgenden Aussag~n 
nützen sich vorallemau schriftliche B~fragungen von etwa 15 ehemaligen Schülerinnen (1983/84) und mehrere Gespr.iche. 13'1 Eine Ausnahme 
bildete das Lager de~ hau$wins~haftlic~en Obem_ufe im Haus J-:ielene, d.a~ die Wirt~chafufuhrung selb!t besorgte. 140 Z. B. Ar!'o Kön~e, a.a.O 
( 135), S. 54 f. [m Bcncht über die KL V-Zen der Gnmm-Sc11Uie wtrd von em~m Konf11kt zwuchen Hl und Schule um den m~ßgebhcheo Etafluß auf 
die Lagerleitung berichtet, in dem sich die Schule letztlich durchsetzen konnte. Jacob-Grimm-Schufe, a.a.O .. S. 56. 141 .Manch beschwingtes Fest 
ließ sieb improvisieren, Kostümfest in der Viktorqudle und im Parkhotel, ein Matrosenball im Kinderheim, cdn bunter Zirkus auf der sonnenhellen, 
großen Wiese daselbst ... ~ Die Gescluchte der SU!ulc 1942- 1945, in: Jahrbuch 1977/78 der Heinrich..Schütz-Scbule Kassel, Kassel, S. 10-13, Zit. S 
11. 142 Bei der Grimm-Schule, deren Lager sieb in Fulda und Um~ef>ung befand, nahm der Lagerleiter große Anstrengungen auf sich, diesen Kon 
talc:t zu halten. So hielt er wöchentlich regelmäßige Sprechstunden m Kassel ab. Jacob-Gnmm-Schule, .u.O. (136), S. 55. 1~3 Die Bedingungen des 
Lagers der Grimm-Schule, in dem die Schülerinnen auf_ zahlreiche Unte~kunftsmöglichkcJten verteilt waren. un~ da~ sieb zudem .in eine'!! bald g~e•­
c~ermaßen .luftgefab~deten Raum befand, waren ungletch schlechte~. ~me Kas~eler Jungenschule befand $tch 1n emem. ehemahgcn Re•chsa.rbeus­
dt~nstlager '!' Damm m der Nähe von Marb~r~. 144 Jahrbuch d_er Hemnch·S~hutz-Schule Kassd 1978, §. 1.0-13. 14S Bnef ~on .Frau N. ( 1984): 146 
Dtes wurde 1n mehreren Gespr.ichen und t1111gc:n Bnefen so geaußert. Das Khma der Angst war unabbangtg davon, ob tatsJchhch Dc:nunzJatl(men 
vorgekommen waren. 147 SchA Verhandlungen i.tber die Reifeprüfung 1944/45 entbäh Bescheinigungen ubc:r die Ablci~tung der Arbcitsdierut· 
ptlicbt, die notwendig waren, um Schülcriuncn ein Reifez~ugms ausstellen zu können, n>~chdem der Schulbetrieb im Hetbs11945 wieder aufgenom­
men worden war. 
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"Dann kam das fur uns heute völlig Unverständlich~: 
Herr Dir. Dr. Becker rief uns im Speisesaal zusammen und 
erklärte uns für ,vogelfrei'. Wir hatten innerhalb von 2 
Stunden das Haus zu räumen, da er die Verantwortung 
nicht übernehmen könne. Er bot uns an, unser Gepäck im 
Keller einzuschließen, wo es dann, so Zeugenaussagen, in 
kürzester Zeit geplündert wurde. Einige von uns hatten 
schon einige Tage vorher um Erlaubnis gebeten, nach 

Hause fahren zu durfen, mit Antrag der Eltern. Aber das 
wurde abgelehnt mit demHin weis, wir wären unter seiner 
Obhut am besten aufgehoben.J 48 Wir waren ja schon 
15-17 Jahre alt, aber in unserem Haus befand sich auch 
eine Sexta! Wir liefen also wie die . Hühner auseinander 
und erlebten die abenteuerliebsten Geschichten auf unse­
rer ,Flucht'. "149 

Bilanz 

Endgültig mit der Schulreform von 1938 hatte die Malwi­
da-von-Meysenbug-Schule ihr Gesicht entscheidend ver­
ändert. Es war nur konsequent, wenn der nationalsoziali­
stische Staat den Bruch mit den Anfangen der Schule 
auch äußerlich vollzog, indem er die Namensgebung des 
Jahres 1930 als bewußten Hinweis auf diese tilgte und die 
Schule mit Wirkung vom 1. Januar 1940 in Heinrich­
Schütz-Schule um benannte. Malwida von Meysenbug als 
Namenspatronin galt dem Oberpräsidenten nicht mehr 
als tragbar: 
.,Für ihr Geschlecht forderte s1e die Emanzipation der 
Frau und trat eifrig in Wort und Schrift fur das überra­
gende Recht der Persönlichkeit ein. ( ... ) Es wäie nicht zu 
verantworten, wenn man heute ihre beiden Hauptwerke 
,Memoiren einer ldealistin ' und ,Individualitäten' den 
Schülerinnen zur Lektüre in die Hand druckte." 
"Durch das ganze Werk zieht sich der Anspruch, Verl..iin­
derin der Frauenrechte, der Emanzipation des Weibes zu 
sein, unJ die Forderung der völligen Gleichberechtigung 
mit dem Manne im Parlamente, Gerichtssaal und in den 
Behörden."ISO 
Für den Oberpräsidenten gehörte Malwida zu den .,tra­
gisch veranlagten Naturen, in denen ein Übermaß von 
intellektueller Begabung alle von Zeit zu Zeit auflebenden 
fraulichen GeHihle und mütterlichen Triebe erdrückt". 
.. Weltanschauung und Leben Malwida von Meysenbugs" 
waren ihm das "genaue Gegenteil von der Haltung, zu der 
unsere weibliche Jugend erzogen werden soll".l5 I 
Der Verlust an Identität, den die Umbenennung des Jah-

res 1940 anzeigte, vollzog sich nicht nur im Hinblick aul 
die nationalsozialistische Definition der Frauenrolle, er 
berührte auch den eigenen Anspruch eines hohen in­
tellektuellen Niveaus. Auch hier war die Schütz-Schule des 
Jahres 1940 nicht mehr mit der Meysenbugschule des Jah­
res 1930 zu vergleichen, wie der Direktorin einem Referat 
vor anderen Schulleitern "Über den gegenwärtigen Lei­
stungsstand der höheren Schule (Mädchenschule)" selbst 
ausfl..ihrte:l52 
"Es läuft außer der Erinnerungstäuschung leicht noch ein 
zweiter Fehler beim Vergleichen unter: man will das 
Gleiche vorfinden, das einmal gewesen ist, und ftndet 
davon tatsächlich manches nicht mehr, weil die Wertun­
gen einer neuen Zeit und damit ihre Haltungen und ihre 
Leistungen andere geworden sind. Deshalb spricht man 
oft von einem Leistungsrückgang, wo es gerechterweise 
Verlagerung der Leistung heißen müßte." 
ZUI "Verknappung des Lebensraum(s) der Schule" als 
einer "geistige(n) Pflanz- und Pflegestätte", die das Mini­
sterium bereits 1935 beklagt hatte, trugen viele Umstände 
bei. 
Schulfremde Aufgaben wie die Anfertigung von Erbkar­
tei-undSippen tafeln, Staatsjugendtag und Rücksichtnah­
men auf den BDM, die die Zeit für schulische Aktivitäten 
einschiiinkten, 153 Filmbesuche, Rundfunkveranstaltun­
gen, Sammlungen, Feiern usw. schränkten die Unter­
richtszeit erheblich ein, nicht zuletzt aber die seit 1938 
um ein Jahr auf acht Jahre verkürzte Dauer der höheren 
Schule. Gerade solchen Zumutungen kam die Schule 

P8 Der Erinnerung einer .tnderen Schiilenn zu folge wandte Dr. Becker in dieser Situation den Spruch JJt: ~Eine deutsche Frau verläßt ihren Stand· 
p,unkt nicht.~ H9 Brief von Frau K. vom 1.6. 11. 84. Anders verlief das Ende der KL V-Zeit an derGrimm-Schule 10 Fulda, wo es dem Lagerleiterunter 
Uberwindung der größten Schwierigkeiten und gegen die Gebietsführung der HJ gelang, die Schülerinnen geschlossen mit dem Zug \'On Fulda nach 
Kassel zu bringen, Jls die Amerikaner bereits aufFulda vorrückten. Jacob-Grimm-Schule, a.a.O. (136). S. 57 ( 150 ZStA Potsdam, Ministerium flir 
Wissenschaft, Kunst und Volksbildung E III, Specialia Cassel Nr. 16. 6231, BI. 134 ff.: Schreiben des Öberprästdenten an das Ministerium vom 26. 4. 
und 24. l 1. 1939. Bereits 1937 finden steh in den Schulakten erste Hinweise .lUfBestrebungen, dieSchule umzubenennen, mit Vorschlägen der Schule 
fiir neue Namen. Genau ist der Vorgang der Umbeneonun~ nicht rekoostruierbar. Für Heinrich Schütz. ~ab es starke Bestrebungen in Kassel; das Mi­
ntstenum lehnte diese Namensgebung noch 1939 als ungeetgnet ab. 151 ebda. 152 Manuskript des Retc:rats, gehalten am 23./24. Mai 1941 in Funk­
furt auf der Konferenz der Direktoren, SchA. Zit. S. I f. 153 AJs ein zweiter hausaufgabenfreier Nachmittag eingeführt werdw sollte, listete der Schul­
leiter die Bereiche schulischer Arbett auf, die dadurch eingeschränkt udcr unmöglich gemacht worden wären: Hausaufgaben, Sportunterricht, Ar­
beitsgemeinschaften in N.Hurwiuenschaften, GememschaftsMbetten Jußerhalb der Untcrrichtszeit, Rudern der Klassen. (SchA, Referat Dr. Bed(er> 
auf der Direktorenkonferent.). 
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nicht einfalh nur nach, sondern bemühte sich, in der 
Konkurrenz mit neuen Organisationen die Übereinstim­
mung mit deren Zielsetzungen vorbildlich zu demonstrie­
ren. Das Beharren von Stellungnahmen der Schulleitung 
auf der Bewahrung von ,.Schulgemeinschaft", die Vertei­
digung von Schule als Institution, die durch manche 
Maßnahmen der NS-Schulpolitik gefcihrdet schienen, 154 

vollzog sich auf dem Fundament eines Konsenses, der an 
der Schule deutlich sichtbar war. 
Ebenfalls deutlich sichtbar hatte die Schule - auch vor 
den neuen, einheitlichen Lehrplänen von 1938 - ihren 
traditionellen Unterrichtsstoff unter ideologische Vor­
zeichen des Nationalsozialismus gesetzt. Wenn die Kon­
kretisierung nationalsozialistischer Erziehungs- und Bil­
dungsziele dabei durch ein Übermaß an "Ptlichterfullung" 
und Phantasie gekennzeichnet schien, dann lag dem 
sicherlich zum einen das Bestreben zugrunde, das tr.ldi­
tionelle Bildungsgut, so weit es ging, zu wahren. Auf der 
anderen Seite abergab die Schule im Widerstreit zwischen 
der Irrationalität nationalsozialistischer Ideologie und 
dem bildungstheoretischen Postulat des Gebundenseins 
höherer Bildung an Wissenschaft ihren .,Stoff'' der Domt· 
nanz des Irrationalen preis. 
Lehrerinnen und Lehrer unterrichteten zwar weiterhin in 
dem Bestreben, den Intellekt ihrer Schülerinnen auszubil­
den, aber es war gerade dieser Bereich, der den Direktor 
der Schule 1941 dazu veranlaßte, öffentlich den Leistungs­
stand - ungeachtet der Kriegsauswirkungen - für "nicht 
befriedigend" zu erklären, "wenn wir ihn an den Minimal­
forderungen von ,Erziehung und Unterricht' messen". Er 
attestierte Schülerinnen zwar den Willen und die Pähig­
keit, "die Werte der nationalsozialistischen Weltan­
schauung in sich aufzunehmen und zu verarbeiten", ihre 
Aufopferungsfahigkeit und "die Mühe, auch den schult­
sehen Pflichten gerecht zur werden", kritisierte aber als 
eNichtleistung" das Fehlen "an breitem und verwen­
dungsfahigen Wissen" und an "Können, auch in den Ele­
menten". Seine schlußfolgernde Forderung: "Geistige 
Hochleistung muß wieder als Lebensnotwendigkeit für 
die Zukunft unseres Volkes hingestellt werden", ISS 

läßt ablesen, wie die höhere Mädchenschule hier Einbu­
ßen erlitten hatte. 
Als die Heinrich-Schütz-Schule 1946 das erste Nachkriegs­
schuljat.r bilanzierte, schrieb ihr neuer Direktor von der 
intensiven Arbeit, "das versäumte oder vergessene Pen· 

~um• .tuft:uhokn.l56 Bttr.tchtet man Jie Na~bkncg~ge­
schichte der Schule, d.mn- so scheintes-blieb gerade die 
Erfahrung des N::ttionnlsozi.Jlismus fiir Jahrzehnte eine 
,,vergessene Lektion". Lehrerinnen und Lehrer bewältig­
ten ihre und die Vergangenheit der Schule kaum: 
"Im Zusammenhang mit den ,40 Jahren seit dem 8. Mai 
1945' ist viel von der ,Stunde Null' die Rede gewesen. Die­
ser Ausdruck erscheint mir, bezogen .1Ufdie meisten Deut­
schen, un.cutreffend; .J.uch 10 Bezug J.uf die Heinrich­
Schütz-Schule. Der Unterricht beg.mn im Herbst 1945 
wieder mit weitgehend den gletchen Lehrern( ... ) Statt m1t 
der Verlesung eines Hitler-Zitates wurde der Unterricht 
morgens mtt einem Lied begonnen, der Deutschunter· 
richt konzentrierte sich zum Abschluß auf die Romantik, 
der Geschichtsunterricht endete bei Bismarck; von Polit •k 
wurde nicht gesprochen. außer von den spürbaren Kritgs· 
folgen. Nur im letztenJahrvor dem Abitur hatte eine jün­
gere Lehrerin die für .sie schwierige Aufgabe, uns so etwa~ 
wie Staatsbürgerkunde zu erteilen, wobei es um Bundestag 
und Bundesrat ging und wie ein Gesetz zustandekommt. 
Damals war Bonn weit weg, und die politischen Zusam­
menhänge interessierten fast niemand. •·157 

AnfJng der 50er J.thrc ent~chied sich die Schule, die 
Namensgebung des Jahres I 940 derjenigen von 1930 vor· 
zuziehen. Erst 1980 sollte die Arbeit eines Schülers die 
Erinnerung an Malwida von Meysenbug wieder wachru­
fen. 158 

1956 endeten die "Sprachuntersuchungen an der Dich­
tung von Hans Gnmrn", des Verfasscrs von "Volk ohn~ 
Raum" und "Wortfuhrcrs des deutschen Neof.:~­
schismus", 159 die eine ~chülerin als Jahresarbeit in 
Deutsch vorlegte, mit einer unkommcn t icrten ausdrückli­
chen Würdigung seines lebenslangen nJtionali~tischc.:n 
Anliegens.160 
Es war wahrscheinlich kein Zufall, daß ein .,Trupp von 
Schülern der Wilhelmsschule" 1908 - als Studenten­
bewegung und die Diskussionen um die Notstandsgesetz­
gebung die Schulen erreicht hatten - Schülerinnen der 
Heinrich-Schütz-Schule mit "wenig Erfolg" "zur Demon­
stration aufzuputschen" versuchte, wie es im Jahresbe· 
riebt des Direktor~ hieß.161 
Noch im Jahre 1978 fehlten im geschichtlichen Teil des 
Jahrbuches der Schule jene zehn Jahre von 1933 bis zur 
Zerstörung der Stadt und der Evakuierung der Schult> 
nach Bad Wildungen. 

15~ Z. B. bei den nationalpolitischen Lehrgängen, wo von übergeordneter Stelle Lager außerhJib des R.1hmen~ von Klassen und Srhu1gcmem~rh~trcn 
favorisiert wurden. 155 SchA ~Über den gegenwärtig~n Lc:istungsstand der höheren Schule (Mädchenschule), S. 3 ff. m SchAjJhresbcncht 1945/ 
46. 157 Brief der ehemaligen Schülcrin Frau M. vom 13. 7. 85. IS!l Broschüre zum 50. Juutläum des Schulgebäudes 1980: Gutlter Tietz: Malwida 
von Meysenbug, Schriftstellerio und Frauenrechtlerin zwischen Vormärz und Realismu~- eine vergessene politische KrJft (S. 37-73). G. Tietz hat 
auch den Band der Stadtsparkasse zu Malwida von Meysenbug betreut. 159 Ernst Loewy: Literatur unterm Hakenkreuz. Das Dritte Reich und seine 
Dichtung. Eine Dokumentation, Frankfurt/Main 1969. S. 299. , ,,() Schulbtbliothek· U ß.].lhresarbeit 1955/ 56. Thcm.1 SprJ(huntcrsuchun~:cn .1n 
der Dichtung Hans Grimms. 161 SchA. Jahresbericht 1967/ 68 
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Das Preußische Staatstheater nach 1932 

Noch heute gelten in der Geschichte des Theaters in Kas­
sel die Jahre unter dem Nationalsozialismus als eine Blüte­
zeit. Sie behalten in der Erinnerung einen Glanz, der nur in 
den Höhepunkten des Kurfürstlichen und Königlichen 
Hoftheaters des 19. Jahrhunderts seinesgleichen findet. 1 

~i ~ -,-

Diese "goldenen Jahre" beginnen allerdings nach der 
.,Machtergreifung" nur schrittweise und enden dann auch 
schon wieder vor dem endgültigen Zusammenbruch des 
Dritten Reiches, nämlich an jenem für die Stadt Kassel so 
verheerenden 22. Oktober des Jahres 1943. 

Abb. 1 Das Staatstheater Kassel am Friedricbsplatz nach dem 22. Oktober 1943. 

Der Theatermann Walter Erich Schäfer, Chefdramaturg 
am Preußischen Staatstheater in Kassel von 1938-1946, 
schildert die Szene in seinen Lebenserinnerungen2: "Das 
Theater war zerstört. Die Leute der Brandwache hatten 
gerade den Mund aufgetan: Diesmal sind wir noch davon­
gekommen. Da fiel eine Bombe, die letzte Bombe aufKas­
sel. Fiel durch Kuppel und Bühne in die Untermaschine­
rie. Eine schwere Bombe, die alles in Fetzen riß. Der 
Eiserne Vorhang hielt - in den Saal hinausgebaucht, wie 
schwanger. Aber er hielt." 

Im unmittelbaren Anschluß an diese Schilderung, im sel­
ben Absatz, reflektiert der Autor: "Ich habe später vorvie­
len Theatern gestanden, die zerstört waren, und habe 
gefragt: Haben wir das gebraucht, diesen Eisensalat, um 
Theater zu spielen?"- Der Theatermann erinnert sich an 
dieTrümmerseines Hauses, an die geborstenen Eisenkon­
struktionen, und stellt sich hier die Frage, ob denn so viel 
technischer Aufwand fürs Theaterspielen überhaupt nötig 
sei ... Er stellt aber nicht die Frage, die uns heute so nahe­
Liegend, so vordringlich und so grundlegend wichtig 

I Das einzige um tassende Werk zur Kasseler Theatergeschichte ist: Theater in Kassel. Aus der Gescnichte des Staatstheaters Kassel von den Anfängen 
bis zur Gegenwart. Kassel 1959. Darin fiir unser Thema: Franz Uhlendorf: Chronik des Kasseler Musiktheaters von 1814-1944, S. 93-1 02; und vor al­
lem: Hans-Joachim Schaefer: Geschichte des Theaters in Kassel1814- 1959 unter besonderer Berücksichtigung des Schauspiels 1814-1944,5.178- 193. 
Dr. Hans-Joachim Schaefer, C~efdramaturg a_m Staa_tstheater Kasse~. hat dem Verfasser freundlich~rwe!s.e auch Einblick m sein Privatarchiv zu diesem 
Thema gewährt. z Walter Ench Schäfer: Buhne emes Lebens. Ennnerungen. Stuttgart 1975. H1er zmert nach der Taschenbuchausgabe, dtv 1979, 
s. 106. 
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erscheint: Hat denn das, w:~s in den Jahren zuvor in diesen 
Häusern geschah, nicht zu tun mit diesem schrecklichen 
Ende? 
Diese Frage fcillt dem Nachgeborenen natüriJch letchter. 
sie verpflichtet den nicht direkt Beteiligten aber auch zu 
einer differenzierten und selbstkritischen Antwort. Denn 
wer kann fiir sich in Anspruch nehmen. genau zu wissen, 
wie weit die Theaterkunst autonom sein kann, ja sein 
muß, und wie weit sie doch in gesellschaftlicher Bindung 
und Verpflichtung steht?- Wie weit ist denn das Theater 
überhaupt verantwortlich, verantwortlich für die Gesell­
schaft, die es unterhält, in der einen wie der anderen 
Bedeutung des Wortes? 
Unter dem Nazi-Regime war von Anfang an klar: Die 
Theater hatten sich uneingeschränkt in den Dienst der 
herrschenden Ideologie zu stellen. Und wer nach 1933 an 
einem deutschen Theater künstlerisch tätig sein wollte, 
war diesem Gesetz, davon überzeugt oder nicht, unter· 
werfen. Hunderte von Bühnenkünstlern sind dam..tls im 

Exil geflohen, dabei oft ihre~ wichtigst~n Ausdrucksmit· 
reis, der Muttersprache beraubt - Tausende, ja Zehntau· 
sende sind in der He1mat geblieben. - Auch wenn aus 
J.lledem kein moralisches Pauschalurteil abgeleitet werden 
soll, so darf eine Betrachtung des Theaters im Nationalso­
zialismus diese Voraussetzung nie außer acht lassen. 
Bis zu welch ethisch fatalen Konsequenzen aber die Ver­
strickung im nationalsozialistischen Denken viele! Thea­
terschaffende geftihrt hat, sei hier nur beispielhaft belegt 
mit einem Satz, der in einer Ausgabe der" Theater-Zeitung 
des Preußischen Staatstheaters Kassel" aus dem ersten 
Kriegsjahr nachzulesen ist. Unter dem Titel "Krieg und 
Theater" stellt sich der Verfasser die (rhetorische) Frage: 
SoU man tm Kneg Theater sptelen? Und er kommt dabei 
zu dem folgenden Schluß: ,Jedes Wortemes Dichtc:rs, d.u 
heute ausgeworfen wird, ist ein Beitrag zu unserem 
Abwehrkampf und die, die es vermitteln, leisten Kriegs­
clienst, und rucht den kJeinsten ... 3 

Jm Sinne Hitlers und dem Geiste Schillers . .. 

Am Montag, dem 27. März 1933, hält der bisher ,.erste 
Operettentenor mit Opernverpflichtung" Willy Schil­
lings vor dem versammelten Ensemble des Staatstheaters 
folgende Rede: 
"Meine Damen und Herren! Mit dem heutigen Tage habe 
ich das Amt des kommissarischen Intendanten am Staatli· 
eben Theater in Kassel angetreten. Ich freue mich, daß es 
mir dadurch vergönnt ist, an dem Neuaufbau unseres 
geliebten Vaterlandes mitarbeiten zu dürfen. Das Ver· 
trauen, das man mir entgegengebracht hat, werde ich zu 
rechtfertigen wissen, indem ich mit dem ganzen Fanatis· 
mus, der mir als Nationalsozialist eigen ist, für clie Gesun­
dung unseres herrlichen Theaters arbeite. Wir wollen im 
Sinne Hitlers und dem Geiste Schillers, Goethes, Richard 
Wagners, Mozarts und Beethovens deutsche Kunst pfle­
gen und zwar mit solcher Kraft und Ausdauer, daß wir 
den Boden vorbereiten rur den Zeitpunkt (der hoffentlich 
nicht mehr fernliegt), an dem unser schönes Haus von der 
nationalen Regierung wieder als echtes Staatliches Thea­
ter anerkannt wird. - Wer mir in treuer Mitarbeit dabei 
zur Seite steht, soll jeder Förderung und Unterstützung 
gewiß sein. Ebenso rücksichtslos wird aber auch jeder ent­
fernt werden, der sich der neuen Richtung entgegen­
stemmt, sei es geheim oder in offener Opposition oder 

durch passiven Widerstand. - In diesem Sinne rufe ich Sie 
Juf zu gemeinsamer Arbeit mit einem kräftigen Hetl 
Hitler!"4 
Die angekündigten fristlosen Entlassungen aus "rassi· 
sehen" oder politischen Gründen treffen u. a. die noch vor 
Wochen als "Stimmwunder" gefeierte Altistin Ljuba 
Senderowna, den Kapellmeister Felix Oberhoffer, den 
Oberspielleiter der Oper Dr. Fritz Schröder, den Bühnen­
bildner Heinz Helmdach und den Dramaturgen Dr. Franz 
Mirow.lm Falle eines Opernsängers reicht zur Entlassung 
der Vorwurf, er habe sich abfällig über die SA geäußert. 
Eine solche Maßnahme erscheint insofern nur folgerich· 
tigJ als der neue "Kommissar" Schillings bei der Au~übung 
seines Amtes ausschließlich die SA-Uniform trägt ... 
Die Absetzung seines Amtsvorgängers Edgar Klitsch hat 
sich übrigens handstreichartig vollzogen. Die Initi.ttive 
geht von den örtlichen Parteistellen aus, deren Vertreter 
Dr. Weidemann, Leiter der Abteilung für Volksbildung 
des Gaues Hessen-Nassau-Nord, am 25. März beim Inten­
danten Klitsch vorspricht und ihm dabei zu verstehen 
gibt, daß "in den augenblicklichen Zeiten der nationalen 
Revolution und des notwendigen Umschwungs der Kunst· 
auffassung und der Säuberung und Reinigung der deut­
schen Kunst im Interesse des deutschen Volkes und seiner 

1 W. E. Schäfer: Krieg und Theater. ln: Theater·Zestung des Preut.luchen StJatstbeaters Kassel, Sp•elzeill939140, Nummer 3 ~ Das maschmen· 
geschriebene Manuskript zu dieser Rede. das hier wiedergegeben ist, trägt das Datum vom 26. M:irz I 933. 
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kulturellen Zukunft an den fuhrenden Stellen nur Män· 
ner stehen können, die bis zum letzten das Vertrauen der 
nationalen Bevölkerung und ihrer Führung bätten".S 
Klitsch tritt sofort zurück. 
Wohl aus der Beftirchtung, die sich im übrigen später als 
zutreffend erweist, in Kassel sei im Übereifer gehandelt 
worden, erscheint am 27. März aus Berlin Hans Hinkel, 
Staatskommissar im Preußischen Ministerium für Wis­
senschaft, Kunst- und Volksbildung, mit der Aufgabe, die 
Vorgänge um den Intendanten Klitsch zu untersuchen 
und gegebenenfalls riickgäogig zu machen. Klitsch ist 

aber bereits aus Kassel abgereist, so daß Hinkel in semer 
Pressekonferenz nur mitteilen kann, daß die Regierung 
den Rücktritt des Intendanten Klitsch angenommen und 
den neuen kommissarischen Intendanten bestätigt hat. 
Bei dieser Gelegenheit macht Staatskommissar Hinkel 
aber eine Aussage, die bei den meisten Kasseler Theater­
freunden wohl aufbedeutend mehr Interesse gestoßen ist 
als die personellen Veränderungen dieser Tage. Hinkel 
verspricht nämlich: Kassel erhält sein Staatstheater 
zurück! 

Theater zwischen Stadt und Staat 

Seit dem Frühjahr 1932 heißt die offizielle Bezeichnung 
für das Haus am Friedrichsplatz "Staatliches Theater m 
der Verwaltung der Stadt Kassel". Der Grund daftir ist eine 
vertragliche Vereinbarung zwischen der Preußischen 
Regierung und der Stadt Kassel über die Finanzierung des 
Theaters. Nachdem der preußische Staat die .,Königli­
chen Schauspiele" nach dem Ersten Weltkrieg als .,Preu­
ßisches Staatstheater" übernommen und den jährlichen 
Fehlbetrag erbracht hat, fallt es der Regierung in Berlin 
gegen Ende der zwanziger Jahre immer schwerer, diesen 
Zuschuß, der schließlich eine runde Million Reichsmark 
ausmacht, aufzubringen. Dazu kommt, daß sich in der 
immer schlechteren wirtschaftlichen Gesamtlage auch die 
Kasseneinnahmen des Theaters laufend verringern. 
Als im Dezember 1931 eine Pressemeldung über die 
bevorstehende Schließung der Preußischen Staatstheater 
in Wiesbaden und Kassel erscheint, geraten die Gemüter 
der Kasseler Bürger in Wallung. In einer Flut von Leser­
briefen und mit einer Unterschriftensammlung wehren 
sie sich für den Bestand ihres Theaters. Große Empörung 
ruft dabei vor allem auch die Tatsache hervor, daß d1e 
staatlichen Bühnen in Berlin pro Jahr allein sieben Millio­
nen Reichsmark verschlingen. 
Schließlich überreichen der Kasseler Oberbürgermeister 
Dr. Stadler und der Landeshauptmann in Hessen, von 
Pappenheim, im Februar 1932 dem preußischen Finanz­
minister eine Denkschrift, auf deren Grundlage man dann 
m Verhandlungen zu einer Kompromißlösung findet. 
Der Preußische Staat leistet danach nur noch einen jährLi­
chen sogenannten "Leerlaufzuschuß" von einer runden 
halben Million Reichsmark, die restliche Finanzierung 
des erheblich gedrosselten Etats übernehmen der Bezirks­
verband und die Stadt Kassel. in deren VeiWaltung das 
Theater übergeht. 
Zum Ende dieser durch die existenzielle Bedrohung des 

5 Hans:Joachim Schaefer: a.a.O. (I), S. 18(1 

128 

Staatstheaters schon umwölkten Spielzeit 1931/32 steht 
auch noch -und schon wieder- ein Intendantenwechsel 
ins Haus, der vierte binnen sieben Jahren! Max Berg­
Ehlert, seit 1929 im Amt, geht als Intendant nach Wiesba­
den. Q!Jalifizierte Kasseler Künstler begleiten ihn in das 
besser dotierte Haus. So ist dje Ausgangslage für den erst 
im Mai 1932 ernannten NachfolgerEdgar Klitsch, zuvor 
Intendant in Mainz, wenig erfolgversprechend. 
Auf diesem Hintergrund ist es verständlich, wie ange­
nehm die Botschaft des Staatskommissars Hinkel in den 
Ohren der Kasseler Theaterfreunde klingen muß, Kassel 
erhalte sein Staatstheater zurück. In der .,Kasseler Post" 
vom 29. März 1933 wird dann auch dementsprechend 
darüber berichtet: "( ... )Dem aber fiigte Staatskommissar 
H inkel hinzu, was für uns in Kassel ungeheuer wichtig ist, 
daß nach reiflicher Prüfung die künstlerischen und wirt­
schaftlichen Verhältnisse fiir unser Staatstheater gesichert 
sind, und er sprach aus, was wir in den damaligen Kampf­
zeiten mit Energie und Schärfe verfochten, daß der Staat 
das Theater wieder übernehmen müsse, weil es zum Sinn 
der Kulturpolitik der nationalen Regierung gehört. Wir 
werden unser Staatstheater als ein Theater des Staares 
zurückerhalten. Das bedeutet aber heute viel mehr, als es 
vor einem Jahr bei einem Erfolg des Kasseler Einspruchs 
bedeutet haben würde. Für das Staatstheater von heute ist 
die Kulturpolitik maßgebend, die das Ziel erreichbar fin­
det, aus dem Theater wieder eine Kultstätte, eine so wert­
volle künstlerische Arbeitsstätte zu machen, daß der Ruf 
an ein Staatstheater Hir den Künstler höchste Ehrung 
bedeutet." 
Es dauert zwar noch gute zwei Jahre, bis die Preußische 
Regierung ihr Versprechen einlöst. Den Zweck aber hat 
sie jetzt bereits erreicht: Die Kasseler Bürger begrüßen 
freudig die .,Rettung" ihres Theaters- und damit .auch die 
neue Kulturpolitik. 



Die endlose Straße ... 

Mit einer Festvorstellung des Schauspiels "Die endlose 
Straße" von Sigmund Graff erfolgt am Abend des 29. 
März 1933 die "Übergabe des Kasseler Theaters an das 
neue Deutschland", wie die Ankündigung lautet. Vor der 
Vorstellung füllt sich die Bühne mit einem Meervon Fah­
nen der Reichswehr und sämtlicher nationaler Verbände, 
der SA, der SS, des Stahlhelms und der Kriegervereine-ein 
Bild, das am folgenden Tag in allen Zeitungen erscheint. 
Nach mehreren offiziellen Ansprachen und dem Vorspiel 
zu den "Meistersingern", dargeboten vom Staatlichen 
Orchester, spricht "Stahlhelmkamerad Leonhardt" ein­
führende Worte zu dem nachfolgenden "Frontstück".6 
Dieses Werk hat übrigens wenige Tage zuvor, am 24. 
März, Premiere gehabt und ist von der Kritik hoch gelobt 
worden. Das erstaunt nicht sonderlich, wenn man aus der 
Rezension in der "Kasseler Post" vom 26. März über 
Inhalt und Tendenz die folgenden Sätze liest: "Dieses 
Stück lebt von dem echten deutschen Gedanken der 
unverbrüchlichen Gemeinschaft. Was darin vor sich geht, 
ist denkbar einfach, haben wir alle draußen oft genug 
erlebt. Eine zusammengeschossene Kompanie an der 
Westfrontwird abgelöst, um sich in der Etappe zu erholen 
und Ersatz heranzuziehen. Nach einer einzigen Nacht der 
Ruhe muß sie wieder ins Feuer, um den schon halb gelun­
genen Durchbruch des Feindes zu verhüten." Und weiter: 
"Ein Heldenlied auf unsere Front, die wohl manchmal 
wankte, aber nicht wich; die geschlagen, aber nicht besiegt 
wurde." 
Das Stück ist also wie geschaffen für den feierlichen Anlaß 
-erstaunlich ist nur, daß es noch aus der Zeit des entlasse­
nen Intendanten Klitsch stammt, dem man nun doch 
eben beigebracht hat, daß er "nicht bis zum letzten das 
Vertrauen der nationalen Bevölkerung und ihrer Füh­
rung" verdient habe. Und die "Endlose Straße" ist keines­
wegs das einzige "nationale" Stück der Ära Klitsch. Am 
25. Februar 1933 wird unter der Regie des Intendanten 
"Andreas H ollmann" von Hans-Christoph Kaergel zur 
vielbejubelten Erstauffiihrung gebracht. Der Autor zeigt 
in seinem Drama einen suderendeutschen Bauern, der sei­
nen Sohn und schließlich sich selbst opfert, "um die Hei­
materde dem deutschen Volkstum zu erhalten". 
Diese Aufführung hat offenbar der Vorsitzende Anhalt 
vom "Verein fur das Deutschtum im Ausland" (Landesver­
band Hessen-Nassau-Waldeck) angeregt, der in einem 
Brief vom 25. November 1932 dem Intendanten Klitsch 

die Annahme eines Stückes des in Dresden lebenden 
Autors empfiehlt. In einem gleichzeitigen Brief an Kaer­
gel schreibt der Vorsitzende Anhalt: ..,Unser neuer In­
tendant ist endlich d.ts, was wir schon lange gesucht 
haben, ein durch und durch deutschempfindender und in 
der christlichen Ethik tiefverwurzelter Theaterleiter."7 
Die Kasseler Presse ist nach der Premiere des Lobes voll: 
"Man erkennt, daß hier ein Kampf geftihrt wird, der uns 
alle angeht, solang wir noch deutsch emptinden ... Das 
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Abb. 2 Besetzungszettel des Staatlichen Tbt·atas vom 29. 
März 1933. 

6 Besetzungszettel des Staatlichen Theaters vom 29. Marz 1933. In: Theater-Zettung des Staatlieben Theaters in Verwaltung der Stadt Kabsel, Sp1elzcit 
1932/33, Nummer 29. 7 Dieser Briefliegt bei den Personalakten Edg.u Kliuch 1.n den Archiven des Sta31Stheaters Kas~el. Diese Akten, w1e auch Jene 
von WiiJy Schillings, Heinz Müllcr-Rövcrund Waltcr Best, sind ftir du~scn AufsJtZ auszugsweise eingesehen worden. Auf einzelne Nachweisewird im 
folgenden verzichtet. 
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Haus zeigte sich vom ersten Augen blick an gefesselt, spen­
dete nach jedem Aufzug erheblichen Beifall und 1ubelte 
zum Schluß dem Verfasser begeistert zu." (Kasseler Post, 
27. 2. 33) " ... Mehr als ein großer oder größter Erfolg. Es 
war Ende und Beginn zugleich: Selbstbesinnung, Auftakt 
und Umkehr .. . Wir freuen uns, verzeichnen zu können, 
dag die Regie des Intendanten KJitsch das Stück in der 
gröfhcn Möglichkeit des Ausdrucks wiedergab." (Hes­
sische Volkswacht, 27. 2. 33) ,.Das Publikum ging vom 
ersten Akt an stark mit, riefden Dichteram Ende dankbar 
und begeistert heraus und spendete Darstellern und Regis­
seur reichen Beifall." (Kasseler Neueste Nachrichten, 27. 
2. 33) "Mit dramatischer Wucht hat Kaergel die Darstel­
lung der Gewalttätigkeit der Tschechen, unter denen die 
Deutschen steh krümmen, in sein Schauspiel geballt, das 
die Not unserer Stammesbrüder in die Welt hinaus­
schreit... Das vollbesetzte Haus war begeisten. • (Kasseler 
Volksbl:nt, 27. 2. 33) 
Angesichts dieser so positiven Urteile ist die emen Monat 
später erfolgende Absetzung des Intendanten Klitsch in 
derTat recht unerklärlich. Um so mehr als Klitsch noch im 
Februar 1933 als aussichtsreicher Kandidat fiir die In­
tendanz des Staatlichen Schauspielhauses in Berlin gegol­
ten hat, auf die er dann zugunsten Kassels verlichtet. Und 
noch nach der Kaergel-Premiere bescheinigt ihm die .,Kas­
seler Post": ,.,Seit Beginn dieser Spielzeit weht endlich ein 
Jnderer Wind am Friedrichsplatz, ein Beweis daftir, daß es 
nur der notwendigen Tatkraft bedurfte, um einem deut­
schen Zuschauerkreis einen deutschen Spielplan bieten 
zu könnnen. Daß er bisher nicht überall Billigung und Ver­
ständnis gefunden hat, kann nicht wunder nehmen, abtr 
die nationale Revolution, die heute über Deutschland 
braust, wird auch darin bald eine Änderung bringen." 
Nun, die nationale Revolution hat Edgar KJitsch wegge­
fegt, und es gibt auch eine öffentliche Stimme, die daflir 
Gründe nennt. Es ist der Kritiker Heinz Müller-Röver 
vom "Hessischen Kurier", der am 28. März in seinem Arti­
kel "Edgar KJitsch. Betrachtungen zu seinem Rücktritt" 
ein umfassendes Sündenregister aufstellt: Klitsch habe die 
Krise des Theaters zu einseitig in derwirtschaftlichen Not­
lage begründet und dabei ., vergessen, daß die Bühne ein 

Fest bieten wtll Wld dann am eindringlichsten wirkt, wenn 
sie ihre Kraft aus dem eigenen Volkstum bezieht". Er habe 
zwar propagandistisch geschickt gearbeitel und die Kas­
senrapporte verbessert, mit der Wahl emes Strawinsky­
Abends aber gezeigt, .,daß er der Anbetung dieser kon­
struktivistischen Musikrettungslos verfallen war". Klitsch 
sei unfähig zur längerfristigen Disposition und habe mit 
den künstlerischen Kräften des Hauses Raubbau getrie­
ben. Und schließlich habe er mü (dem Juden} Dr. Mirow 
einen in jeder Hinsicht ungenügenden Dramaturgen :tn 
das Kasseler Theater engagiert... 
Dieser besserwissensehe Mängelkatalog liest sich wie ein 
indirektes Bewerbungsschreiben, und so ist er ganz offen­
sichtlich auch gemeint. In einem Brief vom 2. April 1933 
bekundet Heinz Müller-Röver Interesse an einem 
Gespräch mit dem kommissarischen Intendanten Schil­
lings, in einem weiteren Brief vom 8. Aprilinteresse an 
einer Zusammenarbeit, und in dem darauf folgenden 
Gespräch bewirbt er sich um die Position eines 
Dramaturgen am Staatlichen Theater. Am 1. Mai wird er 
Parteigenosse (Nr. 2 307 833) und erhält bald darauf auch 
von Schillings einen Vertrag als ,,Presse- und Propaganda­
leiter", vorerst vom l. August 1933 bis zum 31. Juli 1934. 
Es gelingt Müller-Röver in den folgenden Jahren, seinen 
zuerst von den städtischen Behörden aus formaljurist.J­
schen Gründen angefochtenen Vertrag - die neue Position 
ist im Etat nicht vorgesehen und bedarf zudem auch der 
Genehmigung durch das Preußische Innenministerium -
immer wieder zu verlängern. Er übernimmt die Schriftlei­
tung der Programmhefte und der Theater-Zeitung, wirkt 
nach dem 4. April 1939 auch als "Leiter des lrünstlerischen 
Betriebsbüros" und wird schließlich am 15. Oktober 1942 
in dieser Funktion in die Berliner Opernleitung berufen. 
Müller-Röver und KJitsch - zwei scheinbar gegenläufige 
Theaterkarrieren kreuzen sich im März 1933. Doch- Iro­
nie oder Logik der deutschen Theatergeschichte - schon 
bald laufen sie wieder parallel. KJitsch wird 1935 General­
intendant in Königsberg und, nach weiteren Stationen, 
von 1951-53 nochmals in Kassel, bevor er dann in Pension 
geht. Auch Müller-Röver (geb. 1901) hält seine Stellung in 
der Berliner Opernleitung bis ins hohe Rentenalter ... 

Vom Kommissar zum Kammerherrn 

Die Karriere des kommissarischen Lotendanten Schillings 
verläuft recht glücklos. Zwar ist er eifrig bemüht, durch 
Gespräche mit Vertretern der Parteiorganisationen und 
der nationalen Verbände neue Besuchergruppen zu mobi­
lisieren, doch es bleibt bei mäßigem Erfolg. Ebenso unbe­
fnedigend gerät ihm sein Versuch, Richard Wagners 
"Lohengrin" zu inszenieren. Als dann noch ruchbar wird, 
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daß er seine SA-Un.iform mit Tapferkeitsauszeichnungen 
schmückt, die ihm nicht zustehen, kommt es zu peinli­
chen Auseinandersetzungen um seine Person. Für die Par­
tei und das Ministerium in Berlin ist Schillings nicht mehr 
tragbar. Er wird am 18. Juni "zunächst ftir eine Woche 
beurlaubt" und anschließend an die Frankfurter Oper ver­
setzt. 



Bemerkenswert, jedenfalls als Faktum, in der zehnwöchi­
gen Amtszeit des Operettentenors ist die Premiere von 
Hanns Johsts Stück "Schlageter" am 21. April, ein Tag 
nach der Urauffuhrung am Staatlichen Schauspielhaus in 
Berlin zu Hitlers Geburtstag. HannsJohst, später Vorsit­
zender der Abteilung fiir Dichtung der Preußischen Aka­
demie der Künste und Präsident der Reichsschrifttum~­
kammer, versieht sein Schauspiel mit der Widmung: "Für 
Adolf Hitler in liebender Verehrung und unwandelbarer 
Treue." ,.Schlageter" ist das Märtyrerdrama der Nazis, es 
schildert die Geschichte eines Parteigängers Hitlers, der 
im Jahre 1923 wegen eines Sabotageaktes im Ruhrkampf 
von einem französischen Kriegsgericht zum Tode ver­
urteilt wird. ln dem Stück fallt ein Satz, der in der Folge­
zeit zum geflügelten Wort geworden ist: "Wenn ich ,Kul­
rur' höre, entsichere ich meinen Browning!" Johst selbst 
äußert sich in seinem "Bekenntnis zur Bühne", das in der 
Kasseler Theater-Zeitung abgedruckt ist8, weniger eindeu­
tig: "Die Bühne fordert neben der Schau des rhapso­
dischen Sehers die Leidenschaft des praktischen Gestal­
ters, sie will neben der Schönheit den Kampf der Weltan­
schauung, neben dem Melos der Zunge die Härte des 
bewußten Hirns nicht missen." 
Die reichlich verworren anmutenden Umstände der In­
thronisierung und Absetzung Willy Schillings in Kassel 
erscheinen durchaus symptomatisch für die Vorgänge im 
deutschen Theater des ersten Halbjahrs 1933. So verzeich­
net die Monatsschnft "Der Autor" fiir die Monate März 
und April rund fiinfzig Intendantenwechsel.9 Dabei ist 
wohl an vielen Orten aus Übereifer und mangelndem 
Sachverstand einiges schiefgegangen. Darauf deutet in 
Jedem Fall der Funkspruch aus dem Preußischen Innen­
ministerium von Göring hin, der an sämtliche Ober- und 
Regierungspräsidenten und an den Polizeipräsidenten 
von Berlin ergeht: "Alle Angelegenheiten der gemeind­
lichen Theater unterstehen von sofort an ausschließlich 
meiner Aufsicht. Über Zwangsbeurlaubungen, Bestellung 
oder Entlassung von Kommissaren und Neubesetzung des 
leitenden und künstlerischen Personals entscheide .1u~­
schließlich ich auf Bericht der zuständigen Kommunalauf.. 
sichtsbehörde. Bereits bestätigte Kommissare sind mir 
namhaft zu machen. Dabei ist Stellung zu nehmen, ob 
ihre Bestätigung oder Abberufung erfolgen soll. ( ... ) Über 
Fälle, in denen nach dem 30. Januar 1933 vor Ablauf der 
Verträge Entlassungen oder Zwangsbeurlaubungen vor-

gekommen sind, ist umgehend mit eingehender Begrün­
dung mir zu berichten."10 
lm Juli 1933 gibt Göring dann die Bildung ctncs .,Preußl­
S<"hcn Theaterausschussc~" bckclnnt (Letter: Staatskom­
mi~liar Hans I linke!), der von jetzt Jll Jllein .tustJndig fur 
Jllc Fragen ist, bei denen es um Besetzung und Bestäti­
gung leitender Posten im preußischen Thea1erwcsen geht. 
Für die Preußischen Staatstheater gilt imbcsondere dit> 
persönliche Zuständigkeit dc~ Ministerpräsidenten Güring, 
in Zusammenarbeit mit dem Kultusminister Rust. 
So ist man in Berli n na\..h dem pein Iichen f ntcrmeno mit 
Schillmgs nun auf Senosität und Solidität bedacht. ah 
es gilt, mnerhalb kürzester Zeit einen neuen Intendanten 
fur das Kasseler Theater zu finden. W1lhclm Baron von 
Holthoff-Fassmann, Rittmeister im Ruhestand und Kam 
merherr, ist da wohl der richtige Mann. Er gilt als reiner 
Verwaltungsintendanl , der nicht inszeniert. und ha1 
zuvor das Theater jn Coburg geleitet.lhm zur Seite stehen 
Operndirektor Max Krauss und als Oberspielleiter des 
Schauspiels Ernst Wendt. Kraussund von Hohhoffgcho­
ren im übrigen aueh d~m oben erwähnten Preuß1s<..h~n 
Theaterausschuß als korrespondierende Mitglieder .m. 
Als Nachfolger für den entlassenen Dr:lm:'llurgcn Dr. 
Pranz Mirow wird Dr. Walter Best aus Matnz engagi~rt. 
Best ist ein durch und durch überzeugtel N.1tionalsozia 
list. Seinem Bewerbungsschreiben vom 25. April 1933 an 
Willy Schillings (.,Sehr geehrter Herr Staatskommissar! .. ) 
legt er sein Lichtbild als SA-Mann bei. Sem berufliches 
Credo hält er in einem Artikel in der Kasseler Theater-Zei 
tung fest:ll "Das Amt des Dramaturgen und l!eine Auf· 
gabe im komn1enden Theaterwmtcr geben ihm eine drei­
fache Verantwortung zu einem Zeitpunkt, wo für eine 
kommende große Kulturblüte alles gewonnen werden 
muß und sehr viel verdorben werden kann. Er hat an 
sichtbarster Stelle dem dichterischen Ausdruck unserer 
völkischen Kultur 7.Um Durchbruch zu verhelfen. Er hat 
dem deutschen Volk den Weg zu diesem Werk zu ebnen 
Er hat das Theater während dieser Entscheidungsschlacht 
vor jedem unfruchtbaren Experiment unbcrurcner Kön­
ner und vor jedem Rückfall m getunten Kunstliberal!~­
mus zu bewahren." Best, der sich auch als Or.1m.1tiker 
betätigt (u. a . .,Das Reich" und "Der General"). vtrläßt das 
Staatliche Theater nach knapp zwei Jahren, .,da ich haupt­
amtlich in den Dienst der SS übertrete". wie er am 24. 
April 1935 an seinen Intendanten von Holthoff schreibt. 

x Hanos Johst: Bekenntnis zur Bühne. ln : Theater-Zeitung des Staatlu.:hc:n Theaters tn Vc:rw;~ltung der St.tdt Kassel, Sptcl7c~rt 1932/33, Nummer 
32. 9 Josepb Wulf: Theater und Film im Dritten Reich. Eine Dokumentation. Harnburg 1966. Hter zrtiert nilcb der T Jsrhenbtu:hau~g.lbe, Ullstcrn 
1983, s. 21 f. 10 Joscph Wulf: a.a.O. (9), s. 17. I I w.lltn Best: Amt und Aufgabe. in: Thcati.'I·Zcitung tlr:s Sta.t tlidrt:ll Tlu:.ucrs in Verwaltung der 
Stadt Kassel, Nummer 2, Spielzeit 1933/34. 
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"Volk und Theater~' 

So sind die eindeutig faschistischen Tendenzstücke, die in 
den Spielplänen 1933/34 und 1934/35 auftauchen, wohl 
eher auf die In itiative des Dramaturgen Best als auf jene 
des als ,.abgeklärt, lebensklug und diplomatisch" charakte­
risierten Intendanten-Barons zurückwfi.ihren. Einige 
Autorennamen und Titel, die oft ftir sich selber sprechen, 
aus dem SpidpiJn sind: .,D1e Heimkehr des Matth1as 
Bruck" von Sigmund Graff; ,,Aufruhr in Flandern'' von 
Hans Fntz von Zwehl, "AJie gegen einen- einer fli.r alle" 
von Wahcr Forster, .,Die Brücke" von Erwin Guido Kol­
benheyer, "Cromwell" von MirkoJelusich und das Napo­
leon-Stück .,Die hundert T .1ge" von Mussolini-Forzano. 
Diese Titel sind aber eingebettet in eine grof~e Zahl von 
Klas1.ikern ltnd vor allem auch von Komödien und 
S<.:hwänken. Die gleiche Tendenz zur reinen Unterhal­
tung zeigt sich auch im Mu~iktheater, wo in der Spielzeit 
zu 14 (!) Operninszenierungen auch noch 8 Operetten­
produkttonen kommen. 
Das .iul.<ere Gesicht des TheJters wird durch die Öffent­
lich kcitsarbeit des Propagandaleiters M üller-Röver 
geprägt. Zum Beginn der Spielzeit 1933/34 eröffnet man 
am 9. September eineAusstellungzur Kasseler Theaterge­
s<.:hichte,. Vom Ottoneum bis zum Staatstheater", in wel­
cher auch die ,.entartete: Theaterkunst" der vergangeneo 
vierzehn Jahre angeprangert wird. Die .,Kasseler Post" 
schreibt dazu in uer Ausgabe vom 10. September: "Diesem 
bolschewi~tischcn Theater, das Tausende und Abertau­
sende deutscher Menschen aus dem Theater trieb, ist ein 
besonders aufschlußreicher Teil der Ausstellung gewid­
met, aus dem man heute ersehen mag, wie recht die ,Kas­
~eler Post' damit hatte, daß sie sich seit Jahren gegen 
derJrtige Bühnenkunst wandte." Und der Bericht 
schließt. .,Um. so erfreulicher sind die Abteilungen, in 
denen geze1gt wird, was das neue, das wahrhafte Volks­
theater will, und so kann man die Ausstellung mit dem 
freudigen Gefühl verlassen , daß wir an einem Wende-

punkt angelangt sind, der uns wieder zu der Bühne als der 
moralischen Anstalt Schillers führt, d. h. zum Theater, d.as 
sich nicht mehr mit Dirnenromantik und Verbrecher­
komplexen abgibt, sondern wieder den hohen Gegenstän­
den des Daseins zugewandt ist, dem heldischen Geschehen 
als der wirkJichen Kunst, wie sie d ie großen Dichter aller 
Zeiten verstanden haben." 
Nachhaltiger wirkt wohl in der Bevölkerung die eine 
Woche zuvor am 26. und 27. August veranstaltete Groß­
werbung" Volk und Theater", das "erste deutsche Volks­
kunstfest", mit der Zielsetzung, das Publikum zum Beitritt 
in die "Deutsche Bühne" zu bewegen. Die "Deutsche 
Bühne" ist im März 1933 als Zweigstelle des "Kampfhun­
des fiir deutsche Kultur" gegründet worden und vereinigt 
als ei nzige von den Nazis anerkannte Theaterbesucher­
organisation die Besucherstämme der frühe ren Gruppie­
rungen wie des "Bühnenvolksbunds", der "Freien Volks­
bühne" und der verschiedenen konfessionell ausgerichte­
ten Organisationen. 
Die Kundgebung hat kolossale Ausmaße. Am Samstag 
finden sich 50 000 Kasseler Bürger auf dem Friedricbs­
platz ein, um sich Reden von Staatskommissar Hinkel, 
Kultusminister Rust und Dr. Walter Stang, dem Reichslei­
ter der "Deutschen Bühne", anzuhören, die über Laut­
sprecher aus dem Theater ins Freie übertragen werden. 
Danach folgt (einmal mehr!) das Vorspiel zu den "Mei­
stersingern", dann der ,.Festwiesen-Akt" aus demselben 
Werk ("Ehret eure deutschen Meister!. .. "). Am Sonntag 
sind es gar 100000 Menschen, die sich im Parkgelände 
Schönfeld zu einem monumentalen Theaterfest versam­
meln. Die Botschaft lautet hier jedoch nicht etwa ,,Thea­
ter macht Spaß"', sondern, wie anderntags in der Zeitung 
~teht, recht bedrohlich: "Abonn ieren ist Pflicht! Wer sich 
jetzt ausschließt aus der Reihe der Dauermieter, gerät in 
den Verdacht, die kulturellen Forderungen des neucn 
Staates nicht so einzuschätzen, wie es notwendig ist." 

Die Achse Berlin-Kassel 

Der nationalsozialistische Machtapparat hat das Theater 
fest im Griff. Der Führergedanke, das herrschende Staats­
prinzip, läßt sich im Theaterbereich mühelos institutio­
nalisieren. Am 22. September 1933 verabschiedet die 
Reichsregierung das vom Reichsminister fiir Volksaufklä­
rung und Propaganda, Dr_ Joseph Goebbels, vorgelegte 
Reichskulturkammergesetz. Zu sieben untergeordneten 
Einzelkammern gehört die "Reich stheaterkammer". In 
ihr hat der "Reichsdramaturg", Dr. Rainer Schlösser, eine 
zentrale ideologische Aufgabe, nämlich "die Anwendung 
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der nationalsozialistischen kulturellen Grundsätze in der 
deutschen Theaterweil durchzuführen". In einer Ent­
schließung der Reichstheaterkammer vom 21. September 
1933 heißt es dazu weiter: "Um die Theaterbetriebe von 
den in dieser Hinsicht immer noch dann und wann auftre­
tenden Unsicherheiten zu befreien, hat der Reichsmini­
ster den Reichsdramaturgen ermächtigt und beauftragt, 
Rat und Auskunft über die Unbedenklichkeit von Büh­
nenwerken zu erteilen." 
Natürlich gelten diese Bestimmungen auch H.ir die preu-



ßischen Theater, doch Mimsterpräsident Göring behält 
sich in seinem Bereich die entscheidenden Kompetenzen 
vor. Daraus entwickelt sich zwischen Goebbels und 
Göring bald eine hartnäckige und andauernde Rivalität. 
Göring hat als Verlobter der Schauspielerio Emmy Sonne­
mann ein intimes Verhältnis zur Theaterkunst. Er zeigt 
dabei geradezu feudalistische Allüren, die allerdings auch 
sonst dem deutschen Theater nie fremd geworden sind. 
Schon im Februar 1933 setzt Göring den fruheren W eima­
rer Intendanten Dr. Franz Ulbrich, zusammen mit dem 
Dramatiker Hanns Johst, als Leiter des Staatlichen Schau­
spielhauses in Berlin ein. Nicht unwichtig dabei ist, daß 
Ulbrich seit seiner Weimarer Zeit ein koHegiales Verhält­
nis mit Emmy Sonnemann verbindet. Jm übrigen 
bezeichnen die beiden neuen Theaterleiter in einem Pres­
segespräch "als letztes und stolzestes Ziel ihrer gemeinsa­
men Arbeit die Schaffung eines Volkstheaters".l2 
Doch das Gespann Johst-Ulbrich bekundet Mühe, das 
Theater am Gendarmenmarkt zu den künstlerischen Lei­
stungen zu fUhren, die Göring von seinem ersten Schau­
~pielhaus erwartet. Da bietet sich ein weiterer und weit 
mehr Erfolg versprechender Kollege von Emmy Sonne­
mann an: GustafGründgens. Als Partner der Sonnemann 
~pielt er im Oktober 1933 in Hermann Bahrs Lustspiel 
"Konzert". Er soll nun der Mann sein, der im Unterschied 
zu Or. Ulbrich das Zeug hat, das hochkarätige Ensemble 

mit ncuen kümtlcri~chen Impulsen zu versehen. Vom 26 
Februar 1934 an ist Gusc.af Gründgens komm1s~anscher 
Leiter des Staatstheaters, vom Beginn der Spielzeit 
i 934/35 an dessen Intendant. Sc:hr viel spJtcr berichtet 
der Sch.1Uspicler Bernhard Minctti in einem Gcspr:ich 13 

über clie Einsetzung des Ulbrid1-Nachfolgcr~: "Göring hat 
uns dann versammelt und hat Gründgen~ als Chef vor· 
gestellt : .Meine Herrschaften, Gründgens hat den Auf 
trag, dieses Theater zum ersten Theater Deutschlands zu 
machen und d.1mit der Welt!'." 
Für Ulbrid' ist in Berlin keine Verwendung mehr. Aber 
Göring will ja auch dem Kasseler Theater zu neuem GlanL 
verhelfen. Es gilt, das Versprechen der Rückführung zum 
Staatstheater einzulösen, und d:lfur scheint ihm Or. 
Ulbrich der richtige M;lnn zu sein. Fiir den hisherigen 
Kasseler Intendanten von Holthoff findet sich ein Postell 
in der Generalintendanz der Preußischen Staatstheater in 
Berlin als Attache des Generalintendanten Heinz Tietjen. 
So wird Ulbrich am 27. Juni 1935 von Ministerpräsident 
Göring zum Intendanten des nun wieder "Preußischen 
Staatsthe.tters Kassel" c.-rnannt, wobe1 thm .. die kümtlc. 
rische Führung seines Institut~, soweit ihm nicht Wci~un ­

gen von dem Ministerpräsidenten oder dem Geru:mlin­
tendanten erteilt werden, selbständig überlassen" wml. 
wie es im Anstellungsvertrag heißt. 

Blütezeit mit Fragezeichen ... 

Oie nun folgenden acht Spielzeiten mit geregeltem Spiel­
betrieb bis ins Jahr 1943 unter der Intendanz, nach 1939 
unter der Generalintendanz von Or. Franz Ulbrich sind 
nicht zu trennen von der politischen und personellen 
Vorgeschichte seit 1933. Und ebenso wenig lassen sich die 
künstlerischen Ergebnisse losgelöst vom gesellschaftspoli­
tischen Umfeld betrachten. Zu eng ist das "Preußische 
Staatstheater" in das nationalsozialistische Herrschaftssy­
stem eingebunden, sowohl im nationalen als auch im 
lokalen Bereich. Auch wenn die spezifische Sonderstel­
lung des Kasseler Hauses, bedingt durch die Person 
Ulbrichs und den Status als Preußisches Staatstheater, 
den einen oder anderen Freiraum in der Spielplangestal­
tung und vor allem auch in personellen Fragen ermög­
licht, so bleibt: Auch dieses Staatstheater erfiiJlt innerhalb 
des nationalsozialistischen Regimes seine ihm aufgetra­
gene Funktion. 

Oie winschaftJiche Eutwitklung des Theater~ 111 K.tssel 
nimmt einen Aufschwung. Der reichlith dotierte Etat 
steigt 1939 J.uf 2 367 074 Mark und setzt sich 7.USammen 
aus: 6l7 734 Mark eigene Einnahmen, 200 000 Mark städ· 
tischer, 51 500 Mark Bezirksverbands- und 1497 839 
Mark staatlicher Zuschug. Auf dieser Grundlage kann 
auch das Personal in den künstlc:rischcn wie in den techni­
schen Bereichen quantitativ und qualitativ auf ein den 
anderen Großstadtbühnen des Reichs ebenhurtiges 
Niveau angehoben werden.l4 Gleichzeitig gelingt es, die 
im Jahre 1934 noch bei nur 59% Platzausnutzung hegen­
den Zuschauerzahlen von Jahr zu J.:.~hr urn dn paar Pro 
zent zu steigern. 
Oie Spielpläne, maßgeblich beeinflußt von Ulbrich~ 

Chefdramaturgen Curt Langenheck (1935-38) und Walter 
Erich Schäfer (1938-45), zeigen die Bemühung um Viel­
falt und AusgewogenheiL Klassiker, Zeitc;tückc und Lust-

11 Joseph Wulf: :a.a.O. (9), S. 31 f. IJ Dte~es Gesprälh (mJt Claus Peymann und HermJtlll Beil) 1!1t Jbgcdrutkt unter dem 'fitel "Willst w.u wu~ent"ln : 
Theater heute, 1980, Heft 10, S. 19 IT. 14 Hans-Jo~thlm Schaefer: a.a .O . (1) S. 184. 
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Abb. 3 Titelblau der Theater-Zeitung Nummer 10, Spielzeit 
1939140. 

spiele halten sich im Schauspiel ungefahr die Waage. Die 
gängige Formel des "Volkstheaters" wird benutzt, um 
einen Spielplan zu begründen, der sich den unterschied­
lichen Ausprägungen des Welttheaters, zumindest im 
historischen Bereich, offen hält. So schreibt Walter Erich 
Schäfer zu "Fragen der Spielplangestaltung"15: "Was aber 
sollen die kurzen und klaren Forderungen für ein wahres 
Volkstheater sein, wie wir es heute verlangen? Für die Lei­
tung der Zwang, allen diesen Forderungen gerecht zu wer­
den, d. h. unterhaltendes wie erhebendes, belehrendes wie 
entspannendes Theater in gerechtem Wechsel zu spielen, 
und zwar nicht aus Verlegenheit, sondern aus der Einsicht 
heraus, daß alle Volksgenossen das Recht aufihr Theater 
haben, wie es ihnen durch die Entwicklung von Jahrhun­
derten zugewachsen ist." Doch dann zollt auch Schäfer 

wieder Tribut an die Zeit: "Eines allerdings muß zum 
Schluß ausgesprochen werden: Mögen die Formen, mag 
zum Teil der Inhalt dem Theater bestimmt sein, der 
Gehalt jeder einzelnen Vorstellung fließt aus der Gegen­
wart. Und darüber zu wachen, daß dieser Gehalt lauter, 
gesund und deutsch sei, das ist die erste und heilige Pflicht 
jeder Theaterleitung." 
Die vergleichsweise liberale Spielplanpolitik unter der In­
tendanz von Franz Ulbrich macht es immerhin möglich. 
daß in Kassel einige Werke zu sehen sind, die an keinem 
anderen deutschen Theater zur Aufführung gelangen. 
Dazu zählt in vorderster Linie die Uraufführung der reli­
giös inspirierten Oper des zeitgenössischen Komponisten 
Joseph Haas "Tobias Wunderlich" {1937), und im Schau­
spiel sind es etwa Frank Wedekinds "König Nicolo oder 
So ist das Leben" (1939) und Bernard Shaws ,.Der Kaiser 
von Amerika" (1940), wobei hier die Courage der Stück­
wahl gleich wieder relativiert wird mit dem Abdruckeiner 
irreführenden Hitler-Eioge des 84jährigen Shaw, der nach 
dem "Polenfeldzug" naiv fordert: "Schließt Frieden mit 
Hitler!"l6 
So erscheint auch das Gesamtbild dieser Epoche des Thea­
ters zwiespältig und ambivalent. Dabei ist seine innere 
Grundhaltung - dies belegt das Beispiel Kassel - im allge­
meinen keine wesentlich nazistische. Es versteht sich 
selbst immer noch in der Tradition des bürgerlichen Bil­
dungstheaters, liefert sich aber gerade dadurch einer ver­
hängnisvollen Dialektik von Innerlichkeit und Abhängig­
keit aus. Es übernimmt, oft ungewollt und unbewußt, die 
gesellschaftliche Aufgabe der Repräsentation der Herr­
schenden und webt mit an jenem "Kultur-Vorhang" des 
Dritten Reiches, der so vieles Schreckliches verschleiert.17 
Noch einmal: Gerade die Kasseler Situation des Theaters 
in der Zeit des Nationalsozialismus, die es aus personellen 
und institutionellen Gegebenheiten möglich macht, der 
Kunst gewisse Nischen, Freiräume, zu erhalten, läßt die 
eingangs erwähnte Fragestellung offen, wie weit materiell 
abhängige Künstler überhaupt fähig sind, über die 
Gesetze des menschlichen Anstands hinaus, sich gesell­
schaftlich verantwortlich zu verhalten und ethisch verant­
wortlich zu handeln. 
Auch ein so umstrittener Mann wie Gustaf Gründgens, 
berufen und kompetent durch Zeitgenossenschaft und 
künstlerischen Rang, kann diese Frage nur hinterlassen, 
wenn er in einem Aufsatz nach der Katastrophe des 
Zusammenbruchs schreibt: "Der deutsche Schauspieler in 
seiner Gesamtheit war politisch uninteressiert. Aktiv poli-

15 Walter Ench Schäfer: FrJgen der Spielplangestaltung. ln: Theater-Zeitung des Preußischen Staalstheaters Kassel, Nummer 1, Spielzelt 
1939/40. 16 Bemhard Shaw: .Schließt Frieden mit Hitler!~ . Ln: Theater·Zeimng des Preußischen StaJtstheaters K.tSscl, Spielzeit 1939/40, Num.mtr 
I 5. 17 Die bisher umfussendste Analyse dazu gibt: Bogusl.1w Drcwniak: Das Theater im NS-Staat, Szenarium deutscher Zeitgeschichte 1933-1945. 
Düsseldorf 1983. 
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tische Schauspieler hat es immer nur wenige gegeben. Es 
hat vor 1933 nur wenige kommunistische Schauspieler ge­
geben, und es hat nach 1933 nicht viele faschistische 
Schauspieler gegeben. Im Vordergrund hat flir den Schau-

spieler die Kunst gestanden, oder besser gesagt, die gute 
Rolle, die interessante schauspielerische Aufgabe. Diesen 
Mangel an politischer Erziehung teilt der deutsche Schau­
spieler mit dem gesamten deutschen Volk."l8 

Bilder- und Dokumentennachweis 
I ~ Theater in Kassel, s. Anmerkung (1), Tafel XXVII 
2 Theater-Zeitung des Staatlichen Theaters, Nummer 29, 1932/33 
3 Theater-Zeitung des Preußischen Staatstheaters Kassel, Nummer 10, Spielzeit 1939/40 (Titelblatt) 

Hans-Jörg Grell 

18 Gustaf Gründgeos: Briefe, Aufsätze, Reden. Herausgegeben von Rolf Badenhausen und Peter Gorski. Harnburg 1967, S. 56 f. 
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Die Schönheit und Harmonie des arteigenen deutschen Stadtgefiiges . . . 

Zur Stadtplanung in der Gauhauptstadt Kassel 

In der Zeit des Nationalsozialismus wurde die Kasseler 
Stadtplanung von unterschiedlichen Phasen und Inhalten 
bestimmt. Vordringliche Probleme waren zu lösen: die 
"seit Jahrzehnten anstehende" Stadtsanierung und die 
., wohnpolitisch" damit verknüpfte Bereitstellung von 
Siedlungsland. Für städtebauliche Planungen, wie sie Hit­
Jer in "Mein Kampf' angedeutet hatte,l blieb vorerst we­
nig Spielraum. Es galt, auch politisch, die drängende 
W ahnungsnot zu beheben; dies gelang dem Rathaus 
nicht vor 1936/37, d. h. nach Gleichschaltung verschiede­
ner gemeinnütziger Baugesellschaften und -vereine. Des­
wegen auch wurde 1933-36 die in der Weimarer Zeit be­
reits eingeleitete und ein gutes Stück vorangetriebene Alt­
stadtsanierung, vor allem der .,Freiheiter Durchbruch", 

n 
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propagandistisch aufbereitet und hochgespielt. Das gilt 
auch für die Erwerbslosen-KieinsiedJungen, welche ei­
gentlich ein Mittel im Rahmen der Arbeitsbeschaffung 
waren. Schon ab 1934/35 zeigten sich völlig andere Pla­
nungsinhalte und -ziele: diese gingen nicht von den städ­
tebaulichen Merkmalen des historisch gewachsenen 
Stadtraumes aus, waren nicht auf die Stadt als solche bezo­
gen. Planungsinhalte und -ziele waren abgestimmt auf da~ 
Soll, welches Kassel fortan innerhalb des die Gesamtheit 
des Deutschen Reiches umfassenden Ordnungs- und 
Funktionsschemas erfüllte- nämlich als Stadt der Reichs­
kriegertage, als Luftschutzort. Jls Rüstungszentrum, als 
Gauhauptstadt usw. 

Abb. 1 Der "Frrihrita Durchbruch '': eim Verkehrs- und Wolmsaniemngsmaßnahme (umrandet: Bauabschnitt I). 

I A. Hitler: Mein Kampf, 97-101. Autl., München 1934, S. 290 tT.; über die Stadtplanung der "Führerstädte" 1st viel publiziert worden, über die .Gau· 
hauptstädte" wenig, zuletzt von W. C. Schneider: Httlers wunderschöne Hauptstadt des Schwabenlandes usw. ln: Demokratie & Arbeitergcschichte, 
II ( 1982), S. 51-95; siehe dort die einschlägigen Literaturhinweisc. 
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Der Freiheiter Durchbruch 

.,Der Freiheiter Durchbruch hat die Schönheit und Har­
monie des arteigenen deutschen Stadtgefuges mit seinem 
800 Jahre alten Stadtgrundriß und seinen mittelalterlich ge­
stalteten, zu einheitlicher Ganzheit zusammengewachse­
nen Häusern kaum verändert, aber den Bestand der Alt­
stadt- nicht als Museum, sondern als lebendiges Glied im 
Gesamtleben Kassels neu gesichert". (Lahmeyer 1936). 
Für die Nationalsozialisten bzw. deren SA-Brigade 47 
stand die "Eroberung der Altstadt" seit 1930 an.2 Bevor sie 
am 17. 1. 1933 auf dem Maninsplatz eine Kundgebung 
halten konnten, wurden sie regelmäßig aus der Altstadt 
herausgeprügelt; dort erzielten bei den 1932er Wahlen die 
NSDAP 27,9 %, die KPD 32,2 Ofo und die SPO 27,9 Ofo der 
Stimmen. Arbeiter, Handwerker, Krämer, viele Kinder 
und alleinstehende alte Leute wohnten in der Altstadt bil­
lig und schlecht. Oft entsprachen die Unterkünfte nicht 

den hygienischen und sonstigen baupolizeiliehen Anfor­
derungen - dies gab der Stadtverwaltung den Anlaß zur 
.,Gesundung der Altstadt". Ziel der städtebauheben Maß­
nahme war die Anlegung einerneuen Straße, des Freihei­
ter Durchbruchs, durch b1sher überbaute Hinterhöfe 
zwecks Behebung eines sonst unlösbaren Verkchrspro­
blems. 
Gleichzeitig galt die Maßnahme der Sanierung untragba­
rer Wohnverhältnisse durch "Auflockerung .. , d. h. Abriß 
von Hintcrhauswohnungen, .,damit die in den wertvollen 
und schönen Vorderhäusern vorhandenen Wohnungen 
hygienisch und baulich wieder einwandfrei werden" .3 
Die "Sanierungsmaßnahme der Nationalsozialisten "4 

fand etappenweise statt. Auf der Straße behauptete sich 
die SA bereits im März 1933. Ziel des Rathauses war, die 
"sturmreife" Altstadt "auf Dauer" zu erobern - in Lah-

Abb. 2, 3, 4 Breiter als die Königsstraße: die "nme Lebensader", ihre Geschäfte und Geschiiflsleute. 

l C. Fascher-Defoy: Arbeiterwaderstand m der Provinz/ Arbeaterbewegung und Faschasmu~ 10 Kas~el und Nordhessen 1933-1945, Berlin 1982, S. 35 
ff. J Kasseler Neueste Nachrichten vom 5. I 0. 1933; so dae städtische Sprachregelung.1n der T ~t waren die Wohnverhältnasse in den Hinter- und Ne­
benhäusern nicht viel schlimmer ~ls sn den (älteren) Vorderhäusern. Die .schöne Kasseler Altstadt" ist em Klischee, c!as5owohl.mfjener Arbenermili­
tanz wie auf dem Luftangriff vom 22. 10. 1943 gründet. Zum folgenden: H. Schutz: AltstadtsanJerung und Altstadtumbau 10 Kassd von 1918 b1s zur 
Zerstörung 1943, Diplomarbeit GhK FB 14, Kassell980. 4 Kasseler Neueste No~chrichten vom 12. 10. 1938; dort 1m Gegensatz zu den herunterge­
spielten eBemühungen der Systemzeit~. Tatsächlich wurden zwaschen 1926 und 1932 200 Hinterhäuser abgebrochen und 150 Vorderhäuser saniert. 

137 



meyers Worten, ..,den Bestand der Altstadt nicht als Mu­
seum, sondern als lebendiges Glied im Gesamtleben Kas­
sels neu zu sichern"; sein Konzept war ausgerichtet auf ei­
ne "grundlegende Veränderung der sozialen Verhältnisse 
in der Altstadt".5 
Im Zuge der Wohn- und Verkehrssanierungsmaßnahme 
wurde die "rote Altstadt" ausgehoben. Der Eingriff in das 
Stadtteilgefüge war gezielt, aber langfristig genug, um als 
solcher der Öffentlichkeit verborgen zu bleiben; das gilt 
insbesondere für den hier dokumentierten Bauabschnitt 
1. In diesem Sanierungsgebiet, das die Propaganda zur 
"Altstadt" schlechthin erklärte, waren 809 Wohnungen 
vorhanden (2733 Bewohner); der Sanierungsplan sah den 
Abbruch von 150 Wohnungen vor, tatsächlich gingen 
232 verloren. Wohl waren die sozialen und politischen 
Auswirkungen voraussehbar und programmiert, darüber 
aber wurde bis 1930 offenbar kein Wort verloren. 
Die Maßnahme erfüllte die berufsspezifischen Erwartun­
gen der Krämer und Händler, welche bereits 1929 das SPD­
Rathaus vergeblich unter Druck gesetzt hatten mit der 
Forderung, das Projekt der Altstadtsanierung müsse vor al­
len Dingen auf die Erhaltung des Handels gerichtet sein: 
Es komme nicht nur darauf an, daß die Stadt hygienisch 
saniert werde, sondern vor allem zunächst wirtschaftlich 
durch Verbesserung des Verkehrs.6 Ein Teil des von ihnen 
erkannten Defizits gegenüber der eigentlichen, als verju­
det verschrienen Einkaufsstraße Kassels holten die Ge­
schäftsleute der Altstadt durch die verkeh rstechnische Er­
~chließung ihres Viertels ein: stadteinwärts über den Au­
tobahnanschluß und die zentrale Straßenbahnumsteige­
stelle Altmarkt, stadtauswärts von der Königsstraße. Viel­
leicht nicht zufällig gingen 1934/35 mindestens zwei Ge­
schäfte von jüdischen in christliche Hände über. Unter die 
Spitzhacke fielen zwei Ladenräume ersatzlos, durch die 
Anlegung des Freiheiter Durchbruchs entstanden jedoch 
knapp ein Dutzend neue. Offenbar mehr als die Hälfte 
der Werkstätten wurde entmietet und abgebrochen, ohne 
Ersatz - es sei denn für die Hausbesitzer, welche für die 
Mietausfälle der abgebrochenen Neben- und Hi nterhäu­
ser entschädigt wurden, indessen auch gezwungen, die 
Vorderhäuser instand zusetzen und die Fassaden ange­
messen zu gestalten; dabei allerdings wurden sie technisch 
und finanziell von der Stadt unterstützt. Massiv geschä­
digt wurden alleinstehende ältere Leute und kinderreiche 
Arbeiterfamilien: jene, weil in der Altstadt 56% der Woh-

nungen "Kleinwohnungen" waren; diese, weil als die 
Maßnahmen im Oktober 1933 anliefen, ca. 35 000 Ar­
beitslose und ihre Angehörigen in Kassellebten bzw. auf 
billige Quartiere angewiesen waren. Ihre Unterkünfte im 
Bauabschnitt I verloren mindestens 862 Personen. 
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Abb. 5, 6 Wolmraumzerstömng: z. B. Graben 35, 36, 37. 
3 8 Vorder-, (N}eben- und (H)interhäuser, Verschiebung der So­
zialstruktur: Freihtitt:r Durchbruch 8, 10, 12, 19121. 

S Kasseler Post vom 5. 10. 1933. Oie Propaganda bog es um nach dem Motto ~Luft, Licht und Sonne": Von den 26 000 Einwohnern der Altstadt müG· 
ten tn absehba.rer Zeit 6000 umgesiedelt werden, wenn auch die blassen Kinder der Altsudt die Sonne 5ehen woUen (Kassder Neueste Nachrichten 
vom 5. 10. 1933). o Scbu.lz: (3) a.a.O., S. 29. 
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Entsprechend dem Sanierungsplan sorgte sich die Stadt 
um Ersatz flir 150 abzureißende Wohnungen und erhielt 
im Oktober 1934 die beantragten Kredite. Die Abbruch­
arbeiten waien beinahe abgeschlossen. Ende 1936 waren 
232 Wohnungen abgebrochen worden und erst 110 Ersatz­
wohnungen gestellt: In Kassel betrug der Fehlbedarf oh­
nehin 3500-4000 Klein- und Mittelwohnungen (3 ZW a 
54 qm). Wer nicht von der Stadtverwaltung mit Ersatz­
wohnraum versorgt worden war, d. h. dessen politische 
Einstellung einschlägig bekannt war, hatte sich selber zu 

helfen; Rustungskonjunktur, Arbcitsdiemt und Wehr­
pflicht hatten allerdings die Arbeitsmarktlage weitgehend 
reguliert. In der roten Altstadt wurde der politische WI­
derstand auch städtebaulith gebrochen. Die politisierte 
Eröffnungsfeier des Freiheiter Durchbruchs wurde am 9. 5. 
1936 gar im Gasthaus .,Stadt Stockholm", zuvor eine kom­
munistische Hochburg, ausgetragen; auch die geänderte 
Alters- und Sozialstruktur des Altmarktviertels ließ zu. 
daß aus dem im Sanierungsplan vorgesehenen Kinder­
spielplatz ein "Ehrenhof der SA'" wurde. 

Eingemeindungen 

"Die vorhandenen Menschen und Mittel sollen zweckent­
sprechend und an der richtigen StelJe nach einem einheit­
lichen Plan, ausgerichtet nach politischen Gesamtzielen 
eingesetzt werden." (Städtebau XXXII 1937). 
Die Funktion des Bauamtes im Rahmen der totalitären 
Politik des Rathauses ist im Lichte der städtischen Einge­
meindungsunterlagen klarer. Das Problem bestand Rir das 
Rathaus vordergründig darin , das Einverständnis über­
geordneter Stellen zur Gleichschaltung verschiedener 
"Vorstadtgemeinden" zu erzielen. Tatsächlich aber lag es 
tn der politischen Repräsentanz der Gauhauptstadt und in 
der günstigen Entwicklung der Kasseler Rüstungsindustrie 
im Vorfeld des Vierjahresplans, daß besagte lnstanzen 
(Gauleiter, Regierungspräsident und -oberpräsident, 
die betroffenen Stellen aufReichsebene) zum Teil im eige­
nen Interesse dem Rathaus den Weg zur Eingemeindung 
ebneten oder ebnen mußten. Eigentlich waren die Würfel 
bereits gefallen, als der Regierungspräsident am 21. 12. 
1933 die StadtKassel und die Gemeinden Niederzwehren, 
Oberzwehren, Nordshausen, Harleshausen, Sandershau­
sen, Wolfsanger, Niedervellmar, Ihringshausen und Wal­
dau zum "Gebiet des Luftschutzortes Kassel" erklärte.? 
In diesem Zusammenhang ist die Einschaltung der 
Reichswehr und der Staatspolizei im Tauziehen zwischen 
Stadt- und Landkreis-Verwaltung begründet; in diesem 
Zusammenhang wundert es kaum. wenn der "städtebauli­
che" Abschnitt des an den Regierungspräsidenten gerich­
teten Eingemeindungsantrags "staatspolitisch" ausfiel. 
Wie alle Dezernenten des Rathauses wurde auch Ober­
baurat G. Jobst im September 1934 und Juni 1935 zu 
Handlangerdiensten herangezogen: .,Für die Eingemein­
dung der Gemeinden sprechen bei dem in Kassel vorhan­
denen Mangel an geeignetem und preiswertem Baugelän-

de hauptsächlich wtchtige städtebauliche und siedlungs­
politische Gründe ... Das Tempo der städtebaulidt<:n, 
siedlungspolitischen und verkehrspolitischen Forderun­
gen der Stadt wird im besonderen durch die rege Neubau­
tätigkeit, die gerade jetzt als Folge der Wiederherstellung 
der Wehrfreihell und dem damit im engsten Zusammen­
hange stehenden Aufblühen gewisser Industrien eing<:setzt 
hat, verschärft",8 lautete die Qlintessenz. Die Einzelhei­
ten in Stichworten: Ansiedlung zugezogener Werksange­
höriger der Kasseler Rüstungsbetriebe; Errichtung von Ka­
sernen und Verwaltungsbauten; Bed..trf der Wehrmacht 
an Übungs- und Landeplätzen (Dönche, Rothwesten, Wal­
dJ.u) mit entsprechenden Straßenverbindungen zueinan­
der (merkwürdigerweise ohne Bezug auf den von der 
Reichswehr geforderten Bau einer zweiten Fuldabriicke 
bei Niederzwehren, dJ.mit der Verkehr über die Frankfurt/ 
Würzburg- und Eisenach/Münster-Autobahnen vom 
Schnittpunktverteiler Waldau aus direkt zur Frankfurter 
Straße und nicht erst durch die enge Altstadl geleitet wer­
de); Modalitäten eines wirksamen Luft- und Feuerschut­
zes (zentralgesteuerte Verdunklung bzw. ausreichende 
Löschwasserversorgung des gesamten Kasseler Beckens, wei­
tere Auflockerung der Wohndichte in der Altstadt). Mehr­
fach hob der Eingemeindungsantrag hervor, daß im Ge· 
gensatz zum Kasseler der Verwaltungs- und technische 
Apparat des Landkreises keineswegs in der Lage wJr, sol­
che Aufgaben zu meistern. 
Der Landrat entgegnete, daß die Stadt Kassel von der Bau­
geländefläche her noch Tausende von Wohnungen aufei­
genem Gebiet errichten könnte. Er Rihrte aus, daß die in­
tendierten wie die bisherigen Siedlungsbauten der Stadt 
keineswegs vorbildlich seien; deren Konzept sei darauf be­
dacht, Minderbemittelte an der Stadtgemarkung entlang 

.. StA Kassel, Eingememdungen, Allgemeine5. Al.01.7 (2). 8 StA K.mel. Eingememdu.ngen. Allgemeines. AI.Ol.6 (4). 
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Jn btr 2Htftabt unb Unttrntuftabt 1UO~ntn 
~6 000 \Ptrfon.en .. b. i. auf einen .'()dtar 
umgu·.ed)net: 400 !J!tt[ontn l!to ttcrtar. 
~tt lllt[amtbuT<f)fd)nitt ber Stobt beträgt: 
-1:, 'l]«fontn \lt'o> tteftor. 'llui bl't" gll'id)tn 
(ilätf)t ber '!lltftabt unb Untemeu!labt 

IUOI)nl~n 

um 171111: I:! 11110 !Uerfcner., 
um I 770: I 7 000 $er!on~n. 
utn 1!120: 26fHHI !ßerfontn. 

Abb. 7, 8, 9, 10 Lufiscbutzmaßnahme als Kriegsvorbereilung: Das Leitbild zur Eingemeindung lag auch der Altstadtsaniemng 
zugrunde. Seit dem 21. 12. 1933 richtete sich in Kassel das Rathaus nach dem (noch) geheimen Gebot einer" wirksamen Landesvertti­
digung", die Industrie folgte nach. Mit dem Vierjahresplan wurdm die Kriegsvorbereitungen offenkundig. Nicht nur die Arbeiter der 
Rüstungswerke wußten, was und wozu sie produzierten, diesen Forderungen und Bedürfnissen von Partei und Staatfügten sich auch 
große Teile der Bevöfkerung. 
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zu fooeren, vor städtebaulichen und sozialpol itischcn ln­
frastrukturausgaben habe sich die Stadt gedrückt; mit wei­
teren Erlenfeldsiedlungen sei weder der Stadt noch dem 
Landkreis gedient. Die Besiedlungsrichtung in sämtlichen 
einzugliedernden Gemeinden entspräche gewachsenen 
Strukturen und sei von Kassel abgewendet, die Stadt habe 
eine weitere Bebauung an ihren Grenzen nicht zu be­
fürchten, stellte der Landrat (ein Alter Kämpfer) beherzt 
fest, fUgte hinzu, daß der Zustrom von Landbevölkerung 
in die Industriegebiete volkswirtschaftlich und weltan­
schaulich verpönt sei, resümierte die (noch) gültigen sied· 
lungs- und bevölkerungspolitischen Konzepte von Feder 
und bat sich aus, daß die Stadt die Unhaltbarkeit ihres An­
trages einsehe.9 Das Bauamt nahm die Fehde nicht an; 
Lahmeyer ließ den Regierungspräsidenten wissen: "Die 
Baulücken, an die die Kreisverwaltung denkt, sind nur für 
den Wohnungsbau geeignet", für die anvisierten, mehr 
liiodlichen und bodenverbundenen Ansiedlungen könne 
man kaum mehr als 10 Familien auf 1 ba ansiedeln, .,der 
Siedlungswille des Landkreises muß naturgemäß ein an­
derer sein als der SiedlungswiiJe der Stadt- eine ziel- und 
verantwortungsbewußte Siedlungspolitik kann nicht von 
zwei verschieden gerichteten Verwaltungsstellen durchge· 
fuhrt werden".t0 

D.ts "Menschcnporcnti.1l" des Landkreises war 1938 im 
wesentlichen von der Kasseler (Rüstungs-) Industrie be­
reits aufgesogen, deren Werkhallen bald im Weichbild de1 
Stadt einen entsprechenden und luftkrieggerechten 
Kranz bildeten. Ebenf.11ls I 938 wurden die letzten Ab­
~chrutte der Arbeiter· und Werkangehörigensiedlungen 
fertiggestellt, später st.tndcn Arbeitskrähe und Materia­
lien nur noch knapp und nur noch fUr Kriegszwecke zur 
Verftigung. Bereits 1940 trafen Zwangsarbeiter in Kassel 
ein, ihre Zahl betrug letztlich über 20 000, u. a. für ihre 
Unterbringung sorgte im Rathaus ein wirksamer Koordi­
nationsapparat zwischen WchrmJcht und Industrie unter 
W. Seidel. Die Eingemeindungen erfolgten ;Ul1 1. 6. 1936 
aus "militärischen und wu tschaftspolitisc.h~n" (Wein­
rieb), nicht also aus jenen ,.wichtigen städtebJulkhen und 
siedlungspolitischen" Gründen, die das Bauamt vorge 
schickt hatte. Daß das Bauamt über die Bauordnung von 
April I 937 hinaus eine städtebauliche Gesamtplanung für 
die durch die Eingemeindungen tlächenmäßig um 50 OA. 
erweiterte Stadt erstellt hätte, ist nicht bekannt geworden. 
Wie gesagt, wurden ab 1938 kaum noch andere als Zweck­
bauten errichtet. 

Aufmarsch-Architektur 

Zeiten, die ein lebendiges Gemeinschaftsleben hervor­
brachten, waren stets f'ahig, dem Bild ihrer Gesellschaft in 
kollektiven Zentren Gestalt zu geben (Giedion 1956). 
Als Vorbote der den Bedürfnissen von Partei und Staat un­
terworfenen Planung ist die Episode der Kasseler Thing­
~tätte anzusehen. 11 Im ganzen Reich waren 66 Thingstät­
ten vorgesehen, darunter auch in Marburg und Kassel. 
Diese Thingstätten hatten ihre Wurzeln in den Freilicht­
spielen der Jugendbewegung, wurden aber zu einer ein­
deutig nationalsozialistischen Bauaufgabe mit militäri­
sdlem Gepräge umgeformt: "Die Versammlungslokale 
reichten nicht aus, um die Massen zu fassen ... Die Volks­
versammlung unter freiem Himmel, das ist die erste Etap­
pe zum neuen kultischen Raum, zum Thingplatz ... Die 
Formationen der SA, des Arbeitsdienstes, der in Sprech­
chören stark aktiv beteiligt sein wird, der Arbeitsfront, des 
BDM, der H itler-Jugend usw. werden aufbesonderen An­
marschwegen einziehen. Sie werden die grof~en Sektoren 
in diesem gewaltigen, erschütternden Bilde einer großen 
nationalsozialistischen deutschen Volksversammlung 

sem ... ". 12 Al~ Standort ffir die Kdssder Thingstatte wJr der 
Abhang zur Karlsaue (vermutlich 1935) vorgesehen und 
folgerichtig eingeplant. Sie hätte sich "organisch" in den 
schon bestehenden Kreis der Kulturstätten um den Fned­
richsplatz eingefügt, in unmittelbarer Nachbarschaft 
zum Theater, zum Ottoneum, zum Museum Fridericia· 
num, mit günstiger Erreichbarkeil des hessi~chen Landes· 
museums und der Gemäldegalerie. Gebaut wurde sie je· 
doch nicht, denn in der zweiten Hälfte der 30er jJhre war 
der Thinggedanke bereits überholt. 
Ähnlich wie die zeitliche Übereinstimmung zwischen 
Machtkonsolidierung der NSDAP und Planung der Kasse­
ler Thingstätte dürfte Ende 1 941 ein Bedürfnis nach bauli­
cher Umsetzung des (noch) sicheren Sieges im Osten den 
Plänen zur Gestaltung der Wilhelmshöher Allee Pate ge· 
standen haben - Reichserlasse gingen beiden (Projekt ge­
bliebenen) baulichen Zeugnissen jeweiliger Selbstver­
ständnisse voraus; in allen" Gauhauptstätten" entstc1nden 
1941/42 Neu- und Ausgestaltungspläne. 

" Eben da. 10 Lahmeyers ßnef vom 29. I I. 1934, wie Fußnote 7. 11 Zum naclutd1tmlcrt: M. Lurz: D1c He1dclberger Thmgst:itte/ D1e Tlungbcwe 
gung im Dritten Reich ... Heidclberg 1975, S. 40 f., 175. 11 W K. Gcrst: Thing$l3ttc:.ln: D(r Dcut>tht:. 4. 7. 1934,1..11. nath Lun .!.J.Ü. (11), 5.10 I 
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Bewußt von oben, vom Großdeutseben Reich, griffen die 
im März 1942 vom Bauamt-Dezernenten E. Heinicke und 
dem Kasseler Architekten F. C. Blümich fertiggestellten 
Pläne in die historische Architektonik der Wilbelmshöher 
Allee. 
Die Wilhelmshöher Allee mündete in den damaligen 
Adolf-Hitler-Piatz (Brüder-Grimm-Platz) und war etwa 
4,5 km lang. Sie entsprach damit dem zentralen Abschnitt 
von Speers Berliner Nord-Süd-Achse.13 Konnten in Ber­
lin die gewaltigen Bauten zu den Straßen- und Platzräu­
men in ein architektonisches Spannungsverhältnis tre­
ten, so war dies in Kassel nicht möglich; die für Berlin ge­
planten öffentlichen Gebäude und Einrichtungen stan­
den einer Gauhauptstadt nicht zu. Die im Süden der Wil­
helmshöher Allee angeordneten Gebäudekomplexe (Rast­
haus, Bahnhof und Gauhaus) konnten zur Längener­
streckung der Allee an sich kein Gegengewicht bieten. 
Vermutlich war das auch nicht beabsichtigt, und es stand 

von Anfang an fest, daß in Kassel nicht die Bauten, son­
dern die Straße zum beherrschenden Denkmal werden 
sollte. Die Planung beruhte auf einem Raster von 
20 x20 m. Die Wilhelmshöher Allee wurde um das Dop· 
pelte auf 80 m verbreitert und durch Nebenalleen in drei 
Fahrbahnen untergliedert; demgegenüber treten die Bau­
ten, vermutlich mit Natursteinen verkleidete Skelettbau­
ten, zurück. 
Ihre Schauseite bildet die Straßen-Staffage: die gezeichne­
te Perspektive zeigt dies anschaulich. Im Grundriß nimmt 
sich der Gebäudekomplex wie sachgemäß aneinanderge­
reihte Zweckbauten oder Kasernengevierte in einer bau­
lich ad hocgelichteten Vorstadtsituation aus. Im Aufriß 
akzentuierte die befremdliche Proportionierung der Ge­
bäude (80, 100, 120 Meter Fronten bei nur zweistöckiger 
Bauweise) die Längenerstreckung der Anlage. Es ging 
nicht um Stadtplanung, sprich Ausgleich zwischen indivi­
dueller und kollektiver Sphäre. Jene Gemeinschaftsein-

Abb. 11 Gesamtgrmzdriß der Wi/IJelmsiJöher Allee nach den Plänen des Kasseler Bauamtes, März 1942. 
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Abb. 12 Grundriß der WilhclmJböher Allee. Ausschnill des 
westlichm Teiles; ganz links SciJ/oß Wilhelmshölu, rechts der ge­
plante neue Bahnhof, daz'ltlischm das Rasthaus mit dem Auto­
hof und die Grvierte der ö./Jmtlichen Einrichtungen. 

Abb. 13 Grundriß der Wilhelmshöber Allee. Ausschnilt des 
östlichen Teiles; oben rechts der Königsplatz mit einem Teil der 
Altstadtrmd der Marlinskircbe, unten rechts die Kar/saue, der 
Steg iiber die Frankfurter Straße zum Gauhaus atif dem Wein­
berg und der Begi1m der Wilhelmshöher Allee. 

13 J. Petsch: Baukunst und Stadtplanung im Dritten Reich, München 1976, S. 98 ff.; A. Speer: Architektur, München 1978, S. 93 ff. Zur Fragestellung 
zulettt von W. Schäche: NS-Architd.:tur und Kunstgeschichte/ Anmcrkun~en zum Forschungsstand und zur Forschungsperspcktive. In: Kritische Be­
richte VIII (1980), S. 48 f[, siehe dort clie einschlägigen Literaturh.inweJSc. 
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richtungensind beinahe 6 km vom historischen Stadtzen­
trum gelegen, ihre Baumassen "erschlagen" den einzelnen 
Benutzer sowohl maßstäblich wie funktional. Durch den 
gleichmäßigen Rhythmus ihrer Fassadenabfolge, ver­
stärkt durch die Allee, werden die zehn Quader zu Se­
quenzen einer auf und entlang der Straße sich vollziehen­
den Bewegung - Panzerkettenspuren, durchgelegte Roll­
bahnen im Siedlungsraum. Die Parallele zu den national­
sozialistischen Raubkriegszügen und zu den Partei-Auf­
märschen drängt sich au[ 
Die Wilhelmshöher Allee sollte alles an sich ziehen, wes­
halb auch der Hauptbahnhof dahin verlegt und der Zu­
bringerverkehr von und zu den Autobahnen, einschließ­
lich der Parkflächen (auch in den sog. Autohöfen), sorgfal­
tig geplant wurde. Hier hätte eine nicht in erster Linie an 
Städte und Dörfer gebundene Volksgemeinschaft des 
Hessengaues ihrem Führer und Reichskanzler huldigen 
sollen. Es ging nicht um die Verbindung der Menschen 
mit ihrem jeweiligen geschichtlich überkommenen Ort. 
Der jeweilige Ort war nur dort, wo der Führer erschien. Es 
ging um politische D emonstration und Denkmale des 
Führerkultes. Es ging um Aufmarsch und Paradeabnah­
me, um Gleichschaltung einer auf dem Führerprinzip be-

Bilder- und Dokumentenhinweis 

ruhenden Massenbewegung und damit um die Zerstörung 
der städtischen und personalen Identität. 

Abb. 14 Die WilhelmsiJöher Allu als lltttionalsozialistiscbe 
Pracbtstraßl'; Blick nach Westm zt.lm Schloß und zum Herkults 
nach der pasptktivischm Amiehr von ArdutekL F. C. Bliimtch 

Abb. 1, 2, 3, 4, 7, 8, 10 Zeitungsausschnitte Freiheiter Durchbruch, StAKassel S 5 A 294. 
Abb. 5, 6 Einwohnerbuch Kassel 1933 (Graben) und 1938 (Freiheiter Durchbruch). 
Abb. 9 Stadtbauwelt 1980 (LXV), Berlin. 
Abb. 11, 12, 13, 14 Sammlung Pläne und Risse, StA Kassel. 

Mare Poulain und Hansmartin Ungericht 
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Die Judenverfolgung in Kassel 

Einleitung 

Ziel des Beitrages ist, die Verfolgung der jüdischen Bevöl­
kerung in Kassel während der NS-Zeit zu beschreiben, so­
weit es die mündliche und schriftliche Überlieferung zu­
läßt. Damit soll auf die Grenzen dieser Untersuchung hin­
gewiesen werden; denn bei dem Bestreben, Maßnahmen 
und Aktionen gegen die Juden in dieser Zeit zu betrach­
ten, stößt man von den Quellen her oft ins Leere. 
Die weithin desperate Q.!ellenlage ist sicherlich ein 
Grund dafür, daß es bis heute keine Abhandlung über die 
Kasseler Juden während der NS-Zeit gibt. Allerdings fin­
det sieb auch über die Weimarer Republik keine Arbeit, 
auf die zurückgegriffen werden konnte. Die Geschichte 
der Kasseler Juden vor 1871 ist, vor allem von jüdischen 
Historikern, unter politischen, rechtlichen und k-unstgc­
schichtlich~n Aspekten untersucht worden, wenngleich 
auch hier eine umfassende Darstellung fehlt.l 
Diesen Mangel hatten fuhrende Mitglieder der jücüschen 
Gemeinde Ende der zwanziger Jahre erkannt und eine Ge­
samtgesch ichteinAuftrag gegeben, deren erster Teill931 
unter großen Anstrengungen se1tens der Gemeinde er­
schien.2 Der zweite Band konnte nach 1933 der Öffent­
lichkeit mcht mehr vorgestellt werden, liegt aber im Ma­
nuskript vor.3 
Die "Gemeindegeschichte" ist ein Konvolut aus sechs Bei­
trägen, jeder verfaßt von etnem prominenten Gemeinde­
mitglied (ein Rabbiner, zwei Lehrer, ein Kunsthistoriker, 
zwei Rechtsanwälte), die individuell unterschiedlich in 

streng wissenschaftlicher oder populärer Form ein Thema 
behandeln. 
Band 1 enthält drei sysrematische Beiträge zu Kunstge­
schichte, Volkstum und KuJtur der Hessen-Kasseler Ju­
den. Der zweite Band ist chronologisch aufgebaut und be­
faßt sich mit der politischen, Sozial- und Rechtsgeschich­
te bis etwa zur Gründung des Deutschen Reiches. Selb­
ständige Arbeiten jüngeren Datums gibt es nicht. 
Daher muß der kurze Abschnitt zu Kassel in Paul Arm 
bergs dreibändiger Ausgabe über die Geschichte der jüdi­
schen Gemeinden in Hessen als Standardwerk gelten, ob­
wohl der Schwerpunkt der in lexikalischer Kürze verfaß­
ten Beiträge vor 1933 liegt, die Angaben nur grob struktu­
riert und die Quellenverweise völlig unzulänglich sind.4 
Einzelfragen der lokalen Judenverfolgung werden in eini­
gen Untersuchungen behandelt. Eine ausruhrliehe Doku 
mentation über den Alltag jüdischer Schülerinnen an ei­
ner höheren Mädchenschule vom Ende der Weimarer Re­
publik bis zum Novemberpogrom im Jahre 1938 ist 1985 
erschienen.5 Oie dort veröffentlichten Briefe, Abiturauf­
sätze und Lebenserinnerungen der damaligen Schülerin 
nen zeigen nicht nur die Brüche und Kontinuitäten im 
Schulalltag nach der Machtergreifung Hitlers. Sie geben 
auch Einblick in die Lebenswelt einer spezifischen Grup­
pe jüdischer Vertolgter und ihre Reaktion auf die Diskri­
minierung. 
Einzelne Hinweise zur LJge der Juden in Kassel ftnden 

I Auf folgende Beiträge ist ohne AnspruchaufVollständigkeit hinzuweisen: Abraham Cohn: Beiträge zur Geschichte der Juden in Hessen-Kassel im 
17. und 18.Jh., Diss. Marburg 1933. Sally Engelbert: Das Recht der israelitischen Religionsgemeinschaft in Kurhessen. Diss. Marburg 1913. Rudolf 
Hallo:Jüdische Volkskunst in Hessen, Festschriftder Sinai-La!:e zu Kassel, hrsß. ausAnlaß ihres 40-jährigen Bestehens. Kassel: S. V. 1928. RudolfHal· 
lo: Geschichte der Familie Hallo. 350 Jahre aus dem Leben emer deutschen Hofjuden- und Handwerkerfamilie 1930. Ludwig Horwitz: Die Gesetze 
um die bürgerliche Gleichstellung der Israeliten im ehemaligen Kurhessen 1826 und 1833, Kassel 1927. Felix Lazarus: Das Königlich Westf.ilischc 
Konsistorium der Israeliten (nach meist unbenutzten Q!ldlen2. Pressburg 1914. Eine Reihe weiterer Titel zu jüdischen Gemeinden im Regierungsbeztrk 
Kassel findet sich in: Fremde im eigenen Land. Beiträge zur Kultur· und Sozialgeschichte der Juden in den alten Kreisen Hofgeismar, Kassel, Wolfha­
gen und in der Stadt Kassel, hrsg. von Helmut Burmeister und Michael Dorbs unter Mitarbeit vonAifred Höck. Hofgeismar: o. V. 1985. S. 120 ff. (ycr· 
ein für Hessische Geschichte und Landeskunde e. V. Zweigverein Hofgeismar). 2 RudolfHallo.Juhus DJ!btJg. GotthilfWalter: Geschichte der Jüdi 
sehen Gemeinde Kassel unter Berücksichtigung der Hessen-Kasseler Gesamtjudenheit, hrsg. von der Jüdischen Gemeinde Kassel. Kassel1931. In die­
semSammelbandsind die folgenden Aufsätze enthalten: RudolfHallo: Kasseler Synago~engeschic6te. Synagogen und Friedhöfe, Kunst und Hand· 
werk der Juden in Kassel; Julius Dalberg: Volkskunde der Hessen-Kasseler Juden; GotthlifWalter: Geschichte der Religionsschule und des Kultus 
3 Band 2, der wohl unter cfem gleichen Sachtitel erscheinen ~ollte und bereits J 932 in der Jüdischen Wochenzeitung angeldindigt wurde, enthält die Be•· 
träge: Ludwig Horwitz: Die Geschieht( der Kasseler Juden bis zur Verlegune des Landrabbinats von Witzenhausen nach Kassel; Theodor Dellevic: 
Die Rechtslage der Juden nach 1813; Felix Lazarus: Oieneuere Geschichte b1s zur Gegenwart. 4 Paul Arnsberg: Die JÜdischen Gemeinden in Hessen. 
Anfang, Untergang, Neubeginn. 2 Bände. Frankfurt: Societätsverlag 1971. Paul Arnsberg: Die jüdischen Gemeinden in Hessen. Bilder, Dokumente. 
Damlstadt: Eduard Roether 1973. Die drei Bände wurden herausgegeben vom Landesverband der Jüdischen Gemeinden in Hessen. s Dietrich 
Heither, Wolf&mg Matthäus und Bcrnd Pieper: Al~ j~dische Schüferio entlass~n. Erin!le!unge~ und Dokumente 7.UI Gesduchte der Heinrich­
Schutz-Schule m Kassel. Kassel: Ges.unthocnschulbJb!Jothek Kassel 1984. (NauonahozJalumus m Nordhessen Heft 5). 
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sich in Wolf Arno K.ropats Aufs...ttz über den Allta~ hcssl· 
scher Juden in der NS-Diktatur6 und auch in dem zwei­
bändigen Werk ,Juden vor Gericht•_? In der zuletzt ge­
nannten Dokumentation werden Akten aus dem Proze(~ 
gegen Werner HolJänder, angeklagt wegen sogen.wntcr 
Rassenschande und vor dem Sondergericht in Kassel zum 
Tode verurteilt und hingerichtet, veröffentlicht.S Außer­
dem sind Nachkriegsprozesse, die die Novemberpogrome 
im Jahre 1938 in Orten des Regierungsbezirks Kassel be­
treffen, geschildert.9 Gerade in den kleineren Städten und 
in den Dörfern Nordhe~sens lebten im Verhältnis ZurGe­
samtbevölkerung viele Juden, über deren SchicksJI Juf­
grund der gerade in den IetztenJahren entstandenen Spu­
rensicherungsarbeiten mehr bekannt ist, als über das Le­
ben der Juden in der Bezirkshauptstadt. 10 
Für die vorliegende Untersuchung wurden vor allem die 
Bestände des Staatsarchivs Marburg herangezogen .I I Be· 
sonders ergiebig waren die Akten des Regierungspräsiden­
ten über Störung der öffentlichen Ruhe und den Sicher­
heitsdienst Dann die Unterlagen des Oberfinanzpräsi­
denten in Kassel über die Vermögensüberwach11ng und 
Enteignung der Kasseler Juden, 12 ferner kleinere Bestände 
von Staats- und Hauptstaatsarchiven, dem Bundes.uchiv 
Ln Koblenz, dem Zentralen Staatsarchiv in Potsdam und 
dem Leo-ßaeck-lnstitut in New York. I 3 

Eine wichtige zeitgenössische Quelle stellten die verschie­
denen Kasseler Tages- und Wochenzeitungen dar. 
Für die Weimarer Republik waren die zehn Jahrgänge der 
Jüdischen Wochenzeitung für Hessen-Kassel und Wal­
deck eine schier unerschöpfliche Qyelle.l-1 Die juden 

fetndliche Politik der NS findet sich, wenn Juc:h oft nalh 
propagandistist.:hen MJI~stäben verzerrt, in der Kurhcs.\i· 
sehen Landesz~tt ung.l5 
Eine wichtige Ergänzung die~t:l Qudlen b1lJen J1e Nal h­
kriegspro7csse gegen NS Tätc:r16 sowie die Wicder!{Utll1J­
chung'iakten der Verfolgten.l7 Schließlich wurden mehr 
.tls funfzig Interviews mit Zeitzeugen, übc:rw1egcnJ ehe­
malige Kasseler Juden, gefUhrt.18 
Die folgende Darstellung gliedert sich in zwei Teile: Die: 
jüdische Gemeinde in Kassel vo1 1933 und die Verfolgung 
der Kassder J udcn in der NS-Zcit. 
Teil 1 versucht ein Bild der jüdischen Gemcmde Jm Vor· 
ilbcnd der K.ltastrophc zu zeichnen. Im Mittelpunkt ~tcht 
die Skizzierung der jüdischen Gesell~ch;l n. I h rcr VerbJ I)· 
dungzur Umwelt und von Formen dt:s Anttst:miusmus 
vor 1933. 
ln Teil l w1rd dte V crfolgung der KasselerJuden darge-­
stellt. Dte ersten 4 Kapitel behandeln die Zettab~chnittc 
1933-1935 (Nürnbcr~er Gesetze), 1936- 1938 (Novcm· 
bcrpogromc), 1938- 1941 (Weitgehende Entrechtung). 
1941-1942 ($yc;u:m.111\Che Deportat 1on und V ernich­
tung). 
Diese vier Stufen Jcs V crn~thtung~protcsses gelten allgc:· 
mein fur die Juden in Dcutschl.lnd, vollzogen sich jedoch 
regional und insbesondere lokal sehr unterschiedlich. In 
vielen kleinen Orten Nordhessens wurden die Juden auf­
geund des Einsatzes der lokalen Behörden und Parteifüh· 
rcr zu Abw..1nderung und Emigr.1tion gctrkben, bevor dc.r 
administrative ProzeH die~ crzw.mg. 

~Wolf Arno Kropat: Du: hessisch~nJuden im Alltag der NS-Dtktatur I 933-1939. IJ1: Ncutthundert }3.hrc Ge!l..:hichte der Juden in He~~en. Be1tr:i~e 
zum {>Oiitischc:n, wirtschaftlichen und kulturellen Leben, hrsg. von der Kommission fiir die Geschiente der Juden in Hessen. Wiesbaden: u. V. 1983. 
(Schnften der Kommission fiir die: Geschichte der Juden in Hessen Bd. 6). 7 Ernst Noam, Wolf Arno Kropat: Juden vor Gericht 1933- 1945. DuL.u 
mente aus hessischenjustizakteo mit einem Vorwort vonjohannc:s Suelitz, hrsg. von der Kommission flir dte Geschichte der Juden in Hts}cn. Win· 
baden: o. V. I 976 Oustiz und Judenverfolgung Bd. 1). 8 Der Prozeß gegen den VoniLeenden und den RerichtcT~IO\ttcr des Sondergerichts, d4~ 
Holländer wegen Rassenschani:le verurteilte, wird dokumentiert in: Klaus Moritz, Ernst Nuam: NS-Verbrtchen vor Gericht 1945-1955. Doku­
mente aus hessischenJustizakten mit einem Nachwort von Richard Schmid, hng. von der Kommission fur die Geschichte der Juden in Hessen. Wie<;· 
bdden: o. V. 1978. S. 308-327. Zur Biographie und Verhandlung gegen Werocr Holländer ~iche in:Jürgcn Rdkc: Ju~m als politische Verfolgung­
Rechtsprechung des Landgerichts und des Sondergerichts Kassel bei ,.He1mtückc:"- Verg~hen und 10 .R:menschande"·Fällcn 1933-1945 - unter be 
6onderer Berücksichtigung des ~Rasscnschande~-Prozesses gegen Wemer Holländer.w Staatsexamensarbeit, Gesamthochschule Ka~sel (I 9!13). q Zu 
Ausschreitungen gegen Juden im Regierungsbezirk Kassel stehe: Klaus Moritz, Ernst Noam: NS-Verbrechen vor Gericht I 945-1955 . .J.J.O. (!1) 
$. 54-64 (Fulda), S. 91-94 (Großzimmem), S. 118-122 (freysa), S. 185-189 (ßüdingen), S. I 98-210 (Kirchhain). S 216-222 (Frankenberg). Hl Htcr 
können nur einige Arbeiten genannt werden: Günther Rehme, Konstantin Haase: Mit Rumpf und Stumpf ausrotten ... Zur Ge~chkhtc der Juden iu 
Marburg und Umgebung nach 1933. Marburg. o. V. 1982 (Marburger Stadtschriften zur Geschichte und Kultur Bd. 6). Naftali Sonn, Ono Berge· 
Schicksalswege der Juden in Fulda und Umgebung. Fulda o.V. 1984: Anne Maria Zimmer: Zur Geschichte der Jüdischen Gemeinde in EH hwegc unter 
besonderer Berücksichtigung der Zeit des NationaJsozialismus. Schriftliche Hausarbeit Hir d.u Lehramt an Grund· und HaupLSchulc:n Gattingen 
I 975. RalfBurchard u.a.: Oie versteckte Gesch1cbte der Fritzlarer Judtn. Dokumentation über das Schicksal der FnularerJuden. o.J. 11 Hessische~ 
Staatsarchiv Marburg: 165/3884, 3939,3949, 3982; Bestand 166 Nr. 3892. 3898; u.a. 1Z Archiv der Stadt K.l~sd: $. 3/343-366. IJ ln einer R.ethe 
weiterer Archive. wurde Material zur Gesch1cbte dtr Juden in Kassel gefw1de.n, das aber iol Zusammenhang mit dieser Untersuchung mcht oder 
nurunwesentlich genutzt wurd~. 14 Oiejüdischt Wochenz~itung fiir Kassel, Hessen und Waldeck wurde 1924 von dem Kasseler LebensnHttelh:ind· 
I er Sally Kaufmann gegründet, der Vtrleper, Herausgeber und Redakteur in einer Person war. Sally K.Jufmano warorthodoxer Jude und eintr der flih· 
renden Zionisten in Kassel, 1932 emig_nerte tr nach Palästina. Danach wurde die Zeiruog von Kaufmann's Schwager Goldberg herausgej;cben. Im 
Aprill933 erschien die letzte Nr. 15 Oie ,.Kurhc:ssische Landesze1tung", parteiamtliche Tageszeirung Rir den Gau Kurhessen der NSDAP. crsd11en 
vom 1. September 1933 bis Ende I 944. Ihre Vorläufer waren nDer Sturm• (Februar bis November 1930 Wochenzeitung) und die .Hessisd~t: Vc.>lk_,. 
wacht" (Dezember 1930 bis August 1933 als Tageszeitung). 16 Prozesse gegen NS wegen Beleidigung, Landfriedensbruch u.a. Suaftatcn >iud im 
Staatsarchiv Marburg und. bei der StaatsanwalLScl1aft bc:J dem Lln~gericht Kasse! ~rc~iviert. 17 Reg1erungspris1dent parmstadt. Archiv der Wieder­
gutmachungsbehörde, Wn~sbade.n. tK Außerdem wurden lntcrvu~ws. d~e: D1ettnd K.r:!uu~·V•lmJr m•r Henn Horst (,olnrk und Frau lda und Mmt111 
Ullrich fiihrte, herangezogen. 
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Die Lage der aufgrund ihrer jüdischen Abstammung ver­
folgten Menschen, die nicht deportiert wurden, wird in 
Kapitel 5 geschildert. 
Die Lage der jüdischen Gemeinde und ihre Beziehungen 
zur Umwelt seit 1918 erklären sich nur aus der Geschichte 
dieser religiösen Gruppe und lassen sich sowohl allgemein 
historisch .1ls auch biografisch und familiengeschicht lich 

herleiten. Dies kann hier nicht einmal im Ansatz gesche­
hen. Wir wollen jedoch auf die R.ir die Geschichte der Ju­
den wichtigen Entwicklungsphasen Emanzipation und 
Assimilation hinweisen. Am Schluß der Einführung soll 
auf die Definition des Begriffs Jude, insbesondere durch 
die NS, eingegangen werden. 

Anmerkungen zur Emanzipation und Assimilation der Juden 

1933 endete die kurze Periode der rechtlichen Gleichstel­
lung der deutschen Juden. Genau hundert Jahre waren 
vergangen, seit durch ein besonderes Gesetz dem überwie­
genden Teil der kurhessischen Juden die Emanzipation 
zuteil geworden war.J9 Erst 1869 waren die letzten Be­
schränkungen überwunden.20 Die gesellschaftliche Aner­
kennung war damit noch nicht erretcht. Sie ist R.ir einen 
Teil der K.meler Juden nie Wirklichkeit geworden, trotz 
größter Anstrengungen von ihrer Seite und einer Assimi­
lation an die Umwelt, die bis an die Grenze der jüdischen 
Identität ging.2l Einige überschritten gerade im ausgehen­
den 19. Jahrhundert diese Grenze und traten aus dem Ju­
dentum aus.22 
Die Emanzipation der Juden bezeichnet "sowohl einen 
einmaligen Akt der rechtlichen Gleichstellung, als auch 
einen Prozeß im Sinne der Rechtserweiterung und der all­
mählichen Realisierung von Freiheit" .23 Beides konnten 
die Kasseler Juden in einer ft.lr die deutschen Juden typi­
schen Weise erfahren. 
Bis 18061ebten sie mit Schutz- undToleranzpapieren aus­
gestattet als Fremde im Kurfürstentum Hessen mit Leib­
zoll belegt, von den zünftigen Berufen ausgeschlossen 
und der Ausweisung jederzeit gegenwärtig, waren die J u-

den fur den Kurfürsten insbesondere von ökonomischem 
Interesse.24 
Ihre .,bürgerliche Verbesserung", wie die ersten Versucht> 
zur Erreichung der Gleichberechtigung hießen, wurde im 
letzten Viertel des 18. Jahrhunderts immer häufiger gefor­
dert; über Gutachten, ob die Juden der Bürgerrechte denn 
würdig seien, kam man nicht binaus.25 
Erst die französische Revolution brachte auch fur die J u­
den die Gleichberechtigung, zunächst in Frankreich 1791, 
dann in den von den französischen Armeen besetzten Ge­
bieten, 1808 im Königreich Westfalen mit der Hauptstadt 
Kasset.26 Die unter Fremdenrecht lebenden Kasseler Ju­
den erlangten durch die französische Fremdherrschaft 
Heimatrecht. Es wurde ihnen wieder genommen, als sie in 
den Freiheitskriegen 1813 gegen ihren einstigen Befreitr 
kämpftenP 
In einem 50 Jahre dauernden Prozeß muBten die Juden 
des Kurfurstenturns ihrem Landesherrn die Gleichberech­
tigung abringen, diejenigen, die Nothandel trieben, blie­
ben bis zum Jahr 1848 von allen bürgerlichen Rechten 
ausgeschlossen.28 Zweimal, 1815 und 1852, mußten di e 
Juden die Wegnahme ihnen bereits zugestandener Rechte 
hinnehmen und hilflos mit ansehen, wie ihnen zum Tetl 

19 Gesetz zur gleichfOnntsen Ordnung der besonderen Verhältnisse der Israeliten vom 29. Oktober 1833. § 6 dieses Gesetzes enthielt den Nothandel 
treibenden Juden die Gletchberechtigung vor. 20 1866 wurde Kurhessen durch Preußen annektiert und die kurbessischen Juden kamen in den Ge· 
nuß der preußischen Gesetzgebung. Ein Gesetz des Norddeutschen Bundes vom 3.Juli 1869 hob .alle noch bestehenden, aus der Verschiedenheit des 
religiösen Bekenntnisses hergeleileten Beschränkungen der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte" auf. VgL Wolf-ArnoKropat: Die Emanzipa· 
tion der Juden in Kurhessen und in.Nassau im 19.Jahrhundert. In: NeunhundertJahre Geschichte der Juden in Hessen .... a.a.O. (6). 21 Vgl. S.l62 ff. 
dieses Beitrags. 22 Die Zahl der ,.Übertritte" vomJudenturn zum Christentum blieb in Kassel jedoch beschränkt, stdlvenretend sei die Familie Roth­
feis genannt. Vgl. Geschichten um ein abgebrochenes Haus. ln:Jüdische Wochenzeitung flir Kassel, Hessen und Waldeck.Jg. 5, 1928, Nr. 15 S. 516. 
23 Rcinhard Rürup: Emanzipation und Antisemitismus. Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht 1975. (Kritische Studien zur Geschichtswissenschaft 
Bd. 15) S. 130 f. 24 Ökonomisch interessant waren zum einen die von den Juden zu entrichtenden Schutzgelder und zum anderen ihre Tätigkeit als 
Geldverleiher, Bankiers und Hoffa.ktoren. zs Wolf-Arno Kropat: Die Emanzieation der Juden in Kurhessen und in Nassau im 19. Jahrhundert. Iu: 
NeunhundertJahre Tuden in Hessen .... a.a.O. (6) S. 326. 26 Vgl. dazu: L. Horw1tz: Die Israeliten unterdem Königreich Westfalen. tinaktenmäßiger 
Beitrag zurGeschiente der Regierung KönigJer6me's. Berlm: Kommissionsverlag o.J. (1900). 27 ElfJuden aus Kurhessen nahmen als Freiwillige am 
Krieg teil, unter ihnen der Schriftsteller Phtlipp Mosenthal und der Kupferstecher Hennann Hirsch Pinhas. 28 Vgl. Anm. 19. 
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mit juristischen Wortspielereien die Hoffnung auf Aner­
kennung ihres Bürgerstatutes zunichte gemacht wurde.19 
Erst nachdem der KurtUrst vertrieben und Hessen von 
Preußen annektiert worden war, hatte das Gezerre um die 
bürgerliche Gleichstellung der Juden ein Eode.30 1933 
lebten durchaus noch Juden in Kassel, die dtese Rechtsun­
sicherheit selbst miterlebt hatten, und im Bewußtsein vie­
ler Nachgeborener war die historische Lehre noch prä­
sent:31 Der Staat garantierte Rechte und nahm sie wieder, 
doch wer ausharrte, erhielt schließlich die Freiheit, wenn 
Juch von außen erzwungen. Diese Erfahrungen mit staat­
licher Obrigkeit haben die Kasseler Juden bei der Beurtei­
lung späterer antisemitischer Handlungen und den ersten 
Sondergesetzen durch die NS gedacht und daraus ihre 
Schlüsse gezogen. 
Oie Emanzipation als Akt der Befreiung der Juden von ih­
rer Unterdrückung ist nicht trennbar vom Prozeg der As­
"milation der Juden an ihre Umgebung. Im Königreich 
Westfalen war Israel Jacobson, Vorsitzender des Westfali­
chen Konsistoriums, das die Durchfuhrung der Emanzi­
pation vorantrieb und überwachte, gleichzeitig ein energi­
scher Förderer religiöser Reformen, wie der Mädchenkon­
flrmation, der Einruhrung der deutschen Predigt, der Än-

derung des Begf.ibmsntus, der EinfUhrung der Orgel 111 

den Gottesdieost :32 Aufgabe rcligiöset Traditionen als 
Preis Hir die gewonnene Emanzipation.B 
Bei den Kasseler Juden ~etzte stehsehr schnell d1c liberale 
Richtung durch. Die Rabbiner der städusd1en Gemeinde 
gehörten ihr durchweg an, während in nJhczu allen Orten 
der Landkreise die Judengesetzestreu blieben und die Pro­
Vlnzialrabbiner orthodox warcn.J4 
Die Assimtl.ition der Kalosder Juden ~chritt weiter fort, jü­
dische~ Wissen tn den Familien wurde ammc.r gcnnger, 
Heilighalten des Sabb:u, koscheres Essen, rcgclm:iL~iger 

Synagogenbesuch galten Hir viele nicht mehr.35 Ihre 
Schulausbildung erlangten Jtc KinJet von AnfJng Jn in 
den Bürger- oder Vo~chulcn, Grundkenntnisse des Ju­
dentums wurden nur noch im Religionsunterricht bzw. in 
der Religionsschule vermittelt.J6 
TraditionellesJudentum trafman in Kassel sehr ~cdten 311. 

Die Kasseler Juden hatten, ~oweit es ihnen moghch war, 
sich ihren christlichen Mitbürgern angcpaßt.37 Eine judi­
sche Gesellschaft existierte bis zum Ende des Ersten Welt­
krieges nicht; ob die KasselerJuden in die Gesamtbevölke­
rung mtegnert waren, ist damit ntcht be~mtwortet. 

Juden in der Begriffi ichkeit der NS 

Bis 1933 waren die Juden in Deutschland gleichberechtigt 
und der Umwelt angeglichen; sie waren Deutsche jüdi­
schen Glaubens. Mit dem Austritt aus der Religionsge­
meinschaft endete ihr ,Judesein".38 

Die Anzahl der Juden in Kassel bestimmte sich nach 
den gemeldeten MiLgliedcrn der Syntlgogcngemeinde 
KasseJ.39 Diese AuffJssung änderte sa:h mit der Machter­
greifung durch die NS. Sie definierten Juden nicht mehr 

l9 Nach Beendigung der Freiheitskriege beschloß die Bundesversammlung des Oeut5chen Bundes dic)udcnfr.l~c in die ßundcs,1kte aul~ounchmeu: 
~Die Bundesversammlung wird in Beratung ziehen, wie Auf eine möglichst überein~t•mmende Weise du~ burgerliehe Verbesserunt *r Bekenner des 
jüdischen Gldubens in Deutschland zu bewirken sei, und wie in Sonderheit denselben der Genuß der bürgerlichen Rechte gegen die Ubcrn~hme aller 
Bür erpflichtcn in den Bundesstuten verschafft und gesichert werden könnte. Jedoch werden den Bekennern die~es GIJubens bis d~hin dieselben in 
den undesstaale bereits eingeräumten Rechte erhalten. • (Unh!r~trcichung vom Verf.). Dies hätte Hlr Kurhessen bedeutet, daß die unter)eröme ein­
geflihrtc Emanzipation rur die Juden dieses Landes gegolten häne. In der Schlußkonferenz vom 8. )uni 1815 wurde Jedoch beschlossen, dte Worte ~in 
den Bundesstaaten~ durch die: Worte: "von den Bundesstaaten~ zu ersetzen, denn KurtUrst Wilfielm I. war bestrebt, den RechtsZU$tand von 1806 
wicdcrherzustellen. Siehe dazu Engelbert Sally: Das Recht der ismditischen Religionsgemdnsch.Ut in Kurhcssen .. . a.a.O. (l) S. 26. N.1ch dem Schei· 
lern der Märzrevolution wurde das Gesetz vom 29. Olctober I 833 wieder Grundlage für die Gleichberechtigung der Juden m Kurhessen. 0Js zog die 
Oisknminierung der Nothandel treibenden Juden mit sich. Die kurhe$Sische Verf.issungsurkunde von 1830" h~tte m ihrem§ 29 eigentlich lauten so I· 
kn: .Die Verschiedenheit des Glaubensbekenntnisses hat auf den Ge nuß der bürgc:rltchen und staatsbtirgerltchen Rechte ketnen Einfluß.~ Doch 
dann wurde in djese Fassung das Wörtchen ,.christlich" eingefiigt, die Rechtsstellung du Juden bliebt ungeklärt und ein besondere~ Gesetz wurde nö· 
tig. Siehe dazu: Engelbert Sally: Das Recht der israelitischen Religionsgemeinschaft io Kurhcssen .... a.a.O. (I) S. 34. JO Vgl. Anm. 20. 31 ln etner 
Reihe von Beiträgen von Sally Engdbert, Ludwig Horwitz, Felix Lazarus und Alexander Fiorino wird die~cr Kampf der kurhcssi~chen Juden um die 
Gleichberechtigung durchaus auch unterschiedltch bewertet. 32 Vgl.: Oie jüdische: Gernemde Kassel zur Zeit der französisc.:heo Fremdhcmchaft, 
von Seminardirektor Dr. Lazarus, Kassel, in: Deutsche Israelitische Zeitung. Die Laubhütte. Nr. 25 v. 21. Oktober 1933. Ocr Strt'it um dte Eio­
fiihrung der Orgel in die Synagoge beschäftigte die Kasseler Juden bis in das 20. Jahrhundert und war Anlaß zum Bau e10er zweiten Syn1Eoge in der 
Großen Roseostraße. 33 Jacob Katz weist daraufhin, daß Assimilation nicht immer mit Abweichun vom Reli 1ons esctzverbunden nt. >~tob Katz: 
Oie Entstehung der Judenassimilation in Deutschland und deren Ideologie, Inaugural-Dissertation. ,n:Jacob ttz: ~ur Assuml.ttion un Emanzipo~­
tion der Juden. Ausgewählte Schriften. Darmstadt: Wissenschaftliche Buchgesellschaft 1982. S. 6 f. Gle1chwobJ gebt in vielen Fällen eine Anpassung 
a_n die lfmwelt mit ejnem ,Nicht mehr so wichtig nehmen' des Religionsgcsctzes einher. .34 Aus ~er unterschie~lichcn religiösen R.icht~mg ergt?e!l 
steh mehrfilch Ausemandersetzungen zwischen dem Kasseler Landrabbtnat und den Beztrksrabbmen, so bct Emscrzung von Lebrem 1n den Judt­
schcn Volksschulen und bei der Synagogenordnung. 35ln der Jüclischc:n Wochenzeitun~ wird h:iufig Kl.tge gduhn, dilß selbst in der Synagoge der 
Gesetzestreuen dertägliche Morgen- und Abendgottesclienst nicht stattfinden kann, weil d1e etforderhehe Anxahl Gläubiger nicht erreicht wird.Jüdi­
~cbe Wochenzeitung fiir Kassel, Hessen und WaJdeck, 3. Jg. 1926 Nr. 7 S. 6 und 5.Jg. 1928 Nr. 42 S. 9. l&ln den 90er)ilhren deJ 19.J~hrhunderts be­
suchten durchschnittlich 35 Kinder die Israelitische Volfsschulc, wlihrend 45 Kinder auf die Stadtischen Burgerschulen gingen. 37 Emt~e Unter­
schiede waren geblieben, z.B. clie unterschiedliche Berufsstruktur, siehe Tabdie 7. 38 Juden sind biuum 30. 1. 1933 Personen jüdischer Reltgionszu­
gt'böngkcit. Der Begriff ,.Giaubensjude• taucht bis zu diesem Zeitpunkt nicht auf und erhält erst durch die Einfiihrung der Rassenlehre etnen 
Sinn. 39 Die Synagogengemeinde Kassel umfaßte Mitglieder aus folgenden Orten: Kassel, Harlc:sbaustn, Niederzwebrcn, Obcrzwehreo 
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nach ihrer Religwn, sondern der angeblichen Zugehörig­
keit zur Jüdi~chen Rasse. Diese pseudowissenschaftliche 
und unsinnige Deutung schuf ein [nstrument zur DifF.:~­
micrung und Ausgrenwng der Juden sowie- in seiner ver­
waltung~mäf~igen Ausformung- eine verwirrende Anzahl 
verschiedener Abstammungsstufen, deren Festlegung in 
Gesetzen, Verordnungen und Anweisungen erfolgte und 
einen Eindruck vom Chaos der "Rechtsordnung'' des 
Dritten Reiches gewährt.40 
Diese Definition fragte nicht mehr nach der Religionszu­
gehörigkeit des einzelnen, sondern nach der Religionszu­
gehörigkeit seiner Grogeltern. W Jren drei oder vier Groß­
eltern jüdischer Religion, so wurde von "Volljuden", bet 
zwei GralSeltern jüdischer Religion von "Halbjuden" ge­
sprochen.-! I Wurden diese sogenannten Halbjuden nach 
der jüdischen Religion erzogen, definierte man sie als 
.,Geltungsjuden" und stellte sie den "Voll juden., gleich.4l 
Ehen zwischen jüd1schen und nichtjüdischen Partner hie­
ßen .,Mischehen". Gingen Kinder aus dieser Ehe hervor, 
die nicht im jüdischen Glauben erzogen wurden, so war 
die Ehe ,,privilegiert" .43 

Begriffe wte "Volljuden", "Halbjuden .. , ,. Geltungsjuden ", 

"Mischehen" smd dem Wörterbuch des Unmenschen 
entnommen und haben die jüngste deutsche Geschichte 
in einem Maße gepr:igt, daß sie auch heute noch wte 
selbstverständlich weiter benutzt wurden, manchmal von 
den Betroffenen selbst.44 Von hier .:~us stellte sich die Fr;t­
ge. ob der BegriffJude überhaupt noch gebraucht werden 
kann.4S 
Der Verfasser distanzierte sich von diesen Begriffen, dte 
von der Praxis, in der sie als Instrumente der Verfolgung 
genutzt wurden, nicht getrennt werden können; sie wer­
den daher in Anführungszeichen gesetzt. 
Im direkten Zusammenhang mit der Begriffsproblematik 
steht eine Schwierigkeit, die hier, ohne sie lösen zu kön­
nen, angesprochen werden soll· die Entscheidung, wer 
von den rassisch Verfolgten Jude ist. 
Nicht alle, die als Juden von den Nazis verfolgt wurden, 
empfanden sich selbst damals oder empfinden sich heute 
als Jude. Diese Menschen waren zum Christentum kon­
vertiert oder religionslos. Daß sie rassisch verfolgt wur­
den, berechtigt heute nicht, sie als Juden ungefragt anzu· 
sprechen. 

Die jüdische Gemeinde in Kassel vor 1933 

ßevölkerungsentwicklung, Berufsstruktur, Wohnverteilung 

1925 zählte die Kasseler Synagogengemeinde 3157 Seelen 
und erreichte damit den höchsten Stand in ihrer Ge­
schichte:l6 Oie Entwicklung der tüdischen Bevölkerung 
tmd ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung gehen aus Ta­
belle 1 hervor.H Der Anteil der Juden an der Kasseler Be­
völkerung im Jahre 1925 lag mit 1,84 Ofo bedeutend niedri­
ger als noch 1852 oder 1890 mit 2,9% bzw. 3,00/o 

In den Perioden 1806-1812, 1848- 1852 und 1861-1880 
war die Zahl der Juden sogar relativ stärker angewachsen 
als die Gesamtbevölkerung. 
Tabelle 2 zeigt fast eine Vervierfachung der jüdischen Be­
völkerung zwischen 1806 und 1812- ein deudiches Zei­
chen dafür, was die im Königreich Westfalen neu gewon­
nene Freizügigkeit bewirkte. 

40 ln der .Ersten Verordnung zur Durchfiihrung des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums" vom 11. 4. 1933 (Reichsgesetzblart 
J 933 Teil I, Seite 195) wurde erstmJiig zur ,.Ji.ldischen Abstammung" ausgeflihrt: .Als nicht drisch gilt, wer von nicht arischen. insbesondere ji.ldi 
<chen Eltern oder Großeltern abstammt. Es genügt, wenn ein Ellernteil oder Großelternteil nicht arisch ist. Dies ist insbesondere dann anzunehmen, 
wc: nn ein Eltern tetf oder Großehernteil der JÜdischen Religion angehört hat. • Grundlage für die Definition, wer 1 ude sei, wurde das .,Reichsbürgerge· 
Htz" und die I. Durc:hf'Uhrun~sverordnung vom H. ll. 1935 (Reichsgesetzblatt 1935, Teilt, Seite 1333) dieses Cesetzes. ~~Erste Verordnung zum 
Rcichsburgergcsetz .... a.a.O. {40) §§ 2 und 5. -12 Erste Verordnung zum Reichsbürgergesetz .... a.a.O. (40) § S. 43 Anwendung fand diese Regelung 
unter anderem im Gesetz über Mietverhältnisse mit Juden vom 30. 4. 1939 (Reichsgesetzblatt 1939 Teil!, Seite 864). Dort heißt es in§ 7 _..Mischehen ­
Hängt die Anwendung dieses Gesetzes davon 3b, daß der Verm•eter oder Mieter Jude ist, so gilt für den Fall einer Mischehe des Vermietcrs oder 
Mieters folgendes: (I) Die Vorschriften sind nicht anzuwenden, wenn die Frau Jüd•n ist. Das gleiche gilt, wenn Abkömmlinge vorhanden sind, auch 
wenn die Ehe nicht mehr besteht. (2) Ist der MannJude und sind Abkömmlin~e aus der Ehe nicht vorhanden, so sind die Vorschriften ohne Rücksicht 
darauf anzuwenden, ob der Mann oder die Frau Vermieter oder Mjeter 1st. (3) Abkömmlinge, die als Juden ~. bleiben außer Betracht. 
(Unterstreichung vom Verf.). HAuch nach 1945 sind diese Begriffe in vielen Fällen Bestandteil der Behörd"enspra~blieben, ohne daß die Ent· 
~tehung reflektiert wurde. 45 In mehreren Interviews wurde der Verfasser daraufhingewiesen daß die Betroffenen "rassisch verfolgt" wUiden, abe1 
nicht Juden sind. •16 NJch der Volkszählung von 1925 betrug die An:cahl der in Kassellebenden Juden 2750. (Statistik des Deutseben Reichs. BanJ 
401 I. Volks·, Berufs· und B~tnebszählung vom 16.Juni 1925. Teil I. EinHihrung in die Volhzählung 1925. Tabellen werk. Bearbeitet im Statistischen 
Reichsamt. Berlin: Ver!Jg von Reimar Hobbing 1928). Das I landbuch furdie jüdische Gemeindeverwaltung und Wohlfahrtspflege 1924/25. Berlin• 
Verlag Deutsch·lsraelitischer Gemeindebund 1925 S. 64 gibt ttca. 3600~ Seelen an. Andere ungetahre Angaben veranschlagen etw3 3000 Juc.len in Ka~· 
~el. Aus einer internen Statistik der Jüdischen Gemeinde in Kassel geht hervor, daß die Anzahl der Juden im Jahre 1928 3157 betrug. Qüdische 
Wot.henzeitung für Kassel, Hessen und Wal deck. 5.Jg. 1928. Nr. 47 S. 7 und 8.) Die Angabe aus der Volkszählung im Jahre 1925 ist aller Wahrschein· 
lit..hkeit nach ungenauer. 47 Tabelle I ist zusammengestellt aus Z3hlenangaben in: Ludwig HoJWitz: Die Entwicklung der jüdischen Bevölkerung in 
Kurhessen.ln: Zeitschrift rur Demographie und StatJstik der Juden 1913. S. 81 ff und S. 97 ff. und Feltx Lazarus: Dieneuere Geschichte biszur~ 
~enwdrt. ln: Geschichte der Jüdischen Gemeinde in Kassel unter Berücksichtigung der Hessen-Kasseler Gesamtjudenheit. Band 2 (unveröffentlichtes 
Manuskript) S. 90 ff und S. 111 ff. 
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Tabeile I: Entwicklung der jüdischen Bevölkerung 
1791-1925 

Jahr 
Jüdische 
Familien 

1791 71 

Seelen 

284 

Kasseler 
Bevölkerung 

Anteil de1 
Juden 

1806 55 220 18000 1,2% 
1808 139 556 
1812 213 852 
1822 216 864 
1823 209 836 
1827 232 928 25 763 3,6% 
1829 252 1008 
1833 917 
1840 290 1160 31 819 3,6% 
1842 1112 
1846 246 984 34547 2.8~0 
1847 287 (Mitgl.) 1148 
1848 206 824 
1852 1052 36654 2,9% 
1854 240 963 
1855 988 36 849 2.7% 
1858 987 38060 Z,b% 
1861 946 
1880 1756 

38930 2,4% 
58290 3,0 OAJ 

1885 2017 64083 3,1% 
1890 2199 72477 3,0% 
1895 2295 81752 2,8% 
1900 2445 106034 2,3 Wo 
1905 2527 120467 2,0% 
1910 2657 153 196 1,7o'o 
1925 3157 171 234 1,8% 

In den 50 Jahren nach 1812, in denen Fortschritt und 
Reaktion einander abwechselten, schwankte die Anzahl 
der Juden um den Wert von 1812. Die Extrema kenn­
zeichnen die politischen Wendepunkte, und erst ab 1861 
stieg die Anzahl der Juden kontinuierlich an. Hauptsäch­
liche Ursache dafürwar die starkeTendenzzur U rbanisie­
rung. Zahlreiche Juden aus den Klein- und Mittelgemein­
den des Umlandes zogen nach Kassel. Die Zahl der Juden, 
die von hier aus den Weg in größere Städte oder in das 
Ausland antraten, war geringer. Diese positive Wanderungs­
bilanz hielt jedoch gerade ein Menschenalter an und war 
seit 1900 vor allem auf die Lage der Juden in osteuropäi­
schen Ländern zurückzufuhren. Es waren Juden aus Ruß­
land, später aus Polen, die sich vor Verfolgung nach 
Deutschland flüchteten und die Zahl der Menschen jüdi­
schen Glaubens in Kassel ansteigen ließen.48 
Die Anzahl der der Synagogengemeinde angehörenden 
Ostjuden ist nicht genau zu ermitteln.49 1925 waren 426 
in Kassel gemeldet, 50 13% der jüdischen Bevölkerung, 
wobei die Kinder vieler Familien bereits vor dem 1. Welt-

Tabelle 2: E11twtcklung dn jfldisdmz Broölkmmg 
1791-I 925 (gmphischr Damdbmg} 
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krieg in Deutschland geboren waren; gleichwohl erhielten 
sie nicht die deutsche Staatsangehörigkeit. 
Bei aller materiellen Hilfeleistung durch die Kasseler Ge­
meindeinstitutionen waren doch die Spannungen zwi­
schen den deutschen Juden und den aus dem .,Osten" zu­
gezogenen Familien beträchtlich. Zu unterschiedlich Wd­

ren Sprache, Kultur, Kleidung und Beruf. als daß eine rei­
bungslose "Integration" bei allen Bemühungen möglich 
gewesen wäre. Zuwachs für die Gemeinde erhoffte man 
sich daher aus den eigenen Reihen. 
In mehreren Artikeln in der Jüdischen Wochenzeitung in 
den Jahren 1929 und 1931 über "Kassels jüdische Bevölke­
rung" wurde eine "ungünstige Bilanz"51 gezogen und dar­
auf hingewiesen, daß zum einen in den Jahren 1927 bis 
1930 - wie Tabelle 3 zeigt52 - nahezu soviele SterbefaJle 
wie Geburten zu verzeichnen wären, zum anderen die 
Anzahl der Ehen zwischen Juden und Nichtjuden be­
trächtlich sei und nur ein sehr geringer Anteil der l(jnder 
aus diesen "Mischehen" der jüdischen Gemeinschaft er· 
halten blieben. 

~g Ohne den Zuzug von ausländischen Juden wäre die Anzahl der Kasseler Juden schon se1t Begmn de~ I. Weltlmegs ruckl.lufig gcwe~en. ~9 In einem 
Arttkcl von Herbert Philippsthal über Familienstand und Altersaufbau der Kasseler Juden. Qüdische Wochenzeitung für Kassel, Hessen und Waldeck. 
8.Jg. 1931. Nr. 8. S. 1) wird von 355 Ausländern berichtet. 50 Diese Zahl wurde aus den Emtragungcn m den HJu~standsbüchern der Stadt Kassel er­
IIJ.Ittel t. 51 Herbert Philippsthal: Ungünstige Bilam I Kasselsjüdische Bevölkerung. fn:Jüdischc Wochenzeitung für Kass~I,Hessen und Waldeck. 6. 
Jg. I 929, Nr. 22, S. J. 52 Herbert Philippsthal: Mehr Särg~ als Wiegen.ln:Jüdische Wochenzeitung 1\ir Kassel, Hessen und Waldeck. 8.Jg. 1931. Nr. 
28, S. 3, 4. 
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Tabrl!t 3: Gtb11rtm 1md Stcrb~{iillr in der jüdischen Gr-
meinde Kassrl 

J.uu lebend~ebon~ne aus jüd1sche 
von jü . Eltern Mjschebeo SterbeiaUe 

1927 33 8 29 
1928 43 ß 33 
1929 21! 10 35 
1930 30 9 31 

1927-1930 134 35 128 

Der Verfasser eines Artikels in derJüdischen Wochenzei­
rung kommentierte diese Entwicklung so: "Nach (der) Ta­
belle entfallen auf 1000 Juden ca. 10 Geburten, zur Arter­
haltung sind aber mindestens 20 erforderlich, so daß die 
f-olgen für die Zukunft klar und eindeutig vor Augen ste­
hen. Hierauf kann nicht oft genug hingewiesen werden, 
weil weniger der Antisemitismus, als vielmehr die geringe 
Geburtenzahl die Juden Deutschlands zur Vernichtung 
bringt. »53 

Diese Beurteilung zeigt eme den Argumenten der "ari­
schen" Bevölkerungspolitiker verwandte Struktur und 
warnte vor einer Überalterung der Gemeinde. Ein Ver­
gleich der Altersstruktur zwischen der jüdischen und der 
Gesamtbevölkerung Kassels weist jedoch keine signifikan­
ten Unterschiede auf.54 
Der EinAul~ der Wanderungsbewegung auf die Bevölke­
rungszahl der Juden nach 1925 ist bisher nicht abzuschät­
zen, da keine Zuzugs- und Fortzugsstatistiken bestehen. 
Deutlich ist aber, daß sich der Prozeß der Urbanisierung 
im Bereich des ehemaligen Kurfurstentums Hessen we­
sentlich langsamer vollzog aJs in weiten Teilen des deut­
schen Reiches und Anfang der dreißiger Jahre in den Dör­
fern und Kleinstädten des Regierungsbezirks Kassel noch 
zahlreiche jüdische Gemeinden existierten.55 
Im Deutschen Reich war 1933 der Konzentrationsprozeß 
bereits so weit fortgeschritten, daß über 50% der Juden in 
-sieben Großstädten lebten, allein ein Drittel davon in Ber­
lin.56 
.,In den Großstädten beträgt ihre Anteilziffer 1,8 %, in 
den Gemeinden mit 50 000 bis 1 000 000 Einwohnern 
0, 7 %, in Gemeinden mit 20 000 bis 50 000 Einwohnern 
0,5 0/o, in Gemeinden mit wemgerals 10 000 Einwohnern 
0,2 %. 

In den Gemeinden mit weniger als 10000 Einwohnern 
lebt aber, ... , mehr als die Hälfte der Reichsbevölkerung 
(33 039 382 Personen). Die 77 177 Glaubensjuden sind al­
so in diesen Gemeinden eine ganz verschwindende Min­
derheit."57 Dieser Kommentar zur Statistik der Religions­
gemeinschaften im Deutschen Reich traf fUr die Gemein­
den des Regierungsbezirks Kassel nicht zu. 

Tabelle 4: Jüdische Bevölkenmg in den Stadt- und Lantf­
krrisen des Regierungsbezirks Kassef58 

Kassel Stadt 2750 Hofgeismar 264 
Kassel Land 152 Hornberg 264 
Eschwege 819 Hünfeld 600 
Fritzlar 615 Kirchhain 621 
Fulda 1298 Marburg 654 
Gelnhausen 755 Melsungen 654 
Frankenberg 415 Rotenburg 552 
Gersfeld 358 Schlüchtern 647 
Hanau 1543 Witzenhausen 199 
Schaumburg 191 Wolfhagen 274 
Schmalkaiden 155 Ziegenhain 710 
Hersfeld 591 

Tabelle 4 zeigt die Verteilung der im Jahre 1925 15 021 im 
Regierungsbezirk KassellebendenJuden auf die Stadt und 
Landkreise, lediglich 18 OJo lebten in der Großstadt Kassel, 
82 Ofo in den Landkreisen. Noch deutlicherwerden die Un­
terschiede, wenn wir den Anteil der Juden in einigen Ge­
meinden des Regierungsbezirks heranziehen. 

Tabdie 5: 59 Der Anteil der jiidiscben Bevöllunmg an der 
Gesamtbevölkerung in rwsgtwiihltm Gemtindm des Regit· 
rungsbezirks Kassel 

Hoof 7,3 % Guxhageo 10 % 
Niederaula 9,1 % Felsberg 11,3 oro 
Gilserberg 9,12% Schlüchtern 11,4 Ofu 

Baumbach 9,3 o;o Schenklengsfeld 14,5 Ofo 
Lichenroth 9,5 % Niedenstein 14,8 Ofu 
Jesberg 9,6 OJo Rhina 46,1 % 
Burghaun 11.26% 

53 Herben PhiÜppsthal: Mehr Särge als Wiegen. a.a.O. (52). 54 Allerdings sind hier die ausländischen Gemeindemitglieder, die ein geringeres Durch· 
schnittsalter als die deutschen Juden aufwiesen, einbezogen. ss Vgl.: Jüdisches Leben in Deutschland. Selbstzeugnisse zur Sozialgeschichte 1918-
1945, hrsg. und eingeleitet von Mooika Ricbarz. Stuttgart: Deutsche Verlagsanstalt I 982. S. 18. 56 Jüdisches Leben in Deutschland. a.a.O. (55) S. 17. 
57 Hermann Krose: Statistik der Religionsgt'meinschaften im Dt'utscht'n Reichstag, in den Ländern und Verwaltungsbezirken. Köln, Bocbum: 1937. 
S. 44. 58 Die Angaben sind zusammengestellt aus: Paul Amsberg: Die jüdischen Gemeinden in Hessen. a.a.O. (4). 59 Ebenda. 
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Gerade die kleineren Gemeinden wiesen nicht selten ei­
nen hohen Anteil jüdischer Bevölkerung auf. 
Juden waren jedoch nicht nur in einigen wenigen Ge­
meinden ansässig. Paul Armberg zählt 129 selbständige 
Synagogengemeinden im Regierungsbezirk Kassel, insge­
samt wohnten in 218 Orten, also in jeder siebten Gemein­
de des Bezirks, Juden.60 
Antisemitismus ohne Juden ist denkbar. Daß judenfeind­
liche Propaganda und Terror im Gau Kurhessen jedoch 
solch einen hoben Stellenwert in der regionalen NS-Poli­
tik haben konnten, war ohne konkreten Bezug auf jüdi­
sche Bürger nicht möglich. Ein Grund, warum es zu einer 
großen Anzahl von Ausschreitungen gerade auf dem fla­
<.: hen Land kam, war der große Anteil der jüdischen Bevöl­
kerung dort. 
Die Berufsstruktur der Juden wai noch 100 Jahre nach der 
Gleichberechtigung im Jahre 1933 geprägt von jahrhun­
dertelangen Ausschließungen aus den Zünften und dem 
Verbot, Land zu erwerben und damit Bauer -zu werden. 
Detail- und Hausierhandel, Viehhandel und Geldverleih 
waren Berufe, die den Juden offengestanden hatten, spä­
ter, im Verlaufe der Emanzipation kamen die Aufstiegsbe­
rufe Bankier, Journalist, Rechtsanwalt und Arzt hinzu. 
Tabelle 6 zeigt die Differenz in der beruflieben Gliede­
rung der jüdischen Minderheit und der Gesamtbevölke­
rung, wie sie in der Tätigkeit in den verschiedenen Wirt­
schaftszweigen zum Ausdruck kommt. 

Tabelle 6: 61 Beschiifligung derjüdischen Erwerbstätigen in tim 
einzelnen Wirtschaftszweigen im Vergleich zur Gesamtheit dtr 
Erwerbstätigen 1907 und 1933 im Deutschen Reich. 

1907 1933 
Gesamtbev. Juden Gesamtbev. Juden 

% % % Ofo 

Land- und Forst-
wirtschaft 36,8 1,6 28,9 1,7 
Industrie und 
Handwerk 42,0 27,1 40,4 23,1 
Handel und Verkehr 13.0 62.6 18.4 61,3 
öff. Dienste, private 
Dienstleistungen, 
freie Berufe 6,5 8,1 8.4 12.5 

Die Konzentration der Juden 1m Handel und in den 
freien Berufen zeigt sich auch bei der Analyse der Berufe 
von Kasseler Juden: 

Tabeilt 7: Beschäftigung der jüdischm Erwrrbstiitit.m in tim 
einzeltun Wrrtsrhajiszwetgm tm VergleiciJ zur Grsmntbrit der 
ErwerbstiJtigm in Kassef62 

Erwerbs· Erwerb~-
tätige 
absolut 

Judw 
% 

tätige 
absolu! 

msges. 
C!'o 

A Land- und Forst-
wirtschaft 0 () I ()54 1,50 

B Industrie und 
H~ndwerk 81 11,41 29 36'1 41,,0 

c H~ndel und 
Verkehr 330 4t>,48 1] 569 19,30 

D öff. Dtenste, 
rc~ivate Dienst· 
etstungen, 
freie Berufe 94 13,24 15 915 22.70 

E Rentner, PensJO-
näH·. Unter-
Stützungs-
eropfiinger 205+ 28,87 10267 14,60 

710 100 70174 100 

+Diese Angabe setzt sich zus3romcn 3US ' Privatier (48), Rt·nuer (13), 
Witwe, Witwer (134), ohne Angabe (10) 

Für Kassel typisch scheint an dieser Verteilung die große 
Anzahl von Privatiers und Witwern bzw. Witwen zu sein, 
die in Kassel Ruhe, Erholung und Teilnahme am kulturel­
len Leben suchten. 
Eine fUr die Zeit der Weimarer Republik aussagefähige 
Aufstellung über die Verteilung der erwerbstätigen Juden 
auf die verschiedenen Wirtschaftszweige war nicht mög­
lich. 
Die Abweichungen, verursacht durch den Zuzug von rus· 
sischen und polnischen Kleingewerbetreibenden und Ar­
beitern und den allgemeinen Wandel in der Wirtschaft. 
veränderten die Berufsstruktur in ihren Grundzügen 
nicht.63 Das Handwerk blieb auf wenige traditionsreiche 
Unternehmen wie die Firma Hallo beschränkt,64 der An­
teil von jüdischen Medizinern und Juristen war groß. Es 
gab allerdings in der Zeit der Weimarer Republik keinen 
jüdischen Richter und Staatsanwalt in Kassel, wie über-

W Die Anzahl der Gemeinden wurde errechnet nach: Paul Arnsberg: Die jüdischen Gemejnden in Hessen ... a.a.O. (4). 61 Jüdisches Leben tn 
Deutschland. a.a.O. (55) S. 19. 6l Die Angaben rur die Erwerbstätigen ins~esamt sind aus: RudolfSuroma: Kasseler Unterschichten im Zeitalterder 
lodustrial isierung. Darmstadt und Ma rburg: Selbstverlag der Hessischen HJStorischen Kommission Darmstadt und der Historischen Kommission fUr 
Hessen 1978 (Quellen und Forschungen zur hessischen Geschichte Band 34) Anhang Tab. 18 (Forts.). 1907. Die Angaben rurdie jüdischen Erwerbstä­
tigen wurden errechnet aus: Nam~nsverzeich.nis der Mitglieder der Sy,n~gogense'?einde zu Ca.ssel. Aufges,tellt im August ~902. Cassel: Ge­
brüder Gotthelft o.J. 63 Der überwiegende Te1l der aus Rußland und Gahz1en emtg,nerten Juden w1dmete steh m Kassel dem Klemhandd. M Zur 
Geschichte der Familie Hallo siehe: RudolfHallo: Geschichte der Familie Hallo- 350 Jahre .tus dem leben einerdeutschen Hof,uden- und HandweJ­
kerfamilie. Kassel: Privatdruck 1930. 
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haupt 01~ Anzahl der judischcn Beamten sehr klein war. 
Es handelte sith um absolute Ausnc1hmen, die aufzuzäh 
l<:n sich lohnt: Fritz Ucko, Regierungsbaurat; Dr. Adolf 
Hohcnstein, Poltze1präsident; Karl H. Sichel, Regierungs­
baumeister; Dr. Otto Hess, Studienrat; Herta Wittmund, 
Lehrenn; Dr. Max Grünbaum. Regierungsrat.b5 
Der Anteil der JÜtb~chcn Bevölkerung am Kasseler Wirt­
\<..h.lftskben war also im Handel und in hcstimmten freien 
Berufen sehr stark, •lber ,lU~ h In vcnsduedencn lndmtne­
bcrcichcn signifikant, ~o b~1 den Sdnvnwebercicn .. ds ei­
nem der frühtnduMneJJen WirtschJtlszweigc, m Jenen 
Kasseler J udcn Pionierleist ungcn vollbrachten und. wte 
hundert Jahre: 'p:itcr, 1m Flugzeugbau die Unternehmer 
R.l.lb und Katzcnstetn .06 
O,c: vtclt'Jlngcn Amtrt:rlgungw Jcr bcrutlichen Au$-, 
Futt und W citcrbildung. die von der K.I!>seler Gemeinde 
und von Privatleuten unternommen wurden, halfen de­
nen, Jic gefördert wurdtn, 111 nic.ht cu unterschätzendl"f 
Wcisc. Insbesondere die "Gc~dlschaft der Humatlltät" tat 
sr~h luer hervor und verschaffte W.1isenkindern. Studen­
ten und Handwcrkt.•rn ~111c Au~bildung b7.w. unterstützte 
s1e, wenn sie ssth mit einem Betrieb selbständig machen 
wollten.o7 Über diese inJividue1le Fürsorge hmaus wurde 
.1bcr auch eine Änderung Jer Berutsstruktur propclgiert, 
du: der Berufsverteilung in der Ge~amtbevölkerung angc:­
glidscn werden 'olllc. 
Nicht ökonom1~chc Vernunft oder Berufswünsche, son­
dern cm von den Antlsemiten verbreiteter Produkhvstäts­
myl hm war ur,;i<..hl~eh für die Überlegungen zur Berufs-

umscluchtung. Franz Rosenzweig sah die Assimilierten 
"in der Gefahr ein erreichbares Ziel zu erreichen .... wenn 
sie statt Börsianer, Privatdozenten, Journalisten, Bohe­
miens und Wucherer, kurzum statt extremer, stet~ den Haß 
der Völker neu entfachender jüdischer Ktipft, mittlt:rc 
Beamte (wofür jetzt eine Agitation gemacht wrrd), Hand­
werker (wofür Agitation schon seit 1800, z. B. d1e ,Huma 
nit;ü' Jtl Kassel, der Ganli-Heine crhische Kulturverein 
von 1820 in Berl!n) und gar- Gott behüte und bewahre­
deutsche ßJucrn würden."68 
Neben der Einschränkung in der Berufsausübung war dsc 
dumhche Separierung der Juden bis in die Neu7eit ein 
weiteres Kennzeichen fur ihre Diskriminierung. 
Ein J udenv1ertel (Ghetto) Wie 10 Frankfurt hatte es 10 KJs­
sclnicbt gegeben. Glerchwohl waren den Kasseler Juden 
bestimmte Straßen und Plätze als \XI ohnbereiche zugewie­
sen. Sich in vornehme Wohngegenden, etwa die Huge­
nottensiedlung. emzum1eten. war thnen untersagt gewe­
sen, und sie hatten sich daher in der Altstadt und der Un­
tcrncustadt angcsiedcJt.69 Hier standen auch die wichtig­
sten Emrichtungen der Gemeinde- Synagoge, Volksschu­
le, Altersheim, Waisenhaus- nur wen1ge nunden Meter 
voneinander entfernt. Nur der Totenhof der Gemeinde 
l.1g in Bettenh.1u.scn. 
Zwischen 1860 und 1880 verdoppelte sich die Anzahl der 
KasselerJuden nahezu. Der vordere Westen, geschaffen 
von dem Kasseler Textilfabrikanten Siegmund Aschrott, 
wurde nun das bevorzugte Wohngebtet der Judischen Be: 
völkerung. 

Zentrale Einrichtungen der Synagogengemeinde 

Dse Synagoge, in der Unteren Königsmaße Ecke Bremer 
Straße gelegen, auch Große Synagoge, Hauptsynagoge 
und Liberale Syn.1goge genannt, war 1839 eingeweiht wor­
den, ein monumentaler Bau mit 390 Männer- und 340 
Frauenplätzen. 70 

Gottesdienst wurde Freitag .1bends und am Morgen und 
Abend des Sabbat nach liberaJem Ritus gehalten. 
1872, nach dem Anschluß von Kurhessen an Preußen, war 
eine Orgel eingebaut worden - ein Gnwd für die Gesetze~­
treuen, 1898 eine eigene, wesentlich kleinere Synagoge im 

o'i W~:tt~:re JUdische Beamte lid)cn SKh in den bcnutlten UnterlJgen fur dte Zeit der Welm3Ter Republik Ollht feststdk-n. ~~ Antontu~ R.ub: R.t.lb 
l11ct;t frinnerunt:en ~ines Fluuuuniers. Hamburg: K1mkrct LitcrJtur 1984. Der Prospekt ,.A1rmarket K.t~,cJ 197J", StcmcbJ'-h-Wörthsec: Luhfahrt· 
V crl.1g W ~Ir er Zuer11973, g1ht ~mcn Überblick uber Jic Gö1..hichtc: Jer Kas~eler Flugzeug-lndusme und crwjhnr Juch Jic: FirmJ Raab-K.ttzcnstem,t.u 
der untn .tndtrem Jusgefi:lhrr w1rd: .D1c allzu große Geschäftstüchtigkeit der beiden Gründer ließ trotzdem d.lS Werk mcht florieren trotzderwied~t­
hollen Be1htlten und Bürgsch.tlten der Sudt Kassel. Fieseier war bereits 1927 ausgeschieden. (ste!) 1929 verlegte Geschäftduhrer Ra ab das Werk na~h 
K11:fc!tl. wo es 1n Ko~kurs ~1ng. R.1.1b gründete in Berlm ein .tnde~cs Unternehmen und vcrbufte ~izenz~:n der .RK·26 n.tch Schwedrn (ASJA SK-10), 
Rumanten und ::,pamen. Nach 19~.1 mußten Raabund K;ltzenm~m Deutschland verlas~en. Raab gmg n.tch ltJ.IJen und kehrte n.lcb dem Kneg 111 d1c 
BRD zurück. Zur Erlangung semer Wiedergutmachungszahlungen gründete er in Karlsruhc ein Werk(sic!) und verschwand bJid wieder unter Hinter· 
lassung erhebliCher Schulden nJch lr.tlicu. K..ltunstem ging nach Südafuka und ist in der BRD oft zu Bcwch." Dieser Beri1.ht l.tßt sich Jn Einseitigkelt 
nicht le1cht übertrdlen. Zur Verfolgung von Raabund Katzen~tein findet sich kein Wort. von d~r WiedergutmJchungsz;~hlungJberwird der Lesnut 
lc>rmtcrt. ~7 Zur Gesellschaft der Humanitlit s1ehe: Alcxandcr F1onno: GcsellscltJcft der Humanität. ln: lüt.IJ)chc ~ocbcnzeitung für Kasse~ Hessen 
und W o~ldclk. 5.Jg. I Q28. Nr. 25 S. 3, 4 und Nr. 26 S. 2. 3. o8 Fr,tn7 Rosenzwe1g: Dt'r Mensch und seu1 Werk. Bncte und Tag~bücher. Hrsg. von R..1 
du: I Ro~cnJwcJ~ und Edith Ros~nzweig-Scheimann unter Mttw1rkung von BemhJrtl C.uper. I. Band.l900· 1918. HaJg: Martmus NiJhoff 1979. ~. 
398 L ~Q Paul Amsberg· Die jüd1schen Gemeinden .. Bd. I J. .. l.O. (4) S. 416 f 7CI Paul Amsberg: 01e JUdisch~n Gcme10den in Hessen .. B.md l 
a.a.O. (4) S. 432 . 

152 



Hmterhaus des Schul- und Verwaltungs~ebäude) an der 
Großen Rosenstraße 22 einzurichten.71 Hier wurde nach 
orthodoxem Ritus gebetet, und Gottesdienst war tägltch 
morgens und abends. Schon diese Regelung veranl.tßte 
Gläubige der liberalen Richtung, auch die .,orthodoxe" 
oder "kleine" Synagoge zu besuchen, um hierwährend der 
Wochentage zu beten. Nichtsdestoweniger blieben die 
Unterschiede zwischen Juden der beiden Richtungen be­
stehen, und 1924 erwogen die "traditionell gesetzes­
treuen" Juden als Kern der Orthodoxen, ein eigenes priva­
tes Bethaus zu beziehen, was zu einer Spaltung der Ge­
meinde hätte fuhren können. 72 Dazu kam es jedoch 
nicht, die Einheitsgemeinde blieb erhalten. in der Unte­
ren Königsstraße lag auch seit 1927 die "Betstube'' der 
.Ostjuden''.73 Sie bot Platz für ungefahr hundert Gläubi­
ge und wurde weder von liberalen noch von orthodoxen 
., Westiuden" besucht. Der Vollständigkeit halber ist noch 
die Setstube im Altersheim der Jiidischen Gemeinde zu 
erwähnen. 
Der Totenhof der Gemeinde lag und liegt noch in Betten­
hausen und ist im ersten Viertel des 17. Jahrhunderts 
eröffnet worden.74 Da er Ende der 20er Jahre nahezu voll 
belegt war, wurde I 932 gegenüber dem alten cm neuer 
Friedhof seiner Bestimmung übergeben. 75 
.. Ist es erklärlich, daß eine Religionsgemeinschaft, die vor 
2200 Jahren den obltgatorischen allgemeinen Sc.hulunter­
richt einführte. der sich damals natürlich aus~chheßlich 
rnit dem Gottesdienst befaßte, die vor etwa I 900 Jahren 
einen Hohepriester Josua aufwtes, der daftir sorgte, daß, 
wie der Traktat Beba Batra berichtet, an allen Orten Schu· 
len für die Kinder von 6 Jahren an errichtet wurden, daf~ 
eine Religionsgemeinschaft, der im Traktat Sanhcdrin 
vorgeschrieben ist, in keinem Ort ohne Schult: zu woh· 
nen, unsere jüdische Volksschule in Cassd ein Zwergda 
sein führen läßt, daß die Kinder meistens die evangelische 
Volksschule besuchen, daß sie entweder - zu unserer 
Schande muß es gesagt werden- gar keinen Religionsun­
terricht erhalten oder sich mit den wenigen Stunden be­
gnügen, die an den höheren Schulen erteilt werden, statt in 
unsere Religionsschule zu gehen und dort das Judentum 
kennen und lieben zu lemen."76 

Hc:rm.tnn Blumenthal. Mttglted de~ Vorsteheramtes und 
hochgeachtete Autorität der K.tssclcr Cemetndc, spr.1ch 
1924 in derersten Au~g.1bc derJüdischen Wochcnzettung 
.lUt Seile: 1 ein Problem dfl, dcm iihnhchc Bedeutung wie 
der stJgnicrcndcn Anzahl der Gemeindemitglieder wge­
messen wurde und d;ls etnen der ständigen Diskusstons 
punhe blidete: dtt: weltliche und religiöse Emci1Ung der 
Kinder . .:1lso die Fra~e der jüdischen Volksltchule und Reli­
gtonsschule . 
.,Am 15. August 18 I 0 wurde die erste öflcntlichc judi~che 
SdlUic in K.ts~el nut 50 Kn.1ben, metst nur aus der StJdt, 
leJetlich ewffnet. D1e Sthlilt'IZ;lhl ~tieg nach 1810 auf7~ 
und 1811 .tuf 100. Da\ Schullokal befand sich 1812. am 
Zeugh.tuspi.Hz. Eine vollkommene Freischule Wdl du: An­
\talt nicht. Auch eine Schule tUr imclitischc Mädchen 
wurde vom Konsitorium ins Auge gef.aJk"77 
Die Konsistori.alschule, die den Kindem der wohlhaben­
den Pamilien eine den gebildeten nifhtjüdischcn Filmi­
lien entsprechende Erziehung gewährleisten sollte, wur<h: 
1813 geschlossen und die Kinder m 'hnslltche Schulen 
geschickt. Die ldcc einer höheren Schule für Jüdische Kin· 
der Iid~ sich nid11 verwtrklichcn, und die 11{24 wieder 
cröfTnetc: Volksschule existierte nur noch al~ Übung~'thu­
lc des 1810 gegründeten Lehrersemm.m. UuteHH.htct 
wurden die .,Zöglinge" des Waisenhause~. Die ortsJns:issi­
gen Kinder besuchten die städtischen Schulcn.711 

Tt1bdlr 8: Schulansta/tm in Kmu/, dir von ji'itliuhm Kmtlrm 
brsucht wurdrn79 

Schulen 1882/ 18851 1889/ 1894/ 1899/ 1906/ 
1883 1886 1890 lli95 1900 1907 

Vorschule 42 3l .u S.l .J9 Jb 

l!urgetJthulen 11 50 55 -17 .l7 .N 
hr.td1tn~hc 
Vollti\lhulc )l 43 31 23 30 5l 
Obrig~· Sdlllkn 2R8 287 308 292 2112 1)6 

(Gesamt) 409 412 4.26 415 388 .259 

71 Zur Emführung der Orgel m die Synagoge m der Unteren Königsstraße. siehe: GotthllfWaltcr: Geschtchte der Rdigion,~thulc: und des Kultus. In 
Gesch1chte der Jüdischen Gemeinde in Kassel ... Band I. a.a.O. (2). S. 176 ff. 72 Julius Dalbcrg: Separatisten? ln:Jüdiscbe Wodu:nwrung !Ur Kassel. 
Hessen und Waldeck. I. lg. 1924. Nr. 9. S. 5. 7J L. Horwit.z: Kassel. Ein Stre1fzug durch tli{· i..leutschen Großgemeinden XJII h1. lsracht1~<.hc~ Fam1 
lienblau vom 8. I. 1931: 74 RudolfHallo: Kasseler Syn.lgt>gcngeschlchtc:. Syn.1gogc:n und Frirdhöfe, Kun~l und ll.lndwcrk der Juden in K.md. ln: 
Geschichte der JüdiSchen Gemeinde in Kassel ... Bd. I . ... a.a.O. (2) S. 75 f. 75 Der neue tüdische Fnedhe>f. in: Ji.idl>c:he WtKhenzcitung Hir K.md, 
Hessen und Waldeck. 6. }g. I 929. Nr .. 48. S. 6. 7~ He~m.111n Blutnenth.ti:Jugend von heute. ln:Jüdache Wochen1e1tungfi.ir KJ~\cl, Hessen und W Jl 
deck. l.Jg. 1924. Nr. I. S. I. 77 )üd1sche Wochenzeitung fur K .. mel, llcmn und Waldct.k.. 7. Jg. 1930. N1. 24 . .S. 3. 73 DJ\ CJssc:ler Schulwc~cu 111 
Vergangenheit und Gegenwart. Im Auftrag des Cam•ler Lehrervereins zur TausendJahr-Feier dtr Stadt Cassel. Bearbeitet von Heinrich Tbcodor 
Kimpel und Wilhelm Kreitz. Cassel: Kommissionsverlag der Hcssischen Schulbuchhandlung 1913. S. 206 f. Im Vrsitationsbencht des StadtHhulr-Jtc\ 
vom 25. 10. 1877 wird erwähnt, daß von den 16 Schulern ( 10 Knaben, 6 Mädchen) bis auf em Kind alle im Wauenhaus untergebracht smd. (St.a.tu 
archiv Marburg: Abt. 166 b. Regierung zu Ca~scl, Krrchen und Schuhac:hen. Nr. 3893). 79 Die Schülcrnhlcn ~ind entnommen .111~: ßerilhle über d1c 
wichtigsten Zwesgc der Verwaltung der Res1den1.~1Jdt C.mcl. ... Cauel Hir d1e Rechnungsjahre 11!112/83 b1, 1906/7. 
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Im Gegensatz zu den vielen jüdischen Volksschulen in 
den kleinen orthodoxen Landgemeinden, wo Synagoge 
und Schule den Mittelpunkt bildeten und der Lehrer gei· 
stiger Fuhrer war, blieb die Volksschule Stiefkind der libe­
rJlen und assimilierten K.1sseler Gemeinde. Erst nach 
I 920 verlor dte Schule ihren Ruf al~ Wai$enhaus- und AJ­
menschulc. Doch auch jetzt sandten Eltern ihre Kinder 
nur zögernd dort hin. Die meisten Schüler stammte.o aus 
"ostjüdischen" Pamilien. 
1933 betrug der Anteil der Kinder mit ausländisrher Staat~­
angehörigkeit 51,3 OfoßO Unterrichtet wurden die Kinder 
1933 von den Lehrern Dr. Felix Lazarus (Direktor), Josef 
Moses (stellvenretender Leiter), Willy Katz, W alter Ba· 
chcr.ßl Lehrer Moses schildert die Lage der israelirischen 
Volksschule im Jahre 1924: " ... Oie Stellungnahme der 
hiestgeu, f'tir die Beschulung sn Frage kommenden Kreise 
beweist J!l, da!S man diesem jüngsten Institut der CasseJer 
Gernemde vom Zeitpunk-t seiner Gründung ab keine Sym· 
pathitn entgegenbrachte. DJ ist zunälhst dte Gruppe der 
,AssimdJntcn', die ihr Judentum schon dadurch gefestigt 
zu haben glaubten, wenn sie im C. V. mitarbeiten. 
Ihre Kmder der Israelitischen Volksschule zuzufuhren, 
tällt ihnen schon Jeshalb niLht ein, weil sie doch so wenig 
wie möglich an ihre Religion erinnert sein wollen; weil sie 
tn dem- trrigen- Glauben leben, im Verkehr mit anders­
gläubigen Schülern würde schon ein innigeres Verhältni~ 
iur d.1s ~pätere Zusammenleben Jngcbahnt. Ich kenne 
Juch den Einwand, der mir oft entgegengehalten wurde, 
m dem man auf das Schülermaterial htnwies. Sen dem die 
vierjährige Grundschule zur Tatsacht geworden ist, die 

JJlgcmcinc Vorbildung ftir höhere und mltllere Schulen 
also nicht mehr staatlichen oder städtischen Vorschulen 
zufallt, wird sich der Sohn des Fabrikanten daran gewöh· 
nen müssen, neben dem Sprößling des Arbeiters, mit dem 
er ja auch im späteren Leben fertig werden will, Platz zu 
nehmen. 01e Selbstverständlichkeit leuchtet unseren 
Herrschaften nicht ein. Man schwärmt fur Privatschulen, 
selbst auf die Gefahr hjn, daß sie 1D antisemitischem Gei· 
stegeleitet werden: man denkt auch an die ,Bürgerschule', 
weil sie als das geringere Übel angesehen wird. Aber die t~· 
raehtische Volksschule ... Nein, da passen uns die Lebw 
nicht, an denen wir dieses oder jenes auszusetzen haben ; 
da sagen uns die Schulräume nicht zu, da behagt uns dct 
Verkehr der Schulkinder nicht usw . ... "82 Dieser Bericht 
zeigt, daß religiös gebundene Instituttonen vor allem von 
den .,Sorgenkindern" der Gemeinde besucht wurden, die 
von außen kamen. Dies gilt genauso für zwei weitere Ein· 
richtungen der Gemeinde~ Wai~enhaus und Altersheim. 
Zentr<~le Einrichtungen der Gemeinde dienten den Mit 
gliedern kaum noch. Sie wurden von ihnen bereitgestellt, 
aber nicht mehr durch sie selbst genutzt. Erst als die Ge· 
samtheit der Gemeinde von einem ständig wachsenden 
Antisemitismus bedroht wurde, stieg auch die Anzahl der 
Schüler der jüdischen Volksschule. N.tch 1933 zeigte e~ 
sich, wie wichtig es für alle Gemeindemitglieder war, da(~ 
die jüdische Volksschule in Kassel überdauert hatte. Sie 
übernahm sofort die von anderen Schulen kommenden 
Kinder und wurde auch den neu hinzukommenden Auf­
gaben der umfassenden Betreuung, Berufsumschichtung 
und Auswanderungsvorbereitung gerecht. 

Jüdische Organisationen in Kassel 

Bisher wurden Anzahl und soziodemografische Struktur 
der Kasseler Juden und die wichtigsten Einrichtungen der 
Gernemde beschneben. Über Form, Ausprägung und Ak­
tion des jüdischen Lebens, über die Gestalt der jüdischen 
Gesellschaft ist noch nichts gesagt worden. 
Aus der allgemeinen Entwicklung der Kasseler Judenheit, 
1hrer Emanzipation, Akkulturation und Assimilation 
könnte man folgern: 01e Mehrheit der Kasseler Juden war 
religiös liberal, wohlhabend, assimiliert, deutscher Natio­
nalität, seit GenerJtionen hier ansässig und Mitglied 

im Centralvcrein deutscher Staatsbürger jüdischen Glau· 
bens.83 
Man hätte zwc1 Omge gewonnen: eme globale Charakre· 
risierung, die auf die jüdischen Gemeinden in Mittel- und 
Großstädten allgemein zutrifft und sich von der Lage der 
Juden in den Landgemeinden von Nordhessen, Hessen· 
Darmstadt und Unterfranken abgrenzt, zum anderen ei· 
nen methodischen Zugang. der die Differenzierung dieser 
globalen Charakterisierung ermöglicht: den Verein. 
Oie jüdische Gesellschaft nach dem 1. Weltkrieg war in 

~~ CJvdl:ltor: Das unsterbliche lsrJel. Eme lnteres~Jnte Statl~uk. ln: Hesmchc Volkswacht. Nr. 44 vom 21. 2. 1933. 61 Staatsarchnr Marburg. Abt 
166 b. Regierung zu CasstL Nr. 3893 hraeiH!schc Elementarschule zu Cassell868-1931. tl ). Moses: Die jüdi~che Volksschule. ln: Jüdische Wu 
chenze1tung /Ur Kassel, Hessen und Waldec:k. 1. )g. 1924. Nr. 2. S. 3. Sl DcrCentral·Verein Deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens wurde 1891 
in ßcrlin gegründet und zählte 19.26 über 60 OOÖ Eiozelmitglieder. Er vertrat einschließüch der angeschlossenen VeJeine und Körperschaften übet 
300 000 Juden. (Jüdisches LeXJkon. Em enzyklopädisches Handbuch des jüdischen Wissens in vier Bänden. Gegrundetvon Dr. GeorgHerlitz und Dr 
Bruno l<irschner. Bcrlin: Jüdischer Verlag 1927. Nachdruck Königsstein/Taunus: Judischer Verlag im Athenäum Verlag 1982. Bd. I A-C. S. 1290). 
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Vereine gegljcden, tn denen das jüdische Leben außerhalb 
des Hauses stattfand. 84 Diese deckten sämtliche gc:sell­
schaftlichen Bedürfnisse ab. die Juden waren dort tmta 
sich. Nur ein Teil dieser Vereine war jedoch dem jüdisch­
religiösen Leben gewidmet. Hier sind der Beerdtgungsver­
ein, Ahawa Tauroh, Bikkur Cholim und andere zu nen­
nen. Sie waren gegründet worden, weil Religiosität gerade 
nicht mehr als Bestandteil des Lebens in den r:.lmilien 
selbstverständlich war und !.omit im Elternhaus auch 
nicht tradiert wurde: "Denn der Jüngling und das JUnge 
Mädchen, das sich eifrig bemüht, in das jüdische Schnft­
tum einzudringen, sieht oft daheim kaum eins der Gebote 
befolgen, die es soeben gelernt. Die Speisegesetze werden 
mißachtet, die Feste kennt man kaum, in die Synagoge ge­
hen manche nur am Jom-Kippur zur Scelenfeier. 
Dabei behauptet aber der Vater, er sei ein ,guter Jude'. 
Entweder weil er sich in der Abwehrbewegung betätigt 
oder weil er zu allen jüdischen Vereinen und Wohlfahn:.­
zwecken gibt. Wer ist ein ,guter Jude'? Man könnte einen 
Preis fur die Lösung dieser Frage aussetzen. Aber jedentalls 
nicht der, der sich nur um diejudmbrit. nicht um dasju­
dmtum bekümmert."85 Hermann Blumenth:1l, der Autor 
des Zitates, war religiös liberal, gehörte also llttbt w den 
besonders "frommen" Juden. Seine Unterscheidung zwi­
schen Judenheit und Judentum trifft den Kern der Be­
schreibung jüdischen Lebens. Die Judenheit war präsent 
m Kassel und wurde repräsentiert. Das jüdische Religions­
gesetz bestimmte aber nur noch in etwa 100 Familien das 
Leben; diese waren zu einem großen Teil im Verein Agu­
das Jisroel zusammengeschlossen. 86 

In einem Aufsatz von Sally Neumann, einem orthodoxen 
Juden, der "Das jüdisch-religiöse Leben in Kassel von 
1900-1920" bescbrei bt, wird berichtet, daß das "Mikweh 
111 tadelloser Ordnung"' sei, die" W oh ltätigkcuwcreine ... 
auf voller Höhe stehen" "und Kassel weit und breit ob 
seiner Stiftungen wohl bekannt sei"87. Neumann ~chließt 
von der Ausstattung der Gemeinde mit Kultuscinrichtun· 
gen auf deren religiöse Lebensweise. Die Kasseler Juden 
waren aber in ihrer großen Mehrheit religiö~ indifferent, 
wie rue Mehrheit der deutschen Juden. 
Zahlreich waren die Klagen über das fehlende Minjan in 
der Synagoge zum Gebet, über die geringe Anzahl der 
Frommen bei den Beerdigungsgebräuchenß8 

Das, W<l' steh nls JÜdl!>Che Gcsellscluft cntY. tckdtc, d1entc 
den integrierten Juden, dem Zionismus und der Ptlege ge­
sellsch.lftlichcn Umganges: Sportvereine, Jugendvereine, 
Wohlfahrtsptlegevereine, Loge. Frontkämpferverein und 
Zionistische Vereinigung. 
Die jüdische Ge)ells(.·hatt hielt die Judenbeil wsammen. 
Leben unter Juden, nicht unbedingt jüdisches Leben, wur­
de verwirklicht. ln einer Anzahl von Vereinigungen wur­
de unabhängig vom religiösen Leben untereinander das 
gepflegt, was in nicht religiösen Vereinen ebcnfalh mög­
lich gewesen wäre. 
Julius Dalberg schrieb zum Thema .Jüdische Gesellschaft 
in KJssc:l" für die Zeit um 1900: .. Zu einem gemeinsamen 
gescllscll.lftlichen Leben konnte es nicht kommen. weil 
dte wcntgcn alten K.mclcr jüdtschcn P.Jmilicn ~ich nol.h 
etwas Besonderes dünkten. die neuen sich aber nur nach 
Clans aus bestimmten Orten oder Gegenden gruppierten. 
Der Literaturverein s. A. mit wenigen Wintervorträgen 
war der einzige S<tmmelpunkt größeren Srils." Und weiter 
fiir dte Zeit der Wcim.ucr Republik: "Es war bc1 Jer Zu­
rückgezogenheit der alten Kreise und Cl..tnbt!Jung der 
ncuen schwer, ein jüdische' gesellscbafilichcs Leben zu 
finden. Durch die Organistcrung der .Juden in den letzten 
40 .J.tbren in der Loge, dem CV, der Zionistisrhen Vereini­
gung, den verschiedenen religiösen Vereinigungen einer­
seits, durch dte wirtschaftliche Gleichmachung infolge 
der lnOatmn, durch die Zerschbgung auch det ahc:n 
nichtJüdischen Gesellschaft infolge dc!> pohtischen Um­
st\Hzes und den starken .1111isemitischcn Druck Jnderer­
setts, kann man heute wohl von c:incr jüdischen Gesell­
schaft in Kassel reden, nicht zulct;ct unter Mitwirkung der 
Loge, des Gemeindevereins und des Turnvereins Bar 
Kochba und des Reichsbunds jüdischer Frontsoldaten.·•89 
In Kassel gab es 1925 etwa 40 jüdische Vereine, eintge se1t 
mehr als hundert Jahren, andere existierten nur wenige 
Monate. Zwei Vereine sind vorab zu erwiihnen: 
I. Der fsraelitische Krankenpflegeverein, der älteste aller 
jüdischen Veretne, gegründet am 3. März I 773, um "d1c 
Pflege der Kranken und die Bestattungen der Toten zu 
L.wei seiner vorzüglichsten Pflichten" zu machen.90 1817 
wurde ein Krankenhaus in der Leipziger Straße l52 einge­
richtet, das Pflege und Verllorgung der Kranken nach dem 
jüdischen Gesetz erlaubte. E~ mußte 1880 wegen baulicher 

H4 Vor dem I. Weltkne_g waren es nur weru~eVemne mit religiösen und fUrsorgerischcn Zielsetzungen. N.ll.h dcnl I. Wdtlr.Hcj; wurdw ansbesondere 
Sport· undJugcndvert~rne, sowre/üdrsch·poiltische Verernigungcn gegründet. RS Hermann Blumcnthal:Jugcnd von heute. In:Jüdische Wodrenzcr· 
tung fiir Kassel. Hessen und Wa deck. l.Jg. 1924. Nr. I. S. I. 86 Generalversammlung der Agudas Jisrocl. In: Jüdisch~ Wochenzeitung flir Kassel , 
Hessen und Waldeck. 4.Jg. 1927. Nr. 2. S. 6. 11 S. Neumann: Das jüdisch·refigröse Leben in Kassel etwa von 1900 bis 1920.ln:Jüdische Wochenzei· 
rung fiir Kassel, Hessen und Waldeeie 9, Jg. 1933. Nr. 18. S. 5, 6. 38 Eingesandt. in: Jüdische Wochcnzertung flir KJ.ssel, Hessen und Waldeck. S.Jg. 
1928. S. 9. 8~ Julius DaJberg: Volkskuridc der Hcmn-K.meler Juden In: Ge5chi.:hte der Jüdnrhcn Gemeinde K.rml .. Bd. 1. ~.a 0 (2) S llii f 
~o H(orwrtz): r5cr lsraelit:isclic: Krankcnpflegc:-Verein. ln: j\idrH.ht Wochenzertuns für K.md, Hmen und W~ldl'ck. 6. Jg. 1929. Nr 15 S. 4. 
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Unzul:inglichketten verbuft werden. Seitdem wurde ein 
Neubau geplant, die Synagogengemeinde sammelte 
600 000,- M, der Verem 60 000,- M. Da~ Geld wurde 
durch die Inflatton aufgezehrt, das Projekt aufgegeben.91 
1932 hJtte der VcrC'in 187 Mitglieder und ein Ehrenmit­
glied. Er wurde bei 25 Bestattungen in Anspruch genom­
men und war bei jeder Beerdigung durch mindestens em 
Vorstandsmitglied vertreten. Wie in ITüherenJahren wur­
de etne gro{~e AnzJhl bedürftiger Familien durch Geld­
spenden und Verabceichung von Lebensmitteln unter-
5tützt und armen Kranken Zuschus~e zu den Krankett­
bauskosten gewährt.'12 

Dem Vorstand gehörten RuJolfNußbaum (1. Vorsitzen­
der), Theodor Eisenberg, Hermann Blumenthal, Or. 
Rothlds, Hermann Oppenheim, Dr. Spier und SaUy Ad­
ler .l!l. 93 

2. Oie GesellschJft dt:r Humanität zu Cassel, ein von Ju­
den und Ntchtjudcn zur gegenseitigen Untemützung tm 
Jahre 1802 gegründeter v~rcin.94 
Unter NJpoleon Jeromc verboten, wurde der Verein von 
jüdischen Mitgliedern wiedergegründet mit dem Ziel, "be­
dürftige jüdische Jugend erwerbsfahig zu machen. auch 
~oweit die Mittel rett·hen, achtbaren Glaubensgenossen 
0Jrlehen zu besserem Betriebe zu gewähren. Also jungen 
Leuten beiderlei Gcsch lechts Beihilfen zu gew~ihren, oder 
namentlich das Hanuwetk oder ein )Onstiges Gewerbe 
oder die Kaufm.tnmchaft oder technische Berufe oder 
Kunst und Wissenschaft zu ergreifen ... 95 
Kurz vor dem Ersten Wdtkrieg wurden jährlich mehr als 
7.ehntJusend Mark für Zwecke der Hcrufsausbildung und 
Studienförderung ausgegeben.'16 Durch die Inflation ver­
lor der Verein sein Vermögen von 90 000,- M. Nur weni· 
ge der immer zahlreicheren Unterstützungsgesuche kann· 
ten befriedigt werden.97 
Nach 1933 widmete ~ich der V crein vor allem der berufli­
chen Umschulung zur Vorberc:itung der Auswande· 
rung.9R 
Dtese ältesten jüdischen Vereine wurden notwendig ge­
gründet, als die Juden noch unter Sonderrecht standen, 
unterdrückt und bc:nachteiligt wurden. Selbsthilfe in ei· 
ner bedrohlichen Umwelt war ihr Zweck. Die Gesellschaft 
derHumanitätleistete zusätzlich einen wichtigen Beitrag 
zur Emanzipation, denn sie half in einer Zeit. da den Not· 
hJndel treibenden Juden das Bürgerrecht verweigert wur-

de, Bedürftigen, Berure zu erlernen und tragfähige Exi· 
Stenzen 7U gründen. Die bekanntesten und wohlhJbend­
sten Juden widmeten sich diesem Ziel. blieben ihm auch 
verbunden, als dte Juden gleiche Rechte erl:mgt hatten 
lind der Staat in gleicher Weise ftir sie sorgte wie flir nicht­
Jüdische Bürger.99 Für vtele der Honoratioren bestand ihr 
Beitrag zum jüdjschen Leben in eben dieser Fürsorge fur 
andere Juden. Sie genossen hohes Ansehen in der Ge­
meinde ob dieser Bemühungen, sicherlich ein weiterer 
Anreiz, sich zu engagieren. Ihre Mitgliedschaft in vielen 
Vereinen stclJte sie vor die Situation, als "religiös-liberale" 
für "traditionell gesetzestreue" zu entscheiden, die Ein· 
haltung der jüdischen Gesetze zu kontrollieren, auch 
wenn sie diese nicht mehr für gültig hielten.IOO 
Philanthropische herrschten hier vor den religiösen Ge­
danken, dies galt fur die überwiegende Zahl der deutschen 
Juden. Die jüdischen Vereine lassen sich nach ihrem 
Zweck umergliedern:l01 

I. Religiöse Vereine 
Agudas Jisroel mit Jugendgruppe 
Bikkur Cholim 
Israelitische Brüderschaft 
Lew Tauw 
Verein zur Wahrung der Interessen des überlieferten 
Judentums 

2. Wohltätigkeits- und soziale Vereine 
Gesellschaft der Hum.tnttät zu Cassel 
lsrJelitische Gesellschaft "Schwcstcrnbund" 
Israelitischer Frauenverem 
Israelitischer Kinderhort 
Israelitisches Altersheim 
Israelitisches Waisenhaus 
Jüdische Beerdigungskasse Cassel 
Jüdischer ausländischer U nterstützungsverejn 
Verein für Israelitische Armenpflege zu Cassel 
Zentralwohlfahrtsstelle der israelitischen Gemeinde 
Kassel 

3. Geselligkeits- und Bildungsvereioe, -einrichtungen 
Casseler Kurse im Auftrag der Akademie für die Wis· 
senschaftdes Judentums 
Jüdischer Museumsverein Cassel 
Jüdischer Thealerverein Cassel 
Sinai-Loge Bne Brith 

~~ Ebenda. n Der Israclill\thc Krankenptleze-Vemn. ln: )udi•d1e Wol:henzeatung Rir Kassel. Hemm und \'(/ Jldcd. 9. Jg. 1932. Nr. 16. ~. 4. 
•n Ebcnda. 94 Ale.llJndcr Fio1ino· Gc~ell~thaft der Humanität. ln. Judi~thc Woc.hcnuitung fiir Kassel, H~~)~ll und Wa!dtck. 5. J~. 1921!. Nr. 25 
S 314. 95 Ebenda •I~ Ebcnd.i. 'n Ebenda. 98 Vor allem Lehrstellen Rir Umschüler m handwerkliche Berufe wurden in Kassd, Frankfurt und 
.1nderen Städten vermmdt ~~ LuJw1g Horwitz: Die Jubilare der Gesellschaft der Humanität. In: Jüdische Wochenzeitung fiir Kassel. Hes!len und 
Waldcck. S.Jg. 1931 Nr 2 $. 5 100 Dr. Max Rothfels, religiös liberal, engagierte sich jahrelall$ Rir die Belange der orthodoxen Mitglieder m K.md 
Erst sett 1928 ~teilten dac orthodoxen Gemeindemitglieder regclm;ißag einen Gemeiodeältcsteo. 101 Zu(ammemttflung und Schreibweise der Vcre1 
nc erfolgte .lUfgrund der Vcremsndchrtchtcn in der Judischen Wochenzeitung fUI Kassel, Hes~cn und W JIJcck. Jg. 1-10. 1924-1933. 
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4. Jugend- und Sportvereme 

Freier deutsch-jüdischer Jugendkreis 
Jüdische Arbeitsgemeinschaft Casscl 
Jüdisch-literarischer J ugendk.rejs CasseJ 
Jüdisch-sozialistischer Turn- und Sportverein Hakonh 
Jüdische Jugendgemeinschaft Cnsscl 
Jüdischer Jugendchor Cassel 
Jüdischer Jugendring 
Jüdischer Schachklub Cassel 
Jung-Jüdischer Wanderbund Blau-Weiß 
Kameraden Deutsch-Jüdischer Wanderbund 
Schule der jüdischen Jugend 
Schwarzes Fähnlein, (Waldpfadfinderbund) C.mel 
Sportverein Bar Kochba 

5. Judisch·politischc Vereine 

Centralverein deutscher Staatsburger jüdi~chen Gl..tu­
bem, Ortsgruppe Cassel 
lsraditischn Gernemdeverein Ca~scJI02 
Jüdisch-Konservative Vereimgung 
Jüdisch-Liberale Vereinigung 
Jüdische Mittelstandspartei 
Reichsbund jüdischer Frontsold;lten, Ortsgruppe 
C:mcl 
Osqüdis\hcr Verein Caml 
Zionistische Ortsgruppe Cassel 

Vier Vereine sind wegen ihrer Bedeutung in der Zeit der 
Weimarer Republik kurz vori'ustelltn: 

Israelitischer Gemeindeverein Casscl 

Die Verfassung der jüdischen Relig]omgesellschafi in Kas· 
.~e l ging noch in der Weimarer Republik, nahezu unverän­
dert, auf die kurfürstJjche Verordnung vom 30. Dezember 
1823, die gemeinheitliehen Verhältnisse der Israeliten be­
treffend, zurück.lOJ Dort h:ttte der Kurfurst die Bedürfnis­
se der jüdischen UntertJncn vor ihrer Gleichstellung im 
Jahre 1833 10 besonderer Weise anerkannt und die JÜdt­
sche Religionsgemeinschaft als öffentJjch-rechtlicbe Kor­
poration gleich den christlichen Kirchen verpflichtet, "ih­
ren Mitgliedern Unterwürfigkeit unter die Obrigkeit, Fu­
gung in die bürgerliche Ordnung und Liebe zu dem V Jtcr­
land" eiozuflößen.l04 
Organe waren das Landrabbin.lt, dte Synagogenprovinz, 
der Synagogenkreis und die Synagogengemeinde.l05 Es 
wa r ei n hierarchisch geordnetes Selbstverwaltungsgebil· 
de, in dem der Staat durch den Landesherrlichen Kom­
missar Einfluß unter anderem auf die Zusammensetzung 
der Vorsteherämter und die Bestimmung der Gemeindeäl­
testen ausübte .106 

Dieser Punkt war es, der politische Bnsanz enthielt, ein 
Dauerdiskussionsthema in der Gemeinde war und nat:h 
dem Willen vieler Mitglieder geändert werden ~ollte.107 
Der Provinzial- und Kreisvorsteher wurden aufVorschlag 
des Landesherrlichen Kommissars be~ummt und vom Re · 
gierungspriisidenten ernannt. Die Vorsteherämter b~ 
stimmten nun wieder die Ältesten der Gemeinde.IO!l 
Nicht die Tatsache der Mitwirkung des Landesherrlichen 
Kommissars, sondern die Ohnm.-lLht der Gemeindemtt­
glicdcr bei der Ernennun~ der Vorstt:hcr und ÄJtestcn. dtc: 
über die Geschicke der Gemeinde entschieden, Hihrte zur 
Forderung nach demokratischen Wahlen.109 Insbesonde­
re die Minderheiten: Orthodoxe, neu 1 finzugezogent 
und ,.OstJuden" fiihlten bis dahin ihre In teressen nicht ge­
nügend berücksichtigt. 
Der Gcmeindeveretn Cassel, I q30 mit 5()0 Mitgliedern 
der größte jüdische Verein, drJng auf Jic: Reform des Reli 
gionsgese tzes und wol lte Wahlen der Gemeinde:iltesten 
crretchen.IIO 1925 traten die Gcmemdeält~sten frciwilli~ 

102 Der Israelitische Gemeindeverein wJr LWJr kcmer jÜdlsch·puhtu~;.hen Gruppe verpflichtet, vertr.lt aber d1c ßcl.1ngc der GC'mclndemltl'lleder ge 
genüber den Gemeindeältesten und dem Vorsteheramt. Vom:hl~gsrecht für d1e Gcmemde;ilte~tenwahlcn ~.atten folgende Vw:1ne: L1hcr.1le Vc:rc1~1 
gung, Centralverein, Gesetzestreue, Jüdi.~che Volkspartei, M•ttdstand~partct. (Vorschlag zum Gemeande·Altcsten. fn : jüd1sche Wochenzeitung tüt 
Kassel, Hessen und Waldeck. 6. Jg. 1929. Nr. 49 S. 5). 1113 Vgl. zu den Wirkungen dieser Verordnung: Sai!J Engclbcrt: 0Js Kc(ht der 1sraclamchen 
Religions&emeinschaft in Kurhu)en .... J.a.O. (I) S. 42 ff. 104 Derselbe. S. 45. JOS Derselbe. S. 60 ff. 106 Derselbe. S. 71 und S. 92 fl 107 Se1t 1924 
1St in den Benchten der Jüdischen Wochenzeitung über d1e Gemeindeältesten·Sitzungen das Thema Neuwahlen erörtert worden. Nach dererfolgten 
Wahl im Jahre 1928 beschrieb S1egfncd Poppernoch emmal die b1s dahan beSt~hende Situation: ,.Es muß doch w1rkhch einmal offen gesagt werden, 
daß es nicht mehr zeitgemäß ist, daß man die Gemeindeältesten nur aus den oberen Schichten nimmt. Es war unbcdmg.t ein Fehler, daß man früher 
nicht daran dachte oder nichtdarandenken wollte, Leute aus dem Mrttelsund .;al~ Gemeindevertreter hcrJn7u.zl"hcn und h.lttc man canen M1ttcl 
~~ndJer als sogcn~nnten Konzessionsschuhen angenommen, \O hJt ~u:h d1c~cr e1nzelne m emcm so feud.Jlen Grem1um stc~er me wohl~d\Jhlt. • Qu· 
dtschc Wochenzeitung ffir Kassel, Hessen und Waldeck. 5.Jg. 1928. Nr. 37 S. 5). ICM S~lly Engelbert: On Recht der IUileiiiJ'rhen Rel1gtonsgeme1n 
\Chaft in Kurhc:ssen .... a.a.O. (l) S. 92 lf. 109 Wen1ge Tage vor der Gerneindcw3hl bnthwbt C.ul Gotthelft d1e Bedeutung_ dieser Wahlen: .Der 
Sonntag, der das Datum des 9. September 1928 trägt, wird zum histori~chen T~g 1n der Geschichte der Kasseler Israelitischen Gt'memde und so kön 
nen wir später einmal sagen: auch wir sind dabei gewesen .... Zum ersten MJie wird JufGrund eines freiwilLig gegebenen WJhlstJtuts das Gemeinde­
.iltesten·Kollegium von der Gesamtbe1t der Gernemde entgegen der bishengen Übung der Ernennung bestimmt! Derdt'mnkr,1t15rhe Gedanke ut m·g· 
reich auch hier durchgedrungen. • (Carl Gotthdft: Und nunmehr: W~hl! ln: Jüduche Wot"henz.eitung fur KJ~~cl, Heuen und W;tldcck. S.Jg. 192lt 
Nr. 35. S. l.). 110 Mitgliederversammlung des Gememdeverem~. In: jud1>chc W uchen:teitung fur Kassel, Hessen und W J !deck. .l. Jg. 1926. N r. 46. S. 7 
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z.urück, um .,Platz" fiir Neuwahlen zu machen, ein Er~ig­
nis, das die Gemeinde vor eine Zerreißprobe stellte. Nach 
IJngen Verhandlungen einigten steh die verschiedenen 
Gruppen auf eine Gemcinscbaftsliste, in der sie durch Ge­
meindeälteste aus ihrem Kreis vertreten waren. I II Die 
ausländischenJudendurften keine Kandidaten in der Ein­
hcitsliste aufstellen und sollten von den Gemeindeälte­
sten der Zionisten m 11 vertreten werdcn .ll2 D1e ,.Einheits­
liste" wurde gewahJt, Orthodoxe und Liberale, Ziomsten, 

Mittelstandsparteilet und Cen tralvereinler hatten sich 
verständigt. Die nach erbitterten Diskussionen von den 
"Ostjuden" außerhalb der Gemeinschaftsliste aufgestell­
t t'n Kandidaten blieben unberücksichtigt.lll 
Der israelitische Gemeindeverein bildete weiterb in ein 
Gegengewicht zu Vorsteheramt und Ältestenkollegium. 
Die Einftihrung der Ältestenwahl, die er betrieben hatte, 
nihrte zu ei_nem Auftrieb im Gemeindeleben. 

Ccn tralvcrein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens 

Der CentralvereJO entstand 1893 als Abwehrverein gegen 
Bestrebungen von Antisemiten, Existenz und Gleichbe­
rechtigung der deutschen Juden anzutasten.l14 
Die Kasseler Omgruppc hatte 1925 316 Mi.tglieder115 
und vertrat die ganz überwiegende Mehrheit der Kasseler 
Juden. Der Verein fiihrte regelmäßig Ausspracheabende 
.,Zur Erörterung der J udenfrage" mit nichtjüdischen Dis­
kussionspartnern durch und unterhielt im Büro des 
Rechtsanwaltes Dr. Oelcvic eine Abwehrstelle, dit.: Jntise­
mittsche Vorfalle 111 Kassel und nordhessischen Gemein­
den zur Anzeige brachte. in der Abwehr des Antisemitis­
mus arbeitete er eng mit dem Reichsbund jüdischer Front­
soldaten zusammcn.116 
Kampf gegen den Antisemitismus, der Erhalt der rechtl i­
chen und geselbchaftlicben Positton, schien ein wichti­
ges, doch wenig attraktives ThemJ in der Kasseler Ge­
meinde zu sein. Über schlecht besuchte Versammlungen 
und .,unerhörte lnteresscnlosigkeit"' wurde wiederholt ge­
klagt.ll7 Die Mitglieder des Centralvereins vertraten eine 

sthwienge Position: an eine bestimmte religiöse Richtung 
mcht gebunden, standen sie überwiegend dem religiösen 
Liberalismus nahe. Antizionistisch gesonnen, blieb ihnen 
bei der immer stärkeren Anfechtung ihrer Identität als 
deutsche Juden nur die verteidigende Haltung und ande­
rerseits, die Hoffnung immer wieder zu beschwören, "daß 
die antisemitische Welle wieder Jbebbt" und ,.,es ... nur 
den Kopf hoch zu halten und die Erscheinungen des Ta­
ges n icht zu überschätzen" gelte.JI8 Man sehe es täglich 
mehr, daß eine große Anzahl intelligenter, wahrheitslie· 
bender Nationalsozialisten das Judenprogramm der Partei 
tn entschiedenster Weise ablehne. Der Centratverein sei 
politisch völlig parteilos, er gäbe seine moralische Unter· 
stützung all denen, die flir dje Gl~icbberecbtigung der Ju­
den einträten und es nicht dulden würden. daß heute ein 
Volksteil, dessen Wert vor dem Krieg sogar in der .,Kreuz­
Zeitung" rückhaltlos anerkannt wurde, ins Ghetto wan· 
derte. 11 9 

Z ionistische O rtsgruppe Kassc:l 

Die Zioni~tische Ortsgruppe, die andere große jüdisch­
politische Partei in der KJsseler Gemeinde, verdankte ih­
ren Ursprung ebenfalls dem Antisemitismus, sah aber die 

Lösung nicht in einer ständigen Beobach tung und Ab­
wehr, sondern in der Beendigung des D iasporajudentums 
und in einem Siedlungs- und Aufbauwerk in Palästina.120 

III C.Hl Gonhdft: Und nunmehr: W.1hl! .1.d.0. (109). lll Anrwon Jut eme Umfrage:. Was sagen.S1e zu dem WJhlc-rgebms." ln:jud1sche Wochen­
zcarung für Kassel, Hessen und W JIJeck. Jg. 5 1928. Nr. 37 S. 2. lll I 2 Kandidaten wurden aufgcSJc-llt. Die Plätze 1 b1s 9 waren den Kandidaten der 
Gemcmschatislim vorbehalten. Dic~e wurden Juch s:imtllch gewählt. Die drei ostjüdischen K.mdidJten: Julius Fischer, Max Seizer und Lazar Adle1 
.JUf den Plät1.en I 0 bis I 2 erhudten kemen S1tz 1m Gemeindep.Hio~ment. (W .1lter Katz: Das amtliche Ergebms der Gemeindew.1hl. In: Jüduche Wo· 
~.-henzeitung fiir Kas5el, Hessen und Waldcck. 5.Jg. 1928. Nr. 37 S. I). 114 Vgl. Anmerlrung83. 1!5JüdJsche Wochenzeitung fiir Kassel. Hessen und 
Wal deck. 2.Jg. 1925. Nr. 19. S. 4. 5. 1111 Ansonsten war der Reichsbund .vorbildlich neutral" und sollte sich die Anerkennung aller Parte-ien inner· 
hJlb des Judentums erwerben" tM,lx Wenheim: Die Enrwicklung des Reichsbundes judischer Frontsoldaten e.V. in Kurhessen und Waldeck. ln:Jü· 
di~che Wochenzeitung ftir Kassel, Hessen und Waldeck. 2. jg. I 925. Nr. 7. S. 3). 117 Die KasselerOrtsgruppe des Cen1ralvereins deutscher Staatsbiil­
ger jüdischen Gl.lUbens. in: Jüdische Wochenuitung für IGssel, Hessen und Waldeck. 8.Jg. 1931. Nr. 9. S. 4. 118 Jüdisch~ Wocbenzc:itun& fiir Kas· 
sei, Hessen und Waldeck. 9. Jg. I 932. Nr. 39. S. 4. 11'1 Ccntrai-Verein deutscher Staatsbürger jüd1schen Gl.tubens. In Jüdische- Wochenzeitung fi.il 
KJssel, Hessen und W Jldelk. 9.Jg. 1932. Nr. 27. S. 5. llO QJs Wort ~Zionismus" wurdeerstmalig imjJiuc 1893 ~eprägt und bezeichnete die jüdische 
Bewegung, die sich Jh .. Volk" bctJac.htete und nach deren Ubet.tcugung die Judenfrage" eine .nationale" Fragt l)t. Oüdische) Lexikon. Em cnzyklo· 
pädisches Handbuch .... 1 J.O. (83) Bd. 4/2 S-Z. S. l577. 
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Die Anzahl der Zionisten in Kassel war zunächst sehr ge­
nng, sie erhöhte sich erst mit der Zuwanderung von Juden 
aus osteuropäischen Ländern.lll Ihre Aktivität erhob sie 
jedoch schnell zur dynamischen Kraft innerhalb der Kas­
seler Juden. W1rksam waren dje Kasseler Zionisten auf 
zwei Ebenen: 
1. Werbung fUr die zionistische Idee. Dies geschah uner­
müdlich in Versammlungen, Vorträgen, Seminaren. Da 
dte KasselerJuden direkter AgitatiOn reserviert gegenüber­
standen, wurde über die Gründung des Sportvereins Bar 
Kochba versucht, die jüdische Jugend zu gewmnen,Ll2 
Der Verein war erfolgreich und wurde von der Gemeinde 
msgesamt unterstützt. Es gelang ihm sehr schnell, durch 
Teilnahme an Wettkämpfen auch mit nichtjüdischen 
Vereinen und Verbänden in Kontakt zu kommen. 
Das zweite "Projekt" war die Jüdische Wochenzeitung fur 
Kassel, Hessen und W aldeck, gegründet 1924 von Sally 
Kaufmann.I23 Die Zeitung- im Milchgeschäft des Verle­
gers redigiert und ddher Ka~seler Käseblättchen geheißen 
-diente der Belebung der JÜdischen Gemeinde. Sie infor­
mierte über für die Juden wichtige Ereignisse, berichtete 
über Gegenwart und Geschichte der Juden in Kassel und 

der Gemeinden in Nordhessen und w.1r vor allem Forum 
für den Austausch von Meinungen zu Tagesfragenll4 wie 
dem Schul- und Rehgwnsunterricht, der Wahl der Ge­
rnemdealt~sten, der Tä11gkcat der Wohlfahrtsverbände, 
usf. 
Oie Redakteun: waren sämtlich Zionisten, hielten die Zei­
tung aber "jüdisch-neutral", denn "wenn man sich gJeich 
.1ls zionistisch erklärt, oder das auch so ausgeschncben 
hiitte, dann hätte man überhaupt keine Le~er gehabt, so 
bekamen wir Abonnenten und bekamen war .tuch Annon­
cen usw."l25 
2. Auswanderungsvorbereitungen und Förderung der 
Auswanderung von Kasseler Juden. Während der Zen der 
Weimarer Republik bereiteten sich vornehmlich iunge 
Kasseler Juden auf die Auswanderung nach Palä~ttna vor. 
Die handwerklache oder landwirtschaftliche Berufsausbil­
dung, neben dem Erlernen der hebräischen Sprache eine 
wichtige Voraussetzung für die "AJijah", abso!vterten sie 
zum Teil in Unternehmen der Umgegend, unteranderem 
auch in Henschelbetrieben. Die Zahl der Kasseler Juden, 
the vor 1933 nach Palästina auswanderten, blieb 1cdorh 
beschränkt. 

Sinai-Loge 

Die Sinai-Loge wurde 1888 gegründet und bildete b1s wm 
1. Weltkrieg zusammen mit den Literaturverctnen den 
Mittelpunkt gesellschaftlichen Lebens. In ihr schlossen 
~ich die ersten Männer der Gemeinde zu kulturellem und 
wohltätigem Tun zusammen, und es war eine Statusfrage, 
dort aufgenommen zu werden. Detailhändlerund Anhän­
ger des Zionismus gelangten erst in der Weimarer Zelt in 
die Loge.126 
Sie behielt ihren elitären Charakter auch in dieser Zeit, 
und die Aufnahme gewährte immer noch den Eintritt in 

die Kreise der vornehmen jüdischen Familien. Die Loge 
veranstaltete Wohltätigkeitskonzertc, gab Schriften zur 
Geschichte der Kasseler Gemeinde heraus und gründete 
eane Fenenkolonie, in Jer sich JÜJisc:he Kinder aus .umen 
Farmben erholen konnten .Il7 Anzumerken wäre: noch, 
daß Juden sehr früh Mitglieder in den K.lSSclcr Logen wa­
ren, bis zu dem Zeitpunkt, als in bestimmten LogenJuden 
mcht mehraufgenommen wurden: ein Schritt zu ihrerge­
sellschaftlichen Isolierung. I 28 

121 In K<tssel b1ldeten die ~Ostjuden" die Mehrheit derZ10nistcn. Du! Gem~indcwahlen von 1928luuen aber gezeigt. d.ill s1ch e1nc narkc Minderheit 
de1 Ostjuden mclll von der Zionistischen Gruppe vntrctcn la~scn wollte:. ll2 Der Sportverem Bar Kochba gehörte zu den zahlenmäßig st.irhten 
Vereinen und hatte 1925 384 Mitglieder. Qahrcshauptvenammlung desJüdischen Turn- und Sportvereins Bar Kochba. Jn:Judiscbe Wochen7.eitung 
rur K<tsscl, Hessen und Waldeck. 2.Jg. 1925. Nr. 7. S. 4). 1H Diese Form derGemeindezeitung, die Sally Kaufmann in Kassel entwickelte, fand m Jl· 
Jen T eilen Deutschlands eine rasche Verbreitun~. 1930 verlegte Sally Klufmann Gemeindezeitungen in 15 Städten. Der .,Mantel" wurde fiir Jllc Zc1· 
tungengleich in Kassel bergestellt und die Rcgtonalteile von RedakteuJ"en 10 den jeweiligen Städten erstellt. Gedruckt wurde die Zeitung bh März 
1933 im Verlag des Kasselet VolkJblattes. 114 So, wie die jüdischen Vereine ein ge:sellsdlaftlic:hes Leben unter den Kasseler Juden coeugten, stellte 
U1~)üdische Wochenu1tun~ eine ~emeind~öf.fcntlichkelt her. . 125 Gesprät.h mit Herrn Dr. W:tlter K;m: ~m 25. 4.1983 inJeruule~. 12o Gespräch 
nllt Frau Hess am 2. 5. 1983 1n Ha1fa. IZ7Judlsche Wochenzeitung fiir Kassel, Hessen und Waldeck. 2.Jg. 1925. Nr. 8. S. 4. ll8 Jud1sche Wochen· 
uitun fiir Kassel, Hessen und Wal deck.~- g. 1926. Nr. 46. S. 7. In dem Bericht heißt es: .,Der bjesigen Freimautetloge zur Eintracht und Standhaftig­
keitge~örten seit vielen Jahren auch jüdisc e Mitglieder an, die nach ihrerganzen Einstellung sicherlich die Ziele der Loge ideell und materiell förder· 
t~n: Nunme~r ~urde von der Großlog_e in_Bcrlin der ~ierparagraph g~Jtcnd gemac_bt u_~d .die hiesi~e y eceinigung mußte nach ~artem Kampf ihren 
1ucfuchen Mnghedern den Stuhl vor die Tu.r setzen. Mit ihnen traten eme An:uhl OJchtJUdlscher Mitglieder aus und gründeten etne oeue Loge. • Auf 
di~~en Berich1 h!n crkl.inen Mitglieder d~! o.g. Lo~~· d:aß nur Neu~ufn~hmen _von Juden in die Großloge nicht mehr möglich seien, die bi~herigen 
Mttglu:der Jbcr m der Loge verblc1ben konnten. Uudnche Wochenzeitung f'ur Kassel, Hessen und Wlldeck. 3.Jg. 1926. Nr. 46 S 7). 
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Jüdische Jugend und Jugendvereine 

Die jüdische Jugend war umworben, einhellig geäußerter 
Wunsch von Vorsteheramt, Gemeindeältesten und allen 
Vereinen war, sie für die jüdische Gemeinde auf Dauer zu 
gewinnen, sie zu ,. Volljuden" zu erziehen.ll9 
Was darunter zu verstehen sei, wurde aber entlang der je­
weiligen jüdisch-politischen Richtung definiert. Der Cen· 
tral-Verein, die Zionistische Ortsgruppe::, der AugudasJis­
roel hatten ihreJugendgruppcn. Der größte Teil Jer jüdi­
J>chen Jugend war jedoch nicht organisiert und an jüdi­
schen Vereinen unintcrcssiert.LIO Um diesen JugenJ1i­
chen jüdische Geschichte, Literatur, Religion und aJ...-ruel· 
le Probleme der Judenheit nahezubringen, ohne sie für 
die ei~ene Anschauung als .,Zionist", .,Agudist" oder 
.. Centralvereinler'' zu vereinnahmen, wurden von allen 
Vereinen getragene jüdisch-politisch ,.neutrale" Arbeits­
kreise unJ Zirkel gegründet, von denen die 1930 entstan­
dene "Schule der jüdischen Jugend'' das am weitesten ent­
wiLkehc Gltcd emer Rei he von Jugendgemeinden undju· 
gentil ingen war. JJ I Ste erfüllte zwei Zwecke: nämltch ein· 
mal die jüdische Jugend zu gemeinsamen Gesprächen und 
Reflexionen über ihre religiöse, geschichtliche und gesell­
~chaftliche Situation anzurcgeu, und zweitens, das zu1 
Orientierung notwendige Wissen zu vermitteln. 
Der Lehrp!Jn bot Psychologie, Literatur, Hebräisch,Jüdi­
~c hc Ge~chtchte, Pädagogik, Studturn der hcdigcn Schtift, 
Gegenwartsprobleml! und vtde andere Themen, gehalten 
von Gemeindemitgliedern und Dozenten von aus­
wärts.132 Der Erfolg der "Schule der jüdischen Jugend" 
muß groß gcwe~en 'itdn, denn bi~ in den Mat 1933 wurden 
an drei bis vierTagen in der Woche Kurse ..tbgehalten.133 
Die .Situ;ttion der jüdischen Jugendlichen in Kasse l wurde 
durch schlechte Beruf.~Jusstchtcn, zunehmende Judcn­
lc:indlichkeit untl die damit verbundene bolicrung sicher­
lich stark beeinflufk Die Frage: In Deutschland bleiben 
.:>der nach Pal~istina auswandern?- G.tl ut oder AJtja - stell­
te sich zunehmend auch für die Kinder aus Familien, die 
seit Generationen in Deutschland wohnten und denen 
Auswanderung sowenig in den Sinn gekommen wäre, wie 
ihren nichtjüdischen Kollegen und Nachbarn. 1 \4 Ein Zei-

chen für J<ts Umdenken der Jugentlüchen war dte Spal­
tung des deutsch-jüdischen Jugendvereins "Kamera· 
den".135 
Ilse Löwenstern machte diesen Sprung von den ,,Kamera­
den" zu den "Werkleuten'' mit. Im Frühjahr 1933 emi­
grierte sie nach Palästina. Sie schilderte die Spannung zwi­
~chen ,.Deutschtum" und Judentum", in der sie Ende der 
zwanziger Jahre lebte: "In der Rosenstraße, das war ja das 
Cemeindchau~ ... und im oberen Stock, im Dachgeschoß, 
da waren die lleimatJbendc: und da erinnere ich mich 
noch, wie wir einen sehr schönen Abend gemacht haben 
Dann wurden wir manchmal übermütig und sind losgezo­
gen nach so einem Treffen, da kann ich mich erinnern, 
wte wi1 eines Nachts zusammen mH dem Habonim drau­
ßen w.nen. Die hatten für uns deutschorientierte viel 
Appeal, und da sind wir nachts mal' zusammen in das Tan­
nenwäldchen, und da haben wir ganz doll Horral36 ge­
tanzt, bis dann die Polizei kam und uns wegen nächtlicher 
Ruhestörung einen Rapport gab, und ich war die Verant­
wortliche und wurde nachher ... zu einem Gemeindeälte­
sten gerufen und das war der Dr. Blumenfeld, der die Kas­
~eler Kinderklinik im Park Schönfeld leitete, und ich weiß. 
wie ich also zu ihm hinkam und da sagte er: ,Ich bitte sie. 
Frau Löwenstern, ein deutsches Mädchen tanzt doch kei­
ne Horra.' 
Und das vergleiche ich immer, um unsere innere Situation 
darzustellen, mit einem Ereignis im Kästnerschen Ly­
zeum, als ich noch in einer der untersten Klassen war. 
Und da wurde immer ein Weihnachtsfest gefeiert in einer 
Kirche mit Krippenspiel und so und da ich eine hübsche 
Stimme hatte und wohl ..tuch marienmäßig aussah, sollte 
ich die Maria spielen. Ich war ganz stolz, und die Lehrerin 
hatte keinerlei Missionsabsichten. Oie suchte ganz ein· 
fach jemanden mit einer guten Stimme. Und da kam ich 
ganz stolz nach Hause und erzählte das meinem Vater 
und der sagte: ,Ein jüdisches Mädchen singt keine Maria.' 
Ein jüdisches Mädchen singt keine Maria und ein deut­
sches Mädchen tanzt keine Horra, da lag die Problema­
tik."137 

129 Hermann Blumcnth.il: Jugend von hrutc. ln: lüdis<he Wothcnzcttuns tlir Kassel, IIessen und 'X'.IIdcck. I.Jg. 1924. Nr.!. S. L Jo O•eJugendge-
weind~.ln:Jüdtsche Wocfienzeitung für Kas~el, He~sen und Waldeck. 9-_Jg. 1932. Nr. 37. S. 5. 6. IJI Oie Scfiulder jüdischen Jugend wurd.~ am 29 
November !930 eröffnet- Ste brachte den .. langersehnte(n) Zusammenschluß der _gesamten jüdischen Jugend aller Richtungen. Nach dem Ubw.·in 
kommen der Bünde erfolgt die Wahldes Jeweiligen Leiters eines Trimesters durch das Los. Das Los fiel aufd1c osrjüd1sche Gruppe. die M. Schlüssel ah 
Leirer ~teilte .. " (Die Schule der jüdtschen Jugend ln: jüdiRhc Wo,henzeitung Hir K.tssel, Hessen und Waldeck.. 7.Jg- 193Q_ Nr. 46. S. 5)- ll.2 Die 
Lehrpl:ine stnd in der Jü<Lschen Wochen7~ttung .lbgecf.ruckt. IH Schl!,le Jer jüd1~chen Jugend. ln:Jüdische Wochenzeitung !ur Kassel, Hess~n und 
W dldct.k. 10. J.g. 193.3. Nr. 12. ~. 5. IH Gcr.tde d1e .ubc~.trteil1then Jugendverc:me ioraerten emen Gedankenaustdus,·h r.wuchen ZIOOJsttschen 
und nidttz!ormtischen, orthodC?xen ~nd l!be~.tlen Jugendlichen. m Die ~paltun~.c.rfolgte Plin~stm 19:~2 auf einer Tagung der Kameraden in ~s­
~cl. t1o Du.: I lorrJ l>l l'll1 I)Jl.iSIIn~·•nt>lh-rudJscher VolkstJnt.. II Gespral h 1n1t Eh>heva Ta nur (ll:.c Lowen~tc:ru) Jm 2. 5. 1983 1m Habonam K1~ 
buz HasOil'J (lsrJcl) 
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Die soziale Situation der Juden 

Vor dem 1. Weltkrieg ging es den Kasseler Juden gut 
Steuerlisten, die eine genaue Einschätzung ermöglichen, 
stehen zwar nicht zur Verfügung, einige Indizien können 
aber zur Untermauerung des zugegebenermaßen pauscha­
len Uneils dienen: Bereits 1864 waren in der Kasseler Ge­
meinde die wenigsten Armen unter den Juden in Deutsch­
land registriert.l38 Die Mitgliederzählung von 1902 wies 
kaum Beruf~lose und nur wenige Hausierer und Klein­
handwerker auf. Oie zahlreichen Wohlfahrtsorganisatio­
nen und Stiftungen konnten ihre Unterstützung auch Jn 
Empfanger außerhalb der Kasseler Gemeinde gewähren. 
Im Altersheim und im Waisenhaus wurden vor dem 
1. Weltkrieg fast ausschließlich Juden aus den Landge­
meinden betreut. 
Der Jahresabschlußbericht des Vereins für israelitische AI­
menpflege zu Cassel wies 1910 die regelmäßige Unterstüt­
zungvon 10 Personen aus Kassel aus, nicht regelmäßig un­
terstützt wurden 16 Personen. Besondere Spenden zu den 
Festtagen und Winterspenden gingen an 29 Personen aus 
der Gemeinde. Mit 2648,60 M wurden .,hiesige Arme" un· 
terstützt, 6751.- M gingen an "auswärtige Arme" und 
"Ourchreisende".l39 
Nach dem 1. Weltkrieg kehrte sich die Situation um: Die 
Anzahl der Bedürftigen nahm aufgrund der schlechten 
Wirtschaftslage zu, die Vermögen der W oh ltätigkeitsver­
ei ne waren durch die Inflation clUfgezehn, die Anzahl und 
Höhe der Zuwendungen nahmen ab, viele Anträge auf 
Unterstützung konnten nicht befriedigt werden.140 Juden 
aus osteuropäischen Ländern erhielten nur noch die Auf: 
cnthaltsgenehmigung, wenn sich die judisthen Gemein­
den zu ihrer Unterstützung bereit erklärten. Die städti­
schen Wohlfahrtsämter konnten von ihnen nicht in An­
spruch genommen werden. 141 1925 schlossen sich sieben 
private Wohltätigkeitsvereine zur Zentralwohlfahrtsstelle 
in Kassel zusammen. um effektive Hilfe leisten zu können 
und ih re Arbeit zu koordinieren:l42 Familienfursorge. Ju­
gendfürsorge, Wohnungsbeschaffung, materielle Hilfelei­
stung. 1927 wurden 97 Familien unterstützt,l43 1928 wa­
ren es bereits 11 8. also etwa 12% aller Familien m der Ge­
meinde.l44 Ein besonders großes Problem stellten weiter-

hin d1e • Wanderannen" dar, sehr ofr Hlkhding~ aus 
osteuropäischen Ländern, die 1m KarlshospJt,tl unterge­
bracht, im Hotel Meier versorgt und am n:ichsten Tag wet­
tergesch ickt wurden. Dreißig bis vierzig dieser Wandcrar­
men waren 1927 monatlich zu betreuen. Mitgeben konn· 
te man thnen kaum etwas, denn ,.Die Zentralwohlf,thrts 
~teile der jüdischen Gemeinde hat Schranke, .1ber die sind 
leer, ~Je hal eine Kasse, aber es is r nichts drin ... ".l4'i S~:it 
1929 rief die Gemeinde zu emet Aktrou .. Winterhilfe" .mf 
und bJt ,,in Anbetr.H:ht der k.dten Wittenmg um derbe 
Sthuhc und Wäsche sowie Kleidung, da gar keine Bcsr:in­
de mehr vorhanden sind." l 46 

Seit 1932 wurde das ganze Jahr über ZU Pfundl>pcnJen cluf: 

gerufen und Lebensmittel, Wurst- und Fleischw.uen, KJr­
toffcln, Kohlen und Holz gesammelt.l47 
Über die Anzahl der jüdischen Arbeit~loscn liegen kc1ne 
Angaben vor. Die überwiegende T:itigkeit der Juden als 
Selbständige verzerrte die Statistik, denn der Betrieb wur­
de oft auch dann noch .lUfrecht erhalten, wenn er kein 
ausreichendes Einkommen mehr abwarf. Deutltch wurde 
auch, daß BerufsanHingei nur geringe ChJllCen ,1\lf einen 
Ausbildungsplatz hJtten. Jugendliche aus ausländischen 
Familien konnten pr.akti~ch nicht vermitte lt werden. 1931 
bildete sich eine ., Interessengemeinschaft jüdischer Er­
werbsloser und Minderbemmelter", deren Versammlun­
gen "sehr gut besucht" waren. 1'18 

Seit diesem Zeitpunkt war die Gemeinde nicht mehr in 
der Lage, den Bedürfnissen der Erwcrbslo~cn getctht tu 
werden. Die daraus entstJndcnen Spannungen schildert 
W. Schiftan in einem ,,Notschrei der jüdischen Erwerbslo­
sen": 
"Eine ganz besondere Stdluug unter den fünf Mtllwnt>n 
Erwerbslosen nimmt das jüdische Proletariat ein. Noch 
immer ist die feindliche Haltung gegen den Juden hervor· 
gekehrt. ob er in leitender Stellung oder bei einer Bank. ob 
er ein einfacher Handlungsgehilfe, HJndwerker oder Ar­
beiter ist. Über;1ll, wo er hervortritt, wird er angefeindet. 
Mancherverlien den Mut, um ~eine Existenz zu kämptt•n, 
und sinkt in Zeiten der Not, wie wir sie heute hJben, zum 
Schnorrer herab. Man hörc nur die Meinung !eilender 

m Jacob Toury: Soziale und politische Gesd11chtc der Juden an DcuhchJand 1847-1871. Dii~~cldorf: Drmtc 1977 (Sc-hrihcnrrihc des lnstttuls fur 
Deutsche Geschtchte der Universität Tel Avtv B~nd 2) S. 111. 1864 stnd nur 1,9% der Kasseler Juden .1ls arm regiMnc:rt. IJ~ lhc Ct.'ntral Archsvc\ for 
the Histo~ ofthe )ewish people. feru~alcm. Bestand: .K.t~)c:l, GA ll/551. HO Eugenie Werthetm: Die Zentr:tlwohlfahm"elle derrudaschco Gc-mc:an­
dc.ln:Jüdtsche Wochenzeitung fiir Kassel, Hessen und Waldeck. J.j~,:. 1926. Nr. 32. S. 3. 4. 141 Anwcuung des Preußaschen lnnenmanssters an s.'imt· 
litbe Rcgterung~prä~identen und den Polizeipräsidenten von Bcrlin vom I November 1919. Staats.ucluv Marbur!f Bcst.and 180 L.mdratsamt Her\· 
kld Nr. 2339. 14l Jüdische Wochenzeitung Rir Kassel, Hessen und W;~ldcck. 2.Jg. 1925. Nr. 5 I und 52. S. 4. 1~1 Gt·ucralvcnJmmlung der ZcutrJl· 
wohlfaJutsstellc der !srachtischen Gemeinde Kassels. Jahresbericht der Vorsitzenden. In: Jiidischc Wothcnzcimng !ur Kassel, Iiessen und WJidc:tk. 
4.Jg. I 927 Nr. 2. S. 7, 8. 144 Bericht überdie Tätigkelt derZentralwohlfdhrtsstclletn Kassel.ln:Jüdi~che Wochenzeitung fur Ka~scl, Hessen und Wal· 
d~ck. 5.Jg. 1928. Nr. 21. S. 1-3. 145 Jüdsschc Wochenzeitung fur Kassel, Hessen und Wal deck. J.jg. 1926. Nr. 47 S. 7, 8. 14b Zentralwohlfahrtsstelle 
dc1 Israelitischen Gemeinde. ln:Jüdssche Wochenzeitung fiir Kassel. Hessen und Waldeck. 6. Jg. 1929 Nr. 46, S. 5. 147 Jüdische Wochenzeitung für 
Kassel, Hessen und WJideck. 9. Jg. 1931. Nr. 41 S. 5. 14H Eine Ven.Jmmlung der tüdischen Erwc:rb~lo~en. In: Jüdi"hc Wochenxcatung fur K3~~d. 
Hessen und Waldnk. 8 Jg. lq31. Nr 35 S 4, 5. 
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Personen der Wohlfahrtsstellen und dH! Mnglteder der 
ländlichen Gemeinden. Sie können am besten bestätigen, 
wie stark das wandernde jüdische Volk in letzter Zeit ge· 
wachsen ist. Aber auch bei den hier Ansässigen steigt das 
Elend von Tag zu Tag und gerade sie, welche gar keine Ge· 
legenheit haben, ihr Einkommen zu verbessern, sie stehen 
dem grauen Elend am hilflosesten gegenüber. Wie kann 
dem gesteuert werden? Unterstützungen allein tun es 
nJ(:ht, wenn dteselben nach Gumt und Bered~amkeit ver­
teilt werden. Die Methoden, mit welchen man den ehrli-

chen, ~tets Juf Arbeit und Erwerb eingestellten jüdischen 
Erwerbslosen und Minderbemittelten abspeist, sind oft 
schlimmer als die schärf.'ite Tortur des Mittelalters. Nicht 
genug, daß der jüdische Lohnarbeiter schon seelisch 
schwer leidet unter der Mißachtung setner andersgJäubi· 
gen Kollegen, so wird er, wenn er in Not sich an Wohl­
fahrtsstellen wendet, statt mit Essen mit einer Kr.:twattc 
abgespeist, oder man gibt ihm eine Kleinigkeit, nachdem 
man ihn der niederträchtigsten Dinge verdächtigt 
hat. .. "l49 

Integration 

Wie wett waren die in Kassel wohnenden Juden in die Ge­
~amtbcvölkerung integriert?l50 Die ausländischen Juden 
warenes-jedenfalls soweit sie während oder nach dem 1. 
Weltkrieg t!ingewJnd.crt waren - nicht. 
Die verhältnismäßig lcleine Gruppe der Ziomsten, der 
c:ben viele ausländische Juden angehörten, wollte es nicht 
~ein. Sie sympathisierte mit dem Gedanken einer Hcim­
Hatt in Paläsuna. Bereits während der Weimarer Republik 
w,mderten vorwiegend Jugendliche nach dort aus. 
Die Mehrheit der K:tsseler Juden war deutscher Nationali­
tät. Die Familien waren seit Generationen hier ansässig, 
und sie wollten hierbleiben. Sie hatten sich stark an die 
mchtjüdisc.he Umwelt angepaßt, einige waren zum Chri· 
stcntum konvertiert. Besonders in der Zeit der Weimarer 
Republik hatten Juden Christen geheiratet.15t 
Mehr kann man zunächst ntcht sagen, als daß deutsche 
.Juden die Integration in die deutsche Gesellschaft an· 
~trebtcn. Das, was der Philosoph und Sprachgelehrte Hey­
mann Steinthai ausdrückte: .,Nein, es ist kein Wider­
spruch zwischen Judesem und Deutschersein und 
Menschsein, sondern diese drei schlingen sich so ineinan­
der, dJß w1r nur das eine sein können, indem wir die bei­
den andt>ren ~ind. Der JÜdische Deutsche kann zu den be-

sten Deutschen zählen, und der deUtsche Jude zu den be­
sten Juden .. ." I 52 findet sich im Wortlaut auch bei Ludwig 
Horwitz, dem Kasseler Lehrer und Historiker: .,Fördert 
das Wohl der Stadt, wohin ich Euch geführt! Diese ernste 
Mahnung des Propheten Jeremias war fiir alle Juden, die 
ihre Heimat verlassen mußten, um in einerneuen boden­
ständig zu werden, stets der Leitstern ihres Tuns und Las· 
sens. Auch hier in Cassel war es so wie im kleinsten Ort. 
Der Jude bemühte sich immer, ein Bester zu sein, je nach 
seinem Können und Vermögen. Die damalige Residenz 
verewigte darum das Andenken mancher jüdischen Bür­
ger dmch Benennung von Straßen: Rothfels-, Mosen­
thal-, Rienald-. Aschrottstraße ... " begtnnt er einen 
Nachruf aufJerernias Rothfels, den er als Jemanden schil­
dert, der gezeigt hat,., wie ein deutscher Jude für Vaterland 
und Relig1on wirken und w1e sehr man Deutschland und 
Judentum verbinden kann. Möge die heranwachsendeJu· 
gend an seinem Beispiel sich aufrichten und mögen die 
Lehrer nach seinem Erziehungs· und Bildungsideal in 
Stadt und Land wirken." 153 Dieser Anspruch konturiert 
das Profil eines Juden, der in das Bild einer vorgestellten 
Symbiose von Juden und Nichtjuden paßt. Einzelne Ka~· 
seler Juden wurden als Vorbild herausgestellt, die dieses 

~~· Aulrul' Der Notsehret der,·udr~chen Erwerbslosen. ln:Judrsdtc Wocht:nzertung fur KHsd, Hessen und Waldedc. 8.Jg. 1932. Nr . .H. S. 5. 1'10 D1e 
Frage n.tch der lntc:gr.ltion gc: H ilher dte des glctchen BürgerreciHc:s und der Angle1chung der Juden an ihre Umwelt hinaus. Sie fr.agl nach den Be11c:· 
hungcn 1Wl\che_n.Judc:n und Nichtjudcn, n.u:h ihr~m Zu~amrnenh.tlt ah Gruppe. Wie ~ehr halten Juden und Ntchl)uden r.usammen. wie stark halten 
\Ir .umnJndcr lest? Die Fr.tgc nJch der lntcgrJtion o.t Jic FrJge nach der Erklärung dessen. was während der VerfoiF:ung der Juden geschah lntegra· 
tton ist dte Kategorie, m der dtc Antworten Jufdie Frage: Wie konnte das geschehen? erwartet werden. LeoSievers zeigt den Ausgangspunkt dieser Fra 
ge nach der Integration der J udcn auf: "Der Antetl der deutschen Juden an der politischen Entwicklung auf den wirtschaftlichen Aufstieg im neun 
zehnten Jahrhundert war bedeutend. ln allen Parte1en. von rechts bis links, wirkten sie. Die meisten aber waren Liberale, erfüllt von den ldren der 
Deutschen Nationalversammlung, die 1848 zusammengetreten war: Einigkeit und Recht und Freiheit! Sie WITkten mit an der Gesetzgebung de> 
Retch~tages, ~•e arbeiteten m den OperJtionssälen der Kr.:mkenhäu~er und an den Orchbän ken in den Fabnken. Sie kämpften m1t im Schützengraben. 
Von 110 000 jüdischen Fronlk:impfcrn fielen 12 000 und 35 000 wurden mit Orden aller Klassen ausgrze•chnct. Eines aber schafften sie nicht: den 
dumpfen An1isem11ismus zu überwinden. der m einigm Schichten dc) Volkes st:hlummertc und am Ende triumphierte. Die deutschen Juden waren 
d1e unglückhth'>ten von JJicn Juden, weil ~ic nicht von l3odcsfeinJen gedemütigt und getötet wurden, sondern von ihren Mitbürgern, ihren Nach 
bJrn. die sie fiir ihre Freunde gehalten hatten." (Leo Sievers: luden in Deutschland. Oie Geschichte einer 2000jähngen Tragödie. 2. Auflage. Harn· 
burg: Gruner und Jahr 191!0. (Goldmann·Yerlag Sternbücher) S. 8.) 151 Julius D:Uberg: Volkskunde der Hcsscn·K.lsseler Juden. In: Gcschtchtc der Jü­
dtschcn Gemeinde Kassel ... a.a.O. (l). S. 134. 152 Hcymmn Steintbal: Das auserwählte Volk oder Juden und Deutsche. In: Allgememe Zeituns 
des Judentum~. 1890. Nr. 17. JH L Hurwitz: StJdtr.'lt Jerc:mio~s Rothfch. Iu: Jüdi5the WochenLeitung fur K;tssel. Heuen und W Jldeck l.Jg. 1924 
Nr. 5. S. 3. 
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Ideal des "guten" Juden und "guten" Deutschen in sich zu 
vereinen schienen. Die meisten bekannten Kasseler Juden 
verlegten seit Ende des 19. Jahrhunderts ihre Aktivüäten 
aber eher auf weltliche Dinge, als auf die Beschäftigung 
mit der Religion, sorgten jedoch weiterhin für die Belange 
der jüdischen Gemeinde. I 54 Dreißig, vielleicht viendg 
Namen von Kasseler Juden könnte man nennen, die die­
sen doppelten Anspruch in Doppelfunktionen in der jü­
dischen Gemeinde und iin allgemeinen öffentlichen Le­
ben umsetzten. Kommerzienrat Gustav Plaut sei hier stell· 
vertretend genannt: Bankier, Mitglied der Industrie- und 
Handelskammer, Stadtverordneter, ab Mai I 91 R unbesol­
deter Stadtrat, Mitglied des Kommunallandtages und 
Vorsteher der israelitischen Gemeinde.I55 Gustav Plaut 
war sicherlich integriert in die höheren Kreise der Kasseler 
Gesellschaft. I 56 Man kann das auch von einer Reihe ande­
rer Honoratioren annehmen. Aufgenommen von der Ar­
beiterschicht wurden die wenigen jüdischen Sozialisten in 
Kassel. Stellvertretend sei Hermann Loeb genannt.l57 Für 
c..len überwiegenden Teil der Kasseler Juden ist eine Beant­
wortung der Frage nach ihrer Integration nicht möglich. 
Es gab natürlich alltägliche geschäftliche Verbindungen, 
es gab jüdische Mitglieder im Verein f"tir hesmche Ge­
schtchte, in der "Schlaraffia", in den Logen.l58 
Aber das waren doch überwiegend Kontakte zur soge· 
nannten besseren Gesellschaft. Populär, volkstümlich wa­
ren nur sehr wenige Juden wie der Kinderarzt Dr. Felix 
Blumenfeld, auch RudolfNußbaum, Begründer und Füh­
rer der Sanitätskolonne Kassel-Mitte im Roten Kreuz sei 
hier genannt.l59 Ansonsten waren Beziehungen auf per­
~önliche Freundschaften in Verbindung mit dem Beruf 
begrenzt. 
Einer breiten gesellschaftlichen Akzeptanz stJnd ein in 
Teilen der Bevölkerung latenter Antisemitismus entgegen 
-im Wahlkreis Kassel war bei den Reichstagswahlen 1907 
und 1912 ein antisemitischer Kand1dat gewählt worden­
oder ein verbreitetes Mißtrauen.160 
Dafiir, daß der Zugang fur die Juden zur Gesellsch.tft er­
schwert war. spricht auch, daß sie parallel zu den Kreisen, 
Vereinen und Institutionen, die der gesamten Kasseler 

Gesellschaft zur V crfügung ~tandcn, ein ;rwcttcs ~Sy~tctn" 
flir die jüdische Gesells<.hah aufbauten, das nJhczu alle 
Bedürfnisse befriedigte umlnatüdilh :tuth, .1ls es etnmal 
bestand, Kontakte zu Nithljuden behinderte. 
Auf eine Einrichtung muß .ln dieser Stelle hingcwic~cn 
werden. der es um die Vt·rmattlung von Kenntnissen der 
Bevölkerung über die JudcJI in Kas,t>l <l l ~ Voraussetzung 
für ihre Integration und den Abbau von Vorurteilen 
durch Auscluuung und weitere Infomutionen ging, dit: 
also von anderer Qualität als drc Abwehrvereine war: d.u 
jüdische Museum in K.JsseJ.1 61 Die Entstehung des Jüdi­
schen M u~cum~ in Kas~d gu1~ c~.uf eine I lltli.Htve de\ 
Rcch1sanwaltes A. Lcwinsohn zurück und WJr eine in dit 
Zukunft g~mhtcte öffentlichkeitswirksame Maßnahme. 
Em Au~schuß mtt 32 Jüdischen Mngliedcrn. meist am 
Kassel, aber auc:h au~ H:w:tu, Fulda, Eschwege, Marburg 
und Bad Wildungcn konstituierte sich als Förderer diese' 
Museums, das .:tls eine Abteilung des Landesmuseums ein­
gerichtet wen.lcn solhc.llll 
Ein Ziel des Museums sollte es sein, .,dadurch, daß alle Ge­
genstände, synagogale und häusliche Kultgeräte, Bücher 
und Schriften der Allgemeinheit offengelegt wurden, der 
vielfach verbreitete Glaube widerlegt werde, :~ls habe der 
jüdische Kultus etwas Geheimnisvolles oder Mysttsche) 
.1n sich. So glaubten wir dadurch, daß wir alle~ und jede!> 
vor der Öffentlichkeit ausbreiteten, zu zeigen, daß die To­
re der Synagoge und die Türen des jüdischen Hauses offen 
stehen und daß jeder kommen möge, der hören oder se­
hen mag. So sollte das jüdische Museum zugleich eine 
Brücke des Verständnisses und der Verständigung wer­
den."l63 Für Prof. Dr. Luthmer vom Landesmuseum war 
ebenfalls eine politische - die vorurteilsabbauende und 
integrationsfördernde Absicht mit dem jüdischen Mu 
seum verbunden. 
.. Die Aufgabe ist nicht nur mu~eale1 oder konservatori­
scher Art. Für weite Kreise der Öffentlichkeit ist hier zum 
ersten Mal ein StüLk ,unbekanntes Deutschl.md' crschlos· 
sen worden, ein wtchtiger Bez1rk geschicht1ichen Wer­
dens unserer Heimat der Betrachtung geöffnet. Dadurch 
werden manche der landläufigen, sch iefen U rtcilc und 

1'4 Beispielhaft sei hier Jusuzrat Dr. Max Rothfel\, der Sohn von Jcremt.H Rotbleis gcn.mnt. 15~ Alcx.wder Fionno Kommerzienr.ll Gu\t;~v Pl.1ut. 
ln:Jüdiscbe Wochenzettung tur Kassel, Hessen und W~ldeck. S.J~. 1928. Nr. 25. S. 6. 7. l ~ b Al\ Gumv PIJut •mJ.thre 1928 vcr~tarb, gcdJt hten Ju~oh 
\1agistrat und Stadtvcrordnetenvrr~ammlung ~emcr Verdicn~te fur Oll! St.tdt, die unvergessen blt'1bcn würden und \Chloß. Wir werden \CUI An den 
ken stets in Ehren halten. "In: Jüdische Wocn~nzcuung lur Kas~el, Hessen und W Jh.ltck. 5.Jg. 1928. Nr. 25. S. 9. 157 Hermann Loeb gehorte zv. den 
wenigen Kasseler Juden, dte sowohl engagierte ~o.cialistcn w.~ren und gleich1eitig MitgliederderJüdischen GemcmJc blicbcu U H Eme exakte Uber 
\ICht, wie stark der Antetl der Kasseler Juden 10 dtcscn Vereinen war, ist bisher ntcht mögltch. In Kasseler Logen warc:rt bis 1933 Juden Mugltcder• 
Herder zu den alten Pflichten• im Jahre: 1910 achl)udi~che Mitg!Jeder, .Zur Et111gkettuncfTreuc" im Jahre 19211 ~ech~ jlidi\ChC' MirghedC'r, .Zum .mt 

rechten Löwen" im Jahre 1925 ein Mitglied. 159 Rudolt NuUb~um w;ar 30 J~hrc l;mg Gcmc:mde~lte(ter m KJsst;_l, tuhrtc: 42Jahrc I.ang dtc: SanrtatskO" 
lonne und leaete im 1. Weltkrieg die Vcrwundetc:n-Tr.ampurt~ügc, Jußcrdem WJrcr 51 hhre l.tng M11glic:d der Alteren Kasseler 1 urngemcandc. IbO 
Gewählt wurde der Abgeordnete Lattm.1nn von der Wtrtsch.tftspartei. Zu L.tttmann siehe: Lorcnz Curttu~: Du polatl\l!hc Antiseaniti~mus von 1907 
191 1. München: Kommi1sionsverl.lg de~ National-Vereins fii.rdaslibcrale Deutschland 1911. S. 107 f. 161 Das JÜdtsche Museum gehörte zu den wc 
nigc:n Aktivitäten der Jüdisthcn Gemeinde in Kassel, d1e sieb an ein breites Publtkum WJOdtc:n. Hier wurden Informationen zu Gc:schachte, KultlJ<. 
und Ritus der Gemeinde nicht über Multiplikatoren oder Kontaktpersonen, sondern direkt vmniuch. 162 Jüdische Wochenzeitung fiir Kassel, He~ 
'cn und \Valdcck. 3 . .Jg. 1926. Nr. 50. S. 11. loJ AlexanderLewin~ohn: Der Werdegang dt"sJüdiscl-aen Museum\. ln:Jüdischc Worhrn7eitung fUr K.H 
'Cl. Hessen und Waldcck. 4. Jg. 1927. Nr. 15. S. 6. 
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Vor!>tellungen vomJudenturn und Jüdischer Religion kor­
rigiert werden. Aus dt:r Angriffsstellung starrer Vorurteile 
k;lnn lnteres~iene FGhlungnahme werden und ein versöh­
nendes Begreifen erwJchsen fUr die religiöse und g~­
schichtlich bedingte Sonderart der Mitbürger jüdischen 
Glaubens. So übernimmt das junge Museum abseits von 
dem wissemLhaftlichen und künstlerischen Ziele eine 
kulturelle Mittlerrolle von nicht zu unterschätzender in­
nerpolitischer Bcdeutung."1M Diese politische Bedeu­
tung, die m.m der PräsentJtion jüdischer Geschichte in 
dteser Form auch weiterhin beimaß, fuhne dJzu, daß an­
dere Städte Exponate des Kasseler Museum~ 111 wechseln­
dt'n Au~stdlu1~gen zeigten Orte wie Hamburg, Köln unJ 
ßr~si.lu plJnten. ebenfJih ein jüdis<.hes Museum zu er­
richten. 
DJs jüdische Museum 1n K1ssel zeigtejüdische Geschich· 
te in cJner Form, wie Juden sich ihre Stellung in der Gesell· 
\chaft erwün~thtcn, nicht abgesetzt und sthon dadurcl1 
besonders. sondern hineingestellt in die h1sturischen 
Zeugr11sse ihrer Umwelt. 
Dr. Rudolf Hallo be~chre1bt diese Perspektive eingangs 
seiner Einflihrung über jüdische Kult- und Kunstdenkmä­
ler im Hessischen Landesmuseum Kassel: "Den Besucher 
de~ lle~\J\chen Landesmuseums 10 Kassel überrascht seit 
t'migcn Monaten, wenn er durch die Flure der heimat· 
kundliehen Sammlungen schreitet, ein bisher ihm gänz· 
I1Lh fremder. mit seltsamen und doch zugleich anziehen­
den Gegenst:inden gefüllter R.lum. 

Von dem warmen Braun der Wände heben sich farben­
kräftige große, bestickte und gemusterte Wandbehänge 
ab, zwischen ihnen schimmert d3 und dort ein silberne~ 
Gerät, Zinn und Messing fiillt einen großen Schrank; un­
gewohntem Gestühl sieht der Besucher sich gegenüber 
und von der Kopfw.and des Saales schauen 1hn bildreiche 
Handschriften und Schriftrollen voller Kupferstiche an 
Einige breit ausladende schwere Messingleuchter und go­
belinaaige Decken über den Tischen geben der Ausstel­
lung Richtungspunkte und farbige Ordnung und tragen 
das ihrige dazu bei. daß der Besucher sich rasch von Wär­
me und Innigkeit dieser fremden Welt umfangen 
H.ihlt. ••165 

Der museumspädagogische Weg zu r Vermittlung von 
Wissen über die jüdische Minderheit in Kassel war unge­
wöhnlich und langfristig angelegt. Er hat wohl wenig be 
wirkt, denn er baute auf" Verstehen" zu einem Zeitpunkt 
auf, wo viele den Juden nicht mehr zuhörten. Dteser ge­
ringe Erfolg nimmt ihm nichts von seiner Bedeutung, die 
Annäherung von Juden und Nichtjuden nicht mehr als 
einseitige Vorleistung von Assimilation zu verstehen und 
Integration nicht durch die Verdeckung der eigenen VeJ ­
gangenheit, sondern durch das Bekenntms zu ihr anzu­
~treben. 

Eine der ersten Handlungen der Nazis nach der Macluer­
greifung war die Schließung der jüdischen Abteilung de~ 
Hessischen Landesmuseums.166 

Antisemitismus in Kassel 

Ablehnung. ja Fcindlichk<.~it der Mehrheit gegenüber der 
jüdischen Minorität Iutte in Deutschland eine lange Tra­
dition. I<>· In Kurhe.~sen w;ll nach Jcr Beseitigung der letz· 
ten Sondergesetze im Jahre 1869 eine politische Btwegung 
gegen die volle EmJnzipJtion der Juden entstanden. 
Tn Kassel orgJrüsicrte sie sieb im Reformverein um den 
~pätercn Reichstagsabgeordneten Ludwig Wemer, Redak­
teur der antisemitischen Zeitschrift für Hessen, dem 
.,Rcichsgc ldmonopol ".1 hl! 

Werner war ein radikaler Antisemit. Seine Ausfälle gegen 
jüdische Bürger der Stadt und seine Forderungen nach 
Verbot des Zuzugs von ausländischen Juden sowie nach 
Einfiihrung einer Warenhaussteuer wurden später von 
den Nazis übernommen.l69 1882 trat Dr. Otto Böcke! 
dem Verein bei, schrieb auch unter dem Pseudonym 
.,Capistrano" antisemitische Artikel im "Reichsgeldmo­
nopol",l70 verlegte aber seine Tätigkeit in den ländlichen 
Rdum Marburg-FrJnkenberg-Ziegenhain, wo er mit einem 

lh4 Prof. Dr. Luthmer: Die Eröffnung des Jüdischen Museums. ln:Jüdische Wochenzeitung fiir Kassel. Hessen und Waldeck. 4.Jg. 1927. Nr. 15. S. b. 
1115 Rudolf Hallo: judtsche Kult· und Kumtdenkmäler tm Hessischen Landesmuseum Kassel, ein Bild der Geschichte der Juden in Hessen. Berlin: 
Philovcrlag. (SoncferdruckJus der Zweimonats~cbrift ~Der Morgen~. 4. Jg,. Nr. I) ziuert nach: RudolfHaJio. Schriften zur Kunstgeschichte in Kassel. 
SJmmlungen Denkmäler Jud~tCJ . Im Auftr.tg der Gesamthochschule Kassd und des Vereins fiir Hcssische Geschichte und Lan.~eskunde, hrsg. von 
Gunter Schweikhart. K.mel: o.V. 1983. S. l65. Ion Bncf von Gertrud Hallo an den Verf.tsscr im Jahre I 983. lb7 Einen guten Uberbhck gtbt: Leon 
l,oliakov: Die Geschtchte Jes Anusemttismus. Worms: Georg Heintz 1977. 168 Zu Werner siehe: lorent. Curtius: Der politische Anttsemitt)ntU~ 
\·on 1907- 1911. ... J .• 1.0. (160) S. 110. 16~ Reichsgeldmonopol v. II. 2. 1899. 170 Zu Böckel siehe: Rüdigcr MJck: Otto Böckel und d1e lnti· 
semttt~cltc Biluernbcwegung tn I lcs,en 1l:l87- 1894. ln: Neunhundnt ).1hre Geschichte der Juden 111 Hessen .... J.J.O. (6) S. 377 ff. 
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.,sozialen" Antisemitismus gegen .Juden und Junker" zu­
nächst erfolgreich war. 1887 gewann er das erste Reichs­
tagsmandant fiir die Antisemiten. Bemerkenswert ist. daß 
sich Böckel in der Mitte der 80er Jahre von Werner und 
dem Kasseler Reformverein trennte und dem "sozialisti­
schen" Lager des Antisemitismus zuwandte, während 
Ludwig Werner polirüch der konservativen Richtung des 
Hofpredigers Stöcker zuneigte.171 Ludwig Werner, der 
noch 1907 dem Reichstag angehörte und erst 1925 ver­
starb, wurde von den NS nie erwähnt, während man des 
.. Bauernkönigs" Otto ßoeckel mehrfach gedachte.172 Oie 
"soziale"' Komponente der antisemitischen Agitation 
Boeckels fand in den hessischen Landgemeinden wohl 
eher fruchtbaren Boden als die konservativ geprägte Ju­
Jenfeindschaft der Richtung Ludwig Werners.173 Bei der 
Reichstagswahl1907 konnten 17 antisemitische Abgeord­
nete Mandate erringen, 14 von ihnen verblieben im Reichs­
tag bis 1911. Die Hälfte dieser antisemitischen Abgeord­
neten wurde in Wahlkreisen des Regierungsbezirks Kassel 
gewählt: 174 Bindewalt (Alsfeld-Lauterbach): Herzog (Rin­
teln-Hofgeismar); Lattmann (Kassei-Melsungen); Lteber­
mann von Sonnenberg (Fritzlar-Homberg); Raab 
(Eschwege-Schmalka lden); Werner (Hersfeld-Roten­
burg); Köhler (Hospitant in Gießen); Böhme (Marburg). 
Sicher wird man die antisemitischen Parteien der Kaiser­
zeit weder ideologisch noch soziologisch ah dirtkll' Vor­
liiuftr der NSDAP betrachten können; zu einer politi­
schen Kraft wurden sie in keiner Phase.175 
Daß Antisemitismus als politisches Programm in hessi­
scben Wahlkreisen gleichwohl eine große An7iehungs­
kraft besaß, konnte aus dem Reichstagswahlergebnis von 
1907 entnommen werden. Darauf konnten zehn Jahre 
später die völkische Bewegung allgemein und die NSDAP 
1m besonderen unter veränderten politischen und wirt­
schaftlichen Voraussetzungen aufbauen. 
Die Anfange antisemitischer Agitation durch die NSDAP 
sind in Kassel schwer zu datieren. Nur wenige verstreute 
Meldungen sind überliefert: 1925, anläßlich des Volksent­
scheids, hängte der Antiquitätenhändler Oolpsberg ,.anti­
semitische Hetzblätter schlimmster Art" in seinem Schau­
fenster aus.176 

Auch 1926 und 1927 wurde weitc,hm über Versuc.he 
Dolpsbcrg~ berichtet, antisemitische Liter.ttur. u. a. den 
"Illustrierten Beobachter" in K..tssel Zl! verkaufen 177)927 
k:Jm es aufgrund einer Anzeige des Ccntr.1lvereins deut­
scher Staatsbürger jüdischen Gl.lUbcns zu einem Verfah­
ren gegen Oolpsberg wegen .,Aufre1zung LUm Klassen­
half'. Der Angeklagte wurde von Rechtsanwalt Dr. Ro­
land Frei!ilcr vertreten, der die Verhandlung nutzte, um 
,.die Juden. die um knechten, die um knuten", zu denun­
w~ren.t7~ E~ mehrten sich dit> Fälle, be1 denen Vertreter 
jüdischen Firmeninhabern die: Lidtrung verweigerteil 
oder jüdische Arbeitnehmer mit antisemitischen Begrün­
dungen nicht etnge~tellt wurden. 1929 wurde ein Mann 
von einem SA-Truppführer niedergeschlagen, weil er mtt 
einem jüdischen Mädchen tanzte.179 1930 wurde derjüdi­
~che Geschäftsmann Alben Salzmann beschimpft und 
blutig geschlagen.180 Im gleichen Jahr mißhandelten Na­
zis einen jüdischen Künstler derart, daß er mit gebroche­
nem Arm durch die Sanitäter ins Kmnkenhaus gebracht 
werden mußte .l81 Jm Sportverein Kurhessen wurde der 
Jlldt~ch~ H.wdball-SdtiedsiH .. htet ~JIIy Buch bc­
schim pft.182 Im August 1931 kam es 1m Dorf Wenders­
h.1Usen bei Witzenhausen zu einem Gewaltakt gegen Ju­
den, der weites Aufsehen crrcgtc:. 1113 Der Jung-,üdische 
Wanderbund Brith Haohm hidt vom 2.-5. August aufder 
Burg Ludwigstem em Bunucstrdfw ab. an dem aut.h Ju 
gt'ndliche aus Ka~sel tcilnahmcn.l84 Eine Gruppe der 
Teilnehmer war in einer Scheune in Wendershausen un­
tergebracht. Während einer Abschiedsfe1cr am 4. August 
Ln der Gastwirtschaft Apel in Wendersh.tusen überfiel ein 
Trupp der Witzenhäuser NSDAP- uberwu:~gend Schüler 
der Kolonialschule in Wit7.enh.1Uscn bereits in der 
Scheune schlafendeJugendliche und verletzte einige von 
ihnen durch Schläge und Stemwürfe schwer. Anschlie­
ßend flüchteten die Täter durch die Werra. 
Im darauffolgenden Prozeß wurden 14 Personen vor dem 
erweiterten S<-höffengericht wegen Landfriedt>nsbruchs 
verurteilt. Es stellte steh heraus. dag die Tat er unter ande­
rem mit einer Pistole bewaffnet waren und den Überfall 
sorgfaltig geplant hatten. Neu11 Personen wurden wegen 
Waffenmißbrauchs und Landfricdt'nsbruch:. zu Gefang-

111 Zu Stöcker s1ehe: W Jlter Fr.~ nie: Holprcdt~cr AJolfStötkcr unJ thc c.ltmtlttb·sOt.ldle Bewegung. I hmburg: t!Jmt'.llische Verl.JgsJmult ( 1935). 
(Fr.lllk war Nationalsozialist). 17J Kurhesmt.hc L.mJeszeitung. Nr. 139 v. 18. 6. 1937. 171 Böcke! führlc .tl\ emcr der emen RelchstJgskdnchd;tten 
einen .modernen• Wahlkampf mit huntlerten von Wahlversammlungen, Plakatanschlägen unJ H.mJr.cttdJu\tcdungen Jn tl1c Bevölkerung. Auch m 
der Wahlp10pagandd ist er em Vorb1ld fLr dH~ NS gewesen. 174 Zusammengestellt nach Augahc.-n Ju~: Loren7 Curuus: Der pulHisehe Antisclmtis· 
musvon 1907-1911. ... a.a.O. (160). 115 Zur FrJge der Konunuität des deutschen Anti~emitismus siehe: Shulamil Volkov: Kontiuuit:il und Diskon· 
tinuität im deutschen Antisemitismus. In: Viertclj~hresschrift fiir Zenge~chichtc H"$ von Kari-Dietrich Bracherund Ham·Pcte1 Schwarz. 33. Jg. 
1985. Heft 2, April. 176 Jüdische Wochenzeitung tlir K.lssd, Hessen und W.1ldeck. ~ Jg. 1926. Nr. 24, S. 4. 177 Jüdische WochcuLeitung für Kassel, 
IIessen und Waldeck. 3.Jg. 1926. Nr. 48, S. 7, 8. 11~üdische Wochenr.eltung fiir K.usC'I, Hes~en und W.tldeck. 4/tt· 1927. Nr. 24, S. 5. l7Qjüdische 
Wochenzeitung fiir KAssel, Hessen und W.tldeck. 6. g. 1929. Nr. 43, S. 5. 180 jüd1~che Wochenzeitung fiir KAsse, I {emn und W,1ldeck. 7. Jg. 19 .~0. 
'llr. 45, S. 4. 181 Jüdische Wochenzeitung fur !<.asse , Hessen und Waldnk. 8.Jg. 19.~ 1. Nr. 49 S. 5. 182 Jüdische Wochc:nzCIIung !Ur K.assd,,He~~.en 
und Waldeeie 8.Jg. 1931. Nr. 43, S. 5. 181 Bcm.htct wurde m der regJOni&lcn und übeNegJc.>nJ!en Presse, cmgehend dokumen11ert wurde der Uberfall 
mt K.as)de1 Volksblm. lt.i Staatsanwalr.schJft bc1 dc:m Landgwcht in Kassd Suaf\J1.he gegen L.utgebckrn.mn und GcnO))Cn wegen LJndfnedcm· 
bruchs. 3.). ~36/31. 
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msstrafen veruneilr. Im November 1932 wurden dte 1 äter 
;1mnestiert. 1933 wurde die bei dem Überfall beschlag· 
nahmte Pistole an die NSDAP in Witzenhausen zurück· 
gegeben. Die Organisation und brutale DurchHihrung des 
ÜbertaUs auf die Juden war neu und hatte eine breite Ern· 
pörung hervorgerufen. Dtc Presse verfolgte die Verband· 
lung mit grof~cr Aufmerksamkeit.l85 
für die K<~ssder Juden hatte dieses Ereignis noch einen an· 
deren wtchtigen Aspekt, den der Nebenkläger, Rechtsan 
walt Kugelmann :~m Kassel hervorhob: der Angriff war 
nicht offen, sondern heimtücki.~ch ertolgt. und die jüdi· 
sehen J ugcndlichen hatten dte Angretfer schließlich in die 
Flucht geschlagen: " .. .Im Gasthaus in Wendershausen ... 
fragten die Älteren der ßrith H.10lim: Warum haben die 
Angreifer thre K.tmpfcslust nicht ihnen gegenüber bewie· 
sen? W.trum smd dte fetg~o.· vorbeigest:hlichen und haben 
sich auf dieJüngsten gcstürzt? Ist d.:1s clc:r I leldenmut, den 
,Deutschl.111ds Erneuerer' tm Dntten Retch bewähren 
wollen? Ste la\sen sic.h in Jte Werra treiben, in dem Au· 
genblick, in dem jüdi~che junge Leute zeigen, daß sie sich 
ehrlich wehren wollen ... "186 
Antisemitismus war der Teil nationalsoztaltsttscher Welt· 
anschauung, den dte Naz1~ tn Zc:itc:n, in denen sie weder 
über Massenmedien noch über st.ukc Autmarschtruppen 
verfügten, unmittelbar und werbewirksam vertreten 
konnten. Er gab ihnen neben den vereinzelten Venamm· 
Jungen und Auftritten im Stadtparlament Gelegenheit, 
öffentlich Aufsehen zu erregen. Dies geschah insbesonde· 
re durch pcrsönlicht> Angriffe auf Mitglieder der jüdi· 
~chen Gemetndc:. Bi~ m dte Anfänge der dreißiger Jahre 
h.1ben sich ) uden cbg.egen gewehrt und wurden von 
Nichtjuden untcn;tützt, wie die folgenden Beispiele bele· 
gen. ln betJen Fällen geht e~ urn d1e Per~ou von Oswald 
Freisler.ll<' 
.. Mitte August 1928 saß der Angeschuldigte eines Abends 
in der Tanzdiele des Hotels Schirmer zu Kassel an einem 
'J isch mit :.einer Frau, einem Herren und einer anderen 
Dame. Am Nebentisch saß eine Gesellschaft, bestehend 
aus dem Facharzt Dr. Gossmann aus Kassel, seinen beiden 
Schwestern, dem jüdischen BankierWertheim aus Kassel, 
einem Amtsgerichtsrat und einem Herrn Ackermann. 
Man unterhielt sich darüber, d.1ß letzterer sein Auto, ei­
nen Chryslerwagen, umtauschen wollte, und ~prach, da 

Ackermann schwerhöng ist, etwas laut. Im Laufe der Un­
terhaltung machte der Bankier Wertheim zu Dr. Goss­
mann gewandt dem Sinne nach die Bemerkung, es sei V:t· 

terliindischc Pflicht, daß ein Deutscher nur deutsche Wa· 
gen kaufe. Wie die Beteiligten ihre Plätze inneh;ltten, sag· 
te Wertheim diese Worte auch in der Richtung nach dem 
Platz des Angeklagten hin_ Letzterer besitzt selbst einen 
.msländischen (Chrysler) Wagen und behauptet, Wert· 
heim könne die Bemerkung nur mit Rücksicht auf ~einen 
Wagen gemachl haben. Der Angeschuldigte, welcher als 
Antisemit bekannt ist, sagte nun in lautem Tone zu dem 
an seinem Tische sitzenden Herrn, ob er nicht wisse, daß 
tn Berlin die meisten Juden ausländische Wagen fuhren. 
Er gibt selbst zu, diese Worte bewußt als Erwiderung auf 
die Bemerkung Wertheims gesagt zu haben. Der Ange· 
schuldigte sagte auch noch, es sei ganz einerlei, welche 
Wagen Ausländer f.1hren. Die Folge dieser Bemerkung 
war ein Wortwechsel zwischen Dr. Gossmann und dem 
Angeschuldigten, in dessen Verlauf Dr. Gossmann auf· 
stand, zu dem Angeschuldigten hinging und ihn auffor­
derte, mit ihm hinauszugehen, um draußen die Untern~· 
dung fortzusetzen. Der Angeschuldigte lehnte diese Auf· 
forderung ab, woraufDr. Gossmann ihm in lautem Tone 
sagte, dann sei er ein Feigling. Der Angeschuldigte hat auf 
diesen Vorwurf weder an diesem Abend noch später etwas 
veranlaßt. Auf Anregung von Dr. Gossmann und Wert· 
heim ist später von dem GeschäftsfUhrer des Hotels Schir· 
mer dessen Besuch verboten worden."l88 
Der zweite Fall behandelt dte Auseinandersetzung zwi· 
sehen den Anwälten Oswald Freisler und Julius Dalber~ 
im Jahre 1928. Vorauszuschicken ist, daß Oswald Freisler 
bereits vor dem Ehrengericht verurteilt war, weil er durch 
Beleidigung versucht hatte, "den gegnerischen jüdischen 
Kollegen in den Augen des Gerichts herabzusetzen". In 
dem vorliegenden Fall traten Freisler und Dalberg als Pro­
zeßgegner vor dem Amtsgericht Kassel auf. Es entsteht 
das Bild von verfeindeten Anwälten, die neben der Streit· 
sacheihre politischen und persönlichen Grundhaltungen 
verfechten. Ein Auszug mag das verdeutlichen: "Der am· 
tierende Richter hatte den Eindruck, daß der Angeklagte 
B (Freisler, W. P.) über die Schulter weg in herabsetzender 
Weise zu dem Angeklagten A (Dalberg, W. P.) hin sprach. 
Der Angeklagte A blieb während der Verhandlung bis zu-

185 Jüdische Wochenzeitung tUr Kassel, Hessen und Waldeck. 8. }g. 193 L Nr. 31 S. 9 18o Das Kasseler Volksblatt rügte die Untersuchungsfiihrun~ 
und bemängelte, daß dt"r V crtetdiger Dr. Roland Freisler vor der AuflcJJrung des Sachverhaltes m1t dem Beschuldigten sprechen konnte. Es wurde die 
Erwartung gdußerr, »daß die .. 1u~ bes~ercm Hause stammenden Kolonialschüler' nicht anders beh3ndelt würden w1e die ,Proletarier'ft. (Kassekr 
Volbbbtt vom 8. 8. 1931 Nr. 183). 18? Oswald Frerslerwar als Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht in Kassel seit 1924 eingetragen und betrieb zu 
~Jmmen mit seinem Bruder Roland Frc1sler eme Anwaltspraxis 10 Kassel. Be1de Brüder traten früh in .~e NSDAP ein. Einfluß in der Kasseler NSDAI' 
crl.tn~te OswJlJ hetsler nu:ht.ln wemg,ten~ dret Fällen wurde Oswald Fre1slerwegen beleidigender Außerungen gegen Juden vom Ehrengeriebt ver­
urteilt. tss Zcntt.ill"> StJJbarchiv PohJ.rm. Bestand bhrengen<-huhof Nr. 2070. Ehrengenchtllchc Str;~fsache gegen den Rechtsanw.1lt Dr. Q,w31d 
Freisler 10 KJs~el. 
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Ietzt ruhig und beschwichtigte auch mchrf.1ch den Beklag­
ten, als dieser erregt dazwischen sprechen wollte. Als der 
Angeklagte Beinmal äußerte, daß die von dem Angeklag­
ten DaJberg vorgebrachten Behauptungen aus der Luft ge­
griffen seien, antwortete der Angeklagte: ,Die Luft, aus der 
1Ch greife, 1st wenigstens rein' oder .ist reiner als 1hrige', 
und als der Angeklagte A zu dem Angeklagten B sagte: ,Jch 
könnte Ihnen draußen noch viel mehr sagen' erwiderte 
1hm der Angeklagte B: ,Mit einem Mann, wie sie s1nd, un­
terhalte ich mich nicht' oder äbnlith." 
Die Auseinandersetzung steigerte sich. Dalberg und Freis­
ter warfen nach Schluß der Sitzung gegenseitig ihre Akten 
auf die Erde. Dalberg sagte dabei zweimal zu Freisler: ,.Be­
nehmen Sie sich nicht wie ein Tier"'. Freisler forderte Dal­
berg daraufhin auf, mit ihm vor die Tür zu gehen. Auf 
Jem Korridor versetzte Freister Dalberg zwei Schläge. Die­
ser hielt Freisler daraufhin mit den Worten fest: "Ich bin 
der Stärkere, wenn ich jetzt schlagen würde, wäre ich in 
Notwehr." Die Streitenden wurden getrennt, Freister fest­
gehalten. Als man ihn losließ, stürzte er sich noch einmal 
.tUf Dalberg und versetzte ihm einige Schläge. Der Streit 
wurde von einer großen Anzahl .,Beamter und Rechtssu­
chen der" beobachtet. Das Ehrengericht stellte fest, daß 
Oalberg sich eines schweren Verstoßes gegen die kollegia­
len Pflichten des Anwalts schuldig gemacht hatte, indem 
er Freister beleidigte, und verurtetlte ihn zu emem Verweis 
und 300,- M Geldstrafe. Freister wurde wegen Verletzung 
der Würde des Anwaltsstandes in einer unerhörtenWeise 
zu einem Verweis und 1000,- M Geldsuafe verurteilt. Von 
einer Ausschließung Freislers aus der Anwaltskammer, die 
beantragt war, sah das Ehrengericht ab, da er sich in einem 
"Zustand höchster Erregung befand" .189 

Beide Angeklagte legten Berufung ein und entschuldigten 
tbre Handlung mit Erregung. Bei Freisler wurde diese 
anerkannt, seine leichte Erregbarkeit war stadtbekannt. 
Bei Dalberg dagegen konnte keiner der Zeugen bekunden, 
daß er merklich erregt gewesen wäre. 
Beide Rechtsanwälte hatten sich gegenseitig gereizt, wohl 
hoffend, der Gegner würde sich zu einer unbed;lchten 
Äußerung oder Handlung vor Gericht hinreißen lassen 
und seinem Ansehen schaden. Dalberg könnte von An· 
fang an auf Freisters Erregbarkeit gerechnet und ihn zu 
den Handgreiflichkeiten herausgefordert haben. Daftir 
spricht sein besonnenes Auftreten, was ihm zu jedem Zeit­
punk-t des Prozesses bescheinigt wurde. Hatte er auf eine 
Entlassung seines Gegners aus dem Anwaltsstand gehofft, 

was sicherlich nicht nur einen beruflichen Abstieg Freis­
lers, sondern auch emen politischen Schlag für die Natio­
nalsozialisten Kassels bedeutet hätte, so war er dJe~em Ziel 
sehr nahe gewesen. 
Diese Formen des verdeckten oder offenen Radau-Anttse­
mitismus dtenten. wtc d1e Aufrn11c Roland Freislcrs vor 
Gericht oder in der Stadtverordnctenversammlung, der 
öffentlichkeitswirksamen Werbung für die NSDAP! 
D.1sjahr 1930 brachte neue und für die: Juden gefahrliehe 
Formen des Antisemitismus. M1t dem Auf~Lteg zun:wcit­
gro{~ten Partei in der Wahl vom 14. Septembc:r wuchsen 
die Nation.ilioz1ahsten zu einer bedrohltchen Kratt. 
Mit der wöchentlic-h t:rscheinenden Partei;,;citung "Der 
Sturm" vcrl ugten ~ie J.u ßerdcm ers1 mals über ein reg1ona­
les Propagandainstrument, Jas s1c zur antisemitischen 
Agitation nutzen konnten.1 90 Seit dem 1. Dezember er· 
st:hien die in "Hessischc Volkswncht" umbenannte Zei· 
tung täglich. 
Bei der Werbung für da~ Parteiblatt rekurrierte der V crlJg 
ebenfalls auf die antisemitische Bewegung der 90er Jahre, 
,. ... Der gewaltigen Bedeutung unserer Bewegung muß 
nun der Ausbau unserer Presse augepaßt werden. Ntcht 
gute Worte oder der W ahlzettel, sondern dir Tattzllrm ul 

entsclmdent!! Denkt an das rraurige Ende von Otto ßoukrl 
und seine Bewegung! Es i~t Pflicht jede~ nation.1lsozialisti· 
~chcn Wählers, sofort die arn 1. Dezember erscheinende 
Tageszeitung ,Hessische Volkswacht' bei der Post zu be· 
stellen ... 
Wir bieten Euch: 
Grußr Politik im Spirgd drs Nalwna/Joüalistnu.t 
Untablllllmg und Rommu b1 tlcutschan Grisl. 
WirtsdJiljtliche ßetracbtung tlurrh du nichtjiidisdu ßrillr ._f,t' 

ubt.n. 
SportnaciJrichtcn, Bilder.lvlarlabuicbtr usw., ritten /lnztlgtm· 
teil, in dc:m jüdische Geschähe keinen Platz haben, unab­
hängig von den jüdischen Anzeigcn.ll!fträgen werden wir 
ic:derteit das Kind beim richtigm Namm m:nnen/ ... 191 

Spezialisiert hatten sich die Redakteure dJbei auf Meldun· 
gen über Denunziationen und die Ausbreitung von ,.Tat· 
sachen", um Prozessegegenjuden 10 Gang zu setzen, oder 
aber auf reißecisehe Prozeßbenchte. Die Berichte waren 
nicht selten haltlos, und die Zeitung mußte Gegendarstel· 
Iungen abdrucken, die dtn Ruf aber nicht schädigen 
konnttn. Wichtig waren die veröffentlichten Beschuldi­
gungen. Die Hessische Volkswacht stellte diese antlsemt­
tischen Ausfälle als .,unabhängige" Berichterstattung cla1 

•~9 Zentrales Staatsarchiv Potsdam. Best;md: Ehren~cucht~hof. Nr, 2018 EhrtngcndHIIlhc Strafsache !jCj;Cn I dtn Rcdth~nwJh luLus Dalberg 
111 Kassel und 2. den Rechtsanwalt Dr. o~wald Frci~ler m .K.md 190 Vgl Anm 15. 1'•1 Hc:~sisl·hc Vollow.scht. l.J~. Nr 40 v. i4. 11 1930 
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und warf dem nationalen Ka~sder Volksblau vor, daß es 
Anzeigen von Juden veröffentliche. Das sozialdemokrati­
sche Kasseler Volksblatt wurde nls "Warenhausgeneralan­
Geiger" be7cich net .192 

Die Hessiscbe Volkswacht profilterte sich .1ls c~ntisemiti­
sches Radaublatt. Gegendarstellungen benutzte sie, um 
mit eigenen Gutachten ihre Berichterstattung zu unter­
mauern und den Gegenstand noch länger in der öffentli­
chen Diskussion zu h.tltcn. Die meisten Artikel waren 
anonym verf:1ßt, fur .1ndere war der Schriftleiter, 
u. a. Wolfgang ßergemann, verantwortlich.l93 
Antisemitische Propaganda wurde auch auf den zahl rei­
Lhen Parteiversammlungen verbreitet. Wolfgang Berge­
mann, Roland Frei!.ler. Rudolf Likus. Gustav Bernhardt 
und seit 19.U Alfred Rosenthai sind hier .tls Redner zu 
nennen. Airred Rosenthai war der Spezialreferent der 
NSDAP für Religionsfragen und Freimaurerei.194 Rosen­
thai, von Beruf Apotheker, trat als Talmudforscher auf. Er 
unter~ch1ed sich 10 seinen Referaten und Artikeln von set­
neo Rednerkollegen durch Gelehrtenhabitus und sektie­
rerische Verbohrtheit, die ihn zu Jbstrusen Thesen in den 
Bereichen der Symbolik und Semiotik brachte, die auch 
von gutwdllgen Zuhörern als Hirngespinste angesehen 
wurden. 
Auf einer Versammlung 1m Juni 1932 in Rotenburg über 
.. T Jlmud und Symbolik der Freimaurerei" hatten Juden 
ob ~emer Anschuldigungen Rednerrecht verlangt, um auf 
~eine Ausführungen zu antworten. Da ihnen "die Ehre 
einer Diskussion" nicht gegeben wurde, beriefen sie eine 
eigene Versammlung unter Leitung des Rabbiners Neu­
haus am nächsten Tag ein. 
Diese Gegenversammlung. bei der eine größere Anzahl 
von NSDAP·Mitgliedern - die Hessische Volkswacht 
~pr<Jch von 50 Ofo der Zuhörer- anwesend war,195 endete 
mit emem Mißerfolg für d1e NS. Solche Gegenversamm­
lungen wurden Jedoch sehr sdten von jüdischen Gemein­
den veranstalret. Die Entgegnung auf den NS-Versamm-

Iungen mußte Rednern der Arbeiterparteien überlassen 
bleiben. 
Zentrum der jüdischen Abwehr war, wie schon berichtet, 
der Centratverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glau­
bens. Er brachte Beleidigungen und tät]iche Angriffe auf 
Juden zur Anzeige. fuhrte Versammlungen in den Ge­
meinden durch, in denen die Lage und das Verhalten der 
Juden besprochen wurden. Die Aktivitäten des Reichs­
bunds jüdischer Frontsoldaten waren ähnlicher Art. Es 
gab Versuche, den Boykottaufrufen der NS gegenüber den 
jüdischen Betrieben einen Boykott der Gemeindemitglie­
der gegen die Geschäfte von Nationalsozialisten entge­
genzusetzen.196 Gleichzeitig wurde dazu aufgerufen, Ge­
schäfte von Juden zu bevorzugen. 
Es gab also jüdische Gegenwehr gegen die antisemitisch~ 
Bedrohung durch die NSDAP. Sie bestand jedoch vor al­
lem in der Stützung aller Gegner der Nationalsozialisten. 
Ganz allgemein läßt sich eine politische Zurückhaltung 
der Juden in Kassel feststellen. Zu den politischen Arbei­
terparteien fehlten aufgrund der spezifischen Klassen~ 
Struktur der Juden nahe Verbmdungen. 
Ausnahmen waren die Mitglieder der SPD und die aus der 
Jüdischen Gernemde ausgetretenen Mitgbeder der K.PD 
und des TSK. Dr. Adolf Hohenstein, Mitglied der SPD, 
war Polizeipräsident in Kassel seit 1928. Sein entschlosse­
nes Auftreten gegen die Nationalsozialisten machte ihn 
7.U einem der am meisten gehaßten Beamten in Kassel. 
L932 beim "Preußeos<..hlag" wurde Hohenstein zusam­
men mit dem Oberpräsidenten Haas in den Ruhestand 
versetzt.l97 Eine Anzahl von Kasseler Juden soll auch im 
Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold organisiert gewesen 
sein. 
Oie Juden waren als .1ssimilierte Bürger dar.lUf angewie­
sen, daß man fur sie eintrat. In einer breiten Massenauf­
lehnung hätten :lUch sie ihren Beitrag geleistet. Für eine 
gesonderte Aktion, gar f'ur einen isolierten bewaffneten 
Widerstand, fehlte jede Voraussetzung. 

Die Verfolgung der Kasseler Juden in der NS-Zeit 

1933-1935 Der Angriff auf die Existenz der Juden 

Am JO.Januar 1933 wurde AdolfHitler ReichskJnzler, die 
Machtergreifung war damit aber nicht beendet. Die sofort 
einsetzende, im Hinbhck auf die Wahl vom 5. März 1933 
besonders brut.1l geführte Unterdrückung und Verfolgung 
der politischen Gegner wurde begleitet von einem Schlag 

gegen die in Deutschland lebenden Juden. Terror unJ 
Sondergesetze, probate Mittel zur Stabilisierung der 
Macht der Nationalsozialisten, dienten auch der Verwirk­
lichung an tisemitischer Zielsetzungen von Partei und 
Staat.198 Gewissermaßen im Schatten, den die Kämpfe 

1~2 H(SSISCh~ Volksw.lcht. .l)g. Nr. n V. 2/3. 4. 1931 Nr.ll8 V. 10. 6. 1932. 19J 1931 wurde BergemJnn ~ufgrund eines AufsJtze~ ln der Hessischc:n 
Yolkswac;ht w{'gcn Rcligiombe~thimpf\lng vcruncill (Jlldi~thc Wod1enzeitung filr Kassel, Hessen und Waldeck. 8. Jg. 1931, Nr. 30 S. 4. 194 Zu 
Restothai ~ichc auch S 206 dieses BeltTags. IYS Hcss1sche Volkswacht. 196 Jüdische Wolheozeitun~ filr Kassel, Hessen und Waldeck. 6. Jg. 1929 
Nr. l5 S. 7 ,.,, Vgl KJsseler Post v 22. 7. 1932. 198 Vgl. dazu BeitrJg von D. Krause-Vllmar: Httlers Machtergreifung in der St~dt Kassel. 
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der ,.nationalen Revolution" warfen, wurde mit den Juden 
.. abgerechnet". Die Bürgerkriegsatmosphäre konnte eher 
;lls Erklärung für die Mißhandlung jüdischer Bürger her­
halten als Jas propagandisusche Schreckbild vom jüd1sch-

bolschewJsuschen Weltfe•nd, Jas keinen Bezug zur Wirk­
lichkeit enthielt. Terror und Sondergesetze liefen nicht 
getrennt nebeneinander her, sondern standen in vielfci.lti­
g.er Bezieh ung.l 9~ 

Terror gegen die jüdische Bevölkerung 

Die Situation in Kassel 

Am Abend des 30. Januar 1933 zogen Tausende von Na­
tionalsozialisten mit Fackelzügen durch die Kasseler fn­
nenstadt, um ihren Sieg zu feiern. In der gleichen Nacht 
kam es zu den ersten Ausschreitungen gegen KJsscler Ju­
den. In den Straßen wurden antisemitische Lieder gesun­
gen und Läden jüdischer Geschäftsleute demolien . .ZOO 

Ob diesen ersten judenfeindlichen Ausf:illen weitere T:i t­
lichkeiten in den nächsten Tagen folgten, ist nicht be­
kannt. Der massive Einsatz von Geheimer Staatspolizei, 
SA und SS wandte sich in diesen er<;ten Wochen gegen po­
litische Gegner, vor allem gegen Anhänger der linken Par­
tcien,201 unter ihnen natürlich auch Mitglieder, die von 
den NS als Juden verfolgt wurden,202 wie z. B.: Kurt 
Engelben (SPD), Adolf Hohenstein (SPD), August Cohn 
(KPD), Erwin Cohn (KPD), Julius Loeb (KPD), Julius 
Oppenheim (KPD), Ruth Haller (KPD), Willi Sthiftan 
(KPD), Dr. Erich Lewinski (ISK). 
Bei den genannten Personen ist die Verbindung zum Ju­
dentum zumindest durch längere Mitgliedschaft in der jü­
dischen Gemeinde oder durch das Elternhaus gegeben. 
Die Begrifflichkeit der Nazis, die nach ihrer rassischen 
Definition weit mehr Personen diffamierten, wurde nicht 
übernommen.203 
Bemerkenswert ist, daß eine besondere ..,Behandlung" dJe­
ser oben aufgeführten politischen Gegneraufgrund ihrer 
Jüdischen .,Abstammung" durch Polizei oder Gerichte 
tn den ersten Jahren des Regimes nicht nachwei!>bar ist 
und auch in Gesprächen mit Überlebenden verneint wur­
de,204 
ln dem Verfahren gegen Oppenheim vor dem Oberlan­
desgericht in Kassel wegen Vorbereitung zum Hochverrat 
heißt es, daß er "Sproß einer geachteten Ka-;seler F.tmilie" 

sci . .ZOS Eine Dlffamterung von Oppenheim oder seiner Fa­
milie .tls Juden läßt sich nicht feststellen. Das Wort Jude 
taucht im Zusammenh.mg mit seiner Verurteilung mcht 
auf. 
Die ;lnti~emiti~che Propagand:t intcn~ivicnc m1t dem 
30. I. 1933 ihre herJbsetzenden Angrifle auf Jie jüdische 
Bevölkerung. In der "Hessischen Volkswiltht" wurden 
von Februar bis April1933 50 HetzJrtikcl Jbgedrutkt, vie­
le diffamierten mit voller Nennung dc\ N:~mcns Juden aus 
Kassel und den umhegenden Gcn1cinden.20f. Die antise­
mitische Prop<~ganda wJr gesteigert worden. Insgel>,tmt 
hJttc sie Jbcr im Kanon der judenfeindlichen Aktionen an 
Bedeutung verloren. Sie war nicht mehr alleiniger odc1 
h,tuptsächlicher Träger des Antisemitismus, sondern nur 
noch ein Organ zu seiner Verbrettung. AnJerc Wlrk~ame 
Formen der Bekämpfung der Juden trJten 1lu zur Seite 
Der Auftakt des Terrors gegen die Juden in Kassel , eine 
Boykondemonstration am 9. März 1933, f.1nd nach den 
Reidut:tgswahlen und vorden Kommunalwahlen !>tatl. In 
cmem Artikel vom 10. 3. 1933 begründet die Hessische 
Volkswacht den Zeitpunkt: 
.. Nachdem das erwachende deutsche Volk, das den NJtio­
n.llsozialtsten am vergangeneo Sonntag ein überwältigen­
des Vertrauensvotum ausgesprochen hatte, in den verg:m­
gcnen Tagen die öffentlichen Gebäude Kassels mit Hakm· 
krr.u7ji1hnm versehen hatte, um zu zeigen, dJß Kassel mit 
seinen 55 000 nationalsozialistischen Wählern nun end­
!Jch Schluß macht rnit der Zeit der Tyr.mnci und gewillt 
ist, den nationalsozi.1listischen Forderungen zum Recht 
zu verhelfen, nachdem vom Gewerkschaftshaus, der roten 
Zentrale, nationalsozialistische Worlr rrklungen sind, die 
dem deutschen Arbeiter 7.eigtcn, wer seine lntere!.sen auf-

l~q Vgl. hierzu die Ausfiihrun~en von Ad.1m über Poliuk um! Ttm>t In: Uwc Dit'Uilh Ad:t.m:Judcnpollllk 1111 Dntten Rc1ch. U1wno~nder1ct N.tlh­
druc~ des erstmals 1972 erschteoenen Werke~. Düs)cldorf: Oro$tc 1979 (Arhcnäum·Droste·T .mhtmbuchcr; 7223: Geschichte) S. 4o fT. zuo frHc.:t· 
vaew mrt Frau Sophic Reckewdl am I I. 6. 1984. ZOI Vgl. dazu drc BcatrJgt' von Dietfnd Krausr·VilmJc Hitlcn Machtcrsrcifun~:~ 111 dc1 St.Jdt K.l, 
\d uud vonJörg Kammler: Wide~tand und Verfolgung- illegale Arbeiterbewegung, sozialistische SolidJrgcmcinschaft unJ J,l\ Vcrh.1lrm~ der Atbci· 
ttrschaft 2:um NS·Regime. zoz Während _die jüdischen Mitgliederder ,!<PD zum großen Teil bekanntsand, ~ibt cs.flirdie SPD kctnt' Jnnahcrnd sich~· 
ren Angaben. ZOJ So wurde Otto Schöny als Gegnerdes NS·Rcgames folgendermaßen gcbr.tndmarkt: Das 1st Schony: Der Rasse nach Jude, von Rela­
~ion Katholik, Zcntrumsmann, vor wenigen Jahren noch Redakteur, bis icttt stcllvertretcotlcr Polrzeipräsident. Und nun?" (Hessischc Volkswacht. 2 
jg. Nr. 272 vom 6. November 1931). l04 Interview mitJuhus Loeb am 18 9 1985 205 Staatsanwaltschaft ber dem Oberlandcsgcncht in Kassel 
OJ49/33 vom 29. 7. 193.~. Aus der Urteilsschrift gegen K.lrl Wloch und ~no~'cn . lO~o Zum 8mpid der Artikel .li.uJrstlu; rr~.:chhtit!" !\et:en den 
K.:!ufmann Max Mcyer. (lles~ischc Volkswadat. 4 .Jg Nr 88 vom 13.114. 4. 1933 S. 7). 
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richttg und wahrhaft vertritt, hat am gestrigen Donnerstag 
Kassel eine Dt'momtmtio11 11on u/tma Eindrittglichktit triebt. 
Dtesmal gmg es gegen das Warenhaus, ging es gegm die jü­
<.l.schen Geschäfte ... :·z07 
Der Boykott sollte nicht nur die jüdischen Geschäftsleute 
diskrtminieren und wirtschaftlich schwächen. Er diente 
auch zur Werbung von Wählern aus dem Mittelstand. 
Anders als die Aufrufe zur Meidung jüdischer Geschäfte, 
der sogenannte "trockene Boykott", zeigte die Demon­
stration vom 9. März eine schnelle Wirkung durch die Mi­
schung von Propaganda und unmittelbarem Zwang: SA­
Posten vor den Geschäften, Fotografieren von Menschen, 
dte die jüdischen Geschäfte betraten, Ansammlung "be­
drohlicher Menschenmassen vor den Geschäften". Als 
Folge mußten nm Nachmittag des 9. März 1933 die jüdi­
schen Inhaber ihre Geschäfte schließen.208 
Propaganda allein hätte das nicht vermocht. Dieser von 
der NSDAP gesteuerte Willkürakt, der äußerlich in "Ruhe 
und Ordnung" verlief, zog eine weitere Form der Gewalt 
n,1ch sich, die in Zukunft Bestandteil vieler Demonstra­
tionen war. die .,Einzelaktton". Jn der Nacht des 12. März 
1933 warten unbekannte Täter die Scheiben der Geschäfte 
tüdischer Inhaber ein. Darüber wurde in der Hessischen 
Volkswacht nicht berichtet. Es paßte nicht in das Bild der 
Ordnung, mit der die nationalsozi.1listische Volksempö­
rung vor sich zu gehen hatte. In den Landkreisen kam es 
ebenfalls zu Boykott:tktionen. ln Jesberg z. B. besetzten 
SA-Leute am 11. März 1933 die Ortsausgänge und die 
"Ortsmitte". Sie hatten "die Bevölkerung darauf aufmerk­
~am zu machen. nicht bei Juden zu kaufen, sondern tn 
deutschen Geschäften. Ferner sei ihnen jede Gewalt.ln· 
wendung verboten, sondern sollten das kauflustige Publi­
kum nur darauf aufmerksam machen. "209 

Nach den Angaben der Polizei wJr es während der Boy­
kottaktion "zu irgendwelchen Reibereien" nicht gekom­
men; "die Bevölkerung (nahm) diese Maßnahme still­
Khweigend, teils auch lächelnd zur Kenntnis".110 
Am 15. März 1933ließ der Gauleiter Weinrich in der Hes­
sischen Volkswacht eine Pressemeldung veröffentJichen, 
die m Wortwahl und Duktus an Primitivität kaum noch 
LU überbieten war . 
.,Warnung! Es häufen sich Mitteilungen, daß rassejüdi­
sche Blutsauger unter Anwendung verwerflicher Metho­
den und unter Ausnutzung der Unkenntnis weiter Teile 

besonders des ländlichen Handwerkerstandes Gelder zu 
erpressen versuchen, auf die die jüdischen Blutsaugerdem 
Rechtsempfinden nach keinerlei Anspruch haben. In Ber­
lin sind bei den zuständigen Stellen Schritte zum Schutz 
gegen diese Willkür unternommen worden. Die rassejüdt· 
sehen Blutsauger wollen sich gesagt sein lassen, daß in 
Deutschland eine nationale Revolution stattgefunden hat 
und daH die natjonalsozialistischen Träger dieser Revolu­
llon mit den allerschärfsten Mitteln die Ausplünderung 
des Bauern und des gewerbüchen Mittelstandes verhin­
dern und soweit erfaßbar das Vermögen der jüdischen 
Blutsauger für die den deutschen werktätigen Schichten 
unrechtmäßig zugefugten Schäden haftbar machen wer­
den. Wir sind nicht in Palästina, sondern in Deutschland. 
Über alle erpresserischen Übergriffe rassejüdischer Hals· 
abschneider ist sofort an die Gauleitung Mimilung zu 
machen. 
Für die Richtigkeit: 
gez. Friedrich gez. Weinrieb 
Gaugeschäftsführer Gauleiter-''21 l 
Solche Mitteilungen der Gauleitung waren Freibriefe f'Ur 
die örtlichen NSDAP-Giiederungen, und gerade in den 
Dörfern und Kleinstädten wurden die Juden in besonde­
rem Maße belästigt, unterdrückt und verfolgt. 
[n Kassel erreichten die antisemitischen Ausschreitungen 
am 24. und 25. März einen ersten Höbepuokt.212 An dte· 
sen Tagen verhafteten SA-Trupps Kasseler Juden. brach­
ten sie in ihr Lokal, die "Bürgersäle", und hielten dort eine 
An Standgericht ab. 
Zusammen mit anderen wurden die jüdischen Kaufleute 
Ball, Feuerstein und Strauss, der Bankier Plaut und die 
Rechtsanwälte Dalberg und Dr. Max Plaut mißhan­
deJt.213 

Ball, Dalberg und Strnuss wurden schwer verletzt. Max 
Plaut starb am 31. 3. 1933 an den Folgen der 
Mißhandlung.214 
Offiziell wurde den Verhafteten vorgeworfen, daß .,sie 
z.T. als geistige Urheber an der Mordsache Messerschmidt 
in Frage kämen, teils weil sie überhaupt mit der KPD sym· 
pathisiert und diese. wie der SA bekannt sei, auch finan· 
ziell gefördert hätten ... "215 

Nachweise für diese Behauptung konnten jedoch nicht er­
bracht werden. Die Begründungen waren beliebig. In Wirk­
lichkeit wurden die Juden festgenommen und mißhan· 

107 Hcssische Volkswacht. -I.Jg.Nr. 59 vom 10. März 1933. 208 Ebenda. 109 Staatsarchiv Marburg. 165/3982. Bd. IX. ltO Ebcnda. m Hessische 
Volkswacht. 4. Jg. Nr. 63 vom 15. März 1933. m Vgl. dazu: Jörg Kammler, Dierfrid Krause-Vilmar (Hrsg.); Volksgemeinschaft und Volksfeinde. 
K.assei1933- I945. Eine Do kumentation. Fuldabriick: Hesse 1984. S. 230 ff. 213 Eine wichtige Quelle für diese Ausschreitungen gegen Kasseler Ju· 
den J5t das Protoko ll d(·s Polizeipräsidenten in Kassel über die Mißhandlungen (Sta.Hsarchiv Marburg. 165/ 3982 ßd_ X). 214 Bbenda. m Eben· 
da. 
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delt, weil sie den Nazis unliebsam aufgefaJien waren als 
Rechtsanwälte, Musikkritiker, Kaufleute. Oie versred.'ten 
und offenen Drohungen aus der Zeit vor dem 30. Januar 
1933 wurden jetzt w:~hrgemacht. Der Kreis der von den 
Nazis gesuchten Juden war größer als die Anzahl der miß­
handelten Menschen. Einigen, wie Aschkenazy und Fi­
scher, gelang es, sich vor den Häschern zu verstecken, an­
dere, wie der Rech tsanwalt Julius Oalberg, liefen ihnen in 
dte Arme, als sie sich flir einen Verfolgten einsetzen woll­
tm.216 
Ausgefilhrt wurden die Mißhandlungen von SA-Lcutcn. 
Der Polizeipräsident war ständig unterrichtet, untcrn:~hm 
aber nichts. Gegenüber dem Regierungspr.lsidenten be­
~ndete er seine Untätigkeit damit, daß "wtrksame Abhil­
lc.' nur geschaffen werden könne, wenn man verhindern 
könne, daß überhaupt Zivilpersonen von SA-Leuten in 
die Bürgersäle gebracht würden. Das sei aber nur durch 
polizeilichen Einsatz möglich, der nötigenfalls die zu Ge­
bote stehenden Machtmittel (Waffengebraucb) anwen­
den müsse. Derartige bewaffnete AuseinJndersetzungen 
mit der SA seien aber bei der gegenwärtigen Situation völ­
lig undJs.kutabel, da die dadurch möglicherweise entste· 
henden Folgen unübersehbar seien."217 
D1e Gewalttaten wurden auch an den folgenden T agcn 
fortgese tzt, ihr Schreckensruf breitete sich aus. Wie 
~chwer die Mißhandlungen der Juden in Kassel im Ver­
l:leich zu anderen Orten im Deutschen Reich waren. läßt 
tlch schwer sagen. Oie emen Publikationen über die NS­
Greuel. die im Ausland erschienen, berichten jedenfalls 
\'On den Ausschreitungen in Kassel.218 Ausländische Kor­
respondenten brachten Nachrichten über das, was siege­
hört und gesehen hatten, in ihre Heimatliindcr. Im Aus­
land kam es zur Empörung, auch zu einem Boykottaufruf 
Insbesondere in den USA wurde dazu aufgefordert, deut­
sche Waren nicht mehr abzunehmen.219 
Ein Mittel, das auf dem Höhepunkt der Wirtschaftskrise 
Druck auf die deutsche Regierung ausüben sollte, rur den 
Schutz der Juden zu sorgen. Das Zid wurde jedoch nicht 
erreicht. Die Regierung verbat sich die Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten des deutschen Staates und 
leugnete die brutalen Akte ab. Oie lokalen Parteiorgane 
Iwangen jüdische Gemeinden zu Gegendarstellungen: 
.. Wir, die Unterzeichneten, die Gemeindeältesten von 
Melsungen, erklären hiermit, daß in ihrem Gemeindebe­
zirk Greueltaten irgendwelcher Art oder Schändung am 

Friedhof oder der Synagoge nicht vorgekommen sind. •uo 
Privatpersonen wie General Lettow·Vorbeck, der deut­
~che Pfadfinderverb.1nd, der deutsche: Ofiiziersverband. 
die lnteres~cnvertrelUng der deutschen Geflügelwirt­
schaft und eine Anzahl von Firmen nutzten ihre Verhm· 
dungen, um die Nachrichten zu dementieren .221 Jn Kassel 
verschickte ein ":~her Offi7icr .. vortormuliertc Bndc an 
Bekannte und Freunde in denen er versicherte. "daß an 
den ganzen Behauptungen autb ni ch l ein W;lhrcs Wort 
ist''.222 
Oie Maschincnbau·M"tiengesellschaft. vorrnal~ Bet.k & 

Henkel, in Kassel übergab au~ländischen Vertretungen ei­
ne Note, in der sie um Aufrechterhaltung der guten Ge­
schäftsbeziehungen bat: .. W1r halten es angesichts der 
St.hauemachrichten, welche JO der ausländischen Presse 
über in Deutschland stattgefundene J udenverfolgungcn, 
Unruhen und tiergleichen kursieren, für unsere morali­
sche Pflich t, Ihnen mitzuteilen, dJß diese Nachrichten 1n 
keinet Weise den Tatsachen entsprechen. Das geschäftli­
du~ sowie private Leben in Deutschland wickelt ~ith, 
nachdem die erstenTage der UmwäiL.Ung vcrgJngen sind, 
in vollkommener Ruhe :tb, und jeder ~eht seinen Gesch.lf­
ten uach . Die deutsdte Wirtschaft wünscht ntchts sehnli­
cher, als daß sich die Verhältnis!>e in DeutschliHH.I in dc1 
gleichen ruhigen Weise weiterentwickeln und so zum 
Nutzen unseres Landes das allgemeine Vertrauen in die 
Wirtschaft wieder hergestellt wird. Der ehrliche Wille 
hierzu sowie zur Aufrechterhaltung guter geschäftlicher 
und politischer Beziebungen mit dem Ausland ist überall 
vorhanden ... Es wäre sehr bedauerlich, wenn dieser durch 
Abwehrmaßnahmcn, :w wdchen sich du~ deutsche Regie­
rung infolge der antideutschen Propaganda im Ausland 
veranlaßt sehen könnte, beeinträchtigt würde. W1r wären 
lhnen daher dankbar, wen n Sie in diesem Smne auch in 
Ihrem Lande aufklärend wirken würden, da dies Hir den 
Handelsverkehr mit ihrem bnde nur von Vorteil sein 
kann und Sie damit auch der Wahrheit dienen. Hochach­
tungsvoJl"223 Dieses Schreiben ging an 76 Auslandsvertre­
tungen der Maschinenbau-AG, und obwohl eine Stellung­
nahme nicht verlangt war, erhielt die Firma von einigen 
Vertretungen Antwort. Eine davon soll hier wiedergeben 
werden. Sie zeigt in erschreckendem Maße, wo die Inte­
ressen der Handelspartner lagen, nicht bei den unter­
drückten Opfern des NS-Regimes, sondern bei der Auf­
rechterhalrung der gef.ihrdetcn Handc.'lsbeziehungen: 

~h Der Regierungspräsident m Darmstadt. Archiv der Wicdcrguunachungsbehörde. Alnc:}lllt\IS Fis< her K·9069·85·A·fl. W St.lJls.HChiv Marburg. 
165/3982 Bd. 10. 213 Br.~unbuch über Reichmgsbrand und Hitlcrterror. Vorwort von l.ordM.uley Basel: Universum Bücherei (1933). Deutschland 
vom Feind beset2t. Die Wahrheit über das Dntte Retch. Bilder und Dokumente J.U\Jmmengestdlt und her.1usgegeben vom lntemationa.Jc:n Antifascbt­
\tlschen Archiv. PJris: 1935. S. 230 f.. 219 Jn der Hessischen Volkswacht wurde ;u1ffihrhch über Boykottmaßnahmen im Ausland berichtet und pro­
p~gandlstisch zur Begründung eigener "Abwchrmaßnahmen" genutzt. (Hes\I)Chc Vollow.acht 4. Jg. Nr. 74 vom 28. 3. 1933). zzo Staats~rrhiv 
Marburg. 165/3982 Band JX. 221 Hessische Volk~w;acht. 4.Jg. Nr. 77 vum .II. J. 1933. 2ll StJJturchlv Mnburg. 165/39112 lhnd IX. WEbend:~. 
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.... Vom lnhaJt lhres Schreiben nahm ich K~nntnis. Ol:r 
wohl in unserem Lande von den Schauernachrichten 
nichts zu merken ist, werde ich gegebenenfalls aufklärend 
mitwirken. Das christliche (sie!) Ungarn steht ganz auf 
Seiten Deutschlands, zumal hier jedermann genau weiß­
weil am eigenen Leibe erfahren -was vom Kommunismus 
LU erwarten ist. Nötig w:.ire es aber, da{~ Deutschland sich 
nicht verschließe gegen die Einfuhr von Agrarprodukten, 
weil unser Staat nur dann mit Auslandsdevisen im Aus­
land bestellen kann, wenn man ihm selbst seine Produkte 
abnimmt. Heule beruht die Handelswirtschaft auf Gegen­
seitigkeit. Dies gehört nicht ganz zum Sroffe ihres Schrei­
bens, doch wäre zu wünschen, daß der Gedanke der ,Ei­
genwirtschaft' in Deutschland ni<.ht dazu führen möge, 
die Grenzen gegen jede Einfuhr zu schließen. I [ier liegen 
meine Bedenken, nicht auf der politischen Seite. Hoch­
achtungsvoUUl24 
Diese Versuche, den Terror der SA zu vertuschen und zu 
leugnen, stammten aus c.len Tagen vom 26. bis 31. März 
1933. Zur gleichen Zeir organisierte die NSDAP einen 
reichsweiten "Abwehrkampf' gegen dte ,.internationale 
jüdische Grcuel- und Boykotthetze"225 und bildete ein 
Zentralkomitee mit dem Gauleiter von Franken, Julius 
Streicher, ah Vor~itzenden.226 Dieses Zentralkomitee 
ordnete die Bildung von Aktionskomitees in jeder Orts­
gnlppe an. Sie sollten einen Boykott jüdischer Geschäfte, 
jüJisch~r Waren und jüdischer Rechtsanwälte am Sam­
stag, den l. April 1933, um 10.00 Uhr vorbereiten und 
durchfUhren. Den NSDAP-Ortsgruppen ging als Leitfa­
den ein 11-Punkk-Programm vom Zentralkomitee zu, das 
d1~ Akuon im emzelnen regelte.227 Am 31. 1. 1933 rief die: 
Ortsgruppe K.mei-Wcsl sämtliche Zellenwarte auf, noch 
.tm gleichen Tnge die genauen Adressen aller jüdischen 
Geschäftsinhaber, Ärzte, Rechtsanwälte und Grund­
stücksmakler bc1 de1 Geschäftsstelle abzugeben.22ll Die: 
Kreisleitung der NSDAP Kassel-Stadt teilte mit, daß 
~charfe Straßenkontrollen vorgesehen seien, und forderte 
Geschäftsleute in Kassel. Jie zu jüdischen Kaufleuten Ver­
bindung hielten, auf, sich nach ausreichendem Ersatz um· 
zusehen, denn "bei dem allgemeinen Volkszorn" !>ei nicht 
abzusehen, "ob die Betätigung jüdischer Rechtsanwälte, 
Ärzte, Kaufleute usw. überhaupt noch möglich sein wird, 
solange die Jüdische Greuelpropaganda im Ausland an­
dauert".229 

Am 31. M:irz und Jm 1. und 2. Apnl wandte sich Gauleiter 
Weinrich an die Bevölkerung des Gaues Hessen-Nass:m­
Nord, um noch einmal den Boykott zu begründen und da· 
rauf hinzuweisen, daß der Boykott ,.in aller Disziplin 
durchgefiihrt und gegen Elemente, die den disziplinierten 
Boykott der nationalen Bewegung in Mißkredit zu brin­
gen versuchen dadurch, daß sie gegen Juden tätlich vorge­
hen, daß sie Schaufenster jüdischer Geschäfte einschbgcm 
oder Plünderungen vorzunehmen versuchen, ... mit bar­
barischen Mitteln vorgegangen wird."230 
Die Worte waren verräterisch, Disziplin und Barbarei Ia· 
gen dicht nebeneinander. 
Am Freitagabend, dem 31. März, traten dann 400 SA­
Männer, 100 SS-Männer und 120 Hitlerjungen auf dem 
Ständeplatz an und zogen unter Führung des Gaufiihrers 
des Kampfbundes für den gewerblichen Mittelstand, 
Bernhardt, durch Kassels Straßen. Auf verschiedenen 
Plätzen hielt der Zug, und Bernhardt erklärte nochmah 
den Verlauf der Boykottaktion am nächsten Tag.Bl 
Damit waren die Vorbereitungen für den Boykott am 
L April in Kas~el abgeschlossen. Er verlief am nächsten 
Tag so wie bereits am 9. März. SA-Leute zogen aJs Wachen 
vor den gekennzeichneten Geschäften auf, Käufer, die die 
Geschäfte betraten, wurden fotografiert und angepöbelt 
Auf dem Opernplatz war als "Attraktion" ein "KonzentrJ­
tionslager für widerspenstige Staatsbürger, die ihre Ein­
käufe bei den Juden tätigen", aufgebaut, in dem ein Esel 
eingesperrt war, der die "unbelehrbdfen., Volksgenossen 
symbolisieren sollte. 232 
Schutz wurde den jüdischen Geschäftsleuten von der Poli­
zei nicht gewährt. Laura Fischer, die Ehefrau des Möbel· 
kaufmJnns Julius Fischer, der sich seit dem 24. März ver­
$teckt hielt und in dessen Wohnung und Geschäft Haus· 
suchungen durchgefuhrt wurden, alarmierte am Nachmit­
tag des 1. April das Überfallkommando und erhielt ein~ 
Verwarnung des Polizeipräsidenten in Kassel wegen unbe 
gründerer Anforderung der Polizei.233 
Der Boykott wurde am Abend des 1. April ausgesetzt.234 

An den folgenden Tagen wurden weder SA-Posten vor den 
Geschäften aufgestellt, noch fanden weitere Demonstra-
1 ionsmärsche statt. In vielen Geschäften wirkte der Boy· 
kott aber gleichwohl weiter. 
Diese reichsweit .:tngeorclnete und damit ordnungsgemä­
ße "Abwehraktion", mit der Partei und Staat ihre Verfu-

U4 Eben da .::z~ Vgl. Helmut GcJlSC"hd: Dac Verdrängung der Juden JUS der Wamc.hJ~t im Drattcn Re1ch. Göttin~en: Mustcrschm1dt 1966. (Gott an 
ger Baustctne wr Gest.hJchtswisscnschaft Bd. 38) S. 43 (f. Ub Hessasche Volkswacht. 4.Jg. Nr. 75 vom 29. März 1933. U7 Ebend.t. 1.1~ Hc~sischf 
VolkswJcht. 4.jg. Nr. 77 vom 31. Mär1 1933. 229 Ebcndo1. llO Hessischc Volkswacht. 4.Jg. Nr. 78 vom 1./2. Apnll933. m Ebcnd.t. m He~s1 
sehe VolhwJcfit. 4. k Nr. 80 vom 4. 4. 1933. 2.33 Der Re)iJCrungspräsident in Dannstadt. Archiv der Wiedert:utmachun~sbrhörde. Akte: Laurot Fi 
)tlter. K ·9073-9J·A-h 114 Der Boykott wurde zunächst ba'> zum 5. April!O.OO Uh1 .Jusgesettt, und danach mcht wieder aufgenommen. (llessisch: 
Volbw;acht 4. ]!;. 1'133 v J. 4. 1933.) 
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gungsgewalt über die deutseben Juden demonstriert und 
gleichzeitig die Einstellung des Abwehrboykotts angebo­
ten hatten, wenn die Einfuhr .,deutscher" W:tren ni cht 
mehr behindert würde,235 war eingebettet in zahlreiche 
vom Zentralkomitee nicht angeordnete Aktionen- emige 
aufgrund lokaler Befehle, andere spontan entstanden und 
angehängt, alle jedenfalls nicht öffentlichkeitsf:ihig und 
propagandaträchtig. 
Diese Einzelaktionen füllten Lücken der Unterdrückung 
und Verfolgung, die mit Propaganda und Boykottdemon­
stration nicht erreicht werden konnte: so durfte der .,ord­
nungsgemäße" Boykott nur gegenJudeo deutscher StJats­
aogehörigkeit gefuhrt werden. Die illegalen Aktionen 
wandten sich daher insbesondere gegen ausländische 
Staatsangehörige. Die Geschäfte von BaU, Aschkenazy 
und Fischerwurden durchsucht, Einrichtungen und Läger 
wurden beschädigt. Auch die Motive dieser Durchsu· 
chung und Zerstörung waren fur offuielle Stellungnah­
men ungeeignet. Es ging hier ersichtlich nicht um Ab­
wehr, sondern um persönliche Abrechnung. Beispielhaft 
seien die Ak-tionen gegen den Möbelkaufmann Julius Fi­
scher genannt. Zwei frühere Angestellte berichteten, "daß 
das Warenlager des Julius Fischer in den Monaten Marz 
bis Juni 1933 Plünderung und Zerstörung ausgesetzt war 
und zwar insbesondere von früheren Kunden ... , von de­
nen (er) in den Jahren vor 1933 unbezahlte Möbel wieder 
herausgeholt hatte, nachdem diese ihren AbzahJungsver­
pflichtungen nicht nachgekommen waren. Diese Kunden 
haben mit Wissen und Duldung der obrigkeitlichen Stel­
len die damalige Situation nach der Machtergreifungdazu 
benutzt, um sich unrechtmäßigerweise wieder in den Be· 
sitz der Möbel zu versetzen ... "'236 

Neben dem "trockenen Boykott", der in den Zeitungen, 
namentlich in der Hessischen Volkswacht, mit unvermin­
derter Heftigkeit weiter betrieben wurde, sorgten Einzel­
.lktionen dafür, daß auch nach der Erklärung Hitlers im 
Juli 1933, die "nationale Revolution" sei beendet.,237 die 
Ausschaltung jüdischer Geschäfte weiterging. Öffentlich 
propagierte Gauleiter Weinrieb eine langsamere Gangart 
in der Behinderung der wirtschaftlichen Tätigkeit von J u­
den: " ... im Hinblick auf die allgemeine Wirtschaftslage 
hält die Parteileitung ein Vorgehen mit dem Ziele, Waren­
häuser und warenhausähnliche Betriebe zum Erliegen zu 
bringen, für nicht geeignet. Dies würde Tausende von Ar-

beitem und Angestellten brotlos mac:hcn und :Gurn ,\ndc· 
rendie ~eitens der früheren Regierung verbürgten Kredite: 
~eta hrden. "238 

ln emem "RurHhchrciben an ,lllc Hauptabtetlungs·, 
Kreil>-, Ortsgruppen- und Stützpunktletttr'' Mellte der 
Gaugeschäftsführer Franke Jen Unterschied zw1schen 
den öffentlichen, durch den Gauleiter verkündeten und 
den weiterhul von der Partei verfolgten Zielen der Juden­
polittk hcr.iUs und gJb dtc M,mchrichtung füt den Gau 
Kurhem.'n an: ,.In der letzten Zelt ist wiederholt dte Beob­
:~chtung gemacht worden, dag einzelne Kreise bzw. 
Ortsgruppenleitungen in öflcntlichen Aufruten zum Boy­
kott judischer Geschäfte aufrufen. Au~ umer- und außen­
politischen laktischm Erwägungen 1st es angebracht, wenn 
derartige öffen rhche Boykolllllif.[ordmmgm. spez1ell 
M.ukt-und Mes~ereklameu usw., in Zukunft Jmlerhlll'hm. 
Dagegen ist der Boykoll dcruit angel,racht und nath Um­
ständen vielleicht auch viel wirkungsvoller, wenn in Orts­
gruppenversammlungen usw. darauf hin gewiesen wird, 
daß jüdische Geschäfte nach wie vor zu metden sind, aMh 
wmn in jiingsta Zt:it dtlS Reichswirt:.c:bajisministaium tm dit 
Rtgimtng, Stildirdie tmd öffmtlirhr Amta Grgrntriligt'J bc­
kann(grxebm htlf. für dte Partet-Reichsleitung ist immer 
noch d.1s alte Parteiprogramm gülug. Nach allgememen 
volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten ist die Enqudung 
der Wirtschaft durchführbar almt' tmgiimtigt Riit'kuJt·rktm.f!. 
.tuf den Arbeitsmarkt. Betriebscinsthränkungen dt·t vom 
Boykott betroffenen Firmen gleichen ~1ch durch Betrieb~­
belebung deutschstämmiger Firmen aus. Wir bitten Ste. 
Ihre Fachberater bzw. Berufsorganjsationsrcferentcn und 
Mitglieder jeder Organt!.atron zum Hinwei\ ..tuf ~!illrn}u· 
denboykottaufmerksam zu machen. "'239 Die BoykottaktiO· 
nen gingen weiter, und die formen des Boykotts wurden 
beibehalten. Auch der .,stille Boykott" enthielt gew.1lttäti· 
gc Akt10nen.l40 Hinw kamen Übergnffe aufjuden, die 
nicht einmal verschwiegen werden mußteh, da die Wirt­
schaft nicht betroffen wurde: Oie Anprangerung von 
Freundschaften zwischen Juden und ,.Ariern". Die Hessi­
!.che Volkswacht berichtet über die Mißhandlung diese1 
Menschen. Am 30. 8. 1933 meldet die Zeitung, daß "der 
Jude Walter L." ein Verhältnis mit dem "Christenmädel 
Jandf" habe. "Um der Bevölkerung d1ese ~auberen Leut­
chen zu ze1gen und ihnen das Verwerfliche ihrer Gesin­
nung klarzumachen, fuhrten 55-Pioniere den Juden, sein 

lJ~ E~enda . l36 Der R~gi~r~ngsp~ä~ident in Darmstadt. Archsv der Wied_c:rgutmJ~.;hungsbehördc Akte: Julsus Fisches K -9069·1!5-A·fl. l l7 Uwt 
Dsetnch Adam:JudenpoiJtsk tru Dntten Resch. a.a.O. (I 99) S. 87. 238 Hc:ssssche Volks wacht. 4. ]l( . Nr. 193 vom 18.1!. 193J S. 3. llq Rund,ducabrn 
der NSDAP Gau Kurhessen ~om 27. 10. 1933. (Arch1v J. Kammler. Gcsa":~thothsch~k Kassel). z~u lntcrc~>ant i>t _die Bej~ithbildung -..Sullcr ßO)'• 
kou•, denn wederwaren gerau~chloH· Aktmnef_l mtendsnt.. noch wur~en sse unmerkhch odc1 g.trhet~lhdl d.urdtgefu.hrt. ~Stiller Bo)·kot~ hseßcn d•r 
Akuonen. da ste ohne Ankundsgung und FIJnkteruog d<:r Propagandaamter abllef~n und dJher nsc-hr o tfcntlsch, und msofcrn 1m ftSull~n geschah~n 
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Verhältnis und die Mutter durch dH! Suaß~n Kassels. "241 
L. wurde anschließend zwei T .tge in Schutzhaft genom­
men, .,um ihn vor dem Ausbruch der Volkswut zu schüt­
zen".2.4l 

Auch hier schufen Denunziation und Ausübung unmit­
telbarer Gewalt in der Praxis endgült1ge Verhältnisse, zwe1 
Jahre bevor das ,,Blutschutzgesetz" die Verbindung von 
Juden und Nichtjuden unter Strafe stellte 

Die Situation auf dem Land 

Oie normenersetzende Wirkung d1eser Einze!Jktionen 
zeigTe s1ch vor allem in den Dörfern und Kleinstädten des 
Gaues Kurhessen.l43 Boykottaktionen und Überfälle auf 
Juden gehörten 10 manchen nordhessischen Gemeinden 
zum jüdischen Alltag. Ziel der Angriffe war die Vertrei­
bung der Juden aus der Gemeinde. Die lokalen Parteigrö· 
ßen wurden bei diesem Vorhaben von der Gauleitung in 
Kassel vehement unterstützt. Poilzei- und Regierungsprä­
sident konnten diesem Treiben radikaler Antisemiten 
k.tum wehren, da ste oft erst Tage nach den Akuonen ge· 
gendie Juden informiert wurden. Allerdings war aus ihrer 
Sicht die Notwendigkeit auch weniger als in Kassel gege­
ben, denn von den Boykottaktionen wurden volkswirt­
schaftlich wichtige Betriebe nicht betroffen, und aus den 
weitab hegenden Orten drangen kaum Nachrichten an die 
Öffentlichkeit, sondern verblieben in den Schubladen der 
Ordnungsk.räfte. Einige Beispiele soiJen die Situation im 
ländlichen Bereich des Gaues Kurhessen beleuchten, die 
auch Ursache dafür war, daß in den ersten zwei Jahren 
nach der MachtergreifungJuden ihre Heimatorte verlie­
ßen, um in Kassel unterzutauchen.244 
Die Verfolgten versuchten vergeblich, steh zu wehren. Im­
mer wieder brachten die Rechtsanwälte Angriffe aus der 
Bevölkerung gegen Juden zur Anzeige. Über Gersfeld war 
Dr. Oellevie von .,einer solchen Unzahl von Fällen 
während des ganzen Sommers bi!. in den späten Herbst'' 
berichtet worden, "daß eine Erfasssung der einzelnen 
(Vorgänge) nicht rnehr möglich ist".245 
Dellevie führte dann "nur" die Fälle der Mißhandlungen 
Juf und berichtet, daß Luise Morgenroth, ein älteres Fräu· 
Iein, nach dem Parteitag in Nürnberg wegen einer Bemer­
kunggeschlagen worden wJre. Am 14. Dezember1933 wä­
re ein Ehepaar von drei mit Bärten maskierten Gestalten 
überfallen und niedergeschlagen und am gle1chen Tage 
auch die Familie des Viehhändlers Max Weinherger 
überfallen worden. Am 25. Dezember 1933 seien einige jü­
dische junge Männer verfolgt und am 26. Dezember 1933 

wäre ein Überfall auf die Familie des Bäckers Ab1aham 
Seclig verübt worden. 
Dcllevie schloß den Bericht: ,.Sämtliche Vorfalle gehen 
weit über das hinaus .. was sieb auch an anderen Orten als 
Folge einer vorübergehenden Erregtheit der Bevölkerung 
begeben haben mag. Es handelt sich hier vielmehr um re· 
gelrecht vorbereitete Überfälle, denen zudem das Merk­
mal einer gewissen Planmäßigkeit zukommt. Ohne daß 
über dje Veranlassung hierzu Stellung genommen werden 
könnte, und ohne zu der Richtigkelt emer solchen AutTas­
sung sich hier äußern zu können, mag bemerkt werden , 
daß man Bestrebungen in der Bevölkerung vermutet, 
Gersfeld als Luftkmort und Mittelpunkt des Rhönsegel­
sports judenrein zu gestalten. "2.46 Der Polizeipräsident in 
Kassel bestätigte die Vorfalle, .,wenn sie auch wohl über· 
trieben dargestellt ~ind". Die Täter waren nicht gefaßt 
worden, was man darauf zurückführte, daß "der Polizej­
verwalter in Gersfeld nicht mit der nötigen Strenge gegen 
die Täter vorgegangen ist und somit die Autorität des Staa· 
tes nicht richtig vertreten hat".247 
Der Befund des Berichts ist apologetisch, kennzeichnet je­
doch d1e Rückendeckung, die dje AusfUhrenden bei offi· 
ziel! nicht geduldeten .,Einzelahionen" auch von der 
Ortspolizeiverwaltung erfuhren. Diese Meldungen ließen 
sich beliebig ergänzen. In vielen Orten des Gaues Kurhes­
sen versuchte man, die Juden zu vertreiben. 
Oie überall an den Ortseingängen und an Plätzen im Dorf 
aufgestellten Schilder ,Juden raus" waren nur das äußerli­
che Kennzeichen einer se1t Beginn der Machtergreifung 
unbegrenzten lokalen und regionalen Judenpolitik 
Oie Appelle des Polizeipräsidenten in Kassel, die Einzel­
;~ktionen zu beenden, verhallten wirkungslos. Polizei­
vollzug und Strafrechtspflege gegenüber den Tätern 
schien bereits 1934 ausgeschJitet: "Es macht sich jedoch 
auch mehr und mehr bemerkbar, daß die Verfiigung, wo· 
nach SA- und 55-Angehörige nicht von der Polizei ver­
nommen werden sollen und won::~ch die Staatsanwalt 

2·1 I Hesmch( Valk\wacht. 4 . Jg. Nr. 203 v. 30. 8. 33. W St~.ttsarchiv Marburg. 16?/3982 Bd. XI. zu D1ese Einzelaktionen .smd dokumentienyn d~n 
Beständen des Staatsarduvs Mo~rburg · 165/ 3982 und 180 1mbesonderc Landratsamtet Hersfeld, Mdsungen, Marburg. 1~~ Zu den Orten, die fruh 
von den jüdi,chen Einwohnern verlassen wurden, gehörte Gudensberg. 25 Juden zogen in der Zeit von Februar 1933 his August 1935 nach K.!Sscl 
1.~5 Staa1s.uchiv Marburg. loS/ 3982 Bd. XI. 24& Ebenda. 247 Ebenda. 
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schaftangewiesen ist, Verfahren niederzuschlagen, wenn 
der Betreffende auf dem SA-Dicnstwege bestraft ist, falsch 
Jusgelegt wird. Es kommt dann vor, daß die Dienststellen 
kurzer Hand erklären, der Betreffende ist bestraft, die Be­
mafung aber so stattgefunden hat, daß sie absolut nicht 
J.ls Strafe empfunden wird. Die Aktivisten der SA und SS 
sagen sich daher, wir können ruhig etwas riskieren, es wird 
schon nicht so schlimm kommen."248 
Der Polizeipräsident drohte. bei weiteren unzulässigen 
Ausschreitungen rücksichtslos mit Festnahmen durchzu­
greifen, ganz gleich ob der Täter in der SA, SS oder der po­
litischen Leitung ein Amt innehabe.249 
Im Jahre 1934 widersprachen sich die Anordnungen der 
SA-Brigade in Kassel, die die antisemitische Propaganda­
und damit die Ausschreitung- erlaubte, und die Verfü­
gung der Staatspolizeistelle Kassel, die dieselbe Propagan­
da verbot, in allen Einzelheiten.250 
ln Korbach, Sitz der SS-Sportschule, spiegelten sich die 
gegensätzlich vertretenen Auffassungen lokaler antisemi­
tischer Aktivisten und der Stapostelle Kassel überdie Not­
wendigkeit antisemitischer Propaganda in direkter Kon· 
trontation von SA-Männern und Polizeibeamten.251 
Nachdem die Täter festgenommen und den Strafverfol­
gungsbehörden übergeben wurden, seien keine Übergriffe 
von seiten der SA und SS mehr vorgekommen, berichtete 
der Landrat in Korbach an den Regierungspräsidenten in 
Kasset.252 Die Ausschreitungen gingen jedoch auch im 
Jahre 1935 in Kassel und vielen Orten des Regierungsbe­
zirks weiter.233 Nach Ansicht der Staatspolizei in Kassel 
.,krankt (die ganze Judenfrage) an dem Widerspruch zwi­
Khen der Judenpolitik der Wirtschaftsministerien und 
der Bewegung ... Die gesamte Öffentlichkeit steht diesem 
Mißverhältnis in der Judenpolitik völlig verständnislo~ 
gegenüber. Der einfache Kämpfer versteht nicht, daß er 
für Handlungen, die aus der Propaganda der Bewegung er­
wachsen sind, zur Rechenschaft gezogen wird. Sie sind ja 
auch nicht die getsttgen Urheber dieser Aus­
scbreitungen."254 Eine Änderung dieser Lage sei nur da­
durch möglich "daß in der Judenfrage sobald wie möglich 
eine kompromißlose Klarheit geschaffen wird und die 
Einheitlichkeit der Auffassung zwischen Staat unJ Bewe­
gung, die jetzt nirgends vorhanden ist, sichergestellt 
wird".255 
Was hier der Polizeipräsident im Mat 1934 verlangte, war 
~in Gesetz, das die Stellung der Juden im Staat eindeutig 

definierte. Doch die eindeutigen Anweisungen von scnen 
der Regierung blieben aus. In der StJ.dt Fel~betg beschloß 
die Stadrverordnetcnversammlung Ende August 1935, 
.. durch eine 111 Vorlage gebrachte sogenannte ~Judenord­
nung' die Grundlage tUr die Abtrennung des jüdischen 
Geistes zu schaffen".256 
Du? ,JudenordnungM bestimmte: 

.. l. Unter Juden' im Smne dJe~et Ordnung sind 7.\l verste­
hen: Juden, J üdinncn, J udcnstämmlinge, ~owie !>olche 
Volksgenossen, d1c mit jenen etn ras~cnschänclcmches 
Verhaltms unterhalten. 

2. Neuer Zuzug von Juden nach f elsberg tst nicht gestat· 
tct. 

3. Juden dünen in der GemJrkung Felsberg kein~u 

Grundbesitz mehr erwerben. 
4. J udc:n haben auf V crgünstigung der Stadt Felsberg kei­

nerlei Anrecht: insbesondeu: bl~ibt Juden das Betreten 
von Bade-Gelegenheiten, wo dt:utscbe Vol ksgenosseo 
baden, im Umkrets von 200 Metern verboten: desglei­
chen ist Juden das Betreten des Felsherger Schloßber­
ges verbot.:n: d1e Benutzung der Gcmcmdebleiche ist 
den Juden gleichfalls verboten. 

S. Juden dürfen in der Weihnachtszeit in thren Ge~chäf­
ten keinerlei sogenannte ,Weihnachtsreklame' betrei~ 
ben.-Jeder Mißbrauch deutschen Kulturgutes zu jüdi­
schen Reklamezwecken ist sofort zu unterbinden, 

6. Zur Entgegennahme von Bedarfsdeckungsschemen 
werden nur rein deutsche Geschäfte zugelassen. Ausge· 
schlossen bleiben jüdische Geschäfte und alle solche 
von Ariern betriebenen Geschäfte, aus denen Juden 
laufend Erträgnisse zufließen. 
Geschäftsleute, die zur Entgegenn.1hmc von Bcdarf~­
deckungsscheincn zugel.lSSen werden wollen, haben 
die eidesstattliche Verstcherung abzugeben. daß sie 
weder mit Juden Handel treiben, noch sonst irgendwie 
mit Juden in Verbindung oder Beziehung stehen. 

7. Geschäftsleute, Bauern und Handwerker, sowie andere 
Volksgenossen, welche noch Juden in deren Handel 
unterstützen, werden von der Vergebung städtischer 
Aufträge ausgeschlossen. Für die Vergebung solcher 
Aufträge kommen nur solche Volksgenossen in Be­
tracht, die selbst mtt ihrer Gdolgschaft zur Deuts<.hen 
Arbeitsfront bzw. deren Lehrlinge zur Hitlequgend ge­
hören. 

!~8 Lagebericht der Staatspolizeistelle Kassel vom Mai 1935. (Staatsarchsv Marburg 165/3949). 249 Lageberseht der Sl.ut,polszeistelle Kassel vom 
Juni 1935. (Staatsarchiv Ma.rburg 165/3949). 2SO Staats.uchiv Marburg. 165/3582. 251 Ebmda. zsz Ebc.nd.&. m Dsn gdst ~owohJ aus den regd­
maßigen La~ebericbten der Gestapo, wse auch .tus den Meldungen der L.lndräte an deo Re~icrungspräsidentcnsn K.t))cJ hervor. lS4 Lagebenehr deJ 
Sta.:mpolizesstelle Kassel vom 1. 6. 1934. (Staatsuchsv MJrburg 165/394Q), 25S Lagebenchi der Staatspoli.ccbtdlc K.aHel vom 4 5. 1934 (Staatsar 
chsv MJibwg 165/3949). 2So Kurbessische Landesxestung vom 5. 9 1935. 
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8. Volhgenossen, wekh<.' nachweisheb noch mit Juden 
irgendwie gearteten Verkehr pflegen. erhalten eintre­
tendenfalls keinerlei Unterstützung von der Stadt Fels­
berg mehr. 

9. Diese Judenordnung, deren Erweiterung jederzeit be­
schlossen werden bnn, tri11 mit sofortiger Wirksam­
keit in Kraft". 

Die Judenordnung trc1.t aul Veranlassung des Regierungs­
präsidenten nit.ht in Kraft,257 daß sie aber diskutiert, be­
~chlossen und veröffendicht werden konnte, wirft ein 
Licht auf die unkeordinierte Judcnpoliuk 1m Regierungs­
bezirk und auf selbständige Handlung lokaler., Vorkämp· 
fer gegen das Judentum",158 die das Kompetenzchaol> 
nutzten, um eigene Vorstellungen von der Ordnung 
durchzusetzen. 
D1e Nürnberger Gesct7e, die am 15. September auf dem 
Reichsparteitag beschlossen wurden. lösten unter der Be­
völkerung im Gau Kurhessen unterschiedliche Reaktio­
nen aus.259 Während Antisemiten- im Sprachgebrauch 
des Polizeipräsidenten der aufgeklärte Teil der Bevölke­
rung - und .tlte Kämpfer die Nürnberger Ge~etze begeJ­
~tert begrügtcn,260 hielt ein Teil der Bevölkerung die ,Ju­
denpolitik der Regierung immer noch fur zu radikal",l61 
Auch die .,Beruh1gung tn der Juden frage" trat nicht im er· 
warteten MJße ein, wie JUS den Lageberichten des Polizei· 
präsidentenvon Januar bis Februar 1936 abzulesen ist.lbl 
In einigen Orten kam es sogar autgrund der Gesetze zu 
neuen Gewalttaten, denn die Nürnberger Gesetze schufen 
nicht nur "geordnete Verhältnisse" im Sinne der NS. Sie 
bestätigten oflizicll Jas, was die radikalen Antisemiten im­
mer verlangt und gefordert h.1tten und ermunterten diese 
zu neuen Untaten gegen die diskriminierte Gruppe. Ra· 
b.lUken und anusernirische Vorreiter handelten jetzt in 
dem Bewußtsein studieher Rückendeckung und der Er· 
fahrung, daß weiterer Druck der Straße neue Erfolge fur 
die normative Ausschaltung der Juden bringen würde. In 
Spangenberg ze1gte sich besonders deutlich, initiiert 
durch die Verkündung der neue Ordnung schaffenden 
Nürnberger Gesetze, w1e weiteres Unrecht provoziert 
wurde H1cr konnten es der Bürgermeister und Ortsgrup· 
penleiter nicht erwarten. bis die "Jnschen" Frauen, die 
von Spangeoberger Juden beschäftigt wurden, ilue Stel­
lungen verlassen hatten, wie der § 3 des Gesetzes zum 
Schurze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre veJ · 

l:lngtc_263 Daher ließ er noch in der Nachtdes 15. Septem· 
ber diese als Hausangestellte beschäftigten Frauen aus den 
Häusern der Spangenherger Juden holen. 
"Absthrijt Spangenberg, den 18. Sept. 1935 
fur die Bekanntgabe der Reichstagsverhandlungen in 
Nürnberg hatte ich als Ortsgruppenleiter Gemeinschafts· 
empfang durchs Radio angeordnet unter anderem mn 
Lautsprecher für den Marktplatz und während der Abend 
vorstellung von Kraft durch Freude im Gasthof Heinz. 
Leider hat das nicht geklappt. Die 3 neuenGesetze konn­
ten daher nur wenigen Volksgenossen noch sofort be­
kannt geworden sein. Meine Freude über die Gesetze war 
jedoch so groß, daß ich das Geruh! hatte, es müsse etwas 
besonderes geschehen, das der Bedeutung der Stunde ge· 
recht würde. Am liebsten hätte icb in der Stadt unter 
Sturmglockengeläut gesagt, was von Nürnberg aus nun e1 
ne Wende einleitet. Ich besprach mich am Fernsprecher 
mit Sturmführer Hartmann. Wir kamen übcrein, die SA 
zu alarmieren und einen Fackelzug z.u veranstalten. 
Als ich während des Alarms erfuhr, daß die SA-Leute in­
folge von Kirmesveranstaltungen in der NachbarschaH 
usw. nicht zusammenzubnngen waren, entschloß ich 
mich, auch andere Gliederungen heranzuziehen. Das war 
·zugleich eine ausgezeichnete Übung. In U Minuten war 
das Landjahr, noch schneller die Arbeitsdienstabteilung 
zur Stelle. Sammelplatz SturmlokalB I 173 Gastwirtschaft 
"Zur Traube". Die Nationalsozialisten Spangenbergs wur· 
den durch das Landjahr mit Trommelschlägen mit Fanf.1· 
ren und mit einem Sprechchor geweckt. Ich war mir al) 
Polizeiverwalter bewußt, daß das eine erhebliche Störung 
der Ruhe der Stadt bedeutete. Aber ich wollte die Bevölke­
rung - die leider noch trotz aJler Aufklärung zum T etl 
unerklärlich zum Juden hält- in dieser wichtigen Stunde 
einmal gehörig aufrütteln. 
Mit dem Sturmführer Hartmann besprach ich, daß wir dtc 
Hausangestellten der Juden durch je 2 SA- Männer unter 
richten würden. Pg. Hartmann gab ihnen entsprechende 
Anweisung. Disziplinlosigkeit befürchtete ich nicht im 
geringsten, war doch unsere Antijudenkundgebung 14 Ta­
ge vorher in tadelloser Ordnung verlaufen. Trotzdem ver 
fehlte ich nicht, die SA noch einmal ausdrücklich darauf' 
hinzuweisen, daß sie in jederWeise höflich gegen die jüdt· 
sehen Hausherren aufzutreten hätten, sie sollten eine Un· 
terhaltung mit ihnen ablehnen und nur ihre Hausange· 

15~ StaJtsarchiv Marburg. loS/3982 Bd. XIV. 256 Zu Iokalm lnitlJlivcn k.tnt es auch injesberg, wo am lO. 9. 1935 ebenfalls cinejudenorJnung vor' 
den Gernemderäten vcrab~chiedct wurde. Zur gleichen ~eit war m Schlüchtem etn ~Verein zur Beklimpfun,~t von luden und Juden~echten ~u 
Schlüchtem c.v.~ gcsrünJet worden. 259 Zu den Reaktionen der Bevölkerung auf dte Nürnberger Gesetze s1ehe: Otto Dov Kulka: Dre NürnbCigcr 
Rassengesetze und J.c: deutsche Bevölkerung. Ln: Vierteljahreshefte flir Zeitgeschichte. Hrsg. von K.ul Dietrich ßrJcher und Hans-Petc:r Schwarz. 32. 
J~. 1984, Heft 4, Dezember. loO La~ebericht der Staatspolizeistelle Kassel vom Januar 1936. (StamJichiv Marburg. 165/3949). Jot Ebend.1. 21\J 
l.tgcbcricht dc1 Staatspolizei)tellc Kassel vom Februar 1936. (Sramarchiv Marburg lbS/3949). lt.l Relchsgc:setzblan, 1935. Tt-JII. S. l 146 t: 
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stellten zu sprechen wünschen. Ich sprach kein Wort von 
einem "Herausholen" der Mädchen. Vielmehrgab ich nur 
Anweisung, sie zu wecken zu versuchen. 
Es gibt eine Art von Befehl, die mit Ton und Gebärde das 
Gegenteil von dem anordnet, was die gesprochenen Wor­
te enthalten. Das traf hier mcht zu .... Nach der Durch­
führung des Alarms fiihrte ich unseren Fackelzug durch 
die Stadt. Außerdem wurden die Hausangestellten der Ju­
den geweckt .... Die Polizeistunde hatte ich angesichtsder 
Feier verlängert, so daß man noch einige Zeit fröhlich bei· 
sammen blieb. In der ,Traube' traf ich 3 Mädchen den 
dem (muß heißen aus den, W. P.) Judenhäusern an, die 
durchaus keinen ,herausgeholten' Eindruck machten. 
Ich klärte sie nocbmals auf und wies sie ausdrücklich dar­
aufhin, daß sie keinerlei Zwang zu folgen hätten. Es sei in 
thren freien Willen gestellt, ob sie vor oder erst am 1. Ja-

nuar den Judendienst aufgäben. lch bat Pg. W:tllhcr, ste 
fur die Nacht unterzubringen .... Erst am anderen Mittag 
hörte ich, daß in folge derWeigerungder Juden, die Häu· 
ser zu öffnen, eintge Türen bcschädtgt worden seien.''lb4 
Während und nach dem Umzug waren SA-Männer und 
Parteimitglieder be1 verschiedenen Judenfamilien gewalt· 
sam eingednmgen und hatten Entlas~ung der christlichen 
Bediensteten gefordert. Bei Kaufm11nn Rlumenkrohn 
wurde die Haustur erbrochen. dn~i h~n~tcrsc:hetben zer­
trümmert. Zehn Personen drangen ctn. frau Blumen­
krohn wurde m1t l'tncm Gummiknüppel bedroht und 
gesch lagen. 
Be1 dem F.ibnkautcn Ruhen SpangcmhaJ drJngen etwa 
zehn Personen ein, erbrachen die Büroräume und warfen 
die Geschäft~paptere im Zimmer umher. 
Die Mädchen hatten alle •hre StelluHg verlassen. 

Legalistische Ausschaltung der Juden 

Berufsverbote fiir Rechtsanwälte: und Notare 

Der Boykott vom 9. März 1933 hatte nicht nur den jüdi­
schen Kaufleuten sondern auch denjüdischen Ärzten und 
Rechtsanwälten gegolten. Für viele jüdische Rechts· 
anwältehatte er unmittelbar ruinöse Folgen. Nach Anga· 
benvon Dr. Theodor Dellevie war den jüdischen Rechts­
.. mwälten bereits vom 30. Januar 1933 an das Betreten des 
Kasseler Justizgebäudes verboten und er nicht mehr in der 
Lage, "seinen Berufsgeschäften nachzugehen, bzw. ihnen 
~o nachzugehen, wie dies erforderlich gewesen wäre".l65 
Am 31. 3. 1933 erließ der Kommissar des Reiches fur das 
Preußische J ustizministerium, Kerrl, die Anordnung, daß 
"ab morgen früh 10 Uhr nur noch bestimmte jüdische 
Rechtsanwälte und zwar in einer Verhältniszahl, die dem 
Verhältnis der jüdischen Bevölkerung zur sonstigen Be­
völkerung etwa entspricht, auftreten". 
Für Kassel errechnete die Hessische Volkswacht bei einem 
Verhältnis von 2750: 171000 daß statt bisher 24 nur noch 
·1 Rechtsanwälte autorisiert werden könnten; die Rechts­
a.nwälte Lewinstein und Reinach am Landgericht und 
Amtsgericht, die Rechtsanwälte Hüneberg und David 
Goldschmidt arn Oberlandesgericht.266 
Am 1. April1933 wurde den jüdischen Notaren durch eine 

Rundverfügung des Reichskommissars 11ir die preußische 
Justiz die Amtstätigkeit untersagt. Entla~sen wurden sie 
nach der Dritten Verordnung zur Durt:hfuhrung des Ge­
setzes über die Wiederherstellung des Berufsbeamten­
turns vom 6. Mai 1933. Ausnahmen waren zugelassen und 
galten insbesondere für Frontkämpfer.267 In Kassel waren 
elf jüdische Notare von der Regelung betroffen, zum 
nicht geringen ökonomischen Vorteil der nichtjüdischen 
Kollegen. So befurwortete der Oberlandesgerichtspräsi­
dent in Kassel das Gesuch des Rechtsanwalts Dr. St. um 
Ernennung zum Notar, obwohl er "zwar noch nicht voll 
die zeitliche Voraussetzung zur V crleihung des Notariats" 
etfii.llt hat, weil "bisher 11 jüdische Notare m Kassel au~ 
dem Amt t!ntlassen sind" und ,.der Wegfall nichtarischer 
Notare den verbliebenen Notaren nicht allem wirtschaft­
lich zugute kommen braucht".26l! 
Mit dem Gesetz über die Zulassung zur Rechtsanwalt­
schaft vom 7. Aprill933 wurde jüdischen Rechtsanwälten 
die Neuzulassung mit Ausnahme der im Gesetz zur Wie­
derherstellung des Berufsbeamtenturns aufgeführten Fälle 
verweigert.2o9 Von den bereits niedergelassenen Rechts­
anwälten270 behielten etwa 70% der nichtarischen 

~M Staatsarchiv Marburg. 165/39112 Bd. XV. loS Der Regierung$prasuJenttn 0Junsudt. Archiv der WiedergutmAchungsbebörde. Akte: Theodot 
Ocllevie. K...00038-86-A-De. 26b Hcssischc Volksw~cht. 4.Jg. Nr.lll vorn 5. Apnll933. 267 Retchsgc1ctzblatt, I 933. retll. S. 245 I. z6g Geheime\ 
Sraatsarchiv Berlin. Repertorium 84 a. Nr. 23761!. 269 Rcidisgc~etzblatt. 1933 Teil I. S 181!. 2711 Am 7. 4. 1933 w.1rcn 111! 14 Rcchn.mw:ilte .m deut 
sehen Gerichten zugelassen . davoo 33 70 .nichtarische·. (28.5 %). Im Oberlandcsgcnch tsbe;o!irk Ka~~cl waren Jm 7. 4 I~ 3J Rc'-h lwlw;iltc r.ugd.usen, 
dJvon 43 "nichtarische" (18,4 %}. (Deutsche Justiz. 96. Jg v. 20. Juli 1934. Ausgabe A, Nr. 29, S 950) 
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Rechtsanwälte ihre Zulassung.271 ln Kassel wurden neun 
Rechts.10wiilte in den Rechtsnnw.1ltslisten Kasseler Ge­
richte gelöscht.l72 Von den 43 "nichtarischen" Rechtsan-

wälten, die im Oberlandesgerichtsbezirk Kassel zugelas­
sen waren, mußten 13 aufgrunddes Gesetzes über die Zu­
lassung zur Rechtsanwaltschaft ausscheideo.27J 

Berufsverbot H.ir jüdische Beamte 

GleichzeJtrg mn dem Gesetz über die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft wurde das Gesetz zur Wiederherstel­
lung des Berufsbeamtentums erla~sen; zur Schaffung et­
nes .,nationalen" und ,.von Parteieinflüssen freien" Beam­
tenturns und zur ,,Vereinfachung der Verwaltung konn­
ten Beamte in den Ruhestand versetzt werden, auch wenn 
die nach den Vorschriften der Reich~- und Landesgesetz­
gebung hierfür erforderlichen Voraussetzungen nicht 
(vorlagen)".274 § 2 betraf die "Parteibuchbeamten", § 3 
Beamte, die "nic..htaristher Abstammung" waren,§ 4 poli­
Li~lh unzuverlässige BeJ.rtlte.275 
Was unter "nicht.uisch" 7.U verstehen sei, definierte die er­
'ite Durchführungsverordnung zu diesem Gesetz in § 3 
Abs. 1: "Als nicht ansch gilt, wer von nicht arischen, insbe­
sondere jüdischen Eltern oder Großeltern abstammt. Es 
genügt, wenn ein Elternteil oder Großelternteil nicht 
arisch ist... "2"'6 Ausgenommen waren u. a . .,Beamte, die 
bereits seat <.km l. August 1914 Beamte gewesen sind oder 
die im Weltkrieg Jn derFront H.ir das Deutsche Reich oder 
ft.ir seine Verbündeten gelömpft haben oder deren Väter 
w1d Söhnl.' im Weltkrieg gefallen sind".277 Dieses Gesetz 

hatte in Kassel, wre bereJ[S oben vermerkt, die Aufbebung 
von elf Notariaten zur Folge. Von den 23 nichtarischen 
Justizbeamten wurden 22 entlassen (19 Referendare, 2 As· 
!)Cssoren. 1 Beamter des höheren Dienstes).278 Ein Lehrer 
wurde in den Ruhestand versetzt.279 
Reichsbahnrat Ucko war durch die Ausnahmeregelungen 
des§ 3 des Gesetzes geschützt, wurde aber nach§ 5 (1) die· 
.ses Gesetzes "wegen seiner nichtarischen Abstammung 
von der Wahrnehmung der Geschäfte, die das Personal, 
Beschaffungen oder Militärhaushalt betrafen, entbun· 
den" und beantragte die in§ 5 (2) ermöglichte Versetzung 
in den Ruhestand.280 Die Wirkung des Gesetzes zur Wie­
derherstellung des Berufsbeamtenturns blieb, was die An­
zahl der aus den Ämtern entlassenen Beamten betraf, weit 
hinter den Erwartungen des Gesetzgebers zurück. 
Es gab nur sehr wenige Jüdische Beamte, die meisten 
konnten - wegen der Ausnahmeregelungen - in ihren 
Ämtern verbleiben. Am 22. 4 . 33 wurde nach den Beam· 
ten und Juristen mit der Verordnung über die Zulassung 
von Ärzten zur Tätigkeit bei den Krankenkassen die dritte 
Gruppe mit Berufsverbot belegt.181 

Das Gesetz gegen die Überfiillung deutscher Schufen und Hochschulen 

Das jüdische Bürgertum in Kassel war sehr bildungsbe­
wußt, die Kinder aus jüdischen Familien besuchten gaJlZ 
überwiegend höhere und weiterführende Schulen. 1906 
besuchten 38,8% (13,4 %) der jüdischen Kinder höhere, 
45,7% (16,5 °/o) mittlere und 21,5 Ofo (70,1 %) niedere Lehr­
anstalten.282 Die in Klammern gesetzten Ziffern geben 
den Anteil aller Schulkinder an den Schultypen an. Diese 
Anteilziffern dürften sich bisl933 nicht wesentlich verän­
dert haben. Bereits am 12. Februar 1933 kündigte der 
Reichskommissar ftir das preußische Ministerium für 
Wissenschaft und Unterricht ftir die Volksschulen an, 
"daß er alles, was dort nicht hingehört und undeutsch sei, 

gesetzmäßig abschneiden werde mit aller Brutalität". Da~ 

Gesetz gegen die Überfüllung deutscher Schulen und 
Hochschulen vom 25. April 1933 bestimmte, daß ber 
Neuaufnahme der Anteil nichtarischer Schüler an der Ge· 
samtzahl der Schüler den Anteil der Bevölkerung der 
.,Nichtarier" an der reichsdeutschen Bevölkerung nicht 
übersteigen durfte und gab die Möglichkeit, l<Jnder jüdi­
scher Abstammung von den Schulen zu verweisen. 
Das Presseamt der Stadt Kassel teilte mit, .,die bereits ein· 
geschriebenen Schüler werden von dieser Maßnahme 
nicht betroffen".28J Dieser Ankündigung, die das o. g. Ge· 
setz großzügjg auslegte, wurde jedoch in der Praris nicht 

271 D eutsche Justiz. 96. Jg. vom 20. Juli 1934. Ausgabe A. Nr. 29, $. 950. 272 Geheimes Staatsarchiv Bc:rlin. Repertonum ll4 .1. Nr . .l3768. m Deut 
sehe Justiz. 96.Jg. vorn 20.Juli 1934. Ausgabe A Nr. 29. S. 950. 274 Reichsgc:setzblatt, 1933. Terll. S. 175 ff. 27S Zur Vorgeschichte dieses Gesetze• 
siehe: Uwe Dietnch Adam: Judenpolitik im Dritten Reich .• t.a.O. (199), S. 51 ff. m Reichsgesetzblatt, 1933. Teil I. S. 195. 1-n Ebc:nda. 278 Hubert 
Schorn: Der Richter irn D11tten Reich. Frankfurt am Main: 1959 S. 730 f. l79Verwaltungsberichtc: der Stadt Kassel über das Rc:chnungsJalu 1934. 
S. 39. 180 Der Regac:nrngspräsidcnt in D.tmJstadt. Archiv der Wiedergutmachungsbehörde. Akte: [ 12/9- K608(4). 281 Reichsgesc:ttblatt, 1933. Teil I 
S. 222 f. 282 Dte Zahlen smd zusammengestellt aus: Bericht über die wichti~ten Zweige: der Verw.1lrung der Resideo~stadt Cassc:l in den Rech· 
nungsjahren 1906/7. Cassel. 283 Jüdische Rundsd1au vom 25. April 1933. 
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entsprochen . .Altce Oppenheim wurde am Ende des Jahres 
1933 vom Oberlyzeum am Ständeplatz verwiesen.284 
Ebenso erging es sämtlichen jüdischen Schülern der 
Adolf-Hitler-Schule.l85 Kinder. die in ihren Klassen ver­
bleiben durften, litten oft unter Hänselei und Anfeindung 
von Lehrern und Mitschülern und verließen auf Wunsch 
der Eltern die Schule, wie aus einem Gespräch mit Frau 
Wallach über ihren Sohn deutlich wird: "Und da kam er 
(ines Tages nach Hause und sagte: ,Ich habe die und die 
Stunde versäumt, diejungens haben mich in den Papier­
korb gesetzt.' Es war nur so ein kleiner Steppke und da wa­
ren so hohe Papierkörbe und da haben sie ihn sitzen las­
~en. Es war vieUeicht gar nicht so Antisemitismus, eben 

einfach aus Übermut. Und dn habc.'n wir gcsJgt: ,Es 1st 

doch Zett. ihn rJus zu nehmcn.'Und da haben wir ihn 
d.tnn in d.ts jüdische Landschulheim bei Potsdam, Ka­
puth. gebracht."286 Nt<ht we1uge Jugendliche verließen 
die Schule vorzeitig, um steh Juf thrt' Auswanderung vor­
zubereiten. Etwa zwan1.ig jüdische Schülerinnen der Mal 
wid,t-von-Meysenbug-Schulc br.tchen den Schulbesuch 
,lb und wandten sich einer praktischen Ausbtldung zu 
oder gingen in das ElternhJus. 
Die jüngeren Kinder wechselten zur jüdischen Volbschu­
lc, deren SchülerzahL bei insgc~amt sinkender jüdischer 
Bevölkerung. stetig anstieg.l87 

Ausschluß aus Kulturinstitutioucn, Vcrbändc:n und Vereinen 

Das Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamten­
turns und das Gesetz gegen die Überfüllung von Schulen 
und Hochschulen waren die ersten administrativen Maß­
nahmen, um die jüdische Bevölkerung durch einen Arier· 
paragraphen zu diskriminieren. Diese ersten Maßnahmen 
wurden binnen weniger Monate Vorbild ftir die Aus­
~chließung der Juden aus vielen Bereichen der Gesell­
~chaft.288 Das Wort Gleichschaltung brachte diese Ent­
wicklung auf den Begriff.28q 
Am 25. März 1933 wurde das Kasseler Staatstheater in 
"NS-Verwaltung" übernommen. Der jüdische Dramaturg 
Dr. Mirow wurde suspendiert, nachdem andere jüdische 
Mitglieder das Staatstheater bereits kurz zuvor verla~sen 
hatten.l90 
Die Anwaltskammer in Kassel mußte ihre Tätigkeit sc11 
Anfang April aufgeben, und es wurde ihr .,anheimgege­
ben, innerhalb kürzester Frist ihre Auflösung zu beschlie· 
ßen-".291 
Am 20. 5.1933 konnte die Hessische Volkswacht melden, 
daß eine Gleichschaltung bei den meisten Innungen und 
Vereinen nicht mehr notwendig sei, da diese bereits voll­
ständig aus Nationalsozialisten bestände .292 Jüdische 
Mitglieder in Sport- und Geselligkeitsvereinen gab e~ 

nicht mehr. Rudolph Nußbaum, Gründer und 42 Jahre 

lang Leiter der Sanitätskolonne des Roten Kreuzes, außer­
dem seit 41 Jahren Mitglied der ältesten Turnergemeinde, 
wurde aus allen Ämtern entlassen.l9.\ Dr. med. Felix Blu· 
menfeld mulste als ärztlicher Leiter dcJ. vom Evangdi 
sehen Frauenverein getragenen Kinderkrankenhauses 
Park Schönfeld einem N:~tton;thozt,tlt~ten dil.' Stelle übcr­
lassen.l94 
In einigen F:.illen vollzog mh d1e Ausgliederung der judi 
sehen Mttglicdcr aus den V c:reinen nicht reibungslos. Ob­
wohl der Deutsche Reichsverband fur Amateurboxer An­
fang April eine Satzung~ändcrung beschloß, won.Kh 
Mitglied(r nur "arischer Abstammung" sein durften,l9'i 
konnte Ernst Freudenthai Kämpfe des Kasseler Boxver­
eins 26 bis wm Sommer 1933 organisieren. Noch im Juni 
1933 trat er als Punktrichter bei den Reichswehrmeister 
schaften in der Stadtha!lc: .wf. Vor Übergnffen schützten 
thn Mitgliederdes Boxclub~.lm September 1935 vcrliefs er 
K:mel, .,obwohl man mir persönlich durch meine guten 
Sportbcziehungen zusicherte, daß man meiner Familie 
kein Leid zufügen würde."296 
Den Ausschluß von Mitgliedern aus dem Ka1.sder Hdu~­
fntuenverein nahm der neue Vorstand zum Anlaf~. den 
ausscheidenden Mitgliedern in der Zeitschrift "Wir Haus­
frauen in Kas~l'l und Kurbessen" für ihre Arbeit zu dan· 

1K4 Dietncb Heither, Wolfg,aog Matthaus, Bcrnd Pu:per: Ah tüdische Sdullenn entlassen. Ermnc:rungen und Dokumerue zur Gc:~thidue der Hc:tn 
nch-Schütz·Scbulc: io KasseL Kassel: Gesamthm:hschulb1bliothek Kamd 1984. (Nationalsozialismus in Nordhe~~c:n. Schnften 7Ur rcgionalc.•n Zeuge 
\ChJcbte Heft 5.) S. 80. lBS Mitteilung von Herrn David Silberberg am 15. 9. L983. lSb Gespräch m1t Genrud und Fr.1nz Wallacli ~m 30. 4. 1983 
10 1-faifa. 187 Die höchste Schülerzahl wurde 1938 mn 176 Schülern bei einer Bevölkerung von etwa 1600Judcn erre1cht. zss Bmpu~le fur dc:n Aus· 
)chluß von Juden aus Verbänden und Vereinen findc:n sich in: Das Schw.H7buch. T3tsachen und Dokumente:. Die LJgc der Juden 111 Deutschland 
1933. Hrsg. vom Comite des Delegations Juives. Paris 1934. Wiederaufgelegt 1983 bei Ullstein. 536 S. m Aru 31. J. 19.H wurde dJ~ ~Ge~cl.t über die 
Gleichschaltung verabschiedet. (Hes~•~cfle Volkswacht. 4.Jg. Nr. 78 v. J./2. April 1933. S . .2.). 190 Hessische Volkswacht. 4.Jg. Nr 73 v. 27. Man 
1933. S. 2. l9l Hessische Volkswacht. 4. Jg. Nr. 81 v. 5. Apnll933. S. 4. 19l Hcuuchc Volkswacht. -I .Jg. Nr. I 18 Y. 20. 5. 19 3. zqJ Gespräch mu 
rrau Soph1e Reckc:well.un 11. 6. 1984 m Co~lar. m Dieter Lüders: Das Kmderkrmkcnhaus P.uk Schönfeld 1m Wandel der Zelt - soziale und medi 
Y.tnische Strulcturverändc:rungen. In: 75 Jahre Kinderkrankenhaus Park Schönfdd K.lssel des Deutschen Evangelischen Frauenbunde~. Kassel: o.V 
19114. S. 12. 295 Ha,o Bemet: Der jücfischc: Sport tm nattonalsoziali~ti&chcn Deutschland J 933-1938. Schomdorf: llentl.IJIIl HotTm.llln 1978 
(Schriftenreihe des Bundesmst1tuts fiir SportWissenschaft Band 18) S. 19 f. l9o Gespräch mit Ernst Frcudc:nthJI trtl Apnl 1983 
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ken: ,.Aus unserer Mitte sc.he1den aus fretem Entschluß 
drei der treuesten und ältesten Mitarbeiterinnen des Vor­
standes. [n langjährigem Wirken haben Frau Ruhensohn 
als Sc.hriftfUhrerin, FrJu Hofla als Kassenführerin, Frau 
Rocholl :.1ls Beisitzerio in schöpferischer Arbeit, fachli­
cher Leistung und opferbereiter Führung thr Bestes gege-
ben ... Wir werden unsere Arbeit in ihrem Sinne fortfüh-
ren ... "Die Hessische Volkswacht geißelte diesen • .Erguß" 

und empfahl, "zur stellvertretenden Vorsitzenden t!ine 
bewährte Nationalsozialistin zu erncnnen."297 In einer 
Stellungnahme teilte die Gruppe der NS-Vorstandsrnit­
glieder des Kasseler Hausfrauenvereins daraufhin mit, daß 
der Artikel in der Hessischen Volkswacht in seiner krassen 
Form nicht der Ansicht der NS-Vorst<mdsmitglieder ent­
spräche und die 1. und 2. Vorsitzende weiterhin ihr Ver­
trauen besäßen. "298 

Die Haltung der Bevölkerung 

Außer den oft pauschalen und tendenztösen Urteilen des 
Regierungspräsidenten in den Lageberichten gibt es keine 
allgemeine Information über dte Haltung, die die Mit­
menschen den verfolgten J uclen gegenüber zeigten. Sicher 
haben sich Denunziation, Mißgunst und antisemitischer 
Etfer von Kasseler Bürgern in den Akten niedergeschla­
gen. Ein wirklichkeitsgetreues Bild läßt sich aus diesen we­
nigen Informationen nicht zeichnen. 
Ebenso gibt es Berichte über die Hilfeleistungen, die Ju­
den entgegengebracht wurden. Rechtsanwälte warnten ih­
re jüdischen Kollegen vor Verhaftung und brachten sie in 
Sicherheit. Es gibt Zeugnisse erregter Bürger, die die Miß­
handlung einzelner Juden mißbilligten. Zuwiderhandlun­
gen gegen die Anordnung der Partei gab es besonders auf 
dem t1achen Land. Die kurhessischen Bauern hielten sehr 
oft an den Verbindungen zu jüdischen Viehhändlern und 
Landkaufleuten fest. Wurde ihr Verhalten gerügt, so ga­
ben sie ökonomische Gründe für ihre "judenfreundliche" 
Haltung an. Über die Molive, die Hir diese HaJtung letz[­
lich ausschlaggebend waren, kann keine aUgemeine Aus­
sage gemacht werden . 
.,Bezeichnend ist die Einlassung eines Bauern, der sich 
weigerte, ein Scluld .tnzubringen, das dem Juden Zutritt 
in o;einen Hof versagte. Bei seiner Vernehmung erklärte er 
dazu: ,Oie Ablehnung des Schildes habe ich nicht aus bö­
sen Willen gegen die Sache gemacht, sondern aus folgen­
dem Grund: Ich habe .1ls B.mer jährlich ca. 5 Stück Vieh 
zu verkaufen und kaufe 1-2 Stück dazu. Ich habe $Chon 

einmal versucht, mtt der Viehverwertung zu handeln, 
konnte aber nich t einig werden . Wenn die Viehverwer­
tung mirdie Garantie gibt, daß sie mir alles Vieh abnimmt 
und geeignetes Vieh besorgt, ohne daß ich geschädigt wer­
de, bin ich ohne weiteres bereit, den Handel mit den Ju­
den aufzugeben, da ich an den Juden in keiner Weise ge­
bunden bin. Dann bin ich auch bereit, das Schild anzu­
bringen. Ich stehe auf dem Standpunkt, daß, wenn das 
Schild am Hause hängt, auch kein Jude mehr auf den Hof 
kommen darf. Oieses kann ich aber erst durchfUhren, 
wenn mir der Absatz meines Viehe~ gesichert ist. ~299 
Die kurhessischen Bauern trieben nach Meinung des Re­
gierungspräsidenten durch dieses Vorgehen Wirtschafts­
sabotage und stell ten den Eigennutz ganz offen vor den 
Allgemeinnutz. Wenn ein Kaufmann so handele, werde 
ihm der Laden zugemacht, und er käme in Schutzhaft. 
Der Bauer werde noch großer Schulung bedürfen, bis ihm 
die Zusammenhänge von Blut und Boden in Fletseit und 
Blut übergehen würden.300 
Insgesamt wurde die Haltung der Bevölkerung auf dem 
Land in den Lageberichten des Regierungspräsidenten als 
unaufgeklärt und verständnislos beschrieben. Die Aufklä­
rung durch die dazu berufenen politischen Leiter in Ver· 
sammlung und Kundgebung ließen zu wünschen 
übrig.JOJ Eine sinnlose, mit abgedroschenen Redensarten 
gespeiste Hetze gegen die Judenverfuhre lediglich zu Ein­
zelaktionen, gewinne aber nicht die Gleichgültigen fur 
den Antisemitismus.J02 

Jean ß erlits Verteidigungsschrift fiir die Juden 

Allgemeine Kritik .1n den Maßnahmen gegenüber den Ju­
den oder gar öftcntlicher Protest wurden bis auf eine Aus­
nahmt> ntcht laut. Diese Ausnahme ist dte V ertetdigungs-

schrift fur dte Kasseler Juden des Kaufmanns Jean 
Berlit.303 Wer war dieser Mann? Er wurde am 12.Juli 1848 
in Kassel geboren und trat nach Besuch der hiesigen Rectl-

l97 Hesmche VolkswJchr. 4,Jg. Nr. 119 v. 22. 5. I q33, S. 6. l 0 H Hcssiscla~ Volksw.Kht. 4 . )~. Nt. 125 v. 30. 5. 1933. S 12. m L.lgebenchr derStaats­
pohz.eistdle Kam! vom 5. S!'ptember 1935 (BA Koblenz. R 58/446). 300 Lagebericht der Staatspolizeimlle Ka~sel vom Februa.r 1936 (BA Koblcnz. 
R 58/ U48). 101 L.lgcbcricht der Staatspolrzeistelle K.assel vom September 1935 (BA Koblcnz, R58/ ll40). .lOl Eb~nda_ 30l Stadt.l rchtv Kass-eL S.l Nr. 2623 
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c;chule als Lehrling in das Seiden- und Modewarenge­
schäft von Joseph Rinald ein. wechselte dann zur Firm.1 
Katzenstein. 1866 wanderte er nach Amerika .tus und war 
dort als Redakteur und Kaufmann tätig, bevor c!r 1872 
nach Kassel zurückkehrte. Er arbeitete zunächst im Bank· 
haus Mauer & Plaut und war dann als Fabrilunt von N:ihr­
mttteln erfolgreich. Politisch stand er zunächst den De­
mokraten nahe, trat aber nach 1918 der Sozialdemokrati­
schen Partei bei, die ihn als unbesoldeten Stadtrat 10 den 
Magistrat entsandte. 
Jm Kasseler Tageblatt wurde Berlit aniJßltch semes 80. 
Gebunstage~ als ,.Idealist, der fur seine Ideen stets mn 
dem ganzen Einsatz der Person eintritt• bezeichnet.304 
Genau das tat Berlit 1933. Als vtele schwiegen, vertetdigte 
er die Juden gegen die Angnffe und Verfolgung durch die 
NS-Machthaber. Er bekl.:~gte nicht nur Diskriminierung 
und Mißhandlung einzelner jüdischer Freunde, sondern 
wandte sich öffentlich gegen die Rassentheorie der NS 
und belegte ihre UnsinnigkeiL In einer eng beschriebenen 
J3seitigen Streitschrift führte er seine christliche Überzeu­
gung gegen die pseudowissenschaftlichen Argumente der 
NS an. 
Diese Vertetdigungsschnh sandte er an ev,mgelische 
Geistliche mit der Aufforderung, ihre Stimme fUr ibre jü­
dischen Brüder zu erheben. Eine Abschnft de~ Exemplars 
ging auch an Goebbels. D.tß er Folgen dteser muttgen Tat 
nicht fiirchtete, .. chneb Bcrlit gletch im ersten Satz: "Im 
86. Lebensjahr stehend, unter dem Druck eines schweren 
lhronischen Leidens des Abrufs m die Ewigkeit tägJtch ge­
genwärtig, drängt mich der Geist meines Gewissens ... " 
und fährt dann fort: 
.,Lediglich in der Absicht, dem Vaterland zu nüt7.cn, wie 
tch dies vor dem Krieg, w.ihrend desselben und nach dem­
selben zu tun bemüht war, ~md auch dte~e Zeilen nieder­
geschrieben worden. Ich bnn zugleich versichern, daß 
n..tch meinen Erfahrungen eines langen Lebens gerade 
hier in Kassel Männcr aus langansässigen edlen jüdischen 
Familien, durthtlUS deutsrb fiiblmd, zur Entwicklung der 
Vaterstadt in hohem Maße beigetragen luben, eine große 
Anzahl industrieller Betriebe auf die Mithilfe jüdischer 
Intelligenz und jüdischen Kapitals zurückzufuhren ist. 
Nämlich die (zu einem kleinen Teil erloschenen) Betrie­
be: 
1. Indigo-lmporthaus Gebr. Gold~chmtdt, (auch Groß­

bank) s. Zt. die größte Ftrrna des Inlands, 
2. Gans & Berger (im berühmten Gans'sthen Haus am 

Kömgsplatz) TextiJ-Großhandel, 
3. Großhandelshaus Gebrtider Rosenstein (letzter Inha­

ber Sennet), 

~~~ K.assdtr Tagrbl.ut \'Om 12. 7. 19lll 

4. M. Horc.htt1, K.~~~d und Hatnburg, Wolle-Import, 
Export deuto;cher KJee,.ut, sp.iter m Hamburg, 

~- Großh.lnddsh.lU\ 10 Chirurg und medicmisdten 
lrntrunu:nten und medic. Gummiw;ucn, au~ dem 
mehrere Ge,chjfte hervorgmgen, 

b. Metallf:lbriken K.tssd: Dte früher Kurhesmchcn 
Staatswerke: Kupferhammer, Memn~hammer, Elsen­
hammer, Dr.1htmühk, wurden 1tl66 vom preuss. Staat 
an F.tbrik.Htt Wolf Lieberg \'crk.tuft, der die Betriebe 
bedeutt:nd vergröß('rtc, 

7. da~ Kurhc"i~chc Eisenwerk Veckcrhagen wurde an 
f. Goldn1.1nn, Berlin verkauft, 

X. ·Großdruckcrct. Gcbruder Gotthelft mit Verl.t~ des 
TagebiJtt~·' (80J.lhrigc·s Bc~tchcn), 

9. leinen uml Segeltuch, Textil- I ndu\t ric, seit 1800 .lUl> 

kleinen Antan~cn 1.ur Grol~indmtne unter S1egmund 
Aschrott, Ka~~cl ~ICh cntwtckclnd. 
Aus ihr gingtn hervor die Akticngescllsch.ltlc:n: S.d1· 
mann & Behrcns, Pröhlith & Wolff. (Direktor bi~ 
1933: Jultus K.lt7.) Gomch;llk & Co., Bauounn & Le­
derer. 
An der Pin.1n1ierung dieser Aktiengcscll~chaften w.t 
rcn JlH.h die ~ogcnannten .. Alncancr" bcrcihgt. hesst­
sche judts<.:hc K.Jutlcute, dtc am Kap. inJohannesburg, 
große Vermagen erwJTbcn und nun (in den 70er Jah­
rc11) in die .lltc Heimat 7uruck.kehrend, thre KapHalien 
in Aktu:n und Hypothck('n anlegten. Ote Trager die­
ser Namen Markus, Baumann, Heilbrunn, Hammer­
schlag, Wrchclhauscn, ~tnd bei mir noch in frischer 
Fnnnc:rung ;lU~ meiner Banktätigkeit bei M.1ucr & 

Pl.:~ut, 

10. Faßfabnkcn: GustJv Bodcnhctm, Direktor Jawb 
Hecht, 

1 I. Lackf.tbnk. Louis Rosen7werg, heute Roscn7wcig & 

Baum.tnn, W dtexport, 
ll. Grof~h.tndlung Klapper, Ferres & Co., Ölirnporte, 

Farben-bport n.l!;h dem Orient, lnlubcr Salomon 
Fcrrcs, 

13. Hesmche Akttenbraucret: Hcs~ische Bank, Direktor 
Katzenstein, 

14. Bahn-Uniformen-Fabrik. Feldstein & Berger (von 
einfacher Sehnetderwerkstatt zur Großmdustnc), 

l S. Papierwarenfabnkation, Großdruckerei, lithographi­
sche Amtalt, Hemem.mn Grünbaum (fing 1866 mit 
einer Tütenkicheret in Rotenburg J. P. an). Weltex­
port, 

16. E.xpotthaus Knetsch & Plaut, Moden-Artikel. (ltelsen 
ganz Europa beretsen). 

17. Wollenwäscheret-Großbetriebe: Gebr. Mosbachcr, 
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18. Großhandlungsfirmen in Fellen : Hahn Söhne, Gebr. 
Adler, Heimann u. A., 

19. Roßhaarspinnerei Victor Oppenhcim, 
20. Großhandlung in Oe I und Fetten: Emil David, 
21. Lederfabrikation: M. Oppen heim Söhne, 
22. Nährmittelfabrik Bettenhausen, Schule Hohenlohe 

und Kasseler Haferkakaofabrik, begründet Fabribnt 
Landauer, Direktoren Karl L;~ubner, Louis Jacob, 

23. Jute Großfabrikation: Rubensohn, 
24. Bedeutende Getreidegroßhandlungen, Sandei Katz, 

E. M. Wallalh. Rubensohn, 
25. Ltk6rfabrik: Nathan K:~tzcnstcin & Co., 
26. Greishandlungen Textil-ßranchen, 1-1. A. Katzen­

stein, Salomon Katzenstein, Gehrüder Honnet, Ger­
sen Weissner, 

27. Grot~handlungen in Holz: Gehr. Ro!>enberg, Kassel 
und Köln, Leo Lazarus, Sirnon Strauss, Max Freund­
lich in Firma Zimmermann & Co., 

28. Möbdgroßhandel: Jacob Hornstein, 
29. Schneider,trtikei·Großh.wdlung: H. u. M. Hornthal, 
30. Baugewerbe-Großbetrieb: Gehrüder Hallo, seit I 00 

J.thrcn bestehend, beschäftigt in den Bauperioden 250 
Arbeiter, 

31. Tunnelbauer: Lism.mn Str.1uss, Kassel und Sterbfritz, 
32. Provinztale jüdt~che Unternehmungen, Allendorf: 

Papierwaren, Bodenheim, Rotenburg: Großmühlen 
Gcbr. Hess, Mclsungen: Tuchfabriken: Katz Söhne. 

w,1gt jmumd zu llt'htwptm, dlljs tlit' jüdischen Kruiflru/1' zur 
Ent1t.1icklung brimat/icbu fntlustrir nicht hrruorragmtltti/gt•­
nMtmun? 
Unter den Bankgeschäften vor 70 ).Ihren und später gab e~ 
jüdische: 

1. H. W. Goldschmidt seliger Sohn 
2. I. A. Amthal 

+3. S. I. Werthauer jun. 
4. Mauer & Plaut 
5. Alsberg & Löwenstein 
6. Leopold Plaut & Co. 
7. Ad. Meyenberg m Fmna Schwarzenberg & Co. 
8. Fiorino & Sichel 
9. Rudolf Ball in 

+10. Josef Plaut in Wilmsmann & Plaut. 
Die Banf;sescbiiflr KtlS.u!s sltmdm allr im bcslm Ruf durch 
Futbalten an dem Grund.wtz, daß t•in Bankluzu.r. der Veruwl­
ler fremder Gdder. nicht spekulieren dürfe. 
Bis auf die mit einem+ bezeichneten Firmen sind Jl!e ein· 
gegangen, ohne daß ein Makel an ihrer Ehre haften geblie· 
ben wäre, Eine Firma verlor durch die Inflation und die 
Weltkrise nicht nur das eigene Vermögen, sondern auch 
das große Vermögen der Familie. 
Von Detailgeschäften jüdischer Besitzer bemerke ich die 
folgenden um 1860/70: Mode-Weiss·Putzwaren:JosefRi· 
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uald, seit 1815. Hermann Wallach & Co., Eisenberg &Co., 
M. Gotthelf, M. J. Gustorf, A. Schönfeld, Mo ritz Süssholz 
(Entengasse),J. M. Lindcnfeld, Strauss (Ecke Königs-Hed· 
wigstraße), J. Kugelmann, Teppiche; Kugelmann, Hand· 
schuhe, M. R. Rosenstcin, Spielwaren (Entengasse); M. ). 
Sichel, Martinsplatz; lsidor Katz. Die beiden letzteren 
faillierten. AJie anderen sind eingegangen. 
Von den aufgezählten Kasseler Bankgeschäften 1st na· 
mentJich die Firma Mauer & Plaut (bei der ich 4 Jahre tätig 
war) für die industrielle Entwicklung Kassels durch ihre 
Verbindung mit den Berliner und Frankfurter Großban­
ken ein wesentlicher Förderer mittels weitherziger Kredit· 
g<~be gewesen, daß Treber-Schwindelunternehmen wurde 
von ihr energisch abgelehnt. Der Verdienst des letzten In · 
habers der Firma, Kommerzienrat Gustav Plaut, um dJs 
öffentliche Wohl hat besonderen Anspruch auf Anerken· 
nung, er entwickelte lange Jahre im Stadtrat und in der 
Handelskammer eine fruchtbare Tätigkeit. 
losbesondere hat sich Siegmund Aschrott, abgesehen von 
seiner oben angefuhrten industriellen Tätigkeit, gmzdrz11 
srhöpftrisch wtrkmd um das Wachstum der Stadt Kassel 
sehr verdient gemacht. Nach 1866 unterbreitete er dem 
Stadtrat seine Pläne der Erweiterung nach Westen hin und 
schlug gemeinsame Untem~thmzmgeTJ vor. Dies wurde vom 
Magistrat derzeit abgelehnt, worauf Aschrott allein vor· 
ging. Der Erfolg krönte sein Werk. 1866 : 40 000 Einwoh­
ner, heute nach 67 Jahren 170 000. 
Wer da glaubt, Siegmund Aschrotts Schöpfung der Kasse· 
ler Weststadt- mit dem HohenzoJiernviertel beginnend­
geringschätzig beurteilen zu können, der hat kewe Ah· 
nung von der Riesenarbeit, die Aschrott mit Hilfe von 
Baumeister Neumann und Bauunternehmer Zulehner seit 
1869 bis zum Jahre 1922, also in 50 Jahren, bewältigt hat 
In 1922 erwarb die Stadt Kassel von den Nachlaßerben im 
Westen diesseits der Bahn 306.528 qm zu 20 Pfennig den 
Quadratmeter, der mit aufgelaufenen Zinsen 3 Mk. geko­
stet hatte. Die im Westen in der ehemaligen Gemarkung. 
Wehlheiden vorerst angelegten Straßen und Plätze mit 
Baumpflanzung wurden der Stadt kostenlos überlassen 
und noch im Jahre 1909 weitere Goldmark 100 000,- Hir 
spätere bessere Ausstattung der Straße geschenkt. Ich sa· 
ge: 
.Ehrr dem Andmkm tlic-m tlllßa8Noölm!idJI!n gmialm Kal!f 
mamu. . 
Herr Siegmund Aschrott hatte in den 70er Jahren in der 
Kölnischen Straße einen sehr schönen Park auf einem 
mächtigen Gelände angelegt durch Anpflanzung von 
hochgewachsenen stämmigen älteren Bäumen, ein Ver· 
such, der glänzend ausfiel, mit vieler Sorgfalt vorbereitet 
war, allerdings große Kosten verursachte. Die Bäume wur­
Jen vom Habichtswald aufrecht stehend nach dem Ge· 
l:inde transportiert. Zu dieser Zeit lag die Gefahr vor, daß 



die Eisenbahndirektion Kassel nach Frankfurt verlegt wer­
den würde, da setzten sich Oskar Hensc/)('/ mit Hemr 
Aschroll mit aUer Energie ftir die Erhaltung der Direktion 
bei dem Minister fur öffentliche Arbeiten ein. Es kam t'in 
Vertrag zuwege, der durch Austausch mit anderem der 
Reichsbahn gehörigen Gelände den Park in der Kölni­
schen Straße der Eisenbahndirektion überwiesen (wurde) 
und deren Verwaltungsgebäude darauf entstand. Dagegm 
scheiterten die Bemühungen Aschrolts um Errichtung eims 
Dttrchgangsbahnhofs Wilbelmshohe,fiir dm sich das Bedürfnis 
von Jahr zu Jahr steigrrt. 
Die Schenkung da Erbm Aschrotts: 3 Millionen in Wertpa­
pieren fur den Bau eines Heims in Kassel für ältere Leute 
ohne Unterschied des Glaubens und das Aschrott-Heim 
für Frauen (seit 2 Jahren in Betrieb) verdienen erwähnt zu 
werden. 
Das Kasseler Adressbuch verflossener Jahre gibt Auskunft 
über die vor dem Kriege bestandenen Stiftungen jüdischer 
Mitbürger (Feist, Rothfels, Goldschmidt, Büding). Auch 
mein Lehrprinzipal, Herr Joseph Rinald, dem ich mich 
heute noch dankbar verpflichtet fiihle , sttftete ~einer Va­
terstadt Kassel das herrschaftliche Haus Weinberg-Straße 
1 und Goldmark 180 000,- den Rest seines Vermögens, de­
ren Zinsen alljährlich den unteren Polizei- und städti­
schen Beamten zugute kommen sollten. 
Mit der Zunahme der Bevölkerung Kassels, wie oben, be­
gann eine Zeit des Bauens, die ftir das gesamte Handwerk, 
,1uch fiir die Architekten, fiir die Ziegeleien etc. von gro­
gem Nutzen war und alle Geschäfte belebte, eine Zeit des 
Aufschwungs und der Blüte, für die das neue Rathaus ein 
beredtes Zeichen ist. Nicht allein Aschrotts Erben haben 
der Stadt Kassel reiche Zuwendungen gemacht, sondern 
Juch der aus Kassel stammende Chemiker Ludwig Mond, 
der in England zu großem Reichtum und persönlichem 
Adel gelangt war, er verdankt dem Kasseler Polytechni­
kum die Grundlage seiner Laufbahn als Schüler Bunsens. 

Von seiner letzten Stiftung von Gold111tlrk 400 000,- con­
Hscierte England 40%: GM. 160 000,-, eingeutzlostr Raub. 
Noch verdimt Mirbttd f'ltlvmnac!Jrr erwähnt zu wcrdcn, der 
als Mitglied der llanddsbmmcr in dicl>er titte unermüdli­
che Tdtigknt für die Durcbßilmmg da Fulda-Kandlisation 
entwickelte: er war Jahrzehnte Direktor der Federstahl 
A.G., die unter ihm ihren höchsten Aufstieg erlebte. End­
lich sei daran erinnert, daß es ein Jude, Amschel Rot­
schild, war, der dem ersten Kurtursten von Hessen (1806) 
den StMitsschatz rettete. Al:; Belohnung wurde er von die­
sem tn den Freiherrenstand erhoben. 
Welcher bürgerlichen Wertsthätzung die jüdischen Mit­
bürger sich erfreuten, die zugleich eine Anerkennung ih­
rer gemeinnützigen Tärigkeit bildete, geht aus dt'n T atsa­
then hervor, daß 1864 bei der Gründung des Kreditvereins 
(heutige Kreditb.mk) die Herrn Fränkel, Hallo, l lahndorf, 
Horschitz, Kugclmann, Rosenzweig sich beteiligten und 
drri von i/)llen, Hahndorf, 1 iorschitz und Rosenzweig in 
den beratenden Ausschuß berufen wurden, der aus 9 Per­
sonen bestand. Die vorgelegten Satzungen des Vereins 
waren zwei Personen übertragen gewesen, von denen eine 
Herr Hahndorf war. (H:ahndorf W<H auch nach der Prof. 
Loschschen GeschidHe des KurfUr~tcntums Hessen 
( 1806-1866) bc1 der Errichtung des Kunsthauses in Kassel 
mit .tndercn Mitbürgern fUhrend beteiligt.) 
Zum Schluß möthtc 1ch bemerken, dttß die rmlmtrchliche 
WtHmsc!Jaji 1111( du Spratbbt'griffi .umrtisch und tlriscb' 
kamt, aller ftmrdlt, daß rJ 711fdrr t•inm amchen oder semrtt­
srben Mmscbmtypus lf,ibt. Der berühmte deutsche Sprach­
forscher und größter Kenner des Sanskrit, Pr~ftssor Dr. 
Ma."r Müller. den die engliKhe Univer5Jtlt Oxfnrd von 1846 
bis zu seinem Tode, 1900, gew.mn, als erste Autnrtltlt von 
der Welt w1ssensthaft anerkannt, :wo!lle vo1t ariscber Rt~~u 
oder ttrisdmn Blut so 'ltll:nig wissm wie von l'illl'm tll'lichoceplul­
lm (langsciJiidrligw) Wörterbuch'. " 

Die Reaktion der Juden 

So vielfaltig wie die Wirkung der Judenpolitik in denJah­
ten 1933-1935 war auch die Reaktion der betroffenen jü­
dischen Bevölkerung. Oie Situation in Kassel kann folgen­
dermaßen beschrieben werden: 
I. Die Anzahl derJudenwar beträchtlich. 1933 lebten hier 
noch 2300 Personen. Oie Bevölkerung von 175 000 Ein­
wohnern bot aber die Möglichkeit der Anonymität. 

sos Gespräch mit W. 1983. 

2. Die Mtßhandlungen und schw~r~n Ausschreitungen 
wnndten sich gegen emzelne oder kleine Gruppen. 
3. Selbst die Boykottaktionen betrafen nicht alle Betriebe 
gleichermaßen, sondern waren insbesondere gegen die im 
Parterre zur Straße gebauten Ladengeschäfte gerichtet. 
Geschäfte, in oberen Stockwerken oder zur Hofseite gele­
gen, waren weniger oder gar nicht betroffen.3()'i 
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Wenn mJn von der Wirkung der relativ wenige Familien 
betreffenden administrativen Berufsverbote absieht, so 
blieben als latente Bedrohung Boykott und Einzelaktio­
nen. Der Boykott traf die jüdischen Geschäftsleute unter­
schiedlich hart, die EinzdJktionen wandten ~ich in erster 
Linie gegen Juden, die als Gegner des Regimes oder aus 
den unterschiedlichsten Gründen den Schlägertrupps auf­
gefallen waren: Mitglieder der Arbeiterparteien, Juden, 
dH: sich 1m öffentlichen und gesellschaftlichen Leben ex­
poniert hatten,Juristcn, die Prozeßgegnervon Nazianwäl­
ten waren, Einzelhändler, bei denen Nationalsozialisten 
Schulden hauen. 
Die Gründe könnte man erweitern. So heterogen und viel­
taltig sie jedoch waren, wugte man 10 der jüdischen Ge­
meinde, Wl!r bl!sonders gefährdet w.u. Bei dtn Menschen, 
die von Schlägertrupps geholt wurden, hatte man damit 
rechnen müssen, sie gehörten zu denjenigen, die "auffäl­
lig geworden wasen". Juden, die sich bedroht fühlten, 
tlohen oft gerade not:h rechtzeitig vor ihren Verfolgern, 
die Joderen blieben, da sie sich - im Sinne der NS - nichts 
vorzuwerfen hatten, in KasscJ.JOo Sie unterstellten den 
HJschern rationale Handlungsmotive und behielten sehr 
oft recht. Kennzeichnend ftir diese pragmatische Haltung 
~ind Begründungen aus mehreren jüdischen Familien, die 
auf Ju:' Frage, warum sie in Kassel geblieben waren, ant­
worteten, clag, wer nicht jüdisch ausgesehen, kein Det.til­
ge~chäft zur Straße hinaus und sich bedeckt gehalten 
habe, unbehelligt bleiben und überdauern konnte.J07 Ne­
ben dieser verbreiteten Zurückhaltung gab es durchaus 
Formen der Gegenwehr. Eine zentrale Funktion nahm das 
Büro der Rechtsanwälte Dellevie in der Kölnischen Straße 
4 ein .J08 Hier sammelte Dr. Theodor Dellevie sämtliche 

Bcnchte über Beleidigungen. Ausschreitungen und Miß 
handJungen gegen Juden im Regierungsbezirk Kassel - ei­
ne Fortführung seiner Tätigkeit in der AbwehrsteHe des 
Centralvereins deutscher Staatsbürger judischen Glau­
bens. Die Berichte wurden regelmäßig dem Regierungs­
präsidenten überreicht "mit der Bitte, bald das Erforderli­
che zu veranlassen !"309 In mehreren Fällen brachte DeiJe­
vie Übergriffe gegen Juden zur Anzeige. Am 8. Mai 1933 
fand während seiner Abwesenheit eine llaussuchung bes 
ihm durch die Polizei statt, und es wurden Berichte über 
die vorgefallenen Ausschreitungen beschlagnahmt.310 
Doppel der Berichte waren dem Regierungspräsidenten 
aber bereits zugeleitet worden, eine Verwertung hatte aber 
nicht stattgefunden und war auch nicht beabsichtigt.·m 
Diese Abwehrtätigkeit von Dr. Oellevie ist in den Akten 
des Regierungspräsidenten bis 1937, soweit reicht die 
Überlieferung, nachweisbar. Oie Weiterleitung dieser In­
formationen bildet die Grundlage rur weitere Reaktionen 
von Polizei und Strafverfolgungsbehörden. Dies war be­
sonders dann wichtig, wenn Parteigliederungen und loka­
le Polizeibehörden zusammenarbeiteten und Störungen 
der öffentlichen Ordnung auf dem Verwaltungsweg nicht 
übermittelt wurden.3ll Der Tätigkeit von Dr. Dellevie war 
es zu verdanken, wenn Strafverfahren eingeleitet wurden. 
Daß die Täter in den meisten Fällen nicht überfuhrt wer­
den konnten, lag am mangelnden Eifer, mit dem die poli· 
zeilichen Untersuchungen durchgeftihrt wurden und der 
Mauer des Schweigens, die um Ereignisse aufgebaut und 
von den Ermittlungsbehörden nicht durchbrachen wur­
de, zu mal nicht selten auch die Opfer aus Angst vor weite­
ren Repressalien die Aussage verweigerten.313 

Zusammenfass ung 

Der Lebensraum der Juden wurde im NS-Staat durch San­
deigesetze und Terrorakte eingeengt; beide fnstrumente 
wirkten jedoch unterschiedlich.Jl4 Für die Phase von 
1933- 1935 waren die Folgen der Ausnahmegesetze vor al­
lem psychologischer Art; die volle Gleichberechtigung 
der Juden, Ziel der jahrhundertelangen Emanzipationsbe· 
strebungen, war zerstört worden; die unmittelbaren prak-

tischen Auswirkungen waren jedoch relativ genng, von 
dem Berufsverbot gegen Beamte, Juristen und Mediziner 
waren etwa 10 Ofo der jüdischen Familien in Kassel betrof­
fen; die Wirtschaft als Betätigungsfeld vieler Juden wa1 
von diskriminierenden Rechtsverordnungen weitgehend 
verschont geblieben.315 Hier vor allem, bei der Erschütte· 
rung der beruflichen Existenz, setzten die Aktionen gegen 

.106 Ebenda. 307 Ebenda. .lOS Dr. Theodor Uellev1e war sctt 1925 VorsHund er der Kas)elcr Onsgruppe des Centralvcrcins deutscher Staatsbürge• 
Jlidischen Gl.1ubcns. Sp:itestens seit d1esem Zeltpunkt s~mmclte er Berichte überantisemitische V ortalle im ßcrci'h de~ L.1ndrabbinats und vet;tratju 
den, d1e sir h gegen Jntlsemistische Anwürfe zur Wehr s~tzten, vor Gericht. 1()9 Staatsarchiv Marburg. 165/3982 Bd. XIV. Beispielhaft istdie Überga 
bc von lnfomldliunen an den Regierungspr:is1dentc:n über antiSemitisch( Vorgänge im Landkreis Kassel, in Korbach. Felsberg und Gensungen am 2 
November 1934. 3 10 Staatsarchiv MJrburg. 165/ 3982 Bd. XI. 311 Ebenda. 312 Bei Ausschreirungen in Gersfeld im Dezember 1933 war die örtli 
die Po lizei nicht ZIJ erreichen und erschien ent Stunden nach Beendigung der Pogrome. (Staatsarchiv Marburg. 165/3982 Bd. XH). J ll Staatsarchi-. 
Marburg. 165/3982 Bd. XII J 14 Ygl. Anm. 1°9. m Zu wirtschaftlichen Sanktionen gegen die Kasseler Juden vgl. den Beitrag von Ho rst Kottke 
Die endgültige Verdrängung der juClen aus der l<J sscler Wirtschaft im Jahre 1938. 
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die Juden an. Im Gegensatz zu den administrativen Akten, 
die grundsätzlich bestimmte Tatbestände definierten oh· 
ne Berücksichtigung der Region und der Person, waren 
das Ausmaß der Ausschreitungen und die damit erzielte 
Wirkung regional sehr unterschiedlich)l6 Der Gau Kur­
hessen um faßte eu1 Gebiet mit langer antisemitischer Tra­
dition und einem großen Anteil von Juden in vielen Or­
ten der Region. Oie Judenfrage" stand dnher in der Poli­
tik der NSDAP an vorderer Stelle, 317 geplant und durchge­
fuhrt wurde sie von der Gauleitung in Kassel mit dem 
Gauleiter Karl Weinrich an der Spitze und den Kreislei­
tungen des Gaues; ihnen diente eine besonders dynami­
sche und rücksichtslose Judenverfolgung zur Profilierung 
der Partei.J18 Dem aus der Sicht der Aktivisten zögerli­
chen Vorgehen des Staates sollte durch die Schaffung von 
Fakten vorgegriffen werden, und "judenreine" Dörfer im 
Gau Kurhessen sollten Meilensteine sein .tuf dem W cg, 
die Juden aus Deutschland zu vertreiben. 319 
Es wurde gezeigt, daß dieser vehemente Druck der Partei 
tn der Judenfrage" von der Ministerialbürokratie nicht 
im gleichen Maße mitvollzogen wurde uml bei der Reali­
~ierung der Judenpolitik Konflikte zwischen Sta.lt und 

Partei auftraten. ÜberaU dort, wo die P.mci ~tark war, setz· 
te sich ihre härtere Linie durch. Die Bürgerttlwter, Inha­
ber der Polizctgewalt und gerade in den klc:meo Orten 
Amtsträger Jer Partei, fuhrten die Au~schrellungen gegen 
die jüdische Bevölkerung an oder ließen diese 7.U und 
schützten die Täter anschließend vor Strafe. 
Oie AdministrJtion trat nicht mehr als Vertreter dc.s Staa· 
tes auf, som.lem handelte autonom für die örtlichen Inter 
essen. Deutlic:h wird dies bc1 den ~n mitteLliterliehe 
Rccht~vorstcllungcn anknüpfcndc:nJudcnordnungen, die 
die Reichsgesetze brachen.320 Ihr lnkrahtrc:tcn wurde 
durch den Polizeipräsidenten in Kassel, der im NSOAP 
Gau Kurhessen staatliches Handeln durthsetzte, verhm 
dert. Je wetter die Schauplät1e lobler Judenverfolgung 
vom Sitz des RegierungspräsiclentNl und clc~ Polizetpriist· 
denten entfernt !.tgen, um ~o hemmungslo~cr enrfaltl'tl 
sich der Antisemitismus. 
Der Anteil der durch die Willkürakte der P.utei verursach 
ten Demütigungen und Ängste übertr.ü dtc durch .1dmini­
~trative Akte der Mmtsterialbürokratse eruugrc Diskrimi­
mcrung in dJeser Pha~e der NS Judcnpoltuk. 

1935- 1938 Juden als Bürger zweiter Klasse 

Auf dem Reichsparteitag in Nürnberg wurden am 15 Sep­
tember 1935 vom Reichstag ein "Reichsflaggengesetz", 
ein "Gesetz zum Schutze des deutschen Blmes und der 
deutschen Ehre" und ein "Reichsbürgergesetz" beschlos­
'en.J21 Hitler hatte die Annahme der Gesetze vorgeschla­
gen und ausgeführt, daß das .,Reichsflaggengesetz" und 
das "Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der 
deutschen Ehre" eine Dankesschuld an die Bewegung ab­
trügen. Das Reichsbürgergesetz sei "der V ersuch der ge· 
setzliehen Regelung eines Problems, das im Falle des aber­
maligen Scheitems dann durch Gesetz zur endgültigen 
Lösung der nationalsozialistischen Partei übertragen wer­
den müßte".J22 Dieser Satz stellte, worauf Adam hin· 
weist,323 eine deutliche Warnung an die Staatsbürokratie 
und ihre teilweise zögerliche Haltung in der Judenfrage 

Jar. Die Nürnberger Gesetze, "Biuuchut7.gesetz" und 
,.Reichsbürgergesetz", waren der bisher schwerste Schlag 
gegen die Rechtsstellung der Juden und stellen den Kern 
der Rassengesetzgebung dar. Adam beschreibt die Gesetze 
als .,überraschenden Schlag"324 und .,t:oups"J25 Hitlers in 
einer ~ich allgemein zugunstcn der j\1dcn ~t.1bilisiercndcn 
Lage.J26 Dagegen we1st Saul Friedllmdt:r d.uauf hm, .. daß 
die Rassengesetze seit Monaten in Vorbereitung und .1ut 
Ministerebene und auch mit Hitler selbst besprochen wa­
ren. Am 30. August 1935 wurde ihre bevorstehende Ver­
kündung sogar in der ausländischen Presse erwähnt."327 
Daß diese Gesetze gar so überraschend nicht sein konn­
ten , zeigt Punkt 4 des Parteiprogramms der NSDAP vom 
24. 2. 1920, der Juden das Recht auf die deutsche Staals· 
bürgerschaft absprach.J21! lm Mai 1924 brachte die .. in den 

llo Vgl. !an Kcrshaw: Antisemitismus und Volksmemung. Rc.aktiour:n Juf dte Judenverfolgung. ln: B.ayem m der NS Zctt. llerrsc.hJfl unu Ge~dhch.lil 
1m Konflikt. l·bg. von Martin Broszat und Elke Fröhlich. Bd. !1. Milndtcu, Wien; Ol~enbourg 197~ . S. 2811f., S. 291 R. und!>. 326 ff. 117 Vgl. uen t\h­
lchnitt Antisemitismus in Kassel in diesem Beiuag. 318 Vgl. S.1o9 ff. 319 Zur anosemmschen Vorreiterrollevon Hessen vgl.: Ouo Böcke!: Otejudc:n - d1c 
Könige unsererZrit. Redegehalten in eineröffentlichen Versammlungdes D.A.ß. (Deutuhc:r Antisemiten-Bund) in Berlin: Selb~tverlag von A. Rusch 
1886 S. 15. 320 Vgl. S. 175 ff. lZI Reichs!lesetzblatt.1935. Teil I. S. 1146 ff. m Uwc: Dtc:tnch Ad.un:judenpolitik im Dritten Reich . a.a.O (199), S 
128. m Uwe Dietrich Adam:Judenpoliuk im Dritten Reich. a.a.O. (199), S. 129. l24 Uwe Dieuich Adam:Judenpolilik tm Dritten Reic-h . .l.n.O 
(1~9), S. 125 tT. 325 Uwe Dietrich Ad~m:Judenpolitik i~IJ Dri.t~en Re1ch. a.a.O. (19?), S. 125 .. 326.Uw~ Dietrich Ad~m: ~udcnpol!tik 1m ~n~te!"' 
Retcn. a.a.O. (199), S. 124. 327 Sau! Fnedländer: Vom Anttsemmsmus zurjuden~emJCh!1Jng: Eme htstonographtsche Studie zurnauonalsoz1nltsu­
~'hcn Judenpolitik und Versuch einer Interpretation. ln: Der Mord.an den udc:n 1m Zwc:1teo Wdtlmeg. Hrs~ voo Eberhard Jäckel und Jürgen Roh­
wer. Stungan: Deutsche Verlags·Anstall l98S. S. 40. 328 Das Parteiprogramm der NSDAP vom 2 5. 2. l920 (Rci n hard Kühnf: Der deurschc Faschis­
mus in Q!lellen und Dokumenten. Viene unverindene Auflage. Köln: Pabi-Rugeostein 1979. S. I 05). 
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Retchstag emgczogene Völkische Fraklion, einen Gesetzes­
entwurf (ein), demzufolge alle Angehörigen .jüdischer 
Rasse' unter Fremdenrecht gestellt werden sollten. 1m Au­
gust erhob sie die Forderung,Juden aus allen öffentlichen 
Ämtern zu entlassen. Ähnliche Wünsche propagierten die 
Völkischen 1924 im bayerischen Landtag, wobei sie von 
der DNVP unterstützt wurden."329 
Trotz aller Ankündigungen waren die Nürnberger Gesetze 
,.ein so schwerer Schlag, daß er voll nur von den Betroffe­
nen erfaßt werden konnte", schreibt Williarn Katz in sei­
nem autobiogmphischen Roman. "Glücklicherweise hat­
ten wir noch vor dem 15. 9. 1935 einen ruhigen dreiwöchi­
gen Aufenthalt Jn det Eifel verbracht. Juden waren damals 
schon in den meisten Badeplätzen und Kurorten ,uner­
wünscht'. So hatten wir um bei einer jüdischen Familie 
eingemietet. Der Mann hatte sein Geschäft an Arier abge­
ben müssen, und zahlende Hausgäste boten das einzige 
Einkommen der fünfköpfigen Familie, die schon auf Un­
terstützung jüdischer Hilfsorganisationen angewiesen 
war. Mehr als zwei Gäste konnten sie nicht aufnehmen, 
aber der Garten, die Kuh und einige Hühner machten den 
.Einkauf der Lebensmittel billig. Wir lasen keine Zettung, 
lebten tn den Tag hinein, wanderten durch die herrlichen 
Laub- und Tannenwälder, wo wir als einz•ge Lebewesen 
h1er und da einen aufgescheuchten Hasen oder ein paar 
Rehe durc:h du~ Li(;htung springen sahen. Als nach drei 
Wochen die Nürnberger Gesetze kamen, erkannte ich, 
dal~ war einige Wolhen in emem Narrenparadies gelebt 
hallen . '-'330 
Deutlich beschreibt Katz die Diskriminierung, denen die 
Juden bereits ausgesetzt waren, aber auch, in welchem Ma­
ße sie sich damtt abgefunden und darauf eingerichtet hat­
ten. Das Reichsbürgergesetz führte neben der Staatsange­
hörigkeit, d1e durch§ 1 allen bisherigen Staatsangehörigen 
verblieb, in § 2 eine qualifizterte Staatsbürgerschaft, die 
sogenannte Reichsbürgerschaft ein, die Staatsbürgern 
.,deutschen oder anverwandten Blutes" vorbehalten 
blieb, wte § l der Ersten Verordnung zum Reichsbürgerge­
setz bestimmte.331 
Der matenelle Gehalt des Reichsbürgergesetzes, konlcreti­
siert in Verordnungen zu diesem Gesetz, sprach Juden das 
Stimmrecht in politischen Angelegenheiten ab und ver· 
bot ihnen, ein öffentliches Amt zu bekleiden.332 Die 
noch im Amt verbliebenen Beamten, wie der Lehrer an 
der Oberrealschule ll, Hess, wurden in den Ruhestand 
versetzt.333 

Die direkten Auswukungen des Reichsbürgergesetzes auf 
die Lage derJudenwaren zunächst sehr gering. Die furcht­
baren Rechtsfolgen zeigten sich in insgesamt dreizehn 
Verordnungen, die bis zum 1. Juli 1943 erlassen wurden 
und deren Durchführung immer mehr Juden berufslm 
machte, sie isolierte und ihres Vermögens beraubte. Das 
Reichsbürgergesetz war typisch fur die administrative 
Form der NS-Judenpolitik, so wie sie Hilberg treffend cha­
rakterisierte: "Die Maßnahme selbst tat niemandem weh. 
Sie hatte jedoch administrative Kontinuität zur Folge . ... 
Sie muß nicht immer Schaden annchteu, doch sie hat 
stets Konsequenzen. Jeder Schritt in einem Vernichtungs­
prozeß enthält den Keim eines weiteren Schrittes."3l4 
Bevor diese weiteren Schritte und ihre verwaltungstechni­
schen Konsequenzen erläutert werden, soll noch das "Ge­
setz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen 
Ehre" erwähnt werden. § l verbot Eheschließungen zwi­
schen Juden und Staatsangehörigen deutschen oder an­
verwandten Blutes, § 2 untersagte auch den außereheli­
chen Verkehr ZWischenJuden und "Ariem".J35 Die hier 
ausgesprochene Rassentrennung galt zwar für Juden und 
,.Arier" gleichermaßen, diskriminierte jedoch in seinen 
praktischen Auswirkungen die jüdische Bevölkerung.33C• 
Demütigend waren die Bestimmungen des § 3, nach dt"· 
neo Juden weibliche Staatsangehörige deutschen oderan­
verwandten Blutes in ihrem Haushalt nicht mehr beschäf­
tigen durften. § 4 verbotJudendas Hissen der Reichs- und 
Nationalflagge sowie das Zeigen der Reichsfarben. 
Es wurde bereits gezeigt, daß sich derTerrorder SA bereits 
seit 1933 gegen Beziehungen von Juden und "Ariern" ge-­
wandt hatte und die Partner solcher Freundschaften ange­
prangert und mißhandelt und auf diese Weise "Rassen­
trennung" bereits praktisch durchgesetzt worden war. 
Nun wurde auch das Strafrecht in den Dienst der nationalso­
zialistischen Rasseideologie gesteltt.337 In fiir die Angeklag­
ten peinlichen Verhören wurde nachgeforscht, ob strafeecht­
tiehe Tatbestände erfullt wurden, wobei der Begrifi. des ..,au­
ßerehelichen Verkehrs" durch die Rechtssprechung immer 
stärker ausgedehnt wurde. War nJch der Ersten Verordnung 
zum "Blutschutzgesetz" darunter "Geschlechtsverkehr" zu 
verstehen, so entschied das Reichsgericht im Dezember 
1936, daßauchKüsse und Umarmungen unterdiesenBegriff 
fie1en.J38 Den Gerichten war bei der Strafzumessung ein un· 
gewöhnlich großer Strafrahmen von einem Tag Gef:ingni~ 
bis zu 15 Jahren Zuchthaus gegeben.B9 

12: Uwe Dietrieb Adam: Judenpolitik 1m D~ttcn Re1ch a.a.O. (199). ~ - 25. J30 Wilfjam (Will>·) K.llz: E1n jüdisch-dcutsdm Le~e.n I ?04-1939- 1978 
Tilbmgen: K.ttzmann 1980. S. 113. m RctcJb~csetzblatt. 1935. Tetll. S. 1333 f. m l!:benaa. 33.1 Ausgenommen waren die JÜdJsc.hen Lehrer Jn 
offentliehen 1üdischen Schulen. (I. V .0. zum Reichsbürgergesetz v. 14. ll. 1935. Reichsgesetzblatt. 1935. Teil l. S. 1333 (J. m Raul Hilberg: D1c 
V ctnilhtung der europäischen Juden. Die Gesamtgeschichte des Holocaust. Berlin: Olle & Wolter. 1982. S. 41. 335 Reichsgesetzblart, 1935. T e1ll. 
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Jonny S. au!> Kassel wurde am 29. September 1936 wegen 
,.Rassenschande" zu zwei Jahren Zuchthaus verurteilt und 
in Verbindung mit einem anderen Delikt mit insgesamt 
vier Jahren und sechs Monaten Zuchthaus bestr.tft und im 
September 1936 in das Zuchthaus Wehtheiden eingelie­
fert.340 Er wurde jedoch nicht entlassen, sondern im April 
1941 an die Kasseler Staatspolizeistelle zur Überfiihrung 
in Schutzhaft übergeben.341 Propagandistisch wurden die­
se Prozesse kaum noch ausgewertet. Nachdem die Rassen­
trennung gesetzlich geregelt war, hätte spektakuläre Be-

richterstauungdie .,.1ltcn K:impfcr' und Aktivisten nur zu 
neuen Ausschreitungen hcrausgefordert.342 O&ese waren 
nun unerwünscht, und der Reg1erungspr:isident h.ttlc 
n.tch Beschluß der Nürnberger Gesetze mit einer,. Vcrord 
nunggegen un~ittlichc Artikel über jüdisches Gebahrcn in 
Zeitungen, imbesondere im Stürmer .... nicht nur in den 
weitesten Kreisen der Bevölkerun~. sondern auch unter 
den :1lten bc~onnenen IQmpfcm volle Zustimmun~ ge­
funden. ".>-*J 

Die Verwaltung der Juden im Gefolge der Nürnberger GesetZe 

Die Nürnberger Gesetze hatten die deutschen Juden recht­
lich und biologisch von der übrigen Bevölkerung ge­
trennt. Im Gefolge dieser Gesetze trieb eine Plut weiterer 
Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Anordnungen und 
Durchffihrungsbestimmungeo die Juden aus ihnen bis da­
hin noch belassenen Funktionen und isolierte sie in zu­
nehmendem Maße. Josef Walk nennt 582 mündliche 
und schrifdiche Maßnahmen, die zwischen dem 15. Sep­
tember 1935 und dem 9. November 1938 erlassen 
wurden.344 
Sie bestimmten u. a., daß an Juden keine Treudieost­
abzeichen verliehen werden durften,345 schlossen sie als 
Steuerhelfer aus,346 regelten ihren Einsatz im Luft­
schutz,347 verpflichteten Juden zur Anmeldung ihrer Ver­
mögen348 und kennzeichneten sie mit einem zweiten "ty­
pisch jüdischen~ Vornamen.J49 So differenziert wie die 
eingesetzten administrativen Instrumente, so unter­
schiedlich waren die Geltungsbereiche und Auswirkun­
gen der Maßnahmen. Insgesamt läßt sich feststellen, daß 
die Gesetze eher diffus formuliert waren und einen brei­
ten Interpretationsspielraum ließen, der dann in Verord­
nungen, Durchffihrungsbestimmungen und Erg-änzun­
gen konkretisiert und in der Regel im Sinne der antisem iti­
schen Aktivisten verengt werden konnte. Dies trug zu ei­
ner starken Verunsicherung der jüdischen Bevölkerung 

bei, Jie noch immer .1uf einen modus vivendi hoffte. 
während dns .,formale, verbriefle Recht ,111m;ihlich zu ei­
nem modus operandi verkam" ,350 

Die VielL-Jhl der V erordnungc11 und EriJ!I!.C l:ifst Jbcr 
auch eine exJktc: Pl.mung der J udcnpolitik in dieser Phase 
von 1935 193M vcrmisscn.351 Außenpolitische RücksiLh · 
tcnl52 und KompetenT.strcit st.tndcn emcr ~chnellcn Iö­
sung, ~o WIC! ~ic den Akttvi.~lcn vorschwebte, im Wcgc.153 
Vor allen1 aber war die Verwaltung Ende 1935 gar nicht 1n 
der Lage, dtc Ausflihs ung des Rcichsbür~;ergesetze!l :cu 
überwachen. Oie erste Verordnung zu diesem Gesetz hat­
te zwar zweifelsfrei festgelegt, wer Jude354 und somit von 
den Bestimmungen betroffen war. Die Identifizierung 
d&eser Per:.onen warden Behörden aber nur zum Teil mög­
lich. Die 7it iertc Verordnung gab eine ,.rassische" Oefini­
tJOil der Judtm. Soweit den Behörden Unterlagen über d1e 
jüdi~chc ßevölkerun~ vorlagen, basierten sie auf der Anga­
be der Glaubenszugehörigkeit der Personen. Dies galt so­
wohl für die Volkszählung imJ<lhre 193J,J55 die die Juden 
des Deuw.hcn Reiches zentral erbßt hatte, wie auch für 
Mitgliedsverze&chnisse der einzelnen jüdischen Gemein­
den. Identifizierung, Registrierung und Kennzeichnung 
der Juden waren <~lso organisatorische Voraussetzungen 
fur dJC~ weiteren selektierenden Maßn,1hmcn. 

40 Staatunwaltscbaft bei dem L~ndgencht in Kassel. A~te: 3KLS·5/36.1 !Jrtwig W~lter; Wtrntr Meyer: Dokument.Jllun cancs Kass.~ler ~~~en,(hJn· 
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\~tz" und Justiz. a.a.O. (336), S. 432. 34llagebencht der StaatspolizeiStelle Kmel vom Se_ptember 1935 (BA Koblen7, R. 58 1140). 1•4Jo~cph W,1lk 
(! lrsg.): Das Sonderrecht für die Juden im NS-Staat. Eine Sammlung der gesetl.lichen Maßnahmen u.nd Richtlinien - lnh.11t und Bedeutung. ~lc:Jdel 
hcrg, Karlsrubc: C.F. Müller,Jurisuschrr Verlaa 1981. S. 131-249. 345 Re•chsgesetzblatt, 1935. Te•ll. S. 1341-1347. H~ Reich~ge~~ll:blillt, 193/l. 
Ttill. $. 11 f. 347 Reichsgesetzblatt, I 937. Tc:all. S. 559-565. 348 Hdmut Genschef: Die Verdrängung_ der Juden aus der Wirtschaft im Dritten 
Reich. a.a.O. (225), S. 157, Fußnote 83. 349 Reichsgesetzblatt, 1938. Teil J. S. I 044. 350 Rauf Hilberg: D1e Vemichtun~ der europäischen Juden. 
u.O. (334), S. 42. lS1 Vgl. Uwe Dietrich Adam:Judenpolitik im Dritten Reich . .&.J.O. (199), S. 153 ff. 35lfnsbesondere 10 der Vorberettuogsplu~c: 
zu den in 1936 in Berlin durchgefühnen OJP.llpischen Sprelen gmgen Hetzanikcl und Ausschreilungen ;rurück, so dJß ein Eindrutkäußerer Ruhe: •m 
Bereich der Judenpolitik entstand. J.'iJ ~Httlers- nur zu mutmaßende -Intentionen Jener Zell xac:lren .1uf eine von1chllge, schnttwe1se Eotrechtun,p 
der Juden, m die von den unterschiedlieben Machtträgem durchgeführte anmemitischc Polittk brauchte er daher lcd1~hch lenkend emzugre1fcn . 
(ßemd Manin: Judenverfolgung und -vemichtung unter der nauonalsozi_alinischen DiktJtur In· ,Dit Juden als Mtnderhcit in der Geschachtc. Hrsg. 
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Am 30. Oktober 1933 forderte der Landrat des Landkreises 
Kassel sämtliche Bürgermeister als Ortspolizeibehörde 
aut: Auskunft zu geben: 
... 1) uber s:imtliche in der dortigen Gemeinde ansässigen 

Angehörigen jüdischer Konfession und alle Personen, 
die Z'lllrtflllos jüdischer Rasse smd ... " 356 

Dem Schreiben war ein Muster über den Aufbau des Ver­
zeichnisses beigelegt. Angegeben werden sollten: Name, 
Vorname, Wohnort, Geburtstag, Geburtsort, Beruf, Fami­
lienst:md, Sta:nsangehörigkeit, Religion, politische Ein­
~tellung und Betätigung, Bemerkungen. Die Antwort des 
Niederzwehrener Bürgermeisters enthielt eine "Nachwei­
sung über hiesige ansässige Angehörige jüdischer Konfes­
sion"357 mit den entsprechenden Angaben. Ob Nachfor­
schungen zur Abstammung Niederzwehrener Bürger un­
rernommen wurden, geht aus den Akten nicht hervor. Da­
nach erfolgte keine weitere gesonderte Erfassung der jüdi­
schen Bevölkerung. Über die in den Synagogengemein­
den zusammengeschlos~enen Juden waren die Behörden 
durch Jie aiiJähriJc..:he von den israelitischen Kultusge­
meinden an den Regierung~präsidenten abzuliefernden 
Mitgliederverzeichnisse un terric htct. 358 

Einen Überblick über die aktuelle Anzahl der J uuen hatte 
die Verwnltung nicht. Als die Landesstelle Kurhessen des 
Reichsministeriums für Volksaufklärung und Propaganda 
den Regierungspräsidenten in Kassel am 1. Juli 1935 "zu 
propagandistischen Zwecken (um) die genaue Kopfzahl 
,tller im Gau Kurhessen wohnenden Juden bat"359, konn­
te die Stadtspolizeistelle Kassel keine exakte Zah I für den 
Stadtkreis Kas~el angeben: ,.Die Zahl der in Kassel ansässi­
gen Juden beträgt etwa 2500. Die gmaue Kopfzahl kann 
nicht angegeben werden, weil nicht aUcJuden, besonders 
d1e get.luften, Jls Juden bck:.tnnt sind. Hinzu kommt eine 
gewisse Ungenauigkeit durch den d.1uernden Zu- und 
Wegzug von Juden."360 
In den Landkreisen wurde die Anzahl der Juden wesent­
lich gen:lUer ermittelt. Der Landrat in Melsungen ließ von 
den Bürgermeistern seines Kreises Verzeichnisse mit den 
Personalien sämtl1cher Juden, einschließlich der Frauen 
und Kinder, anfertigen und konnte aufgrund dieser Un­
terlagen die Anz:thl von 479 Juden errechnen.361 
1\m 27. August 1935 verlangte die StaatspolizeiStelle Kas­
sel per Rundverfügung II/I 8018 ew Mitgliedverzeichnis 
von ~amtlichen im Regierungsbezirk bestehenden jüdi­
schen Vereinen. Die Verzeichnisse sollten den Mitglieder­
bestand vom 1.10. 1935 wiedergeben und der zentralen Er­
fassung aller Juden in Deutschland in einer ,Judenkartei" 

dienen.362 Ein vorrangiger Grund war Jedoch, emcn 
"Überblick über den gegenwärtigen Stand der polttisc:hcn 
Gliederung der noch in Deutschland lebenden Juden zu 
erhalten".363 Die Staatspolizeistelle Kassel versandte For­
mularvordrucke an alle jüdischen Vereine des Regierungs­
bezirks. in denen Adressen der Mitglieder, der Zweck des 
Vereins und die jüdisch-politische Einstellung vermerkt 
werden sollten. Für die letztgenannte Angabe war eine von 
vier Möglichkeiten anzukreuzen: neutral, assimilatorisch, 
zionistisch, orthodox.J64 Diese Auswahl wurde von der 
Staatspolizeistelle Kassel im Oktober 1935 durch die Ru­
brik "religiös-liberal" ergänzt.365 Damit standen der Ver­
waltung grobe Kategorien zur Verfügung, um z. B. die An­
zahl der Juden, die bereit waren, nach Palästina auszuwa.n· 
dern, einzuschätzen. Diese Angaben waren vierteljährlich 
zu berichtigen, um den jeweils aktuellen Stand widerzu­
spiegeln.J66 
Am 17. 12. 1935 forderte der Regierungsprästdent das bt-­
reits im August des Jahres erwähnte Verzeichnis über alle 
Juden in seinem Bezirk bis zum 20.Januarl936 an.J67 Die 
LJndräte hatten ihre Aufstellung termingemäß einge 
reicht. In den Landkreisen war die Anzahl der Juden in 
den einzelnen Orten überschaubar. Sie waren dort restlo~ 
bekannt, und dies galt auch für die wenigen Persom:n, die 
zum christlichen Glauben konvertiert waren. 
Die StaatspolizeisteHe Kassel. die mit der Aufstellung fii. r 
den Stadtkreis Kassel beauftragt war, bat um Fristverlänge 
rung bis zum 1. Juni 1936, "weil die sehr umfangreichen 
Feststellungen bisher noch nicht restlos getroffen werden 
konnten. "368 Die viermonatige Verzögerung läßt darauf 
schließen, daß die Kasseler Gestapo nicht das Mitglieds· 
verzeichnis der jüdischen Gemeinde benutzte. sondern 
eigene Erhebungen anstellte. Grundlage für die Erfassung 
konnten die Meldeunterlagen der Stadtverwaltung sein. 
Die Einwohnermeldehrtet wurde zentral beim Polizei­
präsidenten in Kassel geführt und ging ohne Unterbre­
chung bis auf das Jahr 1868 zurück. Seit 1906 wurde ein 
Durchschlag des Meldebogens an die acht Bezirksämter 
der Stddt weitergeleitet. Dort wurden die Angaben in dJC~ 
in jedem BezirkgefUhrten HJusstandsbücher eingetragen. 
Jede Wohnungsänderung wurde hier erfaßt. Auch Perso­
nen, die sich nur einen Tag in Kassel in einem Hotel oder 
Krankenhaus aufhielten, wurden vermerkt. Es war ohne 
weiteres möglich, innerhalb sechs Monaten diese Ver­
zeichnisse nach Eintragungen über Juden durchzusehen 
und abzuschreiben. Für eine solche Vergehensweise 
spricht, daß die Aufstellung, die dem Regierungspräsiden-

J56 StaarsJrcluv Marburg. 175/1401. .H7 Ebcnda.. J58 Stumrch1v M:uburg. 180/2407. JS9 Staau.uch1v Marburf. 165/3863. J 60 Ebend.a 
.1~1 StaatsJtch1v Marburg 180/2407. J &l Eben da. 363 Schrt:1ben der Staatspohzmtdle für den Regierungsbezirk Kasse vom 20. 9. 1935. (Staatsar· 
chiv Marburg. 180/2407). 1(14 Staatsarchiv M:uburg. 180/2406. 365 Ebcnda. 3~o Ebeoda. l67 Suatsarchiv MJrburg. 165/3863. J&& Ebend 
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ten von der StaatspolizeisteHe vorgelegt wurde, nicht al­
phabetisch geordnet war, sondern in der Reihenfolge der 
Straßen in den einzelnen Stadtbezirken. Zu einer alpha­
betischen Gliederung war der unter Termindruck arbei­
tenden Gestapo wohl keine Zeit mehr verblieben. In den 
Hausstandsbüchern wurde bei den Adressen von Juden 
mit Rotstift ein J" nachgetragen. In einigen Fällen wurde 
der Eintrag am rechten Rand ebenfalls mit Rotstift abge­
lukt.369 
Am 27. 5. 1936 hatte die Staatspolizeistelle in Kassd ihren 
Auftrag erfullt und Daten über 1876 Juden mit Angabe des 
Vornamens, Nachnamens, Geburtsnamens, des Standes 
bzw. Berufes, Geburtstags und der Wohnung zusammen­
gestellt. Die Religionszugehörigkeit war, da unwichtig, 
weggelassen worden. 
Die Personen waren nach der Definition de~ § 5 der Er­
sten Verordnung zum Reichsbürgergesetz erfaßt worden. 
Zusätzlich waren "Halbjuden" aufgeft.ihrt und .,Misch­
ehen" vermerkt.370 Diese Aufstellung konnte innerhalb 
kürzester Zeit verkartet und in alphabetischer Reihenfolge 
sortiert werden. Wenn Zu- und Abg:inge vom Einwohner­
meldeamt an die Gestapo weitergeleitet wurden, hatte die 
Staatspolizei einen lückenlosen Überblick über die Kc~sse­
la Juden. Sie konnte jederzeit individuell zugreifen, war 
aber auch in der Lage, statistische Aussagen über die Ver­
änderung der Anzahl und die .,Wandenmgsbewegung" 
der Juden zu geben. Die Überwachung war total gewor­
den, die bürokratischen Voraussetzungen H.ir weitere 
Zwangsmaßnahmen gegeben. 
Der Aufsicht der Behörden konnten sich Juden nur noch 
entziehen, wenn sie ihren Wohnort verließen. ohne sich 
an- und abzumelden, und in der Illegalität lebten. Ob­
wohl dies strafbar war, haben Juden 1936 in größerer An­
tahl ihre Wohnorte verlassen, ohne den Einwohnermel­
debehörden Bescheid zu geben, insbesondere dann, wenn 
sie Auslandsreisen unternahmen, um die Bedingungen ftir 
eine Emigration zu erkunden. Zur Unterbindung dieser 
Auswanderung und unerlaubten Rückwanderung forderte 
die Staatspolizeistelle Kassel einen "Ausreisesichtver­
merkszwang" einzuft.ihren.371 Bei dieser Form der unkon­
trollienen Emigration befi.ircbtete der Staat vor allem, 
daß die Auswanderer ihre steuerlichen Pflichten nicht er­
fu llt hatten.J72 

Dem Vermögen der Juden und dessen Eimatz irn Staats 
haushalt galt aber das be~ondcrc lrHetcsse der NS-Judcn­
policik. Durch Reichsflucht~teua und Devi~enbeschräu­
kungen kassieneo die deutschen Behörden einen Teil des 
Vem1ögens von Emigr.mten und verhinderten die Aus­
fuhr der knappen Devtsen.J7J Das Vermögen der 1m In­
land bleibenden Juden wurde bis 1938 von der Verwahung 
nicht angetastet. Am 26. April dieses Jahres erfaßte der 
NS Staat die Vermögen der Juden und !.teilte stc unter 
staatliche Aufstcht)74 0Jnach hatte .. jedt•r J ucle untl 
auch der nichtjüdische Ehegatte eines Juden ... scm ge­
~:tmtcs in- und ausl~ndisches Vermögen anzumelden und 
zu bewerten; ausgenommen stnd Gegenstände: zum per­
sönlichen Gebrauch de) Anmeldepf-lichtigen und Haus­
rat, der kem Luxusgegenstand ist. Juden ausländtsdter 
Staatsangehöngkeit haben nur ihr inländisches Vermögen 
an1.umclden. D1e Bewertung erfolgt nach dem gemeinen 
Wert. Die Anmcldepfltcht entfallt, wenn der Gesamtwert 
de~ anzumeldenden Vermögem. ohne Rücksicht auf dtc 
Verbindlichkeit 5000 RM ntcht übersteigt." Neben Jen 
Personalien waren die Ang.1ben getrennt n.1ch ausländi­
schen und mlämltsdlen Vermögen in Formbl~itter cinw­
Lragen. Das inlandts<.:he Vermögen wurde gegliedert nach 
land- und forstwimchaftlichcm Vermögen, Grundvermö­
gen, Betriebwermögen und sonstigem Vermögen erfaßt. 
Etn Auszug du~~er Angaben wurde an die Zollfahndungs­
zwetgstdle Kas~cl ubcrmittdt.375 Somit konnten die An~ 
gaben von Au5wanderern über ihr Vermögen und die dar­
:lUf entfallenden Steuern jedcr:wt überprüft wc:rden. Die 
bts zu diesetn Zeitpunkt perfektionierte Erfassung erfor· 
derte die Mogltchkeit der Identifizierung der Juden zu je 
dem Zeitpunkt und an jedem Ort. Dies war hisher nicht 
möglich, da es keine Ausweispflicht gab und das ArbeJtS­
buch das einzige Personendokument darstellte, das zur Er· 
kennungdienen konnte.376 
Mit der Bekanntmachung über den Kennbrten7.wang 
vom 23. 7. 193H wurden Staatsangehörige juden vcrpfltLh­
tct, bis zum 31. 12. 1938 dte Ausstellung dner Kennkarte 
lU beantragen, die bei allen mündlichen Anträgen Jn Be­
hörden unaufgefordert vorzulegen, bei schriftlichen An­
trägen anzugeben w.H.377 Die Kennkarten enthielten die 
Personalien der Inhaber, waren auf ei nen bestimmten 
Kennort, in diesem Fall Kassel, etngctragen und m1t c.-inet 

169 Stadtverwaltung Kassel. Bezirksamt Wslhdmshöhc, HJuHtJnd~buchu J?o Vcrzeidtrm der 1m Ortspolucsbt:lltk 1\.1~\cl wolwcndcu JuJt·u 
v. 27. 5. 1936. (Staatsarchiv Marburg. J 65/3863). 371 I Jgc:hcrirhr der St.tmpolizei,tdk .K.tml für Fc:bru.u 1936 (BA Kobktll, R 51!/604) m I .sgc· 
bc:richt der Staatspolizeistelle Kmel M:irz 1936 (BA Kobltru, R 58/1152l· m Rcichsfluchhteuer wurde ~cit dc:rn 8. Dc1 1931, also bereits in der 
Weimarer Republsk, erhoben. (Rcichsgcsetzblan, 1931. T c:ill., S. 699 und S. 731-733). Sie betru_g seit dem 18. Mai 1934 25% vom V c:rmögen des Emi 
granten, wenn das Vermögen nach dem 31. 12. 1931 mehrals 50000.- RM bet_ra.gcn haue. (Rc:Jchsgcsctzblatt .. l931. Te•ll. S . .l9l). Besm Umtausch 
~on Reic.hsmark in 3usländische Währung gingen etw~ 50'\oo des Werte> J.tl d1e TJuschstelle Altreu. )74 Re1ch<gesetzbl.m, I 931\. Te1l 1. S. 414 f 
15 Stadtarchiv Kassel. ß<:)t.lnd S 3. Oberfinanzpr:i~id~nt in K.ts}cl. Nr 348, ÜbcrwadsungjüdJscher Vermögenswerte. 17~ Der t;c:')Ctlhch«! Au~W<'J$· 

rwang wurde erst am 10. Sept. 1939 emgefühn (Reic.hsgi!~Ctzblatt. 1939, Tdll. S. 1739). l7 Relthlb>esetzbl.ut, 1931!. lc:'sl!. S. <11.2. 
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Kennnummer versehen. Zur t::inwandfreien erkennungs­
dienstlichen Identifizierung waren außer Paßbild und Un­
terschrift die Fingerabdrücke des linken und rechten Zei­
gefingers enthalten. Am 18. August 1938 wurde die Kenn­
zeichnung der Juden auf ihren Namen ausgedehnt. Nach 
einem Erlaß des Retchsministers des Ionern durften deut­
sche oder staatenlose Juden nur "typi~ch" jtidiscbe Vorna­
men fuhren, die in dem Erl;~ß aufgeführt waren.378 Perso­
nen ,.jüdischer Abstammung", die andere Vomamen 
führten, mußten sich einen zweiten Vornamen, Frauen 
Sara, Männer Israel, zulegen. Unterdem Titel "Keine jüdi­
schen ,Piattfuß-Siegfrids' mehr" informierte die Hessi­
sche Volkswa<.:ht ihre Leser darüber, daß die gesetzliche 
Regelung etnen Zustand beseitigte, ,.der nicht nurdenJu· 
den bisher tmmer noch eine Möglichkeit zur Tarnung ge­
geben hatte, sondern auch für das Empfinden der deut· 
sehen Bevölkerung auf die Dauer unerträglich sein muß· 
te ... "379 

Diese Regelung sollte am !.Januar 1938 in Kraft treten. In 
den Kasseler Einwohnerverzeichnissen wurden daraufhin 
bei Neoeintragungen die Vornamen Sara bzw. Israel hin· 
zugesetzt. Namensänderungen wurden wieder rückgängig 
gemacht, wenn der ursprüngljche Vorname in dem Erlaß 
aufgeftihrt war.380 
Im Kasseler Adreßbuch von 1940 wurden die Namen der 
Juden erstmals mit dem zusätzlich aufgezwungenen Vor~ 
namen veröffentlicht.381 Damit war die Transparenz über 
die jüdische Minderheit in Kassel nahezu vollkommen 
.,)udenkartei", "Bewegungsstatistik", Vermögensverzeich­
nis, Kennkarte und Kenname machten sie gut kontrollier­
bar und dispooabel fur jedwede zukünftige Zwecke. Die NS­
Verwaltung hatte die Zeit zwischen 1935 und 1938 genutzt 
und durch bürotechnische Maßnahmen, die keinen direk­
ten Schaden zur Folge hatten, die Voraussetzung für jede 
denkbare Unterdrückungs- und Verfolgungsmaßnahme 
~eschaffen. 

Terror, Boykott und Verhaftungen 

W arcn die administrativen Maßnahmen im betrachteten 
Abschnitt auch gewichtig, eine Pha~c, in der nur die Ver­
waltung arbeitete, die Juden aber gewissermaßen eine Ru· 
hepause vor dem sich zusammenbrauenden Sturm erle­
ben konnten, gab es nicht. Überfalle, Boykottdemonstrn­
tJOnen, Vorftihrungen zur Gestapo gehörten zur unter­
drückten Existenz der Kasseler Juden. Scharfes Durchgrei­
fen und Str..tfverfolgung zur Eindämmung der Einzelak­
tionen gegen die jüdische Bevölkerung in Kassel und ins­
besondere auf dem Land hatten nach den Berichten de~ 
Polizeipräsidenten zu einer Beruhigung in der Juden fra­
ge" gefiihrt,382 die auch im H inblick auf die 1936 in 
Deutschland ausgetragenen Olympischen Spiele, ilie Juf 
keinen Fall gefährdet werden sollten, erwünscht war.383 
Nach Ablauf der Olympiade wurde umso weniger Rück­
sicht geübt. Im Dezember wurde von der NSDAP-Kreis­
leitung in Kassel ein Weihnachtsboykott "jüdischer Ge­
schäfte" veranstaltet, der dJe gleichen Merkmale früherer 
Aktionen hatte.384 SA-Posten verteilten vor den Geschäf­
ten Zettel "Kauf nicht bei Juden". 
Kunden, die die Geschäfte trotzdem betraten, wurden fo­
tografiert und als "Schufte, Arbeiterverräter,Judenknech­
te" be~chimpft. Beim Verlassen wurden ihre Einkauf:~· 

taschen kontrolliert. Kinder wurden beauftragt, diesen 
Personen nachzugeben. Ein jüdisches Mädchen wurde 
von einem der Zettelverteiler geschlagen. 
Als der Kasseler Herbert Bauer sein Mißfallen über den 
Boykott äußerte, wurde er von einem Zettelverteiler tät­
lich angegriffen.385 
Auch die Antwort des Regierungspräsidenten in Kassel 
auf die Bitte des Reichs- und Preußischen Wirtschaftsmi­
nisteriums um Bericht über die Vorgänge war typisch: .. E~ 
handelt sich bei den jüdischen Eingaben um Übertreibun 
gen .... " Im Herbstl937 wurde Noah Kreski auf der Frank­
furter Straße von Hitleejungen überfallen und bewußtlos 
geschlagen.38t> Im Anschluß an einen Vortrag von J uliu~ 
Streicher in der Kasseler Stadth:Jlle am 11. Dezember 1937 
kam es zu einem Sturm auf die Geschäfte von Kasseler 
Juden.387 
Gleichzeitig wuchs die Gefahr, aus den unterschiedJich­
sten Gründen bei der Gestapo vorgeladen und inhaftiert 
zu werden ohne das geringste subjektive Verschulden. Dafiir 
ein Beispiel: Franz Wallach war im Vorstand der Kasseler Si­
nru Loge im Orden Bne Brith, seine Frau wirkte in der Let­
tung der Frauengruppe. Als 1937 die Loge in Deutschland 
aufgelöst wurde, wurde der Vorstand der Sinru Loge verhaf-

HS Minlstc:n,llblatt ftir die Prc:uß1u:he Innere Verwaltung, Spitlte 1345. 379 Kurhc:S$ 1~Che LandesZ<'itung. 9. Jg. Nr. 198 v. 25. 8 1938. J&O Minutc­
nalbiJtt für die Preußische Innere VeiWJitung. SpJhe 1345. 381 Einwohnerbuch der Stadt Kassel für das Jahr 1940. J8ll..lgebenc.ht der Staatspoli· 
:ccistc:lle Kassel vom März 1934. (BA Koblc:nz). m LJgebcncht derSt:t:~tspolizeistelle Kassel vom März 1934, (BA Koblcnz). l6• Staatsarchiv Mar· 
burg. 165/3982. ;g5 Eb(lldJ. J36 Der Reg1crungspräsJdent in Darmstadt. Arc:hiv der Wi~dagutmachungsbehörde . Akte Rubin Krnk.J. I 1219-K 
6253 (4). 3M7 Der Rcgicrungspräsidrntm DmmtJdt Archiv der Wiedergutmachungsbchördc. Akte 3. 1/12/9- K-536 (4). 
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tet. "Es kamen zwei Leute. Ein SS-Mann und ein gewöhn­
licher Polizist, nein drei kamen. Ich war völlig ahnungs­
los. Wir dachten, sie kämen zur Haussuchung. Sie haben 
die Logen doch schlagartig aufgelöst und hatten gar nich t 
)0 viele Gestapoleute. Dadurch kam ein Polizist mit. Die­
ser Polizist nahm mich beiseite und sagte: .Geben Sie Ih­
rem Mann was zu frühstücken, wir müssen ihn mitneh­
men.' Und das haben wir dann auch get.cm. Inzwischen 
wußten wir schon, daß es sich um die Loge handelt und 
wurden sehr erleichtert, denn man wußte doch nie, was 
man falsch gemacht hatte ... In unserer Wohnung war ein 
langer Korridor von 20 m mit einem Riesenregal mit Ak­
ten. Da habe ich den Leuten gesagt: ,Suchen Sie, wo Sie 
wollen und was Sie wollen, aber wenn Sie das Reg..tl ..tus­
räumen, dann weiß ich überhaupt nicht w.ts werden soll. 
Das kriegt man nie wieder so hin.' 
Wir hatten eine alte Putzfrau, denn Mädchen durfte man 
schon gar nicht mehr haben. Man durfte nur Frauen über 
45 Jahren einstellen. Diese Frau war sehr mißtrauisch und 
liefimmer hinter ihnen her. Wir hatten eine Vitrine, und 
da lag das Eiserne Kreuz von meinem Mann <.Irin, und dJ 
sagte sie: ,Hier sind unsere Orden.' Als ein Beamter sagte: 
,Sauber ist es ja hier, das kann man nicht anders sagen •, 
war sie sehr beleidigt und antwortete: ,Glauben Sie, alle 
Juden sind Schweine?' Dann haben sie alles umgekehrt, 
und dann h:tben sie mich auch mitgenommen. Wir gin­
gen los, und dann sagte der eine 7.U mir:, Wollen Sie nicht 
vorgehen vielleicht?' Da habe ich gesagt: ,Nein, es ist 
heutzutage keine Schande, als Jüdin verhaftet zu werden'. 
und als er fragte: ,Sie haben wohl darauf gewartet', sagte 
ich: ,Jeder kommt doch mal dran, und jetzt sind wir 
dran'."388 Der gesamte Vorstand der Loge war verhaftet 
worden. Es wurde eine Auflösungsanordnung vorgelegt, 
die von den anwesenden Mitgliedern unterschrieben wer­
den mußte, dann wurde das Vermögen der Loge geprüft. 
Weitere Untersuchungen wurden von der Gestapo nicht 

angestellt. Kc:mem der Verh.tft~t~n , .. ·ar t.>tw.ts geschehen. 
Die Frauen wurden n.1ch wenigen Stunden ~ntlclssen, die 
Männer kamen :tm niichstcn Tag frei. Gleichwohl blieb 
dte Erfahrung, auf welcheWeise die Gestapo einfach Yer­
waltungsakte durchruhrte, bei den Wallachs wirksam, und 
sie betrieben ihre vorsorglich seJt 1935 vorbereitete Aus­
wanderung nach Palästina. 
Verhaftungen durch die Gestapo gehörten zunehmend zu 
den Rt~iken de~ täglichen Lebens der Jiidischen Einwoh· 
nc:r Kassels. 
Diese Entwicklung spiegelte ~ilh .tuch tn der Arbeit cle~ 
Kasseler Rabbiners Roben Gei~ wieder, wie die häufigen 
Notizen in seinem Tageskalender über Gefängnis- und 
Zuchthausbesuche zetgen Hiet dn Austug der Eintra­
gungen:389 
,.14. 8. Krankenbesuch: Goldschmidt, Schillerstr. 35 

15. 8. Gemeinde Bebra 
16. 8. Zuchthaus: Dr. Freudenthal, Nadel. D1. Ft.tnk. 

Schiftan, Kaufmann, Dr. Bruck, Kirstein 
29. 8. Gemeinde ROtenburg 

1. 9. Getangnis: Unterredung mit Or. Kugelmann 
2. 9. Gefangnis: Dr. Henning 
3. 9. Zuchthaus: Dr. Freudenthal, Kohlhagen, Dr. 

Frank, Nadel, Kaufmann,Jacobs, Kirstein, Katz." 
Nach den Besuchsvermerken von Dr. Robert Geis tm 4. 
Quartal1937 waren 12Juden im Gefangnis und Zuchth..tus 
der Stadt Kas!tel inhaftiert. Über die Kasseler Juden in 
Strafanstalten anderer Städte und in Konzentrationslol­
gem sind keine vollständigen Angaben vorhanden. 
Sicher ist, daß die Bestrafungvonjuden wegen geringfügi 
gcr Verstöße gegen die in immer kürzeren Abständen er­
rolgenden Rechtsvorschriften für den Betroffenen unab­
sehbare Folgen haben konnte:. Sehr vielt' Gefangene wtt: 
z. B. Wtlh Schiftan wurden nach Ende Jcr Haftzett nicht 
entlassen, sondern von der Gestapo in Schut7.h.tft genom­
men und in ein Lager verbracht.l90 

Erste Massendeportation durch die SS 

Am 1. Junt 1938 ordnete das Reichskriminalamt in Berlin 
an, alle "asozialen Elemente" zu erfassen, denn .,die straffe 
Durchführung des Vierjahresplans erfordert den Einsatz 
aller arbeitsfahigen Kräfte und läßt es nicht zu, daß asozia­
le Menschen sich der Arbeit entziehen und somit den 
Vierjahresplan sabotieren .... 

Ich ordne deshalb an: ... aus den dortigen K.rimin;tlpoll ­
zetstellen mi11destms 200 männliche arbettsfahige Perso­
nen (asoziale) in polizeiliche Vorbeugungshaft zu neh­
men ... Ferner sind ebenfalls in der Woche vom 13.-18.Ju­
ni 1938 alle männlichen Juden des Kriminalpolizeistelkn­
bezirks, die mit mindestens einer Gefangnisstrafc von 

lA6 Gupräch mit Genrud und f·r.mz W JIJ.lch am 30 . .J . 1983 m ll.tJfJ, lsr~cl. Jsq TJgcsblendc:r des Rabb1ner~ Dr R.Jpb.l<'l C;ei~, Auszu~. Zur VertiJ 
sung gesrellt von Frau Su).lnnc Geil. 1911 Der Rtgierungspr.ilident m 0Jrmst.JJt. Anhrv der W1edergutmachung,hehorcle. Akte: W11li Srhtft~n 
I 12/9 K 24(4). 

191 



mehr als einem Monat bestraft smd, sn policeiliche Vor· 
beugungshafi: zu nehmen."391 Die Kriminalpolizeistelle 
nahm daraufhin in der Woche vom 13. bis 18.Juni zusam· 
men mit 155 "Asozialen" 25 Juden in Vorbeugehaft und 
veranlaßte ihre Überfuhrung1n ein staatliches Konzentra· 
ttonslager.J92 Paul R .• zum Zeitpunkt der Inhaftierung 64 
Jahre alt, wurd~ in das Konzentrationslager Sach~enhau­
sen verschleppt und mußte dort schwerste körperliche Ar­
beit leisten.J93 Da seine Ehefrau eine Einwanderungsge· 
uehmigung fUr die Familie in die USA vorweisen konntt!, 
wurde er im September 1938 entlassen.394 Über das 
Schicksal der anderen Menschen finden sich keine weite­
ten Angaben. 
Diese Aktion war ein Novum und stellte eine härtere 
GJn~an der NS gegen die aus der Volksgemeinschaft 
gedrängten Menschen c.Jar. Es wundert n1cht, daß die vor· 
bestraften Juden, der besonders unerwünschte Teil dieser 
verhaßten Mmderheit, mit zu den ersten Opfern zählten. 
Verantwortlich ze1chnete Heydrich . Nach dreijährigen 
Vorarbeiten zur Erfassung, Kennzejchnung und laufen· 
der ÜberwJch ung der Juden hatte die SS erstmals mit den 
ihr zur Verfugung stehenden Machtmitteln zugeschlagen. 
Verhaftungen und Massendeportationen von Juden aus 
unterschiedlichen Anlässen mit verschiedenen Zielen, 
c~ber immer in der gleichen Form durchgeführt, waren in 
den n:ichsten sechs Monaten sichtbares Zeichen für die 
Einmischung der SS in die Judenpolitik Nur wenige Mo­
nate später versuchten Gestapo und SO, 15 000 polnische 
Juden über die Grenze nach Polen abzuschieben. 
Die Vorgeschichte dieser zweiten Massendeportation lag 
in emer Änderung der Paßformalitäten von Schweizer Be­
hörden gegenüber jüdischen Einreisenden. Ote Schweiz, 
nach dem Anschluß Österreachs bevorzugtes Einreiseland 
fur Juden aus Wien, führte den Visumzwang für deutsche 
Juden ein und verlangte, daß die Pässe deutscher Juden 
mit einem roten ,J" zu stempeln seien.395 Durch diese 
M.1ßnahme sollte verhindert werden, daß Juden uner· 
bnnr über die Grenze katnen. 
Polen nutzte diese lnitic~tave der Schweiz allerdings aus 
ganz anderen Gründen und erljeß im Oktober 1938 eine 
Verordnung, nach der im Ausland ausgestellte P~isse nur 
mit einem Prüfvermerk der zuständigen polnischen Kon· 

sulatsbchörde zur Einreise nach Polen berechtigen sollten. 
Dieser Vermerk war insbesondere dann vorzuenth.iltc:n 
.,wenn der betreffende Staatsangehörige H.ir eine Ausbür­
gerw1g in Betracht kam".396 
Dies hätte bedeutet, daß die In Deutschland lebenden 
polnischen Juden nicht in ihr Heimatland zurückwan­
dern konnten. Da nach sofortiger Intervention von deut­
scher Seite Polen nicht von den Verordnungen zurücktre­
ten wollte, ersuchte das Auswärtige Amt die Sicherheits­
polizei, die sofortige Ausweisung der in Deutschland le­
benden polnischen Juden vorzubereiten.397 
Die zweite Massendeportation von Juden begann. Der Re­
gierungspräsident in Kassel ordnete am 27.10. 1938 fürsei­
nen Verfugungsbereich fernmündlich an, "sofort in gro­
ßem Umfang gegen Juden polnischer Staatsangehörigkeit 
Aufenthaltsverbote für das Reichsgebiet zu erlassen und 
Verbotsverfügungen sofort zu stellen. Aufenthaltsverbote 
sind mit Frist bis 29. 10. auszusprechen. Die Betroffenen 
sind daraufaufmerksam zu machen, daß sie bis zu diesem 
Zeitpunkt das Reichsgebiet verlassen müssen. Es sind alle 
Vorkehrungen zu treffen. gegf. sind andere Aufgaben zu. 
rückzustellen. Schriftliche Bestätigung folgt. "398 
Die von der Verfugung betroffenen pointseben Juden des 
Regierungsbezirks wurden in den Ortspolizeibezirken ge­
sammelt und von dort aus mit der Bahn nach Kassel trans­
portiert. Aus Fulda wurden 4l polnische Juden der Gesta­
po überstellt. In Kassel wurden Juden, die die polnische 
Staatsangehörigkeit besaßen, verhaftet, die Kinder aus 
dem Schulunterricht zum TrJnsport gebrach t.J99 Die 
Verhaftung und Abschiebung der polnischen Juden aus 
Kassel erfolgte so plötzlich, daß Abmeldungen in den Ein­
wohnerverzeicbnissen nicht vermerkt werden konnten. 
Die Juden wurden von Kassel aus an die polnische Grenze 
deportiert. Die Kosten fUr den Transport mußten die Ju­
den tragen.400 Da die polnischen Behörden die Aufnah· 
me verweigerten , mußten die Familien einige Tage im 
Niemandsland zwischen Deutschland und Polen verbrin­
gen, bevor viele von ihnen wieder in die Wohnorte im 
Deutschen Reich zurückgebracht wurden.40l Die Aktion 
endete für Gestapo und SO mit einem Fehlschlag. Es gibt 
einen H inweis, daß tn Kassel bereits 1938 ein Lager rur 
polnische Juden bestand,402 und es ist anzunehmen, daß 

m Staatsarchjv Marburg. I 65/3982, ßd. 16. 392 Ebend. a. 393 Der Reg1erung~priistdent in D01m1StJdt. Archiv der Wiedergutm;~chungsbehörde . Ak· 
te Paul. R. I 1219-K 40 l (4). 194 Eben da. J~s R.tUt Hilberg: D1e Vernichtung der deutschen Judm ... a.a.O. (334) S. 128 f. 396 Die polnische Regie­
rung hatte am 31. März 1938 ein Ge1etz erlassen edOls die Mö~lich.keit vorsah, polnische StJatsan~c:höngc: au5zubürgern. D1e Ausbürgeruni sollte u.a. 
dann statttinden können, wenn der betreffende polnische Stadtsangehörige während 5 Jahren keme Verbindung out Polen gehalten hatte . Diese Be· 
s.ründung traf auf die circa 17 000 in Deutschland lebenden polnischen Juden zu, die, da sie hier besonderen Schikanen unterworfen waren, zum Teil in 
1hr Heimatland zurückkehren wollten. Polen war jedoch keJOcswcgs bereit si<' aufzunehmen. H. G. Adler: Der verwaltete Mensch. Studien zu Depor 
t.ttioo der Juden aus Dt'utschland. Tübingen: Mohr 1974.593. 397 F.bcnda. 398 Stadtarchiv Fulda. Bestand XXJV Nr. 54; AusweisungpolniscberJu 
den. Zitiert nach: Naftalie Sonn, Otto Berge: Schicksalswege der Juden in Fulda und Um!lebung. Fulda: o.V. 1984 S. 171 f. 3"9 Auskunft von Willi.un 
Katz, 1929 bis 1939 Lehrer JJl der Jüdischen Volksschule in Kn~sel. 400 D1e polnüchenjuden, die von Fulda aus deportiert wurden, hatten insgesamt 
1076,99 M zu zahlen. (Naftalie Sonn, Otto Berge: Schicksalswege der Juden in Fulda und Umgebung. a.a.O. (398) S. 174. 401 Ebenda. 401 Leiden 
010 der l}ni.!Tlösthcit der Welt. Rub~rt Rapbad G~is 1906-1972. Bndc. Rrden. Aur}al%e. Hrsg. von Dietrich Goldschmidt in Zusammcna.rbdt mit 
lngml Übrrschär. Muru.hew Chr. KaiH~r 1984. S. 13. 
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dieses Lager zur Internierung der zurückgeftihrten polni­
schen Juden diente. Diese blitzartige und polizeimäßig 
Jurchgeftihrte Abschiebung von Tausenden Juden 
crfaßte auch die Familie Grynszpan, die am 29. Oktober 
,·on Hannover aus in den deutsch-polnischen Grenz· 
ort Zbasyn deportiert wurde.403 Ihr Sohn Hersehe! 
Grynszpan lebte zu diesem Zeitpunkt in Frankreich und 

erfuhr durch einen Brief semer Schwest~r vom Schicksal 
seiner Familie.404 Am 7. November verübte er ein Attc:n 
tat auf einen Beamten der deutschen RotsC'hJft in Paris. 
Ernst vom Rath. Grynszpao wurde noch am T .Hort festge­
nommen. In dc:r Vernehmung gab er Jls Begründung Hir 
das AttcntJt die Festnahme und Abschiebung sc:iner 
Ehern an.405 

Die Pogrome vom 7.-10. November 1938 

ln den Nachmittagsstunden des 7. November 1938 wurde 
die Nachricht vom Attentat auf Ernst vom RJth durch 
den Rundfunk verbreitet.406 Daraufbin sammelte sich ei­
ne Gruppe von Personen, um gegen die jüdische Bevölke­
rung Kassels zu demonstrieren. Immer mehr Menschen 
~chlossen sich ihnen an. 
"Da zog es Hunderte aus allen Stadtteilen zunächst zu 

dem sichtbarsten Ausdruck jüdischen Machstrebens, zur 
Kasseler Synagoge Ecke Untere Königsstraße/Bremer 
Straße. Empörte Rufe wurden laut, und die Menge war in 
ihrem Willen nicht mehr einzudämmen, den jüdischen 
Einrichtungen einen Denkzettel zu verpassen";107 be­
schrieb die Hessische Volkswacht die Ereignisse und ver­
suchte die dann folgenden Pogrome als einen Wutaus­
bruch der Bevölkerung darzustellen. ln der Tat bildeten 
seit Beginn der "antijüdischen Kundgebung" Hunderte 
von Menschen das Publikum fUr die Ausschreitungen und 
gingen von Schauplatz zu Schaup1atz.408 
Zunächst wurde die Eingangstür der Großen Synagoge 
aufgebrochen. Teile der Bestuhlung, Thorarollen, Gebets­
mäntel und andere Kultusgegenstände wurden auf den 
Bürgersteig geworfen. Dann wurde Feuer gelegt. Auch im 
inneren der Synagoge wurden Einrichtungsstücke zusam­
mengetragen und entzündet.409 Der anwesende Direktor 
der Kasseler Feuerwehr ließ zwei C-Schläuche legen, und 
uie Brände erstickten im Keim.410 Das Treiben der Randa­
lierer und das Verhalten der Zuschauer wurde vom Kasse­
ler Polizeipräsidenten beobachtet.411 Auf dem der Syna­
goge gegenüberliegenden Vorplatz der Holzhandlung 

Schupmann hatten außerhalb der Messezeit eme Schieß­
bude und ein K.urussell ihren StJndpl.ttz. Jugendliche, d1e 
sich dort getroffen hatten, wurden von den Anführern der 
Aussc.hreitungen aufgefordert mitzumachen.4 l2 Einem 
von ihnen fid auf, daß die in Zivil gekleideten Aktivisten 
alkgleiches Schuhwerk trugen, ,.Schuhe von $$-Leuten". 
Oie daraus geschlossene Vermutung, SS-Männer gehör­
ten zu den Initiatoren der Ausschreitung, wurde für den 
jugendlichen Zuschauer zur Gew1ßheit, als er cinigejah1t 
später in einem Kriegslazarett einen Soluat~n traf, derbe· 
kannte, als Angehöriger der Arolser SS .1m 7. November in 
Kassel da belgewesen zu sein. 413 Nicht nur Arolser SS-Leu­
te randalierten auf Befehl, auch Angehörige der Kasseler 
Gestapo beteiligten sich an den Gcwaltt3tigkeiten.414 
Von der Hauptsynagoge zog die Menge zum Schul- und 
Verwaltungsgebäude der jüdischenGemeindem der Gro­
ßen Rosenstraße. Oie am Wege liegenden Geschäfte jüdi 
scher Inhaber wurden beschädigt und teilweise geplün­
dert. 0.1s Cafe Heinemann in der MoltkestrJße wurde 
vollständig dcmolicrt.41S In der großen Rosenstraße wur­
de die Einrichtung der Schulräume zerbrothen und teil­
weise aus dem Fenster geworfen.416 Menschen wurden am 
den Wohnungen gezerrt und mißhandelt.417 Auch Rosa 
Bluth wurde abgeführt und mit einem KrJftwagen in 
Richtung Hannoversch·Münden gefahren und dort aus­
gesetzt. Als sie nach Stunden zurückkehrte, waren die Ein 
richtungund das Warenlager ihres Geschäftes vollständig 
zertrümmert.418 Gegen 22.00 Uhr endeten die Ausschrei­
tungen, und die Menschen gingen in ihre Wohnungen.419 

~03 Helmut Heiber: Ocr Fall Grünspan. In: Vierteljahreshefte für Zellgeschlchte. 5. 1957. S. 137. 4U4 Ebenda . 4tJ5 lltlmu1 Heihc:r Der F.11l 
Grünspan ... a.a.O. (403) S. 135. 406 Kurhessische LJndcszeitung. 9. ]g. Nr. 262 vom 8. November 1938. 407 Ebenda. ~08 Gc~pr.1ch rmt Herrn 
Walter Hildebrandl am 26. 4. 1984. 409 Gespräch mit Herrn WaJ1er II.ildebr.ll\dt am 26. 4. 1984. 410 Gespräch mll Herrn Aschcnbrrnner 1'11$4_ 
~II Ebenda. 412 Gespräch mü Herrn M. 1984. 4ll Gespräch mit Herrn M, 1984. 414 Gespräch mit Pfarrer St·hdTer Jm 6. 12. 84. Pfarrer Schetfcr 
war 1938 Hilfspf.mer 10 Kleinalmerode und wurde am 8. II. 1938 zur Gestapo in d~~ PolizeipräsidiUm am Kömgstorbe)tellt. E1 mußte 1111 Vor:z1mmer 
t!ines Kommissars mehrere Stunden w;arten und konnte Gespräche von Gestapoleuten mithören, die s1ch im Gc:schiifh:tllntlltr dc:~ KonluiiSS.lrs auf 
hielten. In diesen Gesprächen rühmten Kas~der Gestapobeamte die RandaJierung und Zerstörungen die sie m der ve11;angenen Nacht in der Großen 
Rosenstraße angerichtet hatten und sprachen davon, daß dies nur die Vorübung gewe,c:n sei, das Eigentliche käme noch und zwar 1Jndaufl3ndab 
m Gespriich msr Herrn .Waller Hildebran~t und Herrn M. Vgl. .tue~ ?en Beric.ht mder K~rhes~jschcn Lan~eszeitun~, 9. Jg. Nr.262 vom 8. N~vember 
1938. 416 Gespräch m1t Herrn Waltcr Htldebrandt. Vgl. auch: Wslh Beiz: Ose Standhaften. Uberden Wsdersland mKasM!!I1933-45. Ludwsgsburg 
~chramm-Verlag 1960, ergänzte und überarbeitete NeuJuflage. K<lsscl: Sdb~tveri"S 1978. S. 158 ff. 417 G<-spräch mu Frnu K Jq!U m Gesprach 
nutFrauRosa Bluth im Februar 1984. 419 Gespräch m1t Herrn Walter H1lc.lebsJndt ;am 26. 4. 1984. 
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Den Kasseler Bürgern bot .sich am nächsten Tag ein Bild 
d~r Verwüstung in den Straßen der Innenstadt. Die Räu­
me in der jüdischen Volksschule waren derartig besch:i­
digt worden, daß der Stadtschulrat die Schule bis auf wei­
teres schheßen mußte.420 Die Kurhessische Landeszei­
tung berichtete stolz über die spontane Quittung, die das 
"Weltrudentum'' durch dte kurhcssische Bevölkerung er­
hallen h:~tte,4lluml wies daraufhin, daß es "zu ähnlichen 
Vod:lllcn ... in verschiedenen Städten und Dörfern des 
Kurhösengaus .. gekommen sei.422 Andere Blätter, wie Jie 
Fuldaer Zeitung, berichteten über die "Empörung" der Be­
völkerung, die sich nach dem Attentat .,in Kassel, Roten­
burg und Bebra .Luft gemacht' hatte und schloß den ArtJ· 
kel: .. W1c wü von der Fuldae.r Polizei erfuhren, isr es in un· 
scrcr Stadt zu :ihnlichen Demonstrationen bisher noch 
ntcht gekommen."4.l3 Die Worte ,.bisher noch n1cht" sind 
gesperrt gedruckt. Bei der .tussthbeßlich positiven Bewer­
tung der Ausschreitungen in den anderen Städten ein kla­
rer Hinweis, d:~ß von FuldJ glctches erwartet wurde. 
W cnn e~ eines Wt'lteren Anstoßes fur die Anzettelung 
neuer Pogrome 10 anderen Gemeinden bedurfte, so wurde 
der durch das parteiamtliche Organ, den ., Völkischen 
Beobarhter", geliefert. Er verkündete: "Es ist klar, daß das 
deutsche Volk .ms dieserneuenTat seine Folgerungen zie­
hen wird. Es ist ein unmöglicher Zustand, daß in unseren 
Grenzen Hunderttausende von Juden nol'h ganze La 
deostragen beherrschen, Vergnügungstätten bevölkern 
und Jls ,ausländische Hausbesitzer' das Geld deutscher 
Mieter einstecken, während ihre Rassegenossen draußen 
zum Krieg gegen Deutschland auffordern und deutsche 
Beamte ntederschießen .. :•424 

Diese Zeilen konnten von den ausschreitungs· unJ 
kundgcbungsertahrenen Parteigenossen als Aufforderung 
verstanden werden. Beamte der Kasseler Gestapo wJren 
ebenfalls über weitere Aktionen informiert und sollen 
auch wie am Vorabend in Kassel selber bei den folgenden 
Ausschreitungen beteiligt gewesen sein.--125 Am Abend des 
8. November ging es in zahlrctchcn Orten des Gaues Kur­
hessen los. 
Beispielhaft seien die Pogrome tn Abterode erwähnt: .,Am 
Abend des 8. 11. 1938 halte der Ortsgruppenleiter die poli­
tischen Leiter von Abterode und Umgebung sowie einige 
Vertreter der SA um 20 Uhr zu einer Besprechung in dte 

CastwirtschaJt von Zimmermann berufen. Etwa 40 Perso 
nen nahmen an dieser Versammlung teiL Der Ortsgrup­
penleiter hielt an sie eine Ansprache, in der er den Mord­
anschlag auf den deutschen Gesandtschaftssekretär vom 
Rath in Paris erwähnte. Im weiteren sagte er, es sei fUr die­
sen Abend ,etwas geplant gewesen, jedoch vom Reich) 
propagandaministerium wieder abgeblasen worden'. 
Während im Anschluß an diese Rede die Versammlung,s­
leilnt>hmer noch in der Wirtschaft beisammen saßen, enr­
.stand im Ort eine lebhafte Unruhe. Zwischen 21.00 und 
22.00 Uhr wurde in dem Gasthaus bekannt, daß die Syna­
goge des Ortes zerstört wurde. Die Mehrzahl der Versam· 
melten verließ darauf das Haus, um zu erfahren, was los 
sei."426 Es kam zu Mißh:mdlungen, Zerstörungen und 
Plündemngen. Die jüdischen Männer wurden in Schutz 
haft genommen und nach Eschwege transportiert.-127 
Die Ausschreitungen waren von einer übergeordneten 
Stelle befohlen und von außerhalb herbeigeschafften 
Leuten begonnen worden. Dann haneo sich Abteroder 
Bürger an den Pogromen beteiligt. Für eine vorbereitete 
Aktion spricht, daß die Straßenbeleuchtung während dc1 
Verwüstung abgeschaltet worden warund die Gendarmen 
aus dienstlichen Gründen an einem weit entfernten Ort 
des Kreises unter einem Vorwand zusammengezogen W<t· 

ren.428 
Auch für die Pogrome in anderen Orten gibt es Anzeichen 
dafür, daß Anweisungen zentral erfolgten und sowohl aul 
Gestapo und SS als auch auf die Gauleitung in Kassel ver­
weisen. Von 13 Orten im Gau Kurhessen ist bekannt, dc~.ß 
Ausschreitungen gegen die jüdische Bevölkerung vor den 
reichsweit in der Nacht vom 9. auflO. November J 938 an· 
geordneten Pogromen stattfanden.429 
Sie weisen alle charakteristischen Merkmale dieses Groß­
pogroms auf: Menschen wurden mißhandelt (ein Felsber­
ger Jude starb an einem Herzanfall auf der Straße),430 S)·· 
nagogen wurden niedergebrannt. Dort, wo Häuser gefähr· 
det waren, unterband die Feuenvehr den Brand oder hielt 
ihn unter Kontrolle. Geschäfte wurden demoliert und 
entgegen den Anweisungen der Verantwortlichen geplün­
dert. Männliche Juden wurden in Schutzhaft genom­
men.431 Beteiligt waren Angehörige der Partei und ihrt'r 
Gliederungen, ebenso wie aus der SA ausgeschlossene 
Männerund Teile der Bevölkerung.432 Bei einigen Orten 

1211 Staatsarchiv Marburg: 167/3891!. 421 Kurhesmchc Landeszeitun~. 9.Jg. Nr. 262 vom 8. 11. 1938. 422 Eben da. 423 Fuldaer Zeitung vom 8. 11_ 
1938. •24 Völkischer Beobachter vom 8. II. 1938. 4l5 Gespr:ich mtt Herrn Pfarrer Scheffer am 6. 12. 1984, vgl. Anm. 414. 426 Staatsanwaltschaft 
bei dem Landgericht in Kassel. Akte: Ks Ls 2/ 49. 427 Eben da. 428 Ebenda. 429 Es handelt sich l!m die Orte: Abterode, ßaumbach. Bebra, Pelsberg. 
Frmkenberg. Gu.xbagen, Heinebach, Hoof, Kassel, Kirchhain. Rotenburg!Fulda, Sontra und Treysa. Die Liste istsicher nicht vollständig. 430 Sraats· 
anwaltscbaft bei dem Landgericht tn Kassel. Akle: 3 Kls 3/49. 431 Jn Guxhagen und Abterode wurden Juden in Schutzhaft genommen, ohne daß c:; 
eine zentrale Anwci~ung dafiirgab. 432 Vgl. auch Hermann Gram!: Der9. November 1938, "ReichskristallnachC. 3. AuOagc. Bonn: Bundeszentult 
für Heimatdienst 1955. (Scbriftenreihe der Bundeszentrale flir Heimatdienst Nr. 2) S. 18 f 
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'vurden Männer von außerhalb etngesetzt,-133 die dJnn 
von Einheimischen eingewiesen und im Laufe des Po­
groms auch aus der Menge unterstützt wurden.4'4 
ln anderen Gemeinden gingen dje Ortsbewohner selb­
ständig gegen die Juden vor. In Felsberg waren SA-Leute 
zusammengetrommelt worden, um von Gcnsungen aus in 
geschlossener Formation nach Felsberg zu marschieren 
und dort die Bürger durch Sprechchöre zu Ausf:illen ge­
gen die Felsherger Juden aufzuhetzen. Bevor der Demon­
strationszug die Stadtgrenze erre1cht hatte, mußten die 
Teilnehmer mit ansehen, daß die Zerstörungen bereits be­
gonnen hatten und die Juden Jus ihren Häusern geholt 
waren.435 
Als am Morgen des 9. November die Berichte Jus den Ort­
schJften über das Ausmaß der Pogrome bei der NSDAP­
Gauleitung in Kassel eingingen, wurde unverzüglich an Jl· 
le Kreisleiter telefonisch der Befehl durchgegeben: ,..Ab 
sofort haben sämtliche antijüdischen Demonstrationen 
zu unterbleiben. Die Kreisleiter sind dem Gauleiter ftir die 
Durcbftihrung dieses Befehls voll verantwortlich. Weitere 
Weisungen folgen. 
Solbrig 
SA·Brigadeführer"436 
Der Befehl wurde einige Stunden später schriftlich wic­
Jerholt.437 Als in Wolfhagen am Vormittag des 9. No· 
vember Arolser SS-Leute aus einem Kraftwagen Brand­
bomben auf die Häuser von Wolfhagener Juden warfen, 
erkundigte sich der Kreisleiter T. sofort bei der Gauleitung 
in Kassel, was er unternehmen solle. Der Gauadjutant M. 
teilte ihm mit, "daß die Partei mit diesen Maßnahmen 
nichts zu tun habe und sie auch ablehne".438 Auf Nach­
frage des Kreisleiters, wie er sich gegenüber der Arolser SS 
zu verhalten habe, riet ihm M., "sich ht:raul>zuhalten ". 439 
Die Verantwortung der Gauleitung in Kassel H.ir die No· 
vemberpogrome kann nach den vorhandenen Dokumen­
ten nicht abschließend beurteilt werden. Sicher ist jedoch 
die aktive Beteiligung von Gestapobeamten und SS·Män­
nern an den Ausschreitungen. Wenn diese frühen Pogro· 
me eine Initialzündung und ein Vortest für reichsweite 
Ausschreitungen gewesen sein sollten, so war ez 
gelungen. 440 
Der Völkische Beobachter konnte am 9. November mel­
den: "Als Antwort auf die Provokationen von Paris, die 

kige judt!.ch~ Mordt.tt, 1st ö tn Kurhessen zu erheblichen 
spontanen Demonstrationen der Bevölkerung gegen d1e 
Juden gekommen. ''-14 1 Oie~en Hinweis verwandte 
Reichspropagandaminister Goebbels in einer Rede Jm 
Abend des 9. November in München. lm Alten R:nh.1us 
der Stadt waren die Parteitl.i.hrer, untc:1 rhnen GJulcitcr 
Weinrich, zusammengekommen, um den jJhrest.tg des 
H itlerputschcs zu tcicrn.442 
Die Nadwdu. daß Ernst vom R.Jth Mn Nachmittag des 9. 
November ver!>torben sei. wJr gcr.tde l>ekt~unt geworden. 
Hitlcr hatte eine kurze Unterhaltung mit dem ebenfalls 
aowe~enden Goebbels und verließ, ohne die sonst übliche 
Ansprache gehalten zu haben, die Vt:r.mst.tltung. Seine 
Rolle übernahm nun Gocbbds. In c111er aufputschenden 
Rede gab er bekannt, "daß es in den Gauen Kurhessen und 
M<tgdeburg·Anhalt zu ludenfeindlichen Kundgebungen 
gekommen sei, dabei seien jüdische Geschäfte zertrüm­
mert und Synagogen in Brand gesetzt worden . Der Führer 
habe auf seinen Vortrag entschieden, daf~ derartige Oe 
monstratton~u vou der Partei wcdct vorzubereiten noch 
tu mgJnisicren :.eien, sowett ste spontan entsüindt:n, sct 
ihnen nber .1uch nicht entgegenzutreten." 
01e Partetspitzen verstanden den Appell so, wie er ge­
memt war. Die Partei ~ollte Ausschreitungen organisieren, 
ohne nach außen 111 Erscheinung zu treten.44J Die anwe· 
senden C.1uleiter und Caupmpagand.1lcitcr eilten .zu den 
Telefonen und versuchten, ihre Dienststellen zu errci· 
chen, um den Pogrom in ihrem Gau auszulösen.444 Noch 
am gleichen Abend ~andte der Gestapochef MüHet etn 
Fernschreiben .tn alle Stapoleitstellen und Stapostcllcn, 
das die bevorstehenden Ausschreitungen in den Staatspo­
ltzeibezirkcn ankündigte. Die SlaJt~polizeistellen wurden 
eingewiesen, du: AktiOnen nitht zu stören, Plünderungen 
zu verhüten und die Festnahme von 20 000 bis 30 000 J u 
den im Reich vorzubereitcn.445 Wenige Stunden später 
gmg ein im Kern ähnliches Blitzfernschreiben des 55-
Gruppenführers Heydrich an Staatspolizei und SD.44b 
Der Partei war die Durchft.ihrung des Pogroms übertragen 
worden, dje Führung hatte die Geheime Staatspolizci, wie 
aus Müller~ und Heydrichs Anweisungen zweifelsfrei hc:r 
vorgeht. 447 

Als in den meisten Städten des deut~cheo Reich<.'s Men­
~chen maßhandelt und Synagogen angezündet wurden, 

~H Tn Guxhagen z.B. wurde ortsfremde SA eingest'tzt. (Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht in Kassel. Anm.: K.I.S 378/46). 434 Daß Ortslremdc.­
!;Cgen]udt'n eingesetzt wurden war nicht neu. Die Mißhandlungen v~njuden im F~hja~r 1933 wurden häufig von SA·Leutcn aus Nachb.n~rtef! oder 
der Gauhauptstadt Kassel durchgeführt. 435 Staatsanwaltschaft bet dem Landgencht 10 Kassel. Akte: 3 Kls: 3/49. llb H.lUptsLlatsarchtv Wtesba· 
den. 423/2948. 437 Eben da. 4)8 Staatsanwaltschaft bei dem LJndgwcht m Kassel. Akte Jajs 238/48. 439 Eben da. ~40 Zu den frühen Pogromen 
.un 8. November 1938 vgl.: Hennann Gram(: Der 9. November 1938 .... a.a.O. (432) S. 17 ff. 4'11 Völkischer Beobachter vom 9. November 19311 
142Iotemational Military Tribunal. Der Prozeß gegen die Hauprkr iq:)verbrechcr vor dem Internationalen Militär~erichtshof. Nürnberg: Dokumem 
3063-Ps. ~43 Hermann Graml: Der 9. November 1938. a.a.O. (432) S. 24 ff. 444 E.benda. 44S TntcmationaJ Mihtary Tribun3l. u.O. (442), Ooku 
mc:ot 374·PS. 446 International Military Tribun~l. J.~.o. (442). Dokument 3051-PS 447 Vgl. Ulrich Popplow: Ocr Novemberpogrom 193!1m 
Münden und Göttingen. In : Göttingerjabrbuch,l. Folge, 1980 S. 185. 
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kam~:~ auch tn Kassd noch l!mmal zu Aussehretlungen ge· 
gen die Juden -141! Auch in den anderen Orten Kurhessens, 
in Jenen die Juden bisher verschont geblieben waren, 
wurde jetzt gebrandschatzt und geplündert. In Schenk· 
leugsfeld konnte die Gendarmerie allerdings melden, daß 
den Juden nichts geschehen sei. Als man davon gehört 
hatte, daß von auswärtigen Elementen Ausschreitungen 
beabsichtigt seien, habe man Vorkehrungen getroffen. 
Gendarmen des Amtes hätten mit Unterstützung von SA· 
Trupps die Synagoge und die Ortsstraße bewacht. Wie 
notwendig die Überwachung gewesen sei, ging aus der 
f atsache hervor, daß kur7 nach em Uhr nachts fremde 
Männcr mit Picken und Beilen aus einem Auto herausge­
stiegen wären. Sie wären jedoch von den örtlichen SA­
Lcuten überra~ch t worden und härten das Weite 
gcsu~ht. <H'l 

Am 10. November wurden 258 männliche Juden Kassels 
aus ihren Häusern geholt, zum Ted auf Lasrwagen verla­
den und in der Kaserne des Infanterieregiments 83 in der 
Hohenzollernstraße gesammelt.450 Anschließend über­
fUhrte die Gestapo die M:inncr in das Konzcntr:Jtionslagcr 
Buchcnwald.4;1 
Die "vom·Rath·Aktion", wte der Deckname des Pogroms 
zunächst lautete, war dJmtt fiir die Bevölkerung in ein 
nicht cinsehbares Terrain verlegt worden. Bei dem Po­
grom wurden mindestens 91 Juden umgebracht, etwa 
20 000 wurden verhaftet. 267 Synagogen wurden in Brand 
gesetzt oder verwüstet und mindestens 7500 Geschäfte 
zerstört.452 Goebbels forderte am 10. November die Ein­
stellung all~!r HanJlungen g~gen Jie Juden.453 
Wer war fUr dte Durchführung der Pogrome verantwortlich, 
und WJS w.tr ihr Zweck? So materialreich die Ereignisse um 
die sogenannte Kristallnacht erforscht wurden, so wenig gibt 
es einen Konsens der Historiker über diese Fragen. 
Hermann Gramls materialreiche Untersuchung aus den 
ftlnfziger Jahren steilt bis heute die gründlichste und in 
Lokalstudien vielfach zitierte Analyse dar. Nach Graml 
hat "Goebbels die VerJntwortung Hir die gesamte Aktion 
zu tragen".454 
Als Beweis dient ihm etn Affidavit von L. Schallermeicr, 
von 1933-1939 persönlicher Referent des $$-Gruppen­
führers Wolff im StJb des Reichsfuhrcrs SS, Jas dieser 
1946 vor dem Internationalen Militärgerichtshof in 
Nürnberg .tbgJb.455 

SchaUermeier benchtet, daß Heydrich als Chef der SI­
cherheitspolizei und des SO erst gegen 23.15 Uhr von den 
Pogromen erfuhr. Himmler wurde um 23.30 Uhr unter­
richtet. Er fragte Hitler nach dessen Befehlen, der ihm 
antwortete, "daß sich dieSSaus dieser Aktion heraushal­
ten solle. Die Staatspolizeistellen sollten für die Sicher­
stellung des jüdischen Eigentums und ft.ir den Schutz der 
Juden sorgen."456 Hirnroter habe dann diesen Befehl an 
Heydrich rur alle Staatspolizeileitstellen weitergegeben: 
"Die Staatspolizeileitstellen haben sich nach den Wün· 
schen der Propaganda-Ämter zu richten, vornehmlich 
Plünderungen zu verhüten und fiir Schutz der Personen 
und Sicherung des jüdischen Vermögens zu sorgen:" Um 
3.00 Uhr nachts des 10. November legte Himmler die 
Ereign isse der vorangegangenen Stunden nieder. ~ ... Als 
ich den Führer fragte, hatte ich den Eindruck, daß er von 
den Vorgängen nichts wußte. Der Befehl kommt von der 
Reichspropaganda-Lenung und ich vermute, daß Goeb­
bels in seinem mir schon lange aufgefallenen Machtstre­
ben und in seiner Hohlköpfigkeit gerade jetzt in der au­
ßenpolitischen schwersten Zeit diese Aktion gestartet 
hat." 
Soweit SchaUermeiers eidesstattliche Versicherung. Die 
beiden erhaltenen Fernschreiben werfen ein anderes Licht 
:1uf die Beteiligung und Verantwortung der SS und der Ge­
stapo. 
Im Fernschreiben des Chefs der Gestapo Heinrich Müller 
vom 9. I l. 1938 um 23.55 Uhr an alle Stapo-Stellen und 
Stapo-Leitstellen heißt es: 
" ... 1. Es werden in kürzester Frist in ganz Deutschland Ak­
tionen gegen Juden insbesondere gegen deren Synagogen 
stattfinden. Sie sind nicht zu stören. Jedoch ist im Beneh­
men mit der Ordnungspolizei sicherzustellen, daß Plün­
derungen und sonstige besondere Ausschreitungen unter­
bunden werden können. 

4. Sollten bei den kommenden Aktionen Juden im Besitz 
von Waffen angetroffen werden, so sind die schärfsten 
Maßnahmen durchzuführen. Zu den Gesamtaktionen 
können herangezogen werden Verfugungstruppen der SS 
sowie Allgemeine SS. Durch entsprechende Maßnahmen ut 
die Fiihrun& der Aktionm durch dir Stopn aufjedm Fall siciJrr­
zmtellen. ·~57 

'~R Kurhessische Lwdeszeitung. 9. Jg. Nr. 265 vom II. II . 1938. 449 Suat~archiv Mnburg: 180/9698. 450 Zugangsliste des Konzentrauonslötget$ 
Buchenwald, hier zitiert D:IC'h: .Reichskmtallnölcht• an Hannover. Eme AussteUung zur40. Wiederkehr des 9. November 1938. Historisches Museum 
am H ohen Ufer. Hannover 1978. S. 71. 451 Zur Deportation der Kasseler Juden in das Konzcntrationslager Buchenwald vgl.: William K..ttz: Ein jü· 
disch·deutscbes Leben ... a.a.O. (330) S. 135 ff. 452 Heinrich Uhlig: 9. N'ovember 1938. ln: Aus Polittk und Zeitgeschichte. Beilage zur Wachem­
zeitung. Das Parlament vom 6. November 1963. S. 9. ~53 Kurhessische Landeszeitung. 9. Jg. Nr. 265 vom 11 . 11. 1938. 454 Hermann Gram!: Der 
9 November 1938. a . .1.0. (432) S. 24. ~ss Internattonal Military TribunJJ. ot .J.O. (442) SS (A)·S. S. 510 ff. m Ebenda. ~s1 lnttmational 
Miltury Tnbunal. a . .1.0. (442) Dokument 374-Ps. 
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Im Blitzfernschreiben des SS-Gruppenfiihrers Heydrich 
vom l 0. November um 1.20 Uhr ergeht Jn dje Staatspoli­
zeileit- und dje Staatspolizeistellen sowie SD-Oberab­
schnitte und SD-Unterabschnitte die Anordnung:" l. Die 
Leiter der Staatspolizeistellen oder ihre Stellvertreter ha­
ben sofort nach Eingang dieses Fernschreibens mit den 
H.ir ihren Bezirk zuständigen politischen Leitungen - Gau­
leitung oder Kreisleitung-fernmündlichVerbindung auf:. 
zunehmen und eine Besprechung über die DurchtUb rung 
der Demonstrationen zu vereinbaren, zu der derzuständi­
ge Inspekteuroder Kommandeurder Ordnungspolizei zu­
zuziehen ist. ln dieser Brsprtebung ist du politisdun Leitung 
mitzuteilm, daß die DeutH·he Polizei dit folgmdm lflm1mgrn 
ahalten hat, denen die Maßnahmen der politische11 Leitun,J(m 
zweckmäßig anzupassen wären ... •'158 

Aus beiden Fernschreiben geht, entgegen dem Affidavit 
Schallermeie rs, die Führung der Gestapo unter Beteili­
gung der SS am Pogrom hervor. In beiden Fernschreiben 
~tnd detaillierte Anweisungen an die Gestapo enthalten, 
die nicht in der kurzen Zeitspanne zwischen der Informa­
tion Himmlers um 23.30 Uhr und dem Absenden des 
Fernschreibens von Heinrich Müller ausgearbeitet wor­
den sein können. Die Gestapo muß ihre Beteiligung vor· 
her geplant haben. Auch fu r Gram! steht fest: .,Ein Ak­
tionsplan fur den Eventualfall aber war längst vorher bei 
der Gestapo ausgearbeitet worden. Das beweisen die Maß­
nahmen des Chefs des Geheimen Staatspolizeiamtes in 
Berlin, SS-Standartenfuhrer Müller. "459 Gram! unter­
sucht aber nicht, aus welchen Gründen die Gestapo auf ei­
nen Eventualfall vorbereitet gewesen sein könnte, und er 
erklärt sich auch nicht zur Dauer der Vorbereitung. Nach 
Gram! handelte Müller ohne Weisung. "Himmler und 
Heydrich ... waren von der Auslösung des Pogroms offen­
sichtlich überrascht worden."460 
Um den Planungszeitraum, der der Gestapo zur VerfU­
gung stand, näher bestimmen zu können, ist es hilfreich, 
noch einmal die frühen Pogrome des 8. November zu be­
trachten, denen immer das gleiche Schema zugrundelag: 
"Versammlung am Abend mit Hetzrede des Ortsgruppen­
leiters (der zumeist auch Bürgermeister war); im Anschluß 
daran wurde rue Synagoge angezündet oder demoliert und 
geplündert und oft auch einzelne Juden mißhandelt. Die 
Rädelsfiihrerschaft der örtlichen Parteigrößen steht außer 
Zweifel, doch nirgends ist zu erkennen, daß Befehle höhe­
rer Stellen vorlagen. "461 GramJ fUhrt die Pogrome vom 8. 
und 9. November allein auf die Wirkung des Hetzartikels 
im Völkischen Beobachter zurück, wonach Goebbels er­
warten durfte, "daß er den radikalen, zur Ausschreitung 

geneigten Antisemiten in den niederen Stufen dt:r Partei· 
hierarchie (soweit diese den ., Völkischen Beob.lchter" zu 
lesen sich die Mühe mac..hten) die Gewißherr g.tb, bei selb­
ständigen Aktionen im Sinne der Partei zu handt:ln und 
von ihr gedeckt zu werden ... 462 

Es stellt sich jedo(h d1e ftage, ob Gocbbcls, wenn er die 
massenhaften Ausschreitungen gcpl..mt h.ttte und d.d1ir 
als Eröffnungssign31 Pogrome in einigen Orten brauchte, 
~Kh auf die Wirkung diei.t:l> Anikelio allt.>in verlassen konn­
te? Sicher nicht. was Jen Ablaut d~r Pogrome betraf. Mit 
Br.1ndschat:zung, Zerstörung von riesigen W trten und 
Mißh.1ndlung und Verschleppung von Menschen rea~ier· 
tell 1938 J.U(h radikale AntJ~em1ten ni,ht auf Zcttungs­
hctze. Dafür bedurfte c) g~nauer Anwci~ungen. Graml 
kannte die Pogrome vom 7. auf den 8. November mdu 
Als Anlaß zu ihrer Auslösung kann nicht emmJ.I Jcr Pres­
seartikel vom 8. November 1938 her.111gezogcn werden. 
Für ihre Entstehung müssen andere Vor;tus~etzungen gcl­
tc.:n: Ein klarer Befehl, der für Sicherheits-. Ordnungs- und 
Feuerpolizei V crhJltensregeln enthu:lt und den Anfuh­
rern Richtlinien fUr ihr ll.mdcln g.ib. Es 1st nicht zu ver 
muten, daß der Ko1s~clcr Polizeipräsident seine BcobJch· 
terrolle auf Weisung des Rcgterungspräsxdenten oder g;~r 
der Gauleitun~ einnahm unJ später eigene Leute all> Po· 
gromr.1bauken einsetzte. Dies setzte das Einverständni~ 
der Gestapospitze voraus. Ein Einverständnis, d.is kaum 
für einen isolierten, für die eingeschlagene Judcnpolirik 
völlig wirkungl>loscn, jedoch mll erheb1lchen n.J.tht~ilt· 
gen Folgen im Ausland verbundenen Pogrom gegeben 
worden seiil kann, l>Ondem nur füt Aussthreitungcn als 
Initialzündung einer reichsweiten Aktion. Ob und inwie­
weit bei der Planung der Tod Ernst vorn R.Hhs Bedingung 
fUr die Auslösung der tt!tchswcit~n Pogrome WJ.r, bleibt 
dahingestellt. Möglich wartn ~ic auch ~o. wie s1ch in zahl 
reichen Orten Deutschl,mds gezeigt h;llle. Nach allem er· 
scheint es wahrscheinlicher, daßHimmlerund Heydrich , 
wenn sie nicht direkt in die Vorbereitung eingegriffen hat­
ten, diese doch zumindest kannten und duldeten, als daß 
sie von den Ereignissen überrascht wurden und improvi~ 
sierten. Daß Goebbe ls bei der Durchführung öfter in Er 
scheinung trat und daher sogleich im In- und Ausland Jls 
Initiator der Pogrome identifiziert wurde, spricht nicht 
unbedingt fur die Zurückhaltung von SS und Gestapo, 
sondern konnteJuchTeil der Regie hinterden derÖffent~ 
lichkeit verschlossenen KuJissen gewesen sein. Die zweite 
Frage nach dem Zweck des Pogroms ist nicht von der Fra­
ge seiner Urheber zu trennen. Graml urteilt: "Der Pogrom 
hatte die Juden des letzten Schutzes, nicht nur des gesctz 

~sa Jntc:rnatJonal Military Tnbunal. a.a.O. (442) Dokument 3051-Ps. 45" Hermann Graml: Der 9. Nuvc:mbc:r 1938. a.a.O (432) S. l9 4!·11 Ehen­
da. 461 Hermann Gram!: Der 9. November 19.18. a.a.O. (432) S. 19 f. ~62 Hermann Gram! Dtr 9 November 1938 . . 1 .1.0 (432) S. 18. 
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Iichen, sondern auch ihres menschlichen Rechtes beraubt 
und sie in die Verlassenheit gestoßen. Der politische An­
tisemitismus, der ihnen die gesellschaftliche Isolierung ge­
brJcht hatte, war endgültig umgeschlagen in den biologi­
schen Rassenhaß, der sie mit Ungezieferund SchädJingen 
aufeine Stufe drückte, die vertilgt werden können . .. . Die 
Juden waren der Öffentlichkeit entrückt und drängten sich 
gewissermaßen in den dunkelsten Gewölben des totalen 
Paneistaates. Hier kotmten Büttel erledigen, was noch zu 
tun war, ohne daß davon Kunde nach oben drang. Noch 
waren die Gewölbe zwar nicht vollendet; was aber nach 
ihrer Fertigstellung geschehen wird, das deutete Göring 
bereits auf der Konferenz vom 12. November 1938 an: 
,Wenn das deutsche Volk in irgendeiner absehbaren Zeit 
m außenpolitischen Konflikt kommt, so ist es selbstver­
ständlich, daß auch wir in Deutschland in allererster Linie 
darandenken werden, eine große Abrechnung mit den Ju­
den zu vollziehen!' Das war die erste Ankündigung der 
nationelfsozialistischen EndJösung der Judenfrage."463 
Gr:unl rechnet den Novemberpogrom also zur ersten Sru­
fe der Ausrottungsphase in der Judenpolitik de1 NS. lo 
Wirklichkeit emigrierten im J.thr 1939 mehr) uden aus 
dem Deutschen Reich als in vorangegangenen Jahren.464 
Am 14.11.1938 wurde angeordnet, jüdische Männer; die nach 
der ~Kristallnacht"' verhaftet worden waren, zu entlassen, 
wenn s1e im Bestt:z von Ausreisedokumenten waren.4b5 

Dtese Fakten paßten nicht in ein bereits L 938 geplantes 
Ausronungsvorhaben. Sie bedeuteten eine verschärfte 
Auswanderung11politik. die die Juden antrieb, unter Zu­
rücklassung ihres Vermögens und damit so geringer Devi 
senkosten für das Reich wie möglich zu emigrieren. Sea 
Juni 1938 war die Massendeponation ein Zwangsmittel 
der in die Judenpolitik eingreifendenSS, um diesesZiel zu 
erreichen. Der für die NS einfachste Weg, die Abschie 
bung durch Massentransport an dje Grenze des Deut­
schen Reiches, war fehlgeschlagen, wie die große Zahl der 
zurückkehrenden polnischen Juden im Oktober und No­
vember 1938 zeigte. Es war deutlich geworden, daß die Ju­
den gegen ihren Willen nicht aus dem Deutschen Reich 
herauszubringen waren. Die Pogrome und die anschlie­
ßende Deportation in Konzentrationslager dienten dazu, 
die Bereitschaft der Juden zur Emigration zu erhöhen und 
ihnen klarzumachen, zu welcher Brutalität der NS-Staat 
fahig war. Tm Unterschied zu den Ausschreitungen vom 
Frühjahr 1933 waren jetzt alle Juden gleichermaßen be­
troffen und mußten die Vernichtung der wirtschaftlichen 
Existenz, die Zerstörung des Eigentums und Verschlep 
pung erleiden. Die Emigration wurde so, auch flirwohlha­
bende Juden, zur besseren Alternative. Dies war mit den 
Pogromen bezweckt worden, und sie bildeten daher den 
Höhepunkt nationalsozialistischer Venreibungspolitik. 

1938-1941 Kasseler Juden zwischen Vertreibung und Ghetto 

Die endgültige Verdrängung der Juden aus der Gesellschaft 

Am 10. November l938 befahl ReichsministerDr. Goeb­
bcls dte Einstellung der antijüdischen Pogrome: .,Die end­
gültige Antwort auf das jüdische Attentat in Paris wird auf 
dem Wege der Gesetzgebung bzw. der Verordnung dem 
J ndentum erteilt werden. "466 In den folgenden Wochen 
und Monaten hagelte ein Wust von Ordnungen auf die 
Juden in Deutschland nieder,467 die sie aus der Wirtschaft 
verdrängten, in die Isolation trieben und thre Möglichkei­
ten zur selbständigen Organisation auf ein Minimum be­
~chränkten. DJs Ziel, die endgültige Antwort auf das 
Attentat, von der Goebbels gesprochen hatte, wurde am 
12. November 1938 formuliert. An diesem Tage hatten 
sich im Reichsluftfahrtministerium weit über hundert 

Teilnehmer, darunter Vertreter sämtlicher Ministerien, zu 
einer Sitzung über die Judenfrage unter Leitung von 
Göring eingefunden, der gleich zu Beginn die gestellte 
Aufgabe umriß: .,Meine Herren, die heutige Sitzung ISt 

von entscheidender Bedeutung. Ich habe einen Brief be­
kommen, den mir der Stabsleiter des Stellvertreters des 
Führers Bormann im Auftrag des Führers geschrieben hat, 
wonach dieJudenfrage jetzt einheitlich zusammengefaßt 
werden soll und so oder so zur Erledigung zu bringen ist 
Durch telefonischen Anruf bin ich gestern vom Führer 
noch einmal darauf hingewiesen worden, jetzt die ent­
scheidenden Schritte zentral zusammenzufassen. Da da.~ 
Problem in der Hauptsache ein umfangreiches wirtschaft 

4t.J Hem1ann Graml: Der 9. November 1938. d.a.O. (432) S. 62. 464 Nach Schätzunj:en von Herbert Str-Juu lconnten 78 000 Judenunjahr 1939emt· 
grieren. (Htrbc:rt Strauss: Jewish Emigration from Gerrnany. Nazi Policies aod Jcwtsh rcsponses I. ln: Lco Baeck Institute Y carbook XXV I 9110. S 
326. ~65 Joseph Walk (Hrsg.): Das Sonderrecht flir dir ]udc:n im NS·Stdat. a.a.O. (344), S. 256. -166 Kurhesmchr Landeszeitung. 9. Jg. Nr. 265 
vom 11. II. 1938. 467 229 Gesetze, Verordnungen uncf Erlasse Hir die Zeit vorn 10. I i. 1938 bis 24. 8. 1939 sind bei Joseph W3Jk; OJ) Sonder 
recht für die Juden im NS-Staat, a.a.O. (344) vermerkt. 
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ltChes Problem ist, wird hJer der Hebel angesetzt werden 
müssen. Selbstverständlich ergeben sich daraus auch eine 
Reihe rechtlicher Maßnahmen, die sowohl in das Gebiet 
des Justizministers wie des Innenministers fallen, dann 
die daraus zu folgenden Propagandamaßnahmen, die in 
Jas Gebiet des Herrn Propagandaministers falJen, selbst­
verständlich auch Maßnahmen des Finanzministers und 
des Wirtschaftsministers."468 
D.unit hatte Göring kJargemacht, daß es nicht um eine Be­
ratung. sondern um die Ausflihrung von Beschlüssen und 
deren effiziente Durchftihrung in den zuständigen Res­
~orts ging:469 "Darüber möchte ich keinen Zweifel lassen, 
meine Herren: die heutige Sitzung ist nicht dazu da, sich 
erneut darüber zu unterhalten, was getJn werden soll, son­
dern es fallen jetzt Entscheidungen, und ich bitte die Res­
sorts inständig, nun aber Schlag auf Schlag die notwendi­
gen Maßnahmen ZUI Arisierung der Wirtschaft zu treffen 
und mir vorzulegen, soweit das notwendig ist. "470 Göring, 
Goebbels und Heydrich, Hauptakteure dieser Planung, 
setzten bei grundsätzlicher Übereinstimmung, die ,Ju­
denfrage ihrer Erledigung zuzufüh ren'', unterscluedlithe 
Akzente in der Realisierung. Für Göring ~tand die Arisie­
rung der Betriebe an erster Stelle, von der er sich neben 
der wirtschaftlichen eine starke öffentliche Wirkung ver­
sprach: .,Das Sichtbarste, meine Herren, fur das Volk sind 
die jüdischen Kaufläden und nicht etwa die Beteilrgun­
gen. Deshalb muß hier begonnen werden, ... "471 
Goebbels griff in die Besprechung ein, als di~ weitere Iso­
lierung der Juden in Deutschland be!iprochen wurde. Er 
verlangte den Abriß der bei den Pogromen beschädigten 
Synagogen, ein Verbot, "deutsche Theater, Kinotheater 
und Zirkusse zu besuchen", besondere Abteile für Juden 
in Reichsbahnzügen, ein Besuchsverbot flir deutsche Bä­
der, Strandbäder und Erholungsstätten, den Ausschluß 
Jüdischer Kinder aus allgemeinen Schulen.472 
Es war Heydrich, der zum Ende der Sitzung auf den Kern 
aller zu beschließenden Maßnahmen kam: .,Bel aJiem 
Herausnehmen der Juden aus dem Wirtschaftsleben 
bleibt das Grundproblem letzten Endes doch immer, daß 
der Jude aus Deutschland herauskommr."473 Er wies dar­
.lUf hin, daß in Österreich auf Weisung des Reichskom­
missars eine Judenauswanderungszentrale eingerichtet 
worden war und seitdem 500 000 Juden "herausgebracht" 
wurden, während man im Altreich tn der gleichen Zeit nur 
I 9 000 Juden herausgebracht habe." Wir haben das in der 
Form gemacht, daß wir den reichen Juden, die auswan-

dt:rn wollten, bei der jiidis<:hcn Kultu!igcmemde eine ge­
WISSe Summe abgeford~rt h.1ben. Mit d1esct Summe und 
Devisenzuzahlungen konnte dann eine An.tdhl der umen 
Juden herausgebracht werden:•-17.$ Auf die Entgegnun~ 
Görings, "ob dieser Weg nich l letzten ~ndcs ~o viele Ocvi 
~en kostet. daß er auf die Dauer nidH g,tnghar i~t ?", 175 
\chlug lleydnch den Aufbau einer ähnlichen Auswandc.·­
rungszentrale w1e in Wien vor und den Begum cmcr Aus­
wanderungsaktion, "dtc \trh .tuf mtndeslem 8 bis 10 Jahre: 
erstreckt. Wir krtcgen 1111 J;thr nid1t mehr .1ls g_l 0 000 J u· 
clcn hcrau~.47b E!> ble1bt ,tlso c111e Unzahl Judt·n dnn. 
Durch die ArisLCrun~en und dte !>omtlgcn Be!ithriinkur1-
gen wird natürlich da~ Judentum .ubeit!>los Wtr erleben 
eine Verprolct.1ris1erung des zurückbleibenden luden· 
mms. Ich muß also in Deutschl.1nd solche Maßnahmen 
tretlen, d,tß Me auf der euH·n Seite den Juden isolit:ren, da­
mit er nicht m den normalen Lebenskreis der Deutschen 
eintritt. Ich muß aber aut der anderen Seite Möglichkei­
tcn schatTen, die den Juden auf einen engsten Kunden 
kreis beschränken ... ··r'7 
Über die Moglichkc-iten emer hoherun~ dc1 Juden in 
Deutsch l.md waren Göring und I leydnch unter.,chicdli­
d1er An.~ic ht. Während der erstere die Einrichtung von 
Ghettos in den Städten 111 ganz großem M.lß\tJb als 
unumgänglich ansah, htclt Heydrich es .,polizcilt<.h nicht 
fUr durchführh:H. D.H Ghetto, wo der Jude sich m1t dem 
gesamten Judenvolk versammelt, is1 in poli7cilichcr I lin­
sidu unüberw.u:hbar. Es bleibt der ewtge Schlupfwlllkel 
und vor .tllcn Dingen von Seuchen und ähnlichen Din 
gen. Heute 1st es so. d<1ß du: Jcuhth~ Bcvölker uug wu 
wollen dH:']uden auch nicht in demselben HJus IJssen in 
den Straßenzügen oder in den Häusern den Juden zwin­
gen, sich ZUl>ammenzunchmcn. Die Kontrolle des .Juden 
durch dJs wachsJme Auge: der gesamten Bcvölkerun~ tst 
besser, als wenn Sie die Juden zu Tausenden und Abertau­
senden in einem Stadtteil haben, wo tch durch umfor­
mierte Beamte eine Überwachung des täglichen Lebens­
laufes mtht herbeifuhren kann."47i! 
Die Frage der Ghettosicrung wurde nicht abschlid~cnd 
besprochen. V. Kroszig setzte sich für eine Politik em, die 
dieses Problem gar nicht aufkommen ließ: "Deswegen 
möchte ith erst einmal das stark unterstreichen, was Herr 
Heydrich zu Anfang gesagt hat: wir mü~sen alles vcrsu· 
chen im Wege eines zusätzlichen Exportes, die Juden her­
auszubringen ins Ausland. 

~68 Das Protokoll der SitZU!!ß ist in sieben Teile untcrghcdcn, denen d1e l'e1le II, IV und Vl fehlen. (lotcrnJtional Milit~rytribunJI. J.a.O. (442), ßd 
XXVni, 1816-PS. S. 499 tt.). 469 lntemauon.tl Militarytnbunal. a.a.O. (442), Bd. XXVIII, S. 499. 470 lntcrn.won.ol Militarytribun.tl. a . .1.0 
(442}, Bd. XXV111, S. 501. 471 Ebenda. m International MilitarytribunaL a..3.0. (442), Bd. XXVIII, S. 508 ff. 473 International Militarytribunal 
u.O. (442), Bd. XXVIII, S. 532 ff. 474 Ebenda. 475 Ebenda. 476 Tatsächlich emigrierten imj3hr 1939 78 OOOJudcn. (llcrbert Strauss:Jewish Emi· 
gration from Germany. a.a.O. (464) S. 326. 177 International MilitarytribunaL J,J.O. (442), Bd. XXVlll. S. 533. 47~ IntcJnatioual Mi!Jt.trytribunJI 
J . .t.O. (442), Bd. XXVIII, S. 534. 
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Da~ muß doch immer da entscheidend sein, daß wir nicht 
d.1s ganze Gesellschaftsproletariat hier behalten. Es wird 
immer eine Last sein, sie zu behandeln, die fürchterlich 
tst. fLh stelle mir den Zwang zum Ghetto au~h nicht gera­
de ab angenehme Aussiebt vor. Die Aussicht, zum Ghetto 
kommen zu müssen, ist auch keine angenehme. Infolge­
dessen muß das Ziel sein, was Heydrich gesagt hat: heraus, 
w;~s herausgebracht werden kann!"479 
Göring dachte the Situation für die in Deutschland ver­
bleibenden Juden, denen die Emigration durch Ausbruch 
eines Krieges verwehrt wurde zu Ende: "Das zweite ist fol­
gendes. Wenn das Deutsche Reich in irgendeiner absehba­
rfit Zrit in außenpolitischen Konflikt kommt, so ist es 
sdbstverstiindlich, daß auch wir in Deutschland m allerer4 

~ter Linie darJo denken werden, eine große Abrechnung 
.m den Juden zu vollziehen. 
Darüber hinaus wird der Führer Jetzt endlJCh einen außen4 

politischen Vorstoß machen zunächst bei den Mächten, 
die die Lösung der Judenfrage aufgeworfen haben, um 
Jann tatsächlich zur Lösung der Madagaskar-Frage zu 
kommen. "4811 Eine nähere Erklärung, was unter der .,gro­
f~en Abrechnung" mit den Juden im FaiJe eines Krieges zu 
ver~tehcn sct, gab Gönng nicht. Schlimmeres als bei ei­
nem friedlichen Verlauf der deutschen Geschichte in den 
nächsten zehn Jahren war auf jeden Fall geplant. Gerade 
deswegen sind die Perspektiven, die Gönng tUr die Juden 
unter Friedensbedingungen aufzeigt, von Interesse: Die 
Errichtung eines Zwangsghettos in Madagaskar, also eine 
territoriale Lösung derJudenfrage durch polizeiliche Mit­
tel. 481 

Göring wollte wederJudenals entrechtete, niedergedrück­
te Minorität in Deutschland dulden, noch die sieb- nach 
1 Ieydrichs Annahme über vJele Jahre hinziehende- Aus­
wanderung abwarten. Pünf wesentliche Leitlinien der zu­
künftigen Judenpoiltik lassen sich aus der Besprechung 
vom 12. November 1938 entnehmen: 
1. Die Juden sollten aus Deutschland innerhalb weniger 

Jahre verschwinden. 
2. Besitz und Vermögen der Juden, die auch die Kosten 

der Auswanderung zu tragen hatten, sollten an den 
deutschen Staat übergehen. 

3. Die Juden, die sich noch in Deutschland aufhielten, 
sollten soweit als möglich aus dem öffentlichen Leben 
entfernt werden. 

4. Um dieses Ziel zu erreichen, sollte die Auswanderung 
der Juden gefördert werden. Als ergänzende Maßnah­
me war die ,_,Zwangsumsied1ung" der Juden in ein riesi­
ges Ghetto geplant. 

5. Oie Auswanderung sollte durch eine Organisation nJch 
dem Vorbild der in Wien tätigen "Zentral stelle fur jüdi­
sche Auswanderung" beschleunigt werden. 

Diese Entscheidungen waren bereits im Vorfeld derweite­
ren Planungen und Maßnahmen getroffen. In den folgen­
den Monaten wurden die Strukturen geschaften, in denen 
Gesetze und Verordnungen wirken sol lten. Gleich zu Be­
ginn des folgenden Jahres, am 24. Januar 1939, ordnete 
Göring an: ..,Im Reichsministerium des Inneren wird aus 
Vertretern der beteiligten D1enststellen eine Reichszen­
trale fUr die jüdische Auswanderung gebildet. Die Reichs~ 
zentrale hat dte Aufgabe, fUr das gesamte Reichsgebiet 
emheitlicb 
1. alle Maßnahmen ZUI Vorbereitung einer verstärkten 

Auswanderung der Juden zu treffen, u. a. eine ZUI ein­
heitlichen Vorbereitung von Auswanderungsgesuchen 
geeignete jüdische Organisation ins Leben zu rufen, ... 
Oie Leitung der Reichszentrale übernimmt der Chef 
der Sicherheitspolizei. Er bestimmt die Geschäftsführer 
und regelt die Geschäftsführung der Reichszentrale 

»482 

Die "Reicbszen trale" bestand aus einem Ausschuß und 
JUS einer Geschäftsstelle, als deren Leiter der Chef der Ge­
stapo Heinrich Müller ernannt wurde.483 Im Dezember 
1939- nach Kriegsbeginn-übernahm AdolfEichmann 
die "Reichszentrale". Am 21. Dezember ernannte ihn 
Heydrich zu seinem "Sonderreferenten" im Reichssicher­
heitshauptamt. Dieses Sonderreferat erhielt die Bezeich­
nung 4D4- später 1VB4.484 
Dieses Sonderreferat rur ,Judenangelegenheiten" ver­
schmolz dann in der Person Eichmanns mit der "Reichs· 
zentrale für jüdische Auswanderung".485 
Die "zur einheitlichen Vorbereitung von Auswanderungs­
gesuchen geeignete jüdische Organisation" wurde durch 
Umbildung der freiwiiJigen "Reichsvertretung der Juden 
in Deutschland" in die Zwangsorganisation der "Reichs­
vereinigung der Juden in Deutschland" erreicht. 
Die zehnte Verordnung zum Reichsbürgergesetz bestimmte 
lapidar: .,§ 1 (1) DieJuden werden in einer Reichsvereini­
gung zusammengeschlossen ... (2) Die Reichsvereinigung 

-m lntematiooal MilitarytribunaL a.a.O. (442), ßd. XXVIIl, $. 538. 480 International MilitarytribunaL a.a.O. (442), Bd. XXVIII, S. 539. 481 Der 
PIJn einer jiidischen Kolonisierung Madagaskars war schon von La$3rdc erwähnt worden und wurde danach immer wieder von Antisemiten dJsku­
ti~rt. Sm ~e~ Sommer I ?38 wu.~e die Zwangsaussiedlung der Juden au~ die ~oter. franzö~ischer Hohei.t stehende Insel er:wo§,en und sc~icn 
Ollt dem S1eg i.Jber Frankre1cb T'(a_lis•erbar zu werden. lm August 1940 wurde rm ReJchss•cherheJtshauptamt em ~M:tdagaskar-ProJekt ausgearbeitet 
Das ~Madagaskar-Projekt" kam Jedoch nicht zustande, d.1 es von einem Friedensvertrag mit Frankreich abhängig gem;~chtwurde, der erst nach Beendi­
gung de~ Krieges mit England möglich war(Raul Hilberg: Die Vernichtung der europäischen Juden. u.O. (334) S. 278 ff. m H . G. Adler. Dervtr· 
waltete Mensch. a.a.O. (396) S. lS. 4U Ebenda. 484 Ebenda. 485 Ebenda. 
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bedient sich .tls örtliche Zweigstelle der jüdischen Kultus­
vereinigungen ... § 2 (2) Oie Reichsvereinigung hat den 
Zweck, die Auswanderung der Juden zu fördern. 
(2) Oie Reichsvereinigung ist außerdem 

1. Träger des jüdischen Schulwesens 
2. Träger der freien jüdischen Wohlfahrtspflege 

(3) Der Reichsminister des Ionern k.mn der Reichsverei-
nigung weitere Aufgaben überuagen .... 

§ 4 Oie Reichsvereinigung untersteht der Auhicht des 
Reichsministers des Innern ... "486 
Die Bestimmung des§ 4 hieß im KJartext "untersteht der 
Aufsicht des Reichssicherheitshauptamtes Referat lVB4." 
Was§ 2 Absatz 3: .,Der Reichsminister des lnnem kann 
der Reichsvereinigung weitere Aufgaben übertragen ... " 
heißen konnte, wurde nach dem Überfall der deutschen 
Wehrmacht auf die Sowjetunion deutlich, als Göring den 
Erlaß vom 24. 1. 1939 ergänzte und Heydrich am 31. Juli 
1941 beauftragte, "alle erforderlichen Vorbereitungen in 
organisatorischer, sachlicher, materieller Hinsicht zu tref­
fen für eine Gesamtlösung der Judenfrage .... "487: Zuar­
beit bei der Deportation von Juden in Ghettos, Konzen­
trations- und Vernichtungslager. Die Gestapo bestimmte 
seit 1939 die Auswanderungspolitik und verfügte gleich­
zeitig- nach Auflösung der selbständigen Kultusgemein­
den- über den Verwaltungsapparat der unterdrückten jü­
dischen Gemeinschaft. Als eine Veränderung der außen­
politischen Lage eine Auswanderung der Juden unmög­
lich machte, wurden sie übergangslos durLh d1c gleiche In­
stitution deportiert. Soweit zur Vorbereitung der Entrech­
tung, Auswanderung und Vertreibung von Juden in den 
zwei Jahren zwischen dem 7. November 1938 und dem 
10. Dezember 1941 -dem Tag der ersten Massendeporta­
tion von Juden aus Kassel. 
An Gesetzen und Verordnungen, die diesen Planungen 
folgten, die Juden aus dem öf-fentlichen Leben drängten, 
den Alltag immer beschwerlicher machten, ihre materielle 
Existenzbasis immer weiter schmälerten, seien einige 
wichtige genannt: 
- 12. II. t 938 Verordnung zur Wiederherstellung des 
Straßenbildes bei jüdischen Gewerbeberneben: Die Schä­
den, cüe während der Ausschreitungen am 8., 9. und 10. 
an Geschäften und Wohnungen von Juden entstanden 
sind, müssen von den jüdischen Inhabern beseitigt wer­
den. Sie haben auch die Kosten zu tragen. Versicherungs­
ansprüche von Juden deutscher Staatsangehörigkeit wer­
den zugunsten des Reichs beschlagnahmt.488 

- 12. 11.19381. Verordnungzur AusschaltungderJuden 
aus dem deutschen Wirtschaftsleben. 
Juden wird ab dem I. Janu.tr der Bettleb von Einzelh.1n­
dds-, Versandgeschäften oder Bestellkorttoren unter­
~agt.489 

- 12. II. 19J8 Anordnung des Präsidenten der Reichskul­
turkammer. Juden wird der ße,uc h von The.uern, Kinos, 
Konzerten, Ausstellungen usw. verboten.490 
- 12. 11. 1938 Verordnung uber eine SuhndCl.)tung der 
Juden deuteieher Staatsangehörigkeit. Den Juden deut­
SI.her Staatsangehörigkeit wird wegen .,ihrer feindlichen 
Haltung gegenüber dem deutschen Volk und Reich" eine 
Kontribution von 1 Milliarde Reidmn.uk Juftrlcgt 491 
- 15. 11. 1938 Runderlaß des Reichsministers der W1ss~n­
!i1.haft. Juden wird der Besuch deutscher Schulen nicht ge­
stattet. Sie durfert nur jüd1sche Schul~:n bcsuLhen.492 
- 3. 12. 1938 Erlaß des Reichsflihrer~ SS und Chefs der 
Deutschen Poli7.ei. Die Führerscheine und Kraftwagen­
zulassungsbescheinigungen der Juden werden flir ungül­
tig erklärt uncl ihre Ablieferung angeordnet. ..J93 

20. 12. 1938 Erlaß des Präsidenten der Reichsarbeitsan­
~t.llL Geheim. Die Arbeitsämter werden aufgefordert, 
unverzüglich fUr dte Beschaftigung arbeitsloser Juden bei 
öffentlichen und prtvJten Unternehmen zu sorgt>n (wobei 
auf 1hre Absonderung von der Gefolgschaft zu achten ist), 
da sie sonst unter Umständen aus öffentlichen Mitteln 
\Jnterstützt werden müßtcn.494 
- 28. 12. 1938 Anordnung des Beauftragten H.ir den Vier­
}.thresplan. "Geheim! Der Mieterschutz bleibt auch f'Ur Ju­
den weiter bestehen, 3ber cüe Zusammenlegung von Ju­
den in emem Haus ist erwünscht. "495 
- 2.1. 2. 1939 Anordnung des Bevollmächttgten fur den 
Vterjahresplan. Alle Juden - Jußer ausländische StaJts­
angehörige - haben die in ihrem Eigenrum befindlichen 
Gegenstände aus Gold, Platin oder Silber sowie Edel11teine 
und Perlen binnen zwei Wochen an die vom Reich einge­
richteten öffentlichen Ankaufstellen abzuliefern.49b 
- 4. 7. 1939 X. Verordnung zum Reichsbürgergesetz. "Oie 
Reichsvereinigung der Juden in Deutschland wird errich­
tet. "497 

! . 9. 1939 Runderlaß des Reichsführcrs SS und Chef der 
Deutschen Polizei: Dte jüdischen Kuhusgemcmden sind 
7.U verpflichten, Luftschutzräume au~ eigenen Mitteln zu 
errichten. Den jüdischen Gemeinden ist ein Verbot zu 
übermitteln, daß Juden nach 8 Uhr abends n1cht ausge­
hen dürfen .... 498 

~llo Reichsgesetzblatt Teil r. 1939, S. 1097. 487 Uwe Adam:Judcnpoliuk im Ormcn Reich .. a.a.O. (199}5. 301!. ~u Relc:h~gesetzbl.llt l e•ll. 1938, S 
1581. 489 Reichsgesetzblatt Teil!. 1938, S. 1580. 490 ßruno Blau: Das Ausnahmerecht flird•eJuden 1n DeubthiJIId I 9.B-1945. 3. Aut1Jgc. Düsscl· 
dorf: Allgemeine Wochenzeitung der Juden in Deutschland 1965 S. 54, Nr. 189. t9t Reichsgesetzblatt Te1l J. 1938 S. 1579. 491 Bruno Blau: Das 
Ausnahmerecht für die Juden in Deutschland 1933-I 945. a.a.O. (490) S. 55, Nr. I 91. 193 Bruno Blau: Das Ausnahmerecht für d~t~ Juden in Deutsch­
land 1933- 1945. a.a.O. (490) S. 56, Nr. 197. 494 joseph Walk (Hrsg.): Das Sonderrecht fUr die Juden im NS-StJat a.a.O. (344) S, 270 4~5 Bruno 
Blau: Das Ausnahmerecht IUr die Juden in Deutsc&la.nd 1933- 1945. a.a.O. (490) S. 63-65, Nr. 212. 496 Re1chsgesetzblatl, 1939. Teilt. S. 2112. 497 
Reichsgcsetzblatt. 1939. T.:ill. S. 1097 f. 498 Joseph W~lk (Hrsg.): DJ~ Somfwctht fiir d1e Juden •m NS·Sta.u ~.a.O. (344) S. 303. 
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- 12. 9. 1939 Erlag des Chefs der Sicherheitspolizei. Juden 
werden besondere Geschäfte Hir den Ankauf von Lebens· 
mitteln zugeWJesen ... 499 

- 20. 9. 1939 Erlaß Je~ Reichssicherheitshauptamtes. Juden 
deutscher Staatsangehörigkeit und staatenlosen Juden 
wird der Besitz von Rundfunkempfangern verboten.500 
-4. 3. 1941 Erlaß des Reichsarbeitsministeriums vom 4. 3. 
1941. Auf Grund eines Geheimerlasses des Reichsmar­
schJlls des Großdeutschen Reichs und Be.1uftragten fUr 
den Vierjahresplan vom 18. 2. 1941 sollen alle arbcitsf3hi­
gen Juden zum ArbeitSeinsatz (gruppt!nweiser Emsatz, ge­
trennt von der übrigen Gefolgschaft) herangezogen wer­
den. Um Berührungen mit der Bevölkerung auf ein Min­
destmaß zu beschränken, sind die jüdischen Arbeitskräfte 
in Lagern untcrzubringen.501 
- I. 9. 1941 Verordnung des Reichsministers des lnnern. 
Ab 15. 9. 1941 ist es Juden, die das sechste lebensjahrvoll­
endet haben, verboten, sich in der Öffentlichkeit ohne 
einen Judenstern zu zeigen .... 502 

18. 9. 1941 Erlag des Reichsverkehrsministeriums. 
Juden bedürfen einer polizeilichen Erlaubnis zum Verlas­
sen ihres Wohnortes und fiir Fahrten in bestimmten Ver­
kehrsmitteln an ihrem Wohnort .... 503 
- 3. 10. 1941 Verordnung des Bevollmächtigten für den 
Vierjahrespl.1n. Juden, die in Arbeit eingesetzt sind, ste­
hen in einem Arbeitsverhältnis eigener Art.504 
- 23. I 0. 1941 Erlaß des Reichssicherheitshauptamtcs. 
Geheim! Die Auswanderung von Juden ist ausnahmslos 
für die Dauer des Krieges verboten.505 
Josepb Walk führt für diesen Zeitraum 485 Erlasse, Ver­
ordnungen und Gesetze au(506 Die Einhaltung dieser 
Maßnahmen bestimmte das Leben der Juden in Kassel 
und schränkte gleichzeitig den Handlungsspielraum der 
lokalen Satrapen der NS stark ein. Eine besondere Rolle 
wuLhs der Stadt und der jüdischen Gemeinschaft insofern 
zu, als sie zu einer Auffangstation ft.ir Juden aus dem U rn­
land wurde. die die Wobnungen und Unterkünfte der in 
andere Städte und das Ausland abreisenden Leidensge­
nossen einnahmen, so daß in Kassel, der Gauhauptstadt, 
die Spanne zwischen Emigration und Niederdrückung der 
noch verbleibenden .Juden die Geschicke der Gemeinde 
bestimmte, während in vielen Kleinstädten und Bauern­
dörfern das Ziel erreicht und der Ort "judenrein" wurde. 

So zogen u. a. aus Felsberg, Gelnhausen, Grebenstein und 
Hofgeismnr im laufe des Jahres I 939 dtc letzten Juden 
forr.5o7 
Die Familie Schartenberg flüchtete noch in der Nacht des 
9. November aus Zierenberg zu Bekannten in Kassel. Die 
Familie wollte emigrieren, ein Sohn lebte bereits in Eng­
land, und in die Vorbereitung der Auswanderung brach 
der Pogrom ein. In Kassel angekommen, versuchte die 
Ehefrau, ihr Mann war bereits verhaftet, thre Verwandten 
zu informieren, die Emigration weiterzutreiben. Ein Tele­
gramm und drei Postkarten gaben den Angehörigen Aus­
kunft über die in Deutschland zurückgebliebenen Fami­
lienmitglieder. 508 
- Brief an WaJter Schartenberg. North-Shields/England 

"KassellO. ll. 38 
Mein lieber Wal ter! 
Da der Rundbrief diesmal so lange bleibt, schreibe ich 
Dir und Fritz schnell eme Kartt:, damit ihr nicht in Sor­
ge seid. Wir sind seit gestern abend bei Laues hier wie 
immer gut aufgenommen worden. Wir bleiben und su­
chen hier eine kleine Wohnung, ich hoffe, daß sich et­
was findet. - Papa ist für einige Tage verreist [in das 
Konzentrationslager Buchenwald deportiert, W. P.) so 
grüße ich Euch alle von ihm mit ... " 

- Telegramm an Walter Schartenberg, North-Shields/ 
England. 
"14. Nov. 38. 
Papa ist noch verreist, wir sind gesund, wo bleibt der 
Rundbrief, in Sorge - Gruß Mama" 

- Karte an Walter Schartenberg, North-Sbields/England 
"Kassel, 24. 11. 38 
Mein lb. Walter! 
Gestern, Mittwoch erhielt ich Deine Karte vom Mon­
tag und inzwischen hast Du sicher den Wochenbrief in 
Händen. P. ist nicht in K. [solJ heißen Kassel, W. P.], 
ich hatte Samstag ein gedr. Zetteleben [Postkarte au.!­
dem K. Z. Buchenwald, W. P.), hoffe täglich, daß er 
kommt. Es gibt ja soviel zu erledigen, es ist nicht leicht. 
S. G. es will werden all' Deine Bemühungen fur uns von 
Erfolg sein, es ist mir bes. um Papa, das möblierte Zim­
mer ist ja nur Notbehelf. Bis er, S. G. will, zurück· 
kommt, bin ich bei Laues. Wie lange denkst Du, d;~ß e~ 
dauern kann mit den Papieren? ... " 

H9 Joseph Walk (Hrsg.): Das Sonderrecht fiir die Juden 1m NS-Sta.lt. a.a.O. (344). S. 304. ~oo Joseph Walk (Hrsg.): Das Sonderrecht fiirdieJudcn 1m 
NS-Staat. a.a.O. (344) S. 305. 501 Bruno Blau~ Das Ausnahmerecht fur die Juden in Deutsdilaod 1933-1945. a.a.O. (490) S. 80. SOl Bruno Blau: 
Das Ausnahmerecht fur die Juden in Deutschland 1933-1945 ... a.a.O. (490) S. 89, Nr. 329. 503 Reichsgesetzblatt, 1941. Teil!. S. 547. S04 Bruno 
Blau: DasAusnahmerecht fiirdiejuden in Deutschland 1933-1945 ... a.a.O. (490) S. 90, Nr. 337. 505 Eben da. 506 Josepb Walk(Hrsg.): Das Sonder· 
recht für die Juden im NS-Staat... a.a.O. (344) S. 253-353 . 501 Paul Amsberg: 01e jüdischen Gernemden in Hessen ... J .. l.O. (4). 50S Mittedung von 
Walter Sharman am 10. 6. 1985. 
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- Brief an W alter Schartenberg. Nonh-Sh1elds/En~land 
.,Kassel, den 28. 11. 38 
Mein lb. Walrcr! 
Von Tour [Konzentrationslager Buchenwald, W. P.] 
zurückkommend, lese ich Deine diversen Nachrichten 
und danke ich Dir lb. Junge herzliehst fiir Deine Bemü­
hungen ... klappt alles und kann die Angelegenheit bald 
geregelt werden. Wir sind hier bej unseren Freunden 
gut aufgehoben und freuen uns des Daseins. Weitere 
ausfUhrliehe Nachrichten folgen noch. Für heute noch 
herzl. Gruß und Kuß Dem Vater. 
Alle lieben uns. Grüße .. 

Schartenbergs konnten im August 1939 nach England 
emigrieren.509 Sie gehörten zur großen Gruppe der Parna­
lien, die aus den kleinen Städten nach Kassel kamen, um 
ihre Auswanderung zu betreiben, und die neuen, öfter nur 
ein Jahr in Kassel verweilenden Mitglieder prägten in im­
mer stärkerem Maße das Bild der jüdischen Gemein­
schaft. 
Hier sollen nur die weiteren Unterdrückungsmaßnah­
men, die die zurückbleibenden Juden von der,. Volksgc:~ 
meinschaft" trennten und von der Öffentlichkeit au~­
schließen sollten, genannt werden. Die Gesch;ifte der Kas­
seler Juden wurden nicht wieder eröffnet. Am 26. Novem­
ber 1938 wurde die Versorgung der Juden mit Nahrungs­
mitteln und anderen Gütern getrennt vom Geschäftsver­
kehr der deutschen Bevölkerung .,sichergestellt". Das 
Wohlfahrtsamt der Stadt Kassel richtete, "vorläufig" in 
der Mittelgasse 45 eine Sonderverkaufsstelle Hir Juden 
ein,510 da sich angeblich auch der "letzte Geschäftsmann 
aus berechtigter Entrüstung" nach dem Attentat aufErnst 
vom Rath weigerte, an Juden Waren zu verkaufen. 
Diese Sonderverkaufsstelle ist sehr wahrscheinlich mit 
dem Judenladen an der Martinskirche" identisch, in dem 
zunächst die jüdische Bevölkerung. nach deren Deporta­
tion polnische Zwangsarbeiter, Lebensmittelrationen er­
halten haben.511 Die dort aufKarten zu erwerbenden "le­
benswichtigen Waren" wurden ständig gek-ürzt. Kosche· 
resFleischund Milch waren nicht erhältlich. Sehr viele Ju­
den lehnten Schweinefleisch ab, und Rindfleisch konnten 
sie nur durch gelegentlichen heimlichen Tausch mit be­
freundeten Familien erhalten oder wenn ein Bekannter in 
"Mischehe" verheiratet war und der ,.nichtjüdische Ehe­
gatte" im Geschäft einkaufen konnte.512 

Em weiterer Sthritt zur Absonderung der Juden war die 
Verdrängung aus ihren Wohnungen und Ejnweisung in 
Sammclhäuser und Baracken. Zu den frühesten lagerähn­
lichen Unterkünften für Juden gehörte die Barackensied­
lung in Kirchditmold, Zentgrafenstraf~e Nr. 5- 17, die vor 
1933 für Obdachlose errichtet worden wJ.r.5l3 Sett J 936 
wurden dort 10- 15 jüdische Familien, zum Teil vom 
Wohlfahrts:lmt der Stadt emgcwicscn, untergcbrJcht. Je­
der Farnalic stand ein 10-12 qm großer stallähnlicher 
Raum zur V erfUguog, 514 den die r:amtlie S. mit acht Perso­
nen bewohnte. SI 5 Nach 19.38 wurde versucht, n.tch Kassd 
tuziehendeJuden in Häusern zu s;lmmeln, die bereits jü­
dische Mieter hatten und Etgcntum cioc~ Juden waten. Es 
entst.mden "Judenhäuser", die nach H~ydri<.:hs Vor­
schfag'i16 d1e Juden isolierten, jedoch gleichzeitig unter 
dae Aufs1cht der Bevölkerung stellten. In Wohnungen, die 
durdt W~gzug oder Ern1gr.won der Mietet ltet wurden, 
wies die Gestapo umgehend iüdi~che Familien ein. die 
n:tch K.1sscl zugezogen w:tren. 
Diese ,Judenhäuser .. unterst hiedcn sich nur durch den 
StJndort und ihren ursprünglichen V crwendungszwcck, 
aber ni<.ht m ihrem Status von den Lagc:runtcrkünftcn, 
z. ß. der Judenbaracke auf der" Wartekuppc" in Nieder 
zwehrcn. Sie wurden von der Gestapo überwacht, die die 
Bewohner m unrcgdmäßigcn Abständen aufsuchte, nach 
gehorteten Nahrungsmitteln Ausschau hielt und die Ein­
haltung der Ausgehzeiten usw. kontrollierte.517 Für Ju­
den, die in diesen Häusern keinen Platz mehr fanden, wur­
de eine weitere Sammelunterkunft auf der Wartekuppe in 
Ntederzwehren eingerichtet. Dort befand sich seit Beginn 
des Krieges ein Lager für polnische Kriegsgef:mgene. 1940 
wurde eine dieser Baracken für Juden freigemacht. Sie war 
von einem etwa 2 1/2 m hohen Stacheldrahtzaun umge­
ben, der Eingang wurde bewacht. Aufsicht führte der 
Schutzpolizist L., der in einem nahegelegenen Haus 
wohnte.S18 Außerdem wurden Kontrollen durch die Ge· 
lllapo vorgcnommen.519 Die Baracke war in elfhinterein­
anderliegende Räume, zehn zur Unterbringung jeweils 
einer Familie, und einen zentralen ,. Wasch- und Toilet­
tenraum" unterteilt".520 Die Wände bestanden aus ein­
fach zusammengefUgten Brettern, die weder Kähe noch 
Zugluft abhielten.521 Die wenigen Einrichtungsgegen· 
stände konnten von den jüdischen Familien au~ ihren frü­
heren Wohnungen mitgebracht werden.522 Die jüdischen 

501 Ebenda. 510 Kurhessische Lmdeszeitung. 9.Jg. v. 26.127. 11. l9J8 S. 5. Ob d1e~e. na~h dem Ü1tun~sber1C~ht vorobergehend emgenchtete, Son· 
derverkaufssteHe wieder geschlossen und den Kasseler Juden der Einkauf in den Geschäften möglich war1st n1cht bek.lnnt. ~II Ge1pr:ich m1t Fr.au S. 
am 8. 6. 1982. 512 Gespräch mit Frau S. am 8. 6. 1982. 513 Mitteilung von Herrn Hememann im Augu~t 11186. ~14 Der Regierun8spräsident m 
Dannstadt Archiv de.r \Viedcrgutmacb_ungsbehörde. Akte S. Nr. l l~/9 K 24(4). Sl5 Ebe:'da. Sl6 Vgl. S. 1Y9. \17 Gc~prä<.h m1t Frau S. am 
8. 6. 1982. 51H RegJerungspräsJdent m Dannstadt. Arch1v de-r W•edergutm~chungsbehorde Akte• W Nt . K 921 85 -I- Wo H~ Ebmda. 
szo Gespräch mit Frau S. am 8. 6. 1982. 521 Gesprkh mtt fr.tu S. Jtn 8. 6. 1982 ~u Gespr.kh m11 Fm1 S .. 1m 1!. 1\. 191!2. 
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Familien lebten nur kurze Zeit, bis zu ihrer Deportation, 
hier. Die leeren Räume wurden nach jedem Abteansport 
.wderen Familien zugewiesen. Nach der letzten Deporta­
tion am 7. September 1942 diente das Lager als Unter· 
kunfl Rir Menschen, die in "nichtprivilegiertcr Mtschehe" 
lebten und hier, von der übrigen Bevölkerung getrennt, 
untergebracht waren.523 
In der zweiten Hälfte des Jahres 1944 wurden weitere Ar· 
beits- und Durchgangslager fUr "jüdische Misch linge" und 
jüdische Ehegatten aus "Mischehen" in Kassel geschaffen, 
über die noch zu berichten sein wird . 
Die räumliche Trennung von der übrigen Bevölkerung 
und die in vielen Fälkn damit verbundene Abschiebung 
aus thrcn Wohnungen war tine der sichtbarsten und 
schwerwiegendsten Formen der Segregation jüdischer 
Menschen. Die Scheidung von der übrigen Bevölkerung 
betraf alle Lebensbereiche, in denen sich bisher Juden und 
Nichtjuden begegnen konnten. Öffentliche SchuJen,524 
.,norm,tle" Arbeitsplätze,525 öffentliche Anlagen, Freibä­
der und Jndere städtische Einrichtungen - z. B. Kranken­
häuser5.26 - blieben ihnen versperrt. Die städtischen Ver­
kehrsmittel- Busse und Straßenbahnen- konnten sie nur 
bei besonderer Begründung: Fahrt zum Arbeitsplatz, Arzt 
oder zur Schule,527 benutzen. 
Wie die Freizügigkeit war auch die Verftigungsgewalt über 
das Vermögen eingesch ränkt, sowohl bei der Veräuße­
rung von Geschäftsanteilen, bebauten und unbebauten 
Grundstücken und Wertpapieren,528 als auch bei der Aus­
gabe kleinerer Beträge fiir d1e Bezahlung von Nahrungs­
mitteln o. ii. 
Das BankguthJben war auf einem beschränkt verfügbaren 
Sicherungskonto deponiert. Als Jakob Stern eine Rech­
nung der~ Verkaufsstelle fiir die jüdische Bevölkerung" in 
Kassel über 74,58 RM begleichen wollte, mußte er auf ei­
nem DIN-A-4-Formblatt einen "Antrag auf Freigabe (§ 
59 DevG.) zu Lasten eines beschränkt verfiigbaren Siche­
rungskontos" bei der Devisenstelle des Oberfinanzpräsi­
denten in Kassel stellen.529 Auszufüllen waren: Adresse, 
kontofuhrende Devisenbank, Höhe des freizugebenden 

Betrages, Zahlungsempfänger, Verwendungszweck Die Prü­
fungsunterlage- in diesem Fall die Rechnung-w~ beizufu­
gen. Die Devisenstelle des Oberfinanzpräsidenten prüfte 
den Antrag, genehmigte ihn in diesem Fall und wies die kon­
tofuhrende Bank zu Überweisung an. Zur "freien Verfii­
gung" standen Jakob Stern lediglich 60 RM monatlich. 
Sehr viel größere Beträge wurden von den KasselerJuden 
kaum abgehoben, denn die Möghchkeiten, Waren zu kau­
fen, waren stark eingeschränkt. Das Vermögen wurde fiir 
die geplante Auswanderung aufbewahrt oder in kleinen 
Rationen zum Leben verbraucht. 
Durch die Berufsverbote waren die Juden Rentner gewor­
den. Nur noch wenige Ärzte konnten als Krankenbehand­
ler, Rechtsanwälte als Konsulenten arbeiten. Zusammen 
mit den Lehrern der jüdischen Volksschule und den Ge· 
meinelebeamten übten etwa ein Dutzend Menschen ihren 
erlernten Beruf aus. Zinsen des noch vorhandenen Kapi­
tals, Mieterträge und Abfindungen dienten zur Bestrei­
tung des Lebensunterhaltes. Bei einer nicht geringen Zahl 
von Kasseler Juden, die durch Boykott und Pogrom ver· 
armt waren, zahlte die jüdische Wohlfahrtsstelle in Kassel 
eine Unterstützung. Die 6ljährige Witwe Levy gab 1940 
20 RM Wohlfahrtsunterstützung als Einkommen an.53ll 
Zum Vergleich: Der Pflegesatz im jüdischen Altersheim 
betrug 1941 150,- RM.531 
Arbeitsfahige Juden, die verarmt der städtischen Wohl­
fahrt anheim zu fallen drohten, wurden zur Arbeit heran· 
gezogen, vornehmlich bei Kasseler Bauunternehmungen 
und Schrotthandlungen, 532 z. B. lsaak Goldberg, Inhaber 
eines Konfektionsgescbäftes, der bis zu seiner Auswande­
rung als Erdarbeiter bei der Firma Groczeck in Kassel be· 
schäftigt war.533 
Die Arbetter konnten zwar ..,zu Hause", das hieß u. a. im 
Lager Wartekuppe wohnen, ihre Unterkünfte wurden je· 
doch überwacht. Der Arbeitseinsatz erfolgte in geschlos­
senen, von den übrigen Beschäftigten getrennten Grup­
pen.534 Eine allgemeine Arbeitsverpflichtung wurde im 
März 1941 ein halbes Jahr vorBeginn der systematischen 
Deportation angeordnet. 535 

m Gesl'räch mit Frau S. am 8. 6. 1982. 524 Schulpflichtige Kinder mußten die Jüdische Volksschule in der Großen Rosenstraße besuchen. m Nu1 
wenige Juden konnten, wenn auch stark diskrimimert. als ,.Privatlehrer, ,.Krankenbehandler" oder Rechtskonsulent in ihrem Berufbleiben. 526 Da~ 
nächste Krankenhaus in dem Juden behandelt wurden lag in Frankfurt. 527 Archiv der Stadt Münden. P 2, 167. Bd. Tl.. m StadtarelUv Kassel: S. 3 
Devisenakten des Oherfinanzpräsidenten. Kassel Nr. 358-367. 529 Ebenda. 530 Ebenda. .531 Ebenda. 532 Ebenda. 533 Ebenda. 534 Der 
Regierungspräsident 10 Darmst<ldt. Arch1v der Wiedergutmachung$bchördc. Akte: K 9211 -85-IfWo. SJS Joseph Walk(Hrsg.): Das Sonderrecht ftu 
die Juden im NS-Staat. 11.a.O. (344) S. 336. 
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Die Löschung der Zeugnisse jüdischer Existenz im Stadtbild 

Oie Juden waren aus der Öffentlichkeit Kassels in Lager, 
,Judenhäuser" und gesch lossene Arbeitsgruppen ver­
bannt. Sie zu vertreiben, wie in vielen kleinen Orten des 
Umlands bereits geschehen, lag nicht in der Hand der lo­
kalen Machthaber, wohl aber die "Reinigung .. der Kunst, 
Kultur und Stadtarchitektur von ,.jüdischen Elementen". 
Dabei gab es in Kassel nur wenige allgemein zugängliche 
Plätze, die Merkmale spezifisch jüdischer Kunst aufwie· 
sen: Der abseits in Bettenhausen gelegene Totenhof, die: 
Synagoge, die jüdische AbteiJung im Landesmuseum und 
die wenigen Laubhütten, die Kasseler Juden, wie Julius 
DaJberg, zum Laubhüttenfest aufstellten. Kaum häufiger 
waren die nach berühmten und um die Geschicke der 
Stadt verdienten Juden gekennzeichneten Straßen und 
Plätze.536 In beiden Fällen wurde jedoch Zeugnis von jü­
discher Existenz in Kassel abgelegt. Dagegen rannten die 
Nazis seit Beginn ihrer Herrschaft an. 
Bereits im April 1933 wurde die Sammlung jüdischer Kul· 
tusgegenstände aus dem Landesmuseum entfernt.537 Im 
gleichen Jahr beschädigten antisemitische Rabauken den 
vor dem Rathaus stehenden Obelisken-Brunnen, eine 
Schenkung des Textilfabrikanten und Stadtplancrs Sieg­
mundAschrott an die Stadt.538 Wenig später begann die 
Umbenennung von Straßen und Plätzen, dte Namen jüdi­
scher Bürger trugen.539 

Tabelle 9: Umbmmmmg von Straßm, Pliitzm und Hermen. 

Zeitpunkt der 
Umbcnenoung 

1935 
1937 
1937 
1938 
1938 
1938 
1938 
1938 
1940 
1940 

Alter Straßenname 

Aschrottheim 
Aschrotta.nlage 
Ludwig-Mond...Straße 
Aschrottstraße 
Judenbrunnen 
Judengasse 
Mosenthai-Straße 
Rothfels·Straße 
Rinaldstraße 
StiUing·Stnlße 

Neuer Straßenname 

Tannenkuppenheim 
Stadthallengarten 
Wilhelm·Speck...Straße 
Kenddlstraße 
Hultcr der Waaj;e 
AhnJberge~ Gasse 
Schenckendorfma ße 
Wöhler-Straßc 
Silcherstraße 
Stilling·Straße 

Interessant ist das Schicksal der Stilling-Straße, die thren 
Namen .,nach dem Geh. Sanitätsrat Benedikt Stilling, her­
vorragender Chirurg, t 1879 zu Kassel" hatte. 540 Diese 
Straße wurde nicht umbenannt. 1940 änderte sich Jedoch 
die Erklärungdes Straßennamens im Kasseler Adreßbucb. 
Hier hieß es nun, daß der ArztJuog-Stilling aus Elberfeld 
Namensgeber gewesen sei. 

Am 11. November, emen Tag nach Beendigung der Po­
grome, wurde in Kassel der Abriß der Synagoge m Jcr Un· 
teren Königsstraße beschlossen: .,Als Jm letzten Montag 
die Wogen des Volbtorncs vor der JudJschen Synagoge in 
Kassel in der Unteren Königsstr-aße hoch anschwollen, als 
Pcnsterschciben klirrten und Türen splitterten. als talmu­
dtsche Schriften und Rabbinergewänder auf der Straße 
vor der Synagoge in Flammen aufgmgen, da gab es unter 
den Tausenden, die mit entrüsteten Rufen und geballten 
Fäusten der }udensch.1ft diesen Denkzettel überreichten, 
kaum einco Volksgenossen, dem nicht der heiße Wunsch 
gekommen ware, diesen jüdischen Schandfleck in der Un­
teren Königsstraße flir alle Zeiten auszulöschen. Wir kön· 
nen heute mitteilen, d::~ß d1e Würfel um diese talmudische 
Zentrale gefallen sind: Die Synagoge wird abgerissen. Die 
Vorarbeiten zum Abtragen des jüdischen Gebäudes, in 
dem hundert Jahre lang das jüdische Volk alle Strafen des 
Himmels auf seine Gastgeber, die Deutschen, herabge· 
fleht hat, haben begonnen. Dieser Beschluß erfUIIt g.ulz 
Kassel mit großer und tiefer Genugtuung. Wir wollen be­
kennen, daß nach dem schändlichen Verbrechen von Pa­
ns eine andere Lösung der Kasseler Synagogen-Frage auch 
mcht mehr hätte gefunden werden können. 
Wenn es auch die ganze Kasseler Bürgerschaft i~t, die die· 
!iCr Entschluß mit Freude erflillt, so wollen wir doch bc· 
sonders an die Bewohnerjener Straßenzüge denken, die in 
unmittelbarer Gegend der Synagoge liegen. Sie werden 
aufatmen, daß hinfort am Sabbath keine jüdische Völker­
wanderung mehr zur Unteren König~.Hraße einsetzt, daß 
endlich die Befreiung von diesen Scharen mauschelnder 
und sich frech gebärdender Juden gekommen ist. Diese 
dritte Synagoge, die die Juden in Kassel errichteten, war 
auch ihre letzte. Wir lasen erst unlängst in der KLZ, daß 
1715 die Familie Goldschmidt ihre private Familiensyna· 
goge in Kassel erbaute, daß noch eine zweite flir die Ge· 
samtheit des Kasseler Judentums folgte und daß gerade 
vor 100 Jahren der Schandbau in der Unteren Königsstra· 
ße erstand, der nun niedergerissen wird. Damit hat ein we· 
sentliches Stück Hebräergeschichte in Kassel seinen Ab· 
schluß gefunden. "541 

Bereits wenige Wochen später wurde das in der Bausub­
stanz gut erhaltene Gottesbaus abgetragen. Danach gab es 
nur noch ein Bauwerk in Kassel, das mit dem Begriff .,jü­
disch" belegt war: der in exponierter Lage vor dem Rat­
haus erbaute Aschrottbrunncn, ein von dem Architekten 

536 Teilweise waren dtese wit' die ludwJg·Mond-Srr:~ßc unbcb;aut. m Vgl. S. 164 Jie~e) BeJtrugt'). ~JB 8.1et1: Auf7.eJChnung.:n uber Jen Gehetmen 
Kommunismus SiegmundAschrott (1826-1951). K~ssd: o.V. 1951. S. 8. H t Die Umbencnnungen der ~tr.lßt'nn:uncn .smd nJeh den K.mclcr 
Adreßbüchem von 1935- 1940 herausgesucht worcfen. 540 Etnwohnerbuch der Sudt K.u5d 1940. ~r Kutht))Ut he LJ.ndes.mtung. 9. Jg. v. 11. 11 1938. 
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Karl Roth entworfenerObeliskenbrunncn, in den, wie: da· 
mals üblich, der Name des Stifters eingemeißelt war. Der 
Ratsherr Otto Knoche hatte Anfang des J ahres 1939 zunl 
wiederholten Male einen ,.Antrag aufBeseitigungdes Ju­
denbrunnens' vor dem Rathaus" gestellt, aber .,bei keinem 
der anwesenden Beigeordneten und Ratsherren Unter­
stützung" gefunden. 542 Bürgermeister Lahmeyer hatte ein 
Gutachten über den Brunnen von dem Talmudforscher 
Rosenthai zur Vorlage für die Ratsherren in Auftrag gege­
ben.543 Rosenthai entdeckte jüdische und freimaurischt· 
Symbole: "Zunächst das Stiftungsjahr mit der Angabe von 
1908. Das Rathaus wurde 1909 vollendet und flir gewöhn­
lich erfolgen derartige Stiftungen nach Vollendung bzw. 
Einweihung eines solchen Baues. Aschrott wählte aber die 
Zahl 1908, um die als Glückszahl angesehene Zahl l 8 zum 
Ausdruck zu bringen; 18 Bitten enthält das jüdische 
Hauptgebet ,Sehemone Essre', das im Judentum dieselbe 
Bedeutung hat, wie im Christentum das ,Vaterunser'. Die 
zwöltstufige Pyramide geht auf die zwölf Stämme Israels 
zurück, die Ornamente an den vier Stirnsäulen gehen in 
der figürlichen Konstruktion auf den Judenstern hinaus, 
die weiter unten angebrachten Widderköpfe bedeuten die 
Opfersymbole des Judentums, die Absehtachtung des 
Widders bedeutet die Vernichtung der weltlichen Völker 
... "544 Den Hirngespinsten Rosenthais konnten die Rats­
herren nicht folgen, und 14 Tage später legte der Stadtver­
waltungsbaurat Rothe dar, daß der erste Entwurf zur Ge­
staltung des Brunnens zu einem Zeitpunkt vorlag, als 
noch der Kasseler Verschönerungsverein und nicht Sieg­
mund Aschrott das Baudenkmal finanzieren wollte und 
ein Einfluß von Aschrott auf die Formgebung daher gar 
nicht möglich sei.545 Lahmcyer begründete die Ableh-

nung von Knoches Antrag damit, "dag ja nur das Geld 
von Aschrott stamme".546 
Auf dem Verwaltungswege war der Brunnen nicht zu kip­
pen, daher wurde zu einem Mittel des Kampfes geg,nffen, 
das unter Antisemiten zu diesem Zeitpunkt bereits ver­
pönt war: der Einzelaktion. Jn der Nachtvom 8. auf den 9. 
April beschädigten unbekannte Täter den Brunnen 
schwer.547 Oberbürgermeister Lahmeyer ließ daraufbin 
mit .,allem Nachdruck" die Ermittlungen aufnehmen. 
und Ratsherr Knoche wurde von der Gestapo verhört. Au­
ßerdem beabsichtigte Lahmeyer, "die Täter zur Wieder­
herstellung heranzuziehen". 548 
Jetzt schaltete sich NSDAP-Kreisleiter Meyer ein. In et­
nem Brief vom 24. April .ln Lahmeyer legte er dar, .,daß es 
nicht den Methoden der Partei entspricht, Dinge, die auf 
ihre legale Aufforderung ohne weiteres entfernt worden 
wären [sie!], zu zerstören. Trotzdem stehe ich auf dem 
Standpunkt, daß es unzweckmäßig ist, den Brunnen vor 
dem Rathaus auch nur notdürftig zu reparieren. Ich halte 
es fiir das Richtigste, da die Platzverhältnisse vor dem Rat­
haus außerordend ich beengt sind und die Aufstellung 
von Ehreneinheiten auf den Straßenbahngleisen schlecht 
möglich ist, den Platz fiir diese Zwecke vollkommen fret· 
zumachen."549 Auch die Haltung des Oberpräsidenten 
war dem Bauwerk eines der hervorragendsten Architekten 
seiner Zeit nicht günstig. Lahmeyer vermerkte, daß der 
Oberpräsident fi.ir eine Beseitigung sei, wenn ein andere~ 
an seine Stelle träte. 550 

Am 26. 5. 1939 erhielt der Oberbürgermeister die Ent­
scheidung: "Der H err Gauleiter hat angeordnet, den 
Brunnen noch vor dem Reichskriegertag zu entfer· 
nen. "55! Und so kam es. 

1941-1942 Deportation der Kasseler Juden 

Vorbereitung de r Dep ortatio n 

., ... In Ergänzung der Ihnen bereits mit Erlaß vom 24. 1. 
1939 übertragenen Aufgabe, die Judenfrage in Form der 
Auswanderung oder Evakuierung einer den Zeitverhält­
nissen entsprechend möglichst günstigen Lösung zuzu­
fuhren, beauftrage ich Sie hiermit, alle erforderlichen 
Vorbereitungen in organisatorischer, sachlicher und ma­
terieller Hinsicht zu treffen für eine Gesamtlösung der J u­
denfrage im deutschen Einflußgebiet in Europa. Sofern 

hierbei die Zuständigkeiten anderer Zentralinstanzen be­
rührt werden, sind diese zu beteiligen. 
lch beauftrage Sie, mir in Bälde einen Gesamtentwurf 
über die organisatorischen, sach lichen und materiellen 
Vorausmaßnahmen zur Durchfi.ihrung der angestrebten 
Endlösung der Judenfrage vorzulegen. "552 
Im Juli 1941, unmittelbar nach dem deutschen Überfall 
auf die Sowjetunion, gab Göring diese harmlos klingende. 

~l StadtarelUv K..Lssel S. A 1. 101. I. HJ Ebend~. 544 Ebenda. S45 Ebenda. ••6 Ehenda. 547 Ebcnd.t. ,.~ Ebcnda.. 54V Ebcnd.t. 55U Ebeu 
da. SSt Ebc:nd.t. 552 Intern:tt10nal Milttary Tnbunal a.a.O. (442) 710-PS. 
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Anweisung an den Chef der Sicherheitspolizei und des 
SD. $$-Gruppenführer Heydricb, und stellte damit ,.den 
Zeitverhältnissen entsprechend" die ;tdministrativen 
Weichen von Auswanderungsforderung auf ,.Evakuie­
rungsvorbereitung" um. Mehr war nicht notwendig, um 
über das weitere Schicksal unter anderem der zu diesem 
Zeitpunkt noch im ,.Altre ich" lebenden Juden zu bestim­
men. Eine Voraussetzung, Raum ftir die "Ansiedlung" der 
Verschleppten. war durch die Besetzung Polens und gro­
ßer Gebiete der Sowjetunion gegeben.553 In diese Territo­
rien gingen die Massentransporte mit jüdischen Men­
schen.554 Für den Ablauf verantwortlich war das Referat 
NB-4 mit Adolf Eichmann an der Spitze.555 Von dort 
gingen die Anweisungen an die örtlichen Stapo(leit)steJ­
len, denn die Deportationen wurden nach Staatspol izei­
bezirken gegliedert durchgeflihrt. Kassel war Sammelort 
für die Juden aus dem Regierungsbezirk,556 von hier aus 
gingen drei Transporte ab: Am 9. Dezember 1941 in das 
Ghetto Riga, am 1. Juni 1942 in das Konzentrationslager 
Majdanek bei Lublin, arn 7. September 1942 in das Ghetto 
Theresienstadt.557 Nach diesen Deportationen blieben in 
Kassel noch etwa 30 Juden zurück, die mit einem nichtjü­
dischen Ehegatten verheiratet waren.558 
Vor Ort wurden die Transporte von der Stapostelle Kassel 
organisiert, die sich bei der Vorbereitung und Durchfuh­
rung ihrerseits der Polizeibehörden der Gemeinden und 
in Kassel der Ordnungspolizei bediente. Notwendig wa· 
reneine ganze Anzahl von Behörden, Verwaltungsstellen 
und Privatuntemehmen, um Transporte aufihren Weg zu 
bringen, unentbehrlich die Deutsche Reichsbahnß59 
Von den lokalen Instanzen spielte neben der Gestapo der 
Oberfinanzpräsident in Kassel eine Hauptrolle bei der 
Abwicklung.560 Er war für die Enteignung der Deportier· 
ten und die Verwertung ihres Vermögens zuständig. 
Den gesamten Ablauf der Deportationen hat H. G. Adler 
in seinem Buch "Der verwaltete Mensch'' detailgetreu re­
konstruiert,561 so daß hier die Darstellung auf die lokalen 

Ereignisse beschränkt werden kann. Oie drei DeportJtio 
nen, die von Kassel aus erfolgten, sind unterschiedlich gut 
dokumentiert.5b2 Da alle Transporte, wie Adler .lUfweist, 
dem gleichen ScbemJ unterlJgen, können Dokumente: 
von unter<ichiedlichcn Transporten herangezogen wer­
den, um den Ablauf nachzuzeichnen. Die Juden wurden 
in Schüben aus mehreren Gestapobezirken deportiert, dit 
nach den Zielorten - d. h. Ghettos, Konzentrations- und 
Vemichtungsl.lgem - bc.uichnet werden können. 
Oie ersten Transporte gingen im Oktober 1941 in das 
Ghetto Lodz.SoJ Ziel der 1.weiten Deportationswelle 1m 
November und Dezember war das Ghetto in Riga.564 Zu 
den Städten, von denen au~ Juden nach Riga verschleppt 
wurden, gehörte auch Kassel. Erstmalig erfahrt man vo11 
diesem Plan durch einen Erlaß des Chefs der Ordnungs 
poL.cet Daluegc. 
0d das Dokument wichtige Detaih fur den Abl.mf de~ 
Transports und die Autgabcn u. a. der K.lsseler On.lnung)­
polizei benennt, soll es vollständig aufgcfUhrt werden:S6~ 

.,Geheim! 
Schnellbrief 
Betr.: Evakuienmgen von Juden aus dem Altrctch und 
dem Protektorat 566 
An 
a) die Befehlshaber (Inspekteure) der Ordnungl>pola:.rci in 
Bcrlin, H.tmburg, f lannovcr, Münster, K.1sscl, Nürnberg, 
Stutrgart, München, Wien, ßrcslau, Prag, Riga - mit je 5 
Nebenabdr. -; 
nachrichtlich: 
b) die: Höheren SS und Poli.zcifuhrcr Sprce, Nordsce. Mit· 
tc, West, Fulda-Werra, Süd und Main, Südwest, Oonau, 
Südo~l, Böhmen und Mähren, Ostland 
11) 

Berlin, Hamburg, Brauuschweig, Oüsseldorf, Ka~sd, 
München, Stuttgart, Wien, Breslau, Prag, Rig.1, 
c) den Polizeipräsidenten in Berlin 

SS3 Zur Diskussion welche Momente rurdie Entscheidung übcrd_H~ sy~~ematische Ve~schleppung dc:.tJudcn .lU~~.thlJggtbcnJ W.ttell und wann d~t Ent· 
sch_luß zu ih.rer Tö~ung gefaßt wurde, vgl. ~cb_JomoAronson: Ote dretfache Falle. Httltrsjudenpohuk._dtc Alluwcn ut_td dtcJudcn. In. V1ertdJJlu~)· 
hefte fti.r Zcltgcschichte. Hrsg. von Karl Dsetnch Brach er und Hans-Peter Schwarz. 32.Jg. 1984, I . llt'h. S. 29-65, sowtc: Der Mord an den Judetl 101 
Zweiten Weltkrieg.Entschlußbildung und Verwirklichung. Hrsg. von Eberh:1rd )~ekel und Jurgen Rohwer. StuttgJrL. Deutsche Verlag.s-Anmh 
1985. S54 H. G.Adler: Derverwaltete M~nsch a.a.O. (396) S. 168 ff. 555 E1chmmn' Abtrtlung rvB-4 des Reicbssicherheitshauptamtes .wJrfur den 
ge_samtcn Deportationsraum außerhalb Polens (wo sich SS- und Polizesste.llen urn dse Auilö~ungdcr Ghettos kümmerten) 7.~ständig•. (Raull hlherg: 
Du~ Vernichtung der europäischen Juden .... a.a.O. (334) S. 287. 556 Bere1ts am 4. 3. 1940 legte dte Gestapo Kasselsn esnem sntemen Bencht d~r, d.lß 
Kassel als Konzentrations· und S"ammelort ftir d1e Juden aus dem Regierungsbezirk ge<.'ignet set (Hauptstaatsarchiv WiesbJden. 483110018). 
557 Stadtarchiv Kassel: S. 3. Nr. 355-366. Devisenakten des Oberfinanzpräsidenten in KasseL m Au~wertung der Hausstandsbillhel der StadtveJ· 
w_altung Kassel. Gespräch mit Frau S. vom 8. 6. 1982. 559 D!e Rcichsbah.n, die dem Verk~hrsmwistcrium u.~terstand und dte Abtctlung IVB-4 waren 
die zentralen Behörden seit der Durchfiihrung der Deportation. (Raut HJlberg: 01c VerniChtung der curopaJschcnJuden. ::· a.a.O. (334) S. 287. SMI 
VgJ. H. G. Adler. Der verwaltete Mensch. u.O. (396} S. 505 ff. 561 H. G. Adler. Derverwdhetc Mensch. a.a.O. (396) ... SOl Uberdcn Verlaufder Depot· 
tationeo o~ch Ri~a und Theresie_nslad_t, sowie. d~s ~chick.sal der verschleppten Menschen gibt e~ Schilderungen von Ubcrlcbendro. Zu dem Transport 
nach Lubet.o/MaJdanek finden steh biSher kemerlct Angaben. 563 Vgl. H. G. Adler: Der verw.tltete Mensch. a.a.O. (396) S. 120 ff. 564 H. G. Adler 
Der verwaltete Mensch. a.a.O. (396) S. 120 tT. SbS International Miltr.try Tribun-1!. D.O. (442) 3921·P~. 5o6 Gemc:tnt sind dil", 1939 nach ZNschh 
gung der Tschcchoslowakci von Deutsclt!Jnd, angegli~dcrten Gcbtete Böhmen und Mihren. 
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d) den Chef der Sicherheitspolizei und des SD. 
l. In der Zeit vom 1. November- 4. Dezember 1941 wer­

den durch die Sicherheitspolizei aus dem Altretch. der 
Ostmark und dem Protektorat Böhmen und Mähren 
50 000 Juden nach dem Osten in die Gegend um Riga 
und um Minsk abgeschoben. Die Aussiedlungen erfol­
gen 1n Transportzügen der Reichsbahn zu je 1000 Per­
sonen. Die Transportzüge werden in Berlin, Hamburg, 
Hannover, Dortmund, Münster, Düsseldorf, Köln, 
Frankfurt/ M., Kassel, Stuttgart, Nümberg, München, 
Wien, ßreslau, Prag und Brünn zusammengestellt. 

2. Auf Grund der Verembarungen mit dem Chef der Si­
cherheitspolizei und des SD übernimmt die Ordnungs­
polizei die Bewachungder Transportzüge durch Gestel­
lung von Begleitkommandos in Stärke von je I/12. Ein­
zelheiten sind mit den zuständigen DienststelJen des 
SD zu besprechen. 
Die Aufgabe der Begleitkommandos ist nach der ord­
nungsmäßigen Übergabe der Transporte an die zustän­
digen Stellen der Sicherheitspolizei in den Bestim­
mungsorten erledigt. Sie kehren dann unverzüglich zu 
ihren Heimatdienststellen zurück. 

3. Die durch die Gestellungen Jer Begleitkommandos 
entstehenden Kosten trägt der Chef der Sicherheitspo­
lizei. Die Kostenaufstellungen der Polizeiverwaltungen 
sind nach Beendigung Jer Transporte zur Abrechnung 
an den Chef der Sicherheitspolizei einzureichen. 

gez. Daluege" 
Die Auswahl der für den Transport vorgesehenen Perso­
nen wurde durch Eichmanns Referat in Verbindung mit 
der zuständigen Gestapostelle getroffen, in einigen Städ­
ten war auch die BezirkssteHe der Reichsvereinigung be­
teiligt. 56? Die Gestapostelle in Kassel, die die Deportatio­
nen leitete, informierte die Landräte und Oberbürgermei­
ster, diese wiederum setzten die Bürgermeister der Orte, 
aus denen Juden abtransportiert werden sollten, etwa eine 
Woche vorher in Kenntnis. So informierte der Landrat 
von Fulda am 31. Augusl die Bürgermeister seines Kreises 
über die vorgesehene "Evakuierung" am 7. 9. 1942 nach 
Theresienstadt.568 Dem Bericht lag eine Anweisung der 
Gestapo in K.a<isel zugrunde, die von den Landräten und 
Oberbürgermeistern neu aufgesetzt und leicht modifiziert 
wurde. Für die Deportation nach Theres1enstadt wurde 
mitgeteilt, daß die Juden in den Heimatorten von den 

Ortsgendarmen zum Bahnhof geleitet und gemäß der Ab­
fahrtszeiten des beiliegenden Fahrplans in einem Perso­
nenzug nach Kassel befördert würden. Dort erfolgte di~ 
Unterbringung in einem Auffanglager in den Bütgerschu­
len Schillerstraße/Ecke Wörthstraße. Vor dem Abtrans­
port seien die Kennkarten der Juden zu kontrollieren und 
mit einem Stempel "überprüft" zu versehen. An Gepäck 
dürften die Juden vollständige Bekleidung (ordentliches 
Schuhwerk), Bettzeug mit Decke, Eßgeschirr (Teller oder 
Topf) mit Löffel und Mundvorrat ftii 3 Tage mitnehmen. 
Außerdem dürften sie brauchbare Gegenstände mitfüh­
ren. Die Ausrüstungsgegenstände seien an die ,.Geheime 
Staatspolizei, Staatspolizeistelle Kassel, Zielbahnhof 
Kassel-Hauptbahnhof/Zollscbuppen" zu senden. Sämtli­
ches Bargeld hätten die Juden mit auf den Transport zu 
nehmen. 50,- RM werde ihnen zur Verfügung gestellt, der 
restliche Betrag im Auffanglager Kassel abgenommen. Die 
10 den Wohnungen zurückbleibenden Vermögen würde 
beschlagnahmt, die Wohnungen versiegelt und die 
Schlüssel in Briefhüllen mit der Aufschrift der bisherigen 
Eigentümer an das Finanzamt Fulda gesandt. Leicht ver­
derbliche Sachen, nicht Kartoffeln und Eingemachtes, 
die sich bis zur Übernahme durch das Finanzamt zweifel~ 
los halten würden, seien der NSV-Dienststelle zur Verfu 
gung zu stellen. Jede Vermögensverscbleppung bzw. Ab­
gabe oder Verkauf von Sachen an deutschblütige Volksge­
nossen sei nachdrückliehst zu unterbinden. Über den 
Vollzug der Evakuierungsaktion sei zu berichten. Auf­
fanglager in Kassel sei die Turnhalle dererwähnten Schule 
m der Schillerstraße. Hier wurde das Gepäck überprüft, 
die Menschen einer Leibesvisitation unterzogen und am 
Morgen des Deportationstages zum nahegelegenen Bahn ~ 
hof geführt, begleitet von Angehörigen und Freunden.569 
Die Aufsicht bis zur Abfahrt der Züge hatte die Gestapo, 
das Begleitkommando bestand aus Beamten der Kasseler 
Ordnungspolizei.570 
Den für die Deportation ausgesuchten Opfern wurde mit­
geteilt, sie würden im Osten angesiedelt, um dort Pionier­
arbeit zu leisten. Unter dem Gepäck waren daher auch 
Nähmaschinen, mit denen die deportierten Frauen mit 
zum Unterhalt der Familie beitragen wollten. Sie konnten 
nicht ahnen, daß der Waggon mit diesen Gepäckstücken 
vor der Anfahrt des Zuges abgehängt wurde und in Kas­
sel zurückblieb. 571 Von seiten der Gestapo war alles getan 

;67 Du~~ letz.tendlicbe Entscheidung über den Transport und die AnzaJ1I der deporti~rten Mc:nsch~n b~hielt s1ch der Chef der Gtst.!pO SS·Gruppenfüh 
rer Müller vor. (Rau I Hilberg: Die Vernichtung dereuropäischen Juden. a.a.O. (334) S. 287. S68 Stadtarchiv Fulda. Bestand A. 6. 15. ~69 Bencht von 
Sieliried Ziering an Verw.lßdte aus de.m Jahre 1946 (Archiv Yad Vashem Jerusalem 021225} Gelpriich mit Frau S. ~m 8. 6. 1982. •111 Reichsgesetzblau 
Teilt 1941. S. 111. S7 1 Gespräch mit Frau K. im Juli 1983. 
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worden, um den wahren Charakter der T ransportc zu ver­
bergen. Während die Gestapo die Deponation der Juden 
durchfUhrte, bereitete der Oberfinanzpräsident in Kassel 
die Enteignung der Juden vor. 
Am 4. November 1941 regelte der Reichsminister der Fi­
nanzen die Einziehung des Vermögens deportierter Juden 
in einem Erlaß, der den Oberfinanzpräsidenten mitgeteilt 
wurde: 
"1. Allgemeines 

Juden, die nicht in volkswirtsch..tftlich wichtigen Be­
trieben beschäftigt sind, werden in den nächsten Mona­
ten in eine Stadt in den Ostgebieten abgeschoben. Das 
Vermögen der abzuschiebenden Juden wird zugunstea 
des Deutschen Reiches eingezogen. Es verbleiben den 
Juden 100 RM und 50 kg Gepäck je Person. Die Ab­
schiebung hat schon begonnen in den Gebieten der 
Oberfinanzpräsidenten Berlin, Kassel, Hamburg, Köln, 
Weser-Ems in Bremen, Düsseldorf ... "572 

Die Oberfinanzpräsidenten wurden dann ausführlich dar­
über informiert, was sie bei der materiellen V crwertung 
des Vermögens zu beachten haben. Hier soll die Nennung 
der Punkte, die in dem Erlaß behandelt werden, genügen: 
1.) Allgemeines 2.) Durchführung der Abschiebung 3.) 
Einziehung des Vermögens 4.) Aufgaben der Reichsfi­
nanzverwaltung 4a) Allgemeines 4b) Organisation der 
Dienststelle 4c) Behandlung des beweglichen Vermögens 
4d) Behandlung von Kunstgegenständen 4e) Behandlung 
von Gegenständen aus Edelmetall und Briefmarken­
sammlungen 4f) Wertpapiere 4g) Forderungen 4h) Be­
handlung unbeweglichen Eigentums 4i) Schuldeorege­
lung 5.) Erfahrungsaustausch 6.) Zweifelsfragen und Er­
fahrungsberich te. 
Die rechtliche Grundlage fUr den Einzug des Vermögens 
war durch die 11. Verordnung zum Reichsbürgergesetz ge­
schaffen worden, die am 25. 11. 1941 in Kraft trat. Dort 
hieß es in§ 1: "Ein Jude, der seinen gewöhnlichen Aufent­
halt im Ausland hat, kann nicht deutscher Staatsbürger 
sein. Der gewöhnliche Aufenthalt im Ausland ist dann ge­
geben, wenn sich ein Jude im Ausland unter Umständen 
aufhält, die erkennen lassen, daß er dort nicht vorüberge­
hend verweilt", und § 3 Absatz 1 bestimmte darauf auf­
bauend "Das Vermögen des Juden, der die deutsche 
Staatsangehörigkeit verliert, verfällt mit dem Verlust der 
Staatsangehörigkeit dem Reich."573 Was unter "Ausland" 
.tu verstehen sei, wurde in einer Anordnung zur Durch-

fiihrung der 1 I. Verordnung .tum Reichsbiirgcrgcsct7. fest­
gelegt: "Der Verlust der Staatsangehörigkeit und der Ver· 
mögensverfalltrifft auch diejenigen unter die Verordnung 
fallenden Juden, dte ihren gewöhnltchen Aufenthalt in 
den von den deutschen Truppen bc~etzten oder in deut­
sche Verwaltung genommenen Gcbteten haben oder in 
Zukunft nehmen, insbesondere Juch im Generalgouver­
nement und in den Reichskommissariaten Ostland und 
Ukraine ... "574 Mit dieser 1uri.Hischcn Konstruktion, die 
Rlga, Auscbwitz und Ma1danek zum Au~l:lnd erkl:irtc und 
aus der Gct".ingensch..tft in einem Konzentr.tllonslager et­
nc:n gewöhnlic:hen Aufenthalt m.1chte, gelange~. den De­
portationsopfcm ihr Vermögen Juf dem Verwaltungswe­
ge zu raubcn.575 
Die Vorbereitung tur diesen lcg.tlisicrtcn R.Jubwg über· 
nahm fUr den Oberfinanzpräsidenten in Kassel die Devi­
senstelle des Finanzamtes Innenstadt. Don wurde seit 
1938 über die Vermögen der Juden gewacht. Jetzt stellte 
man die UntcriJgen (Einkommcnsbefragung, FreigJbcan­
triigc für dtc beschränkt verftigbaren Sicherungskonten 
usw.) nach den Transportlisten zu~ammen als Grundlage 
fur die nach erfolgter Deportation vorgesehene Enteig­
nung.576 Das Eigentum verfiel allerdings nicht unmittel­
bar im Anschluß an den Abtransport der Juden an das 
Deutsche Reich. Zuvor mußte der Chef der Sichc:rheits­
polizei und des SO durch die Gestapostelle KJssel prüfen, 
ob die Voraussetzungen für den Vermögcnsvetfall vorl:~­
gen oder noch Schulden oder Forderungen abgewickelt 
werden mußtcn.577 Diese Feststellungen durch die Ge­
stapo in Kassel dauerten noch 1943 an.578 Die Verwer­
tung des Besitzes begann allerdings schon vor der Übertra· 
gung an den Staat. Betriebsbeteiligungen, bebaute und 
unbebaute Grundstücke und die bewegliche Habe wurden 
oft noch im Namen des Deportierten verkauft. Horst 
Kottke hat den Verkauf der Firmen und Grundstücke b(!­
schrieben. Wir wollen die Verwertung des in den Woh­
nungen zurückgelassenen Hausrats, der Kleidung. Nah­
rungsmittel und Kohlen schildern. 
Tm dritten KriegsJahr war diese Habe der Juden durc:hwt'g 
Mangelware und daher vielfach begehrt. Es war von Be­
deutung, wer über die Verteilung dieser Dinge entschied, 
denn daRir gab es keine einheitliche Regelung. In vielen 
Städten war es das zuständige Kreisamt fUr Volkswohl­
fahrt der NSDAP, die Entscheidungsbefugnis lag also bei 
der Partet . 

~72 United Restitution Organisation: Dte Ausnahm~gc:set:zgc:bung gegen die Juden im Rc:1ch, den ei~eglicdertcn und bc-1tutcu Gel·uet~n. ~owie den 
1m Einflußgebiet lie$enden abhängigen Landern unter b.esondcrer Berii<.ksic.~tigung der wmschaftlichcn o~~krirnimerun~. 1933- 194 5. h~:kto~;ro~liert. 
Frankfurt. a. M. o.J. S. 261 ff. m Ebenda. 574 Reichsgesetzblatt Teil!, 1941. S. 722fT. m H. G. Adler: Derverwaltete Mc:mcb. J .a 0 . (396) 
S. 497. 576 Stadtarchiv Kassel. S. 3 Nr. 358-367 Devt~enakten des Oberfin:an:tpr5stdenten tn Kassel. sn EbendJ. sn EbendJ 
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ln Kassel bestimmte man den Verem flir Volkswohl e.V., 
der von der Stadt beherrscht wurde.579 Ob es zu einer 
Auseinandersetzung zwischen StadtveiWaltung und Partei 
in dieser Frage kJm. ist nicht bekannt. Es ist allerdings 
kJum denkbar, daß Gauleiter Weinrich, fUr den die Ver­
drängung der Juden aus der Wirtschaft stets einen hohen 
politischen Stellenwert hatte,580 jetzt, da es um die 
Verteilung des in Kriegszeiten wertvollen "arisierten" 
Hausr.ltes ging, auf eine Beteiligung verzichten wollte. 
Letztendlich entschied jedoch die Stadt Kassel, und es 
kam am 3. Dezember 1941 zu einer Vereinbarung zwi­
schen der ReichsfinanzveiWaltung, vertreten durch den 
Vorsteher des Finanzamtes Kassel-Innenstadt, und dem 
Oberbürgermeister Lahmeyer: "Der Verein fUr Volkswohl 
e.V. übernimmt im Auftrag des Oberbürgermeisters das 
durch die Evakuierung der Juden frei werdende und dem 
Reich :mheimf.11lende lnventnr(Möbelund Einrichtungs­
gegenstände; Tafelgeschirr, Bestecke, Kristall, soweit aus 
Edelmet::tll; endgültig nur dasjenige, dJs die Fliegergeschä­
digten abnehmen; Wäsche und KleidU11gsstücke) von 
letzterem, vertreten durch den Vorsteher des Finanzamts 
Kassel-Innenstadt zum freihändigen Verkauf an Fliegerge­
$Chädigte bzw. zur nachfolgenden Versteigerung gegen 
Erstattung des Erlöses abzüglich aller hiermit zusammen­
hängenden Unkosten. Der Oberbürgermeister verpflich­
tet sich, mit allen Mitteln fUr schnellste Abholung des In­
ventars aus den Wohnungen zu sorgen. Er wird alle Vor­
kehrungen treffen, um Diebstähle und verme1dbare Schä­
den während des Transportes und der Lagerung zu verhin­
dern. Vor der Veräußerung erfolgt Schätzung der Gegen· 
stände durch den vereidigten Schätzer Krell. "51! I A ls 
Schätzer ftir die in den Wohnungen zurückgelassenen Ge­
genstände bestellte der Oberbürgermeister Georg Horn 
die Gehrüder Krell sowie einen Beamten der städti­
schen Verwaltung.582 Sie beg:tnnen unmittelbar nach der 
Deportation mit der Begutachtung der Wohnungen, ver­
anschlagten den ungefahren Wert des Hausrats und fertig­
ten über die Besichtigung ein Protokoll :tn: "Verwertungs-

stelle fUr Judenvermögen Nr. d. JudenHste. Kassel, De? 
1941 
Anwesend: ..... . 

Der Haushalt des Juden ... , Wohnung ... , ist von den un­
terzeichneten Beamten der Reichsfinanzverwaltung und 
dem unterzeichneten sachverständigen Schätzer und 
Beauftragten des Vereins für Volkswohlanhand des Ver­
mögeosverzeichnisses heute durchgesehen worden. Die 
mit ,rot' abgehakten oder mit rotem Farbstift zusätzlich 
angegebenen Gegenstände sind vorhanden. Die mit ,blau' 
abgehakten Gegenstände wurden nicht vorgefunden. Es 
erfolgte gleichzeitig die Schätzung des Haushaltes. Die 
Schlüssel wurden dem Beauftragten des Vereins fUrVolks­
wohl ausgehändigt. 
Unterschriften: .............................. "583 
Anschließend wurde der Hausrat in den Turnhallen der 
Bürgerschulen im Königstor 58, im Philosophenweg 8 
und in der Holländischen Straße gelagert und bevorzugt 
an Fliegergeschädigte und danach an andere Interessenten 
versteigert.584 Abzüglich der Kosten ftir die Taxatoren 
und der Umsatzsteuer erbrachte die Versteigerung de~ 

H ausrates nach der dritten Deportation 137 730,27 RM 
Nettoerlöse, die der Verein fUr Volkswohl e.V. an dit 
Reichsfinanzverwaltung überwies.585 Die geräumten 
Wohnungen wurden nach den ersten beiden Deportatio­
nen zum Teil wieder jüdischen Familien zugewiesen, an• 
sonsten vermietet. 
In den Einwohnermeldeverzeichnissen wurden die De­
portationsopfer ausgetragen, wobei die Rubrik "Neue 
Wohnung" bei jeder Deportation unterschiedlich ausge­
füllt wurde. Beim ersten Transport wurde "Riga" eingetra­
gen, das Deportationsziel also noch angegeben, der zweite: 
Transport wurde durch "unbekannt" verschleiert, und be1 
der Deportation nach Theresienstadt vermerkten dit 
Beamten lapidar "abgewandert".58o 

Die einzelnen Transporte 

Die Deportationen von Juden nach R.iga und Minsk wa­
ren die ersten, die direkt in das Vernichtungsgebiet führ­
ten.51!7 20 057 Menschen wurden in der Zeit vom 27. No­
vember 194 I bis zum 6. Februar 1942 nach Riga ver­
schleppt. 588 

Der erste Transport kam aus Berlin. Bis auf wenige Män­
ner wurden alle J udensofort nach ihrer Ankunft im Rum 
bu liforst in der Nähe der Stadt Riga erschossen.589 Die 
von der Ermordung verschonten Männer wurden in da~ 

Konzentrationslager Jungfernhof in der Nähe der Stadt 

579 Stadtarchiv Kassel: A 2.23.1. Bd. 3. 580 Vgl. den Beitrag von Horst Kouke: Oie endgültige Verdrängung der Juden .1us der Kasseler Wirtschaft in 
diesem Band. S. 237. 581 Stadtarchi\• Kassel: A1.23.l. Bd. 3. 582 Ebenda. 58l Ebcnda. 584 Ebenda. sss E&endJ. .586 Stadtverwaltung Kassel. 
Hausstandsbücher. 587 H. G. Adler: Der verwaltete Mensch. a.a.O. (396) S. 176 f[ m Gt'rtrude Schneider: journt'y into Terror. Story of tbe Rig.. 
Ghetto. New York Arkhouse Ltd. 1979. S. 155. 589 Gertrude Schneider:Journt'y inro Terror ... a.a.O. (588) S. 29. 

210 



Riga v~rbracbt.S90 Vier weitere Transporte gingen 10 dtc­
ses Lager, in dem im Dezember 194l etwa 4000 Menschen 
gefangengehalten wurden.591 Wie schrecklieb die Lager­
bedingungen dort gewesen sein müssen, geht aus tlcr ZJhl 
von annähernd 500 Toten bis zum EndeJanuar 1942 her­
vor.592 
Der Transport aus Kassel war nach dem aus Köln der zwei­
te, der in das Zwangsgherto in der StadtRiga ruhrte,593 das 
nach dem Einmarsch der Deutschen Wehrmacht am 1. 
Juli 1941 für die jüdische Bevölkerung der Stadt in der 
.,Moskauer Vorstadt" errichtet wurde. 594 Am 25. Oktober 
1941 waren 33 000 Menschen in diesem Stadtteil, der nur 
etwa einem Drittel dieser Zahl Raum bot, zusammenge­
drängt. 595 Um Platz Hir die angekündigten Deportationen 
von Juden aus dem Deutschen Reich zu machen, wurdetl 
am 27. November und am 8. Dezember 1941 mindestens 
27 000 lettische Juden im Rumbuliforst erschossen.59b 
Als dieJudenaus Kassel das Ghetto betraten, lebten noch 
etwa 5000 Menschen dieser alten ostjüdischen Gemein­
de.597 Ihnen wurde ein flir die deutschen Juden durch ei­
nen Stacheldrahtzaun abgetrenntes Viertel zugewie­
sen.598 Siegtried Ziering hat das grauenhafte Bild be­
schrieben, das sich den Neuankömmlingen aus Kassel 
bot. 599 Die Spuren, die die Mörder bei der Jagd auf dielet­
tischen Ghettobewohner hinterlassen hatten, waren noch 
überall sichtbai.600 Bei dem Anblick des Blutes, der zer­
störten und geplünderten Wohnungen konnte sich wohl 
keiner der deportierten Kasseler Jutlen IIIusionen über 
sein eigenes Schicksal machen. Und doch herrschte im 
Ghetto eine scheinbare Nom1alität, die an das heranreich­
te, was den Juden in Deutschland vor der Deportation 
vorgegaukelt worden war: ein hartes, entbehrungsreiches 
Pionierdasein. "Denn hier im Zentrum von Riga, der 
Hauptstadt von Litauen, Wai ein winziges deutsches Dorf. 
peinlich sauberJ mit deutschen Straßenbezeichnungcn, 
deutscher Polizei, deutschen Straßenfegern, sogar deut­
schen Schulen und gelegentlich deutscher Musik. Man 
hörte die akzentfreie Sprache der Leute aus H.~nnover, 

daß eintönige Näseln der Berliner, den breiten Dialekt der 
Menschen aus Leipzig und Dresden, die weiche melodi­
sche Sprache der Bayern und Wiener und das harte, aber 
korrekt gesprochene Deutsch der Tschechen. AJic diese 

lyptschen Mtttdkla\selcme hauen ctnc" gemeinsam: Stc 
w.u~nJutlen, dH: zur Liquidation 10 Jen Osteil deportiert 
worden waren. DJ ihre Arbeitskr.tft gebrJutht wurde, hat­
te man sie vorläufig zurückgcstellt.''601 
Wie lange die Bewohner der Zwang..,ghcrro~ von der Liqui 
dierung verschont blieben. w.1r höchst unterscha~dlich 
und Jußc:r von der T J.uglichkeit tur Arbeit- einer wtchti­
gen, jedoch nicht hinreichenden Vorau)setzung fur das 
Überleben -oft von Zutallen abh:ing1g. Juden, dtc man 
geringster .,Vergehen" verdächtigte oder die den Bew.t· 
ehern .tus irgendeinem Grund <tufgcfallcn WJ!CJ\, wurden 
nicht selten auf der Stelle crscho\st'n. oO..l 

Bei Selektionen auf Arbeitc;f.ihigkeit wurden liundertc 
von Juden im Rumbulifom erschossen oder in Lastwagen, 
deren Abg.1se m den Transportraum gclcttct wurden, ver­
gast.b03 Gleichzeitig wurde eme umfangreiche LJgerortl· 
nung dabliert, die den Tagesablauf der Ghettobewohner 
bis ins Detail vorgab. und fur Kleidung, Nahrung und /.ll­

mindest form.tl fur medizim~che Bcueuung und den Un­
terricht "schulpthchtiger Kmder" gesorgt. o04 Komn1Jn 
dant des Rigaer Ghettos war bis Januar 1943 SS-Oher· 
)turmbannfuhrer Kurt Krause, dem neben den dcut~chen 
auch lettische SS W achmann!>ch.tftcn unterst.tnden. 605 

Außerdem gab es eine vom Kommandanten eingesetzte: 
Ghettoverwaltung, die aus dem Ghettoältesten und den 
Gruppenältesten der nach ihren Heimatorten benannten 
Transporten sowie Funktionären für besondere Aufgaben, 
z. B. Hir den Arbcitseinsatz, best.tncl.606 
Die jüdische Bevölkerung wurde nach ihren lleimatortcn 
Wien, Prag, Berlin, Köln, K.lSScl usw. autgetcilt und be­
wohnte entsprcc.hcntl bezeichnete VierteJ.607 In den Vier­
lein gab es jewetl~ ein Nahrungsmitteldepot, JC nath An~ 
zJhl der Kmtlc:r auch cme eigene .,Schule". Die Kinder de!> 
Kölncr und des Kasseler Transportes besuchten die glet­
che "Schule", 608 wo unter anderen die Kasseler Lehrer Ba­
cher und Kleeblatt Unterricht erteilten.609 Zu den zentra· 
Jen Einrichtungen gehörte die MKJeJderkammer", in der 
die Ghettobewohner Schuhe und Textilien c:rwerben 
konnten, die zu schäbig waren, um sie nach Deutschland 
tu transporueren. Außerdem gab es eine .. Zentrale:~ L.t:tü­
rett" genannte Krankenstation, in der jedoch haupts.kh­
lich Abtreibungen vorgenommen wurden.610 Da dtcst 

S90 Ebendd. SVI Gertrudc Schneider: Journey mto Terror ... .t ~.0. (588) S. 24. )92 Ebend.L 5"~ 1 Gertrude Schncader: Joumey an1<1 Terror .... u.O. 
(588) S. 24. 594 Gertrude Schneider: Joumey into Terror ... d.a.O. (588) S. 10. ~9~ Gcttrude Schneider: J ourney into Terror ... J.a.O. (5118) S. 
II. 59t> ~ertrude Sch~eider: Journey into Terror ... a.a.O. (588) S. 22. 5°7 Genrode Schneidet: Joumcy ~Ho I wor .... I.J.~. (588) S. 15. ' 9B Gertru· 
de Schne1der: Journey mto Terror ... a.a.O. (588) S. 27 f. 599 Em Auszug JU~ dem Benein von S1egfned Zacung ubcr dJ~ Rigacr Ghettoast abgedruckt 
m~JörzKammler, Dietfrid Krause-Vilmar(Hrsg.): Volksgemeinschaft u11d Volksfcmde. Kassel 1933-1945. ElllC Dokutncntauon. Fuldabrüclt I. Henc 
1984 S. 268. 600 Eben da. oOI Gertrude Scbneidcr:Journey into Terror ... a.a.O. (588) S VII 601 Gt'spräch mit Wem er Gulnik 191!2. Vgl. Gtrtrude 
Schneider: Journey into Terror ... a.a.O. (588) S. 32. oOJ Gerrrude Schneider: journcy 11110 Terror .... 1 B.O. (588) S. 42 ff. o04 GcnruJe Sdtncidcr: 
j ourney into Terror ... a.a.O. (588) S. 35 ff. oOS Gertrude Schneidcr:Journey into Terror .. • L.t.O (5A8) S. 26. ooo Genrudc S< hnc:1der jl)Utflty anlo 
ferror ... a .a.O. (588) S. 26 ff. 607 Gertrudc Schne1~er: Journcy into Terror~ .. ~.~.o. (588) S. 36. 1>0~ Genn1de St'hne1dcr: Jourm·y imo T c:rror . 
a.a.O. (588) S. 37. o09 Ge~präch nut Wcrner Golntk 1982. 610 Gcrtrude Schneadcr: Journey mtu I crror .... u.O. (SR8) ~. 49. 
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Operationen oft vom Ghettokommandanten überwacht 
und nach den Abtreibungen Frauen sterilisiert wurden, 
richtete man im Klsseler Viertel einen geheimen Opera­
tionsraum ein. 611 Trotz dieser Einriebtungen und obwohl 
viele Familien eine gewisse Zeit zusammenblieben, war 
das Rigaer Ghetto kein Ort, an dem flir die herabgewür­
digten und unterdrückten Menschen Hoffnung auf eine 
dauerhafte Existenz - unter welch schltmmen Bedingun­
gen auch immer - bestand. Riga war, wie die anderen 
Zwangsghettos auch, eine Durchgangsstation und be­
stand zwei Jahre. Ein Teil der arbeitsfahigen Insassen 
arbeitete m Betrieben, die Ausrüstungsgegenstände fiir die 
Wehrmacht herstellten. Die jüngeren und kräftigeren 
Juden wurden sehr oft in Außenkommandos zur 
Schwerstarbeit im Bergbau, T orfstich, Steinbruch und tn 

Zementwerken herangezogen. Salaspils war eirtes der .AI­
beitslager, das 1941 in der Nähe von Riga errichtet 
wurde.612 Das schon erwähnte LagerJungfernhof wird m 
einigen Berichten wegen der grausamen Behandlung und 
der hohen Mortalitätsrate als Vernichtungslager bezeich· 
net.613 
[m August 1943 begann die SS mit der Auflösung der 
Ghettos und transportierte die Juden in das Konzentra­
tionslager Kaiserwald.614 Hier wurden die Neuankom­
menden selektiert, kranke und nicht arbeitsfhltige Men­
schen nach Riga zurückgeschickt.615 Sie wurden zusam­
men mit den Alten und l(jndem, die sich noch im Ghetto 
befanden, am 2. November 1943 nach Auschwitz ver­
schleppt.616 
Die Kasseler Juden arbeiteten wie alle ehemaligen Insas· 
sen des Ghettos auf Arbeitsstellen direkt in Kaiserwald 
oder auf Außenkommandos, z. B. in Riga-Mühlgraben, 
wo sie fiir das Armeebekleidungsamt Kleidungsstücke rei­
nigen und sortieren mußten. 617 
Die Zustände in Kaiserwald waren schlLmmer als im Ghet­
to.618 Es wurde ständig selekttert. Menschen, die nicht 
mehr oder noch nicht arbeiten konnten, wurden depor­
tiert und umgebracht. 
Oie Familie Golnik, Eltern mit ihren drei l(jndern (Horst, 
Werner. Vera), waren bis zum April 1944 zusammenge· 
blieben. Am 22. April kam die SS. Veras Bruder Werner 
berichtet: "Meine Schwesterwurde von da weggeholt. Das 
waren ungefahr 14, 15 ((jnder, die unter 10 Jaluen waren, 
also die noch nicht arbeiten konnten. Die wurden wegge· 
holt. Das war eine Aktion. Die Mütter waren bei der Ar-

beit, und da haben ste dte Ktnderweggeholt Die waren im 
l(jndergartcn, es war ein Aufenthaltsort, wo sie von einer 
Schwester betreut wurden. Und dann gingen coie weg. Al!> 
wir abends nach Hause kamen, waren sie nicht da. Da 
wußten wir, daß sie nicht mehr wiederkommen. 
Meine Schwester soll gesagt haben, daß sie einen Ausflug 
macht und abends wiederkommt. Eben das haben sie ja 
den kleinen Kindem erzählt, und das hat sie auch ge­
glaubt. Sie war ja noch keine 8 Jahre alt. Es war am 22. 
April1944 und im Mai wäre sie 8 Jahre alt geworden."619 
Am 6. 8. 1944 wurde das Lager Kaiserwald mit seinen Au­
ßenkommandos aufgelöst und ein großer Teil der Gefan­
genen mit dem Schiff vor der näherrückenden Roten Ar­
mee in das Lager Stutthof bei Danzig verschleppt, um 
auch hierwieder ft.irdas Armeebekleidungsamt Zwangsar­
beit zu verrichten. "Im KZ Stutthof habe ich auch wieder 
beim Aba gearbeitet. Die gingen ja auch zurück, und WH 

baben di~ immer mitgenommen. Denn wir waren ja die 
Arbeitskräfte. Das Ab.1 war neben dem KZ. Das KZ war ja 
riesengroß, eingezäunt mit Stacheldraht. ln Stutthof gab 
es fast alle Nationen, sehrviele Polenjuden und dann nor­
wegische Polizei, aber als Internierte. Oie hatten es besser 
als wir. ln Stutthof war es natürlich schwer. Wir waren alle 
verschmutzt, verlaust. Die Leute sind gestorben wie die 
Fliegen. Das Essen mußte man sich organisieren, so gut es 
ging. Denn mit den Tagesrationen konnte man nicht aus­
kommen. Die Suppe, das war ein bißeben Wasser. Mor­
gens gab es eine Scheibe Brot mit ein bißeben Marmelade, 
mittags nur Suppe. Abends wieder ein Stück Brot mit ein 
bißchen Margarine. Und sanntags mal ein Stückehen 
Wurst, eine ganz dünne Scheibe. Dann sind viele vor 
Hunger gestorben. Oie haben sie ,Entenärsche' genannt, 
weil die so abgemagert waren, daß der Hintern ganz spitz 
war. Nur Knochen, kein Fleisch mehr dran. Und im Ja­
nuar 1945 g]ng's los ... "620 WernerGolnjk und sein Bruder 
Horst wurden mit anderen Gefangenen im Januar 1945 in 
das Außenkommando Praust verlegt und dort beim Bau 
~in es Flugplatzes eingesetzt. Am 23. März befreite man sie 
aus dem Lager. 621 
Das Hauptlager Stunhof wurde erst am 25. April geräumt, 
und die restlichen Gefangenen wurden in offenen Käh­
nen über die Ostsee in die Neustädter Buchl 
transport:ien.622 Nach der Landung am 2. Mai 1945 wur­
den Hunderte von ihnen durch SS-Leute, die wahllos auf 
die Gefangenen schossen, getötet.623 Zu diesen Opfern 

6 11 Gcnrude Schneidcr:Journey into Terror ... a.a Q _ (588) S. 50. 61l Vorläufiges Verzeichnis der Konzentrationslager und der Außenkommandos 
sowie anderer Haftstätten unter dem Reichsfiihrer SS in Deutschland und deutschbesetzten Gebieten (1933-1945). Hrsg. vorn internationalen Such· 
dtenst des Roten Kreuzes. Arolseo o.V. 1969. S. 501. 613 Vorläufiges Verzeichnis der Konzeotrationslager und Außcnkommandos .... a.a.O. (612) S 
482. ol4 Gertrude Schneider: JouJOey into Terror ... a.a.O. (588) S. 125. 615 Gcrtrudc Schneider: Joumey into Terror ... a.a.O. (588) S. 134. 61~ 
Eben da. 617 Gespräch mit Werner Gol.nik 1982. 618 Ebenda. 6 19 Ebenda. 620 Ebenda. 621 Ebenda. 621 Rudi Goguel: .Cap Alcona." Rt'porl 
über den UntergJng der Häftlingsflotte in der Lübeckcr Bucht ~m 3. Ma1 1945.2. Auflage Fr3nkflltt/M:un: Rödcrberg 1986. S. 70. 62.1 Rudi Gogucl 
~CJp Arcona! .t.a.O. (622) .}. 72 f. 
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gehörten auch Emma Kaschmann und ihr Sohn Fred.624 
Tochter Hannelore überlebte das Massaker, starb aber 
drei Wochen nach ihrer Befreiung am 27. 5. 1945 im Lan­
deskrankenbaus von Neustadt an Entk.räftung.625 Die 
Zahl der Juden aus dem Kasseler Transport, die befreit 
wurden, ist nicht genau feststellbar. Nach Gertrude 
Schneiders Untersuchung sind es 54 Personen, von denen 
8 unmittelbar nach ihrer Rettung starben.626 Feststellun­
gen des Verfassers haben ergeben, daß mindestens 60 De­
portierte überlebten. 627 
Das Ziel der zweiten Deportation am 1. Juni 1942 vom 
Hauptbahnhof Kassel mit Juden aus dem Regierungsbe­
zirk, unter ihnen 91 mit dem letzten Wohnsitz Kassel, war 
Lublin.628 Weitere Angaben können nicht gemacht wer­
den, da Nachrichten über das Schicksal dieser Menschen 
feh len. Vermutlich sind sie zunächst in das Lublmer 
Ghetto und von dort in das nahegelegene Konzen­
trations- und Kriegsgefangenenlager Majdanek verbracht 
worden. Die Chance H.irJuden, die bis MitteJuni 1942 in 
den Distrikt Lublin verschleppt wurden, auch nur die er­
sten Monate nach ihrer Ankunft zu überdauern, war äu­
ßerst gering.629 Von dem Kasseler Transport ist kein 
Überlebender bekannt. 
Mit dem dritten und letzten Transport am 7. September 
1942 wurden bis auf wenige Ausnahmen die noch im Re­
gierungsbezirk verbliebenen Juden in das Ghetto There­
sienstadt deportiert. "Es ist beabsichtigt, Juden im Alter 
von über 65 Jahren nicht zu evakuieren, sondern s1e ei­
nem Altersghetto - vorgesehen ist Theresienstadt - zu 
überstellen. 
Neben diesen AlterskJassen - von den am 31. 10. 194 1 
sich im Altreich und der Ostmark befindlichen Juden sind 
etwa 30% über 65 Jahre alt- finden in den jüdischen AI­
tersghettos weiterhin die schwerkriegsbeschädigten Juden 
mit Kriegsauszeichnungen (EK I) Aufnahme. Mit dieser 
zweckmäßigen Lösung werden mit einem Schlag die vie­
len Interventionen ausgeschaJtet ... "630 heißt es im Proto­
koll der Wannseekonferenz. 
471 Menschen, die ihren letzten Wohnsitz in Kassel hat­
ten, wurden nach Theresienstadt deportiert. 631 116 hat­
ten bereits vor der Machtergreifung hier gelebt, <11Je ande­
ren waren nach 1933 in die Stadt zugezogen oder von der 

Gestapo aus Landgemeinden emgcwiesc:n wordc:n. Ent· 
sprechend den Vorgaben der W :tnnseckonfcrenz warc:n c:s 
überwiegend Juden im Greisenalter, die aus den Altcrsbei 
men in der Großen Rmenstr.tßt: 22 und Mombachstraße 
17 oder aus ihren Privatwohnungen geholt wurden. Viele 
hatten einen "Heimeinkaufsvertrag" mit der Reichsverei­
nigung der Juden geschlossen und glaubten, sich für den 
gezahlten Betragejnt-n Platzmeinem Altenwohnheimge­
Sichert zu h01ben . Eine von 1hnen war dtc 7SJahre alte S.ua 
Nußbaum. 

.,Hc:imcmbufsvc:rttJg H" 

Zwischen der Rc:ich.svc:reinigung de1 Juden in Deuts<:.h­
land und Sara Nußbaum wird folgender lleimemk.tuh 
vcrtrag geschlossen: 
l. a) Frau Sara Nußbaum erkennt folgende~ an: 
Da der Retthsvereinigung die Autbrmgung der Mtttd Hit 
die Gcs.Jmtheit der gemeinschaftlich (in Thercsienstadt) 
UDlen:ubringenden, auch der hilf~bcdürftigcn, Personen 
obliegt, ist es Pflicht aller fur die Gemeinschaftsunterbrin­
gung bestimmten Personen, die über Vermögen verfUgen, 
durch den von ihnen .m die Reichsvereinigung zu entrich­
tenden Eink:tuf.sbetrag nicht nur die Kosten ihrer eigenen 
Unterbringung zu del.ken, sondem darüber hinaus soweit 
als möglich auch die Mittd zur Versorgung der Hilfsbe­
dürftigen aufzubringen. 
b) Frau Sara Nußbaum wird wie folgt entrichten: 

a) in bar: M 2626,52 
b) durch dte mit beiliegender Urkunde vollzogene Ab­
tretung von .... In die Gemeinschaftsunterbringung 
können nur Gegenstände nach Maßgabe behördlicher 
Weisung eingebracht werden."632 

"Im Jahre 1942 wurde Sara Nußbaum rn1t dem letzten 
Transport aus K.1ssel in das KZ Theresiemtadt gebracht. 
Sie war während des Trdnsportcs auf Vorschlag des jüdi­
schen Arztes Heilbronn als Sanitäterio tätig. Bei ihrem 

~>24 Moritz und Emma K.lschmann wohnten m11 ihren Kindern Hannelore und Frc:d '"derMpltke\tr~Be 10m K.u~el. Am 9. Dezember 1941 wurded1e 
Familie nach Riga deportiert. Moriu Kaschmann mußte un Lager Salaspih Zwangsarbeit le1sten und k;~m dort um. Emma Ka~ehmann wurde ma ih­
Rn Kindem am 9. August in das Konzentrationslager Stutthofdeponiert. (Brief von Hdene Frank am 10. September 1982). 625 Bnef der Stadtver­
waltung von Neustadt in Holstein vom 25. 3. l980. 626 Gertrude Schn(ider: Journey into Terror ... a.a.O. (581l) S. 157 ~· 627 Diese Zahl basten ~uf 
Auswenung~n der Hausstands~ücher der Stadtyerwaltung. K:assel und der Wledugutmachungsalcten. und den Ergebnnsen cmcr Unt~rsuchung 1m 
Bundesarchiv ~oblenz ?her d1e Opfer der .natJ<?nalsoZ13l!st!schen Judenverfolgung. o28 Stadtarchiv Kassel: S3. Nr. 358-367. Dev1sen~ktcn des 
OberfinanzpräsJdenten m Kassel. D~J?ortau?nshste ,.Lubhn ... 629 H. G. Adler: J?er verwaltete Mensch .... a;a.O. (396) S. l ~3. 630 Naz1 Covern­
ment, Akten der Nürnberge~USA-M•litirgenchte. NG-268~. ZJI.Jen nach: Lean Pohnkov,Jo~epfWulf. Das Dntte Reu:h .~'?d dteJudrn. 2. du.rchgese­
hene Auflage. Wien: Ullstem 1983. S. 123. 611 Stadtarchiv Kassel: S3. Nr. 358-367. Dev•~enakten de~ OberfinanzprJsldenten. Deporuu~mhue 
,.Theresienstadt". 632 Zur VerfUgung gestellt von Sofie Reckewell. 1984. 
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EintretTen in Thcrcsicnstadt hat sich Frau N. sofon in die 
Krankenstation gemeldet, und zwar kam sie <tuf eigenen 
Wunsch in die Typhus-Abteilung. Am Anfang ihrer Tätig­
keit waren ihr noch 2 jüdische tschechische Ärzte beigege­
ben, und zwar Or. Weisbrod und Or. Josef Dieselben wa­
ren genau wie sie Häftlinge und konnten keine Medika­
mente verabreichen, jedoch wurden sie bald mit einem 
Transport nach Auschwiu. zum Vergasen gebracht. Oie 
Typhus-Statton bestand aus 2 Ztmmern. Betten waren kei­
ne vorhanden, die Kranken lagen auf ebener Erde. Diese 2 
Zimmer w.uen ständig mit 40 bis 50 Menschen belegt, die 
.:tber schon in todkrankem Zustand sich befanden und 
metstem nur noch 2 bis 3 Tage lebten. Oie Arbeit in dem 
Krankenrevier, in dem uur Typhus-Kranke lagen, bestand 
nur in der persönlichen Betreuung der Kranken, da den jü­
dischen Häftlingen keine Medikamente zur Verfugungge­
stellt wurden. Frau Nußbaum säuberte die Kranken, die so 
dend waren, daß sie ohne Hilfe ihre Notdurft nicht mehr 
selbst verrichten konnten. Frau Nußbaum war 31 Monate 
tn dem KZ Theresienstadt und während dieser Zeit sind 
viele Tausende von Menschen auf threr Station an Ty­
phus gestorben .... Im März 1945 wurden clieJuclen im KZ 
Theresienstadt aufgefordert, sich freiwillig zu einem Er­
holungsaufenth.tlt in einem Schweizer Sanatorium zu 
melden. Diese Bek.mntg.tbe war sehr ungewöhnlich und 
alle Juden glaubten, das sei nur eine Tarnung für die Ver­
gasung, denn es gtngen StändigJudentransporte von The­
r~:sienstJdt zum Vergasen. Es meldeten sich 731 Juden in 
Theresienstadt und 1200 sollten transportiert werden. 
Frau Nußbaum war inzwischen durch die großen Entbeh· 
rungen und d:1s Elend, welches sie tagtäglich erlebte, so 
zermürbt, daß sie den Tod als eine Erlösung ansah. Sie 
meldete sich zu diesem Transport und WJr überrascht, als 
sie bei der Verlcldung ;mf dem Bahnhof saJ1, daß sie nicht 
un Vtchtransportwagen, sondern im regelrechten 0-Zug­
Wagen befördert wurden und tJtsächlich in die Schweiz 
kamen. Sie wurde in die Niihe von Lausanne in das Hotel 
,Victoria' gebracht und von den Schweizern bzw. von dem 
Internationalen Roten Kreuz gesund gepflegt. Diese Ak­
tion wurde von dem Schweizer Bundespräsidenten Musy 
in die Wege geleitet, welcher eine Vereinbarung mit 
Himmler getroffen hatte, wonach Juden von der Schweiz 
aus n.tch Amerika transportiert werden sollten. Frau N. 
blieb bis zum 4. September 1945 in dt::r Schweiz und ist 
dann zu Fuß von Heimweh getrieben nach Goslar zu 1hrer 
Tochter marschiert. Sie war d:~mals 78 Jahre alt. "633 

Etwa 50 Menschen, aucb hter ist die genaue Zahl der 
Überlebenden nicht bekannt, kehrten aus Theresienstadt 
zurück.634 Die anderen waren an Entkräftung oder an 
Seuchen gestorben oder mit einem der video Transporte, 
die aus dem Zwangsghetto gingen, in ein Vernichtungsla­
ger deportiert worden. 
Nicht nur aus ihrer Heimatstadt, sondern auch aus ande 
reo Orten und aus dem Ausland wurden Kasseler Juden in 
die Vernichtung geschickt. Als Emigranten wurden sie in 
den Aufnahmeländern wie Holland, Belgien, Frankreich 
von der deutschen Wehrmacht und der ihr auf dem Fuß 
folgenden Gestapo eingeholt und deportiert. Selbst in Pa­
lästina, das eine große Zahl von KasselerJuden aufgenom­
men hatte, fürchteten die Menschen um ihr Leben, al 
sich das deutsche Afrikacorps auf dem Vormarsch aufKat­
ro befand. 635 
Einigen Kasseler Juden wie Or. Berthold Kaufmann ge­
!Jng es in den Niederlanden unterzutauchen, was im 
Deutschen Reich wesentlich schwerer möglich war. f>Jb 

Berthold Kaufmann wurde am 15. 6. 1904 in Kassel gebo­
ren, besuchte hier das Realgymnasium I, studierte Wirt­
~chaftswissenschaften und promovierte in Harnburg zum 
Or. rer. pol. Nach seiner Promotion arbeitete er zunächst 
in Kiel am Institut für Weltwirtschaft und Seeverkehr, da­
nach war er Sekretär im Warenhauskonzern Tietz. Tm 
Aprill933 wurde er aufgrund der Auswirkungen des Boy 
kotts entlassen, emigrierte nach Holl:!nd und nnhm dort 
eine Stellung bei Byenkorf, einem Warenhauskonzern, 
an.637 Auch nach dem Einmarsch der Deutschen 1940 
konnte er in diesem Betrieb weiterarbeiten, wurde jedoch 
im Frühjahr 1941 entlassen. Nach drei Versuchen gelang 
es ibm, eine Stelle beim Judenrat, der Selbstverwaltung 
der Juden irt Holland, als Verkäufer in einem Geschäft für 
Tornister, Rucksäcke und Kleidungsstücke zu bekom­
men.638 Damit war er, wie die 10 000-20 000 anderen Mit­
arbeiter des Judenrates, vorläufig von der Deponation 
freigestellt.639 Nach und nach wurden jedoch auch diese 
Menschen deportien, und Beethold Kaufmann tauchte 
mit seiner Freundin Lissy und deren Mutter unter. "Du 
siehst, daß wir gut vorbereitet ware n, als Lissys Mutter steh 
zur Deportation melden sollte. Zufällig, an einem Sonn· 
tag, waren ihre ,Aufpasser', die in einem kleineren Ort in 
der Nähe von Amsterdam woh nten, bei Freunden. Oie 
Entscheidung war rasch gefallt. Lissy brachte ihre Mutter 
zu Freunden. Don wurde der Judenstern' von Ihrem 
Kleid abgetrennt, und das befreundete Ehepaar fuhr 

6\J Bericht von '\il. Goethe (Stadtverwaltung Kassel. Hauptamt). 634 Diese Anzahl beruht auf Auswertungen der HausstandsbücherderStJdtverwal­
tung Kassel. Jen Wiedergutmachun. ~sakten und den Ergebnissen einer Untersuchung im Bund~sarchiv Kobleoz überdie Opferder nJtionill~oztalistt· 
SlhenJud~nverfolgun~. &35 Ges{'rach mit Herm Wallach Jm 30. 4. 1983 m Haifa (Israel). 6311 Briefvon Ema Vogel-Kaufmann vom 16. 6. 198J. 
e> l• Ebenda. b38 Schnftlichcr Bencht von Dr. Benhold Kaufmann, zur Verfugunggestellt von semerSchwester Erna Vogd-K.tufnunn. 6l9EbendJ 
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1usammen mit ,Tante Rick' per Straßenbahn und Zug 
11ach Rotterdam. Natürlich wnr Lissys Mutter wegen des 
Abschieds von ihrer Tochter, der ungewohnten und ver­
botenen Fahrt mit Straßenbahn und Zug, ohne ein Wort 
reden zu dürfen und der Möglichkeit, jederzeit kontrol· 
liert zu werden, äußerst angespannt, verhielt sich .1ber 
~ehr mutig. Einige Tage später merkten auch Lissy und 
ich, daß es Zeit wurde, sieb zu verstecken. Ich brachte Lis· 
sy zu einem Platz, wo sie von ihrerneuen Mutter abgeholt 
wurde, und drei Tage später ging ich selber, nachdem un· 
ter schwierigen Umständen Lissys Couch, die fur mich ein 
unverzichtbares und äußerst sicheres Versteck bot, nJch 
meiner neuen Bleibe geschafft war. 
Oie Vorbereitung des Umzuges und der Umzugselbst hat· 
te uns immer nervöser gemacht, und ich erinnere mich 
nicht, jemals wieder so gut gesch lafen zu haben wie nach 
dem Umzug. Eine Ruhepause war wirklich notwendig. 
Verglichen mit der Belastung, die wir in dem Jahr, bevor 
wir untertauchten, zu tragen hJtten, begann jetzt eine sor­
genfreie Zeit. Aber auch diese Zeit hatte ihre Aufregun­
gen. Einige Wochen nach meinem Umzug an einem 
Sonntagmorgen wachte ich durch Lautsprecherwagen in 
den Straßen auf. Alle Leute wurden aufgefordert, sich für 
die Deportation bereitzuhalten und aus den Häusern zu 
kommen. Im ersten Augenblick wußte ich nicht, ob ich 
träumte oder wachte. Ich wurde so nervös, daß ich 
Deutsch mit den anderen Leuten im Haus sprach. Dann 
wurde uns schlagartig bewußt, was da vorging, und meine 
Freundin und ich liefen zu unseren Verstecken: sie kroch 

in den Raum unter den Fußbodcndidcn, tch tn U.ß Sofd. 
Wir hatten immer aufgepaßt, daß kein Stück unserer Klei 
dung oder anderer pers5nlicher Dinge herumlag. 
Glucklichc:rweisc wurde unser J (Jus ntcht durch!>utht. Bct 
Ltssys Versteck kamen Polizet und Sold.Hcn nur in <.kn 
l Iof, wo man ihnen sagte, daß dtes nur cm Asyl für Jlte 
Leute wäre. Tausende von Juden, die z.u dieser Zett ,vor­
l:iufig ausgenommen· war~n. wurden abgeholt und nach 
We!>tcrbork verbratht. An tltescm Sonntag wurdcu hol­
ländische Juden, die schon 10 AmsterdJm konzentriert 
waren,liquidiert. Sehr schnell erfuhren Liss)' und ich von 
einander, daß wir gerettet waren ... "' Nod1 eimgc Male 
muf~te Benhold Kaufmann dte Entdeckung des Unter­
stbluph fUrchten und vor den Hasthcrn dn Polm~t \ein 
Versteck verlassen. Er und M~inc l:rcundm Ltssy wurden 1e· 
doch gerettet. Andere, wie Rechtsanwalt Julius Dalber~ 
aus Kassel, wurden bei einer Razzi.1 in Amsterdam vcrhaf 
tct und über das Sammetlager W cstcrbork nach Sobibor 
zur Ermordung deportiert.640 
Von den Juden, die am 30. I. 1933 iu Kassel wohnten. 
sind nach den bisherigen Nachforschungen 530, Jlso fast 
jeder Fünfte durch Verfolgung umgekommen. Von den 
788 Juden. dte nach der Madtt<:rgretfung. tUlh Ka:.:..d zu· 
gcwgen w.uc:n, kamen 486, .1lso n..thezu zwet Drittel 
um. <>41 Ocr Anteil der Opfer an der zweiten Gruppe ist we· 
senclich höher, weil viele dtc~cr Juden rei,Hiv spiil den Ent· 
schluß faß ten, thren Wohnort l U verl.1ssen und m Kassel 
emttafen, als die Möglichkeiten zur Emtgration geringer 
wurden. 

Schicksale der Juden, die nicht deportiert wurden 

Auch nach der letzten Deportation im September 1942 
nach Tberesienstadt gab es noch Juden und Menschen jü­
discher Abstammung in Kassel: Juden, die mit einem 
nichtjüdischen Partner verheiratet waren und Kinder, die 
einen jüdischen Eltern- oder Großelternteil hatten. Auf 
die Definition dieser Gruppen und die Naziterminologie 
ist bereits in der Einleitung eingegangen worden.642 Hier 
soll nur noch einmal daraufhingewiesen werden, daß die­
se Menschen aufgrundihrer jüdischen Abstammung ver­
folgt wurden, jedoch ihre systematische Deportation bis 
1944 nicht und anschließend nur noch ausnahmsweise 
durchgefuhrt werden konnte. Zu dieser Gruppe gehörten 

Menschen, die jüdischer Religion waren, und solche, die 
erst in dem Augenblick, wo sie ihre Abstammung nach­
weisen mußten, z. B. um Beamter zu werden, erfuhren, 
d.tß ste einen jüdischen Vater oder eine jüdische Groß­
mutter hatten. 
Oie Anzahl der .,Mischehen" und .,Misch linge" im Deut­
schen Reich ist nich t exakt bekannt. Jm April 1943 gab es 
.schätzungsweise 16 668 Juden auf dem Gebiet des .. Airrei· 
ches", die in einer sogenannten Mischehe lebten, von de­
nen 12 117 Ehen als "privilegiert" und 4551 als ,.nicht pri· 
vilegiert" gaJten.643 Die Zahl der ., Mischlinge l. Grades" 
wurde 1939 auf 64 000 geschät7.f (8000 von ihnen erhtel· 

MO Julius Dalberg emigriene am 16. Seprember 1933 nacb Holland und lebt~ von 1934 bis 194J 10 AmstcrdJm Am l.Jum 1943_ wurde er m das Lager 
Westerbarg in Holland vcrbrachr und von dort am 23. Juh 1943 tn das Vwuchtungslagcr Sohrbor deportiert (Mrttctlung des Emwohnermelde.1mtes 
in Amsterdam vom 30 März 1983) 641 Erhebung des Verfmm. r.-42 V !'öl s 148 dieses Bdtrdgs Ml H G Adl•·t o~, verwaltete Mcmch .l.a.O 
(396) s. 281. 
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tcn den Status des .,GelrungsJuden"), die der "Mischlinge 
2. Grades" auf 43 000.644 
Die Angaben für Kassel sind noch ungenauer, da amtliche 
Zahlen nicht verfugbar sind. Bekannt ist, daß von 1927 
bis 1930 vierunddreißig sog. Mischehen geschlossen und 
im gleichen Zeitraum funfunddreißig Kinder aus 
• Mischehen" in Kassel geboren wurden.645 Oie Vermerke 
der Gestapo aus dem "Verzeichnis der im Ortspolizeibe­
zirk Kassel am 27. 5. 1936 wohnenden Juden", nach de­
nen es zu diesem Zeitpunkt sechs in einer "Mischehe" le­
bende Juden und sieben "MischJinge 1. Grades" gab, sind 
vollig unrealistisch und eher zufäUig entstanden.646 Zu­
treffender dürften die Auswertungen der Einwohnermel· 
dcvcrzeichnasse sein, nach denen zwischen 1933 und 
1945 99 Juden in ,.Mischehen" und 80 "Mischlinge 1. Gra­
des" in Kassel wohnten.b47 Juden, die einen nichtjüdi· 
sehen Ehepartner heirateten, behielten in der Regel engen 
Kontah zu ihren jüdischen Verwandten und waren 
gleichzeitig in die Familie und den weiteren Lebenskreis 
ihres nichtjüdischen Ehepartners integriert. Auch clie Kin­
der aus diesen Ehen hatten häufig noch engen Kontakt zu 
ihren jüdischen wie auch zu den nichtjüdischen Großel­
tern. Nach 1933, als die Juden zu Volksfeinden gestem­
pelt und Menschen, die weiter Beziehungen zu ihnen un­
terhielten, mißtrauisch betrachtet, teilweise ausspioniert 
und als .Judenfreunde" diffamiert wurden, gerieten jüdi­
~che Ehepartner aus "Mischehen" und "Mischlinge" in 
immer größere Isolierung, da sie sich von der noch stärker 
gefährdeten Gruppe der., Volljuden" zu distanzieren ver­
suchten, andererseits ihnen aber nur erbubt war, am 
Rande der Volksgemeinschaft ein Schattendasein zu fuh­
ren. 
Vor diesem Hintergrund der zunehmenden Isolierung 
sind d1e einzelnen Benachteiligungen zu sehen, mit de­
nen d1ese Menschen belegt wurden. Sie machen aberauch 
Versuche einzelner Betroffener verständlich, durch über­
große Anpassung an das NS-Regime ihren Status zu ver~ 
bessern und Mitglied der Volksgemeinschaft zu werden, 
wie das Verhalten von Wilhelm Is. zeigt, der sich am 16. 
Februar 1937 an den Kasseler Polizeipräsidenten wandte: 
"Am 30. Januar 1937, am Tage der ,Nationalen Erhe­
bung', passierte folgendes in meiner Wohnung: 
Zwei Herren der Staatspolizei erschienen in meiner Woh­
nung und sagten zu meiner Frau: ,die Fahne wollen wir 
mal abmachen und mitnehmen, Sie sind nicht rein arisch, 
Sie dürfen nicht flaggen.' Ich möchte hierzu bemerken, 
daß es in dem ,Gesetz zum Schutze des deutseben Blutes 

und der deutschen Ehre' vom 15. 9. 1935 (Reichsgesetzbl. 
I S. 1146) § 4 heißt: ,Juden ist da.s Hissen der Reichs- und 
Nationalflagge und das Zeigen der Reichsfarben verbo· 
ten.' 
Ich bin am 4.Juni 1883 in Kassel geboren, am 29.Juli 1883 
evangelisch getauft, im Jahre 1897 konfirmiert und am 18 . 
8. 1906 evangelisch getraut worden. Da ich zwei jüdische 
Großelternteile habe, jedoch niemals der jüdischen Reh­
gien angehört habe, falle ich lt. Verbot von Rassemische­
hen, Runderlass des Reichs· und Preuss. Ministers des In­
nern vom 26. 11. 1935 (Ministerial. Blatt für preuss. inne­
re Verwaltung 1935 S. 1429) unter f. Im Geschäftsverkehr 
sind künftig in der Regel folgende Bezeichnungen zu ver· 
wenden: fiir einen Mischling mit 2 volljüdischen Großel· 
lern ,Mischling ersten Grades'. 
Als Jude kann ich nicht bezeichnet werden, denn in der 
Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 14. 11. 1935 
(Retchsgcsetzblatt [ S. 1333) unter § 5 heißt es unter (2) 
AlsJude gilt auch der von 2 volljüdischen Großeltern ab· 
stammende Staatsangehörige jüdische Mischling, a. det 
beim Erlaß des Gesetzes der jüdischen Religionsgemein· 
schaft angehört hat oder danach in sie aufgenommen 
wird. 
Ich habe, wie vorerwähnt, niemals der jüclischen Religion 
.mgehört und kann also nicht als Jude, sondern nur als jü· 
diseher Mischling ersten Grades bezeichnet werden, also 
durfte daher auch flaggen und kommt niemals ftir mich 
das Flaggenverbot in Frage. Ferner möchte ich bemerken, 
daß die Fahne meiner Tochter Ilse, die sich ftir die Bewe· 
gung unseres Führers seit 1929 eingesetzt und für clie Par· 
tei ehrenamtlich gearbeitet hat, gehört und auch dieselbe 
am 30. 1. 1937 geflaggt hat. Ich bitte Sie, Herr Polizeipräsi· 
dent, die Angelegenheit zu prüfen und mir hierüber Mit· 
teilung zu geben, warum clie Fahne bei mir beschlagnahmt 
worden ist und ob meineT achter ihr Eigentum zurücker· 
halten kann. 

Mit deutschem Gruß 
(Unterschrift)" 

Die Beschwerde wurde an den Regierungspräsidenten in 
Kassel weitergeleitet und der beschied clie Gestapo, daß 
"unter der Voraussetzung, daß dte Angaben richtig sind, 
würde dem Beschwerdefiihrer die Hissong der Reichsflag· 
ge gemäß § 4 des Blutschutzgesetzes (RGBI. 1935 l. S. 
114 7), in Verbindung mit § 1 Abs. III d. AVO zum Blut­
schutzgesetz (RGBJ. 1935, 1 S. 1334) und§ 5 Abs. ll de~ 
R.Bürgergeserzes (RGBI. 1935, I S. 1304) nicht zu unter· 

641 Ebtnda. 64~ Vgl. S. I 50 dieses Beitrags.. 646 Verzc1chnis der tm Ortspolizeibezirk Kassel wohnenden Juden v. 27. 5. 1936 (St.utsarchiv MJt· 
burg. 165/3863). 647 Erhebung des Verfassers aufgrund der Auswertung der Hausstandsbücher. 
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sagen und ihm die beschlagnahmte Flagge zurückzugeben 
sei." Die Gestapo wurde gleichzeitig aufgefordert, die An­
gaben von Wilhelm Is. zu überprüfen. IhrBerichtvom 12. 
Februar 1937 an den Regierungspräsidenten lautete: "Die 
Einziehung der Fahne wurde aus allgemein sicherheitspo­
lizeiliehen Gründen notwendig, da Is. unter der Bevölke­
rung seiner Wohngegend durchweg als Jude galt und die 
Gefahr bestand, daß die Fahne mit Gewalt herunrergeholt 
wurde und es dabei zu Tätlichkeiten gegen ls. kam. 
Die anschließend eingeleiteten Feststellungen haben er­
geben, daß Is. tatsächlich nur Halbjude, also Mischling 1. 
Grades ist. Die Fahne ist deshalb bereits am 5. ds. Mts. 
wieder ausgehändigt worden. Gleichzeitig ist den für den 
Stadtteil in Betracht kommenden Stellen der Partei mitge­
teilt worden, daß ein Mischling 1. Grades die Reichsflagge 
zeigen dürfe und für die Zukunft etwaige Demonstratio­
nen zu unterbleiben hätten. "648 

In höchsten Maße verunsichert waren Menschen, die ihre 
Abstammung nicht lückenlos nachweisen konnten und 
bei denen daher unklar blieb, ob sie jüdischer Herkunft 
waren oder nicht. Zu diesem Personenkreis gehörte Lud­
wig G. 
Er war 1871 geboren und Prokurist bei einer Bank in Kas­
sel. Da er seinen leiblichen Vater nicht kannte und seine 
Mutter mit einem Juden verheiratet war, beantragte er 
1941 beim Reichssippenamt in Berlin die Ausstellung ei­
nes Abstammungsbescheides. Dieser wurde am 24. April 
1941 erteilt: ..,Ludwig G . ... ist deutschen oder artverwand­
ten Blutes im Sinne der Ersten Verordnung zum Reichs­
bürgergesetz vom 14. November 1935 (RGBI. 1. 1. S. 
1933). Die Abstammung wurde hier nachgeprüft. Grün­
de: 
Der Prüfling Ludwig G. ist in der Ehe des Juden Lazarus 
G. (2. 5. 1836) mit der deutschblütigen Martha (28. 12. 
1842) geboren. Seine Mutter ist die Tochter der damals 
unverehelichten Katharina S. Über den Großvater müt­
terlicherseits des Prüflings ist nichts bekannt, jedoch lie­
gen keine Anhaltspunkte für einen artfremden Blutsein· 
schlag bei Martha Elisabeth Anna Christine vor. 
Das Vorbringen des Prüflings, nicht das Kind seines ge­
setzlichen Vaters zu sein, wird in Einzelheiten begründet 
und glaubhaft dargestellt: Die Personalien seines Erzeu­
gers sind dem Prüfling unbekannt geblieben. 
Zur Klärung der biologischen Abstammungsverhältnisse 
habe ich eine Erb- und Rassenkundliehe Untersuchung 
des Prüflings und seiner Tochter Hildegard bei dem Uni­
versitäts-Institut für Erbbiologie und Rassenhygiene in 

Frankfurt a. M. <!mgelettet. In dem Gutachten vom 9. 4. 
1941 (Grc./71 0/41) wird fc.l-tgc.stcllt, daß der Prüfling 1n ei­
nigen Merkmalen sowohl von seiner Mutter .1ls auch von 
seinem gesetzlichen Vater verschieden sei, was gegen di~ 
Vaterschaft des Lazarus G. zum Prüfling spräche, während 
aus einer geringen Ähnlichkeit ein Schluß nicht abgeleitet 
werden könne. D~r Prüfling wie aulh seine Tochter ließen 
jüdische Rassenmerkmale nicht erkennen. Bei dem Er­
scheinungsbild des Ludwig G. und seiner Tochter, die steh 
der Durchschnimbevölkerung Mitteldeutschlands an 
paßten, könne mit großer Wahrscheinlichkeit angenom· 
men werden, daß der blutsmäßige Vater des Prüflings ein 
Mann deutschblütiger Abstammung gewesen wäre. 
Diesen Feststellungen i~t beizutreten. Somit agibt silh 
für Ludwig G. die eben vorgenommene r.1ssischc: Einord­
nung. In Vertretung gez. Dr. Knost"b49 
Je länger das NS-Regtme dauerte, um so mehr litten die in 
,,Mischehe" lebenden Juden unter Verfolgung. Sie wur­
den nJch den "Kristallnachtpogromen" in das KZ Bu­
chenwald dcporncrt, aus ihren Stellungen entlassen, zur 
Zwang~arbell berangc~ogen und den Beschränkungen in 
der Versorgung mit L~:bensmittdn uuJ anderen Gütern 
des täglichen Bedarfs unterworfen. Die Deportation in ein 
Konzen trations- und Vernichtungslager blieb ihnen je­
doch erspart . Dieser Schutz währt~ jedoch, von Au~nah­
men abgesehen, nur solange die Ehe mit dem uichtjüdt­
schen Ehepartner bestand. Eine Scheidung oder auch 
schon die räumliche Trennung konnte für den jüdischen 
Ehepartner katastrophale Folgen haben. 
Frau S. berichtet: .. Das letzte Jahr, da wohnten wir bet Dr. 
H. und da hatte mein Mann irgend was gemacht und da 
hieß es, jetzt sofort ins Lager Wartekuppe. Wir hatten gar 
keine Möbel und gar nichts und wir waren doch ausge­
bombt und die H.s hanen uns bei sich wohnen lassen, da 
mußte er sofort denselben Tag noch da rauf. Da mußte er 
auf der Erde schlafen erst mal, bis ich Betten besorgt hatte. 
Da bin ich nach Sielefeld gefahren und da hatte ich Ver­
wandte, die gut angeschrieben waren bei der Stadt. Die ha­
ben m1r Bezugsscheine besorgt, daß ich zwei Betten ge­
kriegt habe und zwei Stühle und auch einen Spediteur, der 
uns das gebracht hat. Die erste Zeit war mein Mann doch 
alleine, weil ich bei H.s geblieben bin, bis wir Möbel hat­
ten .Ich hab ihm jeden Morgen das Esl>en in seine Wäsche­
rei gebracht. Und sowie das ging, bin ich auch in das La­
ger. Denn das ging ja nicht. Denn dann hätt's geheißen, 
wir wären getrennt und dann wäre er weggekommen .... 
Wir wurden immer vorgeladen auf die Gestapo und dann 

MS Staatsarchjv Marburg: 165/3982. 649 Der Regterungsprästdent in Dmnstadt. Archtv der Wiedtrguunachung~behörcle, Akte 1/12/9-K-9371 (4). 
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sagten sie uns: ,Wir sorgen für Sie, daß Sie Arbeit kriegen 
und Sie haben eben den Fehlergemacht und Sie können ja 
wieder ein anständiger Mensch werden, wenn Sie den Ju­
den los sind. Sie haben das eben noch nicht so gewußt.' So 
auf die Art versuch ten sie's zuerst und nachher sagten sie 
J.ann ,Sie taugen auch nichts'. "650 
Von drei Fällen ist definitiv bekannt, daß die jüdischen 
P.mncr unmittelbar nach der Scheidung deportiert und 
umgebracht wurden. 
Ein besonderes Anliegen der NS w.tr es, die nach den letz­
ten Massendeportationen noch in Kassel in "nicht privile­
gierter Mischehe" lebenden Juden aus der Stadt zu ver­
drängen. Denn sie mußten im Gegensatz zu dem in "privi­
legierter Mischehe" lebenden Juden und den "Mischlin­
gen" einen ,Judenstern" tragen, waren also sofort als ,Ju­
den" kenntlich. Diesen .,Stemträgem", wie sie bei der Ge­
stapo hteßen, wies man Jb Oktober 1942 einen Raum in 
der nach dem Transport nach Theres ienstadt Ieerstehen­
denJudenbaracke auf der Wartd.'Uppe in Niedenwehren 
zu. Die Einweisungen in die offiziell "Mischlingslager" ge­
nannten Unterkünfte erfolgte durch die "Gemeinnützige 
Wohnungsbaugcsellschaft" im Auftrage der Gestapo. Je­
Jer Familie wurde ein Raum zugeteilt. dessen monatliche 
Gebühr von 12,- M von der Obdachlosenpolizei des 
Staatspolizeiamtes Kassel eingezogen wurde. 651 

Bis zum Ende des Krieges waren in diesem Lager zwischen 
neun und zehn Familien untergebracht, unter ihnen auch 
zwei Ehepaare die in "privilegierter Mischehe" lebten, da 
thre Wohnungen bei Bombenangriffen zerstört worden 
waren. Diese beiden Ehepaare durften Besuch empfangen 
und sich außerhalb des Lagers freier bewegen als die übri­
gen Familien, denen Kontakte zu Verwandten und Be­
kannten nurin seltenen Fällen nach einem Antragbel der 
Gestapo in Kassel möglich waren. Das Lager stand unter 
Aufsicht der Gestapo und wurde von dem in unmittelba­
rer Nähe wohnenden Schutzpolizisten L. beobachtet, der 
wie auch Gestapoleute die Baracke in unregelmäßigen Ab­
~tänden kontrollierte. Im Lager herrschte von 8.00 Uhr 
c:~bends bis 6.00 Uhr morgens eine Ausgangssperre. Die jü­
dischen Ehepartner durften das Lager nur zur Arbeit ver­
lassen, ihre Ehegatten auch, um einzukaufen. 
Da sich die Familie im Lager selbst verpflegen mußte, Ju­
den, die einen ,Judenstern" trugen, aber weder Geschäf­
te noch die Hauptstraßen, Plätze und öffentliche Anlagen 
in Kassel betreten durften, oblag die gesamte Versorgung 
der Familie den nichtjüdischen Ehegatten. Der Einkauf 

konnte nur über Lebensmittelkarten erfoJgen, <Le in der 
Kartenstelle in Niederzwehren ausgegeben wurden. Die 
Lebensmittelkarte für Juden war mit einem .J" bedruckt 
Juden erbleiten grundsätzlich keine Sonderzuteilungen 
wie Bohnenkaffee oder Spirituosen und keine Raucher­
karten. Nicht einmal Kleiderkarten wurden an sie ausgege· 
ben, Bezugsscheine über Flickstoff nur in den allerdrin 
gendsren Fällen.65Z 
Im Lager selbst gab es keine Luftschutzeinrichtungen. Bet 
Fliegeralarm mußten die Lagerinsassen in den Splittergra­
ben und den "Franzosenbunker" genannten Stollen del 
Kriegsgefangenenlagers flüchten. Den etwa 1000 Meter 
entfernt liegenden städtischen Bunker in Niedenwehren 
aufzusuchen war ihnen verboten.653 
Die Lage dteser Menschen, die nicht deportJert wurden, 
gleichwohl unter der Verfolgung zu leiden hatten, läßt 
sich kaum aus den auf sie angewendeten Gesetzen und 
Richtlinien rekonstruieren. Die physische und psychischt 
Verfassung der Verfolgten, die Haltung ihrer Verwandten 
und Freunde sowie Glück und Beziehungen hatten gro­
ßen Einfluß aufihr weiteres Schicksal. Es soll daher aufet­
ne Beschreibung verallgemeinemder Lebensumständ~ 

verzichtet und dafür die konkrete Situation dieser Opfer 
des NS geschildert werden. 
Harald M., ("Mischling 1. Grades"), wurde 1911 in lngol 
stadt geboren, legte 1931 die Reifeprüfung ab und studier­
te vom 31. 10. 1931 bis Juli 1932 Architektur an der Tech­
nischen Hochschule in Darmstadt. Im Wintersemester 
1932/33 absolvierte er sein Praktikum beim Bauamt der 
Stadt Fr-ankfurt als Volontär, das er kurzfristig abbrach, 
um zum Freiwilligen Arbeitsdienst zu gehen, damit der 
weitere Weg als Student geebnet sei. Als am 25. 4. 1933 
das "Gesetz gegen die Überfiillung deutscher Schulen und 
Hochschulen" und im Sommer 1933 das Reichskultur­
kammergesetz verabschiedet wurden, schien ihm als 
"Mischling 1. Grades" die Aussicht, jemals als freischaf­
fender Architekt tätig sein zu können, so gering, daß er 
sein Studium nicht wieder aufnahm und bis März 1936 
beim Arbeitsdienst blieb. 
Von April 1936 bis Mai 193 7 war M. als Architekt bei et­
ner Firma in Kassel tätig. Am 20. Mai wurde ihm vom Prä­
sidenten der Reichskammer der bildenden Künste mitge· 
teilt: .,Bei der Prüfung der in Ihren persönlichen Verhält­
nissen begründeten Tatsachen habe ich festgestellt, daß 
Sie die fur die Ausübung des Berufs als Architekt erforder­
liche Zuverlässigkeit nicht besitzen. Ich lehne daher Ihre 

~>50 Gespräch m1t !•rau S. am 8. 6. 1982. o~ l Der Reg~crungspräsident tn Darmmdt . .Archtv der Wicdcr~uunachungsbehördc. Akte K 921 / 8511/Wt• 
652 Ebmda. o53 Gespräch mit Frau S. vom 8. 6. t 982. 
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Aufnahme in die Reichskammer der bildenden Künste 
nach§ 10 der ersten Verordnung zur Durchftihrung des 
Reichskulturkammergesetzes vom 1. 11. 1933 (RGBI. 1. I, 
S. 797) ab. Sie sind nicht berechtigt, we1t~rhin den Beruf 
als Architekt auszuüben." M. arbeitete dann als Hochbau­
techniker bei der Stadt Kassel, wurde jedoch nach zwei 
Monaten "aus rassischen Gründen" entlassen. Bis zum 
Ende des Krieges warM. mit einjähriger Unterbrechung, 
wegen Einberufung zum Wehrdienst, bei einer Zement· 
warenfabrik in Kassel als technischer Zeichner tätig.654 
Marie D. (lebte in "privilegierter Mischehe"), 1878 geb. in 
Bruchsaal, heiratete in erster Ehe Alexaoder N. Seide w.t· 
rcn Juden im Sinne des Reichsbürgergesetzes. Am 6. 10. 
1900 wurde die Tochter Tana geboren. 1905 wurde die 
Ehe geschieden. Marie D. heiratete in zweiter Ehe den 
nichtjüdischen Fabrikdirektor D. 
Die Tochter Tana besuchte das Kästocrsehe Lyzeum, er· 
lernte nach der Reifeprüfung den Beruf der Schneiderin, 
den sie bis zum Berufsverbot ausübte. Als ,Jüdin" war Ta· 
na N. der Verfolgung in vollem Umfang ausgesetzt. Als 
tcststand, daß sie am 7. September 1942 nach Theresien· 
stadtverbracht werden sollte, versuchte ihr Stiefvater, s1e 
durch eine Eingabe bei der Kasseler Gauleitung vor der 
Deportation zu bewahren. Am 31. August 1942 antworte· 
te der Stabsamtsleiter der Gauleitung: .,Herr Direktor D. 
Nachdem feststeht, daß Ihre Stieftochter Tana Hedwig N. 
aufgrundder Nürnberger Gesetze als Jüdin gilt und von 
der Verwaltungsstelle Kassel der Bezirksstelle Mittel­
deutschland der Reichsvereinigung der Juden in 
Deutschland betreut wird, sieht sich auch der Herr Gau­
leiter nicht in der Lage, Ihnen in Bezug auf ein evtl. Ver· 
bleiben Ihrer Stieftochter in Deutschland zu helfen. Die 
Nürnberger Gesetze sind seinerzeit auf Veranlassung deJ. 
Führers verkündet worden und gelten selbstverständlich 
im besonderen fur und in bezugauf ihre strikte Befolgung 
für alle ParteidienststeUen. Die Partei kann also nicht, so 
hart es im Einzelfall sein mag, gegen ihre eigenen Gesetze 
angehen." Tana N. wurde am 7. 9. 1942 nach Theresien· 
stadtdeportiert und gilt als verschollen. Ihre Mutter wur· 
de, geschützt durch die Ehe mit ihrem nichtjüdischen 
Mann, nicht deportiert und überlebte die NS-Zeit.655 
Wi/li L. ("Mischling I. Grades") wurde am 12. 6. 1900 in 
Kassel geboren. Da seine Mutter Mathilde L. jüdischer 
Abstammung war, wurde er als "Mischling 1. Grades" ein· 
gestuft. Er war Kaufmann und übte diesen Beruf bis 
Herbst 1944 aus. Im Oktober 1944 bekam er, wie alle 
männlichen "Mischlinge 1. Grades" in Kassel, die Auffor-

derung. m:h .un 15. 11. 1944 im Büro der Organisation 
T odt in der Kölmschen Straße f'Ur einen Arbeitseinsatz 
1m Lager Bähr in K.1sscl-Bettenhausen zu melden. Um 
dem Lageraufenthalt und einer möglichen Deportation 
.. m den Osten" zu entgehen, nahm sich Willi I .. am 15. I 0. 
1944 das Leben.o5a 
Jda P. (lebte in .,privilegierter Mischehe") wurde am I . I 0. 
1889 geboren und heiratete 1918 den Z.1hn.uzt Dr. P. tn 

Kassd . Au!> da Ehe gHlgen dre1 K.wd~s h~rvos . IdJ P. w.tr 

nach der rassischen Definition der NS ., Volljudin" D1e 
Verfolgungsmaßnahmen crstreclten sich aber von Be 
ginn der NS-Zcit an auf dte ges.tmtc 1-amilic. Ote Pr.1xi~ des 
EhemJnns von Ida P. wurde :1m 1. Aprtl 1933 ;1)~ "jüd1schc 
Prax 1~" boykottiert. Die An:uhl der Patienten gmg darauf· 
hin stark zurück. Gleichzeitig wurde Dr. P. aller Ehren· 
und Verwaltungsämter. die er fiir ~emcn Bcrufs~tand er· 
füllte, enthoben. Der zweit~lte\tc Sohn von ld;~ P. wollte 
den ,..üblichen Anforderungen". dJt~ er als .,Mtschlmg 1. 
Grades" 7u erleiden h.Jttc, dun.:h Emigr.ttion in das Aus· 
land entgehen. Dort tdng er ohne Verbindung zu seiner 
F.1milic "seelisch zugrunde" und schied freiwillig aus dem 
I eben. 
Nadl Krtcgsbeginn nahm der .wlt~emttisc:he Druck, der 
auf J.lle Familienmitglieder ausgeübt wurde, zu. 1944 wur· 
de Dr. P. mehrfach gedrängt, s1ch von J.ctner Frau schei· 
den zu la~sen. Auf seine wiederholte brüske Ablehnung. 
sich scheiden zu lassen, wurde ihm im Oktober 1944 von 
der Gestapo die Ausübung seines zahnärztlichen Praxis 
untersagt und er be1 deu Textilwerken K.arl Anton Hen­
schel als Fabnkarbeiter dienstvcrpflichtet. Im Dezember 
I 944 verließ Ida P. ihre Familie, um ihrweiteres Leid zu er· 
~pasen. Sie hinterließ Braefc, ltl denen sie 1hren Angehöri· 
gen mitteilte, d.tß stc: sieb dJs Leben nehmen wollte. D.c~~ 
raufhin gestattete die Gestapo Or. P. die Rückkehr 10 den 
,1lten Beruf. 
Es gelang !da P. untcrzut.tuch~n und in dc:r lllc:galität z.u 
überleben. Der Pfarrer Dissclköttcr Jus Züschcn h:lttc sie 
in sein Haus aufgenommen, wo sie unter falschem Namen 
al& Hau~gehilfin bis zum Ende des Krieges arbeitete.o57 
Elu B. ("Mischling 1. Grades") "Ich bin im Jahre 1906 ge· 
borcn. Von 1915-1923 habe ich die Volksschule besucht. 
Von 1923 an war ich auf Wunsch dtr Eltern zu H..tuse tä· 
ug. Wir waren neun Gcs<.hwt.ster, und Mutter wurde die 
Arbeit langsam zuviel. Um etwas lernen 7.U können, be· 
~uchte ich Abendkurse für die Schneiderei. Von 1926-
J 929 dann 3 Lehrjahre in einer Näh· und Zuschneide­
schule. Seit 1933 war ich als Hausschneiderin tätig. Es war 

654 Der Regierungspräsident in Darmstadt. Archiv der W1rdrrgutmachungsbehördt Akte: l/1219-K-2668(4) o.ss Der Reg•erungspras1dent ~n Darm­
stadt. Archiv der Wiedergutmacbungsbehörde. Akt~: K 00481-78-1-De. 65o Der Reg1crungspräs1dent rn Darmstadt. Arch1v Jc.'r Wu~dergut· 
macbung5behörde. Akte: K 1040/ 72/l/Li). 657 Der Regierungspräsident in Dann~t~dt. Archivder Wicdergusm~rhungsbehörde. Akte: I 1219-K-207(4). 
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eine schöne Zeit. Die Meisterin schickte mir Kunden zu, 
und ich verdiente gut. Hoffte, in einigen Jahren meine 
Meisterprüfung machen zu können, um Mitglied der 
Handwerkskammer zu werden. 
Aber dann hatte alles plötzlich ein Ende:. Das Jahr 1933 
brachte uns alle zum Stillstehen. Oktober 1933 wurden 
vier meiner sechs Brüder verhaftet. Drei kamen nach vier 
Wochen WJeder. Der andere blieb bis zum Ende der Nazi­
herrschaft. Mein Vater war Jude. Meine Brüder wurden 
aus ihren beruflichen Stellen entlassen. Meine Mutterwar 
sehr mitgenommen, konnte nicht mehr recht arbeiten. 
Mein Vater wurde schwermütig. Seit dieser Zeit war fiir 
mich jede berufliche Tätigkeit unmöglich. 
Es war ein schweres Leben. Mein Vater wurde immer krän­
ker. Seit 1935 litt er richtig an Verfolgungswahn. Man 
konnte ihn nicht mehr alleinlas.sen. Die Gestapo ging bei 
uns aus und ein. Meine Mutter ist heute 80 Jahre. Aber, 
wenn ich zurückdenke, ist sie ~chon seit damals 80 Jahre. 
Ich konnte meinen Beruf in zweifacher Hinsicht nicht 
mehr ausüben. Zum größten Teil waren meine Kunden 
Naz1s, d1e hätten mich nicht mehr zu sieb kommen las­
sen, und ich lebte, wenn ich von zu Hause fort war, immer 
in Angst, was wohl inzwischen passiert sein mochte. Ende 
des Jahres 1938 starb mein Vater. Da war es mir n icht 
mehr möglich, Fuß zu fassen. Ich habe ja aufgrund der 
NürnbergerGesetze auch nicht heiraten können .... Es wa­
ren drei Brüder zu Hause, die aufgrund der Nürnberger 
Gesetze auch nicht heiraten konn ten. D ie Gestapo ließ 
uns in jener Zeit gar nicht froh werden. Es spitzte sich im­
mer mehr alles zu. So habe ich mich durchgelebt bis 1944. 
Da wurden wir zum Teil ausgebombt .... Meine Brüder 
wurden zuletzt nochmals in ejn Lager gesteckt. leb selbst 
habe mich nach der Zerbombung unserer Wohnung abge­
setzt. Mich hat man nicht gefunden. Aber aus meinem 
Versteck heraus habe ich für meine Brüder gesorgt. J eden 
T.1g Essen und Bekleidung. Nach dem Zusammenbruch 
haben wir uns alle wiedergetroffen .... "658 
Georg B. ("Mischling 1. Grades"), Bruder von Else B., wur­
de 1900 geboren, besuchte die Volksschule und eignete 
sich dann in Abendkursen kaufmänn ische Kenntnisse an. 
Er war zunäch st als kaufmännischer Angestellter tätig und 
trat 1924 in das väterliche Geschäft ein. Georg B. wurde 
im Oktober 1933 mit drei Brüdern "wegen kommunisti­
scher" Umtriebe verhaftet und vom 24. I 0. 1933 bis zum 

21. 11. 1933 im Konzentrationslager Breitenau gefangen­
gehalten. Nach seiner Endassung arbeitete er bis 1944 wet­
ter in dem väterlichen Betrieb, dessen Umsatz, aufgrund 
des seit 1933 anwachsenden Boykotts, ständig zurück· 
gtng. 
f m November 1944 wurde er mit ungef:ihr 40 .,Miscblin· 
gen I. Grades" vom Arbeitsamt bei der O rganisation 
Tod sonderdienstverpflichtet und im Lager .,Bähr" ln 
Kassel-Bettenbausen zusammen mit"jüdischen Mischlin­
gen" aus Westfalen, dem Sudetengebiet und Berlin un ter· 
gebracht. D ie meisten von ihnen arbeiteten bei der Baufir­
ma Gerdum & Breuer in Kassel. Anfang März wurde 
Georg B. und den anderen befohlen, cüe Arbeit einzus tel­
len, da sie in einigen Tagen .,aufTransport" kommen soll­
ten. D urch die starken Flugangriffe aufKasselwurde d iese 
Absicht der Gestapo nicht mehr verwirklicht und Georg 
B. am 4. April 1945 befreit.659 
Margarete K. ("lebte in privilegierter Mischehe "), wurde 
1867 geboren und war mit Alfred K., Geheimer Regie­
rungs· und Baurat und Mitglied des Reichsbabndirekto­
ttums Ln Kassel, verheiratet. Bei der Machtergreifung 
waren beide über 60 Jahre alt. 1941 wurden K.s aus ihrer 
Wohnung in das ,Judenhaus" in der SchiHerstraße und 
dann in einem Sammellager in der Entengasse einquar­
tiert. 1942 starb Alfred K. und wurde, obwohl er Christ 
war, auf dem JÜdischen Friedhof verscharrt. 
Nach dem Tod ihres Ehegatten war Margarete K. nicbt 
mehr vor der Deportation geschützt und wurde 1942 im 
Alter von 76 Jahren in das Zwangsghetto Theresienstadt 
verbracht, wo sie 1943 umkam.660 
Die Heranziehung zur Zwangsarbeit wurde bei in 
"Mischehe" verheirateten Juden und bei ,..Mischlingen 1. 
Grades" unterschiedlieb gehandhabt. Die ersteren hatten, 
wie nahezu alle anderen Juden auch, nach den November­
pogromen 1938 keine Möglichkeit mehr, in ihrem Beruf 
zu arbeiten. Danach mußten einige als Arbeiter ihren Un­
terhalt fristen, andere konnten von geringen RuhegehäJ­
tern, Erspartem oder dem Einkommen ihrer Ehepartner 
leben. Am 4. 3. 1941 wurden sie durch den Erlaß des Präsi­
denten der Reichsanstalt fiir Arbeitsvermittlung über den 
Arbeitseinsatz von J uden unter erschwerten und diskrimi· 
nierenden Bedingungen zur Arbeit herangezogen.661 Sie 
wurden durch das Gauarbeitsamt an Wäschereien, Bauun­
ternehmen und Schrotthandlungen sowie das Städtische 

m Der Rc:gic:rungsprästdent in Darmstadt. Archtv der Wiederguunachungsbehörde. Akte. K 12/9-2144(4). 659 Der Regurungspr:Uident in Dann· 
stadt. Archtv der Wiedergutmachungsbehördc. Akte: I 12/9-1<2442(4). 660 Der Regierungsprästdent in Darmst.ldt. Archiv der Wiedergutmachungs· 
behörde_ Akte: K 0900/85/C/De. 661 Hier zitiert nach Bruno Blau: Das Ausnahme~cht filr die Juden 10 Deutschland. a.a.O. (490) S. 86. 
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Tiefbau- und Reilligungsamt Kassel vermitteJt.o62 Ote Ar­
beitszeit war beim Städtischen Tiefbauamt auf 48 Stun­
den wöchentlich festgesetzt bei einem Bruttostunden­
lohn von 0,57 M.663 Vergütet wurde nur die tatsächlich 
geleistete Arbeitszeit. 
Laut Arbeitwertrag konnte das Arbeitsverhältnis jederzeit 
fristlos gelö~t werden. Die konkreten Arbeitsbedingungen 
wurden jedoch weniger von Erlassen und Vorschriften, 
sondern von dem Verhalten der direkten Vorgesetzten am 
Arbeitsplatz bestimmt. 
Julius S., der bei einem Kasseler Bauunternehmen fur 1hn 
völlig ungewohnte Arbeit leisten mußte, hatte Glück: 
.,Und er mußte weitermachen. Stellen Sie sich mal vor, S1e 
müssen von morgens bis abends Gräben ausheben und 
h:~ben nie so eine Arbeit gemacht. Wir haben nie einen 
Garten gehabt. Das war furchtbar, wie der zuerst verzwei­
felt war. Nachher hatte er dann so einen Schachtmeister, 
der gesehen hatte, daß er nicht so konnte und der ihn 
dann dazu genommen hat, daß er das Frühstück holen 
mußte und Kaffee gekocht hat und so. Daß er dann mal 
ein paar Stunden Ruhe hatte und so überhaupt durchhal­
ten konnte."664 

Schlechte Erfahrungen machte Siegfried S. bei einer Kas­
seler Schrotthandlung: ,.Zur gleichen Zeit {1941) wurde 
ich als Zwangsarbeiter mit Schwerstarbeit (Schrottverla­
dung usw.) als fast 60jähriger eingesetzl. Der Platzmeister 
war ein wütender Nazi, welcher beim Schleppen zentner­
~chwerer Lasten mit Eisenstücken nach mir warf und 
mich, mit gleichen Lasten bepackt, die Treppen hinauf­
stieß, beim Erklettern hoher Güterwagen mit Eisen­
stangen nachhalf, und wenn es seiner Meinung nach nicht 
schnell genug ging, mir Sabotage vorwarf, und dauernd 
mit der Meldung bei der Gestapo zur Hand war. AJs ich 
einmal krank war, drohte er, wenn mich der damals - vor 
seiner Deportation nach Theresienstadt - noch anwe­
~ende jüdische Arzt krank schriebe, würde er sowohl mich 
wie den Arzt wegen Sabotage an kriegswichtiger Arbeit der 
Gestlpo melden. Er rief dem Arzt dies telefonisch zu, und 
der Arzt schri eb mich nicht krank. "665 
Im Jahr 1943 teilte der Beauftragte für den Vierjah respbn 
und Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz den 
Präsidenten der Gauarbeitsämter mit: 

.,Nach einer Entscbeidun~ des Fi.ihrer~ sollen die Otcht 
wehrpflichtigen Halbjuden (Mio;chlingc I. Grades) und 
die mit Volljüdinnen verhetrateten Arier zum Arbeitsba­
taillon im RahmenderOT eingezoger1 werden, um fürdie 
Beseitigung von Luftkriegsschäden Verwendung zu fin­
den. Soweit sich Personen der vorgenannten Gruppen be­
reits im kriegswichtigen Arbeitseinsatz befinden, ist von 
den Arbeitsämtern unter Anlegung eines strengen Maß­
stabes zu prüfen, ob das Verbleiben an dem bisherigen Ar­
beitsplatz wichtiger tst ~Js die Heranziehung zur Luft­
kriegsschäden besei tigung. "666 
Auf diese Mitteilung hin geschah eineinhalb Jahre nichts . 
Oie "Mischlinge· wurden in ihrer Berufsausübung zwar 
eingeschränkt, jedoch ntcht zur Zwangsarbeit herangezo­
gen. Ebenso blieben die nichtjüdischen Ehepartner von 
der angedrohten Maßnahme verschont. Erst nach einem 
Erlaß des Rcichssicherhc:itshauptamtes vom Oktober 
1944 mußten .11lc männlichen fur den Arbeitseinsatz 
geeigneten "Mischlinge 1. Grades" aus dem bishengen Ar­
beitsverhältnis ausscheiden und der Organisation Todt 
(On ~um Einsatz in Arbeitsabteilungen zur V ertugung 
stehen. 
In Kassel meldeten s1~h etw.\ 4() Män ner am I 5. 11 . 1944 
im Büro der OT in der Kölnischen Stra{St,667 Willi L., der 
ebenf.1lls aufgefordert worden war. fürchtet~ deportiert zu 
werden und begtng am 15. 10. 1944 Selbstmord.h68 Die 
Kasseler Zwangsverpflidneten wurden jedoch nacht ab· 
lransportJert, sondern m das OT -Lager Bähr in Kassel-Bet­
tc:nhauscn gebracht. Ihre Unterkunft erh ielten sie im drit­
ten Stock eines Fabrikgebäudes der Firma Salzmnnn & 
Camp. in der Sandershäuser Suaße 34 10 ßettenhausen. 
Dort warenmeiner leeren 100 x 30m großen Werkshallc, 
d1c nur mit einem einzigen Kohleofen beheizt werden 
konnte, doppelstöckige Etagenbetten aufgestellt.669 
Auf der gletchen Etage waren 100 polnische Frauen und 
Männer, ebenfall~ Zwang~arbeitcr im Dienste der OT, un­
tergebracht. Die sanitären und hygienischen Verhältnisse 
waren schlecht, Kleidung und Betten dea Zwangsarbeiter 
voller Wanzen umJ anderem Ungc:.~:tefer.670 
Das Lager wurde bewacht und konnte nur mit einem Aus­
gangsschein des Lagerführer!> verlassen werden. Oie An­
zahl der Gefangenen wurde bei den täglichen Ziihlappel-

~ol D.er Regierungspräsident m DarmHlldt. Archiv der Wj~d~rgutmaehungsbeh~rde. Akte: K- l44l(4). 1"' Ocr Regtcrungspr.:istd~nt m L?.l~mm~t. 
ArchiV der \Viedergutmacbungsbehörde. Akte: K 921/85/ 1/Wo. 6M Ge~prach mtt Frau S. am 8. 6, 1982 66S Der RegJ~rungsprasu.lent !" 
Darnutadt. Archiv der \Vicdergutmachungsbehörde. Akte: 316/92/l/Sa. M~ Retchsgcsetzblatt Tctll, I 943 S. I J 1. ~67 Ocr Regteruf!.gSprä)tdent m 
Darmstadt. Archiv der Wiedergutmachungsbebörde. Akte: I 12/9-K 2442 (4). 6611 Ocr RcgJerungsprastdent tn Darmstadt. Arthtv der Wtcdet· 
gutmachungsbehördc. Akte: K 1 040/7211/Li. 66q Ge~pr:ich mit Herrn T. , das Jürgcn Raabe am 7. Juni 1982 fiihnc. ~>70 Der Rtgierungsprhident iu 
Darmstadt. Archiv der Wiedergutmachungsbehörde. Akte: I 12/9-K EG-Nr. 29661(4). 
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len überprüft. Besuche von Angehörigen waren nicht 
erlaubt. Briefe der Zwangsarbeiter mußten im Geschäfts­
zimmer des Lagerführers abgegeben werden und unterla­
gen der Zensur. 671 
Der Weg zur Arbeit geschah unter Aufsicht und in ge­
schlossenen Gruppen. Die Arbeiter wurden zunächst im 
Bunker- und Stollenbau, später auch bei Aufräumungsar­
beiten von Trümmerschutt im Stadtgebiet eingesetzt.672 
Für die geleisteten Arbeitsstunden wurde der Lohn für 
Bauhilfsarbeiter, zwischen 0,71 und 0,73 M gezahlt.673 

Gefangene, die im Innendienst fiir Büro- und sonstige Tä­
tigkeiten eingesetzt wurden, erhielten keine Vergü­
tung. 674 Im Februar 1945 sollte das Lager aufgelöst und 
die Männer in ein großes Lager in Sachsen verbracht wer­
den. Wegen der "schwierigen Verkehrsverhältnisse" konn­
ten die Transporte nicht durchgefuhrt werden und den 
Gefangenen blieb eine Deportation, wie sie "Mischlinge" 
aus anderen Städten erleiden mußten, erspart.675 

Wolfgang Prinz 

671 Ebenda. 672 Der Regierungspräsident in Oarmstadt. Archiv der Wiedergutrnachungsbehörde. Akte: I 1219-K-9444(4). 673 Ebenda. 
Regierungspräsident in Darmstadt. Archiv der Wiedergutmacbungsbebörde. Akte: I 121l9-K-EG-Nr.: 29661(4). 675 Ebenda. 
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Die endgültige Verdrängung der Juden aus der Kasseler Wirtschaft im Jahre 1938 

Einleitung 

Für den Verkaufvon in jüdischem Besitz befindlichen Fir­
men (bzw. Aktien, Warenlager) und Grundstücken an 
Nichtjuden verwendeten die Nationalsozialisten den 
Begriff "Arisierung". Nach ihrem Verständnis war dieser 
Vorgang die Verwandlung des "raffenden jüdischen Kapi· 
tals" in "schaffendes arisches Eigentum". 
Bei der näheren Untersuchung dieser Art von Bcsitzwech· 
sei ergeben sich eine Reihe von Fragen: 
- Mit welchen Methoden haben die Nationalsozialisten 

die "Arisierung" der Wirtschaft erreicht? 
- Welche Ziele verfolgten sie dabei? 
- Welche Institutionen (bzw. Organisationen) haben 

dabei mitgewirkt? 
- In welchen Zeitabschnitten kam es gehäuft zu Verkiiu­

fen? 
- Wer hat von den "Arisierungen" profitiert? 
- Wie sa h die praktische Durchführung der Verkäufe 

aus? 
Welche Firmen waren vom Terror der Nationalsoziali­
sten besonders stark und welche weniger stark betrof­
fen? 

- Wie reagierten die jüdischen Geschäftsleute auf die 
antisemitischen Maßnahmen? 

In der wissenschaftlichen Literatur ist es vor allem Helmut 
GenscheP, der sich mit den sogenannten Arisierungen 
grundlegend befaßt hat. Daneben sind in den Standard­
werken über die Judenverfolgung, z.B. bei Adam und Hil­
berg2, ebenso in der wirtschaftsgeschichtlichen Darstel­
lung von Boelcke3, einzelne Kapitel zur Arisierungspro­
blematik enthalten. 
Von diesen Arbeiten ausgehend, läßt sich der Prozeß, in 
dessen Verlauf die wirtschaftliche Existenz der Juden ver­
nichtet wurde, folgendermaßen skizzieren: 

Nach den Rcichst.1gswahlcn vom 5. M~rz 1933 begann die 
erste Welle der .lntas~nutasthcn Gesetze und r errorakte, 
die am 1. April mll dem von NSDAJ> und SA organasieneo 
Boykott ihren Höhepunkt erreichten und bereits un Som­
mer 1933 wieder gestoppt wurden, da man fUr m:mche 
Wirtschaft!i7wcage Produktionsstockungen und Export­
rückgänge befürchtete Der Reichsannennwmter Frick er­
klärte tmjanuar 1934 die Wirt~chaft wr T abuwue für an­
tijüdische Maßnahmen. 1 Trotzdem kam es in der Folge­
zeit immer wieder zu .,EinzeJakt1onen" gegen von Juden 
betriebene Geschäfte und Kaufbäuser. Die zwettc Periode 
schärferer V ('rfolgung lag im Sommer und Herbst 1935 
1936 und 1937 schienen relativ .,ruhige" Jahre gewesen zu 
sein. Gleichwohl wurde von den Nalionalsozialisten eine 
Strategie verfolgt, die sich al~ wirksam erwies: Durch Boy­
kotte, antJ~cmiuschc Propaganda, Brandmarkung von Ge­
~chäften, schwa.rzc Listen, Erschwerung der W crbung, 
Drohungen, Kontrollen usw. versuchte man, die Juden in 
ihrer wirtschaftlichen Betiittg\tng det~utig zu behindern, 
daß sie sich zum .,freiwilltgcn" Verkauf ihrer Firmen an 
,.A11er" entschlossen. 
Daneben fand bereits ab Fruhphr 1933 etn "Säubenmgs­
prozclr' in der Wirtschaft statt. Juden wurden aus den 
Aufsichtsräten und Vorständen größerer Firmen 
gcdrängt5, jüdische Angestellte verloren ihren Arbeits­
platz in "deutschen Setneben ", 01es gc~chah entweder 
auf Gmnd der politischen Übcrnugung der Firmcninha­
bcr, teilweise auch erst auf Druck der nationalsozialisti­
schen Betriebszellenorganisatton (NSBO), oder um von 
vorneherein jeglichen Schwierigkeiten aus dem Weg /U 

gehen. 
Obwohl es von Regierungsstellen immer wieder Bestre­
bungen Lur grundsätzlichen Beschrän lcung der wirtschaft-

l Hel~ut Genschel: Die Verdrä"!gung der J.uden aus der WirtKhaft im D~itten Re1ch, G?ningen .1966 .. 1. Uwe Dietrich A_dam:Judenpolitik im Dnt­
len Re1ch, Düsst'ldorfl972, Tübmger Schnften zu1 Soz•al-undZettge\ch•chtc 1. Rau I H1lberg: Du: Vemtchtung der europa•sc?en)uden. Dte Gesamt­
g(schichte des Holocaust, Berlin 1982. J Willt /1.. Boelcke: D1e deutsche Wirtschaft 1930-1945. Interna des Re•chswmschattsmmistenums, Ot.isst'l­
dorf1983. 4{n Fricks Erlaß findet sich ft.irdie Forderung, die Juden m der WmschJft zu ~chonen, folgende Formulierung: ,.ln~be~ondere ist c~ ni<'hl 
angebracht, ja sogli bedenklich, wenn die Grundsätze des§ 3 BBG, deisogenannten ,AmrpJrJgr~phen' ( ... ) aufGebiete ausgedehnt werden, furd1e 
sie überhaupt nicht bestimmt sind. Es _gilt dies insbesondere, wte die natlona.lsozialisusche Reg1erung 1mmer wteder erklärt hat, von der fre1en Wtrt· 
schaft." (Mmisterialblatt ft.ir die prcußtsche innere Ve.rwaltung, 19~4. S. 159t. (im fol.genden Zittert J~s. MB Pr V), ~benso: MB Pr V. 1934, Spalte 983-
85). 5 In Kassel wurde z: B. i.m Jah~e 1933 der Bankte~ Buuch Ehas gezwungen, semegroßen Bctel!tgungen be1 d~r S~hui~-Hohenlohe ~G. deren 
M1tbeg:ründer er war, soWle bet der Ftrma Kar! & Co. auftugeben und aus dem Aufstchtsrar auszuscheiden. Em Be•sptel ffir d1c PcrsonalpolJtJk großer 
Ftrmen im Jahr 1933 findet sich in der Entschädigungsakte von Roben H., der Direktor erner ursprüogltch zum Karstadt·Konzcrn gehörenden Fabrik 
WJ.r: .,Als am l. April 1933 im Zuge der Arisieruog der Rudolph Karstadt AG slmtlicht' JÜdischen Direktoren und Angestellten enrlassen werden 
mu~ten, verwandelte die Firma Rudolph .K.Jrstadt AG d•.e Kas~clcr F.abnk m eme selbstän~•ge AktJengesellsch~ft untt;r dem Namen ,Kasseler Druk­
kere• und Färberei AG Kassel'. Schon in d1eser Zelt bat mtch der Aufsichtsrat der neuen !l.ktltngesdhchaft, auf d1e offiz1elle Berufung m den Vorstand 
tu ve':Zichten, erteilte mir jedoch eine Vollmacht,. die es mir ermöglich!e. mt.l den gl~1chen Rechten wie ~as allemige Vorstandsmitglied. Fabrikd1rek· 
IM Fntz A., zu arbeiten. Gehalt und Gewmnberetllgung w..ren genau du: gk1~hcn w1e von Herrn A. ( ... ). Resa~.rung~pras1dcot 10 DJrmstadt, Außen· 
)teile Wiesbaden, Amt fur Wiedergutmachung (im folgc:nucn zitiert .th: Ent~chädigung&Jkt(n), Enuchäo1gung>Jktc Robctt II. 
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Iichen Tätigkeit der Juden gab, kam es vor 1938 nur zum 
teilweisen oder völligen Ausschluß aus einzelnen Beru­
fen. Betroffen WJren u. a. Ärzte,Jurisren, Apotheker,Jour­
naüsten, Kunst- und Antiquitätenhändler. Diese Zurück­
haltung des Gesetzgebers beruhte wohl auf dem Einfluß 
des Wirtschaftsministers Schacht. Mit der Umbesetzung 
des Reichswirtschaftsministeriums-Schachts Entlassung 
erfolgte am 27. 11. 1937- war die ,.Schonfrist" für Juden 
in der Wirtschaft jedoch zu Ende. Nachdem es zu einer 
wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung gekommen und 
die Arbeitslosigkeit weitgehend beseitigt war, konnte man 
die bislang geübte Rücksicht gegenüber Juden in der Wirt­
schaft fa llenlassen. 
Beginnend mit der Jahreswende 1937 I 38 setzte eine Poli­
tik punktueller Diskriminierung ein, so wurden 7.. B. die 
Rohstoffkontingente für sog. "jüdische Firmen.,6 gekürzt. 
Gleichzeitig wurde von Paneistellen, Wirtschaftsverbän­
den und der [ndustrie- und Handelskammer ein scharfer 
Druck auf alle jüdischen Geschäftsleute ausgeübt, um sie 
zur Aufgabe ihrer Unternehmerischen Tätigkeit zu veran­
lassen. Sie wurden immer stärker von 1hren Kunden und 
Zulieferem isoüert, so daß sie starke Umsatzeinbußen 
hinnehmen mußten und zum Verkauf ihres Eigentums 
bereit waren. Dies hatte zur Folge, wie Hilberg schreibt, 
daß deutsche Unrernehmen zu Tausenden die Betriebs­
landschaft auf der Suche nach geeigneten jüdischen Fir­
men inspizterten7. Auf d1e Vermittlung von geeigneten 
"Objekten" spezialisierten sich Banken, die von den Käu­
fern neben der Provision oft auch noch Zinsen für die ver­
gebenen Kredite kassierten!!. 
In den Arisierungsprozeß schaltete sich der St.1at offiziell 
im April 1938 ein. Göring verfügte, daß alle jüdischen 
Vermögen anzumelden waren und daß jeder Geschäfts· 
verkauf genehmigt werden mußte.9 
Die Situation des Jahres 1938, d1e vtele Juden zur Emigra­
tiOn drängte, begünstigte die "arischen" Käufer in großem 
Maße. Hilberg schätzt, daß der Käufer eines .,jüdischen" 
Unternehmens kaum mehr als 75% und häufig weniger 
als 50% \Ton dessen Wen bezahlen mußtelO, Zu ähnli­
chen Zahlen kommt auch Genschel. Er nimmt an, daß 

Juden in der Zeit zwischen Frühjahr und Herbst 1938 Ver 
kaufspreise erzielt haben, die zwischen 40 und 70 OJo cle• 
Preises lagen, den ein "Arier" bekommen hätte.11 
Im Handelssektor richtete sich der Verkaufspreis nur nach 
dem Wert des Warenlagers und des Inventars. Immateriel­
le Größen wie der "Firmenwert" (Handelsmarken, Ruf: 
Lieferbeziehungen usw.) durften nicht vergütet werden. 
Während einT eil der Käufer die schwierige Lage seiner jü­
dischen Berufskollegen zur eigenen Bereicherung aus 
nutzte, war ein anderer Teil durchaus bereit, einen ange 
messeneo Kaufpreis zu zahlen. Je früher sich ein jüdischer 
Geschäftsmann zum Verkauf entschloß, desto größer war 
die Möglichkeit, einen für ihn akzeptablen Preis zu erhal­
ten. Vor allem in der Zeit vor 1938 waren die jüdischen 
Verkäufer nicht völlig hilflos. Nach Hilbergs Einschät 
zung war die "Arisierung" viel1eicht "die einzige Phase de~ 
Vernichtungsprozesses, in der die Juden einen gewissen 
Handlungsspielraum, die Gelegenheit, Deutsche gegen 
Deutsche auszuspielen, und die Möglichkeit zur Anwen· 
dung einer Verzögerungstaktik besaßen."l2 
D1e Verdrängung der Juden aus der Wirtschaft wurde 
nach der sogenannten .,Reichskristallnacht" forciert zum 
Abschluß gebracht. Die "Verordnung zur Ausschaltung. 
der Juden aus dem deutschen Wirtschaftsleben" vom 12. 
11. 193813 verfügte die Schließung der von Juden betrie­
benen EinzelbandelsverkaufsstelJen, Versandgeschäfte, 
Bestellkontore und Handwerksbetriebe bis zum Jahres 
ende. Diese Verordnung wurde komplettiert durch die 
.. Verordnung über den Einsatz des jüdischen Vermö­
gens"14 vom 3. Dezember 1938. Sie gab die Grundlage Hir 
die "Arisierung" des gesamten jüdischen Besitzes ab. 
Infolgedessen konnten Juden auch gezwungen werden, 
binnen eir1er bestimmten Frist ihren Gewerbebetneb zu 
veräußern. 
Oamtt war aus der .,Arisierwlg" .mfgrund "freiwiJ!Jger" 
Verträge eine "Zwangsarisieruog" aufgrund von staatlt­
chen Verordnungen geworden. 
Ende 1938 war die wirtschaftliche Lage der deutschenJu· 
den aussichtslos, die meisten mußten von ihrem Kapital, 
von Renten oder von Unterstützungen leben.15 

c. Die Nationalsozialisten benutzten den Begnff ~iüdischc Firma ö' um Firmen mit jüdischen Lnhabern zu diskriminieren. Davon abgesehen 1st e$ oh 
nebin l?roblematisch, von "jüd1schen Firmen" zu sprechen, denn schließlieb kann nur ein Mensch einen jüdischen Glauben haben, rucbt eine Fmna 
Wenn an dc:r folgenden Darstellung d1ese n.Hionalsozialistischc Bezeichnun~- in Anfiihrungszeichen gesetzt - verwendet wird, 10 geschieht du:.uuo 
p1agmatischen Grün9m. 7 Hilberg, a.a.0.(2). S. 75. ~ Besonders cngag1crt in der .Arisierungsfrage" war die Dresdner Bank. S1ehe Genschel, 
a.a.0.(1 ), Seite 156. Ublich war eine Provision von 2 Ofo des K3ufpreises. Ein Beispiel au~ K.usd: Beim Verkauf der Roßhaarspinnerei V. Oppenheim 
Söhne wurde dieser PrOVISionssatz an die Deutsche Bank gezahlt. Informalionen überdie aktive Bereilizung der Deutschen Bankam .Amierungspro­
giJmm~ sind in einerneuen Publikation enthalten: O.M.G.U.S. (Offict ofMilitary Govemment for Germany, United States Financ.e Division- Fi 
nJncial fnvestigation Section): Ermittlungen gegen die Deutsche Bank. -1946/47-, Ubersetzt und bearbeitet von du Dokumentationsstelle zur NS 
Politik Hamburg. Verlegt bei Franz Greno, Nördlingen 1985. q Verordnung vom 26. April J 938, in: Reichsgesetzblatt 1938 I, S. 414 (im folgenden 
zitiert: RGBI) IOHilberg, a.a.0.(2), S. 100. II Genschel, a.a.O.(l). S. 156. 12 Hilberg, a.a.0.(2),S. 72. ll RGBl1 938 1, 5.1580. t4 RGBI19381. S 
1709. 15 VgJ. Jüdisches Leben in Dcumhland. Selbstzeugnisse zur Sozialgeschichte 1918-1945. Hrsg. von Monika R1charz, Sruttgart 1982, Veröl 
fem:lichungen des Leo-Baeck-lnstituts, Seite 50. 
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Nach dem rechnerischen Kalkül fuhrender Nationalsozia­
listen - so folgert Pätzold - solJte der Verlust der wirt­
schaftlichen Existenz die Emigrationsbereitschaft för­
dern. zumal ,.der Jude" als innere Gefahr. zumindest als 
Unsicherheitsfaktor im geplanten Kriegsfall gaJt.lo Auch 
Adam sieht einen Zusammenhang zwischen der intensi­
vierten Kriegsvorbereitung und dem Hinarbeiten auf die 
endgültige Ausschaltung des deutschen Judentums: 
,.Neben den rassischen Überlegungen stand dabei wohl 
gleichberechtigt die Hoffnung, durch die entstehenden 
Vermögensgewinne den Fortgang der Aufrüstung zu fi­
nanzieren."l7 Einen erheblichen Teil derGeldbeträge, die 
die Juden im Verlauf der "Arisierungen" als Bezahlung fi.ir 
ihre Firmen erhalten hatten, kassierte das Reich mit Hilfe 
7.Weier Vermögensabgaben, der "Reichsfluchtsteuer"' und 
der "Sühneleistung". Ihr gemeinsamer Ertrag, so errech· 
nete Hilberg, betrug im Steuerjahr 1938 (1. April1938 bis 
31. März 1939) 5% der gesamten Steuereinnahmen jenes 
Jarues.18 Mit Blick auf die Verordnungen der folgenden 
Jahre läßt sich feststellen, daß die "Arisierung" der Wirt­
schaft der erste große Schritt zur Konfiszierung des jüdi­
schen Vermögens war.19 
Die Nutznießer des jüdischen Eigentums mußten auf· 
grundder Verordnung vom 3. Dezember 1938 (mit Rück­
wirkung bis zum 26. April 1938) eine Arisierungsaus­
gleichsabgabe zahlen. Das Reich war bestrebt, den DitTe­
renzbetrag ("Entjudungsgewinn ") zwischen Kaufpreis 
und tatsächlichem Verkehrswert zu kassieren. Jedoch 
besonders hohe Einnahmen wurden dabei nicht erzielt.20 
Außer der Staatskasse profitierten von der "Arisierung" 
die NSDAP, Teile des Mittelstandes und insbesondere 
viele kapitalkräftige Großunternehmen. Das Hauptziel 
der NSDAP war Genschels Einschätzung zufolge, "die 
Wirtschaft nationalsozialistisch zu durchsetzen, ,alte 
Kämpfer' zu befriedigen, die Partei und ihre angeschlosse­
nen Verbände (DAF, NSV u. a.) am jüdischen Eigentum 
zu bereichern".21 
Die Stärkung des Mittelstandes war offiziell das wichtigste 
wirtschaftspolitische NebenzieL Dies geschah, wie Gen­
schel formuliert, "auf die primitivste Weise, die es gab: 
durch Ausschaltung lästiger Konkurrenten".22 Ein be­
trächtlicher Teil der "jüdischen Betriebe" wurde nicht 
weitergefiihrt, und zwar entweder aufgrund mangelnder 
Rentabilität oder fehlender behördlicher Genehmigung. 
Nach dem Erlaß des Reichswirtschaftsministers vom 5. 
Juli 1938 konnte die "Arisierung" eines "jüdischen Betrie­
bes" abgelehnt werden, wenn es am Ort in der betreffen-

den Branche ohnehin schon zu vtde Geschäft~ g.lb. So­
mtt wurde durch die Auflösung .,jüdi~cher Pirmt:u" vtel­
t:1ch d;lS Problem der Überbe~ctt:ung gelöst. Für den .,ara­
sehen .. Gesd1älümann wat das zwar kuc?frisug emc Kon 
kurrenzerletcht~rung, doch die LilJUid.uion .,jüdischer Be­
triebe" bm nicht so sehr dem Mittelstand. so!ldctn VIel­

mehr den "arischen" Grol~untcrnehmen zugute, Jie 1hre 
Position ;luf dem deutschen Markt bedeutend ausb.tucn 
konnten. ,.lnsges.lnH w.H die Verst:irkung der KonzcntrJ• 
110n in der Industrie und tn1 Bankwesen, m gcnngcrem 
Maf~c .1uch im Handel, für dH: Wuhch.llt d.ts wichtig~te 
bleibende: Er~ebn1s der Aristerung".23 Als eilt Nebeneffekt 
bei der Liquidation von Teilen der mittdstänJm:hcn Be· 
triebe erwtcs es sich, daß zus:itzlichc ArbeitskraH.c fur dte 
Rüstungsproduktion frei wurden. 
Bevor dtc: AnsJerungsvorgJngc in der Stadt Kassel näher 
untersucht werden, sind zunJc.hst noch cuuge Bemerkun­
gen zur Quellenlage erforderlich. Aus der NS-Zeit ist rela· 
tiv wenig Material erhalten geblieben. Dagegen gibt es 
umfangreiche Aktenbestände aus der N.l~hkncg~7.cit. ln 
einer eigens fur die Rulkfuhrung des Veunogens vo11 Ju­
den und .1ndercr V erfolgter eingcrichtctt:n Bchorde. dem 
Landesamt Hir Vermögenskontrolle und Wiedergutma­
chung, lagern die Vcrmögenskonuoll- und Rückcrsl ,lt· 
tungsakten. In einer weiteren Behörde, die dem Regte· 
rungspräsidenten in Darmstadt untersteht, befinden sich 
die Entschädigungsaktco, in denen ~-~ tn erster l.in1c um 
die Wiedergutmachung 'ichwcr zu qu.llltifizierenden Un­
rechts {.,Pcrsonemchäden") geht. Der VorlJufer dtt:ses Ak­
tenbestande~ i~t im Stadtarchiv in Kassel vorhanden. Es 
h.todelt steh dabe1 um die Akten der Anmelde- und Vor· 
prüfsteHe fur Wiedergutmachung (A5/55). Darin enthal­
ten ist der Schriftverkehr des Spezialreferats ftir )\luische 
Angelegenheiten (.1u~ dem Zeitraum 1946/ 47). 
AJI djese N.t~ .. bkricgsakten etwei'ien sich in mehrerer Hin­
sicht als problematisch: Dtc lllthnen enthaltenen Aul.sa· 
genwerden oft nicht mit Dokumenten belegt, sondern b.1 
~ieren auf Erinnerungen. Die Schnftstückc smd oh so ab­
gefaßt, daß sie die eigenen materiellen I ntercssen in einem 
günstigen Licht und die Argumente der Gegenpartel als 
ungl.1Ubwürdig erscheinen lassen. 
Die Akten aus der NS-Zeit, die Material über "Jüdische Ftr­
men,. enthalten, sind im wesentlichen nur dret Bestände: 
Die Akten de~ Stadtverkehrsamts Kassel au~ der Anfangs­
zeit des "Dritten Reiches". die Steuerakten verschiedener 
Firmen aus dem Bereich des Finanzamts Kassel, die Devi­
senakten der Devisenstelle K<Js~cl. 

lt> Verfolgung, Vertreibung, Vernichtung. Dokumente des fasch•~ll~<"hc:n Anh~tmlll~rnu) 1933 b1) 11J4.l.lmg. von Kurt I'Jtzold. hJitkfurtiM. 19!!4, S. 
144. 17 Adam, a.a.0.(2), S. 183. 18 Hilberg, a.J.0.(2), S. 103. 19 Gcmchel, 11 • .1.0.(1). S.Z13. 111 S1ehc ~t.ltJSllk 10 Hdberg . .t .a.0.(2). ~. ~8 't 
Genschd, a.a.O.(l), S. 214. Zl Derselbe, S. 214. n Derselbe, S. 21-1. 
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Während steh der erste Bestand im Stadtarchiv Kassel be­
~indet, lagern die beiJen anderen im Landesamt fUr Ver­
mögenskontroJie und Wiedergutmachung in Frankfurt. 
Der dort ebenfJlls vorhandene Aktenordner mit dem 
Sl.hriftverkehr des Gauwirtschaftsberaters in Frankfurt 
über d1e Ansierungsvorgänge der Jahre 1938/ 39 erwies 
~tch al~ sehr hilfreich, zumal er ..tuch Kasseler Firmen be­
trifft. Dagegen gibt es in den erhaltenen Akten des Poli­
zei- und des Regierungspräsidenten keinerlei Hinweise 
.mf Arisierungsvorgänge in Kassel. 
Zusammenfa~send gilt: Über einige (metst größere) Fir­
men ist umfangreiches Material vorhanden, über .andere 
gibt es nur MJterialaus einem bestimmten Zeitabschnitt 
(häufig. die Jahre 1928- 1932), und bei einer beträchtl i­
eben Zahlläßt sich oft noch nicht einmal der genaue Zeit· 
punkt des Verkaufs bzw. der Liquidation ermitteln. 
Aufgrund der reLht lückenhaften Materialbasis ist eine 
breitangelegte Untersuchung, die die emzelnen Etappen 
der wirtschaftlichen Diskriminierung bis zur totalen 
"Ausschaltung" ausführlich beschreibt, ebensowenig 
möglich wte eme empirische Analyse des Rückgangs der 
von Juden betriebenen Pirmen in Kassel. 
Wir haben un~ entschieden, uns auf die Geschichte ein­
zelner bedeutender Firmen zu beschränken. Bei der Aus­
wJhl der zu untersuchenden Firmen wurden in erster Li­
nie Industriebetriebe bcrüc.ksichtigt. lm Mittelpunkt des 
Aufsatzes steht die Geschichte der drei von Juden betrie­
benen Schwerwebereien (Baumann & Lederer AG, Fröh­
lich & Wolff, Gottschalk & Co. AG), da sie Kassel zu ei­
nem der Zentren der Schwergewebemdustrie in Deutsch­
J.wd gemacht und in hohem Maße zur industriellen Ent· 
wacklung der Stadt beigetragen haben. Ein Teil der Inha· 
ber dieser Fmneo war auch an der} ute-Spinnerei unJ-We­
berei Kassel beteiligt. Obwohl diese vier Textilindustrie­
betnebe im gleichen Zeitraum (Anfang 1938) "arisiert" 
wurden, so hat jede einzelne Firma trotz vieler Gemein­
Samkeiten doch einige Besonderheiten aufzuweisen, auf 
die näher einzugehen lohnt. 
Als ergänzende "Fälle" wurden zwei "Arisierungen" aus 
einem früheren Zeitabschnitt ausgewählt, die untereinan­
der erhebliche Gegensätze darstellen. Es handelt sich hier­
hei um die Farben- und Lackfabrik Rosenzweig & Bau­
mann und um die Großdruckerei und Papierverarbet· 
tungsfabrik H. Grünbaum (1862 gegründet). 
Zumindest mit einer kurzen Erwähnung sei noch auf an­
dere bedeutende vonJudengeführte Industrie- und Hand-

werksbetriebe hingewiesen (in Klammem jeweils d.1s 
Gründuogsjahr): die Metallwerke Lieberg & Co (1679). 
die Roßhaarspinnerei Victor Oppenheim Söhne (1833), 
FahrrJdfabrik und -versand Sigurd GmbH (1919), die Pa 
pierwarenfabrik H. Wertheim Söhne {1872), die Nährmit­
telfabrik Schüle-Hohenlohe AG (1901) und der Bauge­
werbegroßbetrieb Gehrüder Hallo (1816). 
Wie in anderen Städten hatten die Juden auch in Kassel 
eine dominierende Stellung im Bankgewerbe gehabt, dae 
aber schon Anfang der dre1ßiger Jahreaufgrund der Wirt­
schaftskrise gebrochen war. Die folgende Untersuchung 
beschränkt sich auf die Geschichte der bedeutendsten 
Bank, des Privatbankhauses $. J. Werthauer jr. Nachf. 
(1854). Weitere Bankhäuser waren: Gebrüder Scharreu­
berg (1868), M. Elias Kaufmann's Sohn KG (1870) und 
Rudolf Ballin & Co. 
Bei den vielen "jüdischen Firmen" im Handelssektorl4, in 
dem 1933 im Reichsdurchschnitt über60 Oio der jüdischen 
Erwerbstätigen beschäftigt warenl5, reichte das Doku­
mentenmaterial weder in quantitativer noch in qualitat1· 
ver Weise aus, um einzelne Firmengeschichten zu schrei· 
ben. Daher werden auf einer globalen Ebene typische Vor­
gänge bei der endgültigen Verdrängung der Juden aus dem 
Handelssektor analysiert. 
Dagegen wird so detailliert wie möglich die Durchführung 
der "Arisierung" der oben erwähnten sieben größeren Fir­
men dargestellt. Jedoch greifen Fragestellungen, die sich 
nur mit den Verkaufsvorgängen beschäftigen, zu k-urz, da 
hierbei oft nicht erklärt werden kann, warum eine Firma 
zu einem frühen, eine andere zu einem späten Zeitpunkr 
"arisiert'' wurde. Die Verkaufsbereitschaft der jüdischen 
Firmeninhaber hing von ihrer Einschätzung der Ziele und 
Methoden des NS-Regimes, dem gewissen Schwankungen 
unterliegenden politischen Druck, den Hindernissen bct 
der Emigration und vor allem vom wirtschaftlichen Erfol~ 
der Firmen ab. Dieser hing erstens davon ab, in welchem 
Maß es den Firmen gelang, sich von den negativen folgen 
der Weltwirtschaftskrise zu erholen, und zweitens davon. 
in welchem Maße sich die Boykottm:tßnabmen auf dtt 
Umsatzentwicklung auswirkten. Daher wird die Darstel· 
lung der "Arisierung" der einzelnen Firmen jeweils mit et· 
ner ausfuhrliehen Vorgeschichte eingeleitet. 
Die Struktur des Aufsatzes, d.h. die Gegenüberstellung 
von sieben Firmengeschichten, bringt es mit sich, daß ei­
nige Themen, wie z.B. der Boykott, an mehreren Stellen 
behandelt werden. 

14 Du~ Namen der 1ahlrcachen TextaJ·und Schuhgcsda.ifte. ebenso die der Papierwarcn·, Holz·, Eier-, Felle- und Häute· sowie di~ der pharmazeuu 
<chen ßed.arf~artikelhJndlungen ~ind 111 dem AuhJtY. vun Wolfg.tng Prinz abgedruckt. 15 Zahlenangabe aus: Judisches Leben in Deu1schllnJ 
.a.a.O.( 15). ~. 20. 
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WE~BEDRUCKSACHEN. IPACKUNGEN F8R AL:LE BRANCHEN 
KWNSTLERPLAKATE, 018TEN UNO BEUTEL. FALTSCHACHTELN 

Cs;ll Cossel, 23 . Fubruar 

• 
· An das 

F i n a n z a m t , 

= 
Briefkopf der Firma H. Grünbaum aus drn zwanziger fahren 

Fallstudien zur "Arisierung" der Industrie und des Bankwesens 

Die Papierwarenfabrik und Großdruckerei H. Grünbaum 

Die ersten beiden Fälle kann man bei einer groben Be­
trachtung als frühe "Arisierungen" bezeichnen. Anders als 
1938 geschahen die Kapitalübertragungen von Juden auf 
.,Arier" noch fre iwi ll ig, zwar unter dem allgemeinen poli­
tischen und wirtschaftlichen Druck, aber ohne konkrete 
Bedrohung. D ie Verkäufe fanden im November bzw. De­
zember 1935 statt. 
Bei der .,Arisierung" der Papierwarenfabrik und Groß­
druckerei H . Grünbaum kam es zum Zusammenwirken 
dreier Faktoren: 
die Neuorganisation des Drucks der NS-Presse, 
die großen wirtschaftlichen Schwierigkeiten eines .,jüdi­
schen Betriebes", 

das Interesse eines "verdienten Parteigenossen", seine Fir­
ma zu erweitern. 
Der Vorgang entwickelte sich folgendermaßen: 
Die Firma H . Grünbaum (Kassel, Wolfhager Str. 55) arbei­
tete seit 1926 mit erheblichen Verlusten. Die Zahl der 
Arbeiter mußte bis 1933 ständig reduziert werden: 
1913: 273 Arbeiter, 1928: 165, 1930: 95, 
1934: 126 Arbeiter und 22 Angestellte.26 
Nach Aussagen von einigen ehemaligen Angestellten der 
Firma war die schlechte Geschäftslage hauptsächlich auf 
die alten und unrentablen maschinellen Einrichtungen 
zurückzuflih ren. 
Die Firma war ab September 1932 nicht mehr in der Lage, 

26 Landesamt fiirVermögenskontrolle und Wiedergutmachung Frankfun (1m folgenden Zitiert als Landesamt). Finanzamts-Akten der F1rma H. Grün­
baum. 
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die tilgungsplanmiifEgen Leistungen fUr ihr Bankdarlehen 
zu zahlen und stellte daher einen Umschuldungsantrag. 
1933 brachte d1e Boykottpolitik eine weitere Verschlech­
terung der wirtschaftlichen Lage der Firma. So wurde die 
Pirma durch den Magi~trat der Stadt Kassel konsequent 
von der AuftrJgsvergabe ausgeschlo~sen, und zwar entge­
gen den Richtlinien der Reichsregierung über die Vergabe 
öffentlicher Aufträge. Dieser Vorwurfist in einem Schrei­
ben des Geschäfts!lib rers der Ftrma vom 7, 8. 1933 an das 
StJdtverkehrsJmt enthJilen. Darin heißt es u.a.: "Nach 
Ziffer 3 dieser Richtlinien (des Rcichskabinetts, d. V.) 
kommt ein grundsätzlicher Ausschluß nichtarischer Fir­
men von der Vergebung öffentlicher Aufträge nicht in 
Frage. Ich bitte daher höflichst, für die Folge mir die ein· 
schlägigen Anfragen w1eder zugehen zu lassen und m1r 
Gelegenheit zur Abgabe von Angeboten zu geben. Durch 
den seither geübten völligen Ausschluß meiner Firma 
vom Wettbewerb wird nicht nur meine Firma als solche 
gc~ch.ldigt. sondern es besteht auch die Gefahr, daß ich 
wegen FehJens hinreichender Aufträge meine Belegschaft, 
die jetzt noch rund 130 Köpfe umf.1ßt, verringern 
muß."27 
Die vom Geschaftsführer der Firma H. Grunbaum er­
wiihnten Richtlinien für die Erteilung öffentlicher Aufträ­
ge vom 14. Juli 1933 waren vom Reichskabinett verab­
)Chiedet worden. um antisemitische Auswüchse (wie z. B. 
AuftrJgsboykotte) einzudämmen, doch die sogenannten 
"jüdischen Firmen" erhielten trotzdem nicht die gleichen 
Cham:en. Dies wird anhand folgender Formulierung be­
sonders deutlich: .,Was die Behandlung der Firmen an­
langt, deren Inhaber oder Jn der GeschäftsfUhrung maß­
gebend beteiligte Personen nicht arischer Abstammung 
sind, so ist an sich nach dem Grundsatz zu verfahren, daß 
be1 ~leichwertigen Angeboten deutschstämmige Firmen 
zu bevorzugen sind."21! Allerdings sollte jedoch die Lö­
sung des Arbeitslosenproblems vor .1llen anderen Überle­
gungen Vorrang haben. 
Für die ftrma H. Grünbaum ergab ~ic.:h im November 
1933 ein Ansatz. vor dem Zusammenbruch bewahrt zu 
werden. Zwischen der Firma und zehn ihrer Großgläubi­
ger, die zusammen RM 66 000,- zu fordern hatten, kam es 
zu einem Moratorium (befristeter Zahlungsaufschub}, das 
mehrfach verlängert wurde. Obwohl die Firma nicht mehr 
liquide war, stellte sie ihre Produktion nicht ein.29 
Bereits vor 1933 war man auf der Suche nach einem Käu­
fer, ab 1933 auch nach einem nic.:htjüdischen Teilh.1ber, 
.tllerdings ohne Erfolg. Erst im Dezember 1935 war ein 

Käufer da: Druckereibesitzer Edrnund Pillard;·. Diese Fir­
ma hatte schon in den zwanziger Jahren neben christli­
chen Kalendern auch rechtsradikale Flugblätter gedruckt, 
seit dem 1. 4. 19 32 die nationalsozialistische Tageszeitung 
"Hessische Volksw:tcht" bzw. "Kurhes!iische Landeszei­
tung" (KLZ).JO Prokurist in der Firma war Thorwald Nrel­
sen, der Ortsgruppenleiter der Ortsgruppe XII, Stadth,dle. 
Als Pillardy im Dezember 1935 die Mitteilung erhielt, daß 
er den Druck der KLZ mit Ablauf des Jahres an die vom 
Gauverlag Kurhessen gekaufte .,AG ffi r Druck und Verlag, 
Kassel" abzugeben habe, suchte er ein neues Betätigungs­
feld. Der Erwerb der Papierwarcnt:1brik H. Grünbaum bot 
sich als Möglichkeit zur Vergrößerung seines Betriebes an. 
Pillardy ließ sich bei den Verkaufsverhandlungen durch 
einen Strohmann von der nationalsozialistischen Vera­
Verl.tgsgesellschaft, Berlin, vertreten. Der Kaufvertrag 
wurde am 30. 12. 1935 abgefaßt. Der Kaufpreis fürdie Fir­
ma emschüeßhch der Geschäftsgrundstücke bet rug RM 
50 000. Pillardy übernahm auch die Schulden der Firma 
H. Grünbaum. Nach Abzug eines Nachlasses von 100/o 
waren dies RM 59 400. Gleichzeitig erhielt er vom Partei­
verlag, der von der Firma Pillardy eine Rotationsmaschine 
und drei Setzmaschinen übernahm. RM 70000.31 Ohne 
dieses Geld der NSDAP, das auch eine Art Abfindung dar­
stellte, wäre es PiUardy vermutlich nicht möglich gewesen, 
die Firma H. Grünbaum zu erwerben. Die Übernahme die­
ser Firma hatte zur Folge, daß Investitionen ffir neue maschi­
nelle Anlagen getätigt werden mußten, so daß es in den er­
sten Jahren nach dem Kauf zu Verlustabschlüssen kam. 
Nach der Eigentumsübertragung stellte der Gauwirt­
schaftsberater eine Bescheinigung aus, in der er die Mit­
wirkung der NSDAP bei der "Arisierung" bestätigte. Die­
ses Schriftstück hat folgenden WortiJut: "Im Zuge der 
Umorganisation der NS-Presse mul~te die Firma Edrnund 
Pillardy, Kassel, Sedanstraße 6-8, die bisher das Gauol­
gan, die Kurhessische Landeszeitung, gedruckt hatte, aus 
den besteh enden V enrägen ausscheiden. 
Die bestehenden Verträge zwischen der Kurhessischen 
Landeszeitung und der Firma Edmund Pillardy wurden in 
vollem Einvernehmen mit der Reichspresseleitung gelöst. 
Als Ausgleich fiir das durch die Umorganisation verloren 
gegangene investierte Kapital und als Anerkennung ftir 
die der Kurhessischen Landeszeitung und dem Gau gelei­
steten Dienste wurde der Firma Edmund Pillardy der Er­
werb der Papierwarenfabrik und Großdruckerei H. Grürt­
baum, Kassel, ermöglicht und der Firma Edmund Pillardy 
weitgehendste Unterstützung zugesagt . 

17 Stadtarchiv K.issel, Akten des St.:ldtverkebrsamts, A.8.80 Nr 16 (6/l). lS MBPN, Sp. 983-85 lq Lmdesaml, Akten der Devisenstelle Kassel. De­
v•senakte Firma H, Grünbaum. lo Einem Hinw~i~ aus den •m Stadtarchiv Kassel vorhandenen Entschädigungsakten zu folge hat Pillardy auch das im 
FrtihJahr !935 in K.1~sel kursierende Verzeichnis Jer ~iud•schen Firmen~ gedruckt. Jl L.Jndesamt, Vermögenskontroll-Akte PiiJardr. 

228 



Die bis dahin jüdische Firma H. Grünbaum befindet sich 
nunmehr in rein arischem Besitz. Der Inhaber der Firma, 
Handelsgerichtsrat Edmund Pillardy, und auch sein Mit­
arbeiler, Direktor ThaiWald Nielsen, ~ind P:ntcigenos­
scn."32 
In der Nachkriegszeit wurde über die Frage, ob die Höhe 

des Kaufpreises angemessen wJr, gc~trittcn. SchlidS!ich ci­
tllgte man sich am 26. 11. 1949 in einem Vergleich. Ed­
mund Pillardy leistete eine Nachz.thlung von DM 
35000,-. In Anbetracht der Währungsreform ist dies ein 
rech t hoher Betrag, der auf einen hohen ,.Aristerungsge­
winn" im Jahre 1935 schließen läßt. 

D ie Farben- und Lackfabrik Rosenzweig & Baumann 

Die Farben-, Glasuren- und Lackfabrik Rosenzweig & Bau­
mann war aus der im Jahre 1818 gegründeten Fim1a L.). 
Rosenzweig hervorgegangen und hatte Steh zu einem der 
angesehensten und wirtschaftlich erfolgreichsten Kasseler 
Betriebe entwickelt. 
Die Firma bestand aus drei Einheiten: dem Werk Wil­
helmshöhe (die Farbenfabrik in der WiLhelmshöher Allee 
241) und dem Werk Niedervellmar (die Lackfabrik m der 
Holländischen Str. 320). Der Bürobetrieb befänd sich in 
der Opemstr. 2. 
Selbst im Krisenjahr 1931 erwinschaftete die Firma einen 
Gewinn von RM 75 874,- und beschäftigte 63 Arbeiter 
und 49 Angestellte. 33 lm Jahr 1933 hatte die Firma auch 
unter den Boykottmaßnahmen zu leiden. Anders als bei 
einem Kaufhaus, dem man in aller Öffentlichkeit durch 
das Aufstellen von SA-Posten die Kunden entzog, wurde 
dieser Industriebetrieb durch Auftragsboykott geschädigt. 
Der Magistrat der Stadt Kassel leistete dieser Politik tat­
kräftige Unterstützung, indem er Firmen als ,.jüdische Un­
ternehmen" denunzierte. Dazu folgendes Betspiel: Der 
Magistrat der Stadt Königsberg schickte am 12. 5. 1933 an 
den Magistrat der Stadt Kassel folgende Anfrage: "Es ist 
beabsichtigt, der Firma Rosenzweig & Baumann, Kassel, 
Lieferungsaufträge zu erteilen. Wir bitten um Angabe, ob 
es sich hier um ein christliches Unternehmen handelt und 
die Firma nicht in der Boykottliste enthalten ist." Der 
Antwortbrief des Magisuats der Stadt Kassel vom 20. 5. 
1933, der die Erteilung eines Auftrages vereitelte, hatte 
folgenden Inhalt: ,.Auflhre gefl. Zuschriftvom 12. d. Mts. 
teilen wir Ihnen mit, daß die Firma Rosenzweig & Bau­
mann, Inhaber Paul Ehrenberg und Dr. Ernst Baumann, 
Kassel, Opemstr. 2, ein jüdisches Unternehmen ist. Wir 

sind jedoch bereit. zwecks Absch 1 usscs von KaufVerträgen 
iihnlich gelagerte Firmen christlichen J lerkomrnens nam­
haft zu nuchen, wenn Sie uns mitteilen würden, um was 
fur Aufträge es sich handelt, die Sie zu vergeben haben."34 
In Anbetracht derartiger Boykottmagnahmen stellt sich 
die Frage, mit welchen Mitteln jüdische Unternehmer dJ­
rauf zu reagieren versuchten. 
Dr. Ernst Baumann35 von der Firma Rosenzweig & Bau­
mann bemühte sich ebenso wie verschiedene andere Fir­
meninhabet, vom Gaubetricbszcllenleiter Stock die 
sthriftliche Bestätigung zu erhalten, tlaß die Firma von 
der NSDAP als "deutsches Unternehmen" anerk.lnnt sei. 
Daran knüpfte sich die Erwartung, bei tlcr Vergabe öffcn I­

lieber Aufträge wieder Berücksichtigung zu findeu .. l6 

Dieses Vorgehen erwies sich in zweifacher Hinsicht als Il· 
lusion, zum einen wurden diese Bescheinigungen am 
1. November 1933 vom Reichswirtschaftsminister tur un­
gültig erklärt und keine Neuanfertigung mehr erlaubt37, 
zum anderen ließen sich die Nationalsozialisten nicht 
von ihrem grundsätzlichen Ziel, die Juden aus der Wirt­
schaft zu verdrängen, abbringen. 
D1e erwähnte Bescheinigung, die in den Akten des Stndt 
verkehrsamts vorliegt, wurde am 9.JunJ 1933 ausgestellt. 
Der Inhalt des Schriftstücks lautet: ,.Nachdem Ste sich 
verpflichtet haben, die von uns verlangte Umstellung vor­
zunehmen, erkennen wir Sie als deutsche~ Unternehmen 
an und empfehlen allen staatheben und städtischen Be­
hörden, Ihnen ihre Aufträge in der bisherigen Weise zu· 
kommen zu lassen. "38 

Dieser Tex't wirft eine Frage auC die skh nicht mit abso· 
luter Sicherheit klären läßt. Was ist mit der ,,verlc1ngten 
Umstellung" gemeint? Vermutlich geht es um die perso-

n Dieses Schriftstück wird in emem Brief des ehemaligen Prokuristen der Firma H. Grünbaum vom II!. 3. 1947 ZJtint. ~1che: ~tJJurcluv Kdsscl. AS/ 
55, Akte: Grünbaum; ebenso: Landcsamt, Vermögenskontroll-Akte Pillardy. 3J Landcsamt, Finanzamts-Akten, Firma Rosenzweig & Baumann. 
14 Stadtarchiv Kassel, Akten des Stadtverkehrsamts,A.8.80 Nr. 16 (6/1). 35 Zur Biographie von Dr. Ernst Baumann: Er stammt Jus einer Familie, dit 
schon seit Beginn des 19. Jahrhunderts in Kassel ansässig war. Geboren wurde er am 16. I. 1893 in Kassel, war Schüleram Friednch~gymnasium von 
1899 bis 1911, war Teilnehmer am I. Weltkrieg. 1918 wurde er Mitinhaber du Firma Rosenzweig & Baumann, 1933 Alleininhaber. Er starb am 2. 8 
1952 in Kassel. 36 Die Firma Rosenzweig & Baumann legte die Bescheinigung des Gaubetnebszellenleiters Stock dem Städtischen Verkehrsamt am 
14. Juni 1933 mit der Bitte vor:. Wir dürfen nunmehr wohl die ergebene Bttte aussprechen, uns bei Vergebung Ihrer Aufträge auch femerhm zu be 
rücksichtigen." (Stadtarchiv Kassel, A.8.80 Nr. 16 (611). 17 Richtlinien abgedruckt m: .B.Z. am Mittag~ Nr. 261 vom 1. 11. 1933. Em Nachdruck de~ 
Zeitungsartikels befindet sich 10 den Akten des Stadtverkehmmts (Fiugpl.11x W o~IJ.tu) 1m Sudtötrchtv K.1~sel. lM Stadtarchiv K.mel, Aktc.-n de~ Stadt 
Verkehrsamts. 
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Rosenzweig & Baumann 
Kasseler Fnrben-,Glesuren-& Laokrabrik, 

K a a s e 1 • 
=======:===============~-

laohdem Sie aiob verpflichtet baben,die von uns verlangte 

Umstellung vorzunehmen,erkennen wir Sie als deutsobes Unternehmen 

an und empfehlen alleL staatlichen und stäatisohen Bebörden,Jhnen 

ihre Auftrage in crer b~s nerigen weise zukommen zu lassen. 

Mit deutschem Grussl 
M.d.l..b. 

Dokument 1: Die Gaubetriebszellen-Leitung bescheinigt der Firma Rosenzweig & Baumann, daß sie als "deutsches Unternehmen" 
anerkannt sei. 

nelle Zusammensetzung der Firmenleitung. In verschie­
denen großen Firmen mit jüdischen Inhabern kam es 
1933 dazu, daß ein Teil der Juden aus der Firmenleitung 
ausschied und durch Nichtjuden ersetzt wurde. Bei Ro­
senzweig & Baumann verließ 1933 der eine der beiden jü­
dischen Teilhaber, Paul 0. Ehrenberg, die Firma. Weitere 
Einzelheiten überdie erwähnte "Umstellung" waren nicht 
zu ermitteln. 
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Dr. Ernst Baumann gab jedoch bald den Versuch auf, sich 
unter dem NS-Regime als jüdischer Unternehmer zu be­
haupten. Anders als z. B. die Kasseler jüdischen Textilun­
ternehmer bereitete er bereits 1935 seine Emigration vor. 
Die politischen Zustände und damit verbunden die Zu­
kunft der Firma sowie seine persönliche Sicherheit beun­
ruhigten ihn so stark, daß er am 9.11.1935 die Farben- und 
Lackfabrik verkaufte. 



Im Sommer 1935 war eine antisemitische Propaganda­
und Boykottwelle über Deutschland hinweggegangen, die 
die Nürnberger Geset7.e vorbereitete.39 Nach der Verl..iin­
dung dieser Gesetze (15. Septmber 1935) konnte niemand 
sagen, was mit den Juden geschehen würde. Die Unsicher­
heit wurde verstärkt, als Frick am 12. Oktober 1935 auf 
einer Kundgebung in Saarbrücken gesetzliche Maßnah· 
men zur Einschränkung der wirtschaftlichen Betätjgung 
der Juden ankündigte.40 Es iM begreiflich, daß aufgrund 
dieser Vorgänge bei vielen Juden die Bereitwilligkeit, 
ihren Betrieb aufzugeben, gewachsen war.41 
Der Verkauf der Firma Rosenzweig & Baumann fand ohne 
Einschaltung von Vermittlern statt. Der alleinige Inhaber 
Dr. Ernst Baumann hatte sich direkt an den Kasseler Ban­
kier Dr. Karl Pfeiffer42 gewandt und flihrte im wesentli­
chen mit ihm allein die Verkaufsverhandlungen. Auf­
grund der Bilanzen vom 31. 12. 1934 wurde ein für beide 
Seiten akzeptabler Verkaufspreis errechnet. Zur Über­
nahme der Firma wurde eine Kommandit-Gesellschaft 
gegründet, an der vier Personen beteiligt waren.43 Etwa 
zwei Drittel des KapitaJs stammte vom Bankier Dr. Pfeiffer. 
Otfene Gesellschafter waren der Nürnberger Oipl.-Ing. Ernst 
Reifren und der Kasseler Kaufinann und Chemiker Heinrich 
Jacob. Letzterer war ein langjähriger Mitarbeiter der Firma 
Rosenzweig &Baumann. Die Eintragung ins Handelsregister 
erfolgte am 9. 11. 1935 unter der neuen Firmenbezeichnung: 
Kasseler Farben- und Lackf3brikReiffen & Co. vorm. Rosen­
zweig & Baumann. Derangehängte frühere Name wurde am 
28. 11. 1938 gestrichen. 
Dr. Ernst Baumann gründete in Südafrika eine kleinere 

Fim1<1 und nahm c.laflir Maschin~n aus Deutschl.tnJ mit. 
Ein Vergleich der Geschichte der beiden Firmen Rosen · 
zweig & Baumann und H. Grünbaum l:it~t erhebliche Un­
terschiede sowohl in ihrer wirtM:haftltchen Entwicklung 
.1ls auch bei der Durchfuhrung der .,Arisierung" deutlich 
werden. 
Während sich die Papierwarenfabrik und Großdruckerei 
schon vor 1933 in großen wirtschaftlichen Schwierigkei­
ten befand, konnten weder Weltwirtschaftskrise noch 
Boykortmaßnahmen die geschäftlich erfolgreiche Farben­
und Lackfabrik in ihrer Ex1stenz get:ihrdcn. Für den loha­
ber der letzteren Firma bestand -abgesehen von der poli­
tischen Lage in Deutschland - kein unmittelbarer Anlaß, 
sich von seiner Firma zu trennen. Dagegen drängte die ge­
spannte wirtschaftliche Situation der Firma H. Grünbaum 
seit längerer Zeit zu einer Lösung: entweder Liquidation 
oder Verkauf. Allerdings bedurfte es erst der Mitwirkung 
der NSDAP, bis die Firma an einen ,,verdienten Parteige­
nossen" verkauft wurde. Der Inhaber der Firma Rosen­
zweig & Baumann hatte sich freiwillig zum Verkauf ent­
schlo~sen, und er konnte sich auch sdbst emen Käufer ~u­
chen, der einen akzeptablen Preis bot. 
Interessant ist dabei, welcher Wandel in der Einstellung 
dieses Firmeninhabers stattgefunden hatte. Während er 
noch 1933 wie viele andere jüdische Geschäftsleute be­
müht war, das Überleben seiner FirmJ unter den neuen 
politi!>chen Gegebenheiten zu sichern, h.Hte sich bei ihm 
1935 die Erkenntnis durchgesetzt, daß es fur jüdische Un­
ternehmer im nationalsozialistischen Deutschland keine 
Zukunftsperspektiven gab. 

Die Textilindustriebetriebe: 
Baumann & Lederer AG, Gottschalk & Co. AG, Fröhlich & Wolff, 

Jute-Spinnerei und -Weberei 

Zur Geschichte der Kasseler Textilindustrie: 
Von den Gründerjahren bis zu den ersten NS-Maßnahmen 

Die Entstehung der Kasseler Textilindustrie 

Die Kasseler Textilindustrie, insbesondere die Segeltuch­
weberei, geht auf die Initiative des Geheimen Kommer­
zienrates Sigmund Aschrott zurück. Er entwickelte das 
von seinem Vater 1821 begründete Leinengeschäft und 
brachte es im Laufe der Zeit zu bedeutendem Reichtum. 

Ihm ist es zu verdanken, daß Kassel Sitz einer Eisenbahn­
direktion wurde; er schuf Parks, Anlagen und Straßen in 
Kassel und gründete bedeutende Stiftungen.44 
!n seinem Textilbetrieb lernten die nachmaligen Indu­
st riellen Salzmann, Fröhlich, Wolff, Coenning und Gott· 

19 Genschcl, a.a.O.(l), Seite 98. 40 Derselbe, S. 117. 41 Dmelbc, S. 124. ~z Dr. Karl Pfeiffer, ehemals Besitzer des Privatbankhaus~s Pteiff~r. muß 
tt 1933 auf politischen Druck seine Posten .tls Filialdirektor der Deutschen Bank m Kassel und als Prä.s1dent der Industrie-und Handelskammer Kassel 
.lufgeben. 43 Siehe Treuhänder-Akte der Kasseler Farben· und Lackfabrik ReifTen & Co. im Landesamt. 44 Paul A.msbcrg: Oie jüdischen Gemein 
den in Hessen. Anfang, Untergang, Ncubcginn, Bd. I, Frankfurt/M.lin 1971, S. 423 (Hng.: Lmdesverband der judischen Gernemden in Hessen, 
Frankfurt/MJin). 
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Briefkopf tler Firma Go/lscbalk & Co. AG 

schalk die Grundlagen der aufkommenden modernen 
Textilfabrikation. Sie eröffneten etwa in der Zeit der soge­
nannten Gründerjahre eigene mechanische Webereien 
und machten Kassel zu einem der Mittelpunkte der auf­
strebenden Schwerwebereien in Oeutschland.45 
Es entstanden vier Großbetriebe, nur einer davon hatte 
keine jüdischen Inhaber (Firma Salzmann & Comp., 1876 
gegründet). Die drei anderen waren: Firma Fröhlich & 

Wolff (1866 von Salomon Fröhlich und Sirnon Wolff 
gegründet), Gottschalk & Co. AG (am 1. April1881 von 
Moritz Gottschalk und Johannes Coenning gegründet) 
und Baumann & Lederer (1890 gegründet von Martin 
Baumann u.a.). 
Oie Geschichte der Firma Gottschalk & Co.46 begann in 
Eschenstruth, einem seit Jahrhunderten bekannten We­
berdorf, wo eine Anzahl Handweber fUr die Anfertigung 
der Webwaren in Heimarbeit geworben wurde. Die Aus­
gabe des Materials sowie die Annahme der Fertigwaren er­
folgte in dem kleinen Stammhaus in Kassel. Im Jahre 1884 
wurde das Fabrikgebäude in der Nähe des Schlachthofes 
von der ehemaligen Kasseler Eisengießerei gekauft und 
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seinem neuen Verwendungszweck entsprechend um- und 
ausgebaut. Im Frühjahr 1885 wurde der eigene Betrieb in 
Kassel eröffnet und bereits 1888 aufgrundder steigenden 
Nachfrage insbesondere von Behördenstellen erweitert. 
Moritz Gottschalk hatte die innerbetriebliche Leitung 
übernommen, während Johannes Coenning fUr die Kon­
takte zu den Kunden im fn- und Ausland zuständig war. 
Nach wenigen J ahren hatte sich das Unternehmen so aus­
gedehnt, daß es 1905 in eine Aktiengesellschaft umgewan­
delt wurde. 
Im Jahre 1911 wurde Mo ritz Gottschalk in Anerkennung 
seiner Tätigkeit für die Industrie zum preußischen Kom­
merzienrat ernannt. Er war der einzige Firmengründer der 
von Kasseler Juden geleiteten Textilindustriebetriebe, der 
auch noch nach 1933 in seiner Firma tätig war. Bei der 
Machtübernahme der Nationalsozialisten war er immer­
hin schon 82 Jahre aJt.47 
In den Leitungen der beiden anderen Schwerwebereien 
hatten folgende Veränderungen stattgefunden: Die Firma 
Fröhlich & Wolff war in die Hände der Söhne übergegan­
gen: Dr. Richard Wolffund Otto Fröhlich (ohne Einfluß 

45 Hans Römhild:Johannes Coenning- Industrieller. Wohltäter und Mäzen. Siehe in: Jahrbuch des Kreises Melsungen 1972, S. 104 ff. 46 Oie Infor­
mationen zur Firmengeschichte stammen aus den beidenJubiläumsartrkeln zum 50jährigen Bestehen der Firma Gottschalk& Co. in der Kasseler Post 
und dem Casseler Tageblatt vom l. April 1931: ,50 Jahre Gottscbalk& Co." 47 Mo ritz Gottschalk wurde am 10. März 1851 geboren. Erstarb im Ja· 
nuar 1943 in Berlin, wo er untergeraucht war. 
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auf die Geschäftsfuhrung). Hauptaktionär der Firma Bau­
mann & Ledererwaren Otto Wallach und Heinz Baumann, 
letzterer schied im April 1933 aus dem Vorstand aus. 
Hinzuweisen ist auch noch auf einen weiteren von Kasse­
ler Juden geführten Industriebetrieb: die Jute-Spinnerei 
und -Weberei, Kassel. Sie ist im Jahre 1892 als Aktienge­
sellschaft durch Hermann Ruhensohn zusammen mit ei­
nigen jüdischen Geschäftsfreunden gegründet worden. 
In den folgenden Abschnitten wird die Geschichte der 
Kasseler Textilindustrie in den Jahren 1928 bis 1937 be­
handelt. Obwohl diese Firmen am Ende der Weltwirt-

schaftskrisehohe Verluste hatten oder gar am R;mdc des 
Konkurses standen, konnten sie sich in derZeit nach 1933 
recht schnell erholen und Umsatzsteigerungen und Ge­
winne verbuchen. Der Grund dafür war, daß diese Betrie­
be für die Volkswirtschaft, genauer für die Aufrüstung, 
wichtig waren. Trotz zeitweiliger Auftragsboykotte hatten 
sie unter den antisemitischen Maßnahmen nicht so stark 
zu leiden wie manch andere Firma. Das hing damit zusam­
men, daß s1ch die Boykottakttonen wesentlich stä rker ge­
gen Ladenge~chäfte als gegen Großhandels- und Indu­
strieunternehmen richteten. 

Die Krisenjahre 

Um zu verdeutlichen, welchen Aufstieg die Kasseler Tex­
tilindustriebetriebe unter dem nationalsozialistischen 
Regime genommen haben, ist ein Blick auf die Jahre vor 
1933 erforderlich. So hatte die Firma Gottschalk & Co. 
hohe Verluste, und die Firma Baumann & Leuerer hatte 
sogar den Konkurs angemeldet. Dies waren in der Welt­
wirtschaftskrise verbreitete Erscheinungen. Die folgen­
den Zahlen geben ein anschauliches Bild von der katastro­
phalen wirtschaftlichen Lage der beiden Firmen. Bei den 
Schwerwebereien Baumann & Lederer und Gottschalk & 
Co. läßt sich etwa ab 1928 ein erheblicher Rückgang der 
Umsatz- und Beschäftigtenzahlen feststellen. Der Umsatz 
der Firma Gottschalk & Co. reduzierte sich von 5,09 Mill. 
RM (1928) auf 1,88 Mi ll. RM (1932), d. h. ein Rückgang 
von 63%. 
Die Beschäftigtenzahlen entwickelten sich folgendermJ­
ßen: 
Baumann & Lederer48 
1928: 441, 1929: 311, 1930: 224, 
I. 5. 1931: 209 Beschäftigte. 

Gottschalk & Co.49 
Jan. 1928: 659, Aug. 1928: 494 Beschäftigte. 
Die Handelsbilanzen beider Firmen ze1gen, daß die Firma 
BaumJnn & Lederer härter getroffen wurde als Gottschalk 
& Co.: Während Baumann & Lederer c.lie Geschäftsjahre 
ab 1928 mit Verlusten abschloß, so galt das für Gottschalk 
& Co. erst ab dem Jahre 1930.50 Für die Firma Gottschalk 
war dies der erste Verlustabschluß seit dem 50jäh rigen Be­
stehen. 
Der Jahresverlust betrug bei Gottschalk & Co. im Jahre 
1930 119714,17 RM, bei Baumann & Lederer 384864,19 
RM. Die Firma Gottschalk & Co. wurde 1931 saniert, Bau· 
mann & Lederer im Jahre 1932. Letztere Firma hatte im 
März 193.2 sämtliche Zahlungen einstellen müssen. fmJu­
ü 1932 hatte sie mit den Gläubigern einen Vergleich ge­
schlossen.Sl 
Aufgrund des Auftragsmangels legte die Firma Gottschalk 
& Co. am 1. l. I 930 ihr Zweigwerk in Eschenstruth still. 
Die Wiederinbetriebnahme wurde später von den Nazi­
Behörden nicht mehr gestattet. 

Reaktionen auf die Boykottmaßnahmen 

Im j Jhre 1933 wurden die von mehreren jüdischen Fami­
lien betriebenen drei Segeltuchwebereien bei Ausschrei­
bungen von Behörden wie Reichswehrministerium, Mari­
ne-Arsenal (Kiel), Reichspost- und Reichsbahnzentralamt 
übergangen. Vom Rejchspostministerium kam schließ­
lich im Dezember 1933, nachdem sieb die Lage beruhigt 
hatte, die Bestätigung, daß wieder mit Aufträgen zu rech-

nen sei. Das Reichspostzentralamt war angewiesen wor­
den, auch "jüdische Firmen" bei Bedarf wieder zur Abgabe 
von Angeboten heranzuziehen. Aber bereits im August 
1935 verständigten sich Regierungsstellen darüber, daß so 
weit wie irgend mögl ich nur noch an "deutsche 
Geschäfte" öffentliche Aufträge vergeben werden 
sollten. 52 Nicht nur staatliche oder kommunale Behörden 

48 Stadtarchiv Kassel, Stadt-Verkehrsamt, Wirtschaftsforderung. 49 Landesamt, Finanzamts-Akten der Firma Gottschalk & Co. 50 Umsarzzahl~n 
und Handelsbilanzen beider Firmen befinden sich in der Treuhänder-Akte d. Hansa-Schwerweberei im landesam1. 51 Kasseler Tageblatt Nr. 185 
vom 7. Juli 1932. 52 Genscbel, a.a.O.(l), S. 113. 
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beteiligten sich am Auftragsboykott, sondern auch zahl­
reiche Firmen, die sich als "rein christliche" bzw . 
.,deutsche" Unternehmen bezeichneten, brachen alle Ge­
~chäftsbeziehungen zu Juden ab. Es ging sogar soweit, daß 
manche Firmen vor dem Abschluß eines Geschäfts die 
schriftliche Garantie verlnngten, daß die andere Firma 
weder "jüdisch" noch mit "jüdischem Geld fundiert" sei 
(siehe Dokument Nr. 2). 
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Dokurm:nt 2: Diese Erklärung wurde dner Kasseler Schwerwe­
berei ZJtr Unterzeichnung vorgdrgt. 

Wie reagierten die jüdischen Unternehmer auf die Boy· 
kottmaßnahmen? 1933 versuchten zahlreiche große Fir­
men - wie schon im Kapitel über die Firma Rosenzweig & 
Baumann dargestellt - von den zuständigen natioualso­
lialistischen Organisationen die Bescheinigung zu erhal­
ten, daß sie "deutsche Unternehmen" seien. Um als ein 
solches Unternehmen zu gelten, wurde ein Teil der jüdi­
~chen Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder durch 
Nichtjuden ersetzt. 53 

So verlor bereits im April l933 in der Segeltuchweberei 
Baumann & Lederer der eine der beiden jüdischen Haupt­
aktionäre, Heinz Baumann, seinen Posten als Vorstands­
mitglied. Er wurde aber weiterhin als Prokurist in der Fir­
ma beschäftigt. Bei der Schwerweberei Gottschalk & Co. 
war das Bemühen, unter dem neuen Regime zu überleben, 
so stark, daß sogar zwei Nationalsozialisten in die Firmen­
leitung aufgenommen wurden. Während noch auf der or­
dentlichen Generalversammlung am I 7. Mai 1933 der bis­
herige Aufsichtsrat mit dem jüdischen Rechtsanwalt Dr. 

Leopold Oppenheun als VorSitzenden bestätigt wurde. 
kam es Mitte August, also nur drei Monate später, auf der 
außerordentlichen Generalversammlung zur Bekanntga­
be einerneuen Zusammensetzung von Vorstand und Auf· 
sichtsrat. Aufsichtsratsvorsitzender wurde Dr. Ernst Man­
gold, der diesen Posten auch bei der Henschel & Sohn AG 
innehatte. Der neue Vorstand wurde mit zwei J uden 
(Kommerzienrat Gottschalk und sein Schwiegersohn 
Groß) und zwei Nichtjuden besetzt.54 
Auffallend ist, daß in die Firmenleitung clieser als 
"jüdisch" cliffamierten Firma zwei Nationalsozialisten 
aufgenommen wurden: in den Vorstand der Ortsgruppen­
leiter von Bettenhausen, Kar! Wirsing, und in den Auf­
sichtsrat der Stadtverwaltungsrat Hans Harms. Daneben 
fanden auch einschneidende Veränderungen in den 
Besitzverhältnissen statt: Durch den Erwerb größerer 
Aktienpakete wurde Kommerzienrat Gottschalk zum 
Hauptaktionär der Firma, der andere war das Bankhaus S. 
J. Werthauer jr. Nachf. Mit der Hälfte der Aktien in den 
Händen und zwei Nationalsozialisten in der Firmenlei­
tung gedachte er seine Stellung in der Firma zu festigen 
und das Fortbestehen der Firma unter derveränderten po­
litischen Lage zu gewährleisten. Diese Rechnung schien 
zunächst aufzugehen, wie die wirtschaftliche Entwik­
klung zeigte. Doch im Januar 1938 mußte dieser Betrieb 
"arisiert" werden. 
Wenn clie vorhergehenden Abschnitte den Eindruck er­
weckt haben, daß viele jüdische Unternehmer mit "An­
passungsstrategien" auf die politische Situation reagiert 
haben, so stellt sich nun die Frage, ob eine realistische 
Alternative dazu möglich gewesen wäre. Der Gedanke, 
den Betrieb zu verkaufen, um zu emigrieren, wurde von 
vielen jüdischen Unternehmern, die seit Generationen in 
Deutschland wohnten und patriotisch gesinnt waren, 
nicht oder sehr spät in Erwägung gezogen. Sie erwarteten, 
daß nach einer kurzen Übergangsperiode die NS-Regie­
rung abgewirtschaftet haben würde und einigermaßen 
gesetzliche Zustände wiederkehren würden. Ein Beispiel: 
Otto Wallach von der Baumann & Lederer AG war im 
1. Weltkrieg ausgezeichnet worden. Er konnte sich nicht 
vorstellen, mit welcher Konsequenz die Nationalsozia­
listen ihre Vernichtungspläne umsetzen würden. Erst als 
man ihn gezwungen hatte, seine Aktien zu verkaufen, 
bereitete er die Emigration vor. Die Bereitschaft auszu­
wandern, wurde auch schon dadurch gebremst, daß ver­
schiedene Länder große Schwierigkeiten bei der Vergabe 
einer Einwanderungserlaubnis machten und daß seit 1931 

>1 Dieser Vorgang wurde mit dem vielfach verwandten Begriff der "Gieichschaltun~( umschrieben. In den Akten findet sich nur sehrwenig und zu· 
dem nicht sehr zuverläSSI~es M~terial darüber. 54 Die Namen stehen in einem klemen Artikel auf der Wirtschaftsstile (Heimische Wirtschaft) det 
KJsseler Neuesten Nachnchten vom 16. 8. 1933; ebenso in den Handelsregisterauszügen in der Kasseler Post. 
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die Emigranten 25% des steuerpflichtigen Vermögens an 
das Reich als Reichsfluchtsteuer abfUhren mu(~ten. 
Außerdem kam es beim Umtausch in ausländische Wäh­
rungen zu extrem hohen Verlusten, da das Reich den aller­
größten Teil des umzutauschenden Betrages in Form ei­
ner Gebühr, Disagio genannt, einkassierte. Im Juli 1938 
mußte beim Transfer von Reichsmark in englische Pfund 
ein Disagio von 91,5 o/o gezahlt werden. Eine frühzeitige 
Emigration scheiterte auch oft daran, Jaß es vielfach 
nicht möglich war, den Betrieb zu einem angemessenen 
Preis zu verkaufen. Der Verkauf von Aktien der Firma 
Gottschalk & Co. wäre z. B. im Dezember 1933 höchst 
verlustreich gewesen, denn zu dem damaligen Zeitpunkt 
hatten die Aktien aufgrund der schlechten Geschäftslage 
der letzten Jahre einen geringen Verkaufswert, und außer­
dem hätte sich nur schwerlich ein Käufer finden lassen. 
Die Aktienverkäufer hätten schon sehr weit im Kurs zu­
rückgehen müssen, um einen Kaufanreiz zu bieten. Die 
Industrie- und Handelskammer kommt daher in einem 
Gutachten für das Finanzamt Kassel zu dem Ergebnis, 
.daß selbst bei emem Kurs bis zu 40% nur ein Zufall zu ei­
nem Umsatz in Aktien der Gottschalk & Co. AG hätte 
fuhren können".55 lm Vergleich dazu wurde 1938 der 
größte Teil der Gottschalk-Aktien zu einem Kurs von 
I 00% verkauft, aUerdings unter Zwang. 
Es war selbst noch im Jahre 1936 schwierig, eine Textil­
firma zu einem angemessenen Preis zu verkaufen. Dies 
zeigt das Beispiel der Baumwollweberei Elleich GmbH, 
Kassel, Schomburgstr. 3. Textilfabriken waren aufgrund 
der ungenügenden Rohstoffzuteilung in ihrer Kapazität 
111cht voll ausgelastet und konnten daher keine außeror­
dentlichen Gewinne abwerfen. Dementsprechend blie-

bt:n auch alle Gespräche mil potentiellen Käutern der 
Baumwollweberei Ellrich GmbH ohne Ergebnis: .. Die 
nicht ununterbrochen gleichmä{!ige Beschäftigung und 
dte ungünstige Möglichkeit einer genügenden Garnver­
sorgung" bereiteten Textilfabrikanten dermaßen Schwie­
rigkeiten, daß sie sich 1936 noch nicht .,zu einer Expan~ 
ston entschließen" konnten.Sb 
Das Bestreben, den Betrieb zu vergrößern, begann in ver­
~chicdcnen Bereichen der Wirtschaft erst 1936/37 tm Zu~ 
sammenh.mg mit dem Vierjahresplan und der forcierten 
Aufrüstung. "Als der Staat auf die Arisierung hinzuarbei­
ten begann. kam er damit den wirtschaftlichen Expan­
sionstendenzen entgegen. "57 

Mit einer weitsichtigen Strategie reagierte Victor Carl Op­
penheim (Inhaber der Roßhaarspinnerei V. Oppenheim 
Söhne) auf die Machtübernahme der N.ttionalsozialisten. 
Er hatte mit Wirkung vom 30. Juni 1934 eine stille Beteili­
gung an der Roßhaarspinnerei Kurt Kaufmann, Basel, er­
worben. Dies erJejchterte ihm 1939 den Neuanfang in der 
Emigration in der Schweiz.58 
Daß sich im Handelssektor größere Möglichkeiten boten, 
auf die NS-Maßnahmen zu reJgieren, zeigte das Beispiel 
der Firma Perlstein & Co., Großhandel in Schuhwaren. 
Die Inhaber dieser Firma versuchten, die Boykottpolitik 
zu unterlaufen, indem sie eine zweite Firma mit dem un­
verdiichtigen Namen "Kasseler Schuhversand GmbH" 
gründeten. Diese Firma übernahm fur die erste Firma den 
gesamten Versand an die Kundschaft.59 Die beiden Inha­
ber stellten im September 1936 ihr Gewerbe ein, betrieben 
nur noch die Liquidation ihrer Firmen und bereiteten die 
Auswanderung nach Pal.lstinJ vor. 

Umsatzsteigerungen und Rohstoffknappheit in den J ahren 1934-37 

Für die Kasseler Textilindustrie war das Jahr 1933 - trotz 
aller Boykottmaßnahmen - ein Jahr des beginnenden 
sichtbaren Aufschwungs. In der zweiten Hälfte des Jahres 
1933 besserte sich die Geschäftslage der Firma Gottschalk 
& Co., so daß die Firma in der Lage war, die Belegschaft 
um ein Drittel zu erhöhen. "Allerdings war der Wettbe­
werb um Aufträge schärfer denn je, und die Schleuderprei­
~c einzelner Firmen verfehlten nicht ihre Wirkung auf die 
Mentalität der Käufer.u60 

Das Handelsbilanzergebnis weist fUr das Jahr 1933 einen 
Verlust von RM 66 700,- aus, dagegen fUr das Jahr 1934 
bereits wieder einen Gewinn von 118200,- DM.6l 
Die Zurückhaltung von öffentlichen Stellen bei der Ver­
gabe von Aufträgen an sogenannte "jüdische Firmen" hat­
te die Firma Gottschalk & Co. nicht in ihrer Existenz be­
droht. 
Ab 1934 erzielten die Schwerwebereien Gottschalk & Co. 
und Baumann & Lederer deutliche Umsatzsteigerungen, 

55landesarut, Finanzamts·Akten der Firma Gottschalk & Co. 511 Diese Begründung ist 111 emem Schreiben des Bmkhauses A. E. W assernunn \Jber 
Verhandlungen rrut potentiellen Käufern enthalten. Brief vom 8. Mai 1936 an die Baumwollweberei Ellricb GmbH. In: Landesamt. Finanzamts-Ak­
r~n der Baumwollweberei Ellrich GmbH. 57 Genschel, a.a.O.(l), S. 146. 5& Daten zur Roßhaarspinnerei V. Oppenheim Söhne: Wert derverkauf­
ten Waren 1936: 559 000,- RM, Zahl der Beschäftigten 1936:49 Arbeiter und 7 Angestellte. Der Betrieb wechselte wesentlich später als andere sog 
.jüdische Firmen" d~n Besitzer. Der Kaufvertrag ist auf den 4. 3. 1939 datiert. 59 L.andes.amt. Finanzamts-Akten der Fmn.1 Perl~tein & Co. 1>0 Lan 
desamt, Finanzamts·Akren der Firma Gottschalk & Co., Geschäftsbericht der Firma Gottschalk & Co. vorn 20. 9. 1934. 
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wie die in der Umsatz-Übersicht zusammengestellten 
Zahlen belegen.02 Auf die Ursachen fur diese Entwick­
lung wird noch näher einzugehen sein. 
Allerdings erlebte die Firma Baumann & Lederer in den 
J.lhrcn 1934-37 einen steileren Anstieg der Umsatzzahlen 
als die Firma Gottschalk & Co., deren Umsätze zwischen 
3,3 und 3,7 Mill. RM schwankten. In einzelnen Jahren 
gelang es der Firma Baumann & Lederer, den Umsatz der 
Firrn:.t Gottschalk & Co. zu übertreffen. 

Umsarz-Übcrsicht63 
Gottschalk & Co. AG 
Jahr Umsatz in Mark 
1926 3947943 

Baumann & Lederer AG 
Jahr Umsatz in Mark 
1932/33 808396 (11 Mon.) 

1927 5631372 
1928 50906 7 6 
I 929 4436864 
I 930 3169708 
1931 2624907 
1932 1889483 
1933 2168241 
1934 3385197 
1935 3415687 
1936 3793181 
1937 3761750 
1938 4646353 
1939 5068022 
1940 5224321 
I 941 5548788 
1942 5233818 

1933/34 1628773 
1934/35 3204279 
1935/36 3990067 
1936/37 4711793 
1937/38 4415865 
2. Halbj. 
1938 
1939 
1940 
1941 
1942 

2404955 
4391900 
5519212 
5748080 
5058448 

Nach der Fusion zur Hansa Schwerweberei AG 
1943 7340009 
1944 2184092 
1945 253019 
1946 699835 
1947 1475553 
1948 3585401 
1949 4546687 

Die Umsatzsteigerungen der beiden Segeltuchwebereien 
in den Vorkriegs- und in den folgenden Kriegsjahren dürf. 
ten im wesentlichen auf Lieferungen :.tn öffentliche Auf-
1 raggeber zurückgehen. Nach Aussage des Vorstandsvor­
sitzenden von Baumann & Lederer, Otto Wallach, ist es 
"der Firma nach der Pleite von 1931 dank der Aufrüstung 
besser gegangen denn je zuvor" .64 

Bei Baumann & Lederer betrug in den Vorkriegsjahren der 
Anteil der unmittelb.1ren Lieferungen an das Reich und 
die Behörden bereits etwa die Hälfte des Gesamt­
umsatzes:65 
Geschäftsjahr 

1935/36 
1936/37 
Juli- Dez. 1937 
Juli-Dez. 1938 

Lieferungen an 
Reich u. Behörden 
48,2 Ofo des Umsatzes 
49,3 0/o des Umsatzes 
44,2 1\'o des Umsatzes 
63,3% des Umsatzes. 

Bei der Firma Gottschalk & Co. hielt sich dieser Anteil im 
wesentlichen bei etwa 30% des Umsatzes. 
Geschäftsjahr Lieferungen an 

Reich u. Behörden 
1936 
1937 
1938 

30,9 Ofo des Umsatzes 
28,2% des Umsatzes 
28,8 Ofo des Umsatzes. 

Bei der Firma Baumann & Lederer ist der steilere Anstieg 
der Umsatzzahlen in den Jahren 1934 bis 1937 durch den 
höheren Anteil an öffentlichen Aufträgen zu erklären. In 
der Umsatz-Übersicht Hillt außerdem noch besonders auf, 
daß es bei der Firma Gottschalk & Co. im Jahre 1938 zu 
einer sprunghaften Umsatzsteigerung kam. Ob dies durch 
das Ausscheiden des jüdischen Firmeninhabers und 
Hauptaktionärs bedingt ist, läßt sich nicht belegen. Ge­
nauso gut könnte dies ein Resultat der verstärkten Aufrü­
stung sein. Auch bei der Firma Gottschalk & Co. änderte 
sich in den Kriegsjahren die Zusammensetzung des Um­
satzes. Der Anteil der Lieferungen an das Reich und die 
Behörden betrug 1939 42,4 Ofo, 1940 bereits 74,3 Ofo des Gc.-­
samtumsatzes. 
Oie dritte von jüdischen Familien betriebene Kasseler 
Schwerweberei, die Firma Fröhlich & Wolff, konnte 
ebenfalls in den Vorkriegsjahren Umsatzsteigerungen ver­
buchen. Dies verdankte sie in großem Maße dem engen 
Kontakt zur Gummi-Industrie (hauptsächlich zur Fa. 
Conti in Hannover), der sie insbesondere Cordzwirne fiir 
Autoreifen lieferte. 
Die Schwerwebereien hätten noch wesentlich höhere 
Umsätze tätigen können, wenn sie nicht auf die durch die 
Wirtschaftspoliök bedingten Schranken gestoßen wären. 
Ein Beleg dafiir findet sich im Geschäftsbericht der Firma 
Gottschalk & Co. H.ir das Jahr 1936: "Infolge der Verknap­
pung der Rohstoffe und der verminderten Garnzuteilung 
konnte ein Teil unseres Betriebes nicht voll beschäftigt 
werden."66 

61 Ausruhrliehe Geschäftsbenchte sind in jedem Jahr auf der Wirtschaftsseite der Kasseler Post abgedruckt. 63 Landesamt, Treuhänder-Akte Han5d 
Schwerweberei. Oie Umsatzzahlen der Firma Baumann & Lederer sind fiir die Jahre 1926-1932 nicht überliefen. 64 Aus dem Brief an seinen Bruder 
Fraoz Wallach vom 12. I 0. 1959. hS Alle Prozentzahlen stammen aus der Treuhänder-Akte der Hansa-Schwerweberti. 66 Landesamt, Finan:z.amt ~­
Akten der Firma Gottschalk & Co. 
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Oie Firma konnte trotzdem das Geschäftsjahr mit einem Ge­
winn abschließen. Ob sie bei der RohstoffZuteilung benach­
teiligt wurde, weil sie als "jüdische Firma" galt, läßt sich an­
hand des vorliegenden MateriaJs nicht nachweisen. 
Die Prod uktionsbeschränkungen ließen sich zu einem 

gewissen Grade umgehen. So erwarben die Inhaber der 
Jute-Spinnerei und -Weberei z. B. das Arbeitsrecht einer 
stilliegenden Fabrik und versuchten, die spärlichen Roh­
jute-Vorräte durch die Beimischung anderer Faserstoffe 
sowie von Papier zu strecken.67 

Die "Arisierung" der Kasseler Textilindustrie Anfang 1938 

Die Propaganda in der Kurhessischen Landeszeitung (KLZ) zur "Arisierungswelle": 
"Restlose Bereinigung in der T extilindustrie" 

Obwohl die "Ausschaltung der Juden aus dem deutschen 
Wirtschaftsleben" erst nach der sogenannten "Reichskri­
stallnacht" gesetzlich verfügt wurde, kam es bereits im 
Januar 1938 zur "Arisierung" von dreiender vier Kasseler 
Textilindustriebetriebe. Der Besitzwechsel des vierten Be­
triebes vollzog sich nach mehreren Anläufen im April 
1938. Die Durchftihrung der "Arisierung" lag in den Hän­
den der lndustrie- und Handelskammer68, bei bedeuten· 
den Firmen war der Gauwirtschaftsberater Dr. ßraun69 
persönlich beteiligt. Oft drängte er die jüdischen Inhaber 
:tUrn Verkauf. Die Aktionäre von Baumann & Lederer be­
richteten nach dem Krieg, daß sie keinerlei Einfluß aufdie 
Auswahl des Käufers und die Höhe des Kaufpreises hat­
ten.70 
Die Textilindustriebetriebe waren die einzigen Firmen, 
über deren "Arisierung" die Kasseler Lokalpresse berich­
tete, zumeist in Form von kleinen Meldungen auf der 
Wirtschaftsseite und mit harmlos klingenden Überschrif­
ten versehen, wie z. B. "Besitzwechsel in der Majorität". 71 
In den ersten Meldungen wurden die Namen der neuen 
Besitzer noch nicht genannt, sondern erst am 19. März 
1938, als die "Arisierung" von Fröhlich & WolfHast ab­
geschlossen war. 72 
Die "Kurhessische Landeszeitung" jedoch begnügte sich 
nicht mit d iesen kleinen Artikeln. Am 9. 2. 1938 veröf­
fentlichte sie einen zynischen Kommentar mit dem Un­
tertitel: .,Restlose Bereinigung in der Textilindustrie." Der 

Artikel, dervon H., einem engen MitarbeHer des Gauwirt· 
schaftsberaters, verfaßt worden war, ließ - obwohl er kei­
ne konkreten Fakten nannte- den Leser durch deutliche 
Anspielungen und Drohungen ah nen, daß der angelaufe­
ne ..,Arisierungsprozeß" konsequent zu Ende geführt wür­
de. Die folgenden Zitate beinh3lten die zentralen Aussa­
gen in dem durch historische Abschweifungen sehr um­
fangreichen Artikel: "Es rauscht jetzt auch bei uns im jüdi­
schen Aktienwald. Aktienblatt um Aktienblatt Hillt in die 
1 liinde arischer Neubesitzer. Der Jude beginnt einzuse­
hen, daß er sich nicht halten kann und fangt an, das Feld 
zu räumen. ( ... ) 
Jetzt entscheidet es sich, ob in Kurhessen die bisher jüdi­
schen Betriebe in arischen Besitz übergehen oder ob diese 
Betriebe überhaupt verschwinden. Eine Zwischenlösung 
ist nach dem derzeitigen Stand der Dinge einfach undenk­
bar. Sie ist auch nicht mehr zu erörtern, zumal wir heute 
i11 der Lage sind, jedem Arbeiter, der durch seinen jüdi­
schen Brotherrn von seinem Arbeitsplatz verdrängt wird, 
sofort einen neuen Arbeitsplatz nachzuweisen. ( ... ) Wir 
glauben, daß der Jude die Zeichen der Zeit versteht und 
von der Bühne der Wirtschaft abtritt, ohne daß wir ihm 
dtes deutlicher zeigen müssen. Der Jude ist gekommen. 
ohne daß wir ihn gerufen haben, der Jude mag auch ge­
hen, ehe wir ihn zum Abtreten zwingen. Den Zorn des 
Volkes hat der Jude verdient. ( ... )"73 

67 Landesamt, Finanzamts-Akten der Jute-Spmncret u. -Weberei, Gesch;iftsbencht Okt. 1934 und Nov. 1935 bM Em Beleg da!Urfindetsich im Brief 
der Industrie- und Handelskammer Kassei/Mühlhausl!n vom 20. 5. 1940 an den Oberfinanzpräsidenten in Kassel: "Wir haben seinerzeit die Arisie 
rungsverhandlungen, die jüdische Firma V. Oppenheim Söhne betreffend, gefUhrt und entscheidend beeinflußt ( ... ). • (Landesamt, Devisen-Akte der 
Firma V. Oppenheim Söhne). b9 Dr. RudolfBraun besaß F~briken fUr ärztlich~ und medizinische Bedarfsartikel in Melsungeo, Kassel und Helsa. 
Als., Träger des Goldenen Ehrenzeichens der NSDAP~ bekleidete er zahlreiche Ämter, z. B. Präsident der Industrie- und Handelskammer Kassel u. 
Mühlhausen, erster Bei~eordneter der Stadt Mdsungen, Mitglied des Preußischen Landtags und des Reichstags, Mitglied der Komm1s~ion fiir Wirt· 
~thaftspolitik in der Retchsleitung der NSDAP, Beauftragter tur die Landesplanung und fiir den Vierjahresplan, Sunde1beauftragter tlir allt: Amie­
rungsfragen, stellvertr. Leiter der Wirtschaftskammer Hessen, Wehrwirtschaftsführer(ab 1939). Kasseler Post vom 2l.Jult 1939: Dr. RudolfBraun SO 
J~hre. 70 In einem Briefvon Otto Wallach und Heinz Baumann heißt es: .Gegen unseren Willen mußten wir ... unseren Besitz an Aktien der H~n· 
scbel'schen Familienverwaltung GmbH anbieten. Wie üblich in solchen Fällen wurde uns nicht erlaubt, einen Preis zu fordern, der dem wirklicheu 
Wert des Unternehmens entsprach, sondern wir hatten einen Preis zu akzeptieren, der von der lokalen Naziorganisation diktiert wurde.~ (Landesaml 
Treuhänder-Akten d. Hansa-Schwerweberei). 71 KJsseler Post vom 19. I. 1938 üherd1e)ute-Spinnerei u. Weoerei. n Kasseler Post vom 19. 3. 1938 
Der Artikel ist abgedruckt in: Jörg Kamm I er; Oietfrid Krause-Vilmar (Hrsg.): Volksgememscbift und Volksfeinde, Kassell933- 1945. Eine Dokumen· 
wion. Fuldabrück 1, 1984, $. 147. 73 ,Jüdische Notchhut verläßt Kurhessen•, KLZ vom 9. 2. 1938. 
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Jute.Spinnerei und ·Weberei, Kassel: Aktienverkauf an nichtjüdische Freunde 

Dte Jute·Spinnerci und ·Weberei beschäftigte im Ge· 
schäftsjahr 1934/ 35 735 Arbeitersowie 44 Angestellte und 
verkaufte Waren im Wert von 3,57 Millionen RM.74 Den 
Posten des ersten Direktors im Vorstand der Firma hatte 
seit 1900 Ernst Rubensohn. 
Am 27. 11. 1937 befandensich noch über 500/oder Aktien 
in jüdischem Besitz. Der größte Teil davon gehörte der Fa· 
milie Ruhensohn und den Erben des Dr. Richard Wolff. 
Die ,.Arisierung" verlief in zwei Etappen: Aufgrund eines 
Autsichtsratbeschlusses vom 17. 1. 1938 verkauften die jü· 
dischen Aktionäre einen Teil der Aktien, eine Familie so­
gar das gesamte Paket. Damals reichte es aus, um als 
"nichtiüdischer Betrieb" zu gelten, wenn 51 %der Aktien 
in "nichtjüdischen Besitz'' gebracht wurden. Als es im Au· 
gust 1938 erforderlich geworden wJr, daß sich 75% de r 
Aktien in "nichtjüdischen Händen" befanden, wurden 
die noch verbliebenen jüdischen Aktionäre gebeten, ihre 
Aktien zu verkaufen. Die Käufer waren in beiden Fällen 
nichtjüdische Freunde, insbesondere dte Inhaber der 
Wcstf.ilischen Jutespinnerei Ahaus, die jedesmal den 
größten Teil der Aktien übernahmen. Sie hatten auch 
schon 1935 den Aktienbesitz einer anderen jüdischen Fa­
milie, der Familie G .• gekauft. Nach einem Gutachten des 
Landesamtes für Vermögenskontrolle und Wiedergutma­
chung aus dem Jahre 1949 deckte sich der für den Verkauf 
der Aktien im jJhre 1938 angesetzte Kurs von 140% mit 
den damaligen Notierungen.75 
Unmittelbarer Anlaß für die "Arisierung", die beteits Jm 
19. 1. 1938 in der Lokalpresse mitgeteilt wurde, war der 
neue wirtschaftspolitische Kurs. Göring hatte am 15. 
Dezember 1937 Jngeordnet, daß .,jüdischen Betrieben" 
geringere Kontingentierungen an Devisen· und Rohstoft: 
wteilungen zu gewähren seien. 76 

Die Rohstoffmengen sollten, wie es m einem Schreiben 
der Reichswirtschaftskammer an die Reichsgruppen hieß, 
regelmäßig um mindestens J 0% gekürzt werden. Diese 
Kürzungen betrafen sowohl aus dem Ausland importierte 
.1ls auch im Inland erzeugte Rohstoffe. 
Mit dieser Maßnahme erhoffte man grundsätzliche Pro­
bleme der Vorkriegswirtschaft, d. h. den chronischert 

Mangel an Rohstoffen und Devisen, zu lindern sowie die 
.,Entjudung" der Wirtschaft voranzutreiben. Daß sich 
letzteres Kalkül als wirk.-ungsvoll erwies. zeigt ein Brief von 
Emil Ruhensohn aus dem Jahre 1946: 
"An jenem Tage, an dem wir beide, mein Bruder und ich , 
unsere Ämter niederlegen und wir sowie andere Mitghc· 
der unserer Familie die Aktien verkaufen mußten, haben 
wir unter dem unerhörten Zwang gehandelt, den das Amt 
der Regierung, das für die Verteilung der Rohjute maßge­
bend war, durch seine Drohung auf uns ausübte. Wir durf­
ten und konnten es nicht dazu kommen lassen, daß det 
Ju te-Spinnerei die Rohstoff.ßelieferung entzogen wurde, 
s1e also in des Wortes wörtlicher Bedeutung zum "H un­
gertode" verurteilt wurde, weil die beiden iüdischen Di­
rektoren im Amt blieben. "77 

Firmen wie die Jute-Spinnerei und -Weberei und die Ka~­
seler Segeltuchwebereien waren nicht nurdurch Rohstoff­
kürzungen in ihrer Existenz gefahrdet, sondenauch durch 
den Entzug von öffentlichen Aufträgen. Am 1. März 1938 
verkündete der Reichs- und Preußische Wirtschaftsmini­
ster den "Ausschluß von J uden von der Vergebungöffent­
licher Aufträge". Spätestens dieser Vorgang hätte eine 
,,Arisierung" der oben erwähnten Industriebetriebe 
unumgänglich gemacht. In den vom W irtschaftsminister 
verkündeten Bestimmungen heißt es u. 1\.: .. Wenn zum 
Zeitpunkt des Erlasses der Kabinettsrichtlin ien vom 14. 
Juli 1933 der Gedanke maßgebend war. daß die gesamte 
Wirtschaftspolitik auf die Beseitigung der Arbeitslosigkeit 
Juszurichten sei, so sind derartige Erwägungen bei dem 
heutigen Stand der Dinge nicht mehr entscheidend. 
Nachdem u~terwünschte Rückwirkungen auf dem Ar­
be itsmarkt in irgendwie wesentlichem Ausmaße nicht 
mehr zu erwarten sind, ist es geboten, den Grundsätzen 
der nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik durch eine 
weitere Zurückdrängung des jüdisch en Einflusses auch 
auf dem Gebiete des öffentlichen Auftragswesens Rech· 
nung zu tragen. Es muß daher künftig davon ausgegangerJ 
werden, daß im Grundsatz die Beteiligung einerjüdischen 
Firma an Aufträgen der öffentlichen Hand überhaupt als 
unstatthaft anzusehen ist. "78 

Baumann & Lederer AG und Gottschalk & Co. AG: Aktienverkauf unter Zwang 

Anders als bei der "Arisierung" der J ute·Spinnerei und 
-Weberei vollzog sich der Besitzwechsel der FirmJ Bau­
mann & Lederer nur unter erheblichem Druck von seiten 

des Gauwirtschaftsberaters, da sich die jüdischen Aktionä­
re hartnäckig weigerten, ihren Besitz zu verkaufen. Auf 
welche Art und Weise sie mürbe gemacht wurden, bis sie 

7~ Landesamt Ftnanzamts-Akten der .Jutc·Spinncrei u. Weberei. 75 L1ndcsamt. Treuhänder·Akte der Jute-Splllnerei u. \Vebere1. 
J.a.0.(2). S. 176. 77 LandesJmt. Treuh:inder-Akte d. Jute-Spinnerei. 78 Staatsarchiv MJrburg, Akten des Landratsamts Eschwege. 
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sich den Anweisungen der NSDAP fugten, schildert ein· 
dringlich ein Schreiben der Rechtsanwälte von Heinz 
Baumann aus dem Jahr 1953 an die Entschädigungsbe· 
hörde: 
.,Ende 1937 sprach Julius Stre1cher in Kassel. Hiernach 
setzte ein neuer Sturm gegen die noch nicht in arischen 
Händen befindlichen Unternehmen ein. Der damalige 
Syndikus der Industrie- und H.tndelskammer, Herr Dr. 
Hai bleib, rief Herrn Wallach an und fragte, ob er nicht be­
reit sei, die Aktien der Firma zu verkaufen. Heinz Bau­
mann und sein Schwager (Otto Wallach) lehnten den Ver­
kauf ab. Die Anfragen wurden jedoch immer dringlicher. 
Es wurde Herrn Baumann und seinem Schwager gedroht, 
man werde sie zum Verkauf zwingen, wenn sie nicht .,frei­
willig" verkaufen würden. Trotzdem lehnten Herr Bau­
mann und sein Schwager weiterhin den Verkauf der Ak­
tien ab. 
AnfangJanuar 1938 rief der Aufsichtsratsvorsitzende der 
Firma bei Herrn Baumann und seinem Schwager an. Er 
erklärte, es müsse unter allen Umständen eine Sitzung 
stattfinden. Die Partei sei bei ihm vorstellig geworden; die 
Überleitung in arische Hände müsse nunmehr vorgenom­
men werden. Am nächsten Tage fand die Sitzung statt. 
Der Aufsichtsratsvorsitzende erklärte, daß der damalige 
Gauwirtschaftsberater, Herr Braun, nunmehr darauf 
bestünde, daß der Verkauf stattfände, man hätte bereits 
einen Käufer flir die Aktien und auch den Kurs schon fest­
gesetzt. 
Auch darauf erklärten Herr Baumann und sein Schwager, 
sie dächten nicht daran, zu verkaufen. Darauf wurde 
ihnen erklärt, daß, wenn nicht bis zum Abend desselben 
Tages der Verkauf vorgenommen würde, die Bereitschaft 
hierzu in einem Konzentrationslager erkliirt werden 
würde. Erst diese Androhung erfl.illte den erwünschten 
Zweck. Bis dahin war Heinz Baumann und seinem Schwa­
ger nicht bekannt, wer der Käufer der Aktien war. In den 
nächsten Tagen erst wurde erklärt, daß der Käufer die 
Henschel'sche Familienverwaltung GmbH sei."79 

Dieser Bericht, der Anfang der funfzigcr jJ.hre zur Begrün­
dung der Wiedergutmachungsansprüche formuliert wur­
de, läßt sich allerdings wie die meisten Berichte aus der 
Nachkriegszeit nicht dar.auf11in überprüfen, ob alle De­
tails stimmen, weil die entsprechenden Akten aus dem 
.,Dritten Reich" ni cht mehr vorhanden sind.BO 
Daß die .,Aris1erun~ ",die am 28. I. 1938 vollzogen wurde, 
nur unter erheblichem Druck .zustJnde gekommen war, 
läßt sich auch aus einer zynischen Bemerkung des Gaulei­
ters Weinrich erschließen. Es habe "Mühe und Sorgen ge­
kostet, diesen Betrieb zu einem rein deutschen Betrieb zu 
machen", führte er bei einem Betriebsappell AnfangJum 
1938 aus.81 
Anders als bei Baumann & Lederer brauchte der Gauwirt­
schaftsberater bei der "Arisierung" der Firma Gottschalk 
& Co. ein wesentlich geringeres Maß an Drutk anzuwen· 
den. Als dem Kommerzienrat GottschJik Anfang Januar 
1938 verkündet wurde, daß die Aktienmehrheit in .,ari­
schen.., Besitzüberführt werden müsse, setzte er sich- wie 
ein Bericht aus der Nachkriegszelt schildert8Z- mit der Fa· 
milie Henschel in Verbindung. Zwischen den Firmen 
Gottschalk & Co. AG und Henschel & Sohn AG gab e~ 
ohnehin eine enge personelle Verflechtung durch den 
Rechtsanwalt Dr. Ernst Mangold, der als Aufsichtsratsvor· 
sitzender beider Firmen fungierte. Gleichzeitig war er 
Juch fürdie Henschel'sche Nachlaß\·erwaltung GmbH tä­
ttg. Bereits acht Tage früher als bei Baumann & Lederer 
konnte die .,Kurhessische Landeszeitung" am 20. Januar 
1938 die "Arisierung" von Gottschalk & Co. melden. 
Die Henschel'sche Nachlaßverwaltung (vertreten durch 
ihren Geschäftsführer) erwarb das Aktienpaket des Korn· 
merzienrats Gottschalk (ca. 50,1 Ofo des Gesamt-Aktienka­
pitals) zu einem Kurs von 100% für die Miterbinnen Ma­
na und Sophie Henschel. Die sich im Besitz des Bankl1.1u· 
ses S. J. Werthauer jr. Nach( befindlid1en Aktien der Fa. 
Gottschalk & Co. (22,4% des Gesamt-Aktienkapitals) 
übernahm Frau Hildegard Heoschel zu einem späteren 
Zeitpunkt im Jahre 1938. 

7~ Entsc:hädigungs·Akten, Akte tt· BaumJnn. Aus ~runden der ~esseren Lesbarkeit \~rde.am Dokument ~olg.endc ~ndcrung vorgcnorT_Jmen: Halt der 
Fonnullerung .,der Antragsteller wurde .,Herr llemz BaumJnn gesetzt. D1e~er Bcncht hegt .JUch noch m etner le1cht gekürzten Verston m der Ent 
sd1~digungsakte v~o Ott~ Wallach vor. D~~ Abd~ck erfolgt mit f:~un_dlicher ~en.ehm_1gung der T ochtcr von Ono W .11fach. so Die Aussagen diese~ 
Benchtes hnden eme Ergjnzung und B~stattgung manderen Schnttstucken. d1e d1e be1den Antragsteller ~chon frilher verfaßt hatten. So he1ßte~ z. B. 
in einem Briefvon Heinz Baumann. dersich 1n den Entschädigungsvorakten 1m Stadtarchiv befindet: .lmJ~nuardes).ihres 1938 wurden mem Schwa· 
ger Herr Otto Wallach und ich unter Androhung, i~ ein KZ ge~perrt zu werden, falls wir den Anweisungen der Industrie- und Hand~lskammer 10 K.ls­
~el nicht Folge leisten würden, gezwungen. unsere Amter be1 der F1rma Baum.1nn & Lederer AG in Kas)d mit sof<>rtiger W1rkung niedenulegen: Kl 
KLZ vom 3. 6. 1938. K2 Landesamt. Treuhänder-Aktc:- der Hansa Schwcrweberei. 
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Die Zusammenlegung der Firmen 
Baumann & Lederer und Gottschalk & Co. zur Hansa Schwerweberei AG 

Auf den Hauptversammlungen beider Segeltuchwebe· 
reien Ende April 1938 wurden die Vorstände der inzwi­
schen von der Familie Henschel "arisierten" Firmen er­
mächtigt, einen l nteressengemeinschaft:svertrag abzu­
schließen. An eine Verschmelzung der Firmen war zu­
nachst noch nicht gedacht. 
Alsper Reichsverordnung vom 27. 3. 1941 verfugt wurde, 
daß Firmenbezeichnungen nicht auf jüdische Familien­
namen zurückgehen dürften, wurde am 23. 7. 1941 die Fir­
ma Gottschalk & Co. AG in Hansa Schwerweberei AG 
umbenannt. Aus der Baumann & Lederer AG wurde die 
llerkules Segeltuchindustrie AGß3 
Zwtschen den betden Schwerwebereien wurde am 29. Sep­
tember 1942 ein Fusionsvertrag gesch lassen, der durch die 
Hauptversammlung beider GeseUschaften am 21. Dezem­
ber l942 genehmigt wurde. Pirmicrt wurde unter Hansa 
Schwerweberei AG. 

Dieser Großbetrieb existierte nur wenige Jahre. Nach dem 
Krieg mußten die "Arisierungen" wieder rückgängig 
gemacht werden. 1947 erließ die amerikaaisehe Militärre­
gierung ein Gesetz, wonach feststellbares "arisiertes" Ver· 
mögen an den alten Eigentümer zurückzugeben war. Der 
Erwerber sollte den Kaufpreis wiederbekommen, der 
jedoch aufgrundder Währungsreform vom 20. 6. 1948 im 
Verhältnis von 10 : 1 dem Währungsschnitt verfiel.84 
Am21. Oktober 1948 wurdezwischen Mitgliedemder Fami­
lie Henschel und den ehemaligen Eigentümern bzw. deren 
Erben die Rückgabe der Segeltuchwebereien vertraglich ver­
einbart, und zwar zu talgenden Bedingungen: Oie Familie 
Henschel sollte nicht nur 10% des 3lten Kaufpre1ses in der 
neuen DM-Währung erhalten, sondern noch weitere 10% 
nach Erhalt der zu erwartenden Wiedergutmachungsbeträ­
ge. Etwas später wurde entfusioniert, und die alten Firmen 
konnten wieder neu entstehen. 85 

Firma Fröhlich & WoJff: Besitzwechsel erst nach mehreren Anläufen 

Während die ~irmen Gottschalk & Co. und Baumann & 

Lederer bereits Ende Januar 1938 "arisiert'' wurden, dauer­
te es bei derf-irmaFröhlich & WoHlnoch etwa zehn Wo­
chen, bis der endgültige Kaufvertrag unterzeichnet war. In 
der folgenden Darstellung wird der Frage nachgegangen, 
warum dieser Besitzwechsel ein langwieriger Prozeß war. 
Vorausgeschickt sei, dJß grundsätzlich der Verkauf einer 
OHG, die sieb in der Hand von mehreren Gesellschaftern 
befindet, ohnehin komplizierter als der Verkauf von meh­
reren Aktienpaketen einer AG ist.S6 fm Unterschied zu 
den anderen Textilindustriebetrieben bestanden schon 
vor 1938 Verkaufsabsichten. Die Anteilseigner Fröhlich, 
die kein gutes Verhältnis zur Firmenleitung hatten, 
bemühten sich bereits einige Monate nach dem Tode des 
Firmenchefs Dr. Richard Wolff(6. Mai 1936), Käufer für 
ihre Firmenbetedigung (von 50%) zu finden. Alle Ver­
kaufsbemühungen scheiterten an den unterschiedlichen 
Interessen der beteiljgten Personen,87 die sowohl bei den 
Anteilseignern als auch innerhalb der Firmenleitung be-

standen, sowie am Veto des Gauwirtschaftsberaters. Wäh­
rend die Anteilseigner Fröh lich an einem schnellen Ver­
kauf interessiert waren, war die Witwe W olff eher geneigt, 
die Firma so lange wie möglich zu behalten. Keine der bei­
den Parteien konnte aber ihren Anteil ohne das Einver­
ständnis der anderen verkaufen . Der Betriebsführer Eu­
genS. favorisierte von vorneherein eine Baumwollspinne­
rei und Zwirnerei aus Rheydt (Rheinland), mit der schon 
seit Jahren freundschaftliche Komakte bestanden. Mit 
dieser Firma wurde bereits im Mai/juni 1937 über den 
Verkauf gesprochen. Einen anderen Kaufinteressenten 
aus Hannover versuchte er dagegen abzudrängen (Som­
mer 1937). Der Gauwirtschaftsberater akzeptierte jedoch 
nicht die Firma aus Rheydt, ebensowenig mehrere andere 
Bewerber. Dafür hatte er spätestens seit August 193 7 kon­
krete Vorstellungen hinsichtl ich der neuen Besitzer. l,m 
Gegensatz zum Betriebsfuhrer setzte sich dessen Stellver­
treter Willy F. (der spätere Direktor) H.ir die Vorstellungen 
des GJuwirtschaftsber:Hers ein. 

S3 Alle Fakten aus: LJndesa(llt, Treuhänder-Akte Hans,\ Scbwerwcberci. Einige Hinweise verdankt der Verfasser auch einer ehemaligen Aklionänn 
von Baum.1nn & Lederer, Frau SchwJrtzkopff. 84 V~ I. Dörte von W esternhagen: Wiedergutgemacht? ln: DIE ZEfT Nr. 41 vom 5. Okt. 1984. Seite 34 
(ZEIT-Dossier). g5 Die Firma Gottschalk & Co. AG firmiert seit dem I. I. 1949 wieder unterdiesem Namen. H6 DerGrund dafiir i~t. daß Aktien in 
der Regel Inhaber·, aber nicht Namensp.1piere sind. Der Marktwert der Aktien ist bekannt. da ein Kurswert besteht. Nicht so beim Kapital der 
01-IG. 87 Um dns komplizierte und z.T. widersprüchliche Quellenmaterial aus der Nachkriegszeit (hauptsächlich die Treuhänder- und Rückerst.H· 
tungsakten) für den Leser durcltsclt.Jub.tr Juf:wberelten, muirten Detai.ls (insbesondere cinzdne Pcrsönlichkeiren betreffend) weggelassen werden. 
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Zum Jahresende 1937 verschärfte s1ch die Situ:mon der 
Firma. "Oie Gesellschafter wollten dem Zwang zum Ver­
kauf, der im November 193 7 unmittelbar durch den Gau­
wirtschaftsberater und Handclskammerpr3sidenten Dr. 
Braun auf sie ausgeübt wurde, durch Umwandlung in eine 
Aktiengesellschaft ausweichen. AJs ihnen dies vom Gau­
wirtschaftsberater verboten wurde, versuchten sie, die of­
fene Handelsgesellschaft in eine einfache Kommanditge­
sellschaft (ein ,arischer' persönlich haftender Gesellschaf­
ter und zwei jüdische Kommanditisten, d. V.) umzuwan­
deln. Auch dies wurde seitens des Gauwirts<.:h,lftsberater:. 
verboten. "88 

Anfang des Jahres 1938 zeichnete sich dann folgende 
Lösung ab: Frau Hildegard Henschel und ihr Sohn Karl 
Anton sollten zusammen mit der Firma aus Rheydt, auf 
die man wieder zurückgekommen war, den Betrieb über­
nehmen. Frc:1u Hensd1el war bei der Maschinenfirma 
Henschel & Sohn ausgeschieden und verfügte somit über 
flüssiges Kapital. Ähnlich wie die Rheydter Firma war die 
Familie Henscl1el schon längst vorher als potentielle Käu­
ferin im Gespräch. Ein Vermittler hatte bereits im Dezem­
ber 1936 der Firma Henschel & Sohn ein Kauf;:~ngebot un­
terbreitet. 
Auf welche Art und Weise schließlich der damals 25jäh­
rige Kar! Anton Henschel zum Kauf angeregt worden war, 
schilderte er 1946 in einem Brief an da\ l.andcs:tmt für 
Vermögenskontrolle: 
)m Jahre 1937 forderte mich uer damalige Präsident der 
Industrie- und Handelskammer und Gauwirtschaftsbera­
ter, Dr. Braun, auf, im Zuge der Arisierung die Textilfirma 
Fröhlich & WolffinKassel zu übernehmen. MeineAbleh­
nung aus grundsätzlichen Erwägungen wurde abgewiesen 
mit der Begründung, daß die Familie Henschel ih r Geld in 
Kassel verdient hat und damit verpflichtet sei, ihre flüssi­
gen Mittel in Kassel anzulegen. ( ... ) Die Arisierung selbst 
wurde im Auftrag des Herrn Dr. Braun von einem Ange­
steJiten der Firma, Herrn Willy F., im engsten Einverneh­
men mit Herrn Dr. Braun durchgefiihrt."89 
Den jüdischen Anteilseignern kam beim Verkauf jedoch 
nur eine Statistenrolle zu: Oie in geschäftlichen Dingen 
unerfahrene Witwe Wolff wurde vom Betriebsführer und 
Testamentsvollstrecker Eugen S. vertreten, die Interessen 
der Brüder Fröhlich, die auf den Geschäftsverlauf kraft 
Gesellschaftervertrag ohnehin keinen Einfluß hatten, la­
gen in den Händen eines .,arischen" Wirtschaftsprüfers. 

Oie AbwickJung des Verkaufs im Februar I9J8 stand unter 
einem enormen Zeitdruck, da der Gauwirtschaftsberater 
.mf einem möglichst schnellen Absch luß beharrte, weil 
die Firma durch die ständige Kürzung der Rohstoffkon­
tingente geschädigt worden wäre. Der von der Rheydter 
Firma beauftragte Wirtschaftsprüfer B. errechnete auf­
grund der Bilanz vom 31. 12. 193 7 einen Kaufpret~ von 
RM 3 709 268,30. Aufgrund dieser Berechnungen legte 
der Gauwirtschaltsber.tter den Verkaufspreis test. 
Bei der :tbschlicßenden Besprechung über den Kaufver­
trag auf dem Gauwirtschaftsamt blieb den 1üdtsc.hcn 
Anteilseignern nichts anderes übrig, als zu unterzeichnen. 
Auch ihrem nJchträglichen Versuch. die Genehmigung 
zur Eintragung ins Handelsregister zu vuweigern, war 
kein Erfolg beschieden. Der Vertrag vom 2. 3. 1938 sah 
vor, daß Frau Hildegard Henschel als Kommanclitistin 
5 I o/o der Firma erwarb. 
Am 21. März 1938 benchrere dtc .,KurhesSJSche Landes­
zeitung'' unter der Überschrift .. Von jüdischem Einfluß 
befreit" über die ,,Arisicrung" der Firma Fröhlich & Wolff. 
Darin wurden die Umstände bei der "Arisierung"' tn tref­
fender Weise charakterisiert: .,Schwierige Aufgaben waren 
zu meistern, bis es gelungen ist, dieses Großunternehmen 
in deutschen Besitz zu bringen. Daß dieser Erfolg erretcht 

- wurde, ist vor allem der Arbeit des Gauwirtschaftsberaters 
Or. Braun zu verdanken." 
Obwohl sich bereits im März 1938 ein Vertreter aus der 
Leitung der Rheydter Firma- Jedoch ohne Absprache mit 
Braun und der F<~milie Henschel- als neuer Betriebsfüh­
rer in Kassel vorgestellt hatte, kam es noch zu einer ent­
scheidenden Wende: Der Gauwirtschaftsberater verwei­
gerte am l. April 1938 dem Kaufvertrag im Nachhinein 
seine Zustimmung und zwang die Rheydter Firma, aus 
dem Vertrag auszusteigen. Es hatte sieb herausgestellt, 
Jaß die Rheydter Firma nilht genügend flüssiges Kapital 
aufbringen konnte, um die Hälfte der Firma Fröhlich & 
Wolff zu erwerben. Außerdem bestand die Gefahr, d<lß 
em Teil der .,arisierten'' Firma (die Cordzwimerei) am 
Brauns M..tchtbereich nach Rheydt verlagert worden wäre, 
was flir Kassel einen Verlust an Wirtschaftskraft bedeutet 
hätte. Braun, der sieb in erster Linie der Region verbun­
den fUhlte, war wohl auch prinzipiell dagegen, daß ein 
auswärtiger Betrieb die Firm.1 Fröhlich & Wolff übernäh­
me. Er hat es oft zu verl11ndern gewußt. wenn sich Firmen 
von Rhein und Ruhr in Nordhessen einkaufen wollten.90 

Kll Laod~samt Vermögeoskontrollr, Rückerstattun~~kttn FiunJ Fröhlich & WollT. ßd. 1. sq L,mdesamt. Treuhänder-Akt~ Tt'xlllwtrke K.JTI Anton 
Henschel. qo Der Wirtschaftsprüfer Dr. Fcnuc:r iu cm~m Bnt:f .111 den Verfasset. Dem chcmJiigen Pmkumtcn der Ftrm.t Herrn Müller sei tur c1nc 
Reihe nützlicher Hinweise gedankt. 
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Im Falle der Firm.1 Fröhlich & Wolffbot sich talgende Lö· 
~ung an: Der Gauwirtschaftsberater verlangte nun, daß 
hau Henschel alleine den Betrieb übernähme. Am 12. 4. 
1938 wurde ein neuer Vertrag angefertigt. Dte Verkaufs­
verhandlungen, die- wie es in der Devisenakte von Otto 
rröhlich heißt - .,unter enger Beteiligung der Industrie­
und Handelskammer stattfanden", hatten damit endlich 
thren Abschluf~ gefunden. Mit der Unterzeichnung des 
Vertrages vor dem Notar J usuzrat Dr. Otto .St., Kassel, war 
die Firma Fröhlich & Wolfl zu einem Gesamtpreis von 
RM 3352081,- verkauft.QI 
Der vom Gauwirtschaftsberater festgelegte Verkaufspreis 
lag um 357187 RM niedriger als der vom Wirtscbaftsprü­
rer B. errechnete. Es ergibt sich nun die Frage, ob der Ver· 
kaufsprets .mgernessen war. In einem Schreiben vom 16. 
7. 1946 des Amtes fur Vermögenskontrolle wird der Ver­
kaufspreis zu dem .,wirkliLhen Wert" des Betriebes in 
Bezug gesetzt: 
.,Es wird bch.1uptct, d.1g dte Arisierung unter Zwang 
c.>rfolgt sei und daß der bezahlte Kaufpreis von RM 
3 352 081 ,-dem wirklichen W crt des Unternehmens auch 
ntLht annähernd entsprochen habe. Dieser wirkliche 
Wert soll vielmehr nach einer Errechnung des Dipi.-Kauf­
rll<lnns/ Dipi.·Volkswirts Dr. L. D. vom 14. l. 46 RM 
J I 055 656.36 betragen haben. leb persönlich glaube, daß 
dreser letztere Wert in etwas zu hoch gegriffen ist. bin je­
doch der Meinung, da(~ der wirkliche Wert im Zeitpunkt 
der Arisierung bei etwa 7,5 Mill. RM gelegen hat."92 
Demnach hätten Mitglieder der Familie Henschel das Un­
ternehmen ftir noch nicht einmal die Hälfte des Verkehrs­
wertes erstanden. 
l.aut Vertrag vom 12. 4. 1938 war Frau Hildegard Hen­
~c.:hel die allcmige Käuferin. Dd sie jedoch in geschäftJj. 
chen Dingen unerfahren war, nahm sie keinen Einfluß auf 
den Betrieb. 
Am 25. Okrober 1938 wurde zwischen ihr und ihrem 
Sohn Karl Anten ein VertrJg abgeschlossen, der festlegte, 
daß ihr Sohn den Betrieb übernahm und rückwirkend in 
den Vertrag vom 12. 4. 1938 eintrat. Tn dem Vertrag findet 
sich u. J. folgende Passage: .,Der Kaufpreis, den Frau Ge­
heimr.H Hemchel in Erfullung des Vertrages vom 12. 
Aprill938 an die früheren Eigentümervoll bezahlt hat. ist 

von ihr au~ Mittdn geleistet worden, die ihr zu diesem 
Zweck von Herrn Karl Anton Henschcl zur V crfiigungge· 
stellt sind. "93 
Ins Handelsregister eingetragen wurde am 15. 2. 1939 die 
Firmenfortftihrung durch Kar! Anten Henschel und am 
20. 3. 1939 die Namensänderung der Firma Fröhlich & 
Wolff in .,Textilwerke Kar) Anten Henschel". 
Am 22. I 0. 1948 wurde der Betrieb an die ehemaligen jüdi· 
sehen Eigentümer wieder zurückgegeben. Als Gegenlei· 
stung erhielt Kar! Anten Henschel 15 % der Kaufpreis­
summe, allerdings in DM, also 502 812 DM. 
Zusammenfassend läßt sich über die "Arisierun&"'' der 
Firma Fröhlich & Wotff sagen, daß hierbei die Machtfülle 
des Gauwirtschaftsberaters und damit auch der NSDAP 
besonders deutlich sichtbar wurde. Von ihm ging ab 
November 1937 der Zwang zum Verkauf aus. Die jüdi· 
sehen Anteilseigner waren in der letzten Phase des "Arisie­
rungsvorgangs" .. weder an der Wahl des Käufers noch an 
der Höhe des Kaufpreises verhandlungsmäßig betei­
ligt".94 Selb5t der endgültige Käufer handelte unter dem 
Einfluß des Gauwirtschaftsberaters. D essen Macht erlaub· 
te es sogar, den Vertrag mit dem ersten Käufer rückgängig 
zu machen. Gegen die Partei konnte also nichts entschie 
den werden. Doch trotz des Einsatzes von erheblichem 
Druck lief die "Arisierung·· von Fröhlich & Wolffkeines· 
wegs reibungslos ab. Es gab tmmer wieder Momente, die 
den Besitzwethsel verzögerten. In diesem Punkt unter­
scheidet sich die "Arisierung" von Fröhlich & Wolff er 
heblieh von den anderen Fällen. 
Für die Familie Henschel bedeutete die "Arisierungswel· 
le" des Jahres 1938, daß sie neben zahlreichen Grund· 
stücken drei Textilindustriebetriebe, die wirtschaftlich er· 
folgreich waren und im Rahmen der Kriegswirtschaft 
noch an Bedeutung gewannen, relativ günstig erwerben 
und damit ihre wirtschaftlich starke Stellung noch aus· 
bauen konnte. Der Konzentrationsprozeß in dernordhes· 
sischen Wirtschaft war somit enorm verstärkt worden. 
Trotzdem entsprach der Besitzwechsel in der Textilin· 
dustrie den Vorstellungen des Gauwirtschaftsberaters, da 
er ftir diese Betriebe einen kapitalkr:iftigen Käufer au~ 
seinem Machtbereich wünschte. 

vr LJnd(~Jmt. Devi~enJIUe Otto Fröhlu.:h. YJ Ltndesamt. l rcuhJndr:rJkte fexhlwcrkc K. A. Hcmthcl. 'II L.1ndesamt. Rückerstattungsalcten, Froh 
lach & WollT. Bd. I. 'II EbcndJ, 
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Nach dem Kauf kassiert die NSDAP: "Arisierungsabgaben" 

Frau Hildcgard Henschel hatte neben dem Kaufpreis flir 
die Firma Fröhlich & Wolffauch noch eine ..,Arisierungs­
abgabe" zu entrichten, d. h. der Gauwirtschaftsberater 
verlangte eine .,Spende" in Höbe von RM 300000,-, die 
angeblich für einen Sozialfond der Partei bestimmt war.95 
Das waren etwa 9 O/o des Kaufpreises. 
Dies war durchaus kein unüblid1cs Vorgehen, wie ein Do­
kument aus den Akten des Finam:.1mts beweist. Der fol­
gende Text ist ein Auszug aus etnem Aktenvermerk vom 
21. Mai I 938 aus den Umsatzsteuerakten der Firma Baum­
waUweberei Ellrich OHG. Mit deren .,Arisicrung" waren 
~owohl das Finanzamt Kassel als auch der G:~uwirt~chafts­
berater für Thüringen befaßt, da sich die Verwaltung der 
Firma in Kassel befand, wiihrend die beiden Fabriken im 
Harz standen. 
.,Gestern erschien ... der Rechtsanwalt Oppenheim als 
Vertreter der Firma Baumwollweberei Ellrich OHG. in 
Kassel und brachte folgendes vor: 
Seine jüdische Auftraggeberio will ih ren Betrieb an die 
Herren Albert Hall in München-Bernsdorf und Robert 
Schupf, Stammbach (Oberfranken), vcrkclllfen, die ihn in 
einer neu zu gründenden OHG. weiterführen wollen. Der 
Kaufpreis ist noch nicht festgelegt, wird aber zwischen 
RM 330-350000,- betragen. Ein Vertragsentwurf liegt 
vor. Der Gauwirtschaftsberater für Thüringen verlangt, 
c!Jß die Käufer an die Verkäuferin ntcht den vollen derzei­
rigen Wert des Unternehmens, sondern einen gcnngeren 
Betrag bezahlen und der Unterschiedsbetrag von wahr-

scheinlieh RM JOOOO.- an die A.-K.assc (v~rmutltth : Ari­
sJerungskasse, d. V.) des Gaues Thüring~n Jbgeführt wird. 
Der Gau verlangt auch, daß diese Verpflichtung im Kauf· 
vc:rrrag festgehaJten wird. ( ... ) 
Heute morgen bat Herr Hall, einer der Erwerber, noch­
mals um eme Unterredung. Bevor d1cse stattfand, habe 
ich mith zu memer Unterrichtung mit dem Sachbearbei­
ter Hir Arisierungsfragen der Industrie- und Handelskam­
mer Kassel, Herrn Dr. Hai bleib, fernmündlich ins Beneh­
men geserzt. Dr. Halbleib erklärte mir, da\ Bestreben de~ 
GJuwimchaftsberaters, bei Arisicrungen einerseits den 
den jüdischen Unternehmern bei der Veräußerung zuflie­
ßenden Preis möglichst zu drücken, andererseits aber die 
Spanne zwischen Veräußerungspreis und Wert der Unter­
nehmen nicht den Erwerbern, sondern der Allgemeinheit 
zukommen zu lassen, habe seinen Ausgangspunkt in Kas­
sel gchJht und sei von Thüringen übernommen worden. 
Soviel er wisse. habe Thüringen noch keinen derartigen 
Fall abschließend behandelt."' 
Die Abführung von Arisierungsabgabm an Parteistellen 
wurde nicht aufrechterhalten, denn das Wirtschaft~mmi­
sterium hatte ein starkes Interesse d.u.1n, Arisierungsgc­
winnc tlir das Retch zu kassieren.% 
0dzu em Beispiel aus K..tssel: Der Regierungspr:.isidcnt 
verband die Genehmigung zum Erwerb der Roßha.uspin­
neret V. Oppenheim Söhne mit der Autlage, RM 35 000,­
an die Deutsche Golddiskontb:wk in Berlin zu überwei­
sen.Q7 

Das Bankhaus S. ). Werthauer jr. Nachf. 

Das Bankhaus S. J. Werthauer jr. Nachf. wurde erst relativ 
spät "arisiert'', und zwar im Oktober 1938. Es war im 
Gegensatz zu den Schwerwebereien ..tuc..:h kein besonders 
attraktives Objekt. Das hängt damit zusammen, daß es 
wie viele andere Privatbanken schon vor 1933 in wirt­
schaftliche Schwierigkeiten geraten war, die durch die 
Politik der Nationalsozialisten noch erheblich vermehrt 
wurden. Von besonderem Interesse ist daher die Frage, 
wie anstatt einer Liquidation die "Arisierung" überhaupt 
zustande kam. 
Das Bankhaus S.J. Werthauer jr. Nacht: wurde 1854 von 
Sandei JosefWerthauer jun. gegründet um.l in den Jahren 

I 894 bis J 927 von dessen Schwiegersohn Montz. Wert­
heim weitergefuhrt.98 
Zu seinen Verdiensten gehört die Unterstützung und Be­
treuung aufstrebender Industrie- und I Iandelstirmen, 
'7. B. der keramischen Industrie in Großalmerode. der Tex· 
tilindustrie (insbesondere die Firma Gottschalk & Co.) 
und Wäschefabrikation, der Zündholz- und Basaltindu­
strie. Moritz Wertheim war Aufsichtsrat in 18 Aktienge­
sellschaften, erhtelt den Titel eines preußischen Kommer­
zienrate~>, war Stadtverordneter, außerdem Förderer von 
Kunst und Wohlfahrtseinrichtungen. 
Am 5. April 1909 zog die Firm.1 $_ J. Werthauer jr. Nachf. 

~· Ebc:nda. 9b Siehe Genschcl, a.a.O.(l), S. 155. Q7 EnlschädtgungsJktcn, Akte V. Oppcnhetm. q~ Eine au~fululic.:hc Darstellun~ der Firmenge· 
~ch1Cht~ findet sich in d~r Jubiläumsschrift 1111 StJdtarchiv: Das 8Jnkh.tus ~- ). WrrtllJuer Jr. Nachfolger, K.mel, Erinncrungssrhntt 1um T Jg dc~ 
75jährigen Btstehens, Kassel, den 2. Nov. 192'1. C.m Arukd tum Gc~ch.dtsJubtl.tum ~tdll m der Ka\~cler Post vom 2 II 192'> ~s fJ!trc Dtcmt JOI 

Kunden. 
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in ein prächtiges Gebäude Jm Königsplatz 57 (Ecke Köl­
nische Straße), an das heute nur noch der Haupteingang 
mit der Figurengruppe erinnert. Nach dem Tod von Mo­
ritz Wertheim wurde die Firma von seinem Sohn Paul und 
seinem Schwiegersohn Otto Hoffa weitergeführt. 
Im Zuge der Bankenkrise 1931 war auch das angesehene 
Privatbankhaus S. J. Werthauer jr. Nachf. durch Verluste 
in Höhe von über 1,1 Millionen RM stützungsbedürftig 
geworden. Es kam über die Krise nur hinweg druch eine 
seitens der Reichsbank vermittelte kommanditistische 
Beteiligung der Dresdner Bank in Höhe von RM 
500000,- Qanuar 1932) sowie einem gesicherten Kredit 
der gleichen Bank bis zur Höhe von RM J MiJiion.99 
Die Kapitalkonten der p~rsönlich haftenden Gesellschaf:.. 
ter (Otto Hoffa und Eugenie Wcrtheim) und kommandi­
t i~tisch beteiligten Familienangehörigen waren von 1928 
bts 1932 von RM 1 396 000,- bis auf RM 188 000,- und 
nach der Machtergreifungder Nazis weiter bis Ende 1937 
Juf RM 114 000,- gesunken, also innerhalb von 9 Jahren 
von 100% auf 8 Ofll . 

Einerseits hatte das Bankhaus S. ]. Werthauer jr. Nachf. 
durch den Konzentrationsprozef~ im Bankgewerbe, ande­
rerseits durch die Boykaumaßnahmen der Nationalsozia­
lüten einen immer schwierigeren Stand. Die narischen" 
Kunden wanderten zum Teil ab, die jüdischen littenunter 

dem BoykoLt. Angesichts der ungünstigen Geschäftsent­
wicklung (Verlustabschlüsse in jedem Jahr) dachte die 
Dresdner Bank schon im Juli 1934 an eine stille Liquida­
tion der Firma S. J. Werthauer jr. Nachf. 
Von Ende 1937 an trugen sich die jüdischen Inhaber 
ebenfalls mit dem Gedanken der Liquidation. Sie versuch­
ten aber zunächst, so wird es in einem Gutachten aus der 
Nachkriegszeit dargestellt, im Interesse der Versorgung 
der langjährigen Angestellten (1922: 90- 95, 1926; 42, 
1934: 21, 1937: 23 Angestellte) Interessenten Hir eine 
Übernahme des Bankhauses zu finden. Geschäftsbezie­
hungen des persönlich haftenden GeselJschafters Hoffa 
zu einem Kölner Bankhaus führten Mitte 1938 dazu. daß 
dem dort tätigen Prokuristen Freiherr Eberhard von Wan­
genheim die Übernahme der Firma Werthauer angeboten 
wurde. Am 14. Oktober 1938 kam nach langwierigen Ver­
handlungen ein notarieller K..tufvertrag zustande. Nach­
folgerdes Bankhauses S.J. Werthauerjr. Nachf. wurde die 
am 12. 10. 1938 gegründete Kommanditgesellschaft von 
Wangenheim & Co. 
Kommanditisten waren Reinbard, Karl Anton und Dr. 
Robert Henschel mit einer Einlage von jeweils 15% des. 
Kapitals sowie die Reichs-Kredit-Gesellschaft AG Berlin 
mit erwa 45 %. Das restliche Kapital stammte vom persön­
lich haftenden Gesellschafter Freiherr von Wangenheirn. 

"Arisierungen" im Groß- und Einzelhandel 

Ziel des Kapitels ist es, eintge Strctfltchter zur "Arisierung"' 
im Grof~- und Einzelhandel im Jahre 1938 zu bringen. 
Wiibrend die bedeutendsten Industriebetriebe unter 
Anwendung von Druck schon ihre Besitzer gewechselt 
hatten, wurde die im Handelssektor bereits laufende .,Ari­
sierungswelle" angeheizt und zum Höhepunkt gefUhrt. 
Die Geschäfte, die durch die Boykottmaßnahmen noch 

nicht ruiniert waren, wurden durch massiven Druck "an­
siert'' oder aufgelöst. In diesem Kapitel werden einige 
neue Methoden aufgezeigt, mit deren Hilfe Druck auf die 
jüdischen Firmeninhaber ausgeübt wurde, z. B. durch die 
Wirtschaftsverbände. Daneben wird dargestellt, welcher 
bürokratische Aufwand mit den ,.Arisierungen" verbun­
den war. 

Agrar- und Viehhandel "judenfrei" 

Der Agrarsektorwar der erste Bereich,tn dem es die Natio­
nalsozialisten durchsetzten, die Tätigkeit von jüdischen 
Händlern zu beenden. Mit welchen Methoden dies ge­
schah, zeigt folgendes Beispiel: Der Händler Mo ritz Bach­
rach lieferte den Landwirten hochwenige Protein-Futter­
mittel und Kunstdünger und nahm dafw Ernte-Erzeug­
nisse in Zahlung. "Unter dem nationalsozialistischen 

Regime hat der Reichsnährstand die Zuweisung von ( ... ) 
Futtermitteln sowie von Futtergerste und Mais an jüdi­
sche Händler unterbunden. Naturgemäß waren dadurch 
die meisten Landwirte gezwungen, ihre Ernte-Erzeugnisse 
den arischen Händlern und Genossenschaften zu verkau­
fen, die ihnen Futter- und Düngemittel zur Verfügung. 
stellen konnten." 100 

9q L.mdesamt. Dtt'.~c und Jllc folgenden Ang.1ben stammen aus den Rückerstattungsakten der Fa. S.J. Wenhauer Jr Nachf. 100 Erltscbädiguogs-Ak 
tc:n, Akte M. ß. 
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Bald war es auch nicht mehr möglich, dJß M. BachrJch 
den Landwirten Getreide abkaufte und an Mühlen weiter­
verkaufte, denn ,.die Landwirte, die Mühlen und der Han­
del wurden mehr und mehr der Kontrolle des Reichsnahr· 
stand es untenvorfen.,, der mit allen Mitteln die Verdrän­
gung der jüdischen Händler betrieb. "So wurde z. B. den 
Domänen-Pächtern ... angedroht, daß ihre Pachtverträge 
nicht erneuert würden, faJis sie ihre Geschäftsbeziehun· 
gen mit Juden nicht abbrechen sollten. "101 
Der Auftakt zur totalen "Ausschaltung" der Juden aus der 
Kasseler Wirtschaft war die Schließung der .,Jüdischen" 
Viehhandlungen. Nach dem Reichsgesetz vom 6. Juli 
1938 durften an Juden keine Wandergewerbescheine oder 
Legitimationskarten mehr ausgegeben werden. Soweit 
diese Dokumente noch im Besitz von Juden wJren, ver­
loren sie zum 30. September 1938 ihre Gültigkeit. Aber zu 
diesem Zeitpunkt waren in Kurhessen längst keine jüdi­
schen Viehhändler mehr ansäs:.ig. Nach einer Berech· 
nung der KLZ war unter den preußischen Provinzen Kur· 

hessen clic:jc:mge mtt dem höchsten Prozentanteil Juden 
unter den Viehhändlern (in Jbsoluten Zahlen: 360 jüdi­
~che Vtehhändlcr in Kurhessen I 937). Eine erste gesetzli­
che Möglichkeit, jüdische Viehhändler ,.auszuschalten", 
wardie Verordnung vom 25.Janu.tr 1937, die besagte, daß 
die Viehwirtschaftsverbände bis zum 31. 12. 1937 die Zu· 
lassung eines Viehhandelsbetriebes widerrufen konnten, 
wenn der Betriebsinhaber "nicht die erforderliche persön· 
liehe und fachliche Eignung" besaß. 
Anders Jls andere Viehwirtschaftsverbände hJt der Vieh· 
wirtschaftsverband (Landesbauernschaft) Kurhessen die 
Zulassung sämtlicher 360 "jüdischer" Viehhandelsbetrie· 
be widerrufen. Daran konnten auch die I 08 Schiedskla­
gen gegen diese Maßnahme nichts ändern. 
Während es am 31. 12. 1937 in Hessen-Nassau noch 490 
.,jüdische" Viehhandelsbetriebe gab, war in Kurhessen 
kein einziger mehr ansässig. Allerdings konnten noch bis 
zum 30. Septern her I 938 jüdische Viehhändler aus den 
Nachbarprovinzen nach Kurhessen komm~n 101 

,~isierungen" 1938: unrentable Betriebe, eingeschüchterte Inhaber 

Die Politik der Nationalsozialisten zielte zunächst darauf 
ab, mit Hilfe von Boykotten, Propaganda, schwarzen Li­
sten, 103 Geschäftskennzeichnungen 104 usw. die wirt· 
schaftliehe Tätigkeit der Juden zu erschweren oder gar un· 
möglich zu machen. Dieses Vorgehen wirkte sich zw,u :~uf 
die einzelnen Geschäfte in unterschiedlich starkem Maße 
aus, 105 zeigte aber spätestens 1938 den gewünschten Er­
folg. Die meisten von Juden geftihrten Geschäfte waren 
bis dahin verschwunden oder in .,arische" Hände überge· 
gangen. 
Belege Hir diese Entwicklung finden s1ch in zahlreichen 
Entschädigungsan trägen. So schrieb z. B. die Inhaberin 
der Schneiderbedarfsartikelhandlung H. u. M. Homthal: 
,.Infolge des stetigen Umsatzrückgangs konnten wir das 
Geschäft nicht meh.r halten und mußten im April 1938 
dasselbe verkaufen. "106 Noch schlimmer erging es der Fir­
ma J. u. H . Lieberg: "Das Geschäft ging erst schrittweise, 

dann radikal zurück. Im Jahre 1938 war es völlig zum Er· 
liegen gekommen", " ... Jaß die Firma praktisch ohne Li­
quidation einfach ,eingeschlafen' ist. "107 
Der Inhaber der Altwarenhandlung .,Witwe Simon 
Strauss" mußte bereits 1937 sein Geschäft verkaufen, da 
ihm durch "die Einwirkung der Onsgruppen der NSDAP 
auf die Altwarenhändler ... in immer zunehmendem Ma­
ße die Zulieferanten entzogen" worden waren".l08 
Aber ntcht bei allen Geschäften mit jüdischen Inhabern 
kam es aufgrund starker Umsatzeinbußen zum "freiwilli­
gen" Verkauf. [n einzelnen Fällen wurden auch massive: 
Einschüchterungsmaßnahmen ergriffen. 
Die Ehefrau des Inhabers des Haushaltswarengeschäfts 
"Max Meyer" schreibt dazu in ihrem Entschädigungsan­
trag: "Nach 1937 war das Geschäft so gut, daß Wachen in 
Uniform aufgesteHt wurden, um Käufern das Betreten des 
Ladens unmöglich zu ma<:hen. Mein Mann wurde in 

101 Ebenda. 102 KLZ vom 2./3. April 1938: 360 jüdi\che Vienhandtungen geschlossen und KLZ vom 27.128. 8. 1938: Kurhe~sisciJcr Viehhandel ab 
30. _S~pte~ber judenfrei. 103 Schon vor 1933 wurden in der nationalsoziaJis~schen Presse r:geiJ?äBi~ L!sren ,.deutsc~err und ,jüdi.ch,cr • Gt'schäftc 
verofkntlrcht, wobei zum Boykott der letzteren aufgerufen wurde. 1935 kursrerte m Kassel alinlrch wre sn anderen StJdten ernvon NSDAP-Krersen 
veröffentlichtes Verzeichnisvon ~jüdischen Firmen-. Nach dem L April 1933 kam es in K..Jssel noch mehrfach zu Boykottaktionen, so z. ß. im August 
1935 und im Dezember 1936. 104 Dit' eSelbsthilfe-Arbeitsgemeinschaft derSA" verteilte auf Anmg derGeschiiftsinhaberdas Schild .,Deutsches Ge 
schäft", um deutlich zu machen, daß das betreffende Geschäft kerne judtschefl Inhaber harte (KLZ vom 28. 9. 1933). 105 .,Wer em Ladengc:s~häft .m 
einer belebten Stelle hatte,.bei den Nazis bekannt und auf Werbung in der Öffentlichkeit ~ngewiesen war, dem half dte Bestellung eines ,arischen' 
Geschäftsfuhren oder die Andcrun~ des Firmennamens nicht5: Er war baJd am Ende. Wer dagegen einen konkurrenzlosen Spezialbetrieb hatte oder 
als Großhändler. oder lmport~ur s~rn Büro abseit~ vom .. Publrkumsverkehr 1~ zweiten St?ck hatte, konnte zu'.lächst fas1 unbehellrgt weiterJ_rbeiten 
Insgesamt allerdmgs stellten srch dte von den Nazrsgewunschten Erfolge etn. Volksgemernschalt und Volksfernde, a.a.O. (72), S. 234. IOo Entschä· 
digungs-Akten. Akte HomthaL 107 Entschädigungs-Akten. Akte Julius Lieberg, Entschädigung~·Akre Dr. Friedrich Lieberg. JOR StJdtarchiv KJsse\, 
Akten der Anmelde· u. VorprüfsteUe fiir WiedergutmJcltung, Akte Leo Strauss. 
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Drr Gauobmann 

• 

• 

26. Ocp1.~~ er 1 

Betr. : Artsieruns jOdisoher Unternehoen, ~ort1ge Togebuch ·r. 
6902/38, van 4.?.38. 

Antwotl1oh Ihrer obigen Antrage teilen wlr ~1t , 

daos un~dle naohbeze1ohneten F1~en &ua dem Papler-Groeahandel 
als jüdische 71~en benennt wur~en. 

Goigersehe 2ap1erhendlung, nallkturt/Jl. Schßte:r~;asse 10 
Goldsohmldt ,.1. Offenbach Frankturterstr. ?B 
Goldachmidt G.m.b . P. . Ka1seretr . 46 
Grünebawa ~a.nkt'urt/f.i . :.a1seratr. 56 
Haas &. Lehr.lann • 1'eber1tr. 3 
Hecht Karl & L. Witzenhausen A4olf Eitlerplatz 

4-e8 
I:1rsch U.rl 7f'Ja.- Haoh•' !olongarostr. 11? 
bainzer Ceh:t . PfUqata4t Ebernt!dterstr . 25 
i:ayer Jakob Stshne Woms Fr1e&r1cbstr. 16 
r!e1er I l'rimlcturt/8 ~n~er.allee 4 
.ieul1nus t:. Co • ~ ohnerstr. 9 
O::>penheimer jr. Ilacbf. Oftenbaob/K Belmhotstr. 1C 
Papier Crossvertrieb 
Fr . Siegel Matna Rheinallee 12? 
Rhe1n~·a1n-PatJer GmbH J'raDlcturt/X sanauerlen4str. ~~ 

Stern , ktl • Poraellaahotstr. 6 
Strrauaa, Gebr. llaiD& or. ~rauatr. 6 
Wertheim Stshne ...... 1 •olt&Caneetr. ~ ~ 

'oftfdltdi-Konto Nr. ,.., ~ (~) , t•oiCJIIII I ....... .,..._~ ........ LM.. ~Ja•• ... lf 
H .... IMit u.eu•••t. ICDRID ... .U., ........................ a. M.. II ..... .... 
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Dokument 3: Die "Deutsche Arbeitsfront" denunziert "jüdische Fimten" beim Gauwirlschafisberater. 
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Schutzhaft genommen und wurde mit dem Versprechen, 
das Geschäft zu verkaufen, freigelassen. Am 18. 2. 38 
wurde das Geschäft auf Arthur Th. übertragen."l09 
Ähnliches berichtet der Inhaber des Herrenkonfektions­
geschäftes ,Jakob Engelbert": "Im Frühjahr 1938 wurde 
ich auf die Handelskammer Kassel vorgeladen, wo mir er­
klärt wurde, wenn ich Haus u. Geschäftnicht freiwillig ab­
gebe, fände man Mittel und Wege."IIO 
Diese Terrormaßnahmen wurden von den örtlichen Or­
ganisationen und Gliederungen der NSDAP durchge­
führt. Erst im Aprill938 schaltete sich der Staat durch die 
"Verordnung über die Anmeldung jüdischen Vermögens" 
in den Arisierungsprozeß ein, um ihn in die gewünschten 
Bahnen zu lenken. 
Im Laufe des Jahres 1938 verschärfte sich der Druck von 
allen Seiten auf die noch bestehenden sogenannten "jüdi­
schen Firmen". Eine wichtige Rolle hatten dabei die Orga­
nisatiOnen der Wirtschaft, wie z. B. die Wirtschaftsgruppe 
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Dokumml 4: Drr Wirtscluzfisverbänd( (hur: du Fachgruppt 
Holzba11del) halfen mit, die "Arisimmg ., der Wirtsdu~fl vor­
rmzutreibm, indem sir "scbwarzr Lislm" rrstdlten und 'lJer­
Jrbickten. 

Bekleidung, die Wirtschaftsgruppe Einzelhandel. Sie wa­
ren eifrig bemüht, auLh die letzten .,Jüdischen Firmen" ih­
rer Branche in ihrem Bezirk zu erfassen. Listen mit den 
Namen dieser Firmen verschickten sie an die mit der "Ari­
sierung'' befaßten Stellen. So erhielt der Gauwirtschafts­
berater des Gaus Hessen-Nassau von verschiedenen Wirt­
schaftsverbänden solche Listen, auf denen auch die Na­
men von Kasseler Firmen standen (siehe Dokument Nr. 3 
und 4). Aber nicht nur die sogenannten "jüdischen Fir­
men" wurden erfaßt, sondern auch deren Kunden und 
Lieferanten. Beide konnten mit Repressalien, wie z. B. 
Sperrung der Rohstoffiieferungen, rechnen. 
In einem Bericht für die Entschädigungsbehörde schilder­
te Sigmund N., der eine der beiden Inhaber eines Textil­
großhandels, wie sich ftir .,jüdische Firmen" im Jahre J 938 
die Situation ständig verschlechterte, so daß eine Ge­
schäftstätigkeit unmöglich wurde: "Während die Jahre 
1934 bis Ende 1937 trotzaller Schwierigkeiten noch ziem· 
lieh normal waren in Bezug auf den Geschäftsumsatz, 
setzte Anfang 1938 der Druck der Nazis 
1.) auf unsere Kundschaft, die sich meist an kleineren Plät­
zen befanden, ein. Durch beauftragte Beamte in der Bahn 
und Post wurde jede Sendung kontrolliert, ob sie nicht 
von einer jüdischen Firma herkam, und ein Kunde nach 
dem anderen ging aus Angst vor Repressalien verloren. -
Die jüdische Kundschaft fiel schon vorher aus, da man 
deren Geschäfte an den kleineren Plätzen schon längere 
Zeit lahmgelegt hatte. Eine Reisetätigkeit zum Verkauf 

109 Entschädigungs-Akten. Akte Marks. 110 Entschädagungs-Akten. AJcte Juhus Engelben. Das Geschaft wurde aber erst 1m Sommer I 938 verkau Ii. 
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unserer Waren war auch nicht mehr möglich, da jedes 
Gasthaus oder Hotel die Aufnahme von Juden ablehnte. 
2.) Mitte des Jahres 1938 setzte dann der Druck auf die 
Fabrikanten ein. Derjenige von ihnen, der einer jüdischen 
Firma etwas lieferte, hatte zu befürchten, daß ihm die 
Garnlieferungen gesperrt wurden. Die Kontrolle hierüber 
wurde durch die Verbände schärfstens durchgeführt 
( ... )" 111. 
Die Überwachung durch die Verbände ging sogar soweit, 
daß sie vor Betriebsbesuchen nicht zurückschreckten. Da­
zu ein Beispiel aus dem Schriftverkehr des in Frankfurt 
amtierenden Gauwirtschaftsberaters: Der Geschäftsfüh­
rer der "Fachgruppe Holzhandel" mit Sitz in Kassel hatte 
die Hauptbücher und Originalrechnungen mehrerer .,jü­
discher Firmen" überprüft und die Lieferanten beim Gau­
wirtschaftsberater denunziert (siebe Dokument Nr. 5). 
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Dokument 5: Die Fachgruppe Holz/umdei denunziert die Liife­
rrmten der ,Judenfirmen" be;m Gauwirtschaflsberaler. 

Daneben waren aber auch nach wie vor propagandistisch 
ausgerichtete Praktiken üblich: Als ein Mittel zur Ver­
drängung der Juden aus Textilindustrie und -handel, ei­
nem Sektor, in dem sie traditionell stark vertreten waren, 
wurde Anfang 1938 ein Anhänge-Etikett geschaffen, das 
die "Ware aus arischer H and" kennzeichnen sollte.112 
Der verstärkte Druck auf jüdische Firmeninhaber, deren 
Lieferanten und Kunden hatte deutliche Auswirkungen 
auf die "Arisierungswelle" des Jahres 1938. Eine Bestäti­
gung dafür findet sich im Pressebericht über die Sitzung 
des Beirats der Einzelhandelsvertretung der Industrie-und 
Handelskammer am 12. Juli 1938: 
.,Nachdem im Kammerbezirk die Arisierung jüdischer Be­
triebe in der letzten Zeit einen erheblichen Umfang ange­
nommen habe, dürfe schon in absehbarer Zeit ftir das hei­
mische Wirtschaftsgebiet mit einem Ende der wirtschaft­
lichen BetätigungvonJuden zu rechnen sein."113 
Als nach der sogenannten Reichskrista11nacht die "Ver­
ordnung zur Ausschaltung der Juden aus dem deutschen 
Wirtschaftsleben" verkündet wurde, stellte die "Kasseler 
Post" mit Befriedigung fest, nun ginge es "dank guter Vor­
arbeit" nur noch um "die Beseitigung eines Restes an jüdi­
scher Wirtschaftsbetätigung, der seit längerer Zeit schon 
keine Rolle mehr spielte".ll4 In Kassel existierten dieses 
Artikels zufolge z. B. nur noch drei "jüdische" Einzelhan­
delsgeschäfte von einiger Bedeutung, die Industrie sei bis 
auf geringe Reste "judenfrei".ll5 
Die von der "Kasseler Post" erwähnte "gute Vorarbeit" bei 
der "Ausschaltung der Juden aus dem deutschen Wirt­
schaftsleben" wurde von derselben Zeitung in einem 
Glückwunschartikel zum 50. Geburtstag des Gauwirt­
schaftsberaters als eines seiner besonderen Verdienste her­
vorgehoben: "Gegen die jüdische Vorherrschaft in der 
kurhessischen Wirtschaft machte Dr. Braun frühzeitig 
Front. Die Arisierung war schon vor dem 9. November 
193 8 fast abgeschlossen."116 
In der sogenannten Reichskristallnacht wurden zahJrei­
che Geschäfte und Wohnungen zerstört, etliche jüdische 
Kaufleute verhaftet und fur einige Wochen ins KZ Bu­
chenwald gebracht. 
Eine Schilderung über die Zerstörung des Haus- und 
Küchengerätegeschäftes "Gumpert & Co" findet sich im 
Entschädigungsantrag von Selma S.: "Am 9. November 
1938 wurde unser Geschäft durch die Nazis zerstört, die 
Schaufenster zertrümmert und ein Teil der Waren auf die 
Straße geworfen ( ... ). 2 Stunden nach diesem Vorkomm­
nis begab sich mein Ehemann mit mir zu dem Geschäft 

111 Entschädigunllsakten. Akte Sigmund N., ein ähnlicher Bericht in der Akte Betthold N. 112 Mitteilungen der IHK vom 1. 3. 1938, Seite 49. 
li J KLZ vom 15. Juli 1938: Jüdische Wirtschaftsbetätigung in Kurhessen bald beendet. 114 Kasseler Post vom 16. 1 I. 1938: Oie Arisiuung in Kur· 
hessen. H 5 Ebenda. 11n Kasseler Post vom 21. Juli 1939: Or. Rudolf Braun 50 Jahre. 
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Betr.: Arisierung Ja. Blau & Stern, Kassel, Orleansstr. 4 

Nach Prüfung durch die mit der Arisierung beauftragten Stellen 
(Industrie- und Handelskammer und Gauwirtschaftsberater) hat 
der Herr RegierungspräsiGent die Genehmigung zur Arisierung 
oben genannter Firma gegeben . 

Verkäufer: 
Käufer: 
Käufpreis: 

Ju.liua Blau 
Betarioh lilf:hberl, beael, Sieaensatr. l 
Jr1e4r1oh We oli, laaael, Jägeratr. 5 
a 30 ooo .. -

Dokumtnt6: "Arisierung" mit biirokratischtm Aufioand: Die btdustrie- und Handelskammer informiert zahlreiche 
Dienststellen iiber die "Arisierung" der Firma Blau & Stern. 
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und stellte fest, da!s dort ein Polizist aufgestellt war, der 
erklärte, er solle auf dje auf die Straße geworfenen und zer­
störten Waren achtgeben. Am nächsten Tag ließ die Poli­
zei einen Müllwagen vorfahren, auf den ich zusammen 
mit meinem Ehemann die auf der Straße liegenden zer­
störten Waren aufladen mußte, damit die Straße wieder 
geräumt war( ... ) danach wurde mein Mann verhaftet und 
wir wurden benachrichtigt. daß wir das Geschäft nicht 

mehr eröffnen durften, sondern bis zum 1. Januar unsere 
Waren verkaufen müßten. Die drei großen Schaufenster 
mußten wir erst von einem Schreinerverschalen und spä­
ter Glas einsetzen lassen auf unsere Kosten. Unserer Glas­
versichemng war nicht erlaubt, uns zu vergüten. Unsere 
Ware mußten wir 30-40 Ofo unter dem Einkaufspreis ver­
sch leudern, um sie los zu werden( ... ). Das Geld daftir kam 
auf Sperrkonto ( ... ). "117 

Verfahren bei der Durchführung der "Arisierung" 

Die grundsätzliche Tendenz der Nattonalsozialisten, die 
Wirtschaft zu reglementieren, zeigte sich auch besonders 
stark bei der Durchführung der "Arisierung", die mit er­
heblichem bürokratisLhen Aufwand verbunden war. Seit 
dem 26. Aprii1938, als Göring und Frickdie "Verordnung 
über die Anmeldung jüdischen Vermögens" erlassen hat­
ten. wurde jede Verpachtung, Veräußerung, also auch jede 
,,Arisierung" eines "jüdischen Betriebes" genehmigungs­
pflichtig gemacht. Dasselbe galt ftir jede Neueröffnung ei­
nes Betriebes oder einer Filiale durch Juden. Über die Ge­
nehmigung entschieden die höheren Verwaltungsbehör­
dcn, bei denen auch die Vermögen angemeldet werden 
mußten. Meist waren dies die Regierungspräsidenten. 
Die Kaufverträge mußten ebenfalls den Industrie- und 
HJndels- bzw. Handwerkskammern sowie dem Gauwirt­
schaftsberater vorgelegt werden. Dies war aber auch schon 
vor Aprill938 üblich. Gewöhnlich war auch die DAF ein­
geschaltet.ll8 
Wie das Genehmigungsverfahren ablief und wie die eiJ1-
zelnen Behörden zusammenwirkten, zeigt der Text auf 
einem Formular in der Devisenakte der Firma "Blau & 

Stern": "Nach Prüfung durch die mit der Arisierung beauf­
tragten Stellen (Industrie- und Handelskammer und Gau­
wirtschaftsberater) hat der Herr Regierungspräsident die 
Genehmigung zur Arisierung oben genannter Firma gege­
ben.''119 In das Formular wurden Angaben über Verkäu­
fer, Käufer und Kaufpreis eingesetzt. Die Industrie- und 
Handelskammer Kassel/Mühlhausen verschickte das 
Schriftstück an .1cht weitere Dienststellen {vom Finanz-

amtbis zur Gestapo). Daran wtrd deutltch, welchen erheb­
lichen bürokratischen Aufwand eine "Arisierung" mit sich 
brachte. 
Der Verkaufspreis fur sog. "jüdische Firmen .. durfte sich 
nicht nach dem vollen Firmenwert (Verkehrswert) rich­
ten, sondern Bemessungsgrundlage waren in der Regel das 
Warenlager und das Inventar. So heißt es in dem Ver­
kaufsvertrag der Firma "Max Meyer'': "Als Übernahme­
preis gelten die bei der Inventur im Januar 1938 eingesetz­
ten Verkaufspreise abzüglich eines Rabattsatzes von 
42,4 %. "120 Praktisch ergaben sich flir die verkaufenden 
Juden erhebliche Verluste, z. B. durch die Nichtbeach­
tung immaterieller Werte ("Goodwill", also z. B. allgemei­
ne Geschäftslage, tiefer- und Abnehmerbeziehungen, Re­
nommee). 
Nach der sog. Reichskristallnacht wurden neue Vorschrif­
ten über den Verkauf ,,jüdischer Firmen" erlassen.121 So 
sollten die von Juden betriebenen Einzelhandelsgeschäfte 
.,grundsätzlich" aufgelöst und nur bei besonderem Bedarf 
"arisiert'' werden. Die Warenlager durften nicht mehr an 
die Verbraucher verkauft oder versteigert werden: "Alle 
Waren sind zunächst der zuständigen Fachgruppe oder 
Zweckvereinigung oder deren bezirklieh er oder fachlicher 
Untergliederung anzubieten, die für die Unterbringung 
der Waren Sorge zu tragen hat. Die Übernahme der Wa­
ren erfolgt auf Grund einer Bewertungdurch Sachverstän­
dige, die der Präsident der zuständigen Industrie- und 
Handelskammer bestellt. "122 

117 Entschädigungsakten. Akte SelmJ Stiefel. 118 Nach Gtmchds Einsch:itzung hatten insgesamt gesehen die NSDAP und ihre Gliederungen eintn 
~tärkeren Emfluß auf die .Arisierung~ als die staatlichen Stellen {vgl. S. 152). 119 L;mdesamt. Devisenakte Blau & Stern. 120 Vertragstext in: Ent· 
Schädigungsakte A. Marks. 121 Durchfiihrungsverordnung vom 23. 11 1938 W Mittedungen der Industrie- und Handelskammer Kassci/Mühl 
hausen vom I. 12. 1938, Seite 238. 
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Herkunft und Motive der Käufer der sog. t,jüdischen Firmen" 

Ocr schwierigste und zugleich bnsanteste Aspekt des _Ari· 
sierungsvorgangs" ist die Beschäftigung mit ut!n K:iufern 
des jüdischen Besitzes. Bis auf wenige Fakten ;tus der 
NJchkriegszeil in einigen Treuhänder-Akten des Lmdes­
amtes fur Vermögenskontrolle Hißt sich kaum M.HertJI 
dazu finden. 
Mögliche Fragestellungen wären: Woher kam der Käufer 
(aus Kassel oder von außerhalb)? Welche Tätigkeit übte er 
vor dem Kauf aus (gleiche Branche I branchenfremd, selb­
ständig I nicht selbständig)? War er NSDAP-Mitglied? 
War die Übernahme einer sog. ,.jüdischen Firma" als 
Gründung einer selbständigen Existenz oder zur Erweite· 
rung eines bereits bestehenden Betriebes gedacht (Grün· 
clung einer Filiale)? Woher nahm der Käuter die Mntd 
zum Kauf? In welchem Maße hat der Käufer durch c.Jt:n 
Kauf profitiert? 
Bevor anband von acht Beisptelen aus dem Einzelh.1ndel 
auf diese Fragen eingegangen wird. sind noch zwet grunJ­
sätzüche Anmerkungen erforderlich: Aufgrund des "Ge· 
setzes zum Schutze des Einzelhandels" waren Geschäfts· 
neugründungen oder -übernahmen mit erheblichen 
Schwierigkeiten verbunden und bedurften einer behördli­
chen Genehmigung (z. B. durch das Stadtwirtschatlsamt). 
Zweitens muß, wie schon in der Einleitung ausgeführt, 
noch einmal betont werden, daß sich die "arischen" Käu­
fer gegenüber den "jüdischen" Verkäufern in einer günsli· 
gerenPositionbefanden und Vermögen zu Preisen erwer­
ben konnten, die oft weit unter den sonst auf dem Markt 
üblichen lagen. Da es sehr problematisch ist, die erlangten 
Vorteile in Form eines Geldbetrages auszudrücken. wird 
an dieser Stelle auf derartige Aussagen verzichtet. 
Beispiel 1: Jean A.: Er betrieb in der Mauerstr. 22 be­
reits ein Geschäft ftir Gardinen und Linoleum. Ende 1937 
übernahm er das Bekleidungsgeschäft "Gebr. Alsberg", 
Untere Königsstr. 46. Beide Läden wurden wcitergeruhrt. 
Die "Arisierung.., brachte der Firma somit eine Verbreite­
rung des Warenangebots. 
Beispiel 2: Heinrich B.: Er war schon vor der Über­
nahme des ,.Bottina-Schuhgeschäfts"' (Inh.: Max Apfel­
baum) in der Schuhbranche tätig. Bis 1934 war er Proku­
rist in einer Schuhwarengroßhandlung und anschließend 
Geschäftsführer der Kasseler Filiale der Firma Schuhfa­
brik "Tack". Am 1. 9. 1936 trat er in das "Bottina-Schuhge­
schäft" als Geschäftsführer und Gesellschafter ein. Doch 
die behördliche Genehmigung des Gesellschaftervertra~ 
ges wurde versagt. Daraufhin kaufte Herr B. das Geschäft 
am 15. 11. 1936. 
Beispiel3: KarJ und Wilhelm B.: Sie betrieben in Sieg~ 
burg eine Schuhwarenhandlung mir Reparaturwerkstatt. 

Ang~~chlo~~en w:1r eme Fdiale in Bergtsch-Gbdbach. Seit 
Jahren war beabsichtigt, em weitere~ Filialgeschiift kU 

crötTncn. Am 30. 6. 1936 wurde ein Kaufvertrag mit Pc~ul 
Mcndershausen, der nach Amerika emigrieren wollte, ab· 
geschlossen und das Schuhhaw; Gcorg Mendershausen, 
Hedwigstr. 9, übernommen. 
ßeispiel4: Friedrich S.: Er stJmmte Jus dem Bankfach, 
war früher Prokurist der Deutschen Bank, spiircr I ndu­
strieuntemeh mer verschiedener Br.lnchen in verschiede­
nen Orten. 1934 mußte er semFabrikationsunternehmen 
(Kartonagen .. T Jschenlampenhülsen usw.) we~en schlech­
ter Geschäftsl.tgc verkaufen. Am I. 6. 1934 gründete er in 
Kassel eine Firma und betrieb auf gepachtetem Grund 
und BoJen eme llolzhandlung. Am 28. 4. 1937 über­
nahm er die Aul,tgen Jes Sägewerkes Körle der sog. "iüdi· 
schen Firma" Viktor Löwenstein O HG, Gensungcn, und 
.1m 14. 7. 1937 den Grundbesitz, ein Teil des Inventars 
und die W .uenvorräte de1 Sttnon Strauss OHG, Holz­
hJnc.Jiung, Schillerstr. 47-5 1. Da~ Pachtgel~tnde der ur· 
sprünglichcn Firma wurde aufgegeben und die Gesamt­
verwaltung in die Rliumc der zweiten ... tri~icrtcn" Firm.1 
verlegt. 
Beispiel 5: Hans S.: Am 1. I. 1912 war er als Hand 
lungsgehilfe in die Tuchgroßhandlung B. Kaufmann ein­
getreten und hts zur Übernahme der Firma am I 5. 3. 1938 
in derselben tat1g. Für dJ.s gute Verhältnis lwischen dem 
jüdischen Vorbesitzer und dem Käufer spricht auch dit: 
Tatsache, daß die ehemaligen E1gentümer nach dem Krie­
ge auf Nachzahlungen zum Kaufpreis verzichteten. 
Beispiel 6: Artur T.: Er entstammte einer wohlhaben­
den Fabrikantenfamilie der Siegerländer Blec.hwarrnmc.Ju­
strie und war m der Eisen· und Stahlindustrie t::itig. Am 
18. 2. 1938 kaufte er das Haushaltswarengeschäft Max 
Meyer, Hedwigstr. 16. Die fUr die Übernahme des Ge­
sc.:häfts erforderlichen Mittel erhielt er unter Anrechnung 
c~.uf seinen späteren Erbteil von seinem Vater. Am II. 8. 
1939 erwarb er auch das Geschäftsgrundstück 
Beispiel 7: Karl-Heinz W.: Er übernahm Jrn 15. ll. 
1935 das Kaufhaus Ferdinand Löser & Co. Er hatte noch 
Geschäfte in Paderborn, Lemgo und Detmold. Am 14. 12. 
1938 ging das Geschäftsgrundstück Obere Königsstr. 27 
in seinen Besitz über. 
BeispielS: Karl W .: Er w.1r seit einigen Jahren bestrebt, 
seine Teilhaberschaft an einer Frankfurter Firma aufzuge­
ben und in einem anderen Ort ein eigenes Geschäft zu 
eröffnen. Durch Vermittlung eines Geschäftsfreundes er­
warb er am 11. 11 . 1935 das Strumpfhaus ,,Marco" in Kas· 
scl, Hedwigstr. 12, das sich in großen finanziellen Schwie­
rigkeiten befand. 
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Zur "Arisierung" des "jüdischen" GrUDdbesitzes 

Während die Liquidation der letzten "jüdischen" Firmen 
abgewickelt wurde, setzte eine neue "Arisierungswelle" 
ein: Die sich in .. jüdischem" Besitz befindlichen Häuser 
und Grundstücke standen zum Verkauf. In dem Verwal­
tungsbericht der Stadt Kassel für das Jahr 1938 wird in 
wenigen Zeilen auf die "Arisierung des jüdischen Grund­
besitzes'' hingewiesen. Es heißt darin u. a.: "Es sind etwa 
180 judische Hausgrundstücke vorhanden. Es kamen 130 
V crkäufe zur Vorlage, und zwar 70 über HJusgrundstücke 
und 60 über unbebaute Grundstücke. "123 

Ocr Besitzwechsel war wiedenam mit erheblichem büro­
kratischen Aufwand verbunden. Den ganzen "Arisie­
rungsvorgang" be~>chreibt der Leiter des Spezi.1lreferats für 
jüdische Angelegenheiten in einem Brief vom 25. Juni 
1946: .,Durch Erlaß derVerordnungvom 3.12. 1938 ( ... ) 
wurde die Veräußerung bzw. die Überführung des jüdi­
schen Vermögens angeordnet. Mit der Ourchfuhrung der 
Verordnung wurde der Regierungspräsident beauftragt. 
Dieser wiederum beteiligte den Oberbürgermeister, den 
Kreiswirtschaftsberater und den Gauwinschaftsberater an 
dem Verfahren. Nach der Verordnung unterlagen alle 
V crkäufe von jüdischem bebauten und unbebauten 
Grundeigentum einer besonderen Genehmigungspflicht. 
Außerdem konnte n.:~ch den Bestimmungen der Verord­
nung das jüdische Vermögen zwangsweise in andere Hän­
de überführt werden. 
Alsbald nach Bekanntgabe der Verordnung setzte ein re­
ger Verkauf von jüdischen Grundstücken ein. Bei der Prü­
fung der Verträge wurde zunächst festgestellt, ob der 
Kaufpreis angemessen und ,volkswirtschaftlich' gerecht· 
fertigt w.u. Als volkswirtschaftlich gerechtfertigt wurde 
der sogenannte mäßige Verkehrswen angesehen. Dieser 
Wert lag etwa JOO/o unter dem seinerzeitigen Verkaufs­
und Verkehrswert. Der Verkauf der Grundstücke geschah 
vielfach unter einem gewissen Druck. DieErwerberhaben 
7um Teil versucht, die Grundstücke zu einem günstigen 
Verkaufspreis zu erwerben. In diesem Falle war in der Ver· 
ordnung vorgesehen, daß der sogenannte Entjudungsge­
winn zu Gunstendes Reiches von dem Erwerber abzufuh­
ren war. Oie Eilnahlungen hatten bei dem Oberfinanz­
präsidenten zu erfolgen."124 
Ein Beispiel rur einen Grundstücksverkauf: Der Kauf-

mann Kar! S. erwarb vom jüdischen Kaufmann Hans 
Wertheim den Grundbesitz Wolfhager Str. 39 1/2 zu ei­
nem Preis von RM 58 800,- (Vertrag vom 26. 10. 1938). 
Der Regierungspräsident erteilte am 13. 3. 1939 die erfor· 
derliehe Genehmigung mit der Auflage, daß der Käufer 
binnen eines Monats eine Ausgleichszahlung von 5000,­
RM zugunsten des Retcbes zu zahlen hätte.l25 
Die Vorschriften waren, wie es auch der Leiterdes Spezial­
referats für jüdische Angelegenheiten 1946 beschrieb, so 
abgefaßt, daß den jüdischen Verkäufern die Erlöse aus 
den Grundstücksverkäufen weitgehendst vorenthalten 
wurden: "In der von dem Regierungspräsidenten erteilten 
Genehmigung war u. a. festgelegt, daß der Erwerbspreis 
nicht unmittelbar an den Veräußerer gezahlt werden 
konnte, vielmehr mußte er auf einem Sperrkonto bei et­
ner Devisenbank eingezahlt werden; über das Konto 
konnte nur mit Zustimmung der zuständigen Devisenstel­
le verfugt werden. Die erzielten Verkaufspreise erhielten 
die Verkäufer bekanntlich nicht. 
Das Genehmigungsverfallren wurde durch eine weitere 
Verordnung vom 18. 1. 1940 dahin geändert, daß die 
Zuständigkeiten des Regierungspräsidenten als Genehmt­
gungsbehörde auf den Oberbürgermeister übergingen. 
Die hauptsächlichsten Verkäufe wurden in den Jahren 
1938/39 durchgeruhrt. Später kamen immer nur einzelne 
Verkaufsfalle zur Vorlage. Vom Oberbürgermeister wurde 
das Ltegenschnftsamt mit der Bearbeitung der Angelegen­
heiten beauftragt." 126 
ln den Akten des Stadtarchivs sind mehrere Fälle - meist 
handelt es sich um Grundstücke aus dem Nachlaß des 
Geheimen Kommerzienrates Aschrott- dokumentiert, in 
denen der Oberbürgermeister der Stadt Kassel den in den 
Kaufverträgen festgelegten Kaufpreis beanstandete und 
dann ungerechtfertigterweise herabsetzte. Aufgrund einer 
Beschwerde der Aschrottschen Grundstücksverwaltung 
erteilte der Reichswirtschaftsminister dem Oberbürger­
meister eine Rüge: "Ihre Entscheidung entspricht jedoch 
nicht den für die Entjudung des Grundbesitzes erlassenen 
Richtlinien ... Da in den vorliegenden Fällen die vom 
Schätzungsamt in Kassel ermittelten Werte nicht unter 
den vereinbarten Kaufpreisen lagen, bestand keine Ver­
anlassung, die vereinbarten Preise herabzusetzen. "127 

l1J Stadtarchiv Kassel Verwaltungsbericht 1938, S. 51 U4 Stadtarchiv Kassel. Akten d.Anmeldc- u. Vorprüfstelle Hit Wiedergutmachung. Aktenbe­
stand A 5155. 125 LandesJmt. Akte VG 3116·1405. 116 Swltarchiv K.t)SC:I. Aktenbemnd A 5/55. l27 Stadtareluv K.tssel. Akten des Stadtliegen· 
schaftsamts. Bd l, Rückerstattungsobjekt Asduon/Mtttcldbe. 
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Entschädigungszahlungen nach dem Krieg 

Nach dem Krieg konnten die ehemaligen jüdischen Ei­
gentümer wieder- sofern sie es wünschten- ihre ,,arisier­
ten" Firmen und Grundstücke übernehmen oder aut: 
grunddes zu niedrigen Kaufpreises eine Nachzahlung ver 
langen. Dabei prallten starke Interessengegensätze ;lUf­

eioander: Während die .,arischen" Käufer nachzuweisen 
versuchten , daß sie einen angemessenen Kaufprtis ge· 
tahlt hatten, bemühten sich die ehemaligen Eigentümer 
um das Gegenteil. In der Regel einigte man sich in einem 
Vergleich. Dieses sogenannte "Rückerstattungsverfahren'" 
war der Absch luß eines mit erheblichem bürokratischen 
Aufwand betriebenen Vorgangs. 
Zunächst wurden- ausgehend von einer Anordnung der 
Alliierten- im Amt flir Vermögenskomrolle fiir alle "ari­
sierten" Grundstücke und Firmen Akten angelegt. Insbe­
~ondere ftir d ie größeren Firmen wurden Treuhänder ein­
gesetzt. Äh nlich wie beim Spruchkammerverfahren muß­
ten Fragebögen ausgefüllt werden: "Fragebogen für arisier­
te Unterneh men I Questionnaire for aryanized Firms". 
Dieser Fragebogen, der zweisprachig gehalten war, um faßt 
8 Seiten und dürfte etwa im Frühjahr 1946 ausgegeben 
worden sein. Im Auftrag des Amtes fl.ir Vermögenskon­
rrolle erstellte ein .,Ausschuß zur Untersuchung arisiertef 
Unternehmungen" bei der Industrie- und Handelskam­
mer Kassel Gutachten zu den Fragen, ob der Verkaufsprejs 
angemessen war und ob die de rzeitige Firma unter Vermö­
genskont rolle zu stellen sei. 
In den wenigen noch erhaltenen Gutachten, die aus dem 
Herbst 1946 stammen, kommt der Ausschuß stets zu dem 
gleichen Ergebnis, nämlich, daß ein "gerechter Kaufpreis" 
gezahlt worden sei und daß von der .,Einsetzung eines 
Treuhänders und der Stellung der Firma unter Ver­
mögenskontroUe abzusehen" sei. Diese Gutachten basier­
ten allerdings einzig auf den Angaben des Käufers. 
Einige Jahre später (etwa 1949) ließ das Landesamt fUr 
Vermögenskontrolle neue Gutachten anfertigen, meist 
von dem Frankfurter W irtschaftsprüfer Dr. jur. Werner A. 
Dieser kam zu wesen tlich differenzierteren Ei nschätzun· 
gen als die Industrie- und Handelskammer. 
In seinem Gutachten zur "Arisierung" des Haushaltswa­
rengeschäfts M. M . heißt es u. a.: 
.,Nach Artikel 3 des Rückerstattungsgesetzes gehört zum 
angemessenen Ka ufpreis bei Geschäftsunternehmen 
grundsätzlich die Berücksichtigung des Finnenwertes 
(Goodwill), obwohl unter den politischen Verhältnissen 
zur Zeit der Geschäftsübernahme seitens der damaligen 

128 Landesamt. Vermögenskonuoii·Akte Fim1.1 M. M. 

Behörd~ be1 Verkäufen jüdischer Vorbesttz<'r ein Firmen­
wert nicht zugebilligt bzw. wenn vereinbart, der Kaufvet · 
trag nicht genehmigt wurde. Der ArisierungsausschufS hJt 
tlUfgrund der Erklärung des Rückerstattungspflichtigen 
(=der Käufer Th., d. V.) die Notwendigkeit einer Zahlung 
fli r den Firmenwert verneint, weil Th. von grundaufhätte 
neu aufbauen müssen, und davon auszugehen sei, daß der 
Umsatz unter dem Vorbesitzer so stark zurückgegangen 
sei, daß ein Reingewinn nicht mehr erzielt worden wäre. 
Dieser Auff.1Ssung kann ich nicht beipflichten. 
Wenn auch heute noch über den Begriff und die Abgren­
zung von Firmenwert und Goodwill keine einheit1iche 
Auffassung herrscht, so steht doch soviel fest, daß der Be­
griff nicht etwa !.O eng ausgelegt werden darf~ daß hierun­
ter nur die Fonführung des Fimlen-N:tmes verstanden 
werden kann. Der Goodwill um faßt vielmehr den Gegen­
wert für die Kundschaft, den Ruf der Firma, ihre Ge­
schäftsbeziehungen zu Lieferanten, die innere Organisa­
tion, die Vertrautheit der Angestelltensch.tft mit Kunden 
und Lieferanten und sonstige immateriellen Werte;( ... ) 
wenn man es vulgär ausdrückt, ,das gemachte: Bett'. ( ... ) 
Im vorliegenden Falle brachte der Rückerstattungspflich 
lige (= Th.) schon wesentliche Branchenkenntnisse mit. 
Er war aber andererseits in Kassel gänzlich fremd. Auch 
wenn unter dem Terror der d:~maligen Zeit jüdische Ge 
schäfte im Umsatz stark zurückgegangen sind, ~o war 
doch ein gewisserTeil der Kundschaft zweifellos vorhan­
den, der dem Geschäft die Treue hielt. Die Beziehungen 
des Verkaufspersonals zur Stammkundschaft waren tur 
den Erwerber gleichfalls wertvoll. Wesentlich war weiter­
hin,( ... ) daß mindestensemTeil der Lieferantenaufgrund 
der langjährigen Geschäftsbeziehungen zum Vorbesitzer 
bei dem auch zur Zeit der Geschäftsübernahme schon 
knapper gewordenen Warenangebot zur Weiterbeliefe­
rung bereit war. All das beinhaltet der GoodwilL Er kann 
allerdings nur geschätzt werden. Im allgemeinen ka nn 
man sagen, daß bei dervorliegenden Branche ein Satz von 
10% des übernommenen Warenwertes als Goodwill ange­
messen erscheint. Das dürfte auch der Betrag sein, unter 
dem bei normalen Verhältnissen der Veräußerer sein Ge­
schäft nicht abgegeben hJben würde. 
Nach meiner Auffassung haben die Rückerstattungsbe­
rechtigten (=die ehern. jüdischen Inhaber) im vorliegen­
den Falle noch einen Anspruch für Goodwill in Höhe von 
I0°A1 des Warenwertes von RM I 10455,74 =rund RM 
11 045,-."128 
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Ein weiteres Beispiel: Die jüdischen Inhaber des Teppich­
und Gardinengeschäfts Gehrüder B. hatten am 30. Okto­
ber 1936 ihre Firma zum Preise von RM 50 577,-verkauft. 
Der Arisierungsausschuß der Industrie- und Handelskam­
mer erklärte am 30. I 0. 1946 in seinem Gutachten: 
,.Aus diesen Gründen heraus kommt der Ausschuls zu 
dem Ergebnis, daß ein innerer Wert des Geschäftes nicht 
vorhanden gewesen ist und daß demzufolge mit der Zah­
lung des Warenlagers nach den aufgestellten Grundsätzen 
dem Geschäftsinhaber der gerechte Kaufpreis gezahlt 
worden ist." 129 

Diese Einschätzung ließ sich nicht aufrechterhalten. Am 
21. 5. 1952 erhielten die ehemaligen jüdischen Inhaber in 
einem Vergleich mit dem Käufer eine Nachzahlung von 
DM 22 000,-. Außerdem endete ein Prozeß gegen das 
Land Hessen, der durch mehrere Instanzen liet~ am 5. 11. 
1968 mit der Verurteilung des Landes zur Zahlung einer 
Entschädigung für Goodwill-Schaden in Höhe von 
5782,- DM. 
Zu den Merkwürdigkeiten in der Nachkriegsgeschichte 
der Stadt Kassel gehört es, daß derselbe Mann sowohl mit 
der .,Arisierung" der Grundstücke als auch nach dem 
Kriege mit deren Rückerstattung beschäftigt war. Es han­
delt sich hierbei um den Direktor des Stadt-Liegenschafts­
amtes, Konrad R., der, wie der Leiter des Spezialreferates 

Bildemachweis 

für jüdische Angelegenheiten 1946 berichtete, im "Drit­
ten Reich" Listen über das .,jüdische" Grundvermögen an­
fertigte. Nach dem Krieg vertrat er die Interessen der Stadt 
Kassel, wenn die ehemaligen jüdischen Eigentümer, deren 
Grundstücke die Stadt erworben hatte, aufgrund des zu 
niedrigen Kaufpreises Nachzahlungen verlangten. 
Dieses Beispiel erscheint geradezu symptomatisch ftir die 
Art zu sein, wie nach dem Kriege die Bewältigung der Ver­
gangenheit betrieben wurde. 
Es verwundert auch nicht, wenn die Industrie- und Han­
delskammer in ihrer Zeitschrift "Kurhessische Wirt­
schaft" im Jahre 1975 anläßlich des Todes des ehemaligen 
Gauwirtschaftsberaters Dr. RudolfBraun, dermaßgeblich 
fUr die Durchführung der "Arisierung" zuständig war, .,in 
ehrendem Gedenken" an dessen "Verdienste" im Natio­
nalsozialismus erinnert: "Dr. Braun hat sich während sei­
ner Zeit als Präsident engagiert fiir die Wirtschaft dieses 
Raumes eingesetzt und maßgeblich an der Lösung des 
Problems der Arbeitslosigkeit mitgearbeitet, indem er 
zahlreiche öffentliche Aufträge nach Nordhessen zog. Er 
setzte sich auch fur langfristige Strukturverbesserungen 
fUr das industriell zurückgebliebene Nordhessen ein. ( ... ) 
Die Industrie- und Handelskammer Kassel weiß die aktive 
Arbeit des Verstorbenen für die Entwicklung des nordhes­
sischen Raumes zu würdigen."l30 

l Landesamt ftir Vermögenskontrolle und Wiedergutmachung, Frankfurt. Finanzamtsakten der Firma H. Grünbaum. 

2 Landesamt fur Vermögenskontrolle und Wiedergutmachung, Frankfurt. Finanzamtsakten der Firma Gottschalk 
& Co. AG. 

Dokumentennachweis 
1 Landesamt fiir VermögenskomroHe und Wiedergutmachung, Frankfurt. Finanzamtsakten der Firma H. Grünbaum. 

2 Aus Privatbesitz. 

3 Landesamt für Vermögenskontrolle und Wiedergutmachung, Frankfurt. Akte Arisierungen. 

4 (gleiche ~elle) 

5 (gleiche Quelle) 

6 Landesamt fiir Vermögenskontrolle und Wiedergutmachung, Frankfurt. Devisenakte Blau & Stern. 

Horst Kottke 

llq LJndcsamt. Vermögenskontroii·Akte Gebr. B. uo Kurhessische Wirtschaft 16/75, S. 493. 
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NS-Wirtschaftspolitik und die soziale Lage der arbeitenden Bevölkerung 
(1933-1939) 

Rahmenbedingungen 

In diesem Beitrag werden wirtschaft~- und sozi.ilpolitische 
Aktionsbereiche, Organisationen und MJßn.1hrncn des 
Nationalsozialismus in ihrer Durchsetzung, Wahrneh­
mung und Bedeutung für den Bereich Kassel während der 
Vorkriegszeit dargestellt. 
In der Polykratie des nationalsozialistischen Systems ver­
mischten sich vielfach wirtschafts- und sozialpolitische 
Ak1:ionsbereiche und wurden oft mit Zielen der Sicherung 
oder der Erweiterung der Machtbereiche von staatlichen 
Stellen, nationalsozialistischen Organisationen, einzel­
nen Führern oder Ämtern und Unternehmen und Wirt­
schaftsorganisationen verbunden. Die Sozialpolitik stand 
außerdem im Dienste vorrangiger politischer Ziele, wie 
Arbeitsbeschaffung, Aufrüstung und Kriegsvorbereitung. 
Noch deutlicher als in verschiedenen anderen Politikfel­
dern wird bei der nationalsozialistischen Sozialpolitik die 
Verbindung von sozialem Druck, politischem Zwang und 
häufig kaum verhülltem Terror. 
Bei der Bearbeitung dieses Themas wird die soziale Lage 
der arbeitenden Bevölkerung im Raum Kassel von 1933-
1939 in den Mittelpunkt gestellt. Es wird versucht, der 
Frage nachzugehen, welchen Einfluß wirtschaftliche und 
sozialpolitische Entscheidungen und Maßnahmen des 
NS-Staates, der regionalen und lokalen nationalsozialisti­
schen Organisationen und der Stadt Kassel auf die Verän­
derung der materiellen und sozialen Lebenslage der für 
die Sozialpolitik relevanten unteren und mittleren Bevöl­
kerungsschichten hatten. 
Grundlage der Darstellung sind die AnnJhmen: 
- Wirtschaftskrise, ökonomische und soziale Existenzge­
fahrdung des Mittelstandes, Massenarbeitslosigkeit und 
Verelendung waren keine hinreichenden, aber wichtige 
bedingende Ursachen für die Übergabe der staatlichen Re­
gierungsmacht an die Nationalsozialisten. 
- Die Beseitigung der Arbeitslosigkeit durch wirtschaftli­
chen Aufschwung und Wachstum (Expansion durch 
Staats- und Rüstungskonjunktur) war fur die nationalso­
zialistische Politik nicht nur das drängendste wirtschaftli­
che Problem, sondern auch eine sozialpolitische und poli­
tisch-psychologische Notwendigkeit, von der ihre politi­
~che MachtsteJiung und ihre Herrschaft in Staat und Ge­
sellschaft abhing. 
Die Darstellung bezieht sich auf zeitgenössische lokale Q}.lel­
len, die Tageszeitungen, Fachzeitschriften, Veröffentlichun­
gen der Stadt Kassel und der Industrie- und Handelskammer 
zu Kassel, Publikationen der kurhessischen NSDAP sow1e 
.mf Aktenmaterial aus dem Stadtarchiv Kassel, dem Staatsar-

thiv Marburg, dem H.mptstaatsarchiv Wiesbaden und dem 
Bundesarchiv Koblenz. In die Schildcru~ der Reak'tionen 
der Kasseler Bevölkerung .mf die nationalsoz1ahstische Ge­
sellschaftspolitik wurden zeitgenössische Stimmungsberich­
te und Gespräche mit Zeitzeugen einbezogen. 
Bei globaler Betrachtung unterschied sich die wirtsch.tftlt· 
ehe und so1.iale Lage der Arbeiterschaft in Kassel vun der 
Wirt~chaftskrise bis zum 2. Weltkrieg (1929-1939) nich1 
we~entlich von der im Reichsdurchschnitt. Erst die ge­
nauere Untersuchung zeigt verschiedene lokJie und regio­
nale Besonderheiten, die zu erklären sind 
- aus der sozialökonomi~chen Struktur der Stadt Kassel 

und ihres Umlandes, 
- durch den Ausb:~u Kassels zu einem Rüstung~zcntrum 

des NS-Staatcs und 
- durch spezifische Formen der Umsetzung der nJllonal 

sozialistischen Arbeits- und Sozialpolitik. 
Kassel war traditionell Residenz- und Verwaltungsst.Jdt, 
Sitz des Oberpräsidenten der Provinz Hessen-Nassau, dc~ 
Regierungspräsidenten, der Bezirksdirekt10nen VOll 

Reichsbahn und Reichspost und Jnderer überregionaler, 
regionaler und lokaler Behörden sowie regionales Dienst· 
Ieistungs- und Kulturzentrum. Daraus erklärt sich der ho­
he Anteil von Beamten und Angestellten Jn der städtt­
Kben Erwerbsbevölkerung (1932 35,12 %). Durch die~c 
soz1ale und kulturelle Ausprägung wurde die Stadt zu ei­
nem bevorzugten Wohnsitz fur Pensionäre und (Vermö­
gens-} Rentner (1932 ca. 13% der erwerbstätigen Bevölke­
rung). Diese Bevölkerungsschichten lebten vor allem m 
der Oberstadt und in den südlichen und westlichen St:~dt­
teilen, die Schwerpunkte der NS-Organisationen uud der 
NS-Wählerschaft waren. 
Seit den 1870er Jahren hatte sich Kassel auch zur In­
dustriestadt mit den besonderen Schwerpunkten Mascht­
nen- und Fahrzeugbau sowie Textilindustrie entwickelt. 
Die Industriewerke lagen vor aJiem im Norden und Osten 
der Stadt. Dort waren - neben der Altstadt - auch dtc 
Wohngebiete der Arbeiterschaft {1932 42,52% der Er­
werbsbevölkerung) und die Wählermehrbetten für die Ar­
beiterparteien, insbesondere ftir die Sozialdemokratie. 
Die einseitige Industriestruktur (hauptsächlich Lokomo­
tiv- und Waggonbau sowie Schwergewebeproduktion) 
hatte schon in den 20er Jahren überdurchschnittliche 
Arbeitslosigkeit zur Folge. Oie Wirtschaftskrise traf die 
Kasseler Industrie und die Arbeiterbevölkerung in der 
Stadt und den angrenzenden Arbeiterwohngemeinden 
des Landkreises besonders schwer. Kassel gehörte im deut-
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sehen Reich zu den Großstädten mi tdem höchsten Anteil 
von Erwerbslosen und Wohlfahnsempfcingern. 
Oie Arbeitsbeschaffung und die Überwindung der Ar­
beitslosigkeit ging in Kassel stärker als andernorts einher 
mit der Milit:uisierung und Aufrüstung. Die von den NS­
Organisationen des Gaues mit propagandistischem Getö­
se betriebene "Arbeitsschlatht" erwies sich dagegen als 
wenig beschäftigungsfördernd. 
Kassel wurde zu einer wichtigen Garnisonsstadt und Rü­
stungsschmiede des Reiches. Mit dem Aufbau der Rü­
stungsindustrie und der Einführung von Arbc:itsdienst­
und Wehrpflicht ging die Arbeitslosigkeit zurück, früher 
und schneller als in anderen Regionen des Reiches. Ab 
1936 machte sich zunehmend Facharbeitermangel be­
merkbar. 
Die Versuche der NS-Führung im Gau und in der Stadt 
Kassel, die traditionell überwiegend sozialdemokratisch 
und gewerkschaftlich orientierte Arbeiterschaft durch 
ideologische Propaganda, sozialpolitische Maßnahmen 
und Organisationsaktivismus einerseits und durch sozia­
len Druck, politischen Zwang und kaum verhüllten Terror 
andererseits in das NS-System einzuspannen, hatten in 
den ersten drei Jahren kaum Erfolg. Lageberichte zeigen 
Distanz gegenüber dem Nazismus, aber auch Unzufrie­
denheit über verteuerte Lebenshaltung, niedrige Arbeits­
einkommen und VersorgungsmängeL Oie Stimmung in 
der Arbeiterschaft besserte sich allmählich, wie die letzten 
vorhandenen Stimmungsberichte der Staatspolizeistelle 
Kassel und Aussagen von Zeitzeugen erkennen lassen, ab 
1936/37 mit dem Erreichen der Vollbeschäftigung. 
Der schnelle Aufschwung der Rüstungs- und Baukonjunk-

tur (insbesondere militärische und rüstungswichtige Bau­
ten, Straßen- und Autobahn bau) im Raum Kassel und der 
wachsende Fachkräftemangel fuhrten zu Mehrarbeit so­
wie An- und Abwerbung von qualifizierten Arbeitskrät:. 
ten. Auch die 1933/ 34 aus dem Berufsleben verdrängten 
Frauen sollten wieder in den Arbeitsprozeß eingegliedert 
werden. Schließlich wurden Arbeitskräfte aus ,.Über­
schußbezirken" des Reiches und aus dem Ausland nach 
Kassel geholt. Oie Fluktuation der Arbeitskräfte nahm 
überdurchschnittlich zu. Die Löhne der Arbeiter in rü­
stungswichtigen Wirtschaftsbereichen stiegen (trotz 
Lohnstopp) durch Zulagen stärker als in anderen Gebie­
ten. Mit der Überbeschäftigung erhöhte sich ab 1938 die 
Arbeitsbelastung durch Überstunden und Sonderschich­
ten. Zugleich vergrößerte sich die Einkommensdifferen­
zierunginnerhalb der Arbeiterschaft. Trotz Einkommens­
und Konsumansbeg ging es vielen Arbeitnehmern 1938 
immer noch schlechter als vor der Wirtschaftskrise. Die 
meisten Arbeitnehmer hatten aberden Eindruck. daß sich 
clie wirtschaftlichen Verhältnisse erheblich verbessert hal­
ten. Dies galt nicht für den anhaltenden Wohnraumman­
geL Wohnungs- und Städtebau in Kassel mußten ab 1937 
hinter milit5 rische und rüstungswirtschaftliche Ansprü­
che zurücktreten. 
Der Deutschen Arbeitsfront gelang es nicht, die Kasselet 
Arbeiterschaft fur sich zu gewinnen. Anklang fanden da­
gegen die Angebote der "Kraft durch Freude", insbesonde­
re clie Urlaubsreisen. Oie Gauleitung versuchte dabei, sich 
mit einem ,. Werksehrendienst" (Urlaubsvertrerung fur 
freigestellte Arbeitskräfte) zu profilieren. 

1. Wirtschaftskrise und Arbeitslosigkeit in Kassel 

Oie Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation ftir 
den selbständigen Mittelstand, für Vermögensrentner 
und Pensionäre seit den 20er Jahren sowie die Wirtschafts­
krise, die wachsende Massenarbeitslosigkeit und clie zu­
nehmende Verelendung der Langzeitarbeitslosen und 
Wohlfahrtsempfanger nach I 930 gehörten nach unserem 
Verständnis zu den wesentlichen materiellen Vorausset­
zungen für den politischen Aufstieg und Machtgewinn 
des Nationalsozialismus auch in der Stadt und Region 
Kassel. - Die wirtschaftliche Struktur und Entwicklung der 
Stadt Kassel und ihres Umlands kann hier nur knapp skiz­
ziert werden. Kassel war - in derTraditionder ehemaligen 
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Residenz - als Provinzhauptstadt Verwaltungs- und 
Dienstleistungszentrum mit Mittelschichtenbevölkerung 
geblieben. Von den Erwerbstätigen waren (1933) 24,1% 
Angestellte und 15,5 OJo Beamte; der Anteil der Angestell­
ten lag um das Doppelte, der Beamtenanteil um das Drei­
fache höher als im Reich. - Seit den 1870er Jahren hatte 
sich Kassel zur Industriestadt entwickelt. Industrielle 
Schwerpunkte waren die Metallindustrie, insbesondere 
der Maschinenbau, vor allem Fahrzeugbau (Lokomoti­
ven, Eisenbahnwagen) und die Textilindustrie, besonders 
Schwergewebe. Nur ein knappes Drittel der Erwerbstäti­
gen (32,2 %) waren (1933) Arbeiter. 



1.1. Wirtschaftsprobleme in der Auf~cbwungphase 

Die wirtschaftliche Entwicklung brachte rur die Stadt 
Kassel auch während der "goldenen Zwanziger" (von 1924 
bis 1928/29) keine Blütezeit. Dies lag in erster Linie an der 
ungünstigen Struktur der Kasseler Industrie, die großen­
teils .,auf dem gedrosselten Bedarf der Reichsbahn und 
dem aufs äußerste verminderten Heeresbedarf" sowie 
dem Export beruhte . .,Gerade die wichtige verarbeitende 
Industrie konnte durch diese Einseitigkeit an der großen 
Wirtschaftsbelebung des Jahres 1927 nicht teilnehmen. " 1 

Tm Bericht des SPD-Ortsvereins Kassel überdas).1hr 192~ 
heißt es:" Während in anderen Städten (ab 1924) eine Bes­
serung eingetreten ist, geht die Industrie Kassels - haupt­
sächlich die Metallindustrie- immer mehr zurück. Große 
Werke sind stillgelegt bzw. durch die Konzentration von 
hier verlegt worden, und H.ir die noch vorhandenen Wer­
ke ist auch nicht dauernd eine gute Beschäftigung gesi­
chert. Aber auch in der übrigen Industrie haben Stillegun· 
gen stattgefunden (Zündholzfabrik u. a. m.)."l 
In ihrem Wirtschaftsbericht für 1928 betonte die Indu­
strie- und Handelskammer zu Kassel "die außerordentlich 
schwierige Lage fast der gesamten MJschinenindustrie, 
besonders des Lokomotivbaues" und die schlechte Situa­
tion der Segeltuchindustrie.3 Daß die Aufträge der Reichs­
bahn vollständig fehlten, war aus der Sicht der IHK "ein 
Unglück nicht nur ftir die Firma Henscbel, sondern fUr 
ganz Kassel".4 Der im Herbst 1929 einsetzende konjunk· 
turelle Rückgang führte auch in Kassel zu einer wachsen­
den Zahl von Firmenzusammenbrüchen. Die Zunahme 
der Konkurse und Vergleiche (+ 31 Ofo gegen 1928) war 
ebenso groß wie im Reich. Im Winter 1929/30 gerieten 
.,eine Reihe von industriellen und kaufmännischen Fir­
men" durch "die Zahlungseinstellung mehrerer Kasseler 
Banken" in wirtschaftliche Schwierigkei ten. 5 MFast alle 
Handwerke" berichteten 1929 .,über einen beträchtlichen 
Rückgang der Umsätze, der zwischen 10 bis 60% ge­
schätzt" wurde. 6 Eine besondere Verschlechterung der 
Wtrtschaftslage trat in der Sauwirtschaft, einem wirt­
schaftlichen Schlüsselberetch, ein. Davon wurden auch 
die verschiedenen Baunebengewerbe betroffen.? 
Wie Bürgermeister Lahmeyer vor der Stadtverordneten­
versammlung feststellte, war es eine "bittere Tatsache, daß 
Kassel bis 1932 neben Breslau und Wiesbaden mit den 

Zahlen seinet Erwerbslosen, Kleinrentner und Sozialrent­
ner prozentual an der Spttze aller deut~chcn Städte 
stand".!! Auch im Bericht des SPD-Ortsvercins flir das Jahr 
1928 wird gesagt, daß Kassel einen Prozentsatz an Unter· 
Stützungsempfangern hatte (im Dezember 1928 etwa 15% 
der Bevölkerung), "der nur in ganz wenigen Städten er 
reicht" wurde.9- Neben den 9111 Kasseler Einwohnern, 
die im Dezember 1928 von Arbeitslosenunterstützung 
und Krisenunterstützung leben mußten. gab es schon 
11.386 Empfjnger von Wohll.thrtsuntcrslützung. Darun 
ter waren viele ältere Bürger, die durch die kriegsbedingte 
Int1atioo ihre Vermögen verloren hatten. Bürgermeister 
Lahmeyer sagte uber diese Bevölkerungsgruppe: "Es ltegt 
eine große Tragik darin, daß aus deu Krt~t~en der zahlre1 
chen Pensionäre und Rentner, die in der Vorkriegszeit den 
Wohlstand der Stadt nachhaltig begründeten, in der Infhl­
tion jene großen Unterstützungsgruppen entstehen muß­
ten und damit eine Fürsorgebelastung, ohne daß wirksa· 
me Abhilfe geschaffen werden konnte."l0 
Viele dieser durch die Inflation enteigneten Leute )ehntcn 
sich nach der Vorkriegszeit, der .. Kai~erzett" zurück. Sie sa· 
ben nicht in der Finanzierung des verlorenen Weltkrieges 
und seiner Folgen die Ursachen daflir, dag sie um ihr Vermö­
gen gebrachtworden waren. Sie gaben vielmehr der Weim.t­
rer Demokratie, den Parteien und fuhrenden Politikern der 
We1marer Koalition die Schuld daran. Sozialdemokraten, 
.,Linksliberale" (DDP) und Zentrum hatten doch die Kapitu­
lation und den Versailler Friedensvertrag angenommen und 
damit, wie viele meinten, dem deutschen Volk die Niederla­
ge und den Vertrag mit den schändlichen Bedingungen 
(.,Kriegsschuldlüge") und den drückenden Reparationslasten 
("Inflationsursache") aufgeladen. 
Schon 1927 begannen die städtischen Körpc.:rschaften in 
Kassel (auch auf Veranlassung der Preußischen Staatsre­
gterung) mit Maßnahmen zur Bekämpfun~ der Arbeitslo­
sigkeit. Der Magistrat nahm Anleihen auf, vergab in gro­
ßem Umfang Notstandsarbeiten auf dem Gebiet des Tief­
baus und kurbelte auch den Hochbau kräftig an, um da­
mit zugleich die Wohnungsnot in Kassel abzubauen. Dte 
Zahl der Erwerbslosen wurde dadurch, z. B. im Jahre 1927, 
erheblich verringert. I I Bereits 1929 ging die Bautäugkeil 
in Kassel beträchtlich 7.urück; I 928 wurden noch 405 

1 Bürgermeister Gustav Lahmeyer in der I. (konstituierenden) Sitzung der Sudtverordneten-Versammlung am 30. März 1933, s. Protokoll d1e~er S1t· 
lung im Stadtarchiv Kassel. Z SPD Ortsverein Kassel, Bericht über das Jahr 1928, erstattet in der Generalversammlung am 30. I, 1929, o.O., o.J ., S. 
15. J Wirtschaftsbericht der lndustrie- und Handelskammer (lHK) zu Kassel 1928, S. 9. 4 Ebenda, S. 10. s Wirtschaftsbericht der IHK Kassel 
1929, S. S-6. l> Jahrbuch des Kurbessisch-Wdldeck~chen Handwerks fur 1930, gemeinsam herausgegeben v. d. Haodwerksk:ammc:r zu Kassel und 
dem Kurh.-Wald. Handwcrkerbund, S. 5. 7 Ebend~. S. 6. ~ Ebenda, S. II. 8 • G. Lahmeyer, a.a.O. (I) v SPD Ortsverein K.i)'>el (2). 
10 Labmeycr, a.a.O. (!). 11 Ebenda. 
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Wohngebäude fertiggestellt, 1929 nur noch 184.12 Ab 
1930, mit Einbruch der Wirtschaftskrise, die einen star­
ken Rückgang der städtischen Ejnnahmen und eine 

schnelle Steigerung der Wohlfahrtsausgaben bewirkte, 
mußte die städtische Auftragsvergabe- und Beschäftj­
gungspolitik immer stärker eingeschränkt werden. 

1.2. Oie Kasseler W irtschaft in der Kri se 

ln Kassel wurden die Wirtschaftszweige besonders heftig 
von der Wirtschaftskrise getroffen, die hauptsächlich von 
öffentlichen Aufträgen und vom Export abhängig waren. 
Dies wJren vor allem der Maschinen- und Fahrzeugbau 
mit den Großbetrieben Henschel & Sohn, Wegmann und 
Crede sowie das Baugewerbe. 
Das größte Kasseler Unternehmen, die Firma Henschel & 
Sohn AG, ist ein eindrucksvolles Beispiel fUr die ver­
heerende Wirkung der Weltwirtschaftskrise in Kassel. 
Henschel wjr bis zum Ersten Weltkrieg, in der Zeit seiner 
größten Ausdehnung, zum führenden deutschen und 
europäischen Lokomotivbauunternehmen aufgestiegen 
und hatte eine Beschäftigtenzahl von rund 9000 er­
reicht. 
1930 beschäftigte das Henschei-Werk noch rund 4900 Ar­
beiter und Angestellte. Durch die Weltwirtschaftskrise 
kam das Exportgeschäft im Jahre 1931 fast zum Stillstand. 
Henschel erhielt von der Reichsbahn nur einen Auftrag 
über 34 Dampflokomotiven und einige Elektroloks. Da­
mit war die Produktionskapazität des Großbetriebs, der 
1914 täglich bis zu 3 Lokomotiven fertigsteilen konnte, 
nur Hir kurze Zeit ausgelastet. Ab Januar 1932 wurde das 
Werk - bis auf einige Montagearbeiten- fiir 4 Monate still­
gelegt.l3 - Oberbürgermeister Dr. Stadlererklärte am 26. 
I. 1932: Der Firma Henschel seien von der Stadt alle nur 
möglichen Erleichtemngen gewährt worden, darüber hin­
,lUS habe er sich persönlich bei der Reichsbahnverwaltung 
um die Vergabe von Aufträgen bemüht. Nicht im Mangel 
an Kapital oder Kredit sei die Krise begründet, sondern al­
lein im Mangel an Aufträgen.l4 Oie Geschäftsleitung der 
Henschel-Werke begründete die Stillegung mit der Not­
wendigkeit einer .,allgemeinen Kostensenkung", rue eine 
"Umstellung des Betriebes" erfordere. Die Kostensenkung 
wurde durch drastischen Abbau der Personalkosten (Ent­
lassungen, Lohnkürzungen) und durch erhebliche Steuer­
erleichterungen des Reiches, des Landes Preußen und der 

Stadt Kassel erreicht. Für die Steuerermäßigung erhielt die 
Stadtverwaltung von der Henschei-Oirektion die Zusage, 
"daß zur Entlastung der Erwerbslosenftirsorge in der 
Hauptsache Arbeitskräfte aus Kassel und soweit möglich 
Wohlfahrtserwerbslose eingestellt würden".l5 Erst in der 
zweiten Aprilhälfte 1932 frng Henschel an, zunächst 
Angestellte, später auch Arbeiter wieder einzustellen; die 
Produktion wurde langsam wieder aufgenommen. Im Ma1 
wurden die drei Kasseler Werke wieder soweit in Betrieb 
genommen, um die angesammelten Aufträge auszu­
fiihren. Oie Unternehmensleitung wollte, zunächst nuJ 
für ein Jahr, 1300 bis 1500 Personen einstellen. Im Juh 
1932 beschäftigten die Henschei-Werke etwa 950 Ar­
beüer.l6 
Ähnlich niederdrückende Auftragsausfälle hatten die 
beiden Waggonbauunternehmen Wegmann, Kassel und 
Crede im damals noch selbständigen Industrievorort 
Niederzwehren. Crede legte den Betrieb im Winter 1931 / 
1932 und im August 1932 mehrere Wochen still; Weg­
mann schränkte seine Arbeiterzahl bis auf 150 ein. 
Im Baugewerbe von Kassel und Umgebung häuften sich 
seit Ende 1931 die BetriebseinsteiJungen und Firmenzu­
sammenbrüche, weil .,die öffentliche und private Bautä­
tigkeit infolge der Stockung auf dem Anleihe- und Hypo­
thekenmarkt fast völlig zum Erliegen" kam.17 
Die Kasseler Textilindustrie war zwar nicht im gleichen 
Maße von der Krise betroffen wie der Maschinen- und 
Fahrzeugbau und das Baugewerbe. Die vier Großbetriebe 
waren auch nicht zu völligen Stillegungen gezwungen, 
dennoch wurden mnd 27 Ofo der Arbeitsplätze durch Ent­
lassungen und Betriebseinschränkungen abgebaut.l8 
Der Stromabsatz der Städtischen Werke Kassel und des 
Elektroverbandes Mitteldeutschland, der von der Indu· 
strie- und Handelskammer in Kassel als Gradmesser fiir 
die Beschäftigung der Betriebe angesehen wurde, zeigt ei­
tlen ständigen Niedergang vom Herbst 1929 bis zum Som-

12lahrbuch des Kurh.-Wald. Handwerks 1930, S. 9. 13 Vgl. Kasseler Volksblatt (weiterhin KVbl.) v.l4. l. 1932 und Wirtschaftsb~ricbt d~r lHK Kas­
se / Mühlhausen, Sitz Kassell932, S. 4. 14 Oberbürgermeister Or. Stadlee in der 10. Sitzung der Stadtverordneten-Versammlung am 26.Januar 1932. 
; . Stenographischer Bericht dieser Sitzung im Stadtarchiv Kassel. 15 Vgl. KVbl. v. 14. u. 27. I. 1932. 16 Stenogr. Bericht der4. Sitzung d~r Stadtves­
ordneten-Versammlung am 27. 6. 1932 a.a.O. (14). 17 s. Ste.nogr. Bericht dieser Sitzung a.a.O. (14). 18 Vgl. Statistischer Dreij.ili!esbencht dtr 
Stadt Kassel 1936- 1938, im Auftrage des Oberbürgermeisters, brsg. v. Statistischen Amt, S. 16. 
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mer 1932. In der zweiten Jahreshälfte 1932 begjnnt etn 
Wachstum der Stromabgabe, das sich 1933 fortsetzt. 
Stromabsatz der Städtischen Werke Kassel und des Elek­
trozweckverbandes Mitteldeutschland (in v. H. - Basis­
jahr 1929} 1929 = 1000/o, 1930 = 94%, 1931 = 86,5%, 
1932 = 82,8 Ofo.19 

Konkurse und Vergleiche im Reich und im Bezirk der In­
dustrie- und Handelskammer zu Kassel Qanuar - Novem­
ber)ZO 

Rw·h 1930 1931 1931 qc· 
gen 130 1932 1932 ge-

gen 1930 

Konkurse 10490 12421 + 18,4 % ~082 - 2J Uiu 

Vergleiche 6572 7 638 + 16.2 % 5 977 - 9 % 
Gesamt 17062 20056 + 17,5<\b 1-1059 - 17,{)1\jl 

!HK-Kassel 
Konkurse 166 209 + 25,9 % 1-17 - IJ,4Wu 
Vergleiche 73 71 - 2,7'\o 72 - 1,4 'Vu 
Gesamt 239 280 + 17,21\'v 219 - A,4 (\1J 

Vergleicht man die Entwicklung der Konkurse und Ver­
gleiche im Bezirk der Kasseler lndustne- und Handels­
kammer mit der im Reichsdurchschnitt, ist zu erkennen, 
daß im Kasseler Kammerbezirk überdurchschnittlich vie­
le Betriebe durch die Krise ihre wirtschaftliche Existenz­
grundlage verloren haben. Im Bezirk der IHK Kassel stieg 
die Zahl der Konkurse 1931 gegenüber 1930 um 25,9 Ofo 
(Reich + 18,4 Ofo). 1932 gingen die Firmenpleiten im Kas­
seler Bezirk (gegen 1930) nur um 11,4 Ofo zurück, im 
Reichsdurchschnitt dagegen um 23 Ofo. 
Die Wirtschaftskrise trieb außerdem in der Kasseler und 
nordhessischen Wirtschaft die Unternehmenskonzen­
tration voran. Die Industrie- und Handelskammer Kassel 
hatte schon 1930 zu Betriebszusammenschlüssen aufge­
fordert: "Vor allem aber kranken wir in den meisten Ge­
schäftszweigen auch heute noch an einem Zuviel der Zahl 
der Betriebe. Es muß da zu einem weiteren Abbau kom­
men durch Zusammenlegung von Unternehmungen, zu 
der die kleine und mittlere Industrie sowie der Großhan­
del im Kasseler Bezirk noch kaum einen Anlauf genom­
men bat."21 Dem Kasseler Großunternehmen Henschel 
gelang es, einen Teil der Quoten der 13 eingegangenen 
deutschen Lokomotivfabriken aufzukaufen und damit 
seinen Anteil an den Lieferungen für die Reichsbahn auf 

34 Ofo (ftir 1933) zu vergrößern.22 - Im Einzelhandel kon­
zentrierten Warenhäuser, Einheitspreisgeschäfte und 
Großfilialunternehmen einen wachsenden Anteil des ge­
schrumpften Umsatzes auf sich. indem sie oft zu niedrige­
ren Preisen verkauften und immer mehr Warengruppen in 
ih r Sortiment aufnahmen, die bis dahin Spezialgeschäften 
vorbehalten waren. Der mittelständische Einzelhandel 
fühlte sich durch die übermächtige Konkurrenz der Groß­
betriebe einem Verdrängungswettbewerb ausgesetzt. Die­
se Entwicklung hatte- bei dem durch die Krise erzwunge· 
nen Konsumverzicht, insbesondere der Arbeitslosen und 
Unterstützungsempfanger, mit entsprechenden Umsatz­
einbußen des Handels - zur Spaltung der Hauptgemein­
schaft des deutschen Einzelhandels geführt. Die lHK Kas­
sel schrieb in ihrem Wirtschaftsbericht 1932 von Gegen­
sätzen ,.zwischen dem mittelständischen Einzelhandel 
emerscits und den Warenhäusern, Einheitspreisgeschäf­
ten und Großfilialbetrieben andererseits ( ... ) auch im 
Kammerbezirk". "Die Spezialgeschäfte sehen nach wie 
vor in diesen mehr auf kapitalistischer Grundlage beru­
henden Betriebsformen eine wesentliche Ursache für den 
bei ihnen zu verzeichnenden Umsatzschwund und die 
zum Teil ungesunde Preisentwicklung." Die IHK berich­
tet weiter über ,.Beschwerden des Lebensmitteleinzelhan­
dels über das Vordringen der Großfilialbetriebe" sowie 
Einbußen des Textileinzelhandels "durch die Großversand­
geschäfte, cüe selbst Fabriken unterhalten". Aucb in den 
Konsumvereinen sah der Einzelhandel Gegner, und die IHK 
wies daraufhin, daß sich .,mancherorts im Kampfe gegen 
die Konsumvereine" das R.lbattsparwesen bewährt habe.Z3 
Für die Agitation der Kurhessischen NSDAP-Führung in 
KasseJ waren die Existenzängste beim selbständigen Mit­
telstand ein geeignetes Aktionsfeld. Die scheinbar antika­
pitalistische NS-Propaganda richtete sich nicht gegen die 
kapitalistischen Produktions- und Eigentumsverhältnisse 
und die dadurch bestimmte V eneilung des gesellschaft­
lichen Einkommens, sondern griff Warenhäuser, Einheits­
preisgeschäfte und "marxistische" Konsumvereine als wirt­
schaftlich und sozial schädliche Betriebsformen an. 
Oie ökonomischen Konzentrationsvorgänge zu Lasten 
von Handwerk und Einzelhandel wurden einem wirt­
schaftli chen Vernichtungsfeldzug des raffenden Kapitals 
zugeschrieben, das vom "internationalen Judentum" be­
herrscht und gesteuert sei. 

19 Errechnet au&rund von Zahlen des Wiruc:haftsbt'richts der lHK Kilssci-Mühlluusrn, Sitz Kassel, 1933, S. II. 10 Zusammengestellt n.tch ,lern 
Wmschaftsbericbt de1 lHK Kassel/Mühlhausen, Sitz Kassell932, S. J 4. ll Wirtschaftsbericht der fHK Kasscl1929. S. 8. 22 Wirt~chaftsbmcht der 
UlK Kassel 1932 (20), S. 5. 23 Ebenda., S. 33. 
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J .3. Wirkungen der Wirtschaftskrise auf die Kasseler Kommunalpolitik 

Am 27. 6. 1932 erklärte Oberbürgermeister Or. StadJer 
mit Bezug auf die ftnJnz1elle Situation der Stadt- und der 
Gemeinden des Landkret~es Kassel - : "Oie Abwälzung des 
Risiko~ der langdauernden Arbeitslmigkcit auf die Ge­
meinden ohne Bereitstdlung ausreichender Einnahme­
quellen hat das finanzielle Rückgrat der Gemeinden zer­
brochen."24 Oie Stadt Kassel, wie auch die Arbeiterwahn­
gemeinden im Landkreis, standen in dieser Phase der 
Wirtschaftskrise vor dem finanziellen Zusammenbruch. 
ln mehreren Orten im Umkreis von Kassel (z. ß. in Ober­
kautungen, Oc.hshauscn, Breitenbach) konnten die 
Wohlfahrtsunterstützungen nur zum Teil, mit Verzöge­
rung oJer gar nicht (wie im Mai 1932 in Oberkaufungen) 
ausbezahlt werden. Auch die Zahlung der Löhne und Ge­
hälter ftir die Beschäftigten der Gemeinden war öfters ge­
fahrdet.lS 
Oie städtJschen Kassen in Kassel standen 1932 mehrfach 
kurz vor der Zahlungsunfahigkeit. Die Gehälter, Löhn~ 
und Wohlfahrtsunterstützungen konnten zwar mit Mühe 
rechtzeitig gezahlt werden, die Zinsen aber nicht; und 
Juc.h v1ele Rechnungen konnten nicht pünktlich begli­
chen werden. Obwohl die Unterstützungssätze einschnei· 
dend gekürzt wurden, stiegen die städtischen Wohlfahrts­
ausgaben von rund 9.4 Millionen RM im Jahre 1929 auf 
rund 13 Millionen RM im Jahre 1932. Die Steuerüberwei­
sungt:n des Reiches an die Stadt wurden Jagegen beträchr­
lith vermindert. Die Überweisungssteuern ftir Kassel wa­
ren 1929 noch fünfmal so hoch wie die Ausgaben für die 
Wohlfahrrserwerbslosen; 1932 waren die städtischenAus­
gaben für die Erwerbslosen um mehr als 20% höher als die 
Überweisungssteuern. Der städtische Haushalt schloß 
1931 mit einem Fehlbetrag von mehr als 1,3 Millionen 
RM ab. Dieses Haushaltsdefizit summierte steh mit den 
Fehlbeträgen der vorangegangenen Jahre zu einem unge­
deckten Gesamtdefizit von rund 7,4 Millionen RM. Oie 
Verschuldung vollzog sich bei einem schrumpfenden 
Haushalt und rücksiclmlosen Sparmaßnahmen. Doch 
konnte die Ausgabensenkung mit 11% mit dem Rückgang 
der Einnahmen von 21% nicht Schritt halten.26 - Für 
1932 ergab sich-trotzweiterer Ausgabenkürzungen (z. B. 
durch Streichung von Personalstellen, Kürzungen von 
Löhnen, Gehältern und Wohlfahrtsunterstützung) - sogar 
ein Haushaltsfehlbetrag von 4 1/4 Millionen RM.27 
Die hohe Verschuldung und die akuten Finanznöte der 
Stadt machtc:n sie mehr und mehr von Zuweisungen dc!i 

Reiches und damit verbundenen Aufbgen abhängig. Die 
unten dargestellten Beispiele zeigen, wie sehr die städti­
sche Selbstverwaltung durch diese Eingriffe eingeschränkt 
wurde. Hinzu kam die Notverordnungspolitik, die dte 
Stellung des Magistrats stärk-te und die Mitbestimmungs­
recllte der Stadtverordnetenversammlung weitgehend 
einschränkte. Oie kommunale Demokratie wurde schon 
stückweise abgebaut, bevor ihr die Nationalsozialisten 
den Garaus machen konnten. 
Die Kasseler Stadtverordnetenversammlung beschloß am 
9. 5. 1932: 
a) Auf Antrag der SPD-Fraktion: Der Magistrat solle ver­
anlassen, daß Jedem Haupt(-wohlfahrts-)unterstützungs­
empfänger noch vor Pfingsten 3 RM als Beihilfe ausge­
zahlt würden. Mittel für eine solche Beihilfe waren vom 
Aufsichtsrat der Städtischen Werke AG bewilligt worden. 
b) Auf Antrag der KPD-Fraktion: Keine Entlassungen und 
Arbeitszeitverkürzung auf 40 Stunden mit Lohnausgleich 
für die städtischen Arbeiter. Gleichsetzung der Fürsor­
gearbeiter mit den Stammarbeitem, Lohnerhöhung von 
20% für die Arbeiter, Bezahlung von Feiertagen und aus­
gef.1llenen Arbeitsstunden. 
Seide Beschlüsse wurden vom Magistrat abgelehnt und 
nicht ausgeführt mit der Begründung, dafür fehlten die er­
forderlichen FinanzmitteL Diese Begründung war ange­
sichtsder Finanznot der Stadt nicht einfach zurückzuwei­
sen. Oie WohlfahrtsetWerbslosen und Teile der Kasseler 
Bevölkerung waren dennoch empört, weil bekannt wurde, 
daß der Magistrat zur gleichen Zeit für die besoldeten Ma­
gistratsmüglieder eine Gehaltszulage (von 10% des 
Grundgehalts) bewilligt hatte. 
Die KPD und die mit ihr verbundene Revolutionäre Ge­
werkschafts-Opposition (RGO) nutzten den UnwiJJen ge­
gen das Verhalten des Magistrats und organisierten einen 
Streik der städtischen Fürsorge(-Pflicht-)arbeiter. Die 
Mitgliedschaft dieser beiden Organisationen bestand zum 
großen Teil aus Arbeitslosen. - Der Magistrat beendete 
diesen Streik, indem er die Fürsorgearbeiten einstellen 
ließ und die Arbeitslosen wieder zum Wohlfahrtsamt 
überwies.28 
Nachdem die Regierung von Papen mit den Notverord­
nungen vom Juni 1932 die Sozialrenten und die Richtsät­
ze für die Arbeitslosen-, Krisen- und Wohlfahrtsunterstüt­
zung ohne Rücksicht auf die Notlage der Betroffenen her­
untergedrückt halte, beschloß die Kasseler Stadtverordne-

N Vgl. Bencht von OB Dr. Stadler in der 3. Siuung J e1 StYO·Ycrs. am 27. 6. 1932,s. Stenogr. Bericht dieser S1nung a . .t.O. (14). ZS Vgl. KVbl. v. 8. 1., 
3. 3 .. 10. u. 23. 5. I 932. lb Vgl. Steno~r. Bericht der 3. Sitzung der StYO·Yers. am 27. 6. 1932, a.a.O. (14). 27 N. N. .28 Vgl. Stenogr. Bericht der 2, 
3. u. 4. Sitzung der StVO-Vers. am 9. 5 .. 27. 6. u. 4. 7. 1932, a.a.O. (14); KVbl. v. 12. u. 13. 5. 1932. 
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tenversammlung am 4. 7. 1932, daß in Kassel die Unrer­
stützungssätze in der alten Höhe weitergezahlt werden 
sollten.29 Entgegen diesem Beschluß kürzte der Magistrat 
auf Anweisung des Regierungspräsidenten in Kassel, die 
mcht ohne sein Zutun erfolgte, die Unterstützung fiir 
Wohlfahrtserwerbslose um 23%, flir Krisenunterstüt­
zungsempfanger um 200/o und fiir die übrigen Wohlfahrts­
empfänger um 15%. 
Auch der auf Antrag der $PD-Fraktion am 4. 7. 32 erneut 
gefaßte Beschluß der Stadtverordnetenversammlung, der 
Magistrat solle die einmalige Beihilfe von 3 RM an die 
Hauptunterstützungsempfänger unverzüglich auszahlen, 
wurde vom Magistrat nicht befolgt. Er entschied, daß der 
von den Städtischen Werken für die Beihilfe "bereitge­
stellte Betrag von 30 000 RM dem Wohlfahrtsamt zur Be­
hebung besonderer Notstände zur V erfiigung gestellt" 
wurde.30- Der Sprecher der $PD-Fraktion, Christian Witt­
rock, hielt der Stadtverwaltung vor, ihr Verhalten sei von 
der Erwägung bestimmt, ,.daß sie j.1 aufgrundder Notver­
ordnungsbestimmungen in großem Umfang aiJein ohne 
Mitwirkung der Stadtverordneten" handeln könne . .,Ja, in 
Kassel ging man sogar so weit, daß man die Führung der 
Geschäfte zeitweilig vom Rathaus in das Regierungsge­
bäude am Schloßplatz verlegt." Wirtrock betonte, daß die 
Sozialdemokraten ,.Gegner der Alleinherrschaft des Magi­
strats" waren, daß sie aber auch "die Selbstaufgabe des Ma­
gistrats" gegenüber dem Regierungspräsidenten ablehnten. 
Der Jjberale Stadtverordnete Catta, Sprecher der Arbeits­
gemeinschaft der Mitte, kritisierte, daß "von der Selbst­
verwaltung der Städte kaum noch eine Spur übriggeblie­
ben" war und daß die Aufsichtsbehörde die städtischen 
Gremien zu Beschlüssen zwang, rue sie nicht mehr mittra­
gen konnte. Wirtrock wie auch Catta protestierten dage­
gen, daß das Reich und der Preußische Staat die Stadt Kas­
sel gezwungen hatten, die Bürgersteuer (eine Kopfsteuer) 
zu erheben und die Steuerschraube anzuziehen (keine 
Steuerstundungen mehr), indem sie Finanzbeihilfen von 
solchen Maßnahmen abhängig machten.31 
Die Haltung des Magistrats beim Fürsorgearbeiterstreik, 
bei der verweigerten Auszahlung der einmaligen Beihilfe 
an die Hauptunterstützungsempfanger und bei der 
Durchflihrung der Notverordnungen war fur dte kommu­
nistische Stadtverordnetenfraktion der Anlaß, die Auflö­
sung der Stadtverordnetenversammlung zu beantragen. 
Durch die Neuwahl des Stadtparlaments wollte sie errei­
chen, .,daß der reaktionäre Magistrat abtreten" mußte. 

Dieser demonstrative Antrag wurde, wie nicht anders zu 
erwarten, abgelchnt.Jl 
Der emmütige und nachdrücklkhe Protest Jer städti· 
sehen Körperschaften gegen die Schließung der KumtJb· 
dernie und des StaatstheJters durch J.ts Land Preußen 
blieb erfolglos. Die städtischen Gremien be~chlossen des­
halb, trotzder finanziellen Notlage Kassels mit Unterstüt­
zung des Bezirksverbandes das Theater fUr ein Jahr treu­
händerisch fortzuflihren.J3 
Obwohl die finanzteile Bedrängnts der StaJt Ka s~el ~t'it 
dem Herbst 1931 immer schlimmer wurde, versuchte die 
Stadtverwaltung, mit den noch verfügbaren Mitteln Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahmen, besonders i rn Wob nung~­

bau und im Tiefbau, aufrecht zu erhalten. 1931 konnten 
mit öffentlichen Mitteln noch 32 Wohnungen für ob­
dachlose Familien und 42 Genossenschaftswohnungen 
gebaut werden. 244 Wohnungen, mit deren Bau 1930 be­
gonnen worden war, wurden fettiggestdlt. Das Städtische 
Tiefbauamt setzte Wohlfah rtsunterstützungsempfanger 
ftir Abwasserleitungs- und Straßenbauarbeiten als soge­
nannte Fürsorgearbeiter in zwanzigtausend Tagewerken 
ein. Im Sommer 1931 wurden 329 Fürsorgearbeiter be­
sch3ftigt; aus Geldmangel wurde die Zahl im Herbst aut 
ca. 190 und im März 1932 sogar bis auf 50 Fürsorgearbei­
ter herabgesetzt. 34 

1932 nahm die Stadt Kassel ein Darlehen von 30 000 RM 
auf, um 462 Kleingärten für Erwerbslose zu schaffen. Das 
Stadtbauamt stellte wieder Fürsorgearbeiter für Arbeiten 
im Hoch- und Tiefbau sowie im Gartenwesen im Umfang 
von 26 000 Tagewerken ein. Die Arbeiten .Hl der Sanie­
rung der Kasseler Altstadt wurden fortgesetzt, d.1durch 
konnten über 200 sanierungsbedürftige Wohnungen er­
halten werden. Im Herbst 1932 wurden 150 vorstädtische 
Kleinsiedlerstellen geschaffen. 
Ab Juni 1932 wurde in Kassel ftir jugendliche Arbeitslose 
ejn Freiwilliger Arbeitsdienst (FAD) eingerichtet. Das 
Städtische Bauamt hatte die Aufgabe, Projekte für den 
FAD vorzubereiten, z. B. Straßenausbau, Wegebau, 
Bachregulierungen, Anlegen von Grünflächen u. ä. 
Die Stadt Kassel zahlte dem FAD 1932 Hir rund 60 800 
Tagewerke einen Zuschuß von rund 205 000 Reichsmark. 
Die Arbeitsdienstleistenden erhielten eine Bezahlung von 
1,60 RM pro Tag. Obwohl die Sozialdemokraten keine 
Freunde des FAD waren, weil sie darin billige "Konkur­
renz für freie Arbeiter mit Lohndrückerei" sahen, unter­
stützten sie die städtische Förderung des FAD. Auf ihren 

l 9 Vgl. Stenogr. Bericht der4. SilZungder StVO-Vm. am 4. 7. 1932.a . .t.O. ( 14). lll Vgl. Stt<nogr. Bericht der4. und 8. Siu.ungder StVO-Vcts. am 4. 7 
und 5. 10. 1931, a.a.O. ( 14). Jl Vgl. Sten?gt. Bericht.der ll. Sit:.cungder StVO-Vers. am 5. 10. 1932. 12 Vgl. Steno.gr. Bericht der4. Sitzung der StVO­
Vers. am 4. 7. 1932. ll Vgl. Stenogr. Bencht der3. S1tzung der StVO-Vers. am 27. 6. 1932. l 1 Vgl. Stenogr. Bencht der 12. S1tzung der StVO.vm 
J.m 23. 3. 1932. 
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Antr.tg beschloß die Stadtverordnetenversammlung, den 
Arbeitsdienstwilligen sollten 2 RM pro Tag bei 40 Stun­
den Wochenarbeitszeit gezahlt werden. Den Unter­
~chiedsbetrag zu der Vergütung. die das Landesarbeitsamt 
bezahlte (1,60 RM). sollte die Stadt übernehmen.JS 
Die Sanierung der Altstadt, städtische Arbeitsbeschaf-

fungsmaßnahmen verschiedenster An, insbesondere öf­
fentliche Baumaßnahmen, Schaffung von Kleinsiedlun­
gen und Kleing~rten sowie einen Freiwilligen Arbeits­
dienst gab es in Kassel also schon, bevor die Nationalso­
zialisten die Macht in ihre Hände bekamen. 

1.4. Arbeitslosigkeit und Verelendung 

Am Jahresanfang 1930, in den ersten Monaten der Wirt­
sc:haftskrise, wurden in Kassel bereits 14 134 Personen 
vom Wohlfahrtsamt unterstützt, darunter waren 3572 
Lmgzeitarbeitslose, ~ogen:mntc Wohlfahrtsarbeitslose, 
die keine Arbeitslosen- oder Krisenunterstützung mehr er­
hielten. Je länger die wirtschaftliche Depression anhielt 
und damit die Lage im Raum Kassel sich verschlechterte, 
um so mehr stieg nicht nur die Zahl der Arbeitslosen, son­
dern insbesondere die der Wohlfahnsarbeitslosen. Ende 
1930 war z. B. in Kassel fast ein Drittel der Mitglieder des 
Deutschen Metallarbeiterverbandes (DMV) arbeitslos. 
Ein Jahr später war schon die Hälfte der Mitglieder, die 
noch im OMV geblieben waren, mehrere Jahre .trbeitslos 
(über 3000 von 7570).- AnfangJuni 1932, am Tiefpunkt 
Jer Krise, mußte das Kasseler Wohlfahrtsamt 23.416 Per­
sonen unterstützen, davon waren 10392 Wohlt'Jhrtser­
werbslose. In den zweieinhalb Krisenjahren hatte die Zahl 
der Wohlfahrtsempfänger um rund zwei Drittel zuge­
nommen, die der Wohlfahrtserwerbslosen sogar um rund 
191 O/o.J6 Der Prozentsatz der länger Arbeitslosen lag in 
Kassel mit an der Spitze der I 00 größten deutschen Städ­
te.37 Ende 1930 hatten noch mehr als ein Drittel der Er­
werbslosen Arbeitslosenunterstützung erhalten, zwei Jah­
re später bekam nur noch jeder Zwölfte diese Unterstüt­
zung, dagegen waren fast drei Viertel aller Unterstützungs­
empfanger auf städtische Wohlfahrtszuwendungen an­
gewtesen. 
Im Februar 1932, auf dem Höhepunkt der Arbeitslosig­
keit, waren beim Kasseler Arbeitsamt rund 42 200 Perso­
nen als Arbeitslose gemeldet, davon rund 43% (über 
18 000) aus der Stadt Kassel. Die tatsächliche Zahl der Ar­
beitslosen war weit höher, weil sich viele Erwerbslose 
beim Arbeitsamt nicht registrieren ließen, (z. B. Jugendli­
che, die nach der Schulentlassung noch keine Lehr- oder 
Arbeitsstelle gefunden hatten, langjährige Arbeitslose, 
verheiratete Frauen, Selbständige, die ihren Betrieb aufge­
ben mufhen, aber wegen Haus- und Grundbesitz keinen 

Anspruch auf Wohlfahrtsunterstützung hatten). Legt 
man nur die registrierten Erwerbslosen zugrunde, so wa­
ren im Februar I 932 und im Januar 1933 rund 12 °/o der 
Kasseler Bevölkerung arbeitslos, das waren etwa ein Vier­
tel aller Erwerbspersonen und fast die Hälfte der Arbeiter 
und Angestellten. - Das volle Ausmaß der Krisenerwerbs­
losigkeit in und um Kassel wird erst sichtbar, wenn man 
die vielen Arbeitskräfte hinzu rechnet, die in der Stadt ih­
ren Arbeitsplatz verloren hatten, aber in den Arbeiter­
wohngemeinden des Landkreises in der Umgebung Kas­
sels wohnten. In den "Arbeiterdörfern" bei Kassel war die 
Erwerbslosigkeit noch beträchtlich höher. In der 
schlimmsten Krisenphase waren dort mehr als die Hälfte 
der Erwerbstätigen arbeitslos. Der Anteil der Unterstüt­
zungsempfänger an der Bevölkerung betrug in der Stadt 
rund 13%, im Landkreis Kassel rund 15%.38 
Mit zunehmender Dauer der Wirtschaftskrise verschärfte 
sich die Notlage der Erwerbslosen, insbesondere der 
Wohlfahrtsempf:inger und ihrer Familienangehörigen, 
immer mehr. Nachdem durch die Sparverordnungen der 
Regierung Bcüning 1931 die Unterstützungssätze gesenkt 
worden waren, lebten viele Erwerbslose an der Grenze del! 
Hungers. 
Stadtmedizinalrat Dr. Keding berichtete der Stadtverord­
netenversammlung aufgrund der Untersuchungen im 
Städtischen Gesundheitsamt: Der Ernährungszustand der 
Männer war seit 1931 im Rückgang begriffen und 1932 
weiterhin zurückgegangen. Seit 1932 war auch bei Frauen 
und Kindem ein Rückgang des Ernährungs- und Kräftezu­
stands festzustellen.39 Nach Einschätzung der Kasseler 
Stadtverordneten lagen die Riebtsätze fiii die Wohlfahrts· 
unterstützung "weit unter dem, was der einzelne zum Le· 
ben braucht". Die Stadtverordnetenversammlung lehnte 
deshalb die Senkung der Wohlfahrtssätze fii r Erwerbslose 
im Juli 1932 ab.40 Mit den Notverordnungen vom Juni 
1932 wurden die Sätze für die Arbeitslosen- und Krisenun­
terstützung so weit heruntergesetzt, daß sie unter die Sät-

J5 Vgl. Stenogr. Bericht der 8. Sitzung der StVO-Vers. am 5. 10. 1932. Jb Vgl. StatistischesJahrbuch deutscher Städte 1932, S. 312. J7 Vld. KVbl. v 
8. 1., 28. l. u. 31. 3. 1932. 38 Vgl. Bericht von Dr. Keding m d~r 8. Sitzung derStVO-Vm. am 5. 10. 1932. 39Vgl. Stcnogr. Bcri,ht der4. Sitzung de• 
StVO-Vm. am 4. 7. 1932. 40 Vgl. Anm. 38. 
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ze der Wohlfahrufiirsorge lcunen. Nach den Kürzungen 
der Wohlfahrtsunterstützungen in Kassel im August 1932 
wurde das Lebensniveau der Wohlfahrtserwerbslosen be­
sorgniserregend verschlechtert. Der StadtmedizinaJrat warn­
te: Die letzten Kraft- und Gesundheitsreserven werden bald 
aufgezehrt sein. Infolge der Unterernährungwurden bei Kin­
dern häufiger Leistenbrüche festgestellt Die Zahl der Tuber­
kuloseerkrankungen stieg an.41 Bei längerer Arbeitslosigkeit 
wurde es fi.ir die Wohlfahrtserwerbslosen immer schwerer, 
sich und ihre Familien ausreichend zu kleiden, besonders in 
der kalten Jahreszeit. Der Regierungspräsident beri~:htel, 
daß in Kassel wegen "Mangels an Schuhen" Kinder häufig 
die Schule nicht besuchen konnten.42 Vom städtischen 
Wohlfuhrtsamt wurden zwar Schuhe, Kleidung, Wäsche 
u. ä. Bedarfsgegenstände als Naturalleistungen an bedürf­
tige Woblfahrtsempfanger ausgegeben, doch wurde ein 
Drittel des Anschaffungspreises von den Empfangern der 
Bedarfsgegenstände zurückverlangt. Oft wurden die hö­
heren Preise früherer Jahre berechnet, so daß mehr als ein 
Drittel des Preises von l932 gefordert wurde. Ein Stadtver­
ordneter mahnte: "Es gibt nämlich einen großen Teil Un­
terstützungsempfänger, die sechs bis sieben Jahre arbeits­
los sind, von denen man ntcbt erwarten kann, daß sie von 
Lhren kärglichen Pfennigen noch den Lebensunterhalt 
und Abzahlung ffir Naturalunterstützungen bestreiten. 
Mancher Wohlfahrtserwerbslose muß wöchentjjch 2 bis 
2,50 RM fiir solche Sachen abringen."43 
Vielen Wohlfahrtsempfangern blieb 1932 nur die Hoff 
nung auf Unterstützung durch die Kasseler Winterhilfe. 
Diese Winterhilfe war mit Beginn der wirtschaftlichen 
und sozialen Krise in Kassel von sechs Spitzenorganisatio­
nen der großen Wohlfahrtsverbände eingerichtet worden. 
Sie veranstaltete Sammelaktionen ffir Geld- und Sach­
spenden, und es gelang ihr, "durch Verteilung von Le­
bensmitteln und Ausgabe von Kleidungsstücken die 
unendlich große Not etwas zu lindern".44 Im November 
1932 wurde von der Winterhilfe eine weitere Spendenak­
tion, die Pfundsammlung, eingerichtet. Hausfrauen 
konnten bei ihrem Einkauf im Lebensmittelgeschäft ein 
Pfund einer Ware nach Wahl bezahlen und damit spen­
den.45 Für viele Kleinrentner und Wohlfahrtsempfanger 
begann mit längerer Arbeitslosigkeit oder nach mehrfa­
cher Herabsetzung der Sozialrenten und Unterstützungs­
sätze das Wohnungselend. Sie konnten mehrere Monate 
ihre Miete nicht bezahlen und wurden aus den Wohnun­
gen herausgesetzt (exmittiert). Da nicht genügend feste 
Ein- bis Zweizimmerwohnungen für die Obdachlosen 

vorhanden waren, wurden sie von der Obdachlosenpoli­
zei zum großen Teil in nicht winterfesten Baracken mtt 
durchlässigen Wänden, meist ohne Keller, untergebracht, 
,.wo manchmal 8 bis 9 Familienangehörige in einem 
Raum schlafen" mußten.46 
Doch "nicht nur Arbeitslose, sondern auch die noch im 
Betrieb stehenden Arbeiter, kleinen Handwerker und An 
gestellten" blieben "immer mehr mit ihren Mieten im 
Rückstand und (liefen) Gefahr, exmittiert zu werden".47 
Weil die Arbeitgeber ihnen 1931/32 einseitig Einkorn~ 
rnenssenkungen bis zu 40 Ofo zumuteten und der Preisrück­
gang mit dem Lohnabbau nicht Schritt hielt, konnten vie­
le Arbeitnehmer ihre Miete nicht melu aufbringen .48 Die 
Mieter städtischer Wohnungen verdienten zum Teil nur 
l7 bü. 22 RM pro Woche und konnten die Mieten, die bis 
60 RM pro Monat betrugen, nicht mehr bezahlen.49 - OJ.s 
Bestreben, ihre Wohnung zu behalten und nicht obdach­
los zu werden, war bei den Mietern sehr groß, wie das Bei­
spiel der städtischen Mieter zeigt. Die Stadt Kassellutte 
I 931 940 Wohnungen unterschiedlicher Größe und Aus­
stattung zu vermieten. Die durchschnittliche Monatsmie­
te betrug 72,70 RM. 1931 waren gut die Hälfte der städti· 
~chen Mieter erwerbslos, im April 1932 bereits gut drei 
Viertel. Dennoch wurden rund 90 llfo der Mieten an die 
Stadt Kassel gezahlt. Aufgrund der 180 Räumungsklagen, 
die von der Stadtverwaltung gegen säumige Mieter einge­
reicht worden waren, brauchte nur ein Mieter herausge­
setzt zu werden. Stadtrat Dr. Theiß äußerte seine Aner­
kennung dafür, "daß die Leute außerordentliches getan 
haben, um die Miete zu zahlen".50 Die mühsam, zum Teil 
durch Pfandungeo, aufgebrachten Mieten schmälerten 
die Ernährung und Kleidung der Wohlfahrtsempfanger 
und ihrer Familien. 
Weil viele Vermieter, so auch die Sr-adt Kassel, nicht d1e 
erforderlichen Geldmittel hatten, um die Wohnungen in­
stand zu h:~lten und zu renovieren, verschlechterte sich 
der Zustand vieler sanierungsbedürftiger Alt- und Not­
wohnungen. Ein $PD-Sprecher kritisierte, daß es im Ma­
gistrat nicht möglich war, "beim Wohlfahrtsamt die In­
standsetzung von Wohnungen durchzusetzen für die Be­
dürftigen in bescheidenen Wohnungen. Der Mörtel fallt 
von den Wänden, die Kinder haben keine Strümpfe und 
größtenteils auch keine Schuhe und ziehen sich Splitter 
zu auf den schlechten Fußböden."SI 
D1e Mangelernährung und die schlechten hygienischen 
und s:mitären Bedingungen in den Notwohnungen und 
Baracken schadeten besonders den Kindern. Bei Säuglin-

41 Vgl. Stenogr. Bericht der 8. Sitzung der StVO-Vers. Jm 5. 10. 1932. 42 Vgl. KVbl. v. 14. 3. 1932. ~J Vgl. Stenogr. Bcrkht der 12 Sitzung der 
StVO-Vers. am 23. 3. 1932. 44 Eben da. 45 Vgl. KVbl. v. 22. 11. J 932. ~6 Vgl. Stenogr. Bericht der 2. Sitzung der StVO·Vm .• un 9. 5. 1932. Solche­
Baracken für Obdachlose standen z. B. in der Maybachwaßc, Zentgrafcnstraße, Weserstraße, Am Franzgraben und Am Gr.tß. 47 Vgl. Stcnogr 
Bericht der 12. Sitzung derStVO-Vers. am 23. 3. 1932. ~H Vgl. Stenogr. Bericht der 8. Sitzung der StVO-Vers . .un 5. 10. 1932. 49 Vgl. Stenogr 
Bericht der 2. Sitzung der StVO·Vers. am 9. 5. 1932. 50 Ebd. St Stenogr. Bericht der 6. Sitzung der StVO-Vers. Jrrt 25. 7. 1932. 
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gcn und [Gcinkindem häuften sich Fälle von Rachttts. 
Das Stadtgesundheitsclmt KJssel stellte bei Schulkindern 
seit 1932 eine Zunahme der sogenannten Schmutzerkran· 
kungen wie Krätze, Ekzeme, Furunkulose und insbeson· 
derc det Kopfverlausung fest. 52 Diese "Schmutzkrankhei· 
ten" wurden durch unzureichende Wasch· und Bademög· 
lichkeitcn, m.mgelhafte hygienische und sanitäre Einrich­
tungen l>owie durch den Mangel an Kleidung, Bett- und 
UnterwJsche sowit.· an Windeln verursacht. 
Ein Rechenbeispiel für die Lebenshaltung einer wohl­
fahrtserwerbslosen Familie mit zwei Kindern 1m zweiten 
Halbjahr 1932 verdeutlicht die Notlage der arbeitslo­
sen Bevölkerung: Nach den Kürzungen autgrund der 
Papen-Notvcrordnung von Juni 1932 erhielt die Erwerbs­
losenf".Jmilie monatlich 45,50 RM Unterstützung. Die~ 
war kaum mehr als die Monatsmiete für eine Neubauwoh· 
nung, die durchschnittlich 42 RM betrug. Die Neubau­
wohnungen am Rotbenberg kosteten sogar 50 bi!l 60 RM 
Miete und standen deshalb zum Teil leer.53 Selbst die 
Miete für Altbauwohnungen, die in Kassel durchschnitt· 
lieh bei etwa 20 RM lag, war unerschwinglich. Der Familie 
wären nur 85 Pfennig pro Tag übriggeblieben. Dieser Be· 
trag reichte nicht einmal für die Ernährung aus. Die 
Mindestkosten für die Ernährung einer vierköpfigen Fa­
milie bgcn in Kassel zu dieser Zeit bei etwa 1,35 RM.54-
Oie Stadtverordnete Lüpnitz (KPO) stellte schon im Som· 
mer 1932 fest: "Mit der Unterstützung, die heute als 
Richtsatz bezahlt wird, kann keine Familie mehr leben. "55 

Nur mit weiteren Hilfen der städtischen Wohlfahrt (z. B. 
fur Lebensmittel, Bekleidung, Miete, Hausbrand) konnte 
eine solche Familie ihren notdürftigsten Lebensunterhalt 
bestreiten. 
Von November 1931 bis März 1932 gewährte der Kasseler 
Magistrat Winterbeihilfen (2 bis 3 Zentner Braunkohlen 
pro l Tau~halt und Lt'bensmittelgutscheine für Kind~:r). 

Der Regierungspräsident sperrte tm November 1932 die 
zurückgestellten Finanzmittel für die Kohlenbeihilfe; die 
Stadtverwaltung gewährte aus Geldmangel keine Lebens· 
mittelgutscheine und Mietbeihilfen. Darauf kam es zu 
massiven Protestaktionen betroffener Wohlfahrtser­
werbsloser im Kasseler Rathaus und zur Besetzung der. 
Wohlfahrtsamtes. Dagegen wurde die Polizei einge· 
setzt. 56 Als Kommunisten im Jahr 1933 das Gerücht ver· 
breiteten, es sei eine Winterbeihilfe fiir Erwerbslose be­
reitgestellt worden, kam es erneut zu einer Arbeitslosende­
monstration vor dem Rathaus.57 
Die materielle Notlage und die gesundheitliche Beein­
trächtigung der Arbeitslosen und Wohlfahrtse!ßpf:inger 
wurden begleitet von sozialer und psychischer VereJen· 
dung. Erscheinungsformen dieser Verelendung waren: 
- Anstieg psychosomatischer Erkrankungen, wie nervöse 

Magenleiden, Magengeschwüre, Bluthochdruck und 
Herz·, Kreislauferkranl-.-ungen, 

- Zunahme von Gleichgültigkeit, Teilnahmslosigkeit, 
Niedergeschlagenheit, Trübsinnigkeit (Depressionen, 
Apathie, Fatalismus), bis bin zu psychischen Erkran· 
kungen, 

- wachsende Zahl von Selbsttötungen, 
- soziale Orientierungslosigkeit, Zerfall sozialer Bezie· 

hungen und Bindungen, insbesondere Zerstörung und 
Auflösung von Familien. 

- zunehmende Obdachlosigkeit, Stadt- und L.mdstrei­
cherei, Verwahrlosung, 

- Anstieg der Kriminalität, hauptsächlich der Dieb· 
stah ls-, Raub· und Raubmordk.riminalität. 

Der Kasseler Oberbürgermeister Dr. Stadler wies auf "die 
Gefahren der Arbeitslosigkeit, die unser gesamtes Volk be­
drohen" hin, insbesondere "clie seelische Zermürbung für 
den erwachsenen Arbeiter und seine Familie, die verzwei­
felte Hoffnungslosigkeit für den Jugendlichen".58 

2. Wie die nationalsozialistische Politik Arbeitslosigkeit und Wirtschaftskrise 
in Kassel bekämpfte. 

2.1. Zunächst keine neuen Konzepte 

Bevor ste die Macht in die Hände bekamen, hatten clie Na­
tionalsozialisten in ihrer Propaganda und ihren Wablre· 
den der Bevölkerung in Kassel "Arbeit und Brot", die "Be· 
hebung der Not" und die "Beseitigung der Arbeitslosig· 
keit'' versprochen. Bis Aprill933 war die "nationalsoziali· 

stische Bewegung" viel zu sehr damit beschäftigt, die 
Macht an sich zu reißen, ihre Gegner zu verfolgen und zu 
terrorisieren, Demokraten aus Führungspositionen zu 
entfernen und eigene Leute an ihre Stelle zu setzen, um 
sich darum zu kümmern, Arbeitsplätze zu schaffen und 

51 Vgl. Stenogr. Bencht der 8. Sitzung der StVO-Vers. am 5. I 0. 1932. 53 Vgl. Stc.nogr. Bericht der 2. Sitzung der StVO-Vers. am 9. 5. 1932. s• Vgl 
KVbl. v.IO. 8. 1932. 55 Vgl. Stenogr. Berichtder4.Sit:zungderStVO-Vers.am4. 7.1932. 56Vgl. KVbl. v.20. u. 21. 11. 1932. S7Vgl. KVbl. v. )9 
1 1933. 5~ Vgl. Stenogr. Bericht der 3. Sitzung der StVO-Vers. am 27. 6. 1932. 
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dte Lage der notleidenden Bevölkerung lU verbessern. 
Auch von Berlin aus wurden bis Juni 1933 keine neuen 
Maßnahmen ergriffen, um "die Rettung des deutschen 
Arbeiters durch einen gewaltigen und umfa~senden An­
griff gegen die Arbeitslosigkeit" zu erreichen, die Hitler 
in seiner Regierungserklärung vom l. 2. 1933 angekündigt 
hatte. In dieser Ph.1se kam den neuen Machthabern die 
leichte wirtschaftliche Erholung zugute, die seit Herbst 
1932 begonnen hatte. Der Gesamtproduktionsindex in 
Deutschland stieg von 52,3 im August 1932 auf 62,9 im 
November (1928 = 1 00), und das Institut für Konjunktur· 
forschung errechnete auch fur die Weltproduktion im 
zweiten Ha lbjahr 1932 eine Steigerung um 6 Punkte. In 
ihrem Wirtschaftsbericht fur 1932 stellte die IHK Kassel 
fest, .,daß zum ersten Male nach drei schweren Jahren ei­
ner ununterbrochenen Verschlechterung der Wirtschafts· 
Iage eine, wenn auch noch sehr bescheidene Wendung 
zum Besseren eingetreten ist".59 Die Produktion von Koh­
le und Strom überstieg im zweiten Halbjahr 1932 in der 
Wirtschaftsregion Kassel die des Vorjahres. Diese Steige· 
rung war .,offenbar in erster Linie auf erhöhten indu­
striellen Verbrauch zurückzuflihren".60 Die Verbesse­
rung der Wirtschaftslage und der Rückgang der Arbeitslo­
sigkeit setzten sich in Kassel im Frühjahr 1933 fort. ohne 
daß die Nationalsozialisten wirtschaftliche Initiativen er­
griffen. Der geschäftsführende Oberbürgermeister Lah­
meyer (seit 1932 NSDAP) erklärte in der Stadtverordne· 
tenversammlung, daß die private Bautätigkeit in Kassel im 
März 1933 "starke Ansätze eines Auftriebes" aufwies. b I 
Gauleiter Weinrieb machte sich in der konstituierenden 
Sitzung der Stadtverordnetenversammlung für eine rück­
sichtslose Sparpolitik in Kassel stark. "Eine Minderung der 
Ausgaben für die WohlfahrtSpflege ist Hatiptbcdin­
gung ... "62 Diese Minderung der Wohlfahrtsausgaben 
wollten die Nationalsozialisten, wie Lahmeyer und Wein­
rich erklärten, vor allem durch eine Umstellung der Er· 
werbslosenfursorge erwirken. Erwerbslose sollten "keine 
Unterstützung durch Geld, sondern durch Arbeit" erhal­
ten. Mit der Zwangsverpflichtung von erwerbslosen 
Wohlfahrtsempfängern als "Fürsorgearbeiter" wurde in 
Kassel sofort begonnen. Damit wurde die statistische Zahl 

der Arbcttsloscn gesenkt. Lahmcycr nannte als erreichba­
res Ziel, ,.dag wenigstens tausend der vom Wohlfahrtsamt 
unterstützten Erwerbslosen in aller Kürze wieder von der 
Stadtverwaltung selbst (als Fürsorgcarbeiter) in Arbeit ge­
bracht werden''. 63 
Außerdem wollte die nationalsoztallsttsch getuhrte Starli­
verwaltung "folgende Wege für die Arbeitsbeschaffung" 
beschreiten: 
- "Förderung des freiwilligen Arbeitsdienstes, 
- Ausftihrung von Arbeiten aus dem Beschaffungspro-

gramm des Reichskommissars, 
- weiterer Ausbau der vorstädtischen Klelllsietllung. 
- Förderung von Hausinstandsetzungen und Teilung 

von Großwohnungen 
- und nicht zuletzt Förderung vor allem tler privaten 

Bautätigkeit". 64 

Kursänderungen in der kommunalen Wirtschafts- und 
Sozialpolitik waren demnach nur bei den Kürzungen der 
Wohlfahrtsausgaben. der Ausdehnung der Pflichtarbeit 
für Wohlfahrtserwerbslose und bei der stärkeren Förde· 
rung der privaten Bautätigkeit vorgesehen. Ein besonde­
rer Schwerpunkt sollte der "Schutz des Mittelstandes, des 
Gewerbes, des Handwerks'' (R. Freisler) sein. Im übrigen 
wurde die Politik des früheren Magistrats fortgesetzt. Es 
gab keine neuen Ansätze und Konzepte einer Arbeitsbe­
schaffung. Die "rücksichtslose Sparpolitik" (Lah meyer), 
die der Stadt Kassel, besonders nach dem Preußen-Schlag, 
auferlegt worden war, wurde weitergefUhrt. Ab April 1933 
begannen die Nazis in Kassel, die kommunale Wirtschafts· 
politik für ihre mittelstandspolitischen Ziele, vor allem 
aber ftir den Boykott gegen Sozialdemokraten, Emigran­
ten und Juden einzuspannen. Die Stadtverordnetenver­
sammlung nahm einen Dringlichkeitsantrag der NSDAP 
einstimmig an, in dem festgelegt wurde, daß städtische 
Aufträge untl Lieferungen an "nichtdeutsche" Firmen 
nicht erteilt werden sollten. Als "nichtdeutsche" Firmen 
galten "alle Betriebe, die sich im ausschließlichen oder 
hauptsächlichen Besitz oder unter der verantwortlichen 
Leitung von Ausländern und Juden" befanden "oder als 
auf marxistischer Grundlage stehende Unternehmen" an ­
gesehen wurden.65 

2.2. Sanierung der städtischen Finanzen zu Lasten der wirtschaftlich Schwachen 

Um finanziellen Spielraum flir die KomrnunaJpolitik zu 
gewinnen, wurden in Kassel im Mai 1933 die Wohlfahrts­
sätze, die bei vielen nicht einmal zur Erhaltung des Exi-

Stenzminimums ausreichten, noch einmal gesenkt. Durch 
diese Kürzung wurde die Lebenshaltung vieler Wohlfahrts­
empfänger bedroht. Die Kasseler NS-Führung be-

sq Wirtschaftsbericht der rHK Kassel1932 (13), S. 3. bO Ebd. 111 Vgl. Rede von Bürgermeuter Lahmeyer tn der I. (komtltulerenden) Sitzung der 
StYO (1). &2 Vgl. Rede von Stadtv. Weinrich ebd. 6J Vgl. Anm. 61. &4 Ebd. h5 Naederschnft überdie2. StVO-Vers. am 26. Apnl\933, a.d.Ü. (14). 
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~chloß, ein Stadtnotopfer einzufuhrc:n, um durch diese 
"freiwillige" Abgabe, zu der sie jeden Verdienenden ver­
pflichten wollte, in den schlimmsten Notf<illen helfen zu 
können. Gauleiter Weinrich, inzwischen Sprecher der 
NS-Stadtverordnetenfraktion,b6 erklärte vor der Stadtver· 
ordnetenversammlung: "Wir haben uns nur nach 
schwersten Kämpfen entschlossen, den Wohlfahrtsetat zu 
kürzen. ( ... ) Nicht nur unsere Wohlfahrtserwerbslosen 
sollen opfern( ... ) Wir werden in diesen Tagen an die Be­
völkerung herantreten und sie auffordern, nach bestem 
Können zu opfern, um ewen Ausgleichsfonds zu schaf­
fen, aus dem die ärgsten Härten der Riebtsatzkürzung aus­
geglichen werden können ( ... )."67 
Am Beispiel dieses Stadtnotopfers wurde ein typisches 
Merkmal der NS-Politik in Kassel (und anderenorts) vor­
geführt. Die städtischen Finanzen wurden entlastet, die 
städtische Aufgabe der Wohlfahrtsfürsorge wurde abge­
baut. Die dadurd1 Betroffenen und Geschädigten wurden 
öffentlich belobigt, weil sie Opfer bringen mußten. Für 
andere wurde daraus die Pflicht hergeleitet, gleichfalls zu 
opfern. Weinrieb drückte das so aus:" ... jct:r.t sollen alle 

diejenigen Gelegenheit haben, die bisher nur mit dem 
Munde zur Volksgemeinschaft gehört haben, zu bewei­
sen, daß sie auch mit dem Herzen zum Volke stehen.( ... ) 
und es wird eine Form gefunden werden, die es keinem er­
mögJ ichen wird, sich vor diesem Notopfer zu drücken. "68 

- Wer nicht bereit war, für die "Volksgemeinschaft" zu 
opfern, bewies, daß er nicht dazugehören wollte und 
schloß sich selbst aus der Volksgemeinschaft aus. In Wirk­
lichkeit bedeutete das Stadtnotopfer, wie auch viele an­
dere von NS-Organisationen angeordnete Spenden, eine 
zusätzliche Pflichtabgabe und eine Einkommensminde­
rung für die Zahlungspflichtigen. Die staatlichen Finan­
zen wurden entlastet, die "Volksgenossen" belastet. 
Die Zuständigkeit für die "freiwilligen.., Beiträge (Opfer, 
Spenden usw.) lag aber ausschließlich bei d~n Naziorgan i­
sationen. Sie propagierten die Opferaktion, zogen die Bei­
träge ein, verwalteten sie und entschieden und organisier­
ten ihre Verteilung. So wurden bisherige staatliche bzw. 
kommunale Aufgaben und Kompetenzen von NS-Orga­
nisationen bzw. deren Führung übernommen. 

2.3. Wirtschaftliche Erholung und "Arbeitsschlacht" 

Der leichte wirtschaftliche Anstieg, der 1933 in Kassel 
spürbar wurde, wirkte zugunsten der Nationalsozialisten, 
obwohl er ohne ihr Zutun zustande kam. Die industrielle 
Betätigung in Kassel war bereits um die Jahreswende 
1932/33 erkennbar besser als ein Jahr zuvor.69 Die Hen­
schel-Werke vergrößerten bis Januar 1933 trotzdes Win­
ters ihre Beschäftigtenzahl auf 1450 Arbeiter. 
in semer Haushaltsrede im Mai 1933 gab Oberbürgermei­
ster Lahmeyer bekannt, daß die Zahl der Erwerbslosen zu­
rückging und "zahlreiche Erwerbslose in Arbeit" kamen. 

Die Kasseler Stadtsparkasse hatte .,eine sehr gute AufWärts· 
entwicklung zu verzeichnen"'.70 
Im Juni 1933, als in Kassel erst mit der nationalsozialisti­
schen "Arbeitsschlacht" begonnen wurde, war die Arbeits· 
losenzahl bereits auf 15 940 zurückgegangen und lag da· 
mit unter dem niedrigsten Stand (16 220) von 1932. Der 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit erschien von Anfang an 
sehr wirksam, weil er im Zeichen des Konjunkturanstiegs, 
mit steigender Beschäftigung und rückläufiger Arbeitslo· 
sigkeit einsetzte. 

2.3. 1. Frauen werden in den Haushalt abgedrängt 

Da es bis Mitte 1933 nicht gelungen war, den Arbeits­
markt von arbeitslosen jungen Mädchen und Frauen zu 
"entlasten", wurde in Kassel aufgrund des Gesetzes "für 
Überfuhrung weiblicher Arbeitskräfte in die Hauswirt­
schaft'' vom 1. 6. 1933 eine Arbeitsbeschaffungsaktion in 
Gang gesetzt. Ihr Ziel war es, weibliche Jugendliche als 
Hausgehilfinnen in Haushalte von Familien und Familien-

betrieben des Handwerks und Handels unterzubringen. 
Die Aktion wurde vom Kasseler Arbeitsamt und der 
NSDAP-Gauleitung betrieben. In ihren öffentlichen Auf­
rufen hob die Gauleitung hervor: "Die Einstellung einer 
Hausangestellten ist ein Beitrag zur Spende der Arbeit 
und macht Platz frei für die arbeitslose männliche Ju· 
gend!"71 Auch das Arbeitsamt in Kassel rief die Haus-

6b Dr. Roland Freisler, bisheriger Sprecher und Führer der NSDAP in der Kasseler Stadtverordneten-Versammlung, war in das Reichsjustizministe· 
rium nach Berlin berufen worden und wurde dort Staatssekretär. 67 Rede von Stadtv. Weinrich, in: Niederschrift über die 3. StVO-Vers. am 22. Ma1 
1933, a.a.O. (14). 68 Ebd. 69 Vgl. Wirtschaftsbericht der !HK Kassel·Mühlhausen fur 1932, S. 4. 70Vgl. Rede von Oberbürgermeister Lahmeyer, 
in: Niederschritt über die 3. StVO-Vers. am 22. 5. 1933, a.a.O. (14). 71 Diese Aufrufe wurden auch in den Kasseler Zeitungen abgedruckt, z. B. in de1 
Kasseler Post v. 29. 7. 1933. 
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frauen immer wieder auf, d1e weiblichen J ugcndlichcn im 
Haushalt zu beschäftigen und sie in diesem ..,ureigensten 
BetätigungsfeJd der Frau zur Hausfrau und Mutter zu er­
ziehen".72 Die Reichsregierung unterstützte diese Abdrän­
gung der weiblichen Jugend in die Familienhaushalte, in­
dem sie die Arbeitgeberhaushalte von Hausgehilfmnen fi­
nanziell begünstigte. Diese brauchten fiir ihre Hausgehil­
finnen keine Beiträge zur Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitslosenhilfe zu zahlen, der Arbeügeberanteil zur In­
validenversicherung wurde erheblich gesenkt; außerdem 
erhielten sie 10 Ofo Steuernachlaß von der Einkommen­
steuer, der besonders bei höheren Einkommen zu Erspar­
nissen fUhrte, die die Kosten für eine Hausgehilfin niedrig 
hielten. (Der monatliche Arbeitslohn einer Hausgehilfin 
lag 1933 zwischen 15 und 30 RM, der Sozialaufwand des 
Arbeitgebers betrug 2,40 RM.) Das Kasseler Arbeitsamt 
betonte in seinen Aufrufen: "Eine Hausangestellte kostet 
beute kaum noch ein nennenswertes Bargeld im 
Monat."73 
Die Aktion "weibliche Arbeitskräfte in die Hauswirt­
schaft" hatte in Kassel zunächst Erfolg. 1m Sommer 1933 
konnte das Arbeitsamt 50% mehr Hausgehilfmnen ver­
mitteln.74 
Im Herbst 1933 ging in Kassel die Arbeitslosigkeit bei 
Männern spürbar zurück (um fast 6000), bei Frauen dage­
gen kaum. Das Arbeitsamt stellte fest: .,Das ist ja auch der 
Zweck der Regierungsmaßnahmen, denn die Frauen sol· 
len wieder in der Hauptsache ihren frauJichen Berufen 

(1 Iausfrau und Mutter) zugefUhrt werden. Das bedeutel 
em Freiwerden von Arbeitsplätzen fürMännerund somit 
eme weitere Verminderung der Arbeitslosigkeit."75 Dieser 
politischen Linie des Nationalsozialismus entsprechend, 
vergab das Arbeitsamt freiwerdende Arbeitsplätze, so weit 
wie möglich, nur an Männer. Frauen wurden nur vermit­
telt, wenn die Stellen anders nicht besetzt werden konn­
ten. 
Auch Ehestandsdarlehen wurden als Mittel der Freiset­
zung von Frauen aus dem Arbeitsprozeß verwendet (nach 
dem Gesetz zur Förderung der Eheschließungen vom 1. 6. 
1933 aufgrundder Ehestandsdarlehen). Von Frauen, die 
heirateten, wurde erwartet bzw. gefordert, daß sie ihre Ar­
beitsplätze aufgaben, damit die so freiwerdenden Arbeits­
stellen mit Männern, vorzugsweise mit Altnationalsozia­
listen, besetzt werden konnten. Ende September 1933 wa­
ren im Bezirk des Arbeitsamtes Kassel noch 32 000 Ar­
beitslose registriert, davon in Kassel fast 18 000. Nur rund 
22 000 von ihnen (davon in Kassel rund 10 000) wurden 
Jus öffentlichen Mitteln unterstützt, und zwar 15 000 (da­
von in Kassel rund 3200) durch Krisen Unterstützung, 
aber nur 2000 (in Kassel rund 11 00) aus der Arbeitslosen­
versicherung.76- Um Erfolge in der Arbeitsschlacht mel· 
den zu können und weitere öffentliche Gelder einzuspa­
ren, wurde Erwerbslosen, die von Angehörigen bzw. Ver­
wandten miternährt werden sollten. die Unterstt.itzung 
teils völlig entzogen, teils einschneidend gekürzt. In vie­
len FäJien entstanden dadurch schwere soziale HärtenJ7 

2.3.2. "Kampf gegen das Doppdverdienertum" 

Eine zentrale Maßnahme der nationalen Arbeitsschiacht, 
die .am 1. Mai 1933 ausgerufen worden war, war der 
.,Kampf gegen das Doppelverdienertum". Angriffe gegen 
das "Doppelverdienertum" gehörten seit mehreren Jahren 
zur Propaganda der Kasseler NSDAP. So hatte die 
NSDAP-Gruppe in der Stadtverordnetenversammlung im 
Frühjahr 1932 einen (umständlich formulierten) Antrag 
eingebracht, eine Liste aller Fälle aufzustellen, ,.in denen 
mehrere Familienangehörige desselben Hausst3ndes als 
Beamte oder Angestellte beschäftigt sind, damit im Inter­
esse der Volksgemeinschaft in diesem Falle beschleunigt 
geprüft wird, ob es nicht berechtigt ist, einen der mehre­
ren beschäftigten Familienangehörigen desselben Haus­
standes zu enclassen, um dadurch eine Stelle fiir ein Mit-

glied ~iner Familie, in der sich keine Beschäftigten befin­
den, freizumachen"J8- Für die Gauleitung der NSDAP 
und die korbessiehe SA-Führung war es nun selbstver­
ständlich, daß s1e nim umfassenden und planmäßigen 
Kampf gegen das Doppelverdienertum" die Führung 
übernehmen mußten. Zunächstsollten die Doppelverdie­
ner durch eine Welle von Denunziationen und durch öf­
fentliche Diskriminierung namhaft gemacht und von ih· 
ren Arbeitsplätzen verdrängt werden. Dieses Vorgehen 
hatte in Kassel nicht den erhofften Erfolg; es erregte im 
Gegenteil Mißtrauen, Abneigung und Unwillen. Im Au­
gust 1933 verbot daraufhin die Gauleitung in Kassel Ein­
zelaktionen gegen Doppelverdiener und wandte sich ge­
gen "böswillige und haltlose Angebereien". Im Kasseler 

72 Vgl. Aufrufe des Arbeitsamtes in der Kasseler Post v. 29. 7. 30. 8. u. 6. 10. 1933. T3 Vgl. Kasseler Post v. 6. 10. 1933. 74 Vgl. Kasseler Post 
v. 30. 8. 1933 75 Vgl. Kasseler Post v. 19. 10. 1933. 76 Die Zahlen wurden entnommen aus: St<!tistisc.her 5. Jahresbericht der Stadt Kassell931 bi~ 
1935, im Auftrage des Oberbürgermeisters, hrsg. v. Statistischen Amt, S. 7 und Kasseler Post v. 29. 9. 1933. 77 Vgl. Kasseler Post v. 6. 10. 1933. 78 
Stenogr. Bericht l. StVO-Vers. am 29. 4. 1932, a.a.O. (14). ln der gesamten Kasseler Stddtverw.Utunggab es 39 Falle, in denen Familienangehörige be­
scbäfttgt wuen, darunter waren 14 Fälle von kündbaren Angestellten, deren V:ater Be.1mter war und die mit d~n Eltern im selben Hausstand lebten 
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Adolf-Hitler-Haus wurde eine ,.Zentralstelle gegen Dop­
pelverdiener" unter Gau-Organisationsleiter Herbert 
Köhler eingerichtet, deren Aufgabe es war, ..,die Doppel­
verdienerei mit Hilfe des Arbeitsamtes und der öffentli­
chen und privaten Arbeitgeber planmäßig und umfassend 
zu bekämpfen".79 Mit Unterstützung der Industrie· und 
I-l:mdelskammer, der Handwerhkammer, der Kurhessi­
schen Arbeitgeber- und Wirtschaftsverbände sollten die 
Doppelverdiener durch schriftliche Befragung der Arbeit­
geber erlaßt werden. Die Gauleitung verschickte Fragebö· 
gen an Behörden und Unternehmen, die von den Behör­
denleitern und Unternehmern auszufüllen waren. Indu­
strie· und Handelskammer und Handwerkskammer Kas­
~el sowie die genannten Wirtschaftsverbände forderten 
alle angeschlossenen Betriebe auf, den Fragebogen um­
gehend auszufüllen und an die Gauleitung zurückzusen­
den, um den Kampf gegen die Arbeitslosigkeit zu unter­
stützen.SO 
Al~ Doppelverdiener, die ihren Arbeitsplatz verlieren soll­
ten, galten: 
I. Töchter und Ehefrauen von höheren Beamten und An· 
gestellten 
2. B~i mittleren ßeamt~n unJ Angestellten wardie Grenze 
für die Entlassung ein monatliches Einkommen von 250 
RM bei einer drei- bis vierköpfigen Familie. 
3. Bei Arbeitern und unteren Angestellten lag die Einkorn· 
mensgrenze für das erzwungene Ausscheiden der Doppel­
verdiener bei 150 RM pro Familie. 
Mit dem Kampf gegen das Doppelverdienerturn war also 
nicht beabsichtigt, die Einkommensunterschiede zwi­
~chcn den verschiedenen Berufs-, Gehalts- und Lohngrup-

pen und den Familien verschiedener Sozialschichten ab­
zubauen. 
Das Arbeitsamt Kassc:l berechnete, dJß in seinem Amtsbe­
zirk etwa 1000 bis 1200 Doppelverdiener durch Erwerbs­
lose ersetzt werden konnten, was eine Ersparnis von öf­
fentlichen Mitteln für Arbeitslose in Höhe von drei Vier­
tel Millionen RM bewirkt hätteßl 
Die ständigen öffentlichen Denunziationen und Angriffe 
gegen Doppelverdiener erregten in der Bevölkerung und 
tn Betrieben Unruhe und Unwillen. Unternehmer und 
Behördenleiter waren irritiert und verärgert durch direkte 
Eingriffe und Übergriffe von NSDAP-Amtswaltem und 
SA-Führem in den betrieblichen Arbeitsablauf Die er­
zwungene Entlassung qualifizierter Arbeitskräfte und die 
Besetzung dieser Arbeitsplätze mit oft weniger leistungs­
fähigen und ungeübten Kräften hatte Produktionsrück­
gängeund Leistungsabfall in Betrieben und Verwaltungen 
zur Folge. In ihrem Wirtschaftsbericht 1933 stellte die 
Kasseler Industrie-und Handelskammer - vorsichtig kri­
tisch- fest: ..,Das Ausmerzen der Doppelverdiener wirkte 
sich in der Fabrikation im Laufe des Sommers sehr ungün­
stig aus. "82 Die Kammer wandte sich deshalb aufDrängen 
von Unternehmern sowohl bei der Gauleitung wie auch 
öffentlich gegen die Eingriffe nationalsozialistischer Stel­
len. Sie forderte, daß allein der Arbeitgeber bzw. der Be­
hördenleiter darüber entscheiden sollte, wie mit Doppel­
verdienern zu verfahren sei und wies darauf hin, es gebe 
keine gesetzliche Grundlage für Parteieingriffe, vielmehr 
habe der zuständige Treuhänder der Arbeit die Eingriffe 
unbefugter Stellen zu verhindern.S3 

2.3.3. Beschäftigung durch Konjunkturaufschwung und öffentliche Aufträge 

Konjunkturaufschwung und öffentliche Aufträge hatten 
für Belebung und Beschäftigungszunahme in der Kasseler 
Wirtschaft weit größere Bedeutung als die von der 
NSDAP mit großem Propaganda- und Organisationsauf· 
wand herausgestell te .,Arbeitsscblacht". Jn der Kasseler 
Schwergewebeindustrie "setzte bereits in der zweiten 
Hälfte des März (1933} eine erhebliche Nachfrage ein". 
Die Arbettszeit "wurde bei den meisten Betrieben( ... ) von 
40 auf 48 Stunden heraufgesetzt. Trotz erheblicher 
Neueinstellungen, dte sich bei allen vier Firmen aufinsge· 
samt 620 Arbeitnehmer beliefen, war es vielfach nicht zu 
vermeiden, daß Überstunden eingelegt wurden, um der 

plötzlich einsetzenden Nachfrage gerecht zu werden".84 
Von den 640 Millionen RM, die Reichsbahn und Reichs­
post von der Reichsregierung fur Arbeitsbeschaffungs­
maßnahmen zugewiesen wurden, erhielten die Henschel­
Werke und die Firmen Wegmann und Crede Aufträge, die 
es ihnen ermöglichten, ihre Belegschaftszahlen etwas zu 
erhöhen und bei verkürzter Arbeitszeit (40-Stunden-Wo­
che) ohne Stillegungszeiten zu produzieren. Die Ankur· 
belung der Sauwirtschaft, die als Schlüsselbranche für den 
Konjunkturaufschwung angesehen wurde, stand im Mit­
telpunkt des Arbeitsbeschaffungsprogramms der Reichs­
regierung. Der Tiefbau sollte Aufträge fur Autobahn-. 

79 Vgl. Kasseler Post v. I 7. 8. 1933. go Vgl. Mmeilungen der UlK Kassei-Mühlbausen, Nr. 16 v. 15. 8. 1933. SI Vgl. Kasseler Post v. 29. 9. 1933. 
82 Wirtsch~ftsberi<:ht der !HK Kas.~d·Mühlhausen, Sitz Kassel I 933, S. 15. liJ Mittellungen der IHK Kassel, Nr. 23 v, I. 11. 1933. 84 WirtschaftSbl' 
ndlt der !HK 1933, S. 15. 
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Straßen- und Brückenbau, Flußregulierungen und Was­
serstraßen erhalten, dafür wurden rund 2,04 Milliarden 
RM angesetzt; ftir den Bau von Kleinsiedlungen und Ei­
genheimen sowie fiir Hausinstandsetzungen waren rund 
1,2 Milliarden RM vorgesehen. Die Lage am Kasseler Bau­
markt wurde durch zahlreiche öffentliche Aufträge ver­
bessert, hinzu kamen, "angeregt durch die Gewährung 
von Reichszuschüssen ftir lnstandsetzuogs- und Ergän­
zungsarbeiten", private Aufträge . .,Die Zahl der ArbeHer 
konnte gegenüber den vorausgegangenen Jahren wesent­
heb gesteigert werden. "85 Durch die zunehmende Be· 
schäftigung im Baugewerbe erhielt auch die Ziegelindu­
strie in Kassel und Umgebung wieder Aufträge . .,Einige 
Werke konnten schon im April (1933) ihre Betriebe wie­
der eröffnen, andere folgten in kurzen Abständen nach 
und schließlieb war es sogar möglich, sämtüche Ziege­
leien wieder in Betrieb zu nehmen." »Während im Jahre 
1931 die Kapazität der Werke noch mit 23% und 1932 
nur mit 18,5% ausgenutzt war, entsprach der Umsatz des 
Jahres 1933 mehr als 29% der Kapazität."86 - Der neue 
Präsident der Kasseler Industrie- und Handelskammer 
und Gauwirtschaftsberater der NSDAP, Dr. Rudolt 

Br.lUn, hatte- mit Bezug auf das Gesetz über Errichtung 
von Zwangskartellen v. 15. 7. 1933 -"die Ziegeleien von 
Kassel und Umgebung" vetanlaßt, stch "zu einer Ziegelei­
vereinigung zusammenzuschließen". Durch diesec; Kartell 
wurde der Weubewerb aufgehoben und aus nationalso­
zialistischer Sicht ,.eine geordnete Grundlage flir die Pro­
duktion und Preisbildung'' geschaffen.87 
.. Als Gmdmesser flir die Beschäftigung der Betriebe" be· 
trachtete die Kasseler Industrie- und Handelskammer ,,die 
Stromabgabe des Elektroverbandes". Diese war 1933 um 
21,9 Wo höher als 1932.88 Die Arbeitslosigkeit wurde nicht 
im gleichen Umfang abgebaut, wie die Beschäftigung zu­
nahm. Die Arbeitslosenzahlen im Arbeitsamtsbezirk Kas­
sellagen 1933 im Monatsdurchschnitt (33 300) gegenüber 
1932 (39 000) um 14,6% niedriger, im Vergleich zu 1931 
(32 lOO) um 3,7% höher.89 Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß die Arbeitslosenzahlen für 1933 in der Statistrk nicht 
nur durch erhöhte Beschäfngung und zusätzliche Einstel­
lung von Arbeitskräften niedriger wurden, sondern auch 
durch die steigenden Zahlen der Fürsorgearbeiter, der frer· 
willig arbeitsdienstleistenden Jugendlichen und der m 
den Familienhaushalt abgedrängten jungen Frauen. 

2.3.4. Arbeitsbeschaffung fUr "alte Kämpfer"90 

Die Beschaffung günstiger Arbeitsplätze fur arbeitslose 
"alte Kämpfer" der SA, SS und NSDAP, die ftir ihren Ein­
satz in der Kampfzeit Belohnung erwarteten, war ein vor­
rangiges Ziel der Arbeitsschlacht. Nicht wenige Unterneh­
men und sogar Behördenleiter in Kassel zeigten sich nicht 
bereit, die Altnazis, unter denen auch viele Langzeitar­
beitslose, Ungelernte, Arbeitsunlustige und sogar Krimi­
nelle waren, in ihren Betrieben und Verwaltungen gut U11-

terzubringen. Ständig wiederholte Aufrufe der NSDAP­
Gauleitung, der Reichsregierung, der Kammern und Wirt­
schaftsorganisationen sollten die fehlende Bereitschaft er­
zeugen. Dafür ein Beispiel: "Die SA- und $$-Kämpfer sind 
der neue Adel der Nation. Arbeitsbeschaffung fiir SA und 
SS ist die größte und schönste Pflicht und Aufgabe."91 
Der Widerstand vieler Arbeitgeber in Kassel gegen die 
Einstellung wenig qualifizierter und nicht an regelmäßige 
Arbeit und Arbeitsdisziplin gewöhnter "alter Kämpfer" 
wurdetrotz vieler Appelle nicht überwunden. Der Führer 
der SA-Brigade 47 (Kassel), Oberführer Dippel, erhob des­
halb öffentliche Vorwürfe:" Trotzdem es als eine Ehren­
pflicht betrachtet werden muß, den Kämpfern für die na-

tionalsozialistische Revolution Arbeit und Brot ~u ver­
schaffen, gibt es noch viele Arbeitgeber- und zwarprivate 
und auch staatliche Betriebe -, die dem Nationalsozialis­
mus noch ziemlich fremd gegenüberstehen und anstatt, 
wie es ihre Pflicht wäre, in erster Linie bei Besetzung freier 
Posten auf unsere Kämpfer zurückzugreifen, sogar vor­
zugsweise Angehörige der aufgelösten Parteien und Orga­
nisationen einstellen."92 Die Arbeitgeber begründeten ih­
re Ablehnung der "alten Kämpfer" damit, daß diese nicht 
die notwendige sachliche und persönliche Eignung flirdte 
verfügbaren Arbeitsplätze hätten. 
Bei der SA-Brigade 47 in Kassel wurde eine Versorgungs­
stelle für die Unterbringung arbeitsloser SA-, SS- und 
Stahlhelm-Männer eingerichtet, die mit dem Arbeitsamt 
zusammenarbeiteten. Eine ähnliche Versorgungs- und 
BeratungssteHe gab es bei der NSDAP-Stadtkreisleitung in 
Kassel. Beim Arbeitsamt Kassel wurde ein Vertrauens­
mann der SA aufgestellt, der von den Anforderungen der 
Arbeitgeber zuerst Kenntnis erhielt und der die Zuwei­
sung der offenen Stellen an arbeitslose Angehörige von 
SA, SS und Stahlhelm überprüfte bzw. seihst 

85 Ebenda. S. 29. ~6 Eben da. S. 25. 87 Ebenda. 88 WirtschJft~benchr der THK 1933, S. 11 X'l Bbt'nd~. 90 Zu den ,alren Kämpfern" wurden .die 
~ezäblt, dte vor der Machtergreifung Artgehörige der SA, SS und Stahlbeim wart'n sowit' dit' NSDAP-Mttglteder mtt dt'n Mttglied~nummem 1 bts 
'00 000 und NS-Amtswalt~. soweit sie am l. I 0. 1933 mindestens ein Jahr tätig waren. ~~ Aufruf des Reichsstnndt"s des Deutschen Handels, abge­
druckt in Kasseler Post v. 29. 8. 1933. 92 Vgl. Titel "Unterbringung arbeitsloser SA-, SS- und $ta-Angehöriger", in Kasseler Post v. 22. 10. 1933. 
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bearbeitetc.93 Die durch Entlassung von "Doppelverdie­
nern" und poJjtischen Gegnern des Faschismus freiwer­
denden Arbeitsstellen sollten auf diese Weise für arbeits­
lose Altnationalsozi.disten gesichert werden. lm Laufe ei­
ner Arbeitsbeschaffungskampagne für "alte Kämpfer" be­
suchten Vertreter des Kasseler Arbeitsamtes und der NS­
Gauleitung Firmen und drängten djese, "alte Kämpfer" 
einzustellen.94 Alle staatlieben Dienststellen wurden an­
gewiesen, bei Bedarf an Arbeitskräften ausdrücklich die 
Zuweisung "alter Kämpfer" zu fordern. 
Im Jahre 1934 wurde wiederum eine große Sonderaktion 
zur Arbeitsbeschaffung fur "alte Kämpfer" durchgeführt, 
die nur Teilerfolge erzielte. Die Ermordung der SA-Füh­
rung und (vorwiegend konservativer) Oppositioneller am 
1. und 2. Juli 1934 an läßlich des fabulierten "Röhm-Put­
sches" durch SS brachte die Nazis, vor allem SA und SS, 
in Kassel so in Mißkredit, daß alte Kämpfer des National­
~oziaJismus kaum noch eingestellt wurden. Der Kasseler 
Polizeipräsident berichtete dem Regierungspräsidenten: 
"Ein Rückschlag der Vermittlungsarbeit war sowohl in der 
freien Wirtschaft wie bei Behörden in den Wochen nach 
der sogenannten Röhm-Revolte festzustellen. Es mußte 
viel Aufklärungsarbeit geleistet werden, bis das Vertrauen 
w dieser Vermittlungsstelle (fUr al te Kämpfer) wiedervor­
h:.tnden war "95 

Um die unwiderlegbare Begründung vieler Arbeitgeber 
auszuräumen, den noch nicht eingestellten alten Kämp­
fern fehle es an der notwendigen Arbeitsqualifikation und 
-dtsziplm. nchtete die SA-Brigade 47 im Februar 1934 ei­
nen Technischen Lehrsturm ein. Nicht in Arbeitss tellen 
vermittelbare SA-Männer wurden zur "Um- und Aufschu­
lungu in den Lehrsturm kommandiert und unter dienstli­
cher Disziplin ausgebildet. "Die Firma Henschel & Sohn 
brachte den Plänen der SA -Brigade weitgehendes V er­
ständnis und Unterstützung entgegen ... "96 Sie stelJte ihre 
leerstehenden Lehrwerkstätten, ungenutzte Maschinen 
und Ausbildungsmeister zur Verftigung. Bis Januar 1935 
wurden hundert Angehörige des Technischen Lehrsturms 
zu Facharbeitern ausgebildet. 97 Angeblich sollen in den 
Jahren 1934 und 1935 tausend Männer in " Um- und Auf­
schuJungskursen" des Technischen Lehrstunns gewesen 
sein.98 
Obwohl die Arbeitslosigkeit fast überwunde n war, gelang 
es auch im Konjunkturaufschwung bis Juli 1936 nicht, fur 
alle "alten Kämpfer" Arbeitsplätze zu beschaffen. Das 
Kasseler Arbeitsamt, die NS-Gauleitung und die Indu­
strie- und Handelskammer unternahmen desha lb im Au­
gust l 936 eine weitere Sonderaktjen zur Unterbringung 
alter Kämpfer.99 

3. Aufrüstung und Militarisierung in Kassel - die Arbeitslosigkeit 
verschwindet mit der Rüstungskonjunktur. 

Arbeitsbeschaffung, Aufrüstung, Militarisierung und Kriegsvorbereitung 
waren in Kassel und Umgebung von 1933 an eng miteinander verbunden. 

3.1. Bauen ftir den Luftschutz 

Ein Schwerpunkt der Arbeitsbeschaffungspolitik lag 
1933/34 darauf, die privaten Hausbesitzer durch Zuschüs­
se, Zinsvergünstigungen und Steuernachlässe zu veranlas­
sen, Luftschutzbauaufträge (.z.. B. Einziehen von Beton­
decken, Verstärkung und Ersatz von Dachkonstruktio­
nen, Verstärken von Fundamenten und Mauerwerk, Bau 
von Luftschutzkellern und Schutzräumen u. ä.) an Hand­
werk und Gewerbe zu vergeben. Der Hausbesitzer sollte 
nach Möglichkeit selbst das Amt des Luftschutzhauswar­
tes übernehmen.IOO 
Um die Kasseler Bevölkerung auf einen möglichen Born-

benkrieg vorzubereiten und die Bereitschaft zum Luft­
schutz zu fordern, wurde nicht nur der Bau von Luft­
schutzräumen vorangetrieben, sondern auch der Reichs­
luftschutzbund (RSLB) zu einer großen Organisation aus­
gebaut. Nach einer Werbekampagne hatte die Kasseler 
Ortsgruppe des RLSB bereits im Juli 1933 angeblich mehr 
als tausend Mitglieder. Die neu eingerichtete Luftschutz­
schule begann im August 1933 mit ihren Lehrgängen. Alle 
Kasseler Luftschutzhauswarte und Luftschutzhelfer soll­
ten erfaßt werden und an den Lehrgängen tei1nehmen.1 0 I 

Auch der nationalsozialistische Großflugtag "Bomben 

93 Ebenda. 94 Vgl. Kasseler Post v. 19. 10. 1933. 95 Der Polizeipräsident in Kassel, Politischer Lagebericht v. 15. Februar 1935 an den Regierungs· 
präsidenten in Kassel, in: Staatsarchiv Marburg (weiter StAM) Bestand 165/3965. 96 SA-Brigade 4 7 (Kassel): Die Geschichte der Kurhcssischen SA. 
Schriftleitung Kar! Poppe, 2. Folge des Handbuches der NSDAP, Gau Kurhessen1 Ausgabe für das Jahi 1935, Kassel (weiter zit.: Geschichte KUJh. SA). 
$. 160. 97 Geschichte Kurh. SA, $. 161. 98 Ebenda. ~9 Vgl. Mitteilungen der IHK Kassel v. 1. 8. 1936. 100\'gl. Kasseler Post v. 28. I. 1934 
101 Vgl. Kasseler Post v. 30. 7., 16. u. 20. 8. 1933. 
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auf Kassd"', der mehrfach angesetzt wurde und am 1. Ok­
tober 1933 stattfand, sollte die Kasseler Öffentlichkeit po­
sttiv auf Bombenkrieg und Luftschutz einstimmen.IOl 
Die große Schar der Zuschauer bei diesem Großflugtag 

sah nicht vorau~, daß aus dem Motto .,Bomben auf Kas­
sel" zehn Jahre später blutiger Ernst werden würde - mit 
etwa 10 000 Toten und weitgehender Zerstörung der 
Stadt. 

3.2. Aufbau der Rüstungsindustrie 

Der Aufbau der Rüstungsindustrie in und um Kassel be­
gann schon 1933. In den folgenden acht Jahren wurde 
hier eine., Waffenschmiede" des NS-Staates aufgebJut; 21 
der 27 hessischen Rüstungsbetriebe waren im Raum ~s­
sel. 
Oie Henschel-Werke erhielten 1933 neben vier anderen 
Großuntemehmen (Krupp, MAN, Daimler-Benz, Rhein­
metali-Borsig) einen Entwicklungsauftrag zum Bau des 
leichten Panzerkampfwagens I (15 t). Da die Herstellung 
von Panzerkampfwagen durch den Versailler Vertrag ver­
boten war, wurde dieser Auftrag unter der Tarnbezeich­
nung landwirtschaftlicher Schlepper (LaS 100) bearbei­
tet. Mit der Produktion von 150 Panzerwagen dieses Typs 
wurde im Juli 1934 im Werk Mittelfeld begonnen. - Als 
1934 umfangreiche Entwicklungsaufträge ftir Kampfpan· 
zer (Panzerkampfwagen II) erteilt wurden, gehörte Heu­
schel neben Krupp und MAN zu den Entwicklungsunter­
nehmen. Ab 1936/37 wurde auch der Panzerkampfwagen 
UI (22 t) bei Henscbel gebaut. Ab 1937 entwickelten die 
Henschei-Konstrukteure einen schweren Panzerkampf­
wagen; 1938 erhielt die Firma dafüreinen offiziellen staat­
lichen Entwicklungsauftrag. Der Anteil der Rüstungspro­
duktion an der Gesamtproduktion und Jm Umsatz war 
bei Henschel & Sohn bis 1939 nicht groß. Nur 12,9 Mil­
lionen RM Umsatz, das waren 10,6% des Gesamtumsatzes 
des Unternehmens, wurden 1939 mit der Herstellung von 
210 Panzern und einer (noch) relativ geringen Zahl von 
Panzerabwehrkanonen (PaK) erzielt.l03 
Den größten Aufstieg in der Kasseler Industrie erlebte in 
der Zeit der NS-Herrschaft die .,Gerhard Fieseier Werke 
GmbH". Dieses Unternehmen wurde zu einem der größ­
ten und wich tigsten Rüstungsbetriebe in Nordhessen. Die 
Fiese! er-Werke befanden sich seit Mitte 1933 in einem 
Teil der damals leerstehenden Deutschen Werke, einer 
ehemal igen Munitionsfabrik in Kassel-Bettenhausen. Der 
Erfolg der Fieseier-Spanflugzeuge veranlaßte das Reichs­
luftfahrtministerium 1934, der noch relativ kleinen Firma 
den Auftrag zu geben, eine Serie von Schulflugzeugen in 
Lizenz zu bauen. Im selbenJahr wurde das Fieseler-Werk 

zu einem der Entwicklungsunternehmen des Reichsluft­
fahrtministerium~ ernannt und beauftngt, einen Sturz­
kampfbomber zu entwickeln. Damit begann der Aufstieg 
der Fiesder-Werke zu einem großen Rüstungsbetrieb. Fie­
seier baute ab 1936 den im Werk entwickelten "Storch" Fi 
156, ein "Langsamflugzeug", d.1s kurz starten und auf un ­
wegsamem Gelände landen konnte und das sowohl ftir zi­
vile Zwecke wie auch als Nahaufklärer und Verbindungs­
flugzeug einsetzbar war. Ab 1934/35 begann mit staatli­
cher Unterstützung und Finanzierung die Planung und 
der Bau eines Fieseier-Werkes in der Nähe des Flugplatzes 
KasseJ-Waldau. In diesem Werk TI wurde das Messer­
schmitt-Jagdflugzeug Me 109 in Lizenz gebaut. Das Werk 
Ili wurde als Montagewerkam Rande des Flugplatzes Wal­
dau errichtet. Fieseier selbst schreibt über das rasante 
Wachstum des Unternehmens: .,Aus meinem kleinen Be­
trieb, der vor 1933 etwa ISO Menschen beschäftigte und 
mit handwerklichen Mitteln das Sportflugzeug F 5 in klei­
nen Stückzahlen gebaut hatte, war in wenigen Jahren ein 
Industrieunternehmen mit einigen tausen<l Mitarbeitern 
entstanden.( ... ) Den stürmischen Aufbau meines Werkes 
finanzierte sozusagen stillschweigend der St.t.tt." 104 - Im 
Jahre 1938 hatten die Fiesder-Werke 5308 Beschäftigte 
und ein Auftragsvolumen von 52 MiWonen RM. Ein In­
diz ftir die Bedeutung dieses Unternehmens fur die Rü­
stung und Kriegsführung ist, daß die drei leitenden Direk­
toren G. Fieseler, Prof. Thalau und Dr. Göbel zu Wehr­
wirtschaftsftihrern ernannt wurden. Die Fiese! er-Werkl 
stellten damit drei der zehn Wehrwirtschaftsführer des 
Bereichs Kassel. 
I mJuli 1936 wurde in Kassel ein zweites rüstungswichtiges 
Flug~eugwerk, die Henschel Flugmotoren GmbH, gegrün­
det. Diese Firma war eine Tochtergesellschaft der Heu­
schel Flugzeugwerke Berlin, deren Gründung am 30. 3. 
1933 in Kassel stattgefunden hatte. Während ein neues 
Werk ftir den Flugzeugmotorenbau bei AJtenbauna er­
richtet wurde, nutzte die Firma Betriebs- und Büroräume 
der Lokemotivfabrik Henschel für die Anlaufzeit der 
Flugzeugmotorenherstellung. 1937 lief die Produktion 

101 Vgl. Kasseler Pmt v. 30. 8. u.l- 10. 1933. 103 Vgl. v Senger und ßttcrhn, F. M.: D1e deut$Chtn Panzer J 926 bis 1945,2. AuO., München 1965, 
ders.: Die Kampfp.10zer von 1916 bis 1966,2. Aufl., München 1971. Unttc:d States Strategie Bomb•ng Survey: Report No. 85, Henschd & Sohn Kas· 
sei. Gcmtany Munitions Divisions, Washington 1947. 104 Fieseler, G.: Meine Bahn am Himmel, München 1979, S. 234. 
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von Daimler Benz-Flugmoton:n im Werk Altenbauna an. 
Die im Henschel-Flugmotorenwerk hergestelltenDaimler 
Benz-Motoren wurden nicht nur in die von Henschel io 
Berlin-Schönefeld gebauten Bomber, sondern in verschie­
dene Flugzeugtypen der Luftwaffe eingebaut (wie Jäger, 
Aufklärer, Bomber. Sturzkampfbomber, Mehrzweck- und 
Transportflugzeuge, z. 8. in den Heinkel-Bomber He 111 
und in die Mes~ersch mitt-Jiiger Me I 09).105 
Der Aufbau der Fieseler-Werke und der Henschel-Flug­
motorenwerke gaben der Bauw-irtschaft in der Region Kas­
sel kräftige Beschäftigungsimpulse. Die Flaute am Bau­
markt war im Bereich Kassel schon vor 1936 überwunden. 
Den Aufschwung am Bau bewirkten ab Frühjahr 1935 ins­
besondere 
a) militärische Aufträge (z. B. Bau von Kasernen und Flug­
plätzen in Kassel und Rothwesten), 
b) der - auch militärisch wichtige - Bau der Reichsauto­
bahn im Abschnitt zwischen Göttingen und Kassel, 
c) Straßenbauvorhaben im Zusammenhang mit dem Au­
tobahnbau und zur Verbesserung des Nah- und Fernver­
kehrs sowie 
d) der Beginn der Altstadtsanierung mit dem Freiheiter 
Durchbruch. 

Die Gründung eines weiteren Großbetriebes, der Spinnfa­
ser AG, Kassel, einer Tochtergesellschaft der Vereinigten 
Glanzstoffabriken AG, im Mai 1935 diente der Autarkie­
politik des NS-Staates. Der Aufbau und Ausbau dieses 
Werkes in Kassel-Bettenbausen trug 1935 zum Abbau der 
Arbeitslosigkeit bei. Während der Hauptbauzeit waren 
.,im Werkgelände insgesamt etwa 4000- 5000 Handwer­
ker und Bauleute, die meist fremden Firmen angehörten, 
beschäftigt" .106 Bis 1936 wurde die Spinnfaser AG zur 
größten Zellwollefabrik Europas ausgebaut. Die Firma 
ba tte rund 1700 Beschäftigte. 
Die bereits in der Vorkriegszeit zu beobachtende Konzen­
tration in der Kasseler Industrie auf Großbetriebe des Ma­
schinen-. Flugzeug- und Waggonbaus mit rüstungswirt­
schaftlichem Schwerpunkt geht aus der Erhebung des 
Kasseler Gewerbeaufsichtsamtes zum 1. 4. 1938 hervor: 
Auf die 17 Großbetriebe dieser Wirtschaftsgruppe entfie­
len 19 177 Beschäftigte, das waren 34 OJo aller Beschäftig­
ten in Kassel. In den zehn fur die Kasseler Textilindustrie 
bestimmenden Großbetrieben arbeiteten dagegen nur 
5700 (10 Ofo) der Beschäftigten. 

3.3. Entlastung des Arbeitsmarktes 

Der Arbeitsmarkt in der Region Kassel wurde durch die 
neugeschaffenen Arbeitsplätze in der Rüstungsindustrie 
erst ab 1935/36 entlastet. - In den Jahren 1933 bis 1935 lei­
stete die Stadt Kassel durch Fürsorge und Notstandsarbei­
ten, bei denen ständig 1000 bis 1300 Wohlfahrtserwerbs­
lose beschäftigt wurden, einen maßgeblichen Beitrag zur 
Arbettsbeschaffung. Die Notstands- und Fürsorgearbeiter 
wurden bei Tiefbauarbeiten, im Straßen-, Kaual- und 
Wasserbau eingesetzt, bei Abbrucharbeiten für den Stra­
ßendurchbruch in der Altstadt, bei Erd- und Forstarbeiten 
sowie beim Wegebau in Kasseler Grünanlagen und Parks, 
auf Friedhöfen und im Habichtswald.107 Bis in die zweite 
Jahreshälfte 1935 binein waren städtische Notstandsar­
beiten in Kassel eines der wichtigsten arbeitsmarktpoliti­
schen Mittel, um die Arbeitslosigkeit aufzufangen und 
Empfänger öffentlicher Fürsorge zu beschäftigen. Die Ar­
beitsproduktivität war bei diesen Notstandsarbeiten ge­
ring. Die Leistungen der Fürsorgearbeiter konnten ,,be­
stenfalls mit 52% einer normalen Arbeitsleistung bewertet 

werden".l08 Viele Fürsorge- und Notstandsarbeiter waren 
für schwere körperliche Arbeit im Tiefbau nicht geeignet 
Die Erdarbeiten mußten oft ohne Bagger, Maschinen und 
Lastkraftwagen, nur mit Spaten, Hacken, Schaufeln und 
Karren ausgeführt werden. 
Der Ausbau des Freiwilligen Arbeitsdienstes (FAD) durch 
die Nationalsozialisten wurde in Kassel 1933/34 als wich­
tiger Beitrag zur Verminderung der Jugendarbeitslosigkeit 
und zur Entlastung der öffentlichen Fürsorge angesehen. 
[m Juni 1933 wurde im Wilhelmshöher MarstaU eins der 
ersten deutschen Stammarbeitslager eingerichtet. Der 
FAD sollte nur Arbeiten ausfuhren, für die keine fachliebe 
Qualifikation erforderlich war und die für privatwirt­
schaftliche Unternehmen nicht rentabel waren (z. B. Forst­
arbeiten, Wegebau).- Ab 1. 8. 1933 w-urde als Vorausset· 
zung für die Zulassung zum Studium flir männliche Abi­
turienten die halbjäh rige Arbeitsdienstpflicht eingeführt. 
Der Völkerbund beurteilte den Arbeitsdienst als getarnten 
Militarismus. Kultusminister Rust, der im August unJ 

105 Vgl. Kem. K. 11./H.J. Nowarra: Dae deutschen Flugzeuge 1933 bas 1945, München 1961, S. 503 ff. 106 Spinnfaser AG: Ausder Geschichte unseres 
Unternehmens, o.O., o.J., S. 15. 107 Vgl. u. o:a. K.tsseler Post v. 31. 12. 1933. lOS Pofi:tcipräsident Kassel - Staatspolizeastdlc- Polita~cher Lagebt· 
riebt vom 4. 9. 1934, in StAM 165/3949. 
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September 1933 in Kassel sprach, gab zu, daß die deut­
schen Arbeitslager ein Kampfplatz gegen Marxismus und 
Liberalismus sein sollten und daß es ihre Aufgabe war, 
"Charakter- und W eltanschauungsschule" zu sein. "In Ar­
beitsdienstlagern wird Disziplin gelehrt und Weltan­
schauung gebildet.''l09- Im Sommer 1933 rechnete man 
in Kassel damit, daß der FAD innerhalb einiger Monate in 
eine allgemeine Arbeitsdienstpflicht überführt würde. I lU 

Der Arbeitsdienst wurde dementsprechend schnell und 
energisch ausgebaut. VonJuni bis Dezember 1933 gelang 
es in Kassel, etwa 1000 arbeitsloseJugendliche zwischen 
18 und 25 Jahren in den FAD aufzunehmen. Mit dieser 
Zahl stand Kassel an der Spitze aller deutschen Groß­
städte.lll Im Dezember 1933 wurden in Kassel zwei Mel­
deämter fur den Arbeitsdienst eingerichtet, die innerhalb 
weniger Wochen über 600 arbeitslose Jugendliche zwi­
schen 17 und 25 Jahren einsteHen konnten.lll 
Die mit viel Propaganda betriebene Werbung für den Ar­
beitsdienst war auch 1934 weiter erfolgreich, obwohl die 
erwartete Arbeitsdienstpflicht im Januar 1934 nur für Abi­
turientionen als Voraussetzung fiir die Zulassung zum 

Studium eingeführt wurde. Die Attraktivität des Arbeits­
dienstes RirvieleJugendliche erklärt sich nurzum Teil au~ 
der Uniform, dem Lagerleben. der vormilitärischen Aus­
bildung und den ParJdemärschen mit klingendem Spiel. 
Wirkungsvoller war die Befreiung von wirtschaftlicher 
Not und Arbettslostgkeil. Die Arbeitsdienstmänner er­
hielten neben Unterkunft, Verpflegung und Dienstklei­
dung ein Taschengeld und das Versprechen, daß ihnen 
nach ihrer Entlassung aus dem FAD sofort eine Arbeits­
stelle vermittelt werde. 
Ein beträchtlicher Rückgang der Arbeitslosigkeit von jün­
geren Menschen wurde 1935/36 dadurch erreicht, daß am 
21. 5. 1936 die allgemeine Wehrpflicht und einen Monat 
später die Arbc:itsdienstpflicht für junge Männcr und 
Frauen eingeführt wurde. 
Mit der verstärkten Aufrüstung und Militarisierung ab 
1936/3 7 und der Ausdehnung der Rüstungsindustrie, die 
ab 1937 zum industriellen Schwerpunkt der Kasseler 
Wirtschaft ausgebaut wurde, wurde nicht nur die Vollbe­
schäftigung erreicht, sondern ab 1937 wurde zunehmend 
Arbeitskräftemangel spürbar. 

4. Die wirt~chaftJiche und soziale Lage 
der arbeitenden Bevölkerung in Kassel während der Vorkriegszeit 

4. 1. Einkommen und Lebensstan dard von Arbeitnehmern 

Im Januar 1932, während der sch limmsten Phase der 
Weltwirtschaftskrise, waren in Kassel die Lohnsätze erheb­
lich gesenkt worden, rund drei Fünftel der Löhne um 
15% und rund zwei Fünftel der Löhne zwischen 10% und 
15 Ofo.113 Im Mai 1932 wurden die Löhne noch einmal her­
abgesetzt. Die Löhne der Bauarbeiter waren dadurch um 
220/o niedriger als Ende 1931.114 
Der 1933 von der nationalsozialistischen Regierung ver­
hängte Lohnstopp sollte die Löhne auf diesem sehr niedri­
gen Krisenstand einfrieren. Zugleich wurden die öffentli­
chen Sozialausgaben vermindert, um Finanzmittel fur 
Steuervergünstigungen an Unternehmen verfügbar zu 
machen. Die Stadt Kassel war deshalb im Frühjahr 1933 
gezwungen, die Riebtsätze für die Wohlfahrtserwerbslo­
sen noch einmal zu senken. Die Erwerbslosen, die allein 
von dieser Unterstützung leben mußten, gerieten da­
durch unter das Existenzminimum. Oie NSDAP sah sich 
deshalb gezwungen, "zur Milderung der durch die Richt-

satzkürzungeingetretenen Notfalle" alle Verdiener zu eJ­
nem Stadtnotopfer aufzurufen.115 Im Vergleich zur aku 
ten Notlage vieler Arbeitsloser erschienen die Niedriglöh­
ne als noch erträgliche Krisenbelastung. Dabei erhielten 
viele Arbeiter und Angestellte 1933 bis 1934 nicht einma I 
die niedrigen Tariflöhne ausgezahlt. Der Kasseler Polizet · 
präsident schrieb dazu in seinem Lagebericht an die Ge­
heime Staatspolizei Berlin vom 4. 5. 1934: ,.In den Groß­
betrieben werden durchweg die Tariflöhne bezahlt, wäh­
rend die Arbeiter und Angestellten in den kleineren Be­
trieben meist untertariflich bezahlt werden. Nach Ansichl 
der lohaber dieser Betriebe können die Werke bei Zah­
lung der Tariflöhne nicht mehr rentabel arbeiten."l16 
Welche Hungerlöhne noch Ende 1934, insbesondere an 
weibliche Arbeitskräfte, gezahlt wurden, zeigt ein Beispiel 
aus dem politischen Lagebericht der Kasseler Staatspoli­
zeistelle: "Die Kasseler Jutespinnerei hat eine Anzahl 
Mädchen neu eingestellt, die pro Stunde nur 18 Pfennig 

109 Vgl. Kasseler Post v. 17. 6., 21. u. 22. 8. u. 13. 9. 1933. 110 Vgl. Kasseler Po~t v. 18. 6. 1933. ltl Vgl. Kas~eler Post v. 31. 12. 1933 tt l Kasseler 
Post v. 15. L 1934. 113 Diese Lohnsenkung erfolgte aufgrundder NotverordnuJlg vom Dezember 1931. 114 VgJ. Wirtschaftsbericht der !HK Ka~)d 
1932, S. 8. 115 Vgl. u. a. Kasseler Post v. 31. 12. 1933. tt~ Polizeipräsident Kassel- Staatspolizeistelle - Politischer Lagebericht v. 4. 5 1934, iu 
StAM 165/3949. 
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Lohn c:rhalten . ., Für einen Ltter Vollmtkh, der nach dem 
Staatspolizeibericht zu dieser Zeit oft mehr :~ls 30 Pfennig 
kostete, mußten diese Arbeiterinnen f.m 2 Stunden arbei­
ren.117- Ein verheirateter Arbeiter in der Metallindustrie 
erhielt 1934 emen Stundenlohn von 45 bis 50 Pfennig; 
Hilfsaufsehem im Kasseler Landesmuseum oder bei der 
Gefängnisverwaltung wurde ein Nettolohn von 80 
Reichsmarkmonatlich gezahlt. Die Löhnem der Kleinei­
sc:n- und Tabakindustrie lagen vielfach noch immer unter 
dem Richtsatz der Wohlfahrtsunterstützung, so daß in 
vielen Fällen mil Zusatzuntersrützung oder durch die Na­
ltonalsozialistische Volkswohlfah rt (NSV) geholfen wer­
den mußte.l18 Die Notstandsarbeiter in der Stadt und im 
Landkreis Kassel lebten auch 1934 und 1935 immer 
noch dicht an der Grenze des Existenzminimums, weil ih­
re Löh ne kaum höher waren als der Riebtsatz der Wohl­
fJhrtsun terstützung. Im Jahre 1935 mußte der Höchst­
richrsatz der Wohlfahrtsunterstützung fiir kinderreiche 
Familien sogar auf 80 Reichsmark monatlich beschränkt 
werden, sonst wäre die Wohlfahrtsunterstützung höher 
gewesen als der Arbeitslohn.119 
Das Ziel der fortgesetz ten Niedriglohnpolitik war die Um­
schichtung des wieder wachsenden Sozialprodukts und 
Volksemkommens von der Arbeiterschaft zur Industrie, 
insbesondere zur Rüstungsindustrie, und zum Staat. 
Die wirtschaftliche Lage der Arbeitnehmer mit nied rigem 
Einkommen verschlechterte sich zusätzlich durch hohe 
Preissteigerungen, insbesondere fur Lebensmittel und an­
dere Güter des täglichen Bedarfs. Kasseler Fürsorgearbei­
ter kamen bei Lohn- und Preisvergleichen zum Ergebnis, 
daß im Herbst 1935 die Löhne etwa 40% niedriger und die 
Preise flir Lebensmittel etwa 40% höher waren als 
1928.120 - Diese Preissteigerungen waren- für die davon 
Betroffenen nicht durchschaubare - Folgen der staatli­
chen Kreditfinanzierung fur Arbeitsbeschaffung und die 
damit verbundene Aufrüstung und Kriegsvorbereitung. 
Oie vorangetriebene Rüstung und Remilitarisierung wur­
den mir schnell wachsender, zum Teil getarnter Staatsver­
schuldung finanziert. Der Anteil der W ehrmachtsausga­
ben an den Ges;Jmtausgaben der öffen tlichen Hand stieg 
rapide an: 1933 40/o, 1934 18%, 1936 39%, 1938 50%. 
Ein dauernder Anlaß f'Ur Unzufriedenheit und Kritik in 
der Arbeiterschaft war die große Einkommensungleich­
bcit. Arbeiter kamen "bei schwerster Arbeitsleistung un­
ter dürftigsten Verhältnissen und einer 8stündigen Ar­
beitszeit oft nur mit einem ausgesprochenen Hungerlohn 

von 12 bi~ 13 RM die Woche nach Hause (wie auf der Ze­
che "Roter Stollen" im Habichtswald):"l21 Dagegen wur­
den nach wie vor hohe Gehälter von über 1200 Reichs­
mark an leitende Angestellte, höhere Beamte und tnzwi­
schen auch an höhere Parteifunktionäre gezahlt. 
Die propagandistische Agitation gegen Spitzengehälter 
und Doppelverdiener, die die Nazis betrieben hatten, be­
vor sie an die Macht kamen, erwies sich nun als Bume­
rang, der auf sie zurückflog. Immer wieder wurden sie auf 
ihre Versprechen hingewiesen, die Gehälter über 1200 
Reichsmark abzubauen. Heftig kritisiert wurde außerdem, 
daß die nationalsozialistischen Parteiorganisationen 
übermäßig ausgebaut worden waren und an die Nazi­
Funktionäre viel zu hohe Gehälter gezahlt wurden. - In 
der Kasseler Bevölkerung, insbesondere in der Arbeiter· 
schaft, wurde auf dje zahlreichen Naziführer hingewiesen, 
die "Doppelverdiener" waren. Im Mittelpunkt der Kritik 
stand Gauleiter Weinrich, der häufig als Beispiel für 
"Mehrfacbverdiener" genannt wurde, weil er Einkünfte 
aus seinem Parteiamt, Diäten als Reichstagsabgeordneter 
und Bezüge als Preußischer Staatsrat erhielt.l22 
Die Mißstimmung in der Arbeiterschaft über soziale Un­
gerechtigkeit und kärgliche Lebensbedingungen durch 
Niedriglöhne und hohe Lebenshaltungspreise wird im La· 
geberiebt der Staatspolizeistelle Kassel vom September 
1935 mit der Aussage veranschaulicht: ., Wenn in Deutsch­
land trockenes Brot gegessen wird, dann bitte auch al­
le. "123 Viele Arbeiter mit Schwerarbeit bei "Hungerlöh­
nen" begnügten sich aber nicht mit Schimpfen, sondern 
protestierten durch Arbeitsverweigerung. Oie Staatspoli­
zeistelle Kassel berichtete: "In letzter Zeit verließ ein Teil 
neuer Arbeiter der Reichsautobahn und von Flugplätzen 
schon nach wenigen Tagen ihre Arbeitsstätte und erklärte, 
die ungewohnte schwere Arbeit nicht mehr leisten zu kön­
nen, da sie in Folge der jahrelangen Erwerbslosigkeit und 
ihren Entbehrungen körperlich zu sehr geschwächt seien. 
Bei der Untersuchung durch den Kreisarzt stellte es sich 
jedoch heraus, daß die meisten sehrwohl die zugewiesene 
Arbeit hätten verrichten können:"l24 Diesen Arbeitern 
wurde gedroht, bei weiterer Arbeitsverweigerung werde 
ihnen jegliche Unterstützung entzogen. Die Proteste 
durch Arbeitsverweigerung sind deshalb besonders b~ 
merkenswert, weil Arbeitsverweigerer das Risiko eingin­
gen, als "arbeitsscheues Gesindel" {Staatspolizei Kassel) 
ve rhaftet und in die Arbeits- bzw. Kon zentrationslager 
eingewiesen zu werden. Die Staatspolizeistelle Kassel be-

117 Polizeipräsident Kassel - Staatspolizeistelle - Politischer LagebNicbt v. l5 . 12. 1934, in StAM 165/3949. 118 Polizeipräsident Kassel - StaatspoJj. 
zeisteUe- Polit1scher Lagebericht v. 1. 6. 1934, in StAM 165/3949 119 Vgl. Politischer Lagebericht des Landrats des Kwse.s Kassel an den Regierungs· 
präsidenten in Kmel v. 24. 4. 1935, in StAM 165/ 3965. 120 VgJ. Bericht des Städtischen Tiefbauamts rurden Oberbürgermeisterder Stadt Kasscl V. 11. 
Oktober 1935, m: St.ldtm:luv Kassel A.I.OI.I. IZI Politischer Lagebericht der Suatspolize1stelle Kassel v. 4 . 9. 1935, rn StAM 165/3965. 122 S. 
Anm. 121 c:benda. IZJ S. Anm. 121 cbenda. 124 S. Anm. 121 ebenda. 
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richtete, daß Äußerungen laut wurden wae: ,.Wir sind ja 
heute Freiwild, man muß sich alles gefallen lassen. Sagt 
man etwas, wird man eingebuchtet."l25 
Die andauernden Klagen über zu hohe Preise für Lebens­
mittel und andere Güter des täglichen Bedarfs veranlaß­
tenden Kasseler Polizeipräsidenten und Leiter der Staats­
polizeistelle, Fritz von Pfeffer, selber die Preise vom Ok­
tober 1933 mit denen von 1935 zu vergleichen. Er kam 
zum Ergebnis, daß die Teuerung in Kassel in diesen zwei 
Jahren mindestens 25 Ofo betrug.l26 

Oie Prwerhöhungen gingen - bet steigender Staatsver­
schuldung- auch 1936 weiter, so daß sich die NS-Regie­
rung schließlich gezwungen sah, einen Preisstopp zu be­
fehleo.J27 
Die Lebenshaltung der niedrig entlohntcn Arbeitnehmer 
in Kassel wurde nicht nur durch die hohen Preise, sondern 
oft außerdem noch durch Schwierigkeiten in der Versor­
gung mit wichtigen Lebensmitteln, z. B. Fett, Butter, 
Schmalz, Fleisch, Flcischw:ucn und Wurst, einge· 
schränkt. 

4.2. Arbeitskräftemaogel, mehr Arbeit, Lohnerhöhungen und EinkommensgefälJe 

Der schnelle Aufbau großer Rüstungsbetriebe (w1e Fiese­
ler-Werke, Henschel-Fiugmotorenwerke) aber auch des 
Spinnfaserwerks, die verschiedenen militärischen Bauten, 
Straßen- und Autobahnbau sowie dringend notwendiger 
Wohnungsbau, die im Kasseler Raum 193 5/3 6 ausgefi.ihrt 
wurden, fi.ihrten im Laufe des Jahres 1936 zu einer Über­
beanspruchung der Bauwirtschaft und zu Facharbeiter­
mangel. Um Terminüberschreitungen und Vertragsstra­
fen zu vermeiden, versuchten manche Bauunternehmen, 
Facharbeiter von außerhalb anzuwerben oder, falls dies 
nicht möglich war, mit höheren Lohnangeboten von an­
deren Firmen abzuwerben. Baufirrnen, die besonders 
stark unterTermindruck standen, weil sie öffentliche Auf­
träge fristgerecht erfi.illen mußten, bezahlten die begehr­
ten Fachkräfte bis zum Dreifachen des Mindestlohns. Da­
zu kamen oft Überstundenverdienste aus einer bis zu 14-
stündigen Arbeitszeit.l28 
In den Kasseler Rüstungsbetrieben trat- mit kurzer zeith­
eher Verschiebung- ein ähnlicher Mangel an Fachkräften 
auf, den die Unternehmen gleichfalls mit An- undAbwer­
bungen sowie hohen Lohnzuschlägen zu überwinden 
suchten. Die Kostensteigerungen konnten die Unterneh­
men in höheren Preisen weitergeben, was wiederum zu 
steigenden öffentlichen Ausgaben ftihrte. 
Selbst das neue Spinnfaserwerk konnte- bei schnell wach­
sender Produktion -seinen "starken Bedarf an Arbeitskräf.. 
ten ... aus dem Kasseler Raum nicht mehr befriedigen". Es 
wurden Arbeiter aus Notstandsgebieten nach Kassel ge­
holt.129 fn der zweiten Jahreshälfte 1936 wurde die Re­
gion Kassel zum Aufnahmegebiet fi.ir Arbeitskräfte aus 
,. Überscl1 uß bezi rken" .130 

Der Wohnungsmangel in Kassel zwang die Untemeh­
men, fi.ir die von auswärts angeworbenen Arbeitskräfte 
Wohnungen zu beschaffen. Um qualifizierte Fachkräfte 
zu binden und sich eine zuverlässige Stammbelegschaft 
aufzubauen, fördeneo die Firmen auch Siedlungsaktio­
nen für ihre Beschäftigten. Durch diesen Zustrom von Er­
werbsbevölkerung kam es zu einem zusätzlichen Wachs­
turossehub am Kasseler Bau- und Wohnungsmarkt. 
In den Teilen der Arbeiterschaft in Kassel und Nordhes· 
sen, die in Winschaftszweigen und Betrieben arbeiteten, 
die von der Bau- und Rüstungskonjunktur nicht oder we­
nig begünstigt wurden oder die sogar durch Rohstoffman­
gel beeinträchtigt waren, blieben die Arbeitseinkommen 
auf dem niedrigen Niveau. Ihr., Verdienst lag häufig noch 
am Existenzminimum".l31 Dieses Einkommensgefälle 
wurde von den betroffenen Arbeitskräften (z. B. in der 
Landwirtschaft, im Handel, im Handwerk, in derTextilin­
dustrie) als materielle Benachteiligung und ungerechte be­
ruflich-soziale Abwertung empfunden und erregte erheb­
liche Unzufriedenheit. Viele der Unzufriedenen wan­
derten in das Baugewerbe oder in die Rüstungsindustrie 
ab. Für die nordhessische Landwirtschaft mußten deshalb 
Landarbeiter aus Gebieten mit Arbeitskräfteüberschuß ge­
holt werden.l32 - Die Anordnung zur Durchfi.ihrung des 
Vierjahresplanes vom 7. 11. 1936 sollte die Arbeitskräf­
teversorgung regulieren, häufige Wechsel des Arbeitsplat­
zes und große Fluktuation von Arbeitnehmern zwischen 
verschiedenen Wirtschaftszweigen und Unternehmen 
verhindern und den Anstieg der Arbeitskosten eindäm­
men. Öffentlich wurde erklärt, diese Anordnungen be­
zweckten "in der Hauptsache die Bereitstellung der erfor-

lZS S. Anm. 121 eben da. 126 Vg). Brief des Leitersder Staatspollzetstelle Kassel, F. v. Pfeffer, an deo Regierungspräsidenten in Kas~el v 15. November 
1935, in StAM 165/3965. 127 Durch die Verordnung vom 26. 11. 1936 wurden ~ie Preise auf den Stand vom 17. 9. 1936, die Textilpreise auf den 
Stand vom 30. 11. 1936 festgesetzt. 128 Lohnerhöhungen und Überstunden tn dtesem Umfang wurden auch andernorts festgestellt. Vgl. Begrün­
dung zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Regelung des Arbeitseinsatzes v. 6. Oktober 1936, in: Mason, T. W.: Arbeiterklasse und Volksgemein· 
~chaft, Dokumente und Materialien zur deutschen Arbeiterpolitik 1936-1939, Opladen 1975, S. 198 ff. 129 Spinnfaser AG: Aus der Geschichte ... 
a.a.O. (106), S. 17. 130 Vgl. Kasseler Post v. 31. I. 1937, Beilage (5). tll Begründung zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Regelung des Arbeits­
einsatzes, a.a.O. (128). f32 VgL Kasseler Post v. 31. I. 1937 (130). 

275 



derliehen Arbeitskräfte zur Sicherung der staats-und wirt· 
schaftspolitisch bedeutsamen Aufträge der Eisen- und 
Metallwirtschaft, die im Rahmen des Vierjahresplanes un· 
bedingt zu erfiHien sind, ferner die Sicherstellung des 
Facharbeiternachwuchses für die Eisen- und MetallwiJt­
schaft sowie für das Baugewerbe und die Verwertung der 
Arbeitskräfte älterer einsatzfähiger Angestellter".I33 Das 
Kasseler Arbeitsamt sollte den Rüstungsbetrieben und der 
rüstungswichtigen Bauwirtschaft im Bereich Kassel "alle 
irgendwie noch verfügbaren Facharbeitskriifte" zufuhren, 
die noch nicht ihrer Ausbildung entsprechend beschäftigt 
waren. Es hatte außerdem die Aufgabe, Einstellungen, Ar­
beitsplatzwechsel und Entlassungen mit Hilfe des Arbeits­
buches, das jeder Arbeiter seit Frühjahr 1935 haben muß­
te, zu kontrollieren. Der hessiscbe Treuhänder der Arbeit 
berichtete für Februar 1937, daß die Anordnungen über 
den Eins;l!Z von Met:tll:lrbeitern "als weitere Erschwerung 
der Freizügigkeit angesehen" wurden. Es war .,allgemeine 
Ansicht, daß Unternehmer mit guten Beziehungen zu 
den Arbeitsämtern rücksichtslos dem Arbeiter den Weg 
zu besser entlohnten Stellen sperren, während sie selbst 
kräftig an der Konjunktur verdienen".134 Durch die Kon­
trollen des Arbeitsamtes und die Behinderung des Arbeits­
platzwechsels wurde in der Eisen- und MetalJindustrie die 
Stellung des Betriebsfuhrcrs gegenüber den Arbeitern zu­
~ätzlicb gestärkt. - In der Bauwirtschaft war es wegen 
wechselnder Baustellen und Arbeitsorte sowie durch die 
saisonb~dingten ArbeitsausfäHe (Winterarbeitslosigkeit) 
schwer, die Freizügigkeit der Arbeiter einzuschränken. Im 
Baugewerbe des Bereichs Kassel kam es im Sommer 1937 
wieder zu einer großen Fluktuation unter den Arbeitskräf­
ten. In anderen hessischen Gebieten mit lebhafter Bautä­
tigkeit wurde dies in ähnlicher Weise bemängelt. "Bei der 
Knappheit an Arbeitskräften wechseln die Gefolgschafts­
mitglieder häufig ihren Arbeitsplatz und suchen die Bau-

stelle des höchsten Lohnes und der höchsten Entfer­
nungszulage auf. Es ist zu befurchten, daß( ... ) in der näch­
sten Zeit manche Baustelle ohne Arbeiter sein wird. AUe 
Nachteile, die sich für den Arbeiter aus dem Wechsel de~ 
Arbeitsplatzes ergeben, z. B. Sperrfristen (etwa fur Url.1ub. 
Weihnachtsgeld) usw., :indem seinen Entschluß nicht. 
Der Arbeiter weiß, daß er jederzeit bei einer anderen Bau­
stelle mit noch höherem Lohn unterkommen kann."l35 
Arbeitskräftemangel und Mehrarbeit gab es in Kassel 
nuch bei Reichsbahn und Reichspost. Der Gauamtsleiter 
der NSDAP für Beamte beim Gau Kurhessen berichtete 
(im Aprill937) über ,.Mißstimmung" und "Unzufrieden­
heit" "unter den Beamten, Angestellten und Arbeitern der 
Deutschen Reichsbahn und Reichspost ... über zu starke 
Beanspruchung des Personals" und Dienstzeiten bis zu 57 
Stunden wöchentlich, ohne garantierte Sonntagsruhetage 
und mü häufigem Nachtdienst. Unzufriedenheit bestand 
außerdem über die zu niedrige Besoldung der Arbeiter 
und unteren Beamten. Um eine unzulässige Gehaltserhö­
hung ftir ihre Beschäftigten zu umgehen, aber dennoch 
die begründete Unzufriedenheit der Bediensteten über 
zu niedrige Einkommen bei steigenden Lebenshaltungs­
preisen zu entschärfen, bewilligte die Reichsbahnverwal­
tung "den am geringsten bezahlten Arbeitern und Unter­
beamten, besonders den Familienvätern mit drei und 
mehr l(jndern, eine je nach dem Grade der Hilfsbedürftig­
keit abgestufte vierteljährlich wiederkehrende Unterstüt­
zung". Außerdem sollte bei der Reichsbahn und Reichs­
post im Bereich Kassel Aushilfspersonal eingestellt wer­
den.136 Für diese geplanten Einstellungen auf niedrig ent­
lohnte Aushilfsstellen stand im Mai/Juni 1937 in Kassel 
kein großes Reservoir von arbeitslosen Bewerbern mehr 
zur Verfügung. Die Zahl der registrierten Arbeitslosen war 
auf rund 1500 zurückgegangen.137 

4.3. Wohnungsnot und Wohnungsbau in Kassel 

Die Lebensbedingungen d~r Bevölkerungsschichten mit 
niedngem Einkommen wurden ab 1933 durch die Woh­
nungsnot in Kassel erheblich eingeschränkt. Am 1. 4. 
1933 setzte die nationalsozialistische Regierung die Be­
stimmungen des Wohnraummangelgesetzes außer Kraft. 
fm Gefolge dieser unsozialen Maßnahme wurde der Mie­
terschutz abgebaut und die Wohnungsbehörde in Kassel 

aufgelöst.l38 Damit war aber die Wohnungsnot in der 
Stndt nicht beseitigt, sie wurde vielmehr verschärft. Nie­
drige, zum Teil sinkende Einkommen und herabgesetzte 
Wohlfahrtssätze bei steigenden Lebenshaltungspreisen 
und erhöhten Mieten hatten zur Folge, daß viele, beson­
ders kinderreiche Familien ihre Miete nicht mehr bezah­
len konnten. Die Zahl der Obdachlosen in Kasselnahm 

111 Ebenda. 1.14 Auszug aus dem MonJtsbencht Hir Februar 1937 des Reichstreuhänders der Arbeit fiir Hessen, zit. n. Masan, T. W. {128), 
S. 289. IJ5 Auszug aus dem Monatsbericht fur Juni 1937 des Treuhänders der Arbeit fiir Hessen, :.ett. n. MJson (128), S. 363. 136 Bericht: NSOAP 
Amt für Beamte. Gau Kurhesscn. Kassel, d. 12. 4. 37- Betrifft: Mißstimmung bzw. Unzufriedenheit unterden Be~mten. Angestellten und Arbeitern 
der Deutschen Reichsbahn und der Reichspost, in: Hauptstaatsarchiv Wiesbaden, Bestand NSDAP. 137Vgl. Statistischer Dreijahrel>bericht der StJdt 
K.lssel 1936-1938, S. 6 u. 15. J3K Vgl. Casseler Mieterzeitung, Ausgabe Juli 1933. 
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zu. Im Jahre 1934 wurden der städtisLhen Obdachlosen­
polizei von GerichtsvoJJziehern 536 Zw.mgsräumungc:n 
gemeldet. Die Obdachlosenpolizei h.1tte aber nur 315 Un­
terkünfte verfugbar, davon 214 einräumige und 101 mit 
zwei Räumen. Das Kasseler Wohnungsamt wies im De­
zember 1934 daraufhin, daß .,die Not der ärmsten Volks­
genossen auf wohnungspolitischem Gebiet ... immer be­
drohlicher" wurde.l39 Bis März I 935 gelang es zwar der 
Obdachlosenpolizei, 332 Familien in Kleinstwohnungen 
und Baracken unterzubringen, dennoch wurde die Zahl 
der obdachlosen Familien in Kassel nicht geringcr.140 
ln die mit jahrhundertealten Häusern eng bebaute und 
dtcht bevölkerte Kasseler Altstadt wurde 1934/35 für den 
Straßenbau eine breite Bresche geschlagen, der "Freiheitcr 
Durchbruch". Dadurch gingen rund 300 meist minder­
wertige, aber billige Kleinwohnungen verloren, für die kei­
ne Ersatzwohnungen zu denselben niedrigen Mietpreisen 
beschafft werden konnten. Die gletchen Schwierigketten 
entstanden bei der Wohnungsbeschaffung flir Familien, 
die in Kasseler Kasernen untergebracht waren und diese 
1935 räumen mußten. Für Kleinwohnungen mußten in 
Kassel zu dieser Zeit oft Mieten von 80 RM, manchmal so­
gar darüber, gezahlt werden.l41 Diese: Mieten waren so 
hoch oder sogar höher als der Monatslohn vieler Arbeiter 
oder die Wohlfahrtsunterstützungssätze rur Familien. 
Klein- und Kleinstwohnungen zu niedrigen Mietpreisen 
von 20 bis 25 Reichsmark waren, wie aus den Berichten 
des Wohnungsamtes und des Oberbürgermeisters zu erse­
hen ist, in Kassel zwar stark gefragt, aber nicht zu bekom· 
meo. 
Die Widersprüchlicbkeit zwischen den Zielen der natio­
nalsozialistischen Politik, einerseits den privaten Hausbe­
mz, insbesondere beim Kleinbürgertum, steuerlich und 
durch Aufbebung des Mieterschutzes zu begünstigen und 
auf der anderen Seite Familiengründung und Kinderreich­
turn durch finanzielle Unterstützung und ideologische 
Propaganda zu fördern (vom "abkinderbaren'' Ehestands­
darlehen bis zum Mutterkreuz), wurde am Kasseler Woh­
nungsmarkt deutlich erkennbar. Junge und kinderreiche 
Familien, vor allem die mit niedrigem Einkommen oder 
Wohlfahrtsunterstützung, waren die Hauptbetroffenen 
der Wohnungsnot in Kassel. Darauf wies das Wohnungs­
amt in seinem Bericht vom 4. 12. 1934 ausdrücklich hin. 
- Nach einer Denkschrift des Kasseler Oberbürgermeisters 
mußten fur den "Freiheiter Durchbruch" und die Alt­
.sladt.<;anierung bis 1935/36 300 Wohnungen geräumt und 

dte davon betrofTenen Familien zunächst notdürftig un­
tergebrctcht werden. 200 Wohnungen, die sich in Kaser­
nen befJnden, mußten geräumt werden, weil die Gebäude 
wieder für das Militär gebraucht wurden. 80 Wohnungen 
mußten in den Deutschen W crkcn in Bettenhausen Jut: 
gegeben werden. Das Werksgelände und die Fabrikgebäu­
de wurden zum Teil von den Fieseler-Werken und zum an­
deren Teil ab Frühjahr 1935 von der in Kassel neu errich­
teten Spinnfaser AG beansprucht.14l Die gemeinnützige 
Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Kassel baute zwat 
1935/36 "100 Ersatzwohnungen für freizumachende KJ­
semenwohnungen und weitere 100 Wohnungen fUr Alt­
stadtsanierungszwecke·•,l4J Diese Neubauten reichten 
:tber nicht einmal aus, um den notwendigen Ersatzbedarf 
StLherzustellen. Nach KJssel zugezogene Familien, "junge 
Eh~p.tare, kinderreiche oder arbeitslose Familien mit ge­
ringem Einkommen (hatten) hingegen keine Aussichten", 
eme Wohnung zu erhalten.l44 
Auch Familien von .,alten Kämpfern", insbesondere von 
SA-Leuten, die jahrelang arbeitslos gewesen waren. gehör­
ten zu denen, die von der Wohnungsnot in K.lSsel betrof­
fen waren. Um ihnen Belohnung und Zufriedenheit zu ge­
ben, "die sie verfemt und besitzlos in der Kampfzelt nicht 
finden konnten",145 sollten nach einem "Plan aus dem 
Winter 1933/34 gleichzeitig 200 Siedlungshäuser ftir die 
alte Parteigenossenschaft an drei verschiedenen Siedler­
stellen: in Niederzwehren, im Süsterfeld und auf dem He· 
gelsberggelände"146 erbaut werden. Der Kapitalmangel 
und die Kreditknappheit für den Wohnungs- und Sied­
lungsbau hatten zur Folge, daß 1935 nur die SA-Siedlung 
am Hegelsberg gebaut werden konnte. - Ähnliche Klein­
haussiedJungen (HausAäche 58 bis 60 qm), sogenannte 
Kleinstsiedlungen, wurden in verschiedenen Kasseler Vor­
orten, z. B. am Lindenberg, am Warteberg, von gemein­
nützigen Siedlungsträgem errichtet. Das Eigenkapital von 
etwa 3000 RM konnten Arbeiterfamilien ohne Ersparnis­
se und mit niedrigem Einkommen meistens nicht autbrin­
gen. Viele Siedlungshäuser wurden von Leuten aus klein­
bürgerlichen Schichten erworben. 
Die Kleinsiedlungspolitik sollte durch finanzielle Eigen­
beteiligung und eigene Arbeitsleistungen der Kleinsiedler 
den öffentlichen Wohnungsbau entlasten. Damit solJten 
aber auch ideologische Ziele nationalsozialistischer Poli­
tik, die Verwurzdung der Siedler "mit deutschem Grund 
und Boden.,I47 erreicht werden. 

139 Bericht des Wohnungsamtes der Stadt Kassel an den Oberbürgermeister v. 4. Dezember 1934, in: Stadtarchiv Kassel A.l.O 1.1. 140 Vgl. Verwal­
tungsbericht der Stadt Kassel fiir 1934, S. 17. 141 Vgl. Kasseler Post v. 28. I. 1934. 142 Denkschrift der Stadt Kassel betr. Eingemeindung verschiede· 
ner Vorortsgemeinden des Landkreises Kasse:.! m das Stadtgebiet, in: Stadtarchiv Kassel A.l.Ol.lO. 143 Bericht des Wohnungsamtes, Wohnungsin­
spektion, der Stadt Kassel an den Oberbürgermeister v. 11. Oktober 1935, in: Stadtarchiv Kassel. Akten des Oberbürgermeisters A. I.Ol. tu 
Ebd. 145 Gescnichte Kurh. SA, (96), $. 162. J411 Ebenda. 147 Ebenda, S. 164. 
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Der Wohnungs- und Sied lungsbau in Kassel blieb bis 
1936 immermehr hinter dem Wohnraumbedarf zurück. 
Selbst die Kasseler NSDAP-Führung mußte öffentlich 
emgestehen, daß die Wohnungsnot sich ständig ver­
sch3rfte. Der Ortsgruppen- und Kreispropagandaleiter 
Willms, zugleich Führer des Mietervereins, schrieb an den 
Regierungspräsidenten: "Zur Zeit (Ende Juli 1936) fehlen 
in Kassel schätzungsweise etwa 3500 bis 4000 Wohnun­
gen, welche Zahl aber nur den dringendsten Bedarf an­
gibt. Die gegenwärtig überseh bare Neubautätigkeit ist 
nicht einmal in der Lage, den laufenden Bedarf zu decken, 
geschweige denn, dem zurückliegenden Bedarf gerecht zu 
werden."148 
Eine Gegenübcrstdlung von Wohnungsfehlbestand, 

Wohnungsbau, Bevölkerungswachsrum und Zuzug in 
Kassel für die Zeit der Rüstungskonjunktur (1936 bis 
1 938) läßt den anhaltenden Wohnungsmangel erkennen:l49 

Jahr Wohnungsfehlbeuotnd Bevölkerungs-
wachsturn 

davon Wohnung~-
Zuzug neuhau 

19311 3500-4000 2339 1372 1594 
1937 5020 3872 1621 
1938 5029 3454 1368 

lm Jahre 1938 mußte der Wohnungsbau in Kassel durch 
Materialknappheit und Facharbeitermangel zugunsren 
von militärisch und rüstungswirtschaftlieb wichtigen 
Bauten eingeschränkt werden. 

5. Massenmobilisierung und "Sozialismus der Tat" statt Sozialpolitik 

Arbeitslosigkeit, Wohnungsnot, Niedriglöhne, Verelen­
dung und Armut bei einem Großteil der Kasseler Bevölke­
rung sollten im Sinne des Nationalsozialismus durch ge~ 
meinsame Anstrengungen und Opfer der .,Volksgemein­
schaft" bekämpft werden. Durch das Stadtnotopfer und 
insbesondere durch das Winterhilfswerk sollte 1933/34 in 
Kassel und Kurhessen der .,Kampf gegen Hunger und Käl­
te mit aller Gewalt aufgenommen" werden.150 1m kurhes­
sischen Winterhilfswerk wurden alle gleichgeschalteten 
Wohlfahrtsverbände unter Führung der nationalsoziali­
stischen Volkswohlfahrt (NSV) zusammengeschlossen. 
Mit großem Propagandaaufwand wurde in Kassel das 
Winterhilfswerk als "Sozialismus der Tat" proklamiert. 
Die Bevölkerung wurde mit einer Flut von Sammeltagen 
und Spendenaktionen erfaßt. Kernstück der Winterhilfs­
werk-Sammlungen waren die Eintopfspenden, die in der 
Regel an sechs Eintopfsonntagen gesammelt wurden. Auf 
die Berufstätigen wurde Druck ausgeübt, 1% ihres Ein­
kommens für das Winterhilfswerk zu spenden. An einer 
Reihe von Sammeltagen wurden Plaketten und Ansteck­
nadeln verkauft. Die Betriebe wurden zu Geld- und Sach­
spenden aufgerufen. 
Die Beteiligung an der Winterhilfe galt als Bekenntnis zu 
nationaler Solidarität. Die Sammelergebnisse, die erfolg­
reichsten Sammler und rue größeren Spender wurden 
immer wieder öffentlich herausgestrichen. Im Winter 
1933/34 verkündete Gauleiter Weinrieb stolz: .,Der Gau 
Kurhessen ist auch diesmal wieder der beste im ganzen 

Reich gewesen. Rechnet man rue Sachleistungen in bare 
Münze um, so wurden allein fiir rue Stadt Kassel eine Mil­
lion aufgebracht und verteilt ."l51 
Nicht nur mit Appellen an ihre Opferbereitschaft und So­
lidarität, sondern auch mit massiven Drohungen wurde 
die Kasseler Bevölkerung zur Winterhilfe herangezogen. 
Der NSDAP-Gaupropagandaleiter kündigte öffentl ich 
an: "Wir wollen in diesem Winter jeden, der es wagt, die 
Volksgemeinschaft zu untergraben, der sich außerhalb 
des Hilfswerks stellt, anprangern als das, was er ist, als ei­
nen Mensch en, der die heiligen Gesetze des Lebens nich t 
erkannt hat und der das Recht verwirkt hat, in dieser 
Volksgemeinschaft zu leben."l52 
Trotz des Drucks und der öffentlichen Drohungen der 
kurhessischen NSDAP-Führung ging das Spendenauf­
kommen im Winter 1934/35 zurück. Der Regierungsprä· 
siden tmahnte die NSDAP und die NSV: ,Jedoch wird an­
gesichts der Empfindsamkeit der Bevölkerung fiir ruese 
Dinge darauf besonders zu achten sein, daß die Verwal­
tungskosten möglichst niedrig gehalten werden."! 53 Da­
mit war das Mißtrauen der Bevölkerung in Folge mehrfa­
cher Unterschlagungen von Winterhilfsspenden und ge­
gen die Bevorzugung von zum Teil nicht unterstützungs­
bedürftigen Nazis bei der Spendenverteilung andeutungs· 
weise umschrieben. Deutlicher wurden die neuerlichen Be­
trugsaffären im Lagebericht der Staatspolizeistelle Kassel 
angesprochen: .,Die durch die Presse bekanntgewordenen 
Unregelmäßigkeiten bei Dienststellen der NSV werden 

1~3 Monatsschrift .Mein He1m" des Mietervereins Kassel und Umgebung (Kasseler Mieterbund e.V.) Nr. 8, August I 936. 149 Berechnet nacb: Stau· 
$tJscher Dreijahresbericht du Stadt Kassel 1936-1938, S. 3-5. ISO Gauleiter Weinrieb in: Kassder Post v. 22. 1 I. 1933. ISI Weinrich, ebeoda. 
152 Gaupropagandaleiter Kar! Gerland (Nachfolger Weinnchs als Gauleiter ab November 1943) in: Kasseler Post v. 18. 10. 1934. 151 Lagebericht de• 
Regierungspräsidenten in Kassel an den Herrn Preußischen Ministerpräsidenten in Berün v. 8. November 1934, in: StAM 165/3939 Bd. 2. 
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überall besprochen. Es wird als selbstverständlich angese­
hen, daß dagegen radikal durchgegriffen wird; aber man 
meint, daß solche Betrügereien überhaupt nicht vorkom­
men dürften. Die Bevölkerung erwartet im übrigen eine 
amtliche öffentliche Verlautbarung über die Verwendung 
der aufgekommenen Winterhilfsgelder und sonstiger 
Spenden.( ... ) Neuerdings wird oft die Vermutung laut, daß 
ein Teil der durch Sammlungen aufgekommenen Gelder 
Hir Rüstungszwecke Verwendung rande."15·l 
Nach Einschätzung des Regierungspräsidenten war der 
Spendenrückgang aber" weniger aufbösen Willen als viel­
mehr auf Unvermögen zurückzuftihren".l55 Dr. Benzing, 
fUhrender NS-Sozialpolitiker in Kassel und Gaubeauftrag­
ter Hir das Winterhilfswerk, bestätigte, daß viele Arbeiter 
nicht spenden konnten, sondern aufzusätzliche Hilfe an­
gewiesen waren. Ein großer Teil der Volksgenossen erhal­
te noch so geringe Löhne, daß auch sieangesich tsder grö­
ßeren Ausgabe des Winters zusätzlich unterstützt werden 
müßten.156 
Mit verstärkter Propaganda und sozialen wie politischen 
Pressionen versuchten die NS-Organisationen, das Spen­
denaufkommen zu vergrößern. Über die Wirkungen die­
ses Vergehens benchtete die Staatspolizeistelle Kassel: 
.,Über die Sammlungen wird viel geklagt. Mancher Arbei­
ter gäbe seinen letzten Groschen her, um nicht in den Ver­
dacht zu kommen, gegen die Sammlungzusein."157- Die 
nachlassende Spendenbereitschaft in weiten Kreisen der 
Bevölkerung war auch eine Folge des "Sammelunwesens" 
im NS-Staat. Nicht nur bei häufigen Sammlungen zur Fi­
nanzierung sozialer Aufgaben durch die NS-Volkswohl­
fahrt, bei der Winterhilfswerksspende, bei Sammlungen 
Hir das Deutsche Rote Kreuz und das Deutsche Notopfer 
wurden die "Volksgenossen" zu Beiträgen genötigt, son­
dern auch bei zahlreichen Sammlungen fiir die NS-Orga­
nisationen und angeschlossene Verbände, z. B. hlr SA 
und SS, fur HJ-Heime, Hir den Volksbund fur das 
Deutschtum im Ausland (VDA) und den Reichskolonial­
bund, Hir den Reichsluftschutzbund u. a. m. Der Lagebe­
richt der Staatspolizei Kassel vom Februar 1936 enthält 
die Mahnung: "Im Interesse des kommenden Winterhilfs­
werks ist jedoch zu fordern, daß mit Beendigungdes Win­
terhilfswerks 1935/36 alle Sammlungen auf das unbedingt 
Notwendigste beschränkt werden und nicht derartig gro­
ßen Umfang wie im vergangeneo Sommer annehmen.( ... ) 
Schon mehren sich d ie Berichte, daß die Bevölkerung 
nicht mehr so gebefreudig sei wie in den vergangenenJah­
ren."158 

fmJahrc 1936 bliebtrotz wirtschaftlichen Auhchwungs 
und rückläufi~er Arbeitslosigkeit fur einen großen Teil der 
Kasseler Bevölkerung die wirtschaftliche Notlage beste­
hen. Dies zeigt( sich an der wachsenden Vcrs<:huldung 
der Verbraucher und der Zunahme des Bettelns. In ge­
meinsamen Aufrufen appellierten die J ndustrie- und Han­
delskammer, die Handwerkskammer, die Landesbauern­
schaft. die Deutsche Arbeitsfront, das Amt flir Beamte 
und dte NS-Frauenschaft des Gaues Kurhessen in Kassel 
an allen Tageszeitungen an die Bevölkerung, das .,Borgun­
wesen" einzuschränken, da es wieder unerträgliche Aus­
maße angenommen habe und schädlich für die Wirt­
schaft sei.159 In geheimen Lageberichtcn, aber auch in 
den Mitteilungen der Industrie- und Handelskammer 
K.lssel wurde darauf hingewiesen, daß die Zahl der bet­
telnden ,,unwürdigen und asozialen Volksgenossen"' von 
Tag zu Tag wuchs; um das "Bettelunwesen" zu bekämp­
fen, :.ollten die Namen der Bettler fcstgesteUt und der Poh­
zei und dem Wohlfahrtsamt mitgeteilt werden. Ein Plakat 
des Wohlfahrtsamtes Kassel mit dieser Aufforderung wur­
de in den Läden aufgehängt und in Zeitungen veröffent­
licht.l60 In einem politischen Lagebericht wurde die An­
nahme geäußert, das "Bettelunwcsen könne deshalb wie­
der zugenommen" haben, weil das Winterhilfswerk "bei 
wirklich bedürftigen Familien aus irgendweJchen Grün­
den eine Unterstützung ablehnt", während es "Familien 
betreut, die ausreichend versorgt sind".l61 
Das Beispiel der Winterhilfswerkssammlungen von 1936/ 
37 zeigt, Hir wie notwendig die braunen Machthaber ange­
sichts der dringenden Bedürftigkeit gering verdienender 
Bevölkerungsgruppen in Kassel die Massenmobihsierung 
zum .,Kampf gegen Hunger und Kälte" noch v1er Jahre 
nach der Machtergreifung hielten. - Durch stärkere Kon­
trolle sollte die Opferbereitschaft der Bevölkerung wieder 
mobilisiert werden. Die Deutsche Arbeitsfront (DAF) als 
größte Massenorganisation wurde beauftragt, sich an die 
Spitze der Samtnelaktion des Winterhilfswerks 1936/37 
zu stellen. Am 17. Oktober 1936 eröffnete in Kassel die 
DAF mit 600 Betriebsappellen die Sammelkampagne. In 
den Betrieben hielt zunächst der Betriebsführer vor der 
angetretenen "Betriebsgefolgschaft" eine Ansprache. Da­
nach brachte er sein Spendenopfer; ihm folgten die politi­
schen Führer im Betrieb mit ihren Spenden. "Dann wur­
den die (Sammel-)Büchsen in den Betrieben herumge­
reicht, Betriebsführer und die politischen Führer der Be­
triebe forderten das freiwillige Opfer von den Arbeitska­
meraden, ( ... )Es waren wirkliche Opfer, die hier gebracht 

~~Politischer Lagebericht der Staatspollwstdle Kassel v. 5. l. 1935, in StAM 165/3965. ISS s. Anm. 153 ebd, 156 Zit. n. Kasseler Post v. 18. 10. 
1934. 157 Politischer Lagebericht der St.wspolizeistclle Kassel v. 4, 9. 1935, io StAM 165/3949. 158 Politischer Lagebericht der Staatspolizeistelle 
Kaud furden Monat Febru~r 1936, in StAM 165/3965. 159 Vgl. Mmciluogen derfHK K.md. Nr. l/1936, S. 8. 160Vgl. Mitteilungen der!HKIU~­
sel, Nr. 811936, S. 79. 161 Politischer L4gtbericht des Landrats dts Kreises Kassel v. 24 2. 1936, m StAM 165/3939 Bd. 2. 
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wurden."162 Wer wollte und konnte unter diesem Sam­
meldruck von Betriebsfuhrern und politis<..hen Leitern 
nicht opferbereit und spendenfreudig sein? An diesem 
Wochenende (17 ./ 18. 10. 1936) ft.ihrte die DAF in Kassel 
die erste große Straßensammlung in der" Winterscblacht" 
des WHW durch. Propagandamärsche und Platzkonzerte 
unterstützten die Sammelaktion. Amtswalter der DAF 
und die Betriebsführer größerer Kasseler Betriebe, als Vor­
sttzende des Vertrauensrates ihrer Betriebe, sammelten 
auf den belebtesten Str.tßen und Plätzen der Stadt und 
.,brachten ansehnliche Summen herein".163 An den näch­
sien Sammelwochenenden übernahmen die Gliederun­
gen der NSDAP. SA, SS, NSKK, Hitler-Jugend usw. und 
.tuch die angeschlossenen Verbände, ferner Wehrmacht, 
Polizei und selbst der Bund der Kinderreichen die Organi­
sation und Ausflihrung der Haus- und Straßensammlun­
gen. Am 20./21. 3. 1937 beendete die DAF wieder mit Pro­
pagandamärschen und einer Reihe von Sonderveranstal­
tungen (Pbtzkonzerte, Chorkonzcrtc) "siegreich" die 
Sammelkampagne.164 
Ntcht nur Sprache und Organisation bei den Sammlun­
gen des Winterhilfswerks waren militant, auch die Vertei­
lung der Sammelergebnisse sollte der Disziplinierung der 
Bevölkerung dienen. Die Familien, die Unterstützung 
vom WHW erhielten, wurden vorher ausgewählt. Dabei 
ging es nicht nur darum, die öffentliche Wohlfahrt zu ent­
l,lsten, sondern es sollten möglichst nur diejenigen Win­
terhilfe erhalten, die eine positive Einstellung zum Natio­
nalsozialismus und zur Volksgemeinschaft hatten. Politi­
sche Gesichtspunkte waren auch daftir maßgebend, in 
welcher Form und Höhe Familien Unterstützung vom 
WHW erhielten. In der Bevölkerung erregte dies oft Un­
mut. Infolgc dieser Reaktionen wurde öffentlich erklärt: 
.. Im Dritten Reich wird jeder Volksgenosse von der öffent­
lichen und privaten Fürsorge so unterstützt, daß er nicht 
zu hungern und zu frieren braucht. Die Behauptung, kei­
ne Unterstützung werde gewährt, ist nur fur die richtig, 
dte angebotene Arbeit ohne berechtigte Gründe ableh­
nen. Das sind unwürdige und asoziale Volksgenossen, de­
ren Zahl von Tag zu Tag wächst."l65 Diese "asozialen Ele­
mente"" wurden von der Polizei verfolgt und verhaftet und 
oft in Arbeitslager bzw. Konzentrationslager ein geliefert. 

Um die ärmere Bevölkerung zu überwachen und von den 
Unterschlagungen und Betrügereien bei der Winterhilfe 
abzulenken, versuchten nationalsozialistische Stellen zu 
kontrollieren, wie die Empfänger die Unterstützung ver­
wendeten. Gauleiter Weinrieb rief in Kassel zum "Kampf 
gegen die Wohlfahrtshyänen" auf, "die Schindluder mit 
der Winterhilfe treiben", weil sie die "Sachen ins Leihhaus 
bringen oder verschachern". Er drohte, man würde "nicht 
vor einem Appell aller dieser Leute zurückschrecken, bet 
dem sie Kleidungsstücke und andere Sachen von der Win­
terhilfe vorzeigen müssen. Keine Strafe sei ftir sie hoch ge­
nug und auch das Konzentrationslagerwerde für ihre Auf­
nahme bereit sein."166- Diese Drohung war ernstzuneh­
men. Dies zeigten in Kassel Razzien gegen Unterstützungs­
empfänger, die vom Wohlfahrtsamt in Zusammenarbeit 
mit der Kriminalpolizei vorgenommen wurden. Bei sol­
chen Razzien wurden z. B. Wohlfahrtsempfänger festge­
nommen, .,die ihre kärglichen Mittel zum Schaden ihrer 
Familien in Gastwirtschaften" ausgaben.167 
Die materielle Bedeutung des Winterhilfswerks in Kassel 
wird erkennbar, wenn man die gesammelten und verteil­
ten WHW-Beiträge den Wohlfahrtsausgaben der StadL 
Kassel gegenüberstellt. Nach der (aus propagandistischen 
Motiven wahrscheinlich zu hoch angesetzten) Berech­
nungvon Gauleiter Weinrieb betrug das Aufkommen des 
Winterhilfswerks für die Sammel- und Verteilungsperiode 
1933/34 in Kassel rund 1 Million RM. Das Wohlfahrts­
amt der Stadt Kassel zahlte dagegen 1934 fur laufende 
und einmalige Barunterstützungen sowie flir Nahrungs­
mittel- und Kleidungshilfen rund 4,9 Millionen RM. Da 
die WHW-Zuteilungen im allgemeinen einmalige Unter· 
Stützungen waren, ist es angemessen, sie nur mit den ein­
maligen Barunterstützungen und Nahrungsmittel· und 
Kleidungshilfen des Wohlfahrtsamtes zu vergleichen 
(1934 rund 380 000 RM); dies ergibt ein Verhältnis von et· 
wa 5 : 2.168 Die Bewertung der Winterhilfeleistungen im 
Verwaltungsbericht der Stadt Kassel: "Hierdurch konnte 
die Lage der Hilftsbedürftigen, deren laufende Unterstüt­
zungen nur den notdürftigsten Lebensunterhalt decken, 
fühlbar erleichtert werden";169 erscheint demnach nicht 
besonders übertrieben zu sein. 

162 Kassder Post v. 18. I 0. 1936. J6J Kasseler Post v 19. 10. 19311. 11>4 Kasseler Post v.22.3. 1937, tt~S Mitteilungen der IHK Kassel v. 15. 4. 1936, S 
79, lt~Q KJSseler Post v.l2. 12. 1933 lt~7 K.c1sseler Post v. 22. 1. 1934. 168 Errechnet nach: Verwaltungsbericht dtl Stadt Kassel überdas Rechnungs· 
i•1hr 1934, S. 45. 1&9 EbendJ, 
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6. Gesellschaftspolitische Entmündigung und erzwungene Eingliederung der Arbeiterschaft 

6.1. ... in die Arbeitsfront gezwungen 

Bevor die Nationalsozialisten die Macht erhielten, hatte 
die Nationalsozialistische Betriebszellenorganisation 
(NSBO) in Kassel nur geringe Bedeutung. Seit Herbst 
1932 war es ihr nur in einigen Betrieben gelungen, Be­
triebszellen mit relativ geringer Mitgliederzahl aufzu­
bauen. Erst nachdem die Gewerkschaften unterdrückt 
und aufgelöst worden waren, erruelt die NSBO in Kassel 
allmählich politisches Gewicht. 170 

Obwohl 1933, insbesondere nach den Märzwahlen, ein 
starker Zustrom zu den NS-Organisationen einsetzte, war 
die NSBO am 2. Mai 1933 - beim Verbot der freien Ge­
werkschaften- noch so schwach, daß sie nicht imstande 
war, selber das Kasseler Gewerkschaftshaus einzunehmen 
und mit ihren Leuten zu besetzen. Der NS-Gaubetriebs­
zellenleiter Hilmar Stock verpflichtete deshalb die Ge­
werkschaftsangestellten, unter seiner Führung loyal wei­
terzuarbeiten. I? I In seiner Rede vor gewerkschaftlichen 
Funktionsträgern am 8. Mai gab Stock die Schwäche der 
NSBO offen zu und sagte: "Ich kann und darf nicht alles 
hinauswerfen, denn die Organisation muß erhalten blei­
ben. Es wird und muß Änderungen in der Führung ge­
ben."l72 Die NSBO hatte zwar am 2. Mai 1933 mit Hilfe 
von SA und SS die gewerkschaftlichen Einrichtungen und 
Besitzungen des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts­
bundes (ADGB) und des Allgemeinen freien Angestellten­
bundes (AfA) gewaltsam übernommen und damit eine fe­
ste materielle Grundlage erhalten, sie fühlte sich aber erst 
zwei Monate später organisatorisch stark genug, die Sekre­
täre, Angestellten und Stenotypistinnen der zwan~sweise 
aufgelösten Gewerkschaften fristlos zu entlassen.l73 
Die Deutsche Arbeitsfront (DAF) - in Kassel und im Gau 
Hessen-Nassau-Nord am 8. Mai 1933 gegründet- und die 
NSBO bestanden in Kassel 1933 nebeneinander. Sie hat­
ten auch eigene Jugendorganisationen (DAF-Jugend und 
NS-Jugendbetriebszellen), die Ende Oktober 1933 in die 
HJ und den BDM eingegliedert wurden.174 
Nach der Entscheidung von Ley, der zugleich Stabsleiter 
der NSDAP und Leiter der DAF war, sollte die NSBO 
nicht in der Arbeitsfront aufgehen, sondern die ,.SA der 
Betriebe" sein und politisch-propagandistische Aufgaben 
erftillen. Der mangelnde Erfolg der NSBO bei den Be­
triebsrätewahlen 1933 in Kassel hatte gezeigt, daß sie auch 

diese Funktion nicht zufriedenstellend ausführen konnte. 
Die geringe Resonanz der NSBO war auch darin begrün­
det, daß die Organisation keine Einwirkungsmacht auf 
Entlohnung und Arbeitsbedingungen und auf die Unter­
nehmerentscheidungen erhielt. 
Mit der DAF war eine größere Organisation geschaffen 
worden, die als Ersatz und Nachfolgeorganisation der Ge­
werkschaften dienen sollte, zu der neben den Arbeitneh­
mern aber auch die Unternehmer gehören sollten. Der 
Zustrom der Arbeiter zur Arbeitsfront, den die Nazis er­
wartet hatten, trat in Kassel bis Herbst 1933 nicht ein. Auf 
einer Werbeveranstaltung des Deutschen Fabrikarbeiter­
verbandes in Kassel räumte der Redner ein, daß "die Ar­
beiter noch unter dem Einfluß marxistischer Lehren" 
standen und "nicht so schnell umlernen" wollten. Zum 
Verhältnis von Arbeitern und Unternehmern im neuen 
Staat erklärte er: "Dr. Ley sagt, daß die Unternehmer die 
Führung haben, daß ste Herr im Hause bleiben sollen. 
Doch Arbeiter sind gleichberechtigte Staatsbürger. Es gibt 
jetzt keine Streiks mehr, die früher die Arbeiterschaft Mil­
ltonen an Geld gekostet und Leben und Gesundheit von 
vielen Arbeitern vernichtet haben."175 
Ein gemeinsamer Aufruf des DAF-Führers Dr. Ley, des 
Reichswirtschaftsministers Dr. Schmitt, des Arbeitsmini­
sters Seldte und W. Kepplers (Beauftragter Hitlers fur 
Wirtschaft in der Reichskanzlei) vom 27. 11. 1933 stellte 
fest: "Die DAF ist die Zusammenfassung aller im Arbeits­
leben stehenden Menschen ohne Unterschied ihrer wirt­
schaftlichen und sozialen Stellung."- Die Aufgaben der 
DAF sollten darin bestehen, "die Einreihung des Arbeiters 
in die Volksgemeinschaft herbeizuftihren, die Erkenntnis 
der blutmäßigen Verbundenheit über alle sozialen Glie· 
derungen hinaus zu fördern, den Blick auf die nationale 
Verwurzdung des Einzelschicksals zu richten."l76 
Ab Dezember 1933 übernahm die NSBO in Kassel und im 
Gau Kurhessen die Führung der DAF. Der Gaubetriebs­
zellenobmann Hi lmar Stock wurde zugleich Bezirksleiter 
der Arbei tsfront im Gau. Die der DAF angeschlossenen 
Verbände durften keine Mitglieder mehr aufnehmen. 
Wer Mitglied eines Arbeiter- oder Angestelltenverbandes 
werden wollte, mußte als Einzelmitglied in die DAF ein­
treten. 177 

170 Dies galt auch fur die Jugendbetriebszellen, die, soweit sie überhaupt 10 den Kasseler Betrieben Fuß fassen konnten, . zunächM nur kleane Grup· 
pen" waren. Vgl. Kasseler Post v. 30. 10. 1933. 171 VgJ. Kasseler Post v. 3. 5. 1933. 171 Vgl. Kasseler Post v. 10. 5. 1933. m Vgl. Briefvon Hilmar 
Stock v. 26. Juni 1933 an die Gewerkscha fmelmtäre, Angestellten und Stenotypistinnen im Ge'Y.erkJchaftshaus; im Besitz des DGB Kassel. 174 V gJ. 
Kasseler Post v. 20. 10. 1933. 175 Kasseler Post v 6. 9. 1933. 17~ Kasseler Post v. 24. 1. I 934, Uberschrift: Die alten Gewerkschdften und die Deut­
sche Arbeitsfront. 177 Vgl. Kasseler Post v. I. ll. 1933, Titel "NSBO fiihrt die Arbeiterschaft". 
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NSBO und DAF betrieben eine Werbekampagne flir den 
Eintritt in die Arbeitsftont. ,.Es darf am 1. Januar 1934 im 
Gau Kurhessen keinen Arbeiter, keinen Angestellten und 
keinen Arbeitgeber mehr geben , der nicht in der D.A.F. 
organisiert ist. Tretet sofort ein!"178 
1m Januar 1934 wurde das .. Gesetz zur Ordnung der natio· 
nalen Arbeit., verkündet. Der Inhalt dieses Gesetzes war 
ein Gemisch aus Führerprinzip und Betriebsgemein­
scbaftsideologie. Der Unternehmerwurde "Führer des Be­
triebes". Die Angestellten und Arbeiter wurden zur .,Ge­
folgschaft". Führer und Gefolgschaft mußten gemeinsam 
arbeiten .,zur Förderung der Betriebszwecke und zum ge· 
meinen Nutzen von Volk und Staat". Der Führer der Ge­
folgschaft hatte allein die Entscheidung in allen betriebli­
chen Angelegenheiten. Er hatte für das Wohl der Gefolg· 
schaft zu sorgen; daraus entstanden fur die Gefolgschaft 
aber keine Ansprüche. Die Gefolgschaft hatte dem Be· 
triebsfiihrer die "in der Betriebsgemeinschaft begründete 
Treue" zu halten. ,. Vertrauensmänner" aus der Gefolg­
schaft sollten den Führer des Betriebes beraten und mit 
ihm den "Vertrauensrat" bilden. 
NSBO und DAF in Kassel gab die Verkündigung dieses 
Gesetzes einen Anlaß, mit Hilfe von Gauleitung und NS­
Organisationen am 17. I. 1934 eine Großkundgebung auf 
dem Friedrichsplatz auszufiihren , zu der Zehntausende 
aus der Stadt und dem Kreis K.1ssel aufmarschierten. Gau­
leiter Weinrieb bemühte sich, die kritische Zurückhal­
tung in der Arbeiterschaft gegenüber der nationalsoziaJi­
stischen Wirtschafts· und Gesellschaftspolitik abzu­
bauen, indem er den Unwillen auf die rechtsbürgerlichen 
Bundesgenossen der Nazts lenkte . .. Wenn aus der Arbei­
terschaft immer wieder der Mahnruf kommt, die Reaktion 
abzuschütteln, so kann sie beruhigt sein, denn es wird 
scharf aufgepaßt und jeder Versuch im Keime erstickt. - In 
den IangenJahren des Kampfes standen diese Reaktionäre 
abseits. Nun der Sieg errungen ist, glauben sie, mitregieren 
zu müssen. Ihnen sei gesagt, daß der Nationalsozialismus 
genug Köpfe hat, um die bevorstehenden Aufgaben zu lö­
sen."'179 - Auch in der Kundgebung des Bauarbeiterver­
bandes, die drei Tage darauf in der Stadthalle stattfand, 
sah sich der Redner veranlaßt, auf ablehnende und kriti­
sche Stimmen in der Arbeiterschaft einzugehen. Er beton­
te, das Mißtrauen gegen den Nationalsozialismus sei der 
Arbeiterschaft "von den marxistischen Gewerkschafts­
bonzen systematisch eingeimpft worden". Der National­
sozialismus habe .,n iemals den Gewerkschaftsgedanken 
an sich bekämpft, sondern nur den verderblichen Einfluß 

des Marxismus auf sie"." Wenn jerzt hierund da in der Ar­
beiterschaft ungeduldige Frager auftreten, denen die Ent· 
wiekJung nicht schnell genug geht, so mögen sie beden­
ken, daß sie 14 Jahre lang geduldig eine Zerstörungspolitik 
über skh ergehen ließen. Warum wollen sie also jetzt 
nach einem Jahr nationalsozialistischer Regierung schon 
ungeduldig werden?"l80 
Ende Januar 1934 wurde die DAF zu einer "betriebsorga­
nischen Gliederung" umgeformt. Die Verbände, die ihre 
Untergliederungen bildeten, wurden aufgehoben. Der Be­
trieb war nun unterste Einheit der DAF. Die Einzelmit· 
glieder wurden zu Betriebsgemeinschaften zusammenge· 
schlossen . .,In den Betriebszellen sind Parteigenossen. 
Sie gehören der NSBO an. Die übrigen Belegscbaftsmit· 
gliederdes Betriebes und der Unternehmen sind Mitglieder 
der Deutschen Arbeitsfront und bilden ohne Unterschied 
des Berufes die Betriebsgemeinscbaft. ( ... ) Die politische: 
Führung der gesamten Deutschen Arbeitsfront liegt in der 
Hand der NSB0.''181 Neben der betrieblichen Gliede· 
rung war die DAF, ebenso wie die NSDAP, in Ortsgrup­
pen, Kreise und Gaue gegliedert. Die DAF war mit dem 
Reichsbund der Beamten und anderen Organisationen 
korporatives Mitglied der NS-Gemeinschaft .,Kraft durch 
Freude"' (Kd.F), die sozialpolitische Propaganda, Kultur, 
Reisen, Wandern und Urlaub sowie "Schönheit der Ar· 
beit" als Aufgabengebiete an sich gezogen hatte. Nach Ley 
verhielten sich NSDAP und NS-Gemeinscbaft "Kraft 
durch Freude" z ueinander »wie Prediger und Gemeinde". 
DAF und KdF unterstanden in Kurhessen politisch und 
personell dem Gauleiter. Die Gau· und Kreisdienststellen 
der NSBO waren zugleich Dienststellen der DAF und der 
Kdf.L82 
Durch die "betriebsorganiscbe" Umorganisation der DAF 
gehörten alle Mitglieder einer Betriebsgemeinschaft -
auch ohne eigenes Zutun- schlagartig ·zur nationalsoziali­
stisch gefiihrten DAF und indirekt zur NS-Gemeinschaft 
KdF. In öffentlichen Bekanntmachungen hieß es: "Die 
Deutsche Arbeitsfront umfaßt alle deutschen Berufe und 
jeden einzelnen arbeitenden Volksgenossen. Die Deut· 
sehe Arbeitsfront ist lebender Organismus des National­
sozialismus. Alle Arbeiter der Stirn und der Faust sind in 
ihr vereint. Sie stellt mit weit über 30 Millionen Mitglie· 
dern die größte Organisation der Welt dar. Wenige Volks­
genossen aber sind sieb dieser Tatsache bewußt, die sie 
mit Stolz und Freude erflillen muß. Wenige Volksgenos· 
sen kennen die Rechte und Pflichten als Mitglied der 
Deutschen Arbeitsfront. "183 

178 Kasseler Post V. 9. 12. 1933, Titei.Eintritt in di~ o~utsch~ Arb~itsfront". 179 Kasseler Post V. 18. I . 1934, Titel "für sozial~ Ehr~ im Bwicb·. 
180 K.!sseler Post v. 21. I. 1934, Titel "D~m Arbeiter sein Vaterland•. 181 Kasseler Post v. 27. L 1934, Titel .,Unterste Ejnheit ist der Betrieb" 
182 Ebenda. 183K.Isseler Post v. 9. 9. 1934, Titel .Mitgliedschaft zur Deutseben Arbeitsfront". 
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Oie Distanz und teilweise Resistenz in der Arbeiterschaft 
gegenüber den NS-Organisationen zeigte sich auch bei 
den Vertrauensratswahlen, die aufgrunddes Gesetzes zur 
Ordnung der nationalen Arbeit im April 1934 und 1935 
abgehalten wurden . Die Listen der in den Betrieben zu 
wählenden Vertrauensmänner wurden zusammen mit 
den NS-Betriebszellen-Obleuten aufgestellt. Da "in einer 
großen Anzahl von Betrieben, bei denen die Vorausset­
zung fur die Bildung eines Vertrauensrates" bestand, "ein 
Betriebszellenobmann nicht vorhanden" war, mußten 
dort die Betriebswaltee der DAF bei der Aufstellung der Li­
ste mitwirken.l84- In einer Reihe von Betrieben wurden 
ehemalige Betriebsräte und Gewerkschafter auf die Liste 
gesetzt. In anderen Betrieben wurde die Wahl boykottiert. 

Die Staatspolizeistelle Kassel berichtete darüber an das 
Geheime Staatspolizeiamt (Gestapa), Berlin: "Die Wah­
len der Vertrauensmänner in den industriellen Betrieben 
haben zum größten Teil stattgefunden. Im allgemeinen 
sind die Wahlen reibungslos verlaufen, nur bei der Reichs­
bahn hatten sich Unstimmigkeiten ergeben, die jedoch 
beigelegt werden konnten. Bei der Firma Henschel, Kas­
sel, konnte fiir die zur Wahl gestellten Personen keine 
Mehrheit erreicht werden, so daß der Wahlleiter die Be­
treffenden fiir gewählt erklären mußte. "185 Solche negati­
ven Erfahrungen hatten zur Folge, daß ab 1936 keine 
Wahlen zu den Vertrauensräten mehr stattfanden. Wenn 
Vertrauensmänner ausschieden, wurden dafur neue er­
nannt. 

6.2. Die Nationalsozialistische Gemeinschaft "Kraft durch Freude .. 
organisiert den Feierabend und den Urlaub 

lm Dezember 1933 erläuterte Hilmar Stock, NS-Gaube­
triebszellenobmann und Leiter der Deutschen Arbeits­
front Kurhessen, die Zielsetzungen der NSG ,.Kraft durch 
Freude". Ziel der KdF sei die "geistige Neugestaltung des 
deutschen Arbeiters .. im Geiste des Nationalsozialismus. 
"Wir wollen nicht nur den Feierabend organisieren, son­
dern auch vor allem den Urlaub."186 Die OAF sollte den 
Arbeiter "bei seiner Arbeit" organisieren und .,betreuen". 
die KdF "während des Feierabends und des Urlaubs". Für 
die "geistige Formung des deutschen Arbeiters" sollte 
auch der Rundfunk als Propagandainstrument eingesetzt 
werden. "Auch in der letzten Hütte muß zumindest ein 
Volksempfänger stehen. "l 87 
Wie sich in den folgenden Jahren zeigte, konnte die KdF 
dieses Ziel der totalen Erfassung und Organisierung der 
Arbeiter während des Feierabends und des Urlaubs bei 
weitem nicht erreichen. Die Arbeit der KdF in Kassel be­
gan n im Februar 1934. Sie wurde mit großem Propagan­
daaufwand vorbereitet und begleitet. Für die Großveran­
staltung in der Stadthalle am 27. 2. 1934, im Rundfunk­
sender Kassel und in den Zeitungen Tage und Wochen 
vorher als "feierlicher Auftakt" der NS-Gemeinschaft 
"Kraft durch Freude" angepriesen, wurden ",alle Mittel 
aufgeboten, um den Sinn der großartigen Veranstal­
tung jedem durch eigenes Erlebnis verständlich zu 
machen".188- Tatsächlich nahmen am "feierlichen Auf· 
takt" hauptsächlich Nazi-Führer, Prominenz aus Kassel 
und Kurhessen und NSBO-Mitglieder teil, die Karten 

zum halben Preis erhielten. In seiner Festrede betonte 
Gauleiter Weinrich, es gelte, den deurschen Arbeiter der 
Stirn und der Faust, der heute zum treuen Hüter des Staa­
tes geworden sei, die Kulturgüter zugänglich zu machen 
und nahezubringen, aus denen er Kraft und Freude zie­
hen könne rur die schwere und mühevolle Arbeit des 
grauen All tags". 189 
Ihr Programm, die "Arbeitnehmer von Süden nach dem 
Norden, vom Westen nach dem Osten" zu fuhren, "damtl 
sie ihre engere und weitere Heimat kennenlernen" (Hil­
mar Stock), begann die kurhessische KdF in Kassel mit öf­
fentl ichen propagandistischen Schaustellungen. Die Teil­
nehmer der ersten einwöchigen Urlaubsreisen (ins Erzge­
birge und ins Allgäu) mußten in der Kasseler Innenstadt 
antreten, und ,.in geschlossenem Zuge, unter Vorantritt 
einer Musikkapelle, ging es zum Bahnhof, wo sich die An­
gehörigen der Fahrtteilnehmer in großer Zahl eingefunden 
hatten. Zackige Märsche spielte die Musikkapelle auf 
dem Bahnsteig. "1 90 Oie einwöchige Ferienreise kostete so­
viel, wie ein Arbeiter in 8 Tagen durchschnittlich an Lohn 
erhielt. Arbeiter mit Niedriglöbnen, Erwerbslose, Fürsor­
gearbeiter, Familienväter mit mehreren Kindem konnten 
aus finanziellen Gründen an den KdF-Reisen nicht teil­
nehmen. 
Die KdF wurde mit dem Vermögen der verbotenen bzw. 
in der D AF gleichgeschalteten Arbeitnehmerorganisatio­
nen zu einer Großorganisation fiir Reisen, Urlaub und Er­
holung fiir Angehörige der nationalsozialistisch geführten 

184 Kasseler Postv. 9. 3. 1935, Titel,. Vertrauensratswahlen". 185 B~richt der Staatspolizeistelle Kassel an das Geheime Staatspoljzeiamt Berlin v. 9. 5 
1934, in StAM 165/ 3884. 186 Vgl. Kasseler Post v. 22. 12. 1933, Überschrift .,Kraft durch Freude•. 187 Ebenda. 188 Kasseler Post v. 25. 2. 1934, 
Titel .Alle Mittel aufgeboten•. 189 Kasseler Post v. 28. 2. 1934, Titel.Ein feierlicher Aufu.kt... 1110 K;~~sele r Post v. 28. 5. 1934, Titel .,M1t ,Kraft 
durch Freude' ins AIJgäu". 

283 



Berufsorganisationen ausgebaut. Ab 1935 wurden Aus­
lc~ndsfahrten veranstaltet. An den ersten Reisen nach Ma­
deira und nach den Azoren durften 28 Personen aus der 
Stadt und dem Kreis Kassel teilnehmen. Der Gauwalter 
des Gaues Kurhessen der DAP erklärte in öffentlid1en Be­
kanntmachungen: "Es ist natürlich selbstverständlich, 
daß hierfiir nur die besten und zuverlässigsten schaffen­
den Volksgenossen in Frage kommen, weshalb auf die 
Dauer der Werkszugehörigkeit und auf politische Zuver­
lässigkeit besonderer Wert gelegt wird."l91 Eine weitere 
Voraussetzung für die Auswahl der FahrtteilnehmersoJlte 
sein, daß "diese nur ein geringes Einkommen haben".l92 
Diese Bedingung wurde in vielen Fällen nicht eingehal­
ten. Trotz aller Zuschüsse war der Preis von 82 RM flir die 
zwanzigtägige Reise nämlich etwa so hoch wie das Monats­
einkommen vieler Arbeitnehmer. Außerdem reichte der 
Jahresurlaub für diese Reise nicht aus; clie Arbeiter hätten 
unbezahlten Sonderurlaub nehmen müssen. Gauwalter 
Herbert Köhler richtete deshalb einen Appell an die Be­
triebsftihrer, in dem er sie bat, "den Gedanken der sozia­
len Hilfsbereitschaft. zu fOrdern und durch Erteilung eines 
.lUsreichenden Urlaubs flir diese Ferienfahrt der NSG 
,Kraft durch Freude' unter gleichzeitiger Fortgewährung 
der Lohn- bzw. Gehaltsbezüge den ihnen geeignet erschei­
nenden Gefolgsleuten ihrer Betriebe eine besondere Freu­
de bereiten zu wollen".J93 
An der Reiseausrüstung der FahrtteiJnehmer bei solchen 
Auslandsreisen (Kleidung, Reisegepäck, Fotoapparate u. 
a.) war- mehr und deutlicher als bei den Inlandsreisen-zu 
erkennen, daß darunter nur wentge Arbeitnehmer mit ge~ 
riogern Einkommen waren. Diese Kluft zwischen Propa­
ganda und Wirklichkeit rief Unzufriedenheit und Kritik 
hervor. Die kurhessische Arbeitsfront versuchte cliese Kri­
tik aufzufangen, indem sie sich zunächst daran anschloß: 
.,Oie Urlauber-Sonderzüge ,Kraft durch Freude' sind von 
der Deutschen Arbeitsfront ins Leben gerufen worden, 
um solchen Volksgenossen eine Urlaubsreise zu ermögli­
chen, die im Hinblick aufihr Einkommen nicht in der La­
ge sind, eine Urlaubsreise .lUszuführen. I 94 ... nur sie sollen 
in besonderer Weise begünstigt werden, nicht aber wirt­
schaftlich bessergestellte Volksgenossen. ( ... ) Bedauerli­
cherweise haben ( ... ) zahlreiche Personen in guter Wirt­
schaftslage die Sonderzüge ,Kraft durch Freude' benutzt. 
Ihre Beteiligung ist volkswirtschaftlich ungesund und 

sozial ungerecht. Sie muß künftig unbedingt un 
terbleiben."l95 Schließlich paßten sich DAF und KdF 
der Wirklichkeit an und machten .,ein niedriges Einkorn· 
men" der Reiseteilnehmer nicht mehr zur Bedingung . .,Ei­
ne besondere, bisher viel erörterte Frage ist die, ob in allen 
Fällen und bis zu welchem Grade eine Bedürfügkeit als 
Voraussetzung zur Teilnahme an einer KdF-Fahrt vor· 
liegen muß? Dazu ist folgendes zu sagen: Grundsätzlich 
sind solche Volksgenossen teilnahmeberechtigt, die- so­
fern sie Mitglieder oder Angehörige von Mitgliedern der 
DAF oder einer der NS-Gemeinschaft ,Kraft durch Freu­
de' angegliederten Organisation sind - unter Berück­
sichtigung ihres Einkommens und der sonstigen wirt~ 
schaftliehen Verhältnisse eine Reise gleicher Art sieb 
nicht leisten können. Eine Einkommensgrenze ist daher 
nicht schematisch festgelegt. ( ... )Es geht also nicht nilein 
darum, mit ,Kraft durch Freude' billige Reisemöglichkei­
ten fiir bedürftige Volksgenossen zu schaffen, sondern dit 
KdF-Fahrten sollen gleichzeitig auch Pflegestätte und 
Ausdrucksform der Volksgemeinschaft und der betriebli~ 
chen Kameradschaft se1n. Es hieße also, die Einrichtun· 
gen der NS-Gemeinschnft ,Kraft durch Freude' als eine 
Angelegenheit der Volksgemeinschaft und als politische$ 
Instrument zur Erziehung deutscher Menschen ( ... ) in ih· 
rer wahren Bedeutung verkennen, wollte man sie allzu 
sehr unter dem Gesichtspunkt des materiellen Vorteils se~ 
hen, den diese Einrichtungen bieten."l96 Hieraus isr 
ablesbar, wie die KdF Reisen und Urlaubsfreizeiten mit 
der von der NSDAP und OAF geforderten weltanschauli 
chen und politischen Erziehung und Kontrolle zu verbin· 
den suchte. Sie hatte dabei aber meist keinen Erfolg. 
Das KdF-Programm der "kuJturelJen Mobilisierung de) 
schaffenden Volkes" durch Unterhaltungs· und Bildungs· 
angebote am Feierabend (z. B. verbilligte Besuche von 
Theater, Konzert, Fdmen, Ausstellungen und Kursen) 
propagierte die DAF als praktische Verwirklichung des na· 
lionalen Sozialismus. Sie knüpfte damit an die Tradition 
der sozialistischen und gewerkschaftlichen Bildungs- und 
Freizeiteinrichtungen an, deren sie sich mit Gewalt be­
mächtigt hatte, gab aber alles als eigene Idee und Leistung 
aus.197 
Das Großunternehmen fur Reise und Urlaub KdF ließ ab 
1936/37 eigene Erholungsheime, Seebäder und KdF 
Dampfer bauen. Im Sommer 1938 verkündete DAF-Leiter 

191 Kasseler Post v. 14. 2. 1935, Titel ~Eme Fahrt oacb Madeira der NSG ,Kraft durch Freude'r. 192 Ebenda. 193 Eben da- He.rbert Köhler war ali 
Nachfolger von Hilmar Stock eingesetzt worden, der wegen großer Unterschlagungen entlassen worden war.,. Trotzdem wurden Leute, die über 
diese Unterschlagungen sprachen, wegen Gerüchtemacherei usw. verurteilt." In: Deutschland-Bericht der Sopadc, 3.Jahrgang Nr. 2, Februar 19361 
hg. v. Zweitausendeins, Frankfurt a.M. 1980, S. 244. 194 Die Widmprüchlichkeit dieser Aussage spiegelt die Diskrepanz ZWischen Anspruch und 
Wirklichkeit der KdF-Reisen fiir ,.Minderbemittelte• in diese1 Zeit treffend wider. 195 Kasseler Post v. 10. 9. 1934, Titel.Es wird streng geprüft". 
196 Kasseler Post v. 28. 2. 1937, Titel. Wer kann mitfahren?~ 197 V~l. z.B. die Artikel in der Kasseler Post v. 26. 5. 1935 "Mit KeiF zum Hei1igenberg• 
und v. 19. 4. 1936 "Kasseler Arbeiter erleben Opemmusik". Im zweiten Artikel wird behauptet:,. ... daß der deutsche Arbeitsmensch erst seit kurzem 
Ant~il am Kulturleben der Nation nehmen darf'. 
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Dr. Ley, jeder deutsche Arbeiter der Stirn und der Faust 
habe jetzt die Möglichkeit, Besitzer eines eigenen Autos 
zu werden. Mit einer Einzahlung von 5 Reichsmark pro 
Woche sollte der Sparer nach drei Jahren den Bestell­
schein fiir einen Volkswagen (Preis 1000 RM) erhalten. 
Mit den Geldern von DAF und KdF wurde bei Fallersle­
ben das Volkswagenwerk gebaut. Diese Aktivitäten der 
Kdf wurden in Kassel auch innerhalb der Arbeiterschaft 

rnit Zustimmung aufgenommen. Zu dieser Zeit wußten 
nur wenige "Geheimnisträger" davon, daß die Maßnah­
men in die Kriegsvorbereitung eingeplant waren. Die ge­
~parten Gelder wurden dazu verwendet, einen Gelände· 
wagen für die Wehrmacht zu bauen. Nach Kriegsbeginn 
wurden die KdF-Schiffe als Truppentransporter und die 
Heime und Bäder als Lazarette verwendet. 

6.3 . .,Schönheit der Arbeit": "Schafft Arbeitsfreude durch schöne Arbeitsstätten!., 

Zur kurhesSISchen KdF in Kasselgehörte neben dem "Amt 
fiir Reisen, Wandern und Urlaub" das Amt "Schönheit 
der Arbeit". "Eine der wesentlichsten Aufgaben" dieses 
Amtes war, "dafür zu sorgen, daß d1t Arbeitsplätze und 
Aufenthaltsräume der Betriebe ein menschenwürdiges 
Aussehen erhalten".l98 Der Kasseler Gauwart von 
"Schönheit der Arbeit" verkündete die Losung: .,Schafft 
Arbeitsfreude durch schöne Arbeitsstätten!"199 In erster 
Linie sollten "die Luft- und Lichtverhältnisse der Arbeits­
plätze und Aufenthaltsräume" geprüft und nach Möglich­
keit "mit den allereinfachsten Mttteln Abhilfe" geschaffen 
werden. Der Schwerpunkt des Amtes .,Schönheit der Ar­
beit" Jag auf politischer Propaganda, weil es die Betriebs­
fiihrer "nicht zwingen" konnte, die Arbeits- und Aufent­
haltsräume zu verbessern, sondern darauf vertrauen 
mußte, "daß sie freiwillig die notwendigen Änderungen 
durchführen" .ZOO Bis 1935 waren in der Region Kassel die 
Wirtschaftskrise und ihre Wirkungen noch nicht über­
wunden, dann setzten bereits die preissteigernden Wir­
kungen der wachsenden Staatsausgaben und der Autarkie­
politik ein, deshalb saUten die Betriebe durch die Aktion 
"Schönheit der Arbeit" nicht mit spürbaren Kosten bela­
stet werden. So ist der Appell an die Betriebsführer zu ver­
stehen, bei mangelhafter Belüftung und Beleuchtung der 
Arbeitsstätten, bei unhygienischen und unsauberen 
Waschgelegenheiten und Umkleideräumen "mit den aller­
einfachsten Mitteln Abhilfe zu schaffen". 
Einmischungen in die Gestaltung der betrieblichen Ar­
beitsbedingungen, Arbeitstätigkeiten und Arbeitsabläufe 
waren dem Gauwart des Amtes "Schönheit der Arbeit", 
der im Laufe der Jahre eine Reihe Betriebe besuchte und 
mit den Betriebsfuhrern über Verbesserungsmöglichkei­
ten sprach, ausdrücklich untersagt. "Schönheit der Ar­
beit" durfte sich nicht um die Humanisierung der Arbeit, 
~ondern nur um die Verbesserung der äußeren Randbe-

dingungen kümmern. "Besonders will man ... das äußere 
Gesicht der Arbeitsstätten freundlicher gestalten."201 Da­
bei ging es z. B. um das Putzen verschmutzter Fenster und 
die Begrünung von Fabrikwänden durch rankende Pflan­
zen. "Und es kostet doch gar nicht viel Mühe und auch 
mcht viel Geld, klare Fenster zu schaffen und an einer so 
elenden Wand grünes Weinlaub emporranken zu 
lclssen!"202 - Die tristen Fabrikhöfe sollten gereinigt, an 
geeigneten Stellen Rasen gesät und Sträucher oder Bäume 
gepflanzt werden. Diese Arbeiten sollten von den Arbei­
tern ohne Bezahlung in ihrer Freizeit ge leistet werden. 
.,Alle Arbeiter werden gern in ihrer Freizeit mithelfen, 
werden graben, säen und pflanzen."203 Dies wurde al~ 
praktischer Sozialismus ausgegeben. Oie KdF-Funktionä­
re betonten bei ihrer Werbungfurden "Schönheit der Ar­
beit" -Sozialismus auch die betriebswirtschaftliehen Vor­
teile, "um die deutschen Betriebsführerdavon zu überzeu­
gen, daß ein schöner Arbeitsplatz und gemütlicher Aufent­
haltsraum die Leistungen der Gefolgschaft steigere».204-
Mit Blick auf das Unternehmerinteresse erklärte der Kas­
seler NSDAP-Kreisleiter Bohl bei einer" Weihefeie I"" von 
,.Schönheit der Arbeit"; überwunden sei die Zeit, da de1 
Grundsatz aufgestellt wurde, daß Kapital Arbeit schaffe. 
Umgekehrt sei es richtig: "Arbeit schafft Kapital", und die­
ser nationalsozialistische Grundsatz habe sich schon 
recht bald nach der Machtergreifung als richtig herausge­
steUt.205 Dieses von der Arbeit oder genauer den Arbei­
tenden geschaffene Kapital sollte aus der Sicht des Natio­
nalsozialismus aber keineswegs den Arbeitenden zukom­
men. Nur die Sichtweise sollte sieb ändern, nicht die Ver­
teilungs- und Eigentumsverhältnisse. 
Ein vordringlicher Schwerpunkt der 1934 begonnenen 
Aktivitäten von "Schönheit der Arbeit" war die Verbesse­
rung der Beleuchtung und Belüftung der Arbeits­
plätze.206 Der Erfolg war offensichtlich unzurei-

IYX Kassel(r Post v. 25. 2. 1934, Titel .,Schönheit der Arbeit~. 199 K:meler Post v l6. 8. 1934, Titel .Arbeitsstätten werden grün•. 200 S. Anm. 198 
eben da. 201 S. Anm. 199 ebenda. 202 Kasseler Postv. 3. 9. 1934, Titel.Mit fiohem Herzen an die Arbeit". 203 Ebcnd.J. 2<H KoiSSdez Post v. 10. 2.1936, 
Titel ,.Schönheit des Arbeitsplatzes". zos Ebenda. 20o S. Anm. 199 ebenda. 
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chend, denn drei Jahre später, im August 1937, begann die 
"neue Aktion ,Schönheit der Arbeit' ,gesunde Luft im Ar­
beitsraurn'!"207 An die Unternehmer wurde appelliert: 
Jeder einsichtige Betriebsführer weiß, daß in Arbeitsräu­
men mit verbrauchter, stickiger Luft bald Ermüdungser­
scheinungen auftreten, während gesunde Luft im Arbeits­
raum auch die Leistung steigert. "208 
Zum Vorzeigebetrieb der DAF und des KdF-Amtes 
"Schönheit der Arbeit• entwickelten sich in Kassel die 
Gerhard Fieseier Werke GmbH. Betriebsführer Fieseier 
leitete selbst die Sozialabteilung der Flugzeugwerke nach 
dem Prinzip: zufriedene Arbeiter leisten mehr. Die Fiese­
ler Werke hatten durch ihr rasantes Wachstum von etwa 
300 (1934) auf mehr als 5300 Beschäftigte (1938) keine er­
fahrene Stammarbeiterschaft mit Arbeits- und Werkstra­
dition. Fieseier war bestrebt, aus den zusammengeholten 
Arbeitskräften eine Betriebsgemeinschaft zu formen. Er 
versuchte, die Gesundheit, Arbeitsfahigkeit und Lei­
stungsbereitschaft der "Gefolgschaft" durch den Aufbau 
eines werkseigenen Gesundheits- und Sozialdienstes zu 
erhalten und zu verbessern . Für die Werke in Bettenhau­
sen und Waldau wurden Gesundheitshäuser mit werks­
ärztlichen Abteilungen eingerichtet, in denen drei Ärzte, 
ein Zahnarzt und ein Werkssanitäter beschäftigt waren. 
Die Fieseler-Werke führten Vorsorgereihenuntersuchun­
gen ftir die Betriebsangehörigen ein, veranstalteten Kurse 
für Unfallverhütung und Erste Hilfe und richteten eine 
häusliche Krankenbetreuung ein, für die Kranken zu­
gleich Hilfe und Kontrolle. Außerdem wurde für Betriebs­
ausgleichssport und eine ernährungswissenschaftliche 
Beratung der Werksküche gesorgt. So gelang es, den zu­
nächst hohen Krankenstand des Betriebes in weniger als 

drei Jahren auf dieHälfte zu senken und damit einen deut­
lich besseren Gesundheitszustand der Gefolgschaft zu er­
reichen als andere Betriebe. - Die Personalfuhrung inner­
halb der Werke wurde mit Hilfe von Personalprüfungsbo­
gen o rganisiert und kontrolliert. Diese mußten von den 
Unterfuhrern/Leitern der Werksabteilungen monatlich 
nach einem Punktbewertungssystem ausgeRillt werden. 
Die Führungskräfte wurden in Schulungen für die "Men­
schenflihrung" ausgebildet. - In ihrem Sozialdienst be­
schäftigten die Fieseler-Werke einen Psychologen und 
mehrere Sozialhelfer. [n dte "Unzufriedenenbetreuung" 
schaltete Fieseier sich öfter persönlich ein.209 
Oie Fieseler-Werke beteiligten sich ab 1937/38 am "Lei­
stungskampf der deutschen Betriebe". Sie wurden vom 
DAF-Gauobmann Köhler nach den vier Punkten: " 1. Er­
haltung und Gewährleistung des sozialen Friedens; 2. Er­
haltung und Steigerung der Volkskraft; 3. Erhaltung und 
Steigerung der Arbeitskraft und Steigerung der Lebenshal­
tung; 4. wirtschaftliche Zielsetzung unter Berücksichti­
gung der Ziele der politischen Führung" geprüft210 und 
fur die höchste Auszeichnung "Nationalsozialistischer 
Musterbetrieb" nominiert. Am 1. Mai 1938 wurde den 
Fieseler-Werken zum erstenmal und als einzigem Betrieb 
aus dem Gau Kurhessen die "Goldene Fahne der DAF" 
verliehen. 
Die ,.Betriebsgemeinschaftspolitik", wie siez. B. im mehr­
fach ausgezeichneten "nationalsozialistischen Musterbe­
trieb" Fieseler-Werke gefuhrt wurde, war eine Ergänzung 
und zugleich ein soziales und psychologisches Gegenge­
wicht zur Arbeitskräftepolitik im NS-Staat, die mit 
Zwangsmaßnahmen vorging. 

7. Die Entwicklung des selbständigen Mittelstandes in der Region Kassel 

Die politischen Ziele des Nationalsozialismus, wie Schaf­
fung eines starken Führerstaates, Zerschlagung der Orga­
nisationen der Arbeiterschaft, Garantie des Privateigen­
tums, Stärkung der Position des Betriebsleiters gegenüber 
den Beschäftigten, Ausschaltung der jüdischen Geschäfts­
konkurrenz und territoriale Expansion entsprachen durch­
aus den Wünschen eines Großteils des selbständigen 
Mittelstandes in Handwerk, Gewerbe und H andel von 
Kurhessen und Kassel, der konservativ, deutschnational 
oder nationalsozialistisch gesinnt war. Diese Übereinstim­
mung wurde besonders in der Anfangszeit der NS-Herr-

schaft durch gezielte mittelstandspolitische Maßnahmen 
gefestigt, mit denen seit langem gestellte Forderungen des 
selbständigen Mittelstands erfüllt wurden. Am 12. Mai 
1933 wurden von der Regierung Hitler die Gesetze zum 
Schutze des Einzelhandels und über das Zugabewesen er­
lassen. Die Kasseler Industrie- und Handelskammer- in­
zwischen im Zuge der Gleichschaltung vom NS-Gauwirt­
schaftsberater gefu hrt - sah in diesen Gesetzen den Be­
weis, daß es den regierenden Nationalsozialisten "mil 
dem Schutz und der Erhaltung des Mittelstandes ernst" 
war und begrüßte "die Abkehr von der Gewerbefreiheit"'. 

207 Kasseler Post v. 9. 8. 1937, Titel .,Heute beginnt die neue Al.."tioo ,Schönheit der Arbeit' ,Gesunde Luft im Arbeitsraum!'~ 208 Eben da. 209 Vgl 
Fieseler, G.: Meine Bahn am Himmel, München l979, S. 230 ff. 210 Kasseler Post vv. 28. 11. 1937, Titel "Im Leistungskampf um die Goldene Flaggt 
der DAF. ,Kurhessens Betriebe wollen Vorbild sein'." 
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Für die mittelständischen Betriebe des Einzelhandels er­
wartete die IHK Deine Sicherung ihres Bestandes gegen­
über dem zunehmenden Wettbewerb der Großunterneh­
mungen und gegenüber der Gefahr einer weiteren Über­
besetzung des Einzelhandels ... Diese Bestandssicherung 
sollte durch ein unbefristetes Verbot der Errichtung, Er­
weiterung und Verlegung von Einheitspreisgeschäften, 
Warenhäusern und Konsumvereinen erreicht werden.21 I 
Die allgemeine Sperre fur die Errichtung neuer Einzelhan­
delsgeschäfte und Warenhäuser wurde 1934 in eine allge­
meine Konzessionspflicht übergefti.hrt. Oie Übernahme 
von Einzelhandelsbetrieben durch Warenhäuser und Ein­
heitspreisgeschäfte wurde gesetzlich unterbunden. - Die 
Sicherung und Stabilisierung der Handwerksbetriebe soll­
te durch die Einführung der Pflichtinnungen und des Be­
fähigungsnachweises erreicht werden. 
Bis Ende 1934 trat im Einzelhandel und im Handwerk der 
Region Kassel nur eine leichte Besserung der wirtschaftli­
chen Lage ein . Die Kasseler IHK veröffentlichte einen Ar­
tikel, der ihre Einschätzung der Einkommenssituation im 
Handwerk und im Einzelhandel zeigt: "Deutscher Arbei­
ter ist auch der selbständige Handwerker, der oft genug, 
genau wie der nichtselbständige Arbeiter sein Einkom­
men durch Opfer aller Art bis an und bis unter die Grenze 
des Erträglichen bewußt selber mit herabdrücken mußte, 
ist auch der Einzelhändler, der unter Verzicht auf er­
wünschte Kostensenkungen seine Mitarbeiter über 

J b a r B esc h f ä t 1 g t e 
insgesamt in Mittelbetrieben 

absolut v. H. 

1929 43 936 17 816 41 

1934 34 016 12255 36 

1938 59 251 12 985 22 

Die Tabelle zeigt, daß von den Beschäftigten in der ge­
werblichen Wirtschaft Kassels (Betriebe ab 5 Beschäftigte) 
1929 noch 41% in Mittelbetrieben arbeiteten. Durch die 
Wirtschaftskrise wurden mehr kleine und mittlere Betrie­
be ruiniert als Großbetriebe. Die Zahl der Mittelbetriebe 
nahm bis 1934 um 5561 ab, und von den gewerblieb Be­
schäftigten waren dort nur noch 36 O/o tätig. Der wirtschaft­
liche Konzentrationsprozeß in Kassel im Zuge der Staats­
und Rüstungskonjunktur hatte zur Folge, daß die Zahl der 
Mittelbetriebe bis Ende 1938 auf998 zurückging und nur­
mehr 22% der gewerblichen Arbeitnehmer in Mittelbe-

schlechte Zei[en durchhielt und dabei immer neue Kür­
zungen der Handelsspanne auf sich nehmen mußte ... "212 
Im Vergleich zur hoben Gewinnentwicklung in der nord­
hessischeo Großindustrie, insbesondere in der Rüstungs· 
industrie, hielten sich die Einkommensverbesserungen 
im Handwerk, Kleingewerbe und Einzelhandel in be­
scheidenen Grenzen. Der Anteil dieser mittelständischen 
Gruppen am Volkseinkommen ging merklich zurück. Die 
wirtschaftliche Lage der kleinen und mittleren Gewerbe­
treibenden in der Region Kassel, die nicht am Aufbau der 
Rüstung beteiligt waren, verschlechterte sich, besonders 
im Vergleich zur Industrie. Die Zahl der kleinen Betriebe 
und der dort Beschäftigten verminderte sich noch schnel­
ler als in den 20er Jahren. In den drei Jahren von 1936 bis 
1939 verloren viele Handwerksbetriebe ihre Existenz. Die 
Handwerker wurden zu Lohnarbeitern. Diese Betriebs­
schließungen wurden von staatlichen Behörden teilweise 
dadurch vorangetrieben, daß man den Handwerkern kei­
ne Rohstoffe mehr lieferte oder keinen Kredit mehr ge­
währte. -Nicht nur Kleinbetriebe (I - 4 Beschäftigte), son­
dern auch viele Mittelbetriebe (5- 49 Beschäftigte), insbe­
sondere solche mit 5 - 20 Beschäftigten, waren in Kassel 
Opfer der NS-Wirtschaftspolitik, die auf die Stärkung der 
Großbetriebe und auf Unternehmenskonzentration hin­
wirkte. 
Größe und Beschäftigtenzahl der Kasseler Gewerbe­
betriebe213 

3 er etne Z hl d B . b e 
in Großbetrieben Groß- Mittel- Gesamt 

absolut V. H. 

26120 59 141 1437 1578 

21761 64 114 1050 1164 

46266 78 182 998 1180 

trieben beschäftigt waren. Vorallem kleinere Mittelbetrie­
be hatten seit 1934 ihre Existenz verloren, wie der Anstieg 
der durchschnittlichen Beschäftigtenzahl je Mittelbetrieb 
von 11,7 (1934) auf 13 (1938) belegt. - Am 7. 3. 1939 be­
stimmte die nationalsozialistische Regierung, alle Betrie­
be zu schließen, die nicht einen Mindestumsatz erreich­
ten, der je nach Tätigkeitsbereich unterschiedlich hoch 
festgesetzt wurde. Die Betriebsinhaber und Beschäftigten 
in der Region Kassel, die dadurch arbeitslos wurden, muß­
ten sich bis zum 1. 4. 1939 in die Kasseler Großindustrie 
eingliedern. 

211 Mitteilungen der lliK Kassel, 13. Jg., Nr. 11 v. I. 6. 1933, S. 101-102. 212 Mitteilungen deriHK Kassel, 14.Jg. Nr. 23 v. I. 12. 1934, S. 316. 
213 ZusammeogesteUt und errechnet aus: Die Entwicklung in dergewerblichen Wirtschaft 1929-1939 (Kasseler Mittel- und Großbetriebe), in: Statisti­
scher Dreijahresbericht der Stadt Kassel 1936- 1938, S. 16-17. 
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Jenen Teilen des kurhcssischcn Mittelstandes, die nicht in 
ihrer sozialökonomischen Existenz bedroht waren, aber 
wirtschaftliche Positions'Versch lechterungen hinnehmen 
mußten, bot der Nationalsozialismus Kompensationen 
durch ideologische ldentiftkationsangebote, (z. B. Volks­
gemeinschaft, Antisemitismus, Nationalismus). Die Wir­
kung der NS-Ideologie wurde durch vielfii.ltige soziale 
Aufwertungsversuche unterstützt, die gerade den Grup· 
pen des selbständigen Mittelstandes zuteil wurden. Seit 
Jahrhunderten genossen Handwerker und Bauern in Kur· 
hessen nicht mehr ein so hohes gesellschaftliches Anse­
hen wie in der nationalsozialistischen propagandistischen 
Öffentlichkeit. 
In der Region Kassel war der Handel auch während der 
Rüstungskonjunktur ab Mitte der 30er Jahre die Gruppe 
innerhalb des selbständigen Mittelstands, die durch die 
nationalsozialistische Politik mehr belastet als begünstigt 
wurde. 
Die Interessen des Handels wurden den vorrangigen wirt­
schaftspolitjschen Zielen untergeordnet. Um das niedrige 
Lohnniveau und den Lohnstopp aufrechterhalten zu kön· 
nen, sollten die Groß- und Einzelhandelspreise möglichst 
stabil gehalten werden. Die Verkaufspreise wurden in der 
Regel durch staatliche Preisbindungsvorschriften festge­
legt. - Im Juli 1936 berichtete die Kasseler IHK über die 
Wirtschaftslage des Handels: "Oie Lage im Handel ist un­
ter den heutigen Umständen eine außerordentlich 
~chwierige, da seine Reserven m Inflattons- und Defla­
tionsjahren durch Krisenverluste aufgezehrt wurden. 
Weiterhin muß er darüber hinaus heute bei vielen großen 
Warengruppen, insbesondere den Nahrungsmitteln, sei­
ne Handelsspanne so weit herabsetzen, daß er nicht ein-

mal seine Unkosten daraus decken kann, sondern im Ge-­
genteil noch zulegt. ( ... )Wenn z. B. die Handelsspanne 
bei Margarine nur noch 11 v. H. beträgt, während sich dtc 
Unkosten etwa auf 15 v. H. belaufen, so ist dieses Opfer, 
das der Handel hiermit bringt, wohl wert, daß man es auch 
in der entsprechenden Form und Weise anerkennt. Er tut 
damjt genauso seine Pfljcht wie der Arbeiter, der aufLohn­
erhöhung verzichtet, obwohl gewisse Lebensmittel teu­
rer geworden sind, ... "214 Versorgungsschwierigkeiten in 
der Region Kassel infolge rückläufiger Ewteerträge und 
steigender Preise ft.ir Importe hatten Erhöhungen der 
Großhandelspreise zur Folge, die weitgehend geduldet 
wurden. Der Anstieg der Großhandelspreise sollte dieLe­
benshaltungskosten nicht erhöhen, deshalb wurde die 
Handelsspanne des Einzelhandels begrenzt. Der Syndicus 
der Kasseler Industrie- und Handelskammer unterstrich, 
.,daß die Einzelhandelspreise nicht in dem gleichen Maße 
wie die Erzeuger- bzw. Großhandelspreise gestiegen seien, 
so daß tatsächlich der Einzelhändler zugunsten der Ver­
braucherschaft einen großen Teil der Preiserhöhungen 
aufgefangen hat."215 Der Gewinn der Einzelhändlerwur­
de so auf einen sehr niedrigen Stand heruntergedrückt. 
Seit 1936 brachten die meisten Lebensmitteleinzelhan­
delsgeschäfte in der Region Kassel ihren Inhabern nur ei­
nen monatlichen Gewinn von etwa 80 RM, also weniger 
als den Lohn eines Facharbeiters. Die Preisbindung ent­
sprach zwar den Wünschen der Industrie, die davon profi­
tierte, die wirtschaftlich schwachen kleinen Einzelhänd­
ler in der Region Kassel wurden dadurch aber in ihrem 
Einkommen beschnitten. Der Rückgang der Einzelhan­
delsgeschäfte, insbesondere in der Stadt Kassel, war ein 
unvermeidliches Ergebnis dieser Politik. 

8. Zeit der scheinbaren Wirtschaftsblüte in Kassel 

Durch Arbeitslosigkeit, Niedriglöhne, Preisste1gerungen, 
Versorgungsmängel und Wohnungsnot waren bis 1935/ 
36 auch Bevölkerungsgruppen mit der nationalsozialisti­
schen Herrschaft unzufrieden, die keine Antifaschister1 
waren und die nicht zur aktiven oder stillschweigenden 
politischen Opposition gehörten. Die Staatspolizeistelle 
Kassel berichtete darüber im September 1935: .,Die Stirn · 
mung der Bevölkerung ist (unverändert) ... sehr bedrückt 
und durch Unzufriedenheit und Ungeduld erheblich 
beeinflußt. Der deutsche Gruß wird immer weniger ange­
wandt.( ... ) Auch die Neigung zu Kritik und Miesmacherei 
hat in allen Bevölkerungskreisen -unter den Parteigenos-

sen ebenso wie unter den Nichtparteigenossen -eher zu­
als abgenommen. Der Berichterstattung der Presse begeg­
net man mit vermehrtem Mißtrauen. Man glaubt nicht 
mehr, daß die Zeitungen die Wahrheit schreiben dürfen . 
ln Stahlhelm- und bürgerlich-reaktionären Kreisen wird 
herumerzählt, rue nationalsozialistische Regierung könne 
sich nicht mehr lange halten und müßte im Winter zu­
sammenbrechen. ( ... ) Die Ursachen dieser allgemeinen 
Mißstimmung sind nicht auf einen einzigen Nenner zu 
bringen. An erster Stelle steht jedoch die allgemeine 
schlechte Wirtschaftslage."216 

w Mitteilungen der IHK Kassel. 16.Jg .• Nr. 13 v. I. 7. 1936. S. 127. 215 Ebenda. 211> Politischer Lagebericht der Sta.ttspohzmtcllc KJssel. in StA.M 
165/3965. 
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SeiL der zweiten Hälfte des Jahres 1936 begann in K:md 
eine erkennbare Verbesserung der materiellen Lebensver­
hältnisse und der sozialen Zufriedenheit nicht nur in bür­
gerlichen Schichten, sondern auch bei Teilen der Arbei­
terschaft, insbesondere innerhalb der Facharbeiterschaft 
der Metall-, Maschinen- und Rüstungsindustrie sowie des 
Baugewerbes. Der schnell zunehmende Mangel an Fach­
kräften verbesserte die Position der begehrten qualifizier­
ten Arbeitskräfte gegenüber der Betriebsführung. Trotz 
des Lohnstopps wurden die Arbeitseinkommen erhöht, 
insbesondere durch Zulagen fiir Mehrarbeit (Überstun­
den, Nacht- und Sonntagsarbeit). Vor allem im Baugewer­
be und in der Rüstungsindustrie waren die wachsenden 
Auftragseingänge ohne Mehrarbeit nicht zu bewältigen. 
Seit 1937 gab es im Raum Kassel Überbeschäftigung mit 
Lohnsteigerungen, die teils von den Arbeitern durchge­
setzt wurden (manchmal mit Unterstützung der DAF-Be­
triebswalter), teils von den Betriebsführern angeboten 
wurden, um qualiftZierte Arbeitskräfte anzuwerben, zu hal­
ten oder zu Mehrarbeit zu bewegen. Weil sich der Arbeits­
kräftemangel 1938 weiter verschärfte, wurde im Raum 
Kassel versucht, Arbeitskraftreserven zu mobilisieren, in­
dem Frauen und ..,auch viele mcht mehr voll arbeitsfahige 
oder alte Sozialrentner wieder in den Arbeitsprozeß einge­
reihtwurden".217 Auf diese Weisewurden mehr Familien­
mitglieder erwerbstätig, und die Einkommen und Kon­
sumkraft vieler Familien stiegen. Der Preisanstieg fur die 
Lebenshaltung ließ durch Preisstopp und Preiskontrollen 
merklich nach. Die industrielle Produktion wuchs - auch 
m der Verbrauchsgüterindustrie. Der Lebensstandard der 
arbeitenden Bevölkerung in Kassel verbesserte sich merk­
lich. In Wirklichkeit ging es vielen Arbeitnehmern trotz 
Einkommens- und Konsumanstieg immer noch schlech­
ter als vor der Wirtschaftskrise. Obwohl die Produktion 
von Gütern und Dienstleistungen 1937 um 28 Ofo großer 
war als 1928/29, war die Kaufkraft der Arbeitnehmer, die 
nicht in rüstungswichtigen Wirtschaftsbereichen, wie M~­
schinenbau, Eisen- und Metallindustrie und Bauwirt­
schaft arbeiteten - bei verlängerter Arbeitszeit - noch ge­
ringer als 1928. Auf die untere Hälfte der Einkommensbe­
zieher (Arbeiter, untere Angestellte und Kleinselbständi­
ge) entfielen 1928 25 Ofo der Einkommen, 1936 waren es 
nur noch 18%. Nie zuvor hatten Arbeiter, untere Ange­
stellte und ein Teil der Kleinselbständigen einen so gro­
ßen wirtschaftlichen Positionsverlust erlitten. 

Die m~isten Angehörigen dieser Sozialgruppen vergli­
chen aber 1937/38 ihr Einkommen und ihren Lebensstan­
dard nicht mit dem Jahre 1928, sondern mit der Not der 
K.ri!lenjahre. Sie hatten den Eindruck, daß sich die Wirt­
schaftlichen Verhältnis~e seit der Weltwirtschaftskrise er­
heblich verbessert hatten, die Arbeitsplätze sicher waren 
und der Arbeiter sogar eine gewisse gesellschaftliche Aut: 
wertung erfahren hatte. ,.Die Propaganda des Regimes, die, 
gerade in bezugauf die Arbeiterklasse, von noch nie ge­
kJnntem Wohlstand sprach, bot zweifellos ein verzerrtes 
Bild der Lage; (~o hieß es z. B. in ,Wirtschaft und Stati­
stik', 1940, S. 433, daß der durchschnittliche reale Wo­
cbenverdienst im Jahre 1939 um 6 OJo höher lag als 1929), 
gleichwohl standen die meisten Deutschen, einschließ­
lich der meisten Industriearbeiter, 1939 matcrielJ be­
stimmt nicht schlechter da als Ende der 20er Jahre (ge· 
meint ist 1929)."218 Diesen Lebensstandard mußten die 
Arbeiter in Kassel sich jedoch mit deutlich höherem Ar­
bcitseinsatz, insbesondere längerer Arbeitszeit (als 1929) 
verdienen. Die 60-Stunden-Woche war 1938/ 1939 in den 
K.meler Rüstungsbetrieben zur ,,Normalarbeitszeit'' ge· 
worden. Bei dringenden Wehrmachtsaufträgen und dro· 
henden Terminüberschreitungen wurden in verschiede­
nen Betriebsabteilungen manchmal mehr als 60Stunden 
gearbeitet (Sonntagsarbeit, Doppelschichten). Nach ei­
nem britischen Bericht sollen Betriebe in Kassel sogar ,,80 
bis 100 Stunden in der Woche" gearbeitet haben. Unter 
diesen belastenden Arbeitsbedingungen vermehrten sich 
"die Krankheits· und Unglücksfalle unter den Arbeitern in 
bedeutendem Maßt!".l19 
Die angespannte Arbeitsmarktlage in Kassel sollte durch 
staatliche Eingriffe reguliert werden. Der Reichstreuhän­
der der Arbeit hatte das Recht, die Löhne und Arbeitsbe­
dingungen fUr die Region Kassel festzulegen. Ab Juni 
1938 konnte er in kriegswichtigen Gewerbezweigen (wie 
Metall- und Baugewerbe) Höchstlöhne festsetzen; da­
durch wurde die Möglichkeit der Betriebs6ihrer beschnit­
ten, die Arbeitsleistungen durch Lohnanreize zu 
steigern.220 Zugleich wurden Arbeitnehmer in Betrieben, 
die für die Rüstung wichtig waren, daran gehindert, ihren 
Arbeitsplatz zu wechseln oder aufzugeben.221 Das NS-Re­
hrime befahl eine Teildienstverpflichtung und schon ab 
Februar 1939 eine umfassende Dienstverpflichtung, die: 
bei Kriegsbeginn nur noch geringfligig ergänzt werden 
mußte. Die Grenzen der Wirksamkeit dieser staatlieben 

m Verwaltungsbericht der Stadt Kassel über das RechnUIIgsjahr 1938, S. 75. 118 M.uon, T, W .. Sozialpol111k 1m Dritten Reich. Arbeiterklasse. und 
Volksgemeinschaft, Opladc:n 1977, S. 231. llq Vgl. Sunday Ref~rce London, Nr. 5& ~ 10. 5. 1938- "RevQite in Kasseler Rüstun~sfabrikcn~ - Über · 
IC:tzuog, in: BundesarChiv Koblcnz R 58/451. 220 Vgl. Verordnung des Beauftragten Rir den Vierjahresplan (IIcnnann Gönng) v. 25. 6. 1938. 
2lJ Vgl. Verordnung des Beauftragten rur den Vierj.ilirespiJn . Zur Sicherung des Arbeitskr.iftcbedarfs~ V. 22. 6. !938. 
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Regulierungen illustriert ein Auszug aus dem Bericht d~r 
Wehrwirtschaftsinspektion IX, Kassel, für Juli 1938: "Zu 
den aufgetretenen Störungen" (am Arbeitsmarkt durch die 
Arbeitspflichtverordnung vom Juni 1938 und durch Ein­
berufungen zu Wehrmachtsübungen, W. F.) "treten noch 
solche hinzu, welche einerseits in dem gegenseitigen Weg­
engagieren von Facharbeitern, andererseits in dem Um­
stand zu suchen sind, daß die gute Bezahlung des Arbei­
ters vielfach dazu geftihrt hat, daß die Leute unberechtig­
ter Weise aus Anlaß häuslicher oder örtlicher Begebenhei­
ten (Feste u. Jgl.) Feierschichten eingelegt haben, die sich 
mitunter, wo solche Gefolgschaftsmitglieder an wichtigen 

Posten standen, auf die Fertigung tagelang ungünstig aus­
wirkten. -Der Betriebsfiihrer ist gegenüber solchen Eigen­
mächtigkeiten durch den herrschenden Arbeitermangel z.. 
Zt. machtlos. "222 

Mit Beginn des Zweiten W elt.kriegs, ab 1. 9. 1939, wurden 
die Gesetze und Vorschriften aufgehoben, die die Höchst­
arbeitszeit festlegten. Die tägliche Arbeitszeit in den 
Flugzeugwerken und anderen Kasseler Rüstungsbetrieben 
wurde auf 10 Stunden erhöht. Die Zahl der Arbeitskräfte 
wurde unter anderem durch Dienstverpflichtungen, 
Fremdarbeiter und Kriegsgefangene vergrößert, z. B. in 
den Fiese! er-Werken bis auf 10 000. 

Wilhem Frenz 

122 Aus dem Monatsbericht der Wehrwirtschaftsinspektion IX, Kassel, fiir den Monat 1938, zit. n. Mason, T. W.: Arbeiterklasse und Volksgemein 
schaft, (128) S. 840. 
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Zur historischen Ausgangslage des Arbeiterwiderstandes: 

Die Kasseler Arbeiterbewegung vor 1933 

Widerstand, Opposition und abwehrende Distanz gegen­
über dem NS-Regime aus dem Bereich der niedergewor­
fenen Arbeiterbewegung hingen nicht nur von den über­
greifenden weltanschaulichen und politisch-organisatori­
schen Orientierungen ab, die sieb auf derörtlichen Ebene 
i::t keinesfalls mechanisch in Haltungen und Handlungen 
umsetzten, sondern korrespondierten mit einer Reihe an­
derer Faktoren. Sie hingen zusammen mit der besonderen 
Ausprägung der Praxis der örtlichen Arbeiterorganisatio­
nen, der Vielfalt und Dichte des Arbeitervereinsmilieus, 
dem politischen Kräfteverhältnis zwischen den großen 
Arbeiterparteien, der Stärke und dem Einfluß der kleinen 
politischen Gruppierungen der Linken, der Rolle fUhren­
der Funktionäre, der sozialen Schichtung der Arbeiter­
schaft und ihrer Widerspiegelung in den Organisationen 
und anderen politisch-sozialen Faktoren. Dies zeigen jene 
lokal- und regionalgeschichtlichen Untersuchungen, die 
sich nicht auf die Organisations-. Aktions- und Personen­
geschichte des Arbeiterwiderstands beschi.inken, sondern 
im Rahmen einer sozi.tlgeschichtlich und politisch-sozio­
logisch vertiefenden Analyse auf Geschichte und Struktur 
der lokalen Arbeiterbewegung eingehen. 1 Da die Ge­
schichte der Arbeiterbewegung in Kassel und Nordhessen 
erst unzulänglich erforscht ist und eine zusammenhän~ 
gende Untersuchung nicht vorliegt, stellt die folgende 
Skizze einen ersten Versuch dar, einen Überblick über ei­
nige Aspekte der Entwicklung, Praxis und inneren Verfas­
sung der Kasseler Arbeiterbewegung vor 1933 zu geben.2 
Besondere Defizite bestehen bei der Untersuchung der 
Geschichte der Kasseler Gewerkschaftsbewegung in der 
Weimarer Republik; auf ihre eingehendere O..trstellung 
mußte daher verzichtet werden. Verzichtet wurde aucb­
abgesehen von gelegentlichen Verweisen- ,1Uf die verglei-

chende Erörtemng der Befunde vor dem Hintergrund der 
allgemeinen und der spezifisch regionalgest.hichtlic.hen 
Lttcratur zur Geschichte der dcut~chen Arbeiterbewegung 
vor 1933; sie hätte den Rahmen der Darstellung, die a\JI 
clle lokalgeschichtlich ..tufweisbarcn Begrenzungen fur tl.1~ 
Widerstandspotcnti::tl der Kasseler Arbeiterbewegung .1b 
1933 ,mit. g~sprengt. 
Ocr Beitrag will vor allem dje durch die Geschichte der lo­
kalen Arbeiterbewegung geprägte Ausg..tngslage fur Wi 
derstand und Verweigerung in der Zeit der NS-Herrschaft 
sichtbar m.1chen. Das Interesse gilt dabei weniger Jcr un­
mittelbaren Vorgeschichte der schließliehen N1edcrwer· 
fung der Arbeiterbewegung durch die NS-Bewegung, als 
vtelmeht den internen Faktoren, die zu einer teilweisen 
Selbstneutralisierung der Arbeiterbewegung im K.lmpfgt'· 
gendie NSDAP und damit zu Ohnmacht und Handlungs­
unfahlgkett 111 den entschetdenden Monaten beitmgen. 
Im Mittelpunkt steht d..ther die Spaltung der Arbeiterbe­
wegung insbesondere in ein sozialdemokratisches und ein 
kommunistisches "Lager"2a, auf deren Überwindung dit 
kleineren Linksgruppierungen in unterschiedlithct W<!ise 
hinzuarbeiten suchten. Die V crgcgcnwärtigung der Vor­
geschichte, Erscheinungsform und soziologischen Cha· 
rakteristika dieser Aufspaltung verweist auf Urs.1chen der 
Konfrontationspolitik zwischen SPD und KPD, die den 
politaschen Handlungsspielr.1um der beidem Partt'i~n al~ 
relativ klein und die jeweilige Einheitsprop::tgancJJ Jl!i 
Überhöhung unvereinbarer Positionen und politist.h-so­
ziaJer Wahrnehmungshorizonte erscheinen lassen . Sie 
verweist damit zugleich auf strukturell unterschiedlicht 
l landlungsperspekt iven und Verhaltensdispositionen un 
tcr den Bedingungen der NS-Diktatur. 

t Vgl. z.B. Gerhard Hetzer: Die lndustricst,Jdt Augsburg. Eine Sozialgeschichte der Arbe1tcroppositi01\, 111: Baycn1 m der NS-Zc:u Bd.JII. hr\g. von M 
Broszat, E. Fröhlich, A. Grossmann. München, Wien 19!11, S. 1-233- sow1e die Studien von Hartmut Mehnnger und Anton Crossmann über SPD 
und KPD in Bayern, in: Bayern in der NS-Zcit, Bd. V, hrsg. von M. Broszat und H. Mehringer, München - Wien 1983, S. 1-286.287-432 und S 
433-540. 2 Zur Ge~chichte der Kasseler Arbeiterbewegungvor l933 vgl. RudolfSumma: Kasst"ler Unterschichten im Zeitalterder lndustriahsierung 
Ein Beitrag zur Sozialgeschichte der Stadt Kassel von d er Mitte des l 9. Jahrhunderts bis zum Beginn der Ersten Weltkrie((S, Darmstadt und Marburr. 
1978, S. 230 ff; Wolfgang Drebing: D1e Kasseler Sowldemokratic in den .Rcidmagswahlcn 1893 bis 1912 im Spie~cl de~ .KJs~elcr Volk~hlam·, un­
veröffentlichte Examensarbeit, Gcsamthoch~chulc Kassell981; AdolfTiudc; D1e Lage der g~wcrkschdftlich orgamsiertcn Arhc1ter CHscls tm Lichte 
der Statistik. 1m Auftrage des Gewerkschaftskartells bcdrbeitet von A. Thiclc, KJsscll914;Jürgen H öpken: Die Gcsch1chte der K.1s~etcr Arheuerbewe­
gung 1914 bis 1922, Darmst..ldt und Marburg 1983 ; Stephen Cbarles Mac.Dooald: The Polatic~ l. Economic and Cultural Comequcnce~ ofthc Gc:-rman 
Revolution oft 918 in the Kassel Distrikt, Ph. d., University ofVirginia, 1977; Herbert Pinno: Untenuchungen zur Geschichte der November-Revolu­
tion und des Arbeiter- und Soldatenrates in Kassel, unveröffentlichte Examensarbeit, Univcr~ität Güttmgen 1978; MJtthiJ~ Kru~; Dc1 K.tpp-Puht.h 111 
Kassel im März 1920. unveröffentlichte Examensarbeit, Gesamthochschule Kassel1977; Artur Mehmet: Das .Ka%seb VolksbiJtt• 1932/33. Zur Ge 
schichte der Arbeitcrbewe&ung m Kassel in der Endpb.1se der Weimarer Republik, unveröffentlichte Examensarbeit. Gesamthochschule Kassel1976; 
Ge~.tmthocbschule Ka,scl. Forschungsstelle .Kassel in der Zeit des Nation.tlsozialismus~: Die Zerschlagung der Freien Gtwerkschaften in Kassd 
1933. Bilder - Dokumente - Kommentare, Kassel 1983; Der neuen Zeit entgegen. 75 Jahre Arbeitequ~endbewegung in Ka~sd.lnfotmations· und Do­
kumentationsmapye zur Ausstellung, Kasse11984. 2~ Der Begnff r.ielt aufdie 1ewetligen Organisationsnetze von SPD und KPD und die mit ihnen 
verbundenen Einflußbercilhe und Milieus in derArbeJtcncho~fi. ~La~er• rnemt dJbetvnr ~llem die miteinander gekoppelten Mechanismen von intcl­
ner lnttgration und aggressiver Abgrenzung. 
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1. Die Entwicklung bis 1917 

Die stärkste und bis zur Zerstörung der Republik absolut 
dominierende Kraft der Ka~seler Arbeiterbewegung war 
die Sozialdemokratische Partei, die hier eine ihrer Hoch­
burgen im Reichsgebiet besaß. Nach der Gründung einer 
Ortsgruppe des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins 
1867 mit zunächst etwa 250 Mitgliedern blieb die Kasseler 
ArbeiterpJrtei auch nach der Vereinigung mit der J 872 ge­
gründeten, unbedeutend gebliebenen Omgruppe der Be­
bc.+ .. l:hen Soz1allsttschen Deutschen Arbeiterpartei stark 
lassaUeJnisch geprägt und besaß zu keiner Zeit einen stär· 
keren linken Flüget.J Oie organisatorische Entwicklung 
von Partei und Gewerkschaften in Kassel vollzog sich zu­
n:tchst recht schleppend- Folge der in diesem Raum erst 
spät, dann aber rasch sieb durchsetzenden Industrialisie­
rung. Von den neun Gcwerkschaftsverbänden, die der 
Kasseler Polizei-Direktor I 878 registrierte, waren sieben 
erst seit 1875 gegründet worden; JR90, nach dem Fall des 
Soziahstengesetzes, erhöhte sich die Zahl der Gewerk­
schJt'tsOJgamsJtJOnen auf 21.4 Seit Beginn der 90er Jahre 
entwickelten sich Partei und sozialdemokratische Ge­
werkschaften rasch und stetig und vermittelten vor dem 
Erstc:u Weltkrieg das Bild einer gut organisierten, blühen­
den und erfolgreichen Arbeiterbewegung. Die Zahl der 
$PO-Mitglieder im Agitationsbezirk Kassel stieg bis 1910 
.lUf 4633 und erreichte 1914 den Höchststand von 6798. 
In Jer StJdt Kassel zählte die Partei 1913 fast 2900 Mitglie­
der, im Landkreis Kassel mehr als 1400.5 O.ts Kartell der 
Kasseler Freien Gewerkschaften umfaßte 1913 mehr als 
13 000 Mitglieder, wovon allein 2400 auf den Kasseler 
Metallarbeiterverband entfielen.6 Die Parteizeitung des 
Bezirks, das seit 1892 als Tageszeitung erscheinende "Kas­
seler Volksblatt", hatte sich unter der Leitung von Philipp 
Scheidemann, der das Blatt seit 1905 zusammen mit Ri­
chard Hauschildt redigierte, von einer recht belanglosen, 
ständig um thre Exütenz ringenden und aufZuschösse des 
Parteivorstandes angewiesenen Zeitung "nicht nur zu ei­
ner gefürchteten, sondern auch allgemein geachteten und 
beachteten Waffe der Arbeiterklasse" entwickelt.7 Bei den 
Reichstagswahlen im Wahlkreis 194, der Stadt und Land­
kreis Kassel sowie den Kreis Melsungen um faßte, hatte die 
SPO schon 1890 45, I Ofo der Stimmen erhalten (Stadt Kas­
sel: 43 %; L.wdkreis Kassel: 57,3 Ofo; Kreis Melsungen: 

28,8 %).8 Frühe Hochburgen der SPD in Stadt und Land­
kreis Kassel waren die städtischen Arbeiterviertel Unter­
neustadt, Altstadt, Brink, Weserstraße und Altmarkt s<r 

wie die Arbeiterdörfer Harleshausen, Sandershausen, 
W olfsanger, Nordshausen und Altenritte; hier erreichte 
die SPD schon bei der Reichstagswahl 1893 zwischen 67 
und 75% der Stimmen.9 Obwohl seitBeginn der90erJah­
re bei weitem stärkste Partei, scheiterte die SPD in den 
Stkhwahlen immer wieder am bürgerlichen Wahlblock, 
in dem die Antisemiten- die vor aiJem im Kreis Melsun­
gen und in einigen Gemeinden des Landkreises Kassel 
ausgesprochene Hochburgen besaßen, aber auch in bür­
gerlichen Wahlbezirken der Stadt Kassel beachtliche Er­
folge erzielten - eine lange Zeit eine herausragende Roll~ 
spielten und zwei mal (1903, 1907) den Abgeordneten für 
den Wahlkreis stellten.IO Bei der Stichwahl 1903 erreichte 
der sozialdemokratische Kandidat in Stadt und Landkreis 
Kassel die absolute Mehrheit, scheiterte aber knapp am 
schlechten Ergebnis im Kreis Melsungen.ll Bei der 
Reichstagswahl 1912 schließlich konnte die SPD mit 
Heinrich Hüttmann, Stadtverordneteraus Frankfurt, erst­
mals den Wahlkreis Kassel-Melsungen erobern; in Kassel 
selbst erhielt H üttmann fast 53 Ofo der Stimmen.12 
Die Kasseler SPD am Vorabend des Ersten Weltkrieges 
bot das Bild einer gemäßigt-reformistischen Parteiorgani­
sation, die von den großen Debatten und innerparteih­
eben Auseinandersetzungen etwa um dje Position der 
,Jungen"' oderdie Infragestellung der marxistischen Theo· 
rie und Politikkonzeption durch Bernstein so gut wie 
nicht berührt worden war und Diskussionsbemühungen 
der Parteilinken ohne große Anstrengungen neutralisiert 
hatte. Neben den Wahlkämpfen bildeten die großen ge­
sellig-politischen V e_ranstaltungen den Mittelpunkt des 
Paneilebens: dieTreffen a m 1. Mai vor den Toren Kassels 
und die feiern zu Lassalles Todestag im Spätsommer; hin· 
zu kamen ab 1898 die Märzfeiern zum Gedenken an die 
48er Revolution.13 Für die Gleichzeitigkeit sozialdemo­
kratischer und bürgerlich-nationaler Orientierungen in 
der Alltagspraxis der SPD-Wähler war es- nach einer Fest­
stellung des Landrats des Landkreises Kassel1898- kenn­
zeichnend, daß diese ungeachtet ihrer politischen Option 
nichts dabei fanden, zugleich "Mitglieder des Kriegerver-

l Vgl. \V. Drcbmg: a.a.O., S. lO ff;J. Hopken: a.o~.O., S. 68. ~ W. Drebmg: a.a.O., S. l5. 5 J. Hopken: a.a.O., S. 34 t. 6 Ders.: a.a.O., S. 37 tT 
7 WiJhelm Kreitz: 40 J.ahre Kasseler Volksblm, in: 40 Jab.re Kasseler Volksblatt 1890-l930,Jubiläumsausgabe des Kasseler Volksblatts vom 3. 1 
1931, S. 16; vgl. A. Mehmet: a.a.O., S. 19 ff. RW. Drebmg: a.a.O., S. 346 (Tabelle 81). 9 Ders.: d.a.O., S. 203 (TabeUe 11). lO So war bei den Reidl­
mgswahJen 1903 die dlltisemitiscbe Deutsche Reformp.anei in 55 der 147 Gemeinden des Wahlheises stärkste Partej. Während ~ie im Kreis Melsun­
gen 54 O/Q der St1mmen Juf ~i,h vercimgte, eduelt s1e '" Kasseltmmerhin 20% und stand nu1 wenig hinter den N<~honalliberalen zurück. Vgl. W. Dre­
bing: a .. 1.0., S. 259 ti ll W. Drebing: a.a.O., S. 280 (Tabelle 51). ll Ders.: a.a.O., S. 333 (Tabelle 77). 13 R. Summa: a.a.O., S. 254. 
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eins zu sein und in den Gesangver~incn unter der Lcttung 
des Lehrers patriotische Ueder zu singen".l4 Politische 
Ökonomie und marxistische politische Theorie blieben­
sofern sie überhaupt aufgenommen und vermittelt wur­
den - Gegenstand von durchaus sehr ernsthaften Bil­
dungsbemühungen um eine wissenschaftliche W eltan­
schauung. In der Praxis der nordhessischen Sozialdemo­
kratie, in ihrem zähen Bemühen um den Ausbau der poli-
1 ischen, gewerkschaftlichen und kulturellen Orgarusatio· 
nen, in ihrem Ringen mit den Schikanen obrigkeit!.staatli­
cher Verwaltung und den traditionellen Beharrungskräf­
ten und ideologischen Gegenströmungen der Behörden­
W1d Garnisonsstadt Kassel einerseits, der kleinbäuerlich 
strukturierten agrarischen Provinz andererseits, war der ra­
dikale Sozialismus allenfalls separierter ,_,Überbau" oder 
individuelle Option. Das alltägliche Handeln der Mitglie­
der oder gar der Wähler konnte er nur wenig prägen. "Oie 
vom ADAV geprägte Tradition der Anfangsjahrc, die Do­
minanz der gewerkschaftlichen Organisationen und die 
Mentalitätsstruktur der Kasseler Arbeiterschaft boten ean 
zu ungünstiges Terrain fur die Durchsetzung der marxisti­
schen Richtung."15 Die "Mentalitätsstruktur", die gemä­
ßigte politische Orientierung der Kasseler Arbeiter bedarf 
allerdings ihrerseits der Erklärung. Bedeutsam in diesem 
Zusammenhang ist sicherlich die Tatsache, daß Kassel erst 
spät- Ende der 90er Jahre -von der Hochindustrialisie­
rung erfaßt wurde - mit der Folge eines explosiven Bevöl­
kerungswachstums im ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhun­
derts.16 Die Industriebetriebe der Stadt zogen ungelernte 
Arbeitskräfte aus der ländlichen Region an, mit der sie eng 
verbunden blieben, während qualifizierte Fachkräfte in 
der Regel aus entfernteren Regionen zuwanderten.17 Kas­
sel war aber nicht nur Ziel dynamischer Zuwanderung, 
sondern auch Zwischenstation einer Ost-West-Wande­
rung von Arbeitern ins Ruhrgebiet. Die rasche Verände­
rung in der Zusammensetzung der Kasseler Arbeiterschaft 
fuhrte unter anderem zu einer beachtlichen Mitglieder­
fluktuation bei Gewerkschaften und Partei.l8 Von Bedeu­
tung für die Ausrichtung der Kasseler Arbeiterbewegung 
war aber sicherlich auch die spezifische sozialökonomi­
sche Struktur der Stadt. Zwar waren 1907 mehr als 45% 
der Beschäftigten im Sektor Industrie und Handwerk mit 
den industriellen Schwerpunkten Maschinenbau und 
Textilindustrie tätig, zugleich aber waren mehr als 20 Ofo 
der Berufstätigen - unter ihnen eine wachsende Zahl von 
Angestellten- im Sektor Handel/Verkehr und fast 14 % 
im Bereich des öffentlichen Dienstes beschäftigt.19 Kas-

sei, das zu den "kleineren" Großl>rädtcn gehörte, war- ob­
wohl industrieller Mittelpunkt der nordhessischen Re­
gion - ketneswegs nur typische Industriestadt, sondern 
zugleich .1ls Hauptstadt der Provinz llessen-N.tssau be­
deutender Garnisonsort und Beamten-, Militär- und ehe· 
malige Residenzstadt.lO Die konservativen Beamten und 
Oftiziere des Ober- und Regierungspräsidiums, der 
Reichsbahndirektion, der Gerichte und Militärbehörden 
prägten das politische Klima der Stadt sehr nachhaltig. 
Die Kasseler Arbeiterbewegung blieb in ihrer Ausrichtung 
davon nicht uuberührt. 
Dies zeigte sich auch bei Ausbruch des Ersten W dtkric­
g~. als das .,Kasseler Volksbbu" schontmjult 1914 seine 
"Ablehnung einer bewaffneten Auseinandersetzung bea 
weitem nicht so radikal formuliert"' hatte wie der SPD­
Vorstand in seinem Aufrufvom 25. 7. 1914.11 Am 1. 8. 
1914 veröffentlichte das Parteiblatt einen Artikel unter 
der Übenchnfi: "Sein oder Nichtsein", in dem es neben 
der Forderung nach friedenssichernden Anstrengungen 
betonte: "Wenn die verhängnisvolle Stunde schlägt, wer­
den die Arbeiter das Wort einlösen, das von ihren Vertre· 
tem für sie abgegeben worden ist. Die ,vateriJndslosen 
Gesellen' werden ihre Pflicht erfüllen und sich darin von 
den ,Patrioten' in keiner Weise übettreffen lassen. "22 In 
der Frage der Bewilligung der Kriegskredite sah das Volks­
blatt eine schwere Entscheidung der Fraktion, "die dun.h 
keine Diskussion erschwert werden darf'. Als dte Ent­
scheidung der Fraktion gefallen war, wurde sie vorn Volks 
blatt rückhaltlos gebilligt, ohne daß auf die innerparteili· 
chen Auseinanderset~ungen überhaupt eingegangen wur­
de. Im vaterl:indischen T aurnel des Aut,"USt 1914 wurde 
von der nordhessischen Parteizeitung die offtzielle 
Sprachregelung voll übemommc:n, daß es nun gelte, .,vor 
allem anderen gegen die russische Kos.1hnherrschaft zu 
kämpfen" und "alles, was es an deutscher KuJturund deut­
scher Freiheit gibt, gegen einen schonungslosen und bar­
barischen Feind" zu verteidigen.l3 Vergessen waren die 
sozialistische Kritik am preußischen Militarismus, die Ar­
gumente der oppositionellen Parteilinken und die War­
nungen bürgerlicher Pazifisten. Interessant ist, daß sich 
die "vaterländische Position" in der Kasseler SPD bereit~ 
früher zeigte als beim Parteivorstand in Berlin, so daß man 
hier kaum von einem Stimmungsumschwung sprechen 
konnte.24 Diese Haltung der SPD im Kasseler Bezirk, dit: 
von den regionalen Militärbehörden etwa bei der Zulas­
sung von Partei- und Gewerkschaftsver~ammlungen 

durchaus honoriert wurde, blieb nicht Ep1sode, sondern 

14 Zit. nach R. Summa: a.a.O., S. 256. 15 Ders.: a.a.O .. S. 258. lh B~völkcrungszunahmc um 50% zw•schcn 1900 und 1910. Vgl. R. Summa: a.a.O., 
S. 261. 11 Ders.: a.a.O., S. 261 ff. 18 J. Höpkrn: a . .t.O., S. 34 fl. ''' Dcrs.: a.a.O., S. 14 (T.1belle 2). lO Vgl. R. SummJ: a.a.O., S. 262; ). Höpken 
u.a.O., S. 11. 21}' Hö~_keo: a.a.O., S. S'. 69. zz Kasscle!t Volksbl.Ht. Nr. 177 v. l. 8. 1914,5. 1; vgi.J. Höpken: a .. 1.0., S. 69. 23 K.meler Vnlk~bl .ttt, 4 
K. 1914, S. I. 2 J. Höpken: a.a.O .• S. 71. 
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wurde .lUch tn den folgenden Kriegsjahren beibehalten. 
Exponent dieser Po~ition war der Retchstagsabgeordnete 
flir den Wahlkreis Kassei-Eschwege und SPD-Bezirksvor­
sitzende Georg Thöne. Als Mitglied des sogenannten Hei­
delberger Kreises um den zur äußersten Rechten der Partei 
zählenden Reichstagsabgeordne ten Eduard David trat 
Thöne in Fraktion und Parteiausschuß immer wieder ent­
schieden tlil die Weiterbewilligung der Kriegskredite, die 
.. Ofienhaltung" der Annexionsfrage und die Disziplinie­
rung der innerparteilichen Opposition ein und erhielt für 
die~e Positition mehrfach die breite Zustimmung der Be-­
zukspartei 25 So stimmten imJanuat 1916 51 von 57 Dele­
gierten einer Bezirksparteikonferenz fiir den Wahlkreis 
Kils~ei-Melsungen einer Resolution zu, in der die Bewilli­
gung weiterer Knegskreditc durch dJe Mehrheit der 
Reichstagsfraktion begrüßt und die Ablehnung der 
Kriegskredite durch 20 Mitglieder der Reichstagsfraktion 
verurteilt wurde. Selbst clie sogenannte Friedenserklärung 
der Mehrheit der preußischen SPD-Landtagsfraktion von 
17. 1. 1916 wurde bei nur zwei Enthaltungen entschieden 
:r.urückgewicscn . .,ln den ersten Kriegsjahren überwog ein-

dcutig die ,nationale Begeisterung' m der Kasseler SPD­
Führung. Sie war ständig bemüht, den Burgfrieden zu 
wJhren, auch auf Kosten der innerparteilichen Einheit, 
und übersah dabei, daß das Vertrauen der bürgerlichen 
Kräfte in die SPD nicht zuletzt daher rührte, daß sie durch 
sozialdemokratische Beteiligung versuchten, die Arbeiter­
schaft ruhig zu hJiten und die SPD in clie Verantwortung 
ftir den Lebensmittelverteilungsmodus u. a. m. einzube­
ziehen. Die SPD setzte sich kaum noch aktiv fur die Ver­
besserung der politischen Vehältn isse wie clie Wahlrechts­
reform ein, da man hoffte, daß sich diese Probleme auto­
matisch lösen würden, als ,Lohn' fur die vaterländische 
Haltung."26 Eine Folge dieses politischen Kurses war, daß 
die SPD bei der Durchftihrung von Mitgliederversamm­
lungen und öffentlichen Veranstaltungen kaum Ein­
schränkungen unterworfen wurde und überdies von den 
bürgerlichen Parteien 2 Mandate für die 3. Wählerklasse 
der Nichthausbesitzer ohne Wahl zugestanden bekam.l7 
fn späteren Rückblicken wurde allerdings dieser Zusam­
menhang bestritten und die eher kämpferische Haltung 
der Partei und des "Kasseler Volksblatts" bctont.Z8 

2. Spaltung und Entwicklung der Kasseler Arbeiterbewegung 
seit dem Ende des Ersten Weltkriegs 

Im Prozeß der Abspaltung der tnnerparteilJchen Opposi­
tion gegen d1e Kriegspolitik der Partei bis hin zur Grün­
dung der USPD im April 1917 stellte sich die Kasseler SPD 
in ihrer überwiegenden Mehrheit hinter dte Parteifüh­
rung, ohne daß mehr .tls nur gelegentlich oppositionelle 
Stimmen der KJ!>Sclc:r Organisation laut geworden wären. 
Allerdings sprachen ~ich- ofTen kundig in Reaktion auf ra­
dik.llere Stimmungen in der Arbeiterschaft vor allem der 
großen Kasseler Rüstungsbetriebe - Anfang 1917 auch 
tuhrende Funktionäre von Gewerkschaften und Partei, 
unter ihnen PauJ Haupt vom Deutschen Metallarbeiter­
verband, fur einen vermittelnden, die Einheit der Partei 
wahrenden Kurs und fiir ein Tolerieren der Opposition 
aus, dr.mgen jedoch mit dieser Position nicht durch. 

Haupts Vorwurf, daß die Panei im Kriege .,ihre alte Kamp­
fesart leider mehr und mehr verlassen und eine Rechts­
schwenkung voJlzogen" habe, wurde zurückgewiesen.29 
Auch durch die große Streikbewegung des Januar 1918, 
d1e 1m Kasseler Raum vom nahen Ihringshausen ausge­
hend die Betriebe der Stadt erfaßte, ließ sich die Partei 
kaum beirren.JO 
Zwischen der Kasseler USPD, deren erste Ortsgruppe im 
Bezirk am 20. 5. 1917 in Wolfsanger gegründet wurde, 
und der MSPD kam es zunächst kaum zu ernsthafteren 
Auseinandersetzungen; die Kasseler Unabhängigen wur­
den selbstvon den Militärbehörden eher als gemäßigt und 
wenig bedrohlich eingeschätzt und konnten ihre Organi­
sation bis 1918 in Nordhessen nur wenig ausweiten. Zur 

-~ Ders.: J.a.O .. S. 7l tT. Auch Philipp Sche1dcmann, Mttglicd des P.mcivorstdndc~, näherte mh wie Fricdrich Ebcrt , Otto Br;~un u.~. der Pos1tion der 
I'Jrtcircchten um Daviu an. Vgl. Kari-Hein x Klar: Der Zusammenbruch der zweiten lntern.ttJOnale, Frankfurt!New York 1981, S. I 98. 26 J. Höpken: 
.1.a.O ., S. 74 t. 17 Dcrs.: a.a.O., S. 75. 2~ So schrieb etwa derdamalige Redakteur Richard Hauschildt 1931: eDie Kriegshaltung des ,Volksblatts' war 
gegeben: Für die kämpfenden Volksgenossen im Waffenrod alles, fur die übem1üti~cn Kriegs~ewinnler, Heimkehrer und Annektionisten gar nichts! 
Schon 1914, ~ls da Krieg kdum begonnen, traten wir entschlossen fur seine schleumge Beendtgung durch einen annektionslosen und kontribuuons­
luscn Frieden der Verständigung em_ Das fiihne zu ewigem Kleinkampf mit der Militänens11r, die lächerlich teils und zum Ergötzen kleinlich, ande­
rerseih aber auch mit brutaler Impertinenz gehandhabt wurde, so daß viele parteigenössische Blätter fortdauernd gezwiebelt und geschurigelt wurden. 
I111 Stab des 11. Armeekorps an der Schönen Aussicht fiihrten Männervon 1mmerhin annehmbaren ~alitäten den Rotstift. Garmanchen Anikel, der 
anderwärts zu langwiihreoden Verboten parteigenössischer Blätter flihrte, ließen sie anstandslos passJeren. Angedroht wurde auch uos mehrfach ein 
Zeitungsverbot, aber zur verbietenden Tat k.un es nie. Weidlich nützten mein Redaktionskollege Georg Hänng und ich die etwas woblwollendere 
Handhabung der Kassder Zensur aus. Absichtlich gingen wir bis an die Grenze des Möglichen, um mit allen Kräften die öffentliche Meinung gegen 
die gemeingetahrlichcn Kriegsverlängerer in derannektionstollen ,Vaterlands'-Partei aufzuputschen ... • (Vorw;irts immer!, in: 40 Jahre Kasseler Volb· 
bl~u •. u.O.). lq). I Hipkcn: a.a.O., 5. 78 ff. .10 lhringshausen hatte 1919 einen Arhe1tenntcli von 86,3 tVo davon 91,5% lndust.marbeiter. Vgl. J 
Hopkcn: o~.a.O., S. 59 f .. 138 f. 
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Kasseler USPO stießen zunächst fast ausschließlich bis­
lang politisch unorganisierte Arbeiter; zu Übertritten aus 
der MSPD kam es vorerst nur vereinzelt. Allerdings war 
der Einfluß der Unabhängigen unter den Metallarbeitern 
der Kasseler Rüstungsbetriebe nicht unbeträchtlich, was 
sich tn der Politik der Kasseler DMV-Führung nieder­
schlug und zunehmend zu Reibungen mit der MSPD 
flihrte.3l Diese vertrat ab Sommer 1917 vollauf die Posi­
tion der Friedensresolution der Reichstagsmehrhei t und 
sah in der Regierungsbeteiligung im Oktober 1918 einen 
entscheidenden politischen Durchbruch.J2 
Vom Ausbruch der Revolution im November 1918 wurde 
die Kasseler MSPD überrascht. Dennoch setzten sich die 
Funktionäre der Kasseler Arbeiterbewegung sofort an die 
Spitze der neuen Bewegung. Wie rasch sie reagierten, zeigt 
die Tatsache, daß Hauschildt und Thöne von der MSPD 
noch am 7. NovemberOberbürgermeister Koch die Betei­
ligung an der Aufstellung einer Bürgerwehr - die sich zwar 
nicht, wie es die Absicht des Garnisonskommandos war, 
den revolutionären Soldaten entgegenstellen, sondern le­
diglich die öffentlichen Einrichtungen ~chützen sp1lte -
in Aussicht gestellt hatten, um sich dann am folgenden 
Tag unter Einschluß der Unabhängigen mit der Kasseler 
Garnison über das weitere Vorgehen zu verständigen. 
Nachdem am frühen Morgen des 9. November ein Trupp 
aus Köln kommender Soldaten die Bahnhofswache ohne 
jede Gegenwehr entwaffnet und Militärgefangene befreit 
hatte, ergriffen die führenden Köpfe der Kasseler MSPD 
und des Gewerkschaftskartells die Initiative. "Gegen 9 
Uhr erschienen die Herren Grzesinslci, Hauschildt und 
Thöne" beim Oberbürgermeister ,.und erklärten, die Sa­
che bewege sich in durchaus geordneten Bahnen. Die Ar­
beiter und Soldaten hätten die Macht in der Hand. Sie 
hätten sich vereinigt zu einem Arbeiter- und Soldatenrat 
Der Arbeiterrat bestehe aus 7 Mitgliedern, und zwar 3 Re­
gierungssozialisten, 2 Unabhängigen Sozialisten und 2 
Soldaten. Oie letzteren würden aber erst heute nachmit­
lag gewählt. Sie bürgten ftir jegliche Ordnung innerhalb 
der Stadt ... Hierauf ersuchten sie mich um Abgabe einer 
Erklärung, daß die Stadt bereit sei, sich dem Arbetter- und 
Soldatenrat zu unterstellen und daß die Stadt seinen Wei­
sungen nachkommen werde ... Die ganze Verhandlung 
vollzog sich in ruhigen Formen, nicht ohne einen leisen 
Anflug von Humor, dem man sichtrotz aller Bitterkeit im 
Herzen nicht verschließen konnte. Inzwischen hatte Herr 
Stadtrat Weber ein Gespräch mit dem Genera] von Tettau 
aufgenommen, wonach das Generalkommando doch 

noch zweifle, ob es sich ~o o hne weiteres ergeben solle ... 
Ich ... fragte die Erschienenen, ob sie eigentlich schon auf 
dem Generalkommando gewesen wären, wenn nicht, 
dann schiene es mir erwünscht. daß sie sofort hingingen ... 
Auf telefonische Anfrage sagte das Generalkommando ;ru, 
die Herren zu empfangen ... Ah iLh nach cmiger Zeit das 
Generalkommando anrief, war die Angnffslust verraucht. 
Es wurde mir gesagt. daß, wenn die Herren Grzesinski, 
Hauscluldt und Thöne dabei w:iren, dann wäre auch die 
Arbeiterschaft auf der Gegenseite und jeder Widerstand 
vergeblich ... Das Generalkommando hat mit ihnen ein 
Abkommen dahin abgeschlossen, daß die Gewalt in Cas· 
sei vom Arbeiter- und Soldatenrat in Gemeinschaft mil 
dem stellvertretenden Generalkommando ausgeübt wer­
den soll... Inzwischen tst nun vom Arbe1ter- und Solda· 
tenrat ein Flugblatt verfaßt, d.ts in kürzester Zeit er­
scheinen wird. Herr H,m~childL hat mich vorhin angeru­
fen und gefragt, ob ich mtt dem Inhalt einverstanden C)Ct. 

Da das Flugblatt zur Ruhe und Ordnung m.thnt. konnte 
ich mich nach Lage der Dinge nur einver~tanden erklii­
ren ."33 
Im Laufe der November-Revolution ttl Kassel zeigte sich 
geradezu idealtypisch die ganz und gar unrevolutionäre 
Ausrichtung der Kasseler Sozialdemokratie. Aufgrund der 
relativen Schwäche der USPD, Jic in keinem der Gewerk­
schaftsverbände-auch nicht im Metallarbeiterverband -
eine dominierende Rolle spielte, wurde der Kasseler Ar­
beiter- und Soldatenrat (AuSR) "ganz zum Tnstrument 
mebrheitssoz.ialdemokratischer Politik, die auch nach der 
Revolution in keiner Weise auf Radikalisierung 
drängte".34 Oie Räte wurden von der Mehrheit der sozial­
demokratischen Funktionäre lediglich als Zwischensta­
tion auf dem Wege zur Etablierung der parlamentarischen 
Demokratie angesehen. Die Wahl einer verfassungsge 
benden Nationalversammlung sowie die demokratisierte 
Neuwahl von Parlamenten bis hinunter zur kommunalen 
Ebene zum frühestmöglichen Termin waren "Hauptanlie­
gen und Arbeitsschwerpunkt der Kasseler Sozialdemokra­
tie in den ersten Monaten nach der Revolution".35 Gesi 
chert wurde diese Politik durch die gleichzeitige Veranke­
rung fUhrender Partei- und Gewerkschaftsfunktionäre im 
Zentralen Arbeiter- und Soldatenrat (ZAuSR) und in den 
kommunalen Gremien, was eine politisch höchst ambiva­
lente Häufung der Funktionen an der Spitze - Mitglied 
des ZAuSR, Stadtverordneter, Stadtrat, Partei- und Ge­
werkschaftsfunktionär- mit sich brachte. So einflußreich 
dadurch der Kasseler ZAuSR war, der sieb hier nicht nur 

31 Da).: a.a.O., S. 79 f., 139 ff. 32 Ders.: a.a.O., S. 81 ff. Jl Bericht des l<;asselcr OberbürgermcJsters Koch in der Sitzungdes M.tgistrats und dc\ ßü· 
ros der Stiidtverordnetenvcrsamm!ung am 9 II. 1918; BA Koblen:t, N~chluß 12 - Koch·We\n, Nr, l84, BI 8 {f H f. Höpkcn : .1 • .1 0., S 3l9. 
JS Ders.: a.a.O., S. 84. 
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als Kontrollorgan, sondern als selbständige Behörde ne­
bender öffentlichen Verwaltung verstand, so sehr blieb er 
der Tradition gemäßigter sozialdemokratischer Politik in 
Kassel verhaftet. Nicht Instrument grundlegender sozial­
ökonomischer Umwälzung sollte er nach dem Willen sei­
ner Führung sein, sondern - J.ls Interessenvertretung der 
Arbeiterbevölkerung- Neben- und Hilfsorgan der öffent­
lichen Verwaltung in einer bedrohlichen poliuscben und 
ökonomisch-sozialen Krisensituation sowie Gebumhel­
ter der parlamentarisch-demokr.1tischen Republik.36 Oie 
damit zusammenhängenden Aufgaben wurden in Kassel 
unter der Führung AJbert Grzesinskis energisch und er­
folgreich angegangen, gestützt auf die Zustimmung einer 
breiten Mehrheit der Kasseler Arbeiterschaft und beglei­
tet von .,verbissene(r) Abneigung, verhaltene(m) Groll 
und absolute(r) Verständnislosigkeit" des Kasseler Bürger­
tums.J7 
Die Wahlerfolge und Jle Organisationsentwicklung 
schienen die Perspektive mehrheitssozialdemokratischer 
Politik zu bestätigen. Bei den Wahlen zur Nationalver­
~ammlung erhielt die MSPD in Kassel-Stadt 54,6 Ofo der 
Stimmen, die USPO dagegen lediglich I ,3 %. ln den fol­
genden Wahlen zur Landesversammlung und zur Stadt­
verordnetenversammlwlg 1919 errang die MSPD eben­
falls die absolute Mehrheit. [m Landkreis Kassel kam sie 
bei diesen Wahlen sogar auf Stimmenanteile von 72 bis 
75%.38 Oie Wahl Philipp Scheidemanns zum Kasseler 
Oberburgermeister im Dezember 1919 besiegelte den Er­
folg der Kasseler Sozialdemokratie, die nunmehr gegen er­
bitterten, von gehässiger Polemik gegen ihre führenden 
Repräsentanten begleiteten Widerstand der burgerliehen 
Rechten die städt ische Politik bestimmte und ihren Ein­
fluß m der kommunalen Verwaltung ausbaute. Die weiter­
hin vorbehaltlose Unterstützung derpolit ischen Linie des 
Parteivorstandes und der Fraktionsmehrheit in der Natio­
nalversammlung fiihrte jedoch in Kassel dazu, daß das 
Modell der Weimarer Koalition trotz absoluter $PO­
Mehrheit teilweise auf das Kasseler Stadtparlament über­
tragen wurde.39 Die Wahl einer großen Zahl sozialdemo­
kratischer Stadtverordneter, Gemeindevertreter, Bürger­
meister, Gemeindevorsteher, ehrenamtJicher und besol­
deter Stadträte, Kreistagsabgeordneter usw. ließ die nord­
hessische SPD von der Mehrheitspartei, die sie schon vor 
dem Ersten Weltkrieg war, zur maßgeblichen politischen 
Kraft im Bezirk werden, stellte sie jedoch auch vor außer­
ordentJiche personeHe Probleme. Oie höheren Verwal­
tungspositionen auf Kreis-, Regterungsbezirks- oder Pro-

vinzebene blieben ihr allerdings zunächst entgegen den 
politischen Mehrheitsverhältnissen weitgehend vorent­
halten. 
Obwohl die Partei 1919 in 12 von 15 Kreisen die absolute 
Mehrheit besaß, stellte sie bis dahin nicht einen Landrat. 
Die Spitzen der überkommenen Verwaltung legten e~ ge­
radezu darauf an, sozialdemokratische Kandidaten fur 
diese Positionen in herablassender Manier abzuqualifizie­
ten und als ungeeignet abzulehnen. Thöne und Häring, 
Kandidaten fur Witzenhausen und Kassel-Land, wurde in 
der Beurteilung des Regierungspräsidenten ihre mangeln­
de Verwaltungserfahrung, ja sogar fehlende Allgemeinbil­
dung angelastet. Christian Wittrock, Kandidat fiir Hof· 
~eismar, wurde wegen semer Tätigkeit als Arbeiterrat jegl!­
che Fähigkeit zur Objekrivitiit abgesprochen. Bis 1922 
konnten so nur drei Sozialdemokraten - unter ihnen 
Georg Thöne fiir Witzenhausen -zu Landräten gewählt 
und gegenüber der Regierung durchgesetzt werden. 40 

Erfolge und Schwierigkeiten bei der Durchsetzung ihres 
Einflusses auf der Ebene kommunaler und regionaler Ver­
waltung und das Ringen mit der Arroganz und Feindselig· 
keit der obrigkeitsstaatlich orientierten Bürokratie und 
des bürgerlieb-konservativen Lagers prägten Selbstver­
ständnis und Selbstbewußtsein der nordhessischen 
Sozialdemokratie mehr, als die Auseinandersetzungen 
mit den radikaleren Strömungen der Arbeiterbewegung. 
Die kaum beeinträchtigte Vorherrschaft der gemäßigten 
SPD in der Kasseler Arbeiterbewegung kommt auch in der 
Mitgliederentwicklung zum Ausdruck, die nach 1918 die 
Entwicklung der Reichspartei bei weitem übertraf und bis 
1922/23 einen außerordentlichen Aufschwung der SPD 
m Kassel und Nordhessen signalisierte. Im Agitationsbe­
zirk Kassel hatte die SPO im Jahre 1913 6421 Mitglieder 
gezählt, von denen sie während des Krieges ca. 80 OJo verlor 
(1917: 1106 Mitglieder). Bis zum Frühjahr 1919 schnellte 
die Mitgliederzahl im Bezirk auf mehr als 15 000 hoch 
und erreichte 1922 schließlich mit 33 353 einen absoluten 
Höhepunkt. Während die Reichspartei im Jahre 1923 ge­
genüber 1913 lediglich einen Zugewinn von 23 Ofo ver­
zeichnen konnte, hatte die SPD im Agitationsbezirk Kas­
sel bereits 1919 ihre Mitgliederzahl gegenüber dem letz­
ten Vorkriegsjahr mehr als verdoppelt und erreichte 1922 
mehr als die fUnffache Stärke. Ein Großteil dieses Zu­
wachses entfiel auf die Städte des Bezirks, allen voran auf 
KasseJ.40a 
Dem Aufschwung der Partei entsprach die Organisations­
entwicklung der Freien Gewerkschaften, der entscheiden-

Jb Dcrs.: a.a.O., S. 330 t. 37 So Alben Gneswski 10 seiner Darstellung der Vor~änge in Kassel (BA Koblenz, kleine Erwerbungen I 44, BI. 61). Vgl. auch 
Grusmskis Rückblick m: Zehn Jahre Revolullon, Festschrift zur Gedenkfe1er am 9. 11. 1928, hrsg. von der SPO-Onsgruppe Kassel, o.O .. o.J., S. 
33. 18 J. Höpkcn: a.J.O .. S zgg f 3~ Dcrs.: a.a.O .. S. 87, 4U Ders.: a.a.O., S. 318 ff 40J Dcrs.: a.a.O., S. 35 ff. 
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den integrativen Kraft der Kasseler Arbeilerbewegung, mit 
der die Kasseler SPD politisch und personell eng verfloch­
ten blieb. Während den im Kasseler Gewerkschaftskartell 
zusammengeschlossenen freigewerkschaftlichen Verbän­
den im Jahr 1913 13 087 Mitglieder angehörten, erhöhte 
sich diese Zahll918 auf24 175,1919 auf47 966 und 1922 
schließlich auf 56 942. Die größten Anteile entfielen da­
bei auf den Metallarbeiterverband, dessen Mitgliederzahl 
von 3124 im Jahre 1913 auf 17 735 im Jahre 1922 stieg, 
und auf den Eisenbahnerverband, dessen Mitgliederzahl 
zwischen 1918, dem Jahr der Aufhebung des Koalitions­
,·erbots, und 1922 von 3085 auf 16 605 hochschnellte. 
Der gewerkschaftliche Organisationsgrad in den Kasseler 
Großbetrieben erhöhte sich von ca. 20 Ofo tm Jahre 191 3 
auf 600/o im Jahre 1922.40b 
Bevor sich ab 1923/24 der Organisationsstand von SPD 
und Gewerkschaften. der allgemeinen Reichsentwicklung 
folgend, drastisch verschlechterte- so fiel die Mitglieder­
zahl des Kasseler Gewerkschaftskartells 1924 auf ca. 
29 000 -, sah sich das sozialdemokratisch-freigewerk­
schaftliche Lager gerade auf der Ebene der Organisations­
entwicklung in seiner optimistischen Perspektive eines 
ungeachtet aller Wirren und Schwierigkeiten der nachre­
volutionären Zeit kontinuierlichen Aufstiegs bestätigt 
und verstand sich als unangefochtener, nahezu konkur­
renzloser Repräsentant der Kasseler Arbeiterbewegung. 
Die Kasseler USPD, die 1920 im gesamten Bezirk etwa 
1000 Mitglieder zählte, erreichte zu keiner Zelt ihrer Exi­
stenz die Bedeutung, die sie in anderen Zentren der Arbei­
terbewegung mit einem schon zuvor stärkeren linken 
SPD-Flügel hatte. Ihren größten Wahlerfolg erztelte die 
Partei bei den Reichstagswahlen im Juni 1920, ,.ds sie in 
Kassel 11,2 Ofo der Stimmen erhielt, damit aber weit unter 
dem Reichsdurchschnitt blieb. Nach der Spaltung der 
USPD im Oktober 1920 und der Vereinigung 1hres lmken 
Flügels mit der KPD zur VKPD fiel ihr Anteil bei den 
Wahlen zum preußischen Landtag 1921 in Kassel auf 
2,2 %, während die Kasseler KPD mit 4,4% der Stimmen 
erstmals einen gewissen Achtungserfolg erzielte. Gegen­
über den mehr als 40%, die auf die Kasseler MSPD 1921 
entfielen, kamen die beiden anderen Arbeiterparteien je­
doch kaum als ernsthafte Konkurrenz in Betracht.41 Der 
linke Flügel der Kasseler Unabhängigen um Kar! Lüpnitz 
bestimmte vor allem in der Phase des Kapp-Putsches42 

und der brutalen Strafaktionen in den Zentren der links­
sozialistisch-kommunistischen Arbeiterbewegung die Po­
litik der Partei. Obwohl sich eine große Mehrheit der 
USPD-Mitglieder des K.1ssc:ler Bezirks Anfang Oktober 
1920 für den Anschluß der Partei an die Kommunistische 
Internationale ausgesprochen hatte, bedeutete dies -wie 
die Mitgliederentwicklung bewies - nicht in gleichem Ma­
ße ein Votum für die Vereinigungmit der KPD. Während 
die Rest-USPD, die sich schließlich im September 1922 
wieder mit der Kasseler SPD zusammenschloß, 1921 im 
B~zirk ca. 1500 Mitglieder zäh lte, waren es bei der VKPD 
trotz der Verschmelzung mit dem linken USPD-Fiügel 
nur 600.43 Die Mehrheit der Mitglieder, die offenkundig 
eine weitergehende Spaltung der Arbeiterbewegung ver­
hindem wollte, scheint also bei der Rest-USPD geblieben 
zu sein. Mitglieder und Wähler rekrutierte die K.1sseler 
USPD vor allem bei jüngeren, ungelernten und zuvor mei­
stens unorganisierten Arbeitern der großen Betriebe der 
K.as!>der Metallindustrie und unter den ,trbeitslos gewor· 
denen Rüstungsarbeitern, denen sich die Partei mit der 
Gründung eines "Bundes der Erwerbslosen" ( 1919) beson­
ders zuwandte. Es war ihr jedoch- abgeseher1 von einem 
Stamm erfahrener Facharbeiter und Funktionäre44 -
nicht gelungen, in das Mitgliederreservoirder SPD einzu­
tlringen.45 Kennzeichnend ftir die innere Verfassung der 
Kasseler Arbeiterbewegung in den ersten Nachkriegsjah­
ren ist es, daß die politische Spaltung der Arbeiterbewe· 
gung von einem Großteil der Mitglieder, vor allem von 
USPD und SPD, zum Teil aber auch der KPD, als vorüber­
gehendes Zwischenstadium aufgefaßt wurde. Indizien da­
fiir stnd - neben der relativ problemlosen Zusammenar­
beit von MSPD und USPD im Kasseler Arbeiter- und Sol­
datenrat und der anfangs gemeinsamen Abwehr des Kapp­
Putsches - zahlreiche gemeinsame politische Aktionen 
von SPD und USPD, gelegentlich auch unter Einschluß 
der KPD. Im Arbeitervorort Wolfsanger, einer Hochburg 
der USPD, kam es gegen den Widerstand vor allem von 
Kreis- und Bezirksvorstand der SPD sogar zu einer regel­
rechten Arbeitsgemeinschaft zwischen den drei Arbeiter­
parteien mit dem erklärten Ziel, durch eigene Anstren­
gung die Einigung der Arbeiterschaft herbeizufUhren.4u 
Mit dem Anschluß der USPD-Mitglieder an SPD und 
KPD verfestigte sich die politische Kluft zwischen den Ar­
beiterparteien, wenn auch der Impuls zum vereinten 

40b Ders.: a.a.O., S. 37 ff. 41 A. Mehmet: a.a.O., S. 146. Zur K.asseler USPD vgl. J. Höpken: a.a.O., 5. 1 11 ff.; zur USPD .1llgemein Hartfrid Krause 
USPD. Zur Geschichte der Unabhänf,igen Sozialdemokrattschcn Partei DcutschfJnds, Frankfun a.M./Köln 1975. 4l Zu den Ereigntsscn in Kassel 
Lur Zeit des Kapp-Putsches vgl. M. Krug: a.a.O. 43 J. Höpkcn: a.a.O., S. 118. 44 Diesen Typus verkörpert z.B. det Facharbeiter Em&l Ulbtich. 1907 
nach Kassel gekommen hatte er als FräserArbett bct Henst.hd gefunden. Ulbrilh, Mitglied Im Mctallarbeiterverband, wurde 1909 Mitglied der SPD 
1917 ~eh~rte er zu de~ Gründun~mitgliedern der USPD in Kassel. .1922 schloß er sit.h .der KPD ~o. Vgl. zu seiner. Biographie im übrigenjörg Kamm­
le~(Dtctfnd Krause-Vtlmar (Hrsg.): Volksge!ßetnschaft und Volksfemde. Kassel .I ?33 bts 1.945. Eme DokumentatiOn, Fuldabrück 1984,$. 304. o~s J. 
Hopken: a.a.O ., S. 112 ff. 46 So der Ddegu~rte Habermehl aus Wolfsanger auf etllet Kretskonfercnz der SPD Kassel-Land am 4. II 1921 S.J . Höp­
ken:a.a.O.,S.104f.,ll9. 
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Vorgehen bis 1933 unter den Anhängern nicht erlosch 
und gelegentlich auch in der Endphase der Republik auf­
lebte. 
Wichtige Bindeglieder zwischen dem kleinen radikalre· 
volutionären und dem sozialdemokratischen Flügel der 
Arbeiterbewegung bildeten die gemeinsame Arbeit in den 
Gewerkschaften, das Zusammengehen in politisch-kultu­
rellen und geselligen Nebenorganisationen der Arbeiter­
bewegung47 und die Gemeinsamkeit alltäglicher Kommu­
nikation in den Arbeiterwohnvierteln mit ihrer schon 
durch die Wohnungsnot und die Enge der Bebauung er­
zwungenen Öffentlichkeit des Zusammenlebens, die sich 
auf den Straßen und öffentlichen Plätzen und vor allem in 
den AJbeiterveremsgaststätten herstellte. Die größte Be­
deutung unterden kultureBen Nebenorganisationen besa­
ßen die Arbeitersportvereine. Das Albeitersport-Kartell 
Kassel vereinigte 1930 im Bezirk mehr als 270 Vereine mit 
J3 000 MitgJiedern.48 Daneben spielten die Arbeitersän­
ger mit mehr als 5000 Mitgliedern im Gau Kurbessen-Süd­
hannover,49 die proletarischen Freidenker, die Natur­
freunde-Bewegung. Theater- und Literaturgemeinschaf­
ten und andere kleinere Arbeitervereine (Radio-Bund, Ar­
beirerfotografen usw.) in Kassel eine z. T. beachtliche Rol­
le. Dazu kamen die Jugendorganisationen der Parteien, 
Gewerkschaften und Vereine, die häufig ihre Eigenstän­
digkeil demonstrierten und sich über die politischen 
Schranken innerhalb der Arbeiterbewegung leichter hin­
wegsetzten. Aus den zeitgenössischen QJ!ellen und vielen 
Interviews mit älteren Arbeitern wird die Lebendigkeit 
und subjektive Eigenständigkeit eines sozialistischen Bil­
dungsimpulses erkennbar, der wesentlich zum weltan­
schaulichen Bekenntnis und zur Lebenspraxis eines Groß­
teils der organisierten Arbeiterschaft gehörte w1d ein ent· 
schetdendes Element ihrer späteren Widerstandstahigkeit 
ausmachte. Das Bewußtsein, durch Aneignung gesell­
schaftlich vorenthaltener Bildung, durch Eindringen in 
ein wissenschaftlich fundiertes Gesellschafts- und Welt­
vcrstiindnis und durch die Ausbildung vielfältiger persön-

lieber Fähigkeiten vor allem die Lage und gesellschaftliche 
Geltung der Arbeiterklasse zu verbessern und den allge­
meinen gesellschaftlichen Fortschritt zu bcfordem, ver­
band alle Gruppierungen der sozialistischen Arbeiterbe­
wegung. Nicht wenige der älteren Gesprächspartner lie­
ßen selbstbewußt den Umfang ihres Bildungswissens er­
kennen und mokierten sich gelegentlich über literarische, 
historische und naturwissenschaftliche Wissenslücken ih­
rer Gesprächspartner aus der jungeren Generation.50 
Die durch die Ahivitäten von Parteien, Gewerkschaften 
und Vereinen und die Öffentlichkeit des Viertels geschaf­
fene Dichte eines politischen Arbeitermilieus ist in Kassel 
vor allem fiir die übervölkerte AJtstadt mit ihrem Ver­
sammlungs- und Kundgebungsort Martinsplatz. aber 
auch fiir die Stadtviertel und Arbeitervorortgemeinden 
Bettenhausen, Holland, Rothenditmold, Wolfsanger, Ih­
ringshausen, Ober- und Niederzwehren und Harteshau­
sen vielf:iltig bezeugt. 51 Der gemeinsame Lebens- und Er­
fahrungshintergrund der Arbeiterviertel, der die Jungen 
gleichsam in die Arbeiterbewegung hineinwachsen ließ, 
begründete neben der Erfahrung und Einübung solidari­
schen Verhaltens in Betrieb und Gewerkschaft ein Zusam­
mengehö.rigkeitsgefuhJ, das die gesamte Arbeiterbewe­
gung umschloß und selbst währenJ der feindseligen Aus­
einandersetzungen zwischen Sozialdemokraten und 
Kommunisten in der Endphase der Republik immer 
wieder auch zu spontan-gemeinsamem Handeln zumin­
dest bei der Abwehr nationalsozialistischer Übergriffe 
ftihrte. 
GeHihrdet und z.um Teil zerschnitten wurden die Verbin­
dungsstränge innerhalb der Arbeiterbewegung durch den 
1924/25 auch in Kassel einsetzenden und ab 1928/29 for­
cierten Aufbau emes eigenständig kommunistischen bzw. 
kommunistisch geffihrten Netzes von Arbeiterkultur-, 
Gewerkschafts- und Massenorganisationen, dem die Be­
reitschaft auf sozialdemokratischer Seite entsprach, die 
häufig unbequeme kommunistische Opposition in den 
Verbänden auszugrenzen. Daß die Spaltung des Arbeiter-

47 Vgl. dazu die Kasseler Dissenation von Hartmann Wunderer: Arbeitervereine und Arbeiterparteien. Kultur- und Mussenorganisationen in der At 
beiterbewegung ( 1890- 1933), Frankfurt/ New York 1980. 48 Der Arbeitersport im Verbreitungsgebiet des Kasseler Volksblatts. in: 40 Jllhre Kasselee 
Volksblatt, a.a.O., S. 43; vgl. auch Festschrift zum 9. Kre1sfest und 25jährigen Kreisjubiläum des 13. Kreises im Arbeiter-Turn- und Sportbund o~m 9., 
10. und 11. Juli 1927 zu Kassel, Kassel 1927. Die große Bedeutung des Arbeitersports gebt auch aus zahlreichen Interviews mit älteren Angehörigen 
der Kasseler Arbeiterbewegung sowie aus der Auswertung einer größeren Zahl von Wiedergutmachungsakten hervor. 4'1 Siehe 40 Jahre Kasseirr 
Volksblatt: a.a.O., S. 44. 50 Der Stellenwert des Kampfes um die Erweiterung der eigenen Bildung kommt gerade tn längeren, intensiv auch aufi<ind­
heit und Jugend der Gesprächspartnereingehenden fntervit'ws zum Ausdruck. Vgl. besonders die Gt'spräcne mit Willi Mai Qg. 1900; SAJ, S(lartakus· 
Gruppe, FAUD-Anarcho-SyndikaUsten), Ma.x Mayr Og. 1896; USPD, KPD, IJB, rSK. Freidenkerve.rband, DMV), Georg Merle (Jg. 1909; Fretdenker·, 
Natu.ifreunde- und Gewerkschafts)ugend; K]VD. KPO), Albert Weserneier Qg. 1900; USPO, SPO, Reichsbanner) und Willi WaTbcrg Qg. 1900; Arbe1· 
ter· und GewerkschJftsjugend; Spartakus-Gruppe, USPD. KPO) bei Dorothee Scbulte-Dellwig: Lebensgeschichten Kasseler Bürgerwährend der Zeit 
derWetmarer Republik und der Zeit des Faschtsmus, unveröffentlichte Oiplomarbeit, Ges;,.mthochscbule Kassel1980; Günther Müller: GeorgMerlt 
- etne politisch-soziale Biographie anhand von Interviews, unveröffentlichte Ex~mensarbctt, Gesamthochschule Kassel 1983. SI Zur Alrstadt. 
Hochburg von SPD und KPO, vgl. D. Scbulte-Dellwig: a.a.O., S. 89fT.: G. Müller: a.a.O., S. 43 ff. ; Die ZerschJagung der Freien Gewerkschaften in 
Kassel: a.a.O., S. I t fT .. Zu dem damals z.T. noch Jändhch l:CPriißten. erst 1936 eingernemdeten Arbeiterd()rfHJrle;\hausen s. Cl<~us Feldner/Peter Wi~ 
den: Hadeshausen WH! es früher war. Fotografien und Gesch1cllten. Gudensberg·Gleichen o.J. 
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vereinswesens nicht überall mitvollzogen wurde; belegt 
das Beispiel Harleshauscn, wo die am Aufbau des Arbei­
tersports wesentlich beteihgten Kommunisten die Verei· 
ne bis 1933 nicht verließen und eine separate .,Rotsport"­
Organisation daher nicht entstand.52 
Den verbindenden Momenten innerhalb der Arbetterbe· 

wegung standen jedoch schon vor der V crtiefung der Spal· 
Lung ab 1928 und über die programmatisch-politische 
Auseinandersetzung hinausgehend eigenständige po· 
litsch-sozi.Jie "Milieus" der Hauptströmungen dtr Arbci· 
tcrbewegung entgegen, die eine Verständigung auch jen· 
seits der argumentativen Positionen erschwerten. 

3. Das sozialdemokratische Lager 

Die SPD und das um sie herum gruppierte, eng mit ihr ver· 
flochtene Netz von Organisationen bildete ein eigenstän­
diges "Lager", das an seinen Rändern auch zahlreiche 
nichtpolitische Vereinigungen wie Konsumgenossen· 
schaften, Versicherungs-, Mieter- und Siedlungsvereine 
umfaßte.53 Gemeinsame Weltanschauung, Mitglied· 
schaftund häufig ehrenamtliche Funktionen in mehreren 
Organisationen neben der Partei, die Beteiligung an den 
dem sozialdemokratischen Lager angegliederten Einrieb· 
tungen ökonomischer Selbsthilfe und sozialer Sicherung, 
nicht selten die gemeinsame berufliche Tätigkeit in diesen 
Einrichtungen sowie in den durch Partei und Gewerk­
schaft beeinflußten sozialstaatliehen VerwalLungt!n und 
kommunalen Behörden und schließlich die Gemeinsam· 
keit kultureller und geselliger Aktivitäten bis in den enge­
ren Wohnbereich hinein schufen vor allem in den sozial­
demokratischen Hochburgen wie Kassel eine große Dich· 
te des Zusammengehörigkeitsgefllhl, demgegenüber un­
terschiedliche Auffassungen über grundlegende und ta­
gespoliüsche Positionen der SPD häufig zweitrangtg blie­
ben.54 Dieses "Milieu" bot Mitgliedern und Anhängern 
der Sozialdemokratie immer wieder die Bestätigung, der 
maßgeblichen, traditionsbewußten und gut organisierten 

Weltanschauungspartei und Emanzipationsbewegung der 
Arbeiterklasse zuzugehören, die ihre Positionen in der 
bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft und gegenübet 
ihren politischen Repräsentanten Schritt um Schritt aus­
baute. Hier konnte der Widerspruch in der politischen 
Rolle der SPD von Weimar, einerseits Sta.tts· , V erfa~­
sungs- und Regierungspartei mit voller Ver.mtwortung fur 
dte Republik, andererseits fuhrende Repräsentantin der 
nach wie vor auf Emanzipation der Arbeiter gegen die 
herrschende Gesellschaftsverfassung drängenden Arbei­
terbewegung zu sein, 1mmer wieder ausgeglichen werden. 
Dies milderte die Ambivalenz der sozialdemokratiSChen 
Strategie, nach der verantwortlichen Beteiligung in der 
Anfangsph;lsc der Republik zu einer Politik der Tolerie 
rung bürgerlicher Kabmette überzugehen und somit in ei­
ner Zwitterrolle zwischen Regierungs- und Oppositions­
partei zu verh.arren.55 In Biographie und Selbstwahrneh­
mung vieler Vertreter der soztaldemokratischen Arbeiter­
hewegung verbanden sich - durchaus mitvollzogen und 
akzeptiert von emem Großteil der Mitglieder und Anhän­
ger - der Stolz auf die erreichte politische und soziale 
Anerkennung in der Republik und die Verankerung in der 
Tradition der Arbeiterbewegung. Daß Partei- und Gewerk-

~ Bericht von Heinrich Wagner (Hadeshausen), vor 1933 früh in der SPD und im Arbeitersportk.utetl aktiv, nJcb 1945 Funktio när dc~ Landessport· 
bundes Hessen. 5J Zu diesem sehr breiten Spektrum vgl. flir Kassel: 40 Jahre Kasseler Volksblatt: J,a.O.; Fest der Arbeit l1l Kas)d 1929. Kasseler 
Volksblatt, 24. 6. 1929- Auf die organisatorische Entwicklung der ADGB·Yerbände wird im folgenden nicht gesondert eingegangen. Politisch spielten 
c.lie Kasseler Freien Gewerkschaften durch ihre enge Bindung an d1e SPD auch tn den Krisenjahren der Republik keineSonderrollc. Zur Mitgliederent­
wtclclung- genauere Daten sind nur fiir den DMV bekannt, dessen Mitgliederzahl in Kam:l von 9356 ( 1930) auf ca. 6500 ( 1932) absaok - und Gewerk­
~chaftspolitik in der Krise vgl. Die Zerschlagung der Freien Gewerkschaften in Kassell933: d.a.O., S. 6 und 33 ff. 54 Die Breite und innere Ver­
~chr:inktheit des sozialdemokratischen Organisationsspektrums läßt sich aus den Angaben in den Wiedergutmachungs.akten verfolgter Sozialderocr 
kraten gut rekonstruieren. ss Vgl. dazu allgemein Hemrich August Winkler: Spielräume der Sozialdemokratie - zur Rolle der SPD in St3at und Ge· 
~dlschaft der Weimarer Republik, in: Volker Rittberger (Hrsg.): 1933. Wie die R~ublik der Diktatur erlag. Stutt_!;Jtt 1983, S. 6JIT.; H.ms Mo mmsen: 
Der [mmobilismus der SPD und der Aufstieg des Nationahozialismus, in: dc!!i. (Hrsg.): Sozialdemokralle zwi~chcn Klassenbewegung und Volkspar· 
tci, Frankfurt/M. 1974, S. 106 ff. 
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schahsfunktionäre wt~ Plultpp Scheidemann,56 Albert 
Grzesinski.57 Michael Schnabrich,58 Richard l-l..lu­
schildt,59 Georg Häring,C•O Rudolf Freidhof,t.t Corneliu~ 
Gellcrt,6l Christian Wittrock63 und andere in die Füh­
rungsgruppe der Part~i JufStiegen oder erfolgreich Ab­
geordnetenmandate, Regierungs- und höhere Verwal­
rungspositionen wahrnahmen, crfullte die Kasseler So-
7ialdemokratie m11 Genugtuung. Das Gefuhl, nach der 
Äthtung am K.1iscrreach durch soliJe und verantwortliche 
Arbeit am Aufbau einer sozialen Republik mitwirken und 

den Abbau von Klassenschranken erreichen zu können. 
ließ die Polemik des radikalen Flugeis der Arbeiterbewe· 
gung gegen die "Regicrungssozi.1listen,. und ihren haJb­
herzigen Kurs weithin abprallen. Die Politik dieses radib­
len Flügels - der linken Unabhängigen, vor allem aber der 
Kommunisten, von den Anarchosyndikalisten g,mz zu 
schweigen - erschien den meisten Kasseler Sozialdemo· 
kraten, nimmt ma11 die Berichte :ilterer Panermitglieder 
zum Maßstab, als unseuös. phrasenhaft und .,schreie· 
risch ". 

'b Phillpp Srheidem.1nn, gc:'b .. 1m .26. 7. 11165 in Ka~sel. Buchdruck~r. Sert 1890 Au tot und Redakt~ur an sozigldemokr.uuchen Zenun~en. 1905-1911 
Rcdo~kteur de~ ~ Kaueier Volk~bl.llts". 1911 m den Parwvorst.md der SPO gcwAhlt. 1903-1918 Rcichstag~abgcordnettr, seit 1913 Mrtglied der Fr~k­
tH>rafuhrung. Anfang Oktober 1918 St.l.ltuekretär un Kabinettdes Pnnzen M.1x von Baden. R1ef am 9. 11. I 918 ohne Einvernehmen mit Ebert dre Re­
publrk JU~. M1tglred dt:s R.rt~ der Volksbeauftr;rgtcn. Abgeordneter der N~tion~lverummlung. Febru;rr brsJunr I 919 Ministerpräsident; h1dt Verurt­
Ier Friedensvertrag flir unannehmbar und trat zuriick. 1920-1923 Reichstagsabgc:ordneter. I 920-1925 Oberbürgermeistervon Kassel. Von derlokalen 
und überregionalen Rechtspresse zusammen mit den übrigen S01.iJldcmokratischen Magistratsmitgliedern ständig unter fadcnscheini~en Vorwänden 
diffamiert. Am 4. 6. 1922 verübten Angehörige der rechtsradikalen .,Organisation Consul~ ein Blausäure-Attentat auf ihn. 1933 emigncrt. SchriebAt 
tikel gegen das NS-Rcgime in der internationalen Presse, von denen sich prominente Kasseler Sozialdemokraten aufDruck derGestJpo distanzieren 
mußten. St:trb in Kopenhagen .rm 29. II . I 939. 11interließ M.lOlHkript, 1n dem er den Weg der Sozialdemokr,Hie in der Weimarer Republik kriusch 
.m.llysrertc. Wellere Sdwftcn: Dre Sm:raldernokratte und das I leer ( 1911 ); Memorren eines Sozialdemokr,llcn (1928).- Da der Beitrag insges;~mt .1uf 
die folgende Darstellung vcm W1de~tand und Verfolgung unter NS·Zcit bezogen ut. smcl die Kurzbiographttn;~uch unterdielern Aspekt fortgefiihn . 
''Albert Grze~mski, geb. am 21!. 7. 1879 in Treptow a. d. Polleo~e (Pornmnu). Gdernter Metalldrücker. 1903-1906 Vorsitzender des SPD·Ortsve­
rt'tOb in Offenbach, 1906 Gcschäfufuh ter dö Ocut~c..hen Metallarbeitc:r·V crbandes in Offenbach, sert 1907 10 gle1cher Funktion in Kassel. 1913- 191 q 
Vorsit7Cnder des Ccwerksthaftskartdl~ in K.H~cl. Während des Krieges Mitglied in städtischen Krieg~aussch(hsen. [m November 1918 .turn Vor~it 
xenden des Arbeiter- und Soldaten rate~ in K.:~~sel und im Regierungsbe7irkgewähh. Als Delegierter Jes Bezirks Teilnehmer am Rätekoogreß. Mitglied 
Je~ I. unJ II. Zcntr.tlw~. 1919 1924 St;,dtverordneterln Kassel.l919-1933 Mitglieddespreußischen Llndrags.junrl9l9zum Unterstaatssckretä.ri.m 
Knegsmmr~tenurn em;rnnt. Oktober 1919 Lerter (Reich~kommrsur) tle~ mrt der Auflösung mrlit::irischer Dienst~tellen etc. befaßten ReichSilD 
wttklungsanttcs. 1921 - 1922 Referent im Reithsarbertsrninistnium. 1922- 1925 Präsident des Preuß1schen L01ndcspolizeiamts. 1925-1926 unJ 
1930-20. 7. 1932 Berliner Polizetpr.hitlc:nt. !926-11130 Prcußisc..htr lnntnrnini~ter. 1933 Flucht in die Schweiz. Anschließend bis 1937 in Frankreich, 
tl.ln.lCh in den USA. Dort Arbeit als Metall;ttbcner. Mit der Cesch1chte der Weimarer Republiksetzte sich Gnesimki in seinem Buch .,Li Tr.tgi-Comc:· 
du: de Ia Republique Allemdndc" (P.uis 1934; erweiterte Jlllcrikanische Ausgabe unterdem Titel ,.Inside German(; New York 1939) JU5c:ioander. E 
't;nb am 13. 12. 1947 m New York. ~ Vgl. bes. Qudlen :rur Geschichte der Rätebewegung in Deutschland 1918/19, Bd. 1: D er Zentralrat, 19. 1.2. 
1918-1$. 4 1919, be;Hbertet von E. Kolb und R. Rürup, Le1den 1968, S. XXXVIII f. 56 Michael Schnnbrich. geb. ;rm 6. 8. 1880m Stadtstemach/Ober 
fr<~nken. Sthuhmather. Serl 189<1 Mttglit:d der SPD und des Schuhrnacherverb.mdes; 1905-1915 Gcwerksch01fu~ekret:ir des Schuhmaehervcrb01ndt' 
in Wannciskirchen bet Remscheid und ir\ Frankfun/M3in. 1919 ADCB-Sekrerär und StJdtvcrordneter in Hmfeld, 1922 P3rteisekrctiir der SPD. 
M uglic:d dc!> prcußmhcn St.aatmtc:~. 1924- I 93J Rctclutat:)abgcordnctcr für den Wahlkreis Hcrsfeld-Hünftld·Rotwburg. Im April1933 für 6 W c 
chcn in SchurTh,lft Am l. 9 1939 erneilt verhaftet und ins KZ Sachsenhausen verschleppt. Don J.m 19. 9. 1939 nach Mißhandlung durch die SS ver 
stnrben -Siehe- 40 Jahre K.mclcr Volksblarr: J.a.O.; Lebenslauf, SradiJtchiv Kassel; Willi Beiz: Oie Standluften, 2. AuA., Kassell978, S. 73; Ein Le 
bcon Hir du:- Freihert. Eine Bc~mnung Juf dte Männerdes 20.Juli 1944 an läßlich der Einweihung der Vennebencn-SiedlungAdam von Trott zu Solz in 
1\Jssel, bearbertet vun August Franke, Kassel 1960, S. 85 f.; Hessische Nachnchten, 11. 10. 1949. S9 Rrch~rd Hauschildt, geb. am 1l. 11. 1876 m 
Hdmburg. Buchdrucker. Früh Mrtglicd der SPD und des Buchdruckervcrbandcs. 1905-1924 Redakteur und- ~eit 1911 -Chefredakteur des Kasseler 
Volksblatts. 1921-1925 Mitglred des Prtußischcn Landtages. 1924 zeitwerhg kommissarischer Landrat d<!s Krei~es Hersfeld. Seit 1929 Leiter der Wer 
beabteilung beim SPD-Vomand und Redakteur der "Sozialdemokratischen Parteikorrespondenz~. Am 24. 6. 1933 in Berhn verhaftet und bis Oktober 
1933 im KZ Oranienburg fe~tgehalten. Nach Kassel entlassen. Polizciauf~icht und Verhöre. Am 7. I 2. 1934 aus dt'm Leben geschieden.- Siehe 40 Jah 
rc: Kasseler Volksb),llt: a.;}.Ü.; WG-Aktc R. Hauschildt, W. Beiz: a .. 1.0 .• S. 71, Hermann-JoscfRupierer: 3 0er Kampf gegen die nuionalso;:ialistischc 
Seuche•: Die WerbeJbtellung der SPD und die Auseinandersetzuns mit der NSDAP 1929-1932, in: IWK, 19. Jahrgang 1983, 5. 1 ff. 60 Gcorg H~ 
rmg, geb. 5. 3. 1885 in A"ho~flenburs. Emndreher. $PO-Mitglied sert 1906, 1913-1920 Redakteur beim ,Kasseler Volksblatt •. 1919 Mitglied der J<.u· 
~eler Stadtverordneten· V crsammlung. 1920- 1923 besoldeter Stadtrat unter Schcidcmann, 1923-1933 landesrat beim Landeshauptmann d~s Bczrrb· 
verbandesdes Regicru ng)be:z.irks Kassel. Mitglied des Kommunallandtages. 1926· I 933 preußischer StJa tsrat. 1933 gemaßregelt und seiner Amterent 
hoben. Kurzzeitig in Poliuihaft, anschließend unter Polizeiaufsichtmit täglicher Meldepflicht. Nach J 945 Sozialdezernent der St~dt Kassel, Landes 
hJuptmJnn. Leiter des Bezirkskommunalverbandes Kassel und Landwirtschaftsminister im ersten hesmchen Kabinett. 1952 erster Dirtktor des Lan­
deswohlfahrtsver?andes. starb .1m 24. 8. 1973 in.Kassel.- Siehe 40 Jah1e Kasseler Vo~ksblatt: a:a.q.; WC-Akle G. Haring; Hessische Allg~meine: 25. 8. 
197 3. ol Ru doll Frerdhof, gcb. arn Z3. 9. 1888 m Gerlacbsherm/Baden. Dreher. Sert 1906 Mttglred der SPD. 1921- I 928 Abgeordneter 1m Badrscben 
Landt;rg. 1922-1928 Vorsitundcr des $PD-Stadtbezi rks Mannheim. 1925-1928 Stadtverordneter rn M;rnoheim. 1928-1933 Bezirkssekretär der SPD 
rn Kassel. Anfang M:irL 1933 verhJftet und •m Mai vom Landgericht KJsscl wegen dngeblicher ,.Aufforderung zum Ungehorsam" rn ernem Flugb!Jtt 
•• 10 die Kasseler Polizcrbe;untcn" :w uen Reichstagswahlen vom S. März 1933 z:u vier Monaten Gdangni~ verurteilt. Anschheßcnd weiter in .Schutz· 
haft" bis EndeJuli 1933 im KZ ßreitcnJu. O.rnach Verbüßung der Cdangnisstrafc.lm Zuge der Verhaftungsaktion nach deo120.juli 1944 erneut f~~t 
genommen und von August bis Oktober 1944 im KZ Sachsenhausen mhahiert. 1945-1949 Regierungsrat beim RP in KaHd. 1946-1964 Stadtverord 
neter in Kassel, ab 1956 Stadtverordnetenvorsie her. 1946 Mitghed der verfassungsgebenden Landesversammlung von Hessen. 1946-1949 Vorsitzen· 
der der SPD-Fraktion im Hessischen Landtag. 1949-1957 Bundestagsab~ordneter. GestoTben am 25. 1.2. I 983 in Kassel.- Vgl. die Festschrift: Rudolf 
Freidhof90 Jahre, o.O., o.J. 61 Cornelius Gellen, geb. a.m 7. Tl. 1887 m Kassel. Schreiner. Friih Mitglied der SPD und der Arbeitersportbewegung. 
1920-1933 Bundeworsrtzender des ,.Arberter·Tum-und Sportbundes". B1s 1933 Reichstagsabgeordneter der SPD. 1933 mehrfach kurzzciug in Polt 
7.eih.1ft. Am I. 9. 1939 erneut verhaftet und bis November 1940 im KZ s~chsenhau~en. Starb am 30. 12. 1944 in KasseL - Vgl. WG-Akte C. 
Gellen. tJ Chrmian Wrttrock. geb. am Z. 1 I. 1882 in K:usel. Büroangestclltcr. Friih Mnglicd der SPO. 1920- I 924 besoldeter St:tdtrat und Leiterdes 
Wohnungsamtes tn Kassel im Mag1strat von Philipp Scheidem.um. 1924-1933 Stadtverotdncter. Mitglied des preußischen Sta.mrates bu 1933. 1933 
als Verwaltungsdirektor und GtschäftsfUhrer des Betriebs· und Innungskrankenkassenverbandes in Kas~cl entlassen. Am 2.l. März 1933 voo Kauekr 
SAm den ~Bürgersälen~ schwer mißhandelt und bis 1935 mehrfach !ur kurze Zeit inhaftiert. Von Anfang September 1939 bis zum23. 4. 1945 im K1 
Sachsenhausen in Haft. 1945- 1948 VerwJ.Itungsdirektorder AOK Kassel. Stadtverordneter und Stadtverordnetenvorsteher bis Mine der 50cr Ja.bre. 
Abgeordneter de$ hessischC'n LJJJdtages. Starb ~m 14. 11 1967 in KJs5cl.- Siehe .Hessische Nacbricht~n~. 2. I t. 1950; .Hessischcr Soont.t!·· 2. II. 
1952; WG-Akre C. WittTock. 
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.,Die Kommunisten hatten ihre Schalmeien-Musik ... Mit 
der marschierten sie dann in Protestmärschen durch die 
Stadt zum Martinsplatz vor die große Kirche; da wurden 
dann meistens die Reden geschwungen, am Denkmal von 
Philipp dem Großmütigen ausgerechnet. Und dann ging 
der Zug die ganze Marktgasse runter ... und die Kasseläner, 
die da so auf dem Marktplatz herumstanden, sagten dann: 
,Gucke mol do, die Revolution kimmet die Marktgasse 
runner! Das war so ein Schl.tgwort, das hat sich jahrelang 
gehalten, weil der Kasseläner diese extremen und radika­
len politischen Bekenntnisse nicht so ernst nahmen. 
Jedenfalls wollte er damit nicht groß was zu tun haben ... 
Die Kommunisten hatten keine Führung, sie hatten über­
all kleine Revoluzzer, ... die eine große Klappe hatten, die 
irgendwo auf dem Platz anfingen, eine große Rede zu 
schwingen, aber alles angeft.illt mit Phrasen, mit so Schlag­
sätzen, die sie irgendwo mal gelesen hatten, wo aber nichts 
dahinterstand ... "64 "Die KPD war ja bedeutungslos; die 
Kommunisten waren eine kleine Gruppe - und jeder hat 
was anderes gewollt. Und dann gab es noch den ISK und 
alle diese kleinen Gruppen, aber das war ja nich t bedeu­
tend ... Angebote zu gemeinsam en Aktionen seitens der 
KPD hat es immer gegeben. Wir waren ja die ,Brüder'. Als 
mir das einer wieder einmal in Arolsen gesagt hat: ,Wir 
sind Brüder', da hab ich gesagt: ,Kain und Abel waren 
auch Brüder!'"65 "Die KPD hat immer versucht, mit uns 
zusammen zu protestieren, ... aber wir haben dafür nichts 
übrig gehabt, weil wir die Position bezogen haben, daß wir 
den Kommunisten und auch der USPD das Dilemma zu 
verdanken hatten, daß die Bürgerlichen und dann die Na­
zis zu Macht kamen. Nur die Spaltung der Arbeiter­
schaft!. .. Wenn wir uns einig gewesen wären und wären 
nur eine Partei geblieben, dann wäre das nie im Leben vor­
gekommen ."66 "Die Kommunisten, das sind Opposi­
tionsgeister."67 
Die über Jahrzehnte -auch nach der Erfahrung faschisti­
scher H errschaft - stabil gebliebenen und eher noch ver­
härteten Formeln politischer Distanzierung von der ande­
ren Arbeiterpartei, wie sie aus den Rückblicken Kasseler 
Sozialdemokraten sprechen, verweisen auf bestimmte 
Grundelemente des Organisations- und Politikverständ­
nisses des sozialdemokratischen Lagers: Mißtrauen gegen-

über spontanem Massenhandeln und direkten Protest­
ak-tionen; das Bewußtsein, statt "leerem .. Protest und ver­
balradikaler Totalopposition solide und sachliche Arbeit 
zu leisten;67J das Selbstbewußtsein, die Tradition, Konti­
nuität und Einheit der Arbeiterbewegung selbst zu reprä­
sentieren; dte Abqualifikation des radikalen Flügels der 
Arbeiterbewegung als spalterisch und "bedeutungslos", 
und zwar unabhängig von den politischen Anlässen und 
den Wahlerfolgen der Radikalen;61! die Überzeugung, die 
längere Organisationserfahrung und die überlegene, bes­
ser gefU.hrte Organisation zu besitzen. Dieses Selbstver­
~tändnis w:1r geprägt durch die poli tikbestimmende 
Schicht der Mandatsträger, der aktiven und zum Teil fes t· 
angestellten Partei- und Gewerkschaftsfunktionäre sowie 
der sozialdemokratischen Bediensteten und Beamten in 
den kommunalen und staatlichen Behörden. 
Welche Bedeutung allein den SPD-Mandatsträgcrn tm 
Bezirk Hessen-Kassel zukam, zeigt ein Blick auf die fol­
gende Tabelle.-. 

Tabe/Ir 1: MandrJISiriJger drr SPD in dm Sttldtm und Gl"­
mrinden drs Batrks 1/mm Kassel in tim }abmt J 930, 
/931. 

1930 1931 

Stadtverordnete in 15/35 Städten 88 160 
Gemeindevertreter in 297/274 

Gemeinden 1460 1252 
Bürgermeister 102 80 
Gemeindevorsteher 0 80 
besoldete Stadträte 2 1 
Vertreter in Kreistagen und im 

Provinziallandtag 175 127 

Summe 1827 1662 

Q!.tellen: Jahrbuch der Deutschen Sozialdemokratie rur 
das Jahr 1930, hrsg. vom Vorstand der Sozialdemokrati­
schen Partei Deutschland, o.O., o.J. (Berlin 1931), S. 206; 
Jahrbuch der Deutschen Sozia ldemokratie rur das Jahr 
1931, o.O., o.J. (Berlin 1932), S. 148. 

M Be,richt A.xel Herwig (1976, A. Mehmet). 65 Bericht RudolfFreidbof ( 1976. C. Fischer·Oefoy). 66 Bericht August Peter (1976, A. Mehmet) - Au· 
gust Peter, geb. am 17. 4. 1899 in Kassel. Seit 1918 SPO- und Gewerksch;~thm1tglied . 1924 Mitbegründer des Kasseler ReichsbJnners. I 93 I Mttglied 
der Eisernen Front. Gestorben am 7. 11. 1979 in Kassel. - Vgi.A. Mehmet: il.a.O.,S. 224. 1>7 Bericht Fritz Wilke (l976,A. Mehmet). Fritz Wilke,geb. 
1901 in Kassel. Dreher. Seit 1920 Mitglied der SPO. Aktiver Arbe1tcrsponler. Vgl. A. Mehmet: a.a.O., S. 225. 67• ~Während wir unsere O rganisation 
ausbauen, sehen wir bei den Kommunisten Zersetzung und grenzenlose~ Durcheinander. Ocr K;~mpf allergegen alle ist bei ihnen an der T<~gesord· 
nung.• (Bericht über das Jahr 1928. Sozialdemokratische Partei. Ortsverein Kassel, o.O .• o.J. [K.Jssell928}, S. 1 9). 63 .Die Tatsache, daß nach 1930 
di~:: KPD immer mehr StJmmen gewonnen hat, während die SPO Stimmen verlor, w.u k~iu Problwl ftr um. Wieso ~ullte d:u ein Pwblem sein? Es )iud 
ta nich[ alle weggelaufen ... ft (Bericht Rudolf Freidhof, 1976). 
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Von 870 sozialdemokratischen Bürgermeistem im Reich 
im Jahr 1930 stellte der kleine Parteibezirk Hessen-Kassel 
allein 102 und übertraf zusammen mit dem Bezirk Fran­
ken die übrigen Bezirke bei weitem.69 Setzt man die Zahl 
der Mandatsträger zur Mitgliederzahl des Bezirks - Ende 
1930: 13 450, Ende 1931: 12 84070 - in Beziehung und 
vernachlässigt dabei die Mehrfachfunktionen von Man­
datsträgern, so ergibt sich für 1930 ein Anteil der Man­
datsträger an der Mitgliedschaft von 13,6 %, für 1931 von 
12,9 %. Läßt man wegen der Mehrfachfunktionen cüe 
Kreistags- und Provinziallandtagsabgeordneten beiseite, 
so beträgt der Anteil immer noch 12,3 bzw. 12%. Fast je­
des achte Mitglied Jer SPD nahm also ein politisches 
Mandat auf kommw1aler oder regionaler Ebene wahr.71 
Aufgrund des hohen Mitgliederanteils von Stadt und 
Landkreis Kassel - Mitgliederstand der SPD Kassel-Stadt 

Tabelle 2: Altersstmktur der Mitgliedschaft des SPD-Bezirks 
Hessen-Kassel 1930. 

Gesdlnl-mf.lglf~der 
am31..lJe.Je tnber1930:13450 

Miinnl/ci}IJ 71202 
dt~YDalfelblfcl)e 2 248 

Quellen: SPD. Geschäftsbericht. Bezirksverband Hessen­
Kassel. 1. Januar-3 1. Dezember 1930, o.O., o.J. (Kassel 
1931), s. 59. 

am 31. 12. 1930: 5208 (38, 7% der Bezirksmitgliedcrzahl), 
der SPD Kassel-Land: 2234 (16,6 Ofo)7.2- muß cüeser Anteil 
für Kassel allerdings geringer veranschlagt werden. 
Anders als bei den Mandatsträgern, zu denen noch die 
Abgeordneten in Reichstag und preußischem Landtag ge­
zählt werden müssen, läßt sich die Zahl der festangestell­
ten Funktionäre in Partei, Gewerkschaften, Umfeldorga­
n isationen und Selbsthilfeeinrichtungen ebensowenig 
präzise fassen wie die Zahl der Mitglieder und Funktionä­
re, die in kommunalen und staatlichen Behörden am Ort 
beschäftigt waren. Anteil und innerparteiliches Gewicht 
besonders dieser Gruppe von kommunalen Arbeitern, 
Angestellten und Beamten waren jedoch in Kassel be­
trächtlich.73 
Soziologische und statistische Daten zur Struhur der SPD 
im Kasseler Bezirk, wie sie fUr das Jahr 1930 vorliegen, ent­
halten zusätzliche wichtige Informationen zur Verfassung 
der Partei in Kassel und Nordhessen zwei Jahre vor der 
Machtergreifung der NSDAP, auch wenn sie keine diffe­
renzierten Aussagen zur Soziologie der Mitgljedschaft 
und zu ihrer Bedeutung fur das Selbstverständnis und die 
politische Ausrichtung der Bezirkspartei erlauben. 

Tabdlt 3: Daua der Mitgliedschaft im SPD-Bezirk HrJ­
sm-Kassel 1930. 

Q!Iellen: SPD. Geschäftsbericht. Bezirksverband Hessen· 
Kassel. 1. Januar-31. Dezember 1930, o.O., o.J. (Kassel 
1931), s. 59. 

6U Jahrbuch der Deutschen Sozialdt'mokratit' flir das Jahr 1930: a.a.O., S. 206. D(r Partt'ibezirk Hes5cn-K.assel (Nr. 17) lag 1930 unter den 33 SPD-Be 
zirken no~ch derZahl der Einwohner an 32. Stelle, der Parteimitglieder o~n 30. Stelle, dem Verhältnis der SPD-Stimrnc:n (RT-Wahl14. 9. 1930) zur Ein 
wohncrzahl an 8. Stelle, der Zahl der Ortsgruppen an 15. Stelle und dem Mitgliederanteil der Frauen an 22. Stelle. Siehe Jahrbuch der Deutschen So­
zialdemokratie tur das Jahr 1930: a.a.O., S. 210. 70 SPD. Geschäftsbericht. Bezirksverband Hessen-Kassel, 1. Januar b1s 31. Dezember 1930, o.O. 
o.). (Kassel1931), S. 58;Jahrbuch der Deutschen Sozialdemokratie fiirdasjahr 1931 , a.a.O., S. I 15. 71 Mit diesem Anteillag der Kasseler Bezirkhin 
ter den SPD·Bezirken an 2. Stelle hinter Baden; im Durchschnitt der Parteibezirke betrug der Anteil im Jahr 1930 4,8 %. Vgl. A. Mebmet: a.a.O., S 
101. 72 SPD. Geschäftsbericht. Bezirksverband Hessen-Kassd: a.a.O., S. 58. 73 Dies legen u.a. auch zahlreiche Hinweise in den K.lsselerWiedet· 
gutmachungsakten nahe, die allerdings unter diesem Aspekt noch nicht präzise ausgewertet sind. Nicht zum Maßstab genommen werden kann die auf 
diesen Punkt zie!.ende gehässige Polemik der zeitgenössischen bürgerlichen Kasseler Tagespresse, insbesondere der deutschnationalen .Kasseler 
Post•, die in der Ara Scheidemann die angebliche .Parteibuchwinschaft• der SPD im Kasse.ler Rathaus immer wieder anprmgerte. Zu Recht vcrwie~ 
di<' SPD darauf. daß sie ihre Mehrheit in der Stadtverordnetenversammlung z. B. bei der Beset2ung des Magistrats nicht einmal ausschöpfte. Vgl. So­
ziJidemokratische Arbeit im R.nhaus zu Cassel. Hrsg. vom Bezirks-Vorstand der VSPD, Cassel 1924, S. 40. 
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Tabelle 4: Beruftgliederung der Mitgliedsc!Jaft drs SPD-Bczirks 
Hessen-Kassel 1930. 

BERUFS= 
GLIDERUNG 

FRAl/EN 
HAl/S# 

FNAUEN 
UNGllE~NT! 

ARBEITER. 

.1.&... 
JEI.MTANW 

rACH­
ARBEITE~ 

A~rEmE BEAMTE LANDw/lrE HANIMMIA 

Al'bef.l..slose 
~f.l.glfedel': S ß 6 6 

Quellen: SPD. Geschäftsbericht. Bezirksverband Hessen­
Kassel. a.a.O., $. 60. 

Gegenüber einem Qyerschnitt der Gesamtpartei74 wies 
die Kasseler SPD einige nicht unbedeutende Besonderhei-

ten auf. Hinsichtlich ihrer Altersstruktur sah sich die SPD 
- gerade auch in der Auseinandersetzung mit der KPD -
mit dem Negativbild konfrontiert, auf dem Wege zu einer 
überalterten Partei zu sein, die ihre Anziehungskraft ge­
genüber der jüngeren Generation zunehmend verliere. 
Dieser Befund wird sowohl für den Qyerschnitt der Ge­
samtpartei wie fur den Bezirk Hessen-Kassel in der Ten­
denz bestätigt. In beiden Fällen zeigt sich eine kontinuier­
liche Abnahme des Anteils der jüngeren AJtersgruppen, 
mit einem deutlichen Tiefpunkt beim Anteil der 20- bis 
25jährigen.75 Dabei erwies sich die nordhessische SPD je­
doch als die "jüngere" Partei. Während bei ihr der Anteil 
der Altersgruppe der bis zu 30jährigen 24,3% ausmachte, 
belief er sich fiir die Gesamtpartei lediglich auf 18,2 Ofo. 
Der Mitgliedergewinn der oordhessischen SPD 1929 und 
1930 umfaßte offenkundig relativ mehr Angehörige der 
jüngeren GenerJtion. Ab 1931 schrumpften, abgesehen 
von Kassel-Stadt, jedoch die Mitgliederzahlen des Kasse­
ler Bezirks, was den Trend zur "Überalterung" der Partei 
auch hier verstärkt haben dürfte.76 Deutlich ist sowohl im 
Kasseler Bezirk wie bei der Reichspartei das Übergewtcht 
bei der Generation der 35- bis 50jährigen sowie der hohe 
Anteil der 50- bis 60jährigen.77 Dies kennzeichnete die 
SPD vor allem gegenüber der KPD- und auch der NSDAP 
- als eine Partei der Älteren und der "gestandenen Fami­
lienväter", ein Sachverhalt, der fi.ir die Praxis oppositio­
nellen Verhaltens in der Dihatur von Bedeutung sein 
sollte. 
Was die Dauer der Parteizugehörigkeit der Mitglieder an­
geht, unterschied sich der $PD-Bezirk Hessen-Kassel bei 
zwei Gruppen auffiillig von der Gesamtpartei. Fast 16% 
der Mitglieder waren erst im zurückliegen denJahrzur Par­
tei gestoßen (Gesamtpartci: 8,4 %), Beleg fiir den relativ 
starken ahuellen Mitgliederzuwachs in Kassel und Nord­
hessen. Zweitens lag der Anteil derjenigen, die der Partel 
bereits 20 Jahre und länger angehörten, deutlich unter 
dem der Gesamtpartei (6,8 gegenüber 14,1 %).78 Im übri­
gen verfUgte die Kasseler SPD wie die Gesamtpartei über 
einen breiten Stamm langjähriger Mitglieder; etwa 50 Ofo 
.von ihnen gehörten der Partei länger als 5 Jahre an79- wie· 
derum ein charakteristischer Unterschied zur KPD, bei 
der diese Gruppe lediglich etwa 15 0/o ausmachte.SO 

74 E.ine Berufs·, Alters- und Organisationsstatistik, in:Jahrbuch der Deutschen Sozialdemokratie fürdas Jahr 1930: a.a.O., S. 193 fL Die Erhebung be­
zog sich auf 393 Onsvereine mit 117 247 Mitgliedern und erfaßtc 11 ,33% der Gesamtmitgliedschaft der SPD im Jahre 1930. 75 Die Anteile der Al­
tcrsgruppcn verminderten sich wie folgt (Hesscn·~ssei/Reich): 35-50 Jahre: 40,7%/40.9%, 30-35 Jahre: 14,5 %/12,8 %, 25-30 Jahre: 13,5%/ 
10,3 O/o, 20-25 Jahre: 9,3 %16.7%. Die reichsbezogene Statistik weist aus, daß die Abnahme bei der Gruppe der 35· bis 40jährigen begann. Vgl. Eme 
Berufs-, Alters· und Organisationsstatistik: a.a.O., S. 195. 76 Mitgliederentwicklung der SPD im Bezirk Hessen-!<Jissel: 12 766 (3 1. 12. 1929), 13 450 
(31. 12. 1930), 12 840 (31. 12. 1931 ). SPD-Ortsverein Kassd·Stadt: 4091 (1. 7. 1928), 4307 (1. I. 1929), 4775 (1. I. 1930), 5208 (1. 1. 1931 ), 5054 (1.1. 
1932).- Vgl. SPD. Geschäftsbericht. Bezirksverband Hessen-Kassel: a.a.O., S. 6, 58, 74;Jahrbuch der Deutschen Soziafdemok:ratie rur das Jahr 1931 : 
a.a.O., S. 115; Kasseler Volksblatt, 18. 3. 1932. 77 Anteil der 50- bis 60jährigcn: Hesscn-Kassel16,7%, Reich 19,6 %. 78 Tabelle 2; Berufs-, Alters.· 
und Organisationsstatistik: a.a.O., S. 194. 79 Hesston-~ssel: 46,6 %; Reich: 53,5 %. V~l. Tabelle 2; Berufs-, Alters· und Organisationsstatistik: 
4.a.O., S. 194. 80 Vgl. dazu die Daten fiir den KPD-Bezirk Nicdcrrhem und den Unterbezirk Duisburg bei DetlefPeukert: Die KPD im Widerstand 
Verfolgung und Untergrundarbeit an Rhein und Ruhr 1933- 1945, Wuppertal 1980, S. 51 ff. 
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Die auffäHigsten Unterschiede in d~r Zusammensetzung 
der Partei zwischen Kasseler Bezirk und Gesamtpartei 
weist die Statistik der Beruf~glicderung auf. Zwar stellte 
die Gruppe der Facharbeiter in beiden Fällen den größten 
Anteil (Hessen-Kassel: 34,2 %). Fast gleichgroß (30,6 %) 
war im Kasseler Bezirk jedoch die Gruppe der ungelernten 
Arbeiter, während sie für die Gesamtp.utei lediglich mit 
5,4 Ofo .wsgewiesen wurdc81 - ein Unterschied, der mit der 
ländlichen Struktur des Kasseler BelJrks zusammenhän­
gen dürfte. Die Anteile der Angestellten und Beamten 
(11,4 und 2,8 Ofo im Kasseler Bezirk) entsprachen dem 
Durchschnitt der Gesamtpartei. Sie machen deutlich, daß 
auch die nordhessische SPD trotzder gerade hier schon zu 
Beginn der Republik laut werdenden Position , dte SPD als 
Volkspartei zu definieren und sich verstärkt um die Mit· 
telschichten zu bemühent!2, eindeutig Arbeiterpartei ge· 
blieben war. Da sich allerdings die sozialdemokratischen 
Angestellten und Beamten vor allem auf das Verwaltwlgs­
:r.entrum Kassel konzentrierten, lag ihr Anteil in der Kasse­
ler SPD mit Sicherheit erheblich über dem Bezirksdurch­
schnitt und bezctchnete hier eine weitere bedeutsame Dif­
ferenz zur KPO. Wie sehr schließlich die ökonomische 
Krise auf die Regton und ihre Arbeiterschaft durchschlug, 
zeigt der hohe Anteil der arbeitslosen SPD-Mitglieder 
Khon im Jahr 1930 (43,6 OA1). 
Versucht man das soziologische Profil der Kasseler SPD in 
der Endphase der Republik auf einen groben Nenner zu 
bringen, dann läßt sie sich als Arbeiterpartei mit Schwer­
punkt in der Facharbeiterschaft der mittleren und älteren 
Generation kennzeichnen, in der einerseits in erstaunlich 
hohem Umfang auch ungelernte Arbeiter organisiert wa­
ren, andererseits Angestellte und Beamte eine beachtliche 
Minderh~it bildeten, die zwar im Parteileben weniger in 
Erscheinung trat, auf die politische Orientierung der Par­
tei aber einen nicht unbeträchtlichen Einfluß ausübte.SJ 
Als politikbestimmende Gruppe der Partei erscheinen die 
wenigen hauptamtlichen Parteiangestellten, die öffentli­
chen Bediensteten vor allem der kommunalen Behörden 
sowie die Angestellten der Gewerkschaftsverbände und 
der sozialdemokratisch beeinflußten Organisationen 
ökonomischer Selbsthilfe und sozialer Sicherung. Bei ih­
nen handelte es sich weit überwiegend um gelernte Fach­
arbeiter, deren Selbstverständnis und innerparteiliches 
Auftreten trotzder Veränderung ihres sozialen Status an 
der Tradition der Arbeiterbewegung orientiert war. Aus 
dieser maßgeblichen Gruppe rekrutierte sich auch die 
Mehrzahl der politischen Mandatsträger. Die politisch-

organisatorisch~ Aktivität der Partei wurde: im wesentli­
chen von einer breiten Schicht ehrenamtlicher Funktio­
näre getragen. 
Organisation und Praxisverständnis der Kasseler Partei, 
die in ihrem poliüschen Kurs bis 1933 zur gemäßigten 
Mitte der Reichspartei gehörte, blieben vom Erfahrungs­
hintergrund ihrer maßgeblieben Schicht von Funktionä­
ren und Aktivisten bestimmt. Wie das politisch-strategJ­
sche Denken der Partei trotzder ab 1930 offenbaren Her­
ausforderung durch die terroristische Massenbewegung 
der NSDAP auf den zunehmend ohnmächtiger werden­
den Defensivkurs der Verteidigung der Republik mit den 
klassischen Instrumenten parlamentarisch-demokrati­
scher Politik fi:ciert blieb, so war die Praxis des sozialdemo­
kratischen Lagcrs durch ein hochgradig formalisiertes und 
bürokratisch-starres Verständnis organisierten Handeins 
geprägt. ln den Geschäfts- und Rechenschaftsberichten 
der Kasseler SPD überwogen auch in der Phase der zuge­
spitzten politisch-ökonomischen Krise - sicherlich ty­
pisch fiir die Gesamtpartei- die mit akribischer Genauig­
keit ausgewiesenen, gleichwohl beschwichtigend interpre­
tierten Wahldaten, die selbstbewußten Hinweise auf die 
Zahl der durchgefuhrten Veranstaltungen, verteilten 
Flugblätter, gehaltenen Reden, der Gremiensitzungen. 
der Beitragsleistung der Mitglieder usw.84 Dieses in der 
Tradition stetiger, korrekter und hierarchisch geregelter 
Organisationsarbeit erstarrte Denken und Handeln hatte 
den soliden, fleißigen, in der Verwaltung der Organisa· 
tion aufgehenden Parteibeamten, dem nichts ferner lag Jls 
das Aufrührerische und "Unordentliche" verzweifelt-re­
bellischer Massen und die politische Rolle des Volkstribu­
nen, zur bestimmenden Figur sozialdemokratischer Poli­
tik werden lassen. Die innerparteiliche Kritik an dieser 
Entwicklung vermochte wenig zu ändern. Mit bemerkens­
werter Deutlichkeit hatte Albert Grzesinski 1930 dieses 
Manko der Kasseler SPD vorgehalten: ,.Auch in der Arbei­
terbewegung gibt es heutzutage einen Instanzenweg, der 
vielfach die gleichen Nachteile aufweist, wie der lnstan­
zenweg einer Verwaltung ... Heute möchte ich zum Kampf 
aufrufen gegen den Papierkrieg innerhalb der Arbeiterbe­
wegung, gegen die Aktenüberschätzungen in unseren Rei­
hen, gegen den Aberglauben vor Zahlen und Statistiken 
Unsere Bewegung stellt sich dem Betrachter von außen 
vielfach als ein würdiges Etwas in Bratenrock und Zylin ­
der dar." Die Partei brauche einen "stürmischen Reini­
gungswind", nicht "jenes republikanische Säuseln, das seit 
Jahr und Tag große Mode geworden ist,..S5 

81 Tabell( 4; Berufs·. Alters- und Organisationsstatistik: a.a.O., S. 194. 82 Vgi.J. Höpken: a.a.O., S. 99. 83 Vgl. SPO. Gescb:iftsbcncht. Bezirksver• 
band Hessen-Kassel: a.a.O., S. 72 f.. ln dem Bericht wird Krit1k _geübt sowohl an mangdnder ,.Mitarbeit der Beamteo_genossen am Parteileben• alr 
auch an der ~in den Bez irksversammlungen oft hervorgerufene(n) Oebatt( ube.r die Beamten- und Angestelltenschaft, die nicht •mmer der Sache 
forderhch ist" (a.a.O., S. 73). 84 Vgl. SPO. Geschäfrsbcrichr. Bezirksverband Hessen-Kassel: a.:~ 0 iS Alben Gnesinsk:i · lm Entsche1dungskampl 
10: 40 Jahre Kasseler Volksblut: a.a.O ., S. 9. 
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In der politischen Auseinandersetzung mit der NSDAP 
und der bürgerlichen Rechten einerseits, der eigenen Lin· 
ken, den sozialistischen Splittergruppen und der KPD an­
dererseits verhallten die Stimmen, die eine grundlegende 
Neuorientierung sozialdemokratischer Politik forderten, 
auch in Kassel ungehört.S0 Die sich jagenden Wahlkämp 
fe der IetztenJahre der Republik hielten die SPD in einem 
Zustand atemloser Geschäftigkeit. Die- ungeachtet der 
Wahlresultate und der Dynamik des Kampfes um den Be­
stand der Republik - starre Fixierung auf die Wahlen als 
den einzig relevanten Gradmesser der eigenen politischen 
Stärke und Handlungsfahigkeit87 ließ rue bis zum äußer­
sten angespannte Organisationstätigkeit im Rahmen der 
Wahlkämpfe88 als Beleg dafür erscheinen, Jtles Mögliche 
getan zu haben. Die Tatsache, daß die Funktionäre, Akti­
ven und Helfer der Partei fast pausenlos im Einsatz waren, 
rue besten Parteiredner im Bezirk ZU Wahlkampfzeiten 
häufig an drei Orten täglich auftreten mußten,89 ließ 
grundlegendes Nachdenken über eine alternative politi­
sche Strategie und Praxis kaum noch zu. Die rastlose Akti­
vität wurde begleitet von zunehmender Erschöpfung und 
der manchmal aufkommenden dumpfen Ahnung der 
Vergeblichkeit der Anstrengung, die in der offiziellen Agi­
tation durch radikale Rhetorik und siegesgewisse Parolen, 
aber immer wieder auch durch rue in den Versammlungen 
und Kundgebungen angefachte Begeisterung der Mitglie­
der und Anhänger gebannt wurde. Vielen Protagonisten 
der SPD auch in den Bezirken erging es so, wie es Wilhdm 
Hoegner beschrieb: "Seit zwei Jahren wurden wir von 
Wahlkampf zu Wahlkampf, als Redner in Hunderte von 
Versammlungen ... gehetzt. Das und die zahllosen Sitzun­
gen und Aufregungen, der Mangel an Schlaf und geregei­
lem Leben zerrütteten uns. Wir hatten einen Schleier vot 
Augen, die Nerven versagten, die Gehirne arbeiteten 
nicht mehr. Nur einmal, als ich mir im hessischen Wahl­
kampf, im Herbst 1931, eine Rippenfellentzündung zuge­
zogen hatte und wochenlang krank lag, war mir mit der 
Befreiung vom politischen Alltagskram die Schwere unse­
rer Lage ganz klar zum Bewußtsein gekommen."90 
Die NSDAP, die bei den Reichstagswahlen 1930 in Kassel 
zur zweitstärksten Partei hinter der SPD aufgestiegen war 
und im April1932 mit 43,9% der Stimmen die Sozialde­
mokraten um mehr als 15 Prozentpunkte hinter sich gelas· 

sen hatte91, wurde tm Kasseler Volksblatt, m zahllosen 
Versammlungen, mit Flugblättern und Wahlkampfftl­
mcn9l von der Kasseler SPD erbittert bekämpft. Schon 
1930 fuhrte sie eine: gesonderte: Ver~>amml ungskJmpagnc 

tm Bezirk durch unter dem Motto .,N.uionalsoziali~mus­
Deutschlands Untergang; Sozialismus - DeutS(. hla11ds 
Retrung".Y3 Über die politische und gesellschaftspoliti 
sehe Ausrichtung und Funktion der NSDAP und ihn: 
Todfeindschaft gegen die gesamte Arbeiterbewegung. 
auch und gerade gegen die "Systempartei" SPD, konnten 
in der sozialdemokratischen Ö~lentlichkeit keine Zweitel 
bestehen. Der Kopf und Sprecher der Kasseler NSOAP, 
Roland Freister, fUhrtedenörtlichen Sozialdemokraten tn 

der Stadtverordnetenversammlung und anderswo immer 
wieder in brutaler Offenheit vor Augen, wJs auch sie unter 
einer NS-Diktatur zu erwarten hätten.94 Im Kasseler 
Volksblatt nahm die Berichterstattung über die örtliche 
und reichsweite Entwicklung der NS·Bewegung - vor al 
lern bezogen auf tagespolitische Einzclvorgänge, jedoch 
auch auf strukturelle Merkmale der NS-ßewegung - einen 
breiten Raum ein. Trotz aller zutreffenden Erkenntnisse 
über den Charakter und die politische Stoßrichtw1g na 
tionalsozialistischer Politik und trotz JJier ße~chwörung 
der Gef.1hr fur die Existenz der Demokratie und die Posi­
tionen der Arbeiterbewegung fehlte jedot.h wetthin eine 
präzisere Einsicht in die Ursachen des Aufstiegs der 
NSDAP zur Massenbewegung und vor allem in die Rück 
haltlosigkeit und Dynamik ihrer Politik.95 Eine gewisse 
Ausnahme bildete eine Broschüre des Kasseler SPD-Be­
zirk.ssekretärs RudolfFreidhof über die "Faschisusche Ge 
genrevolution".96 Freidhof hatte die Broschüre, die auch 
beim Parteivorstnnd Aufmerksamkeit erregte, au~ Verärge­
rung und Beunruhigung über die Oberflächlichkeit der 
SPD-Agitation verfaßt.97 Freidhof, der Hauptredner m 
der Auseinandersetzung mit der NSDAP im Bezirk, legte 
hier- orientiert an den Kategorien der marxistischen Klas­
sentheorie - eine bemerkenswert klare Analyse der poli­
tisch-sozialen Ursachen Hir den Aufstieg der NS-Bewe­
gung, ihrer sozialen Struk'tur, Programmatik und politi­
schen Methoden vor. Was die Gegenpolitik der SPD an­
belangte, gelangte aber auch Freidhof über die übliche ra­
dikale Rhetorik nicht hin.tus. "Die sozialdemokratisLhe 
ArbciterklJsse ist mit dem Kapp-Putsch fertig geworden, 

Ho Vgl. A. Mc:;hmet: a.a.O., besonders S. 166 ff., sc;>w•e den Beitrag von 0 . Krause-Vilmar ~ur ~hJ,r der Mlcht~rgrcifuog in die~em ßJnd. 87 Vgl. dtc 
DokUmcntauon und Ana1yse der WahlkampfbertchtersGittung des eKasseler Volhblatts bc:1 A. Mehmet: .u.O .. S. ll4 ff. as Vgl. SPD. Geschäfts 
bericbt. Bezirksverband Hessen-Kassel: a.a.O., S. J ff.; Sammlung von Rundschreiben des SPD·Be:urbverb~ndes im NachiJß \ '00 K.arl Ritter, Vorsu 
~enderdes SPO-Onsvereins Harlesbausen. 89 SPD. Geschäftsbericht. Bezirksverband Hessen-Kassel: a.a.O.,S. 4. 90 Wilhclm Hoegner: Flucht vor 
Hitler. Erinnerungen an die Kapitulation der ersten deutschen Republik 1933, München 1977, S. 30 f. 'II V&l. den Beitrag von D. Krau$e-Vilmar zur 
Machtergreifung. 92 Vgl. Rundschreiben des BeziJksverb.tndes Hessen-Kassel vom 19. 8. und 24. 10. 1930 (NJ,hlaß Kar! Rmcr). 9l Rundschreiheu 
des Bezirksvorstandes vom 24. 10. 1930, a.a.O. 94 Vgl. Sigrun Meier: Roland Freüler - Maten<~lien zu einer poiJLischen Biogr.tph•c, unveröffcntlich 
te SGiatsexamensarbeit, Gesamthochschule Kassell984. 9S Vgl. A. Mehmet: a.a.O .• S. 166 ff. 96 Rudolffreidhof: Die f.uchisusche Gegenrevolu 
tron. Kassell931. '17 Gespräche m1t Rudolf Freidhof (1962, Dr. Friderici, Tonbaodauf2~Jcbnung. StJdtarchiv Kmd, und 1976, C. Fischer-Defoy). 

305 



sie hat auch den Hitler-Putsch vom 9. November 1923 
überstanden, sie ist im Kampf mit Bismarck als Sieger her­
vorgegangen, sie wird auch in Zukunft mit dem Tsche­
cheslowaken Hitler und setneo Mannen fertig werden. 
Wenn aber wirklich Köpfe rollen sollten, so hat die Arbei­
terklasse nur eine Aufgabe, d.aftir Sorge zu tragen, daß die 
Köpfe ihrer Gegner zuerst im Sande rollen. Wird rue Ar­
beiterklasse zum Kampf gezwungen, dann gibt es fUr sie 
nur eme Parole: Aug' um Aug', Zahn um Zahn! Aus 
Deutschland würde allerdings ein Trümmerhaufen und 
eine Blutlache werden."98 Der letzte Satz ließ die Skepsis 
anklingen, die Freidhof - wie er später deutlich machte­
hinsichtlich der Erfolgsaussichten und des Sinns gewaltsa­
mer Gegenwehr hegte. 
Weniger fundiert als bei Freidhof, war die Reaktion der 
Kasseler Soz1aldcmokraten auf die provokative Heraus­
forderung durch die NSDAP zumeist durch eine Mi­
schung aus fassungsloser Empörung und verächtlicher 
Herablassung gekennzeichnet. Die erfahrenen Funktio­
näre, Stadtverordneten und Parteiarbeiter konnten und 
wollten es nicht glauben, daß ruc braunen "Wirrköpfe", 
"Schreihälse" und ,.Banditen" das System zäher, verant­
wortücher Organisations- und Parlamentspolitik außer 
Kmft setzen könnten. Es galt, die Bastionen zu halten und 
den Sturm vorüberziehen zu lassen; selbst wenn sie kurz­
fristig ans Ruder kämen, würden die Nazis an ihrer Inkom­
petenz und der Heterogenität ihres Interessenbündnisses 
scheitern. Diese unterhalb der plakativen politischen 
Rhetorik spürbare und gelegentlich offen artikulierte 
Grundhaltung99, die letzten Endes auf die Macht rationa­
ler Aufklärung und sachlicher Kompetenz setzte, hatte Al­
bert Grzesinslci schon frühzeitig als unzureichend ange­
prangert: "In Abwehr dtcscr gefährljchen Vergiftung, die 
1mmer noch wachsend weitere Teile unseres Volkskörpers 

ergreift, können wir uns mit einer bloß rednettSehen Ab­
wehr nicht begnügen. Der Wahn, der heute Millionen er­
faß t bat, ist durch vernünftige Darlegungen, durch Bewei­
se und Schlußfolgerungen nicht zu brechen. Wirmussen 
uns darüber klar sein, daß der Kampf gegen die fuschisti­
sche Yerg1ftung nicht nur eine Sache des Verstandes, son­
dern mehr noch der Leidenschaft ist. Wir müssen uns dar­
auf einrichten, dem neuen Gegner mit neuen Waffen zu 
begegnen. Prüfen wir einmal, ob die Methoden unserer 
Agitation, die Art unseres Werbeos und Wirkens noch 
zeitgemäß sind ... Der Faschismus ist eine Krankheit, ge­
wiß, aber eine gef:ihrliche, unter Umständen tödliche 
Krankheit. Mit ibm zu kämpfen bedeutet, daß man die 
modernsten, die kühnsten und ungewohntestenMittel in 
Anwendung bringt."IOO 
Genau an diesem Punkt sollte die Sozialdemokratie schei­
tern. Sie blieb Gefangene ihres traditionellen Prax.isver­
ständnisses, ihrer Fixiertheit auf das Legalitätsprinzip und 
den immer funktionsloser werdenden Parlamentarismus 
und ihrer halbherzig zwischen T olerierung und Opposi­
tion pendelnden aktuellen politischen Strategie. So gerie 
ten auch die vorhandenen Instrumente der Abwehr zu 
H3lbheiten.l01 Mit dem "Reicbsbanner"l02 und der Ende 
1931 gebildeten "Eisernen Front", in der Mitglieder der 
SPD, der Freien Gewerkschaften, der Arbeiter-Sportverei­
ne und des Reichsbanners zusammengefaßt wurden, be­
saß die SPD auch in Kassel Schutz- und Abwehrorganisa­
tionen, die zum Sammelbecken fiir den kampfbereiten, 
auf Aktionen gegen die Nazibewegung drängenden Teil 
des sozialdemokratischen Lagers geworden waren. Dem 
Kasseler Reichsbanner- geftihrt von dem Stadtkassendi­
rektor Oswald Göpffarth 102a, dem Gewerkschaftssekretär 
Fntz. Klingler103, dem späteren hessischen MinisterpräSI­
denten Georg August Zinnl04 und dem Lehrer Kar! Au-

•II R. Frc1dhof: D1e faschuuscbe Gegenrevoluuon, a.a.O., S. 10. v~ Sie wurde von SPD·Yertretem m der Kasseler Stadtverordnetenversammlung 
mehrfach zum Ausdruck~ebracht. Vgl. die stenographischen Protokolle der Kasseler Stadtverordneten-Versammlung lUr das Jahr 1932, Stadtarchi' 
KasseL 100 A. Grzesinsb: a.a.O., S. 9. 101 Vgl. W. Hoegner: a.a.O., S. 27 f.; Helga Grebing: Auseinandersetzung m1t dem Nationalsozialismus, in: 
Sozialdemokratische Arbeiterbewegung und Weimarer Republik. Materialien zur gesellschaftlichen Entwicklun~ 1927-1933. Hrsg. von Wolfgang 
Luthardt, 2. Bd., Fr,tnkfurt a. M. 1978, S. 259 ff.; Eberhard Heupel: Reformismus und Krise: ZurTheorie und PraXIS von SPD, ADGB und AfA·Buod 
in der Weltwirt.schnfukrise 1929-1932/33, Fraok:furt/ New York 198(), bes. S. 164 ff. 102 Vgl. K.ul Rohe: Das Reichsbanner Scbwarz-Rot·Gold. Ein 
Beitrag zur Geschichte und Struktur der politischen Kampfverhände 1.ur Zeit der Wetma~r Republik, Düsseldorf 1966. 102.1 Oswald Göpflartb, geb 
Jm 25. 10. 1875 in Wetßconfds ... s .. 1919-1930 SPD·Staatvt'rordneter, 1930-1933 ehrenamtlicher Stadtrat in K;~.ssel. Vor 1933 Stadtbmndirektor 
und Gaufiihrer des Reich~bJnncr-Gaus Hcsst'n·Kassel. Gestorben am 25. 2. 1944 in Kassel.- Vgl. Bericht deS Kasseler Polizeipräsidenten über den 
Gau Hessen·K.tssd des Reit:hsbanncrs vom 15. 9. 1932, BA Koblcmz R58/352, BI. 4: Stadtarchiv Kassel, Personenkartei. 103 Fritz KJmgler, geboren 
.tm 5. 2. 1887 in Kmd. Gelernter Eisenbahn-Schlosser. Seit 1905 gewerkschaftlich organisiert, seit 1918 Mitglied der SPD. 1919- 1933 Gcwerkschatis· 
sekretärder Ortsgruppe Kassel des Einheitsverbandes der Eisenbahner Deutschlands. Gründun~smitglied und Abteilungslubrer des Kasseler Reichs· 
banners. Vor 1933 Bezirksvorsitzender der oordbessischen SPD, 1928-1933 Stadtverordoeur m Kassel. 1944 im Zuge der Verhaftungsaktion nach 
dem 20. Juli fiir 5 Wochen im KZ Sachsenhausen inhaftiert. Nach 1945 zuoachst bei der Kasseler Polizei, dann im Wirtschaftsdlllt der Stadt Kassel tä 
tig. Gestorben Jm 2. 11. 1952 in Kassel.- Vgl. WG-Akte F. Kliogb. 104 Georg August Zinn, geb. am 27. 5. 1901 in Frankfurt a.M .. 1920 Abitur an der 
Oberrealschule I in !Ussel. 1920-1931 Kommunalbeamter bei der Stadt Kassel. 1923-1927 Jurastudium und I. juristische Staatsprüfung. 1928-1931 
Gerichtsreferendar in Kassel und 2.Junstische Staatsprüfung. 1929- 1933 Stadtverordneter 10 Kassel. Muglied der ReichsbannerfUbrung in Kassel bi• 
1933. 1931- 1940 Rechtsanwalt in Kassel. Übernahm in der ersten Zeit nJch der NS-Machtergre1fung 111 mehreren Fällen die Veneidigung politisch 
V erfolgter vor Gericht. Mußte sich zeitweise versteckt halten. Juli 1933 kurzzeitig in Schutzhaft. Vorübergehende Schließung der Praxis. Ve1bot de1 
Auftretens vor dem Hochverratssenat des OLG Kassel und vor dem Sondergericht. Mehrfache Maßregelung durch Gestapo. 1941-1945 Soldat. 194~ 
zunächst Landesgerichtsdirektor in Kassel. 1945-1949 hcssischer Justizminister. 1948-1949 Muglied des Parlamentarischen Rates. 1949- 1951 Bun· 
destagsabgeordneter fiir den Wahlkreis Kassel. 1950-1969 hcssischer Ministerpräsident. Zahlretche, vor allem juristische Veröffentlichungen: u.a. 
Mitverfasser eines Kommentars zurhcss1schen Verfassung. Starb am 27. 3. 1976 in Frankfurt-- Vgl. Daten und Materialien zur Biographie im Stadut 
c:hiv Kassel und im Arch1v der Hessiscb·N1edersächS1Scben Allgemeinen; Bericht lnge Zinn (1982, J. K.tmmler/R. Scbindebutte). 

306 



gust QleriOS - gehörten in 15 StadtbeGirksgruppen 1932 
etwa 4000 Mitglieder an. 1400 von ihnen- eine sehr ho­
he Zahl- waren in den seit 1930 aufgestellten "Schutzfor­
mationen" zusammengezogen, die als militanter und be­
sonders aktionsfahiger Kern des republikanischen Wehr­
verbandes fungieren sollten.106 
Im Landkreis Kassel verfUgte das Reichsbanner über mehr 
a]s 800 Mitglieder.l07 Entgegen der gelegentlich radikalen 
Rhetorik und den Erwartungen vieler Mitglieder war das 
Reichsbanner, wie persönliche Berichte vielfaltig belegen, 
in seiner Praxis auf den Schutz von Parteiversammlungen 
und W ahlkampfkundgcbungen, des Volksblatt-Gebäudes 
und des Gewerkschaftshauses beschränkt. Überdies wur· 
den viele der Kasseler Mitglieder immer wieder ftir die 
überregionalen Großaufmärsche mobilisiert. Die als zu­
verlässig angesehenen Aktivisten waren mit Pistolen aus· 
gerüstet. Einige von ihnen erhielten im Winter 1931/32 
von Kasseler Polizeibeamten - der Kasseler Polizeipräsi­
dent Hohenstein war Sozialdemokrat und den National· 
sozialisten besonders verhaßtlOB - Ausbildung an 
Waffen.l09 Gelegentlich wurde auch auf Schießständen 
von Sportvereinen geübt. ,.Manöver haben wir keine ge­
macht, aber so ein bißeben militärische Übungen - auf 
Schießständen geschossen - waren schon da. Wir waren 
mit Pistolen ausgerüstet, nicht alle, sondern nur die, die si­
cher waren. Bei uns in Weblheiden waren das 20 oder 30 
von 140, die Pistolen hatten ... Da wurde unter anderem 
auch das Volksblatt von uns, vom Reichsbanner und von 
Leuten der Eisernen Front bewacht. Wir sind am Tag an 
der Arbeit gewesen und haben uns jede zweite Nacht zur 
Verfugung gestellt und haben das Volksblatt bewacht. Das 
war 1932 ... Wir vom Reichsbanner haben mit der Mög­
lichkeit gerechnet, daß es zu bewaffneten Auseinanderset­
zungen mit den Nazis kommt ... Hier in Kassel hatten wir 
Zusammenstöße mit dem Stahlhelm und der SA, aber zu 
Schießereien ist es nicht gekommen, weil wir denen zu der 
Zeit noch überlegen waren."ll0 

Der mit der Eisernen Front beabstchttgte zusätzliche 
Mobilisierungseffekt blieb in Kassel offenkundig aus. Die 
Easerne Front blieb - wie der ehemalige Kasseler Reichs­
banner-.,General" Quer es formulierte - ein .. Gummiti­
ger".lll Der ohnehin vielfiiltig beanspruchte aktive Kern 
des sozialdemokratischen Lagers wurde ein weiteres Mal 
etf.tßt, erhielt Anstecknadeln, Armbinden und Fahnen, 
ohne daß dadurch der sozialdemokratische Abwehrkampf 
gegen die zur Macht drängende NS-Bewegung entschiede­
ner und zielgerichteter geworden w3re.ll2 Zwar bündel­
ten sich in diesen Formationen Draufgängertum, Kamp­
feswillen und Opferbereitschaft; ihre Massen.1uftritte ver­
breiteten Begeisterung und Zuversicht im e1genen Lager. 
In Wirklichkeit aber "wurde alles in der Schwebe gehal­
ten. Die ,Eiserne Front' marschierte bei politischen Kund· 
gebungen in wuchtiger Stärke auf und flillte Riesensäle ... 
an dem Anblick ihrer Massen begeisterten sich die Red· 
n~r. riefen das deutsche Volk gegen taschistische Gewalt­
streiche zum äußersten Widerstand auf und sprachen die 
Verse gegen Tyrannenmacht aus Schillers, Willhelm Tell'. 
Den ehrlichen Politiker aber, der die wahre Sachlage ahn­
te, beschlich oft das unbestimmte Geftihl, als ob dieses ge­
rausch volle Spielen mit Hämmern, Pfeilen und jungen 
Menschen doch nur Theaterdonner, Spiegelfechterei und 
Selbsttäuschung sei. Darüber, daß die Republik äußer­
stenfalls nicht mit den bloßen Fäusten verteidigt werden 
konnte, war !iich jeder Einsichtige klar."' 113 

Als der Staatsstreich von Papens in Preußen und die Besei­
tigung der sozialdemokratischen Positionen vor aJlem in 
der preußischen Polizei ohne entschiedene Gegenaktio­
nen hingenommen wurden, muß das Bewußtsein von der 
mneren Ohnmacht der zur Schau getragenen Kraftgebär­
den viele Mitglieder ergriffen haben. In nahezu Jllen 
Rückblicken der Zeitgenossen erscheint die Tatenlosig­
keit des Sommers 1932 als der entscheidende Wende­
punkt. Man tat zwar weiterhin seine Pflicht, aber man 
glaubte im Innersten nicht länger an eine erfolgreiche Ge-

105 Karl August Quer, geb. am 21. 4. 1891 in Elunannsh.tusen (Krs. Eschwcgc.-), I 909 Junglehrer 10 Span~cnberg (Krs. Melsungcn). 1913/14 M•htar­
dtenst als ,.einjähng Freiw11liger". 1914-1918 Soldat, zuletzt als Leutnant und Kompanieffihrer. Gegen Kriegsende Mitglied des Soldatenrats in Libau. 
Deswegen inhaftiert und nur knapp der standgerichtliehen Erschießung entg.angen. 1922 Eintritt in die SPD. Seit 1923 L(hrer in Kassel. Kasseler 
Stadtverordneter I 924-1933, bis 1932 für die SPD. danach als fraktionsloser Abgeordneter. Aus Protest gegen die SPD-Politik:, vor allem die Unzu­
l.m~licbkeit ihrer Bekämpfung des Nationalsozialismus, 1931 aus der Partei ausgetreten. Sympathisierte mit der SAP. Bei den Kasseler Nazi~ einer der 
metstgebaßteo M:inner. Bis 1931 Gauführu des Reichsbanners im Bezirk. Engagierter progressiver Pädagoge an der Bürgerschulc.-7 in der KJ~~eler Alt­
H~dt. Schrieb Gedichte und Theaterstücke und komponierte Lieder. 1933 aus dem Schuldienst entlassen. Tauchte zunächst bei Freunden unter. Ver· 
lteß schließlich Kassel und ging nach Schoeidemühl. Dort von der Gestapo verhaftet und nach JUssei überfiihn. Anschließend Pol1whaft und 
.Schutzhaft" im KZ Breitenau. 1939 Rüstungs.ubetter in Pfonhe1m. Anschließend Dramaturg am Stadttheater Glogau (Schlt~ien). Nach dem 20.Juli 
1944 uneut kurzzeitig inhaftiert. Nach 1945 Rückkehr in den Lehrerbe ruf. Schulrat des Kreises Witzenbausen. Er starb am 10. 7. J 962.- Vgl. biogra­
phische Skizze und Materialien von Volker Quer. 106 Zum Ka;~clcr R(ichsbanner ~.den Bericht der Landeskriminalpolizeistelle Kassel (Abt. I) vom 
l S. 9. J 932 über die ,.Organisation des Reichsbanners im LKP-BezirP (BA Koblenz, R 58/352), derdetaillierte Angaben zw Stärke und zu den fUhren­
den Funktionären im Reichsb11nnergau Hemn-K.assel enthielt. Weiterhin: Berichte RudolfFrcidhof(l976), Axel Herwtg ( 1978), August Peter( 1976), 
Heinrich Vogt (1985), Albert W cscmeier{I 985) sowie A. Mchmct: a.a.O., S. 108, 226 ff. 107 Bericht der LandeskrimtnJipolizeistellr Kassel vom lS. 
9. 1932, a.a.O. lOB Siehe dazu d1e Akten des nach 1933 durchgefiihrten DienstStrafverfahrens gc~n Dr. AdoJfHohenstcin (StA Marburg, 165/6932); 
l Kammler/D. Krause-Vilmar (Hng.): a.a.O., S. 30 f., 279. 109 Bencht Albert Weserneier (198 , 1111 Bericht Augu~t Pctcr (1976). II! Stehe b10· 
)Ciaphische Skizze von Volker Quer. 112 Bericht Aug\.ut Peter (1976). lll W. Hoegner: a.a. .. S. 30. 
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genwehr. Hinter der Fassade der fortgesetzten Wahf­
k.ampfschlachten und Drohgebärden gegenüber der Rech­
ten machten sich Skepsis und Resignation breit. Dies lag 
nicht zuletzt auch an der offenkundig fehlenden Bereit­
schaft der beiden großen Arbeiterparteien, die tiefgehen­
de und zunehmend verfestigte Spaltung in Richtung auf 
eine gemeinsame Abwehr der faschistischen Gefahr zu 
überwinden. Auch die Kasseler SPD verwendete einen 
Großteil ihrer politischen Energie auf die Auseinanderset­
zung mit den Korn munisten, während die eigene Linksop­
position und die auf Vermittlung z-wischen den großen 
Arbeiterparteien setzenden Zwischengruppen eher bei­
läufig abgetan wurden. Die Feindseligkeit und Gehässig­
keit der Polemik des "KasselerVolksblatts" gegen die KPD 
stand der unseligen Sozialfaschismus-Polemik der "Neuen 
Arbeiter-Zeitung" nicht nach.114 Die schlagwortartige Re-

devonden "Kommu-Nazis .. , den einanderzuarbeitenden 
.,Rechtsbolschewisten" (NSDAP) und "Linksbolschewi­
sten" (KPD) ließ Kommunisten und Nationalsozialisten 
als gleichermaßen gefcihrliche "Zwillingsbrüder'' erschei· 
nen.115 Dies war keine gelegentliche Entgleisung in der 
Erbitterung über die kommunistische Sozialfaschismus­
Polemik, sondern entsprach der schon vor der "ultralin­
ken" Wende der KPD-Politik befestigten sozialdemokrati­
schen Abgrenzung gegen über der KPD. Es war kein Zufall, 
daß der SPD-Bezirkssekretär in seiner gegen die NSDAP 
gerichteten Broschüre von der .. sozialdemokratischen Ar· 
beiterklasse" sprach, so als gebe es neben ihr eine kleinere. 
ganz andere "kommunistische Arbeiterklasse". Diese 
Wendung signalisierte, wie tiefgehend die Trennung der 
beiden Lager inzwischen wahrgenommen wurde. 

4. Das kommunistische Lager 

Oie KPD und die ihr verbundenen Organisahonen er­
reichten in Kassel und Nordhessen nie die Bedeutung, die 
sie in anderen Städten und Regionen - etwa im Ruhrge­
biet oder in Sachsen - besaßen. Hinsichtlich des Organi­
sationsstandes gehörte sie auch in der Endphase der Repu­
blik zu den schwächsten Parteibezirken des Reichs.Il6 
Auch in ihren Wahlergebnissen lag sie regelmäßig unter 
dem Reichsdurchschnitt. Mit ihrem höchsten Etgebnis, 
das sie mit 14,4% der Stimmen bei den November-Wah­
len 1932 erreichte,lag sie in Kassel immer noch um mehr 
als 10% hinter der SPD zurück. 
Daß der KPD-Bezirk 22 - der den nordhessischen Teil des 
Regierungsbezirks Kassel einschließlich des thüringi­
schen Schmalkalden, den Kreis Heiligenstadt sowie den 
südhannoverschen Kreis I Iannoversch Münden um­
faßtell7 - ,.in der Hierarchie der Bezirke ziemlich aufletz­
ter Position" stand 118, wird durch die wenigen vorliegen· 

den Daten bestätigt. 1929 betrug der Anteil des Bezirks an 
der KPD-Mitgliedschaft lediglich 0,6 OJo; bis 1931 sank der 
Anteil sogar auf 0,5 OJo ab. Der Bezirk bildete -obwohl er 
keineswegs der bevölkerungsschwächste war119- damit in 
den letzten Jahren vor 1933 in der Tat das .,Schlußlicht" 
unter den 27 KPD-Bezirken.120 Die Mitgliederzahl der 
Bezirkspartei stieg zwischen 1921 und 1923 auf2154, fiel 
bis 1925 auf einen Tiefstand von 500. stieg bis Anfang 
1931 wieder langsam auf971 und vergrößerte sich im Lau· 
fe des Jahres 1931 rasch auf 1960.121 1932 dürfte die Zahl 
der Mitglieder bei über 3000 gelegen haben, wobei auf die 
Stadt Kassel etwa 600, auf den Landkreis Kassel etwa 750 
entfielen.122 Die KPD erreichte damit in Kassel nur etwa 
ein Achtel der Organisationsstärke der SPD. Bemerkens· 
wert ist, daß die KPD im Bezirk 22 erst 1932 wieder den 
Mitgliederstand von 1923 erreichte und ihn dann im Ver· 
lauf des Jahres wesentlich überschritt. Die Zahlen lassen 

Ll4 Vgl. A. Mehmet: a.a.O .. S. 197 if. 115 Zahlreiche K.lrikaruren des. Volk.sblatts• vaiiierten diese.s Thema. 116 Die Geschichte der KPD im BeZifl 
Hessen-Waldeck (Nr. 22 der KPD·Bezirke) in der Weimarer Republik ist bislang nicht näher untersucht. Einige Daten zur Orgamsation m der End· 
phaseder Republik sind zusammengestellt bei C. Fischer-Defoy: a.a.O., S. 33 ff.. Das Verhältnis zur SPD ist skizziert bei A. Mehmet: a.a.O .• S. 212 ff 
Deo einzigen zusammenh;ingenden Materialbestand fiir die Zeit ab 1926 bilden die von elller Kasseler Bezirksredaktion verfaßte Beil3ge der in Han 
nover erschienenen .Neuen Arbeiter-Zeitung• sow1e die Akten der Poliuschen Polizei (vor allem: Bestand 175 StA Marburg, Polizeipräsidium Kassel, 
Politische Polizei). im übrigen liegen 15 z. T. sehr umfangreiche Berichte von Angehörigen der KPD vor 1933 und des kommunistischen Widerstan· 
des 10 der NS·Zeil vor sowie zahlreiche persönhche Darstellungen und Angaben 10 den Wiederguttnachungsakteo. I 17 Bericht Georg Merle ( 1975, 
A. Mehmet). 11s Bericht Georg Merle (1976, C. Fischer-Defoy). 11'1 Der Anteil der Einwohner des Bezid:s an der Bevölkerung des Reichs betru~ 
1,8 %. 120 Siehe die Angaben be1 Hermann Weber: Oie Wandlung des deutschen Kommunismus, Bd. 1, Frankfurt a. M. 1969, S. 368. 121 Den. 
a.a.O ., S. 394. 122 Vgl. Bericht des kommissariseben Polizeipräsidenten in Kassel .l.ll das Landeskriminalpolizeiamt (Abt. I) in Berltn vom 30. 8. 1932 
betr. die "KommU.llistische Partei und ihre sämtlichen Hilfs-und Nebenorganisationen• (IMUZPA St3/36). Nach den Angaben dieses Berichts ad 
dierensich die Mitgliederzahlen der KPD in 15 nordhessischen Kreisen auf2946. Es fehlen Ang.tben fUrdie zum Bezirk 22 gehörenden Kreise Schmal 
kalden, Heiligenstadt und H.mnoversch Münden. Vgl. auch C. Fiscber-Defoy: a.a.O .• S. 33 ff.. Die in Interviews mit Zeitgenossen genannten Zahlen 
l1egen z. T. erhebl1ch höher, dürften sich aber eher ao der großen Zlhl von Neuaufnahmen unter Vernachlässigung der Fluktuottiun onentteren. Vgl 
z.B. die )ehr huhen Zahlenangaben bei Fritz Schmidt (Bericht 1977) und Kar! Gschwcudttr (Bericht 1975). 
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weiter erkennen, daß die Partei bts 1925 den größten Teil 
der mit dem linken USPD-Fiügel zu ihr gestoßenen Mit· 
gliederverlor und dieser Verlust erst ab 1929, vor aUem 
aber ab 1931 durch den Zustrom einerneuen Generation 
von Mitgliedern kompensiert werden konnte. Die neuen 
Mitglieder waren Arbeiter der jüngeren Generation im Al­
ter zwischen 20 und 30 Jahren, viele von ihnen 18- bis 
25jährige Jungarbeiter, die nicht nur die Altersstruktur der 
Partei, sondern auch ihre politisch-soziale Struktur we­
sentlich veränderten. Dieser Wandel vergrößerte die Kluft 
zur SPD entscheidend. 
Die von der oben skizzterten Struktur der Kasseler SPD 
deutlich unterschiedene Zusammensetzung der KPD läßt 
sich nicht nur durch Urteile von Zeitzeugen, sondern 
auch durch die Auswertung von Personendaten der in der 
NS-Zeit verfolgten Kommunisten belegen. Für 296 ver­
folgte Kasseler Kommunisten liegen die Altcrs:mgaben, 
filr 156 von ihnen auch die Parteieintrittsdaten vor.123 
Hinsichtlich dieser Gruppe, die immerhin etwa die Hälfte 
-hinsichtlich der Parteieintrittsdaten ein Viertel- der Par­
teimitgliedschaft von 1932 umfaßt, ergibt sich fur die Al­
tersstruktur, daß 1932 55,4 Ofo der Mitglieder zur jüngeren 
Generation der bis zu 30jährigen zähllen (SPD Hessen­
Kassel: 24,3 Ofo). Für die Gruppe der bis zu 25jährigen be­
trägt der Anteil 30,4 OJo (SPD Hessen-Kassel: 9,3 %). Wäh­
rend bei der SPD die mittlere Generation (35-50 Jahre) 
auf einen Anteil von mehrals 40% kam, betrug er bei der 
KPD lediglich 22 %. Noch deutlicher ist der Unterschied 
bei der Gruppe der über SOjährigen, deren Anteil bei der 
Kasseler SPD mehr als 17% ausmachte, bei den Kommu· 
ntsten dagegen nur ganze 2 Ofo. 
Was die Dauer der Parteizugehörigkeit angeht, w:1ren bei 
den Kommunisten 1932 34,6 Ofo nicht länger als ein Jahr in 
der Partei organisiert (bei der Kasseler SPD knapp 16 Ofo). 
Während der nordhessischen SPD 46,7% der Mitglieder 
länger als 5 Jahre angehörten, betrug dieser Anteil bei den 
Kasseler Kommunisten knapp 34 Ofo. Diese D:1ten, die sich 
auf die Gruppe der in irgendeiner Form im Widerstand ak­
tivierten und deshalb verfolgten Kommunisten beziehen, 
lassen sich mit Sicherheit nicht ohne weiteres auf die Kas­
seler KPD von 1932 insgesamt übertragen, konnten doch 
gerade viele der neugewonnenen jüngeren Mitglieder auf­
grundihrer schwachen Bindung an die Partei nicht fiir die 
tllegale Arbeit gewonnen werden. 

fJst aJJe neuen Mitglieder war~n atbettslos, manche mit 
nur sporadischer Unterbrechung seit ihrer Schulentlas­
sung. Vielen von ihnen war C!i nicht möglich gewesen, ei­
ne Lehre abzuschließen und längere Zeit in einem Betrieb 
zu arbeiten. Der Anteil der Arbealslosen Jn der Mitglicd­
s<.h.tft der KPD im Bezirk betrug schließlich 1932 etwa 
90 Ofo.l24 Auch dte älteren Facharbeiter unter den Korn· 
munisten hatten fast alle in der Krise ihrm Arbeitsplatz 
verloren; entsprechend schrumpften Zahl, Stärke und Be­
deutung der kommunistischen Zellen in den großen Kas­
seler Betneben. Georg Merle, vor 1933 einer der fUhren­
den OrgJ.nisatoren des Kornmunistischt-n Jugendverban· 
des im Bezirk124a, verweist im Rückblick auf das zentrale 
Dilemma der KPD, "eine Arbeitermacht schaffen zu wol­
len und gar keine Arbeiter mehr zu haben, sondern Ar· 
beiulose".l25 Der im Vergleich zur SPD wesentlich höhe­
re Arbeitslosenanteil an der Mitgliedschaft der KPD hatte 
mehrere Gründe. So wurden dte kommunistischen Arbei­
ter in der Krise gezielt entlassen . .,Im Zuge der Krise waren 
die Unternehmer bestrebt, alle unzufriedenen ,Elemente', 
insbesondere Kommunisten, .tus den Betrieben rauszu­
feuern. Wo wir auch Betrieb~>teilen hatten. bei Henschel, 
Wegmann und anderswo - die Zahl der Kommunisten, 
die sich don halten konnten, nahm immer mehr ab. 
Vorwand war- sofern nicht irgendweicht offenen Streik­
aktionen und ähnliches vorlagen - immer ,Arbeitsman­
gel'."l26 Die Betroffenen hatten von ihren Gewerkschaf­
ten wenig Schutz zu erwarten. Die Funktionäre der örtli­
chen AOGB-Verbiinde waren in der Regel eher erlerchtc:rt 
darüber, daß der kommunistische Einf1uß auf die Be­
triebsbelegschaften und damit das Gewicht der innerver­
h:mdlichen Opposition zurückging. Diese schon vor 1928 
deutliche Tendenz wurde durch die "ultralinke" Wende 
der KPD auch in der Gewerkschaftspolitik ~eit Beginn der 
großen Krise dramatisch zugespitzt. Waren dje kommuni­
~tischen Gewerkschafter bis 1929 gehalten, im Rahmen 
der Statuten und Beschlüsse ihrer Verbände zu handeln, 
bedeutete der Kurswechsel hin zur "revolutionären Ge­
werkschaftsopposition" (RGO) ab 1929, daß dre kommu­
nistische Verbandsopposition nunmehr bei Betriebsrats· 
wahlen eigene ,.rote Listen" aufzustellen und gegebenen­
falls Wirtschaftskämpfe auch ohne oder gegen die Ver­
bandsflihrungen zu fuhren verpflichtet war. Die RGO­
T aktik der KPD, deren innere Logik auf die Bildung eige-

1! Die DatC!n wurd~n g~wonnen aus: EntscbädJgungsakten der Ka~~el~r ~Betteuuogsstelle fur polilisch, rasmch und rehg•o~ Verfolgte~, Antragsteller 
A Z, Stadtarchiv Kass~l. A. 5. 55, Nr. 67; ca. 500 WJedergutmachungsaktcn derWi~dergutmilc.hungsbehörde b~•m RP Darmstadt, Archiv; Aufnahme­
buch rur Häftling~ d~s KZ ßr~it~nau tordie Zeit vom 1. 4. 1933 bb zum 13. 3. 1934, Archiv der Gedenkstätte Brenenau; ca. 200 Urteilsschriften aus 
den Archiven der )VA Kassd-Wehlheid~n, der )VA Ka~sel·Leipziger Str., d~:. LG Kassel, d~s OLG Frankfurt sowie von Privatpersonen. 124 Vgl. den 
Bericht des kommissaristhen Polizeipräsidenten in Ka~scl vom 30. 8. 1932, a.a.O. 114• Zur Bioguph1e von Georg Merle vgl. J. Kammler/D. KrJuse­
Vtlmar (Hrsg.): a.a.O .. S. 352 ff. l?S G. Müller: a.a.O., S. 95. 126 Bericht Will. Bdz (1975, A. Mehmet). 
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ner kommunistischer Gewerkschaft~organisationen hm~ 

auslief, führte zu massenhaften Ausschlüssen von Kom­
munisten aus den ADGB-Verbänden und bewirkte ein 
drastisches Absinken des KPD-Einflusses auf Gewerk­
schaften und Belegschaften.127 In Kassel blieb die RGO 
so schwach, daß sie zu offensiven Aktionen in Jen Betrie­
ben nkht imstande war.IZ8 Statt dessen verlagerte sich die 
Aktivität der KPD auf die Bildung von Erwerbslosen-Aus­
schüssen, die auch in Kassel eine breite Akttvuät mtfa1te­
ten.l.l9 
Vor allem aus der Schtcht der arbeitslosen Jungen Arbei­
ter, deren Hoffnung auf einen festen Arbeitsplatz und ei­
ne sichere Lebensperspektive radikal enttäuscht worden 
war, kamen die zahlreichen neuen Mitglieder, die ab 
1929/30 zur KPD stießen. Ihrer Situation und ihrer Erfah­
rung entsprach der politische Kurs der KPD durchaus; er 
wurde nicht von der Parteiführung oder der kommunisti­
~chen Internationale lediglich ohroy1ert, sondern von 
dieser Parteibasis getragen. Der Radikalität, mit der die 
Krise in ihre Lebensverhältnisse eingegriffen hatte, korre­
spondierte die Radikalität ihrer Absage an tlie kapitalisti­
sche Wirtschaftsordnung, an die ohnehin von der Rech­
ten fortlaufend demontierte demokratische Republik und 
vor allem an die in der Krise zu offenkundiger Ohnmacht 
verurteilte Strategie des Kompromisses und der schritt­
weisen Veränderung, wie sie das sozialdemokratisch-frei­
gewerkschaftliche Lager propagierte und praktizierte. Die­
ser neue, aus der Not und Aussichtslosigkeit der Krise ge­
borene Arbeiterradikalismus, dem SPD und Gewerkschaf­
ten fremd und abwehrend gegenüberstanden, verband 
sich mit jenem älteren, der seine Unversöhnlichkeit aus 
der Erinnerung an die Opposition gegen die vaterländi­
~che Politik tlcr SPD und der Gewerkschaften im Ersten 
Weltkrieg und an die zum Teil blutige Niederwerfung des 
radikalsozialistischen Flügels der Arbeiterbewegung zwi­
schen 1919 und J 923 bezog. 
Die Separierung des kommunistischen Lagers reichte also 
bis in die Frühphase der Republik zurück; sie wurde durch 
die Entwicklung der KPD in der Krise lediglich verstärkt 
und zugespitzt. Aus Interviews wird deutlich, wie scharf 
die Trennungslinien zum sozialdemokratischen Lager ge­
zogen waren und daß der politischen Spaltung zuneh­
mend auch eine Differenz der sozialökonomischen Le· 
heuslagen in der Arbeiterschaft entsprach. Als Hauptbasis 
der Kasseler KPD erscheint "das verarmte Proletariat" der 
Altstadt mit ihren miserablen Wohnverhältnisseh . 

~Das war die Hochburg der Kommunisten, don wohnte 
das verarmte Proletariat. Ich will nicht das gräßliche Won 
,Lumpenproletariat' oder ,asoziale Schichten' anwenden 
Hier lebten die Leute auf der Schattenseite ... Die Altstadt 
war rund um den Altmarkt, um den damaligen Altmarkt. 
Ganz enge Gassen waren die Judengasse, Essiggasse, Pom­
meranzengasse und die Fuldagasse ... Da konnten sich die 
Leute oben die Hand reichen, weil die Fachwerkhäuser al­
le überbaut waren, ... du konntest in die Schlafstube hin­
einsehen und in die Lebensgewohnheiten der Leute Ein­
blick nehmen ... Das waren die letzten Budicken, die bis 
auf den letzten QJ!adratmeter ausgebaut waren. Das Un­
geziefer war in den Ritzen des Fachwerks, Holz arbeitet ja 
Die Frauen konnten noch so sehr auf Sauberkeit achten, 
sie bmchten das Zeug einfach nicht weg. Ja, bis das Bom­
bardement das Wanzennest zusammengehauen hat.. 
Wie hat sich das Leben in der Familie abgespielt? Natür· 
lieh hat das Eheleben unter den Aktivitäten des Vaters ge· 
litten. Der Vater war Abstinenzler. Also nicht, daß er der 
Familie Geld entzogen hätte. daß er asozial, unsozial ge· 
wesen wäre. Doch durch die häufigen Maßregelungen, 
zwischenzeitliche Arbeitslosigkeit und seinen großen Op­
rersinn fur die nach Geld lechzenden Arbeiterverbände 
gab es sehroft finanzielle Schwierigkeiten in der Familie ... 
Trotzdem sind es elf Geschwister geworden. Die Mutter 
hat auch mit verdient, indem sie nebenbei Zeitungen aus­
getragen hat und fur den deutschen Metallarbeiterver­
band kassiert hat. .. Der Mensch ist das Produkt seiner Um· 
weit, das gehört dazu. Wenn du einmal Wahlstatistiken 
von früher aus den verschiedeneo Stadtteilen ansehen 
würdest, könntest du sehen, daß der Prozentsatz der Wäh­
lerstimmen in den Altstadtgebieten fur die KPD höher 
war als fiir die Sozialdemokraten, ganz zu schweigen von 
den bürgerlichen Parteien, das steckte an, das war .auch ein 
rettender Anker. Bei diesen Minderbemmelten mit gerin· 
gern Lebensstandard, bei denen war das Gedankengut, 
sich zu wehren, groß. Die waren viel emptanglicher fiirdie 
Kommunisten und bei denen auch besser aufgehoben. 
Das konnte ja auch niemand besser als die negierende Sei­
te der Kommunisten. Man muß immer sehen, daß der 
Unterschied zwischen den Sozialdemokraten und den 
Kommunisten der war, daß die Sozialdemokraten die vor· 
handene Staatsform als die ihre ansahen. Die Kommuni­
sten aber, wenn sie schon staatliche Eiruichtungen fiir 
richtig und notwendig hielten, sahen sie als ablösungsbe, 
dürftig an. "130 

117 Vgl. A. Enderle, H . Schreiner,). Walcher, E. Wt'ckerle: Das rote Gewerkschafts buch, 3. Aufl., HambUig 1973 (zuerst erschienen: Berlin 1932), S 
135 ff. 1Z8 In Kassel kam es während dn großen Krise nicht zu einer einzigt'n größeren Streik-aktion, schon gar nicht zu einem von der RGO initiier­
ten St reik. Das folgt aus der Analyse der Tagespresse und der Archivalien unil wurdevon mehreren fnterview-Putncrn bestitigt. 129 Vgl. A. Mehmc:t 
a.a.O .• S. 1!2 IT.. 212 ff. 130 Georg Merle in G. Müller: a.a.O., S. 29. 44 ff. 
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Schon zwischen den Jugendorganisationen der Arbeiter­
bewegung gab es politische, soziale und emotionale 
Schranken.130.J Die kommunistischen IGnder- und Ju­
gendorganisationen, verankert vor allem in Jer Altstadt, 
traten in der Öffentlichkeit häufig aggressiv und rebel­
lisch auf. Sie "machten Tamtam" und provozierten.131 
Ihnen galten z. B. die "Naturfreunde"-Jugendüchen als 
,.feinere Pinkels", die sich auf Bildungsabenden mit den 
.. höheren, kulturellen Dingen" befaßten.l32 Als ähnlich 
elitär galt eine freisozialistische Jugendgruppe um Max 
Mayr, 133 die aus der Gewerkschaftjugend hervorgegangen 
war und später großenteils zum Internationalen Sozialisti­
schen Kampf-Bund QSK) stieß. In ihrer rebellischen Men­
t:tlität der Kommunistischen Jugend verwandter war die 
Kasseler Gruppe der Freien Jugend, deren Anhänger zu· 
meist aus der sozialistischen Arbeiterjugend kunen. Ihte 
Idole waren militante Pazifisten, Anarchisten und Anar­
chosyndikalisten wie Ernst Friedrich, Erich Mühsam und 
Rudolf Rocker, die auch zu Diskussionsabenden nach 
Kassel kamen.l34 
Die außerordentliche Lebendigkeit des politisch-kulturel­
len Lebens in den Kasseler Arbeiterjugendorganisationen 
der Weimarer Republik- gekennzeichnet durch intellek­
tuelle Neugier, ein ausgeprägtes Bildungsinteresse, un­
konventionelle Formen politischer und 1..-ultureller Ak­
tion -beinhaltete trotzaller organisatorischen und politi­
schen Separierung immer auch einen Austausch über die 
Grenzen der Gruppen hinaus. Erst in den Krisenjahren 
vor 1933 zeigte sieb auch hier eine Tendenz zur stärkeren 
Verengung des Wahrnehmungs· und Aktionsfeldes ent­
lang den Linien der parteipolitischen Konfrontation. Der 
Kommunistische Jugendverband, der erst ab 1929 stärke­
ren Zulauf hatte und dessen Aktivität durch interne 
Schulungsarbeit und stärkere Einbeziehung in die politi­
sche Arbeit der Partei erst langsam an Substanz und At­
traktivität gewannl35, spielte im Spektrum der Kasseler 
Arbeiterjugendbewegung keine herausragende Rolle. Als 
sich schließlich die Jugendorganisation 1931/32 zu stabi­
lisieren begann, verlor sie schnell wieder einen großen 
Teil ihrer aktiven Mitglieder an andere Organisationen 
des kommunistischen Lagers. Georg Merle berichtet z. B., 
daß von der größeren Stadtteilgruppe 2 (West/Wehlhei­
den) 1932 lediglich 12 Mitgliederverblieben, während die 

übrigen zu den Sport· und Kulturorgamsattonen. zur .. An 
rifaschistischen Aktion" etc. abwanderten.U6 
Hier zeigten steh die negativen Folgen der kommunisti­
schen Politik. den sozialdemokratischen Umfeldorganisa­
tionen um jeden Preis kommunistische cntgegeO?uset­
zen. Angesichts des Mangels an länger organisierten Mit­
gliedern und qualafizierten Funktionären führte dies zu ei­
ner politisch kontraproduktiven Überorganisation und zu 
einer ständigen Überbelastung der aktiven Mitglieder. 
Verstärkt wurde dieser Effekt noch durch das Bestreben 
<.lt:r KPD, neben den der Partel enger verbundenen Orga· 
niSJtionen ein möglichst eng geknüpftes Netz von Initia­
tiven und .,Kampfausschüssen"' im außerparlamentari­
schen Raum zu etablieren, die der Partei weiteren Massen­
auhang erschließen und ihre Agitation verstärken sollten. 
Während die kommunistische Erwerbslosenbewegung ei­
ne gewisse Eigendynamik und politische Aumrahlungs· 
kraft entfaJtete, blieben die übrigen Initiativen häufig 
kraftlos und führten nur zu einer Teilmobilisierung ohne­
hin schon vielfaltig aktivierter Anhänger. So dürfte das 
Urteil eines Beobachters der Kasseler Politischen Polizei 
annähernd zutreffen. der über die Gründung eines 
.. Kampfausschusses der werktätigen Mieter" im Septem­
ber 1932 berichtete: ., Vorerst muß bezweifelt werden, daß 
diese kommunistische Mieterbewegung in Kasselaktions 
f.ihig sein wird. Schon die Tatsache, daß die Gründungs­
versammlung nur einen schwachen Besuch aufzuweisen 
hatte, zeigt, daß es sich hier um eine dervielen unter kom­
munistischem Einfluß stehenden Organisationen han­
delt, die auf Anweisung der kommunistischen Zentrale 
ohne genügende Vorbereitung gebildet werden, dann aber 
meist auch nicht entwicklungsfähig sind, weil die Masse 
der Kommunisten füralldiese Unter- und Nebenorgani­
sationen nur schwer zu gewinnen ist."l 37 
Ein anderer Aspekt der kommunistischen Organisations­
politik dieser Phase, der die Position der KPD schwächte, 
betraf den häufigen, ohne Rücksicht auf die Belange der 
unteren Parteigliederungen vorgenommenen Austausch 
führender Bezirksfunktionäre . .,Das war ein Leidwesen 
der Partei, daß ortsgebundene Kräfte nicht groß werden 
konnten, daß dauernd dieser sogenannte demokratische 
Zentralismus von oben, vom ZK ausgeübt wurde. Da wur­
de laufend ausgewechselt; es gab keinen Bezirkssekretär 

130• Vgl. zum folgenden clie Darstellung des Spekuums der Kasseler Arbeiterlugendgruppen in: Der neueo Zc:it cOlg<:t;cn. 75 Jahre: Arbdterjugeodbe· 
wegung in Kassel: a.a.O. lll Georg Merle: in G. Miiller: a.a.O., S. 50 f. ll2 Ders.: a.a.O., S. 29 f. lll Zur Biogra_phte von Mu Mayr s.J. Kammler/ 
D. Krause-Vilmar(Hrsg.): a.a.O., S. 360 ff. 134 BencbtKarl Wack(l976, C. Fischer·Defoy). lJS Georg Merle in G. Miiller, a.a.O., S. 84.- Der KJVD 
zählte nach Schätzungen ehemaü~er Funktionäre 1932 in Kassel (twa 80-120 und im Bc:zirk etw.t 300 Mitglieder. 136 G. Merle tn G. Müller: a.a.O., 
S. 84. m Der komm. Polizeiprästdcnt in IUssel- Landcskriminalpolizcistdle Abt.!- ~n dw Polizeipr;ä~identen, undeskriminalpolizeiilmt (Abt. I), 
in Berlin, 27. 9. 1932 (StA Macburg, 165/3886, Bd. I) 
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von langerer Dauer. "138 So wurde der mit den Kasseler 
Verh:dtnissen vertraute, seit Mitte der 20er Jahre zu den 
fUhrenden Funktionären der nordhessischeo KPD gehö­
rende Ernst Lohagen 139 J 931 als politischer Leiter des Be­
zirks überraschend Jbgelöst, ohne daß die örtliche Partei 
den Grund erfuhr. Wenig späterwurde der Bezirkssekretär 
Walter Krämer, ein kompromißloser Vertreter des "ultra· 
lmken" Kurses 140, von Kassel nach Hannover .,versetzt". 
Auf ihn folgte zunächst Robert Neddermeyer141, dann 
nach einigen Monaten 1932 der 25jährige Karl Barthel, 
der aus Thüringen nach Kassel entsandt wurde.l42 Aus Be­
nchten damaliger Mitglieder der Bezirksleitung geht her­
vor, wie negativ sich diese unvermittelten., Versetzungen" 
auf die Arbeit der Bezirksleitung und der regionalen Partei 
auswirkten. 
Der politische Kurs der Reichspartei wurde in der Kasseler 
KPD - von einer interessanten Ausnahme abgesehen -
rückhalflos befolgt, durchaus gestützt auf dtc überwiegen­
de Mehrheit der Mttglieder. Die Politik der "Einheitsfront 
von unten" gegenüber der SPD - gekennzeichnet durch 
die scharfe Frontstellung gegen die SPD-Führung, die als 
"mzinlfaschistisch" difC1n1icrt wurde, und die gleichzeiti­
ge Werbung um die soztaldemokr.~tischen Arbetter- sti~ß 
innerpattedich kaum auf Krittk. Die typischen Formeln 
dieser Abgrenzungspolitik, die auf die baldige Überrun­
dung der SPD in der Gunst der Arbeiterwähler setzte, wur­
den in der "Neuen Arbeiter Zeitung" unzählige Male wie­
derholt: .,Der Hauptfeind der Arbeiterklasse ist der Kapi­
talismus. Die SPD, die unter der Maske des Kampfes die 
Werktätigen mit ihren Todfeinden aussöhnen will, ist die 
soziale HJuptstutze der Bourgt:oisie. Um den Sturz des 
Kapitalismus herbeizuf\.ihren, ist es notwendig, diese 
Hauptstütze zu beseitigen. Und deshalb führen wir den 

K.lmpf nicht gegen die $PD-Arbeiter, sondern gegen cüc: 
sozialdemokratischen Führer ... Ihr SPD-Arbeiter gehört 
zu unserer Klasse und kämpft an einer falschen Front. '"143 
Die Gefahren einer faschistischen Diktatur wurden zwar 
immer wieder beschworen; aber der Gedanke an die nahe 
Revolution unter kommunistischer Führung und cüe Ver· 
minderungdes Einflusses der SPD als Voraussetzung zur 
Etablierung "Räte-Deutschlands" bewegte die Partei of­
fenkundig mehr als die drohende Gefahr de.s gemeinsa­
men Untergangs beider Arbeiterparteien. So gab die 
.,Neue Arbeiter Zeitung" der Auseinandersetzung mit 
SPD und ADGB hiiufig mehr Raum, als dem publizisti­
schen Kampf gegen die NSDAP.l44 In den Rückblicken 
Beteiligter wird diese Politik mitunter scharf kritisiert, 
zugleich aber c1uch die Faszination durch die vermeintli 
ehe Nähe des revolutionären Ziels betont: ",Es war ja im­
merhin eine Periode, in der wir sagten: Wir kommen in ei­
ne revolutionäre Situation, wir kommen zur Heranfüh­
rung der Massen an die Diktatur des Proletariats, wir kom­
men in die Situation des Kampfes um die politische: 
Macht. Es war eine Vernachlässigung der Pläne, der Akti­
vitäten und der Zielsetzung der Reaktion, der Klassengeg­
t1er; stattdessen haben wir den Kampf gegen cüe SPD ge­
fuhrt - fiilschlich, beute gesJgt. Sie sprach dich an, diese: 
Hochstimmung: ,Alles in die Sielen, in die Rjemen' .. 
,Wir sind dran'".145 Diskussionen über die Problematik 
dieses Kurses habe es in der Bezirksleitung nicht gegeben. 
"Ich habe da nichts von einer Auseinandersetzung gehört, 
daß vieHeicht jemand gesagt hätte, wir dürfen die Sozial 
demokratennicht so anpacken ... Die Einstellung der SPD 
war völlig unverständlich fUr uns."146 "Die Frage des So­
zialfaschismus, das ist nicht so sehr nur eine Linie oder ei 
ne Besonderheit der linkssektiererischen Gruppen gewe-

1 J!! Berid11 Gcort~ Merle (1976, C. Fischer-Defoy). tJ9 Ernst Lohagen, geb. am 12. 5. 1897 in Elberfeld. Aibciter. Seit ihrer Gründung Mi~lied de~ 
KPD. 1919 hauptamtlicher Funktionär des Kommunistischen Jugendverbandes Rheinlaod-Westfalen. Während des Kapp-Putsches in der Kampflei 
tung der . Roten Ruhrarrnec:". N,H·h deren Niederwerfung bis 1~24 inhaftiert. 1924125 und seit 1928 politischer Leiterdes Bezirks Hessen-Waldeckdei 
t<PD. Seit I 9l6 KPD-Stadcverordncter in KJssel und Abgeordneter des Provinzial Iandtages, 1930 Relchstagsabgeordncter. 1931 als politischer Leitet 
111 Kassel abgelöst. 1932 nicht mehr al~ K~ndidat fUr den Rc1chstag aufgestellt. J 933/34 KZ-Haft. Nach der Entlmung maßgeblich an der Or_ganKic· 
rung des K.PD-Widerstande~ m Nordhessen beteiligt. 1935 emeut verhaftet und zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt. Bis zur Befreiung 1945 111 Haft 
emst Loh.1gens Frau Paula, )cit 191.6 M1tglicd der Kasseler Bezirksleitung, wurde 1935 zu dre1]ahrcn Zuchthaus verurteilt, anschließend im KZ inbal 
taert und I 942 an Auschwitz ermordet. Nach 1945 stieg Ernst Lohagen zum Mitglied dcsZK der SED auf, verlor nach I 952 aber seine le11c.nden Partel 
funktionen.- Siehe H. Weber: a.a.O., S. 209 f.; W. Belz: Die Standhaften, a.a.O., S. 136; Bericht Georg Merle (1976). 140 Bericht G. Merle (1976). 
Biographische Daten zu W Jlter Kriimer sind nicht bekannt. 141 Roben Neddermeyer, geb. am 3. 4. 1887 in Altona. Fischer. Matrose. 1907 Mitglied 
der SPD. Beteiligt Jm Matrosenaufmnd 1918 in Kiel. Seit 1919 Mitglied der KPD. P~rtc:ifunktionen in Sielefeld und in Niedel'Sachsen. 1924-1928 
Reichstagsabgeordneter der KPD. Gehörte 1925126 zu.r innerparteilichen Oppositionsgruppe um Karl Korsch u.L 1925 nach Kassel,.vc:rsetzt•. 1927 
b1s 1928 politi$cher Leiter im Be:.mk Hessen-Kassel. 1928-1933 Abgeordneter des preußischen Landtags. 1929 in die Be:o:irksleitung Ostpreußen der 
KPD entsdndt. 1931 RGO-Funkt1oniir. 1933 n.1ch Pro~g emigriert. Im Sommer 1933 zur illcg.llen Arbeit nach Deutschland zurückgekehrt. 1m Oktober 
1933 verhaftet. Nach 2 Jahren Haft bis 1936 im KZ. 1944 zu langjähriger Zuchthausstrafe verurteilt. Nach 1945 SED-Mitglied und Bauernfunktionär 
in der SBZ und DDR. Neddermeyer starb am 18. 10. 1965. - Siehe H. Weber: a.a.O., S. 231. 142 Karl Barthel, geb. am 20- 3.1907 in Lobmt>n bei Pn 
ua. Metallarbeiter. 1932 Mitglied der Kommunistischen Jugend, 1926 der KPD. 1929 Abgeordneter des thüringischen Landtages, 1932 jüngster Reich· 
stagsJbgeordneter. Tm gleichen J~hr Bezirkssekretär der Kasseler KPD. Nach dem Reichstagsbrand verhaftet und während der gesamten Naziherr 
scbaft im KZ. Konnte Nachrichten über die Haftbedingungen im KZ nach draußen Jchmuggeln. Lebte nJch dem Krieg in der SBZ und DDR. Veröf 
fentlichte 1946 den KZ-Berichr .Die Welt ohne Erbarmen" (Rudolstadt, Grcifenvcrlag).- Siehe H. Weber: a.o~.O. , S. 66. Hl .Neue Arbeiter ZeJ­
tung", 14. 2. 1932 (~Plumpe sozt.ddcmokratischc Hetze in Harleshauscn•). 144 Eine Auszählung von Artikeln der NAZ .Ru den zufallig gegriffenen 
MonJtjuni 1931 ergibt, daß sich- verglichen mit den auf die NS-Bewegung bezogenen Artikeln- Fastdoppelt so viele Artikel mitSPD und ADGB be­
IJßtcn. 145 G Merle in G. Müller: a.a.O., S. 88. 146 Bericht Karl Wack (1976, C. Fiscber·Defoy). 
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c;cn. Das war leider, das muß man doch sagen, ein Slogan 
der Gesamtpartei. Dazu h:lt es erst nachher Auseinander­
setzungen gegeben. Vor dem 30. 1. 1933 hat es da bis un­
ten hin kaum etwas gegeben. Im Gegenteil! Auf der Partei­
konferenz nach dem 12. EKKJ-Pienum kommt die Aufga­
benstellung der Partei ganz klar zum Ausdruck: Weg mit 
dt:m Sozialfaschismus, Heranführen der Massen an den 
Kampf um die Macht, den Kampf fiir die Arbeiter· und 
Bauernrepublik!"147 .,Es war keine Möglichkeit, zwischen 
Sozialdemolcraten und Kommunisten auf einen Nenner 
zu kommen. Leider war es so- von oben runter bis zu den 
einzelnen MitgJjedern. Oie Mitglieder an der Basis hörten 
immer auf das, was ihre Zentrale in Berlin durchgab ... Oie 
emzige gemeinsame Aktion war die Kundgebung von 
Reichsbanner und Kommunisten im November 1932 mit 
Freidhof und Lohagen."l47a 
Die Einheit der Arbeiterbewegung im Kampf gegen die fa­
schistische Massenbewcgung, deren Notwendigkeit in der 
örtlichen Parteipresse von SPD und KPD vor aUem 1932 
unentwegt beschworen wurde, wurde von KPD wie SPO 
als Einheit unter ihrer jeweiligen Führung verstanden, die 
sich durch den Anschluß der Anhängt:r der jeweils an­
deren Partei leicht herstellen lasse. Die kommunistische 
.,Neue Arbeiter Zeitung" wie das sozialdemokratische 
~Kasseler Volksblatt" wurden nicht müde, entsprechende 
Appelle von übergetretenen ehemaligen Mitgliedern 
und Funktionären der anderen Partei her:1uszustellen 
\lnd die Auflösung des feindlieben Arbeiterlagers zu 
suggerieren.l48 Klassisch war die Antwort des SPD-Be· 
zi rksselcretärs Kar! Hermann, an die sich der damalige Ab­
gesandte der KPD-Bezirksleitung, der im November 1932 
etn - angesichts der unmittelbar darauffolgenden Bekräf­
tigung der Sozialfaschismus-These auf dem KPD-Bezirks­
parteitag offenkundig halbherziges - Angebot zur ge­
meinsamen Abwehr der faschtstischen Bewegung über­
brachte, erinnert: "Ja, was willst du denn! Wir sind die gro­
He, starke Partei. Kommt zu uns, dann haben wir die Ein­
heit." 148a Daß es beiden Parteien, ganz offenkundig auch 
der KPD, letzten Endes darum ging, im Ringen um die Ar­
beiterwähler dem naheliegenden Einheitsfrontgedanken 
zwar Rechnung zu tragen, entsprechende Stimmungen im 
c1genen Lager aber umgehend parteipolitisch zu kanaJistc· 
ren, hatte sich in Kassel auch im Sommer 1932 gezeigt. 
Ausgehend von der Feststellung, daß eine ,.tiefe Sehn· 
sucht fiir ein einiges Zusammengehen gegen die faschisti· 
sehe Gefahr ... durch die Arbeiterschaft" gehe, hatte der 

Ortsausschuß Kassel des ADGB eine Anfrage an KPD und 
SPD veröffentlicht, ob beide Parteien bereit seien, unter 
bt:stimmten Bedingungen - Schließung eines politischen 
Burgfriedens, EinsteJiung des "politische(n) und persönli· 
che(n) Kampf(es) gegen die Parteien und deren Führer" 
und gegen die ADGB-Führung, Bildung eine~ gemeinsa­
men Ausschusses von ADGB, SPD und KPD zur Durch­
ftihrung antifaschistischer Aktionen - 7.Us:tmmenzuge­
hen.l48b Obwohl diese Anfrage ohne Zweifel vorwiegend 
.1uf die l'osition der SPO zugeschnitten und eine gewisse 
Abstimmung der am Ort eng verflochtenen Organis.ltio· 
ncn von ADGB und SPD mit dem Ziel der öffentlichen 
"Entlarvung" der KPD ~mzunchmen w.ul4!1c, ließ die KPD 
dadurch, daß sie die Anfrage schlichtweg ignorierte, ihrer­
seits erkennen, wie wenig ihr an einer Probe aufs Exempel 
lag und daß es ihr primär um die Befesugung und Ausdeh­
nung des eigenen Lagers ging. Daf~ sie d:tmit das Kalkul 
der Gegenseite bestätigte und erheblich an Glaubwürdig­
keit einbüßte, nahm sie in Kauf. 
Gleichermaßen unnachsichtig und feindselig verfuhren 
KPD und SPD mit den abgespaltenen kleinen Liukspar­
tcien, die sich als KristaJiisationskcrne einer erneuerten 
und vereinten Arbeiterbewegung verstanden und unabläs­
Sig auf die Notwendigkeit des Zusammengcheos beider 
großer Arbeiterparteien in der Abwehr der NS-Bewegung 
hinwiesen. Oie örtlichen Gruppen der .,Sozialistischen 
Arbeiter-Partei" (SAP), des ,.Internationalen Sozialisti­
schen Kampfhundes" (lSK) und dervon ausgeschlossenen 
.,rechten" Kommunisten gegründeten KPD·Oppositton 
(KPO) wurden von beiden großen Parteien als unbedeu· 
lcnde, wenngleich gefahrliehe ._.Spa1terorganisationcn" 
abgetan. In der Wahrnehmung der .,Neuen Arbeiter Zei­
tung" war die linkssozialistische SAP viel gefahrlieber als 
die SPO, da sie die "Radikalisierung der Massen in der Ent· 
wtcklung zum Kommunismus abzuschwächen und zu 
verhindern" suche.149 Diese Polemik stand allerdings in 
einem Zusammenhang, der für die örtliche KPO beson· 
ders brisant war, betraf er doch die einzige bedeut~ame 
Abweichung offizieller KPD-Vertreter vom Parteikurs. 
Die drei Abgeordneten der KPD im Kasseler Stadtparla· 
menr hatten "ohne Wissen der Bezirksleitung" 1932 eine 
Frak-tionsgemeinschaft mit den zur SAP übergetretenen 
SPD·Stadtverordneten gebildet und sich auch mit einer 
KPO-Abgcordneten abgestimmt. Dieser im Interesse ei· 
ner Stärkung des linken Flügels im Stadtparlament sehr 
sinnvolle Schritt mußte als "opportunistische" Über-

tn Bericht Georg Merle (1976). 147• Bericht Kar! Gschwendter (I 975). 148 Vgl. z. B .• Neue Arbeiter Zeaung", 8. 12. 1931 (.Die Zersetzung in der 
K.meler SPD") und .JUsseler Volhblatt•, 19. 4. I 932 (,.Aufruf. An die kommunistuchen Arbcllc:r!w). 148• Ber1cht Karl Gschwendtcr ( 1975). 148b 
Ote Anfrage wurde ohne Komment.tr veröffentlicht im ,.Kasseler Volkbblatt", IJ. 7. 1932. 1~3< Daraufverwies auch die prompte und in allen Punk· 
t~n zu~tininu:nde Antwort des Bezlfksvorst:Jndes dct SPD schon am folgenden Tag(.K.asseler Volksblalt", 14. 7. 1932). 1~q "Neue Arbeiter Zeitung", 
19. 5. I 932 (.V mtärkt dc:o Kampf gegen die geHihrliebsten Schädlinge innerhalb der Atbcitnbewcgung"). 
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nahme von "sozialdemokratisch-parlamentarischen Ge­
sichtspunkten" von den kommunistischen Stadtverord­
neten zurückgenommen und widerrufen werden.ISO Das 
parlamentarische Handeln der KPD saUte ihre außerpar­
lamentarische Agitation verstärken und durch die unmit­
telbare Präsentation von Forderungen der verelendeten 
Arbeitslosen-Massen ohne Rücksicht auf die desolate Fi­
nanzlage der Kommune die Glaubwürdigkeit der Partei 
und die Handlungsunfahigkeit der politisch V crantwortli­
chen demonstrieren. I 51 In den Anträgen der KPD im Kas· 
seler Stadtparlament artikulierte sich die Wut derjenigen, 
die sich von den politischen Amtsträgern und der öffentli­
Lhen Verwaltung im Stich gelassen sahen, die nicht mehr 
wußten, wie sie sich und ihre Familien am Leben erhalten 
sollten, die ihre Wohnungen verloren und die die achsel­
zuckende Hilflosigkeit der staatlichen und kommunalen 
Repräsentanten nur noch als Provokation empfanden. 
Dies galt auch fur die Wahrnehmung der SPD-Politik in 
der Krise. Die auch von der KasselerSPD-Fraktion im Rat­
haus verfolgte Linie, den parlamentarischen Mechanis­
mus trotz der weitestgehenden Entmachtung der Kom­
munen auch um den Preis der eigenen Glaubwürdigkeit 
unbeirrt zu verteidigen, sich "verantwortuogsbewußt"­
wenn auch mitunter zähneknirschend - in die gegebene 
Lage zu schicken und das unter diesen Bedingungen Mög­
liche korrekt und solide zu leisten und weitergehende Un­
terstützungsanträge der KPD für die Erwerbslosen durch 
den trockenen Verweis auf Deckungslücken im Haushalt 
abzuwehren, mußte in den Ohren der Betroffenen - de~ 

ren Misere nach Hilfe ohne Umweg und Verzug verlangte 
- wie blanker Hohn klingen. Die Neigung, die aus Angst, 
Erschöpfung und Verzweiflunggespeiste Hysterie derver­
elendeten Massen eher als Folge denn aJs Ursache der Po­
litik von KPD und NSDAP wahrzunehmen, verbaute der 
SPD die Einsicht in die Notwendigkeit direkten, unmittel­
baren Handeins zur Bewältigung der ökonomischen und 
politischen Krise. Da sie die gesellschaftliche Notwendig­
keit des kommunistischen Radikalismus und Aktionismus 
nicht begriff, konnte und wollte sie die eventuell gegebe­
nen Möglichkeiten zu einem begrenzten Zusammenge­
hen auch ihrerseits nicht nutzen. Auf kommunistischer 
Seite entsprach dem die Pauschalität ihrer Polemik gegen 
die SPD wie ihrer Wahrnehmung der politischen Konstel­
lation in der Endphase der Republik. Mit dieser Republik 
von Anfang an verfeindet, von ihr verfolgt und zeitweise 
verboten, machte die KPD kaum noch einen Unterschied 
zwischen dem politischen System der Präsidialkabinette 

und einer drohenden Nazidiktatur. Da schon die politi· 
sehe Verfassung Deutschlands seit 19 30 als Form faschi­
~tischer Diktatur gekennzeichnet wurde, wurde einerseits 
die Gefahr der Naziherrschaft in der Kontinuität der ge· 
genwärtigen Erfahrungen vorgestellt, .mdererseits der ak­
tuelle Zustand und die verbliebenen demokratisch-rechts· 
staatlichen Strukturen als nicht besonders verteidigungs­
wert wahrgenommen. 
So wurde die Bekämpfung der N5-Bewegung von der KPD 
vor allem als Element ihrer revolutionären Perspektive 
verstanden, nicht als absolut vorrangiges Erfordernis ei­
ner Abwehrstrategie zur Verteidigung der gesamten Arbei­
terbewegung. Mit dem 1930 gegründeten .,Kampfhund 
gegen den Faschismus" und der "Antifaschistischen Ak­
tion., des Frühsommers 1932 versuchte auch die Kasseler 
K.PD, über den Kreis ihrer Mitglieder hinaus Unterstüt­
zung fur den Kampf gegen die NSDAP zu mobilisieren.l5l 
Obwohl dies teilweise gelang, blieb die Mobilisierung 
doch im wesentlichen auf das kommunistische Lager be­
schränkt. Trotz nahezu pausenloser, bis zur Erschöpfung 
der Mitglieder und Funktionäre betriebener politischer 
Aktivität konnte die Isolation des kommunistischen La· 
gers nicht entscheidend durchbrachen werden. 
Aktionswille und ständige Mobilisierung konnten auch 
nur mühsam die Schwierigkeiten überdecken, die die 
KPD mit der Integration der großen Zahl neuer Mitglieder 
und mit den Verselbständigungstendenzen ihrer schon 
unter den gegebenen Bedingungen illegal und konspnatlv 
arbeitenden Mitglieder hatte. "Die Partei hat den Zulauf 
von Massen in den Krisenjahren nicht verkraften können. 
Darunter waren viele, die aus Feigheit und um des persön­
lichen Vorteilswillen fast über Nacht nach dem 30.Januar 
das Hemd gewechselt haben. Unter Umständen gehörten 
die dann später sogar zu den Knüppelgarden, die die Ar­
beiterbewegung mit Brachialgewalt aufrollten!'l53 "Die 
Menschen, die nur aus Armut und Not heraus zur Partei 
kommen, geben nicht die Kämpfer ab, weil sie das Hemd 
wechseln, wenn sie einen schönen Brocken zugeworfen 
bekommen. Da, wo ich wohnte, war die ,Rote Burg', ... da 
wohnten nur Kommunisten, nach der Machtergreifung 
am 30. 1. 33 ist ein Funktionär aus dieser Wohngebiets­
gruppe auf einem Naziauto gefahren und hat die Haken· 
kreuzfahne geschwenkt. Das war so ein Mensch, der kein 
Grundwissen und keine feste Weltanschauung hatte."154 

Mitgliederfluktuation und rastloser Aktionismus führten 
dazu, daß die politische Schulung der neuen Mitglieder 
stark in den Hintergrund trat. "Wenn man von einem 

ISO Ebd. 151 Vgl. A. Mebmct: .1.a.O., S. 215 f. m Vgl. C. Fischer·Defoy: .t.J.O., S. 338 f.; ßencht W. Beiz (1975); W Be:!%: Oie Sundh.aften, :1.-L.Ü · 
S 17 ff. 153 Bericht Georg Merle (1975). 154 Bencht K.!rl Gschwcndter (1975). 
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dJ.uernden Zu- und Abgang der Mitglieder spricht, so 
trifit das zum Teil zu. Soweit die Zellen -Abende über­
haupt zu einer regelmäßigen Mitarbeit der Mitglieder 
führten, waren sie immer nur angefüllt mit Parteiaufträ­
gen, mit der Durchführung von Aktionen. Aber daß man 
wirklich -wie wir das alsJugendverband gemacht haben­
Elementarwissen verhandelt hat", sei k:ium noch vorge­
kommen.l55 
Ein anderes Problem für die Kasseler KPD waren die ille­
gal weiterarbeitenden ZirkeJ des seit 1929 verbotenen 
"Roten Frontkämpfer-Bundes" (RFB). In diesen von der 
Partei nur schwer zu kontrollierenden Kreisen kam es im 
Zuge der Vorbereitung auf den Eventualfall einer bewaff­
neten Auseinandersetzung zu "Gewaltkult und Militär­
spielerei" .156 "Die Partei hatte ernste Sorgen mit diesen 
Leuten, die dem individuellen Terror anhingen. Die wa­
ren ja fast mal imstande, die ganze KPD-Bezirksleitung zu 
verhaften und totzuschlagen! Das waren alte RFB-Leute ... 
Leute, die das Schießeisen schnell bei der Hand hatten, 
ohne daß die Partei die Kontrolle über sie hatte und es ge­
bilUgt hätte ... Die Partei und auch die Bezirksleitung wa­
ren gegen den individuellen Terror ... Wenn Gewalt, dann 
gezwungenermaßen, weil die Reaktion die Gewalt sucht 
und die Gewalt braucht." Dieser Kreis von RFB-Leuten 
"war eine richtig verschworene Bande, die Kleinkrieg und 
Bürgerkrieg spielte. Die hatten Waffen; die haben Spreng­
stoffdiebstähle gemacht ohne Wissen der Partei, ... haben 
die einzelnen direkt in den Eid genommen ... Die wurden 
zu Treue und unbedingtem Gehorsam in diesem Zirkel 
vereidigt und mußten auf Gedeih und Verderb mitma­
chen. Das war eine verhältnismäßig kleine Gruppe, aber 
gefahrlich."157 Hier zeigten sich autoritäre Mentalitäten 
und Verhaltensmuster, wie sie unter den Mitgliedern aller 
Wehrverbände - auch im Reichsbanner - zu finden waren. 
Die Vorbereitungen der Gesamtpartei auf die Illegalität, 
mit der man nicht erst 1932/33 rechnete, bewegten sich in 
anderen Bahnen. Zwar gab es auch hier den Versuch, Waf­
fen flir den Ernstfall eines Bürgerkrieges zu sammeln. 
Aber die K.PD war- ähnlich wie die SPD- in keiner Weise 
ft.ir eine bewaffnete Auseinandersetzung mit der Rechten 
oder gar mit der Reichswehr gerüstet. Im wesentlichen be­
schränkten sich die 1931/32 einsetzenden Vorbereitun­
gen der Kasseler Kommunisten auf Verbot und Verfol­
gung auf sehr viel weniger spektakuläre Maßnahmen. So 
wurden vor allem eventuell belastende Materialien, Mit­
gliederlisten etc. schon ab Anfang 1932 aus den Büros der 

kommunistischen Organisationen entfernt. Oie Kasseler 
politische Polizei berichtete nach einer Durchsuchungs­
aktion Mitte August 1932, daß die ..,Geschäftsstellen ... 
zum größten Teil geräumt" waren. "Die noch vorhande­
nen Akten enthielten belanglosen Schriftwechsel. Allge­
mein ist durch die Durchsuchungen bestätigt, daß die 
KPD und ihre Nebenorganisationen schon seit längerer 
Zeit sich auf Illegalität eingestellt haben."l.58 Dazu gehör­
te u. a., daß in Ansätzen mit der organisatori~chc:n Urn­
stcllung der Partei auf Ser-Gruppen begonnen wurde und 
daß besonders gefährdete Funktionäre sich Ausweich­
quartiere sicherten. Darüber hinaus versuchte die KPD, 
emgeschleuste Spitzel zu identifizieren und ihrerseits In­
formanten bei der Polizei und der Reichswehr zu gewtn­
nen. In beiden Fällen war die nordhessische KPD nicht 
sehr erfolgreich. Die politische Polize.i war durchgängig 
gut über parteiinterne Vorgänge informiert und verfugte 
auch nach der Machtergreifung der NSDAP über ., Ver­
trauensleute" im illegalen Apparat der Partel.1 59 Demge­
genüber blieben die kommunistischen Versuche, aufPoli­
zei und Reichswehr einzuwirken, weitestgehend auf die 
ungezielte Agitation mit schriftlichem Material be­
scnränkt.l60 
Die Handlungszwänge ihres Kurses und die Hektik stän­
dig angespannter Akttvität ließen ein Innehalten und eine 
unbefangene Standortbestimmung der KPD im Angesicht 
der faschistischen Gefahr nicht zu. Zu sehr war sie - ge­
stärkt durch die eigenen Wahlerfolge -auf die Chance des 
entscheidenden politischen Durchbruchs zur fuhrenden 
Arbeiterpartei fixiert, als daß sie die Möglichkeit einer 
vernichtenden, langfristig wirksamen Niederlage der ge­
samten Arbeiterbewegung ernsthaft ins Auge gefaßt hätte. 
Die Stimmung der Mitgliederschaft war bestimmt von der 
Überzeugung, kaum noch etwas verlieren und alles 
gewinnen zu können - notfalls nach einer kurzen Phase 
faschistischer Herrschaft. Die Entschlossenheit, die 
unbeirrte Aktions- und Opferbereitschaft gerade vieler 
junger Mitglieder, die alle ihre Hoffnungen auf einen so­
zialistischen Ausweg aus der Katastrophe der kapitalisti­
schen Wirtschaftskrise setzten, schien ein sicheres Un­
terpfand rur ein erfolgreiches Bestehen der bevorstehen­
den politischen Kämpfe zu sein. Wie begrenzt die eigenen 
Möglichkeiten der Gegenwehr gegen ein alle Instrumente 
staatlichenTerrorsbedenkenlos einsetzendes Regime sein 
würden, drang nur wenigen Kommunisten ins Bewußt­
sem. 

m Bericht Gcorg Merle (1976). 156 D. Peukcn: Die KPD im Widerstand, a.a.O., S. 59. 157 Bericht Georg McrleJ1976). 158 Landeskriminalpoli· 
zcistelle Kassel (Abt. 1) an den Preuß. Minister des lnnem, 24. 8. 1932 (StA Marburg. 165/3884, General·und Son erakten bctr. Wahlsachen 1930-
34). 15'1 Vgl. d1e Zusammenstellung der Ausgaben der Politischen Polizei fiir 'I Veruaucnsmänncr" bei KPD und .Linksorganisationcn~ bis End~ 
Marz 1933 (StA Marburg, 165/3847 - Sonderakten bctr. die Landeskrimioalpoliz.eistellc). 160 Bericht August Schülbe (1976, C. Fiscbcr-Dcfoy). 
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5. Die linken Splittergruppen der Kasseler Arbeiterbewegung 

In der Endphase der Weimarer Republik gab es im Spek­
trum der Kasseler Arbeiterbewegung eine Reihe kleinerer 
politischer Gruppen und Parteien, deren politische Be­
deutung die Zahl ihrer Mitglieder und Anhänger durchaus 
überstieg. In ihnen vor allem artikulierte sich das Bewußt­
sein von der tödlichen Gefahr, die die Spaltung in zwei zu­
nehmend voneinander isolierte Blöcke ftir die Existenz 
der Arbeiterbewegung bedeutete. Ihre Versuche, zwischen 
den beiden verfeindeten Lagern zu vermitteln, waren al­
lerdings in den Augen vieler Arbeiter mit dem Makel be­
hafte!, trotzaller Forderungen nach einer Einheit der Ar­
beiterbewegung gegenüber der faschistischen Bewegung 
durch die bloße Existenz zusätzlicher Organisationen die 

Auf.~palrung der Arbeiterbewegung zu vergrößern. So 
oberflächlich diese Beurteilung war, daß man nicht em 
spalten dürfte, wenn man die Einheit wolle, verhindene 
ihre scheinbare Plausibilität doch eine breitere Wirkung 
dieser Gruppen. Neben den durch die Konfrontationspo­
litik der beiden groHen Arbeiterparteien befestigten Loya 
litätsbindungen war es paradoxerweise gerade die beson 
ders 1932 in der Arbeiterschaft lebendige Stimmung zu 
gunsten vereinten Handelns, die - wet1 Ste durch die Füh 
rungender beiden großen Parteien im Rahmen der Ersatz­
Einheit des jeweiligen Lagers aufgefangen werden konnte 
- einen größeren politischen Erfolg der Zwischengruppen 
vereitelte. 

5.1 Der "Internationale sozialistische Kampf-Bu nd,. 

Eine dieser Gruppen war der aus dem .,Internationalen Ju­
gend-Bund" (IJB) hervorgegangene "Internationale Sozia­
li .s tisthe Kampf-Bund" (ISK), Jcr Stlh 1926 als Partei kon­
stttuierte, nachdem seine Mitglieder aus der SPD auf­
grund eines 1925 ergangenen Unvereinbarkeitsbeschlus­
ses ausgeschlossen worden waren.16l IJB und ISK waren 
das Werk Leonhard Nelsons, Philosoph und Mathemati­
ker an der Göttinger Universität.l62 Nelson verstand den 
ISK als Vorstufe einer klassenkämpferisch-sozialistischen 
.. Partei der Vernunft", die die Spaltung der Arbeiterbewe­
gung überwinden sollte. Organisation und Praxis dieser 
kleinen, exklusiven Gruppierung waren von dem Ziel be­
stimmt, qualifizierte und eigenständige Führungskräfte 
zur Realisierung dieses großen Projekts heranzubilden 
Nelsons politische Theorie und organisatorische Konzep­
tion unterschieden den ISK scharf von den übrigen Par­
teien und Gruppen der Arbeiterbewegung. Grundlage des 
politischen Selbstverständnisses war ein ethischer Sozia­
lismus, der die marxistische Theorietradition und vor al­
lem ihr Hegelsches Erbe als zu axiomatisch und dogma­
tisch ablehnte, ohne ihre Ergebnisse einfach zu negieren. 
Nelsons Kritik zielte besonders auf das Defizit einer sozta­
listischen Ethik und Handlungslehre, auf das Auseinan­
derklaffen von gesellschaftsveränderndem Anspruch 11od 
subjektiver Praxis in der Arbeiterbewegung. Daraus folgte 

das außerordentliche Gewicht, daß Nelson und die von 
ihm geprägte Organisation aufdie Bildung, die Erziehung 
von Sozialisten zu selbstbestimmtem, auf eigener Er 
kenntnis und Verantwortlichkeit beruhendem Handeln 
legten. Ein wesentlicher Teil der Praxis des ISK entfiel aut 
diese politisch-pädagogische Arbeit mit den Mitgliedern 
Sympathisanten und ihren Kindern, für die seit Mitte der 
20er Jahre die Walkemühle bei Melsungen (Bezirk Kassel) 
als eigene Bildungsstätte zur Verfügung stand.163 Dort 
sollten die Kursteilnehmer wiedergewinnen, .,was sie al~ 
unverdorbene ((jnder mitbnngen : Glauben an die Wahr· 
heit, Selbstvertrauen und Rechtsgefiihl, wie diese sich äu 
ßern in Mut und Beharrlichkeit beim Vertreten der eige 
nen Überzeugung". Nelson, nach der pädagogischen Ei­
genart der Walkemühle gefragt, brachte diese auf die For­
mel: "In dieser Schule braucht man nicht zu lügen."164 So 
differenziert und eingängig die pädagogischen Kurse ge 
staJtet wurden, die ganz auf der "sokratischen Methode" 
der schrittweisen Erkenntnisgewinnung im Gespräch auf­
bauten, so autoritär und elitär war das Organisationsver­
ständnis des fSK. Die Gruppe war gleichsam als sozialisti 
scher Orden konzipiert, in dem Aufgabeostellungen, Lei 
rungsfunktionen und Arbeitsverteilung ungeachtet leben­
dig-kritischer Diskussion nicht in demokratischen Wahl­
verfahren, sondern von Nelson \lnd den von ihm einge 

161 Vgl. Werner Lmk: 01e Gesch1chte de~ lntcrnJtlonalenJugcnd·Bunde) (IJB) und de~ Intern.ltiondlen Soz1alist1schen Kampf-Bundes (ISK). Ein Bet 
trag 1ur Gescb1chte der Arbeiterbewegung 111 der Weimarer Republik und un Drittt"n Reich, Meisenheim am Glan 1964; Karl·Heinz Klär: Zwei Ne I 
son·Bündc: Intcmational~r Jugend-Bund (IJB) und Internationaler Sozialistischer Kampf-Bund (ISK) im Licht neuer Q;!ellen, in: JWK, 18.Jg. l982. 
S. 3 I 0- 360. 162 Zu Werk und BiogrJphie stehe: Lconhard Nelson: AusgewählteSchnften. Studienausgabe, hrsg. und emgdeitet von Heinz-Joachim 
Heydom, Frankfurti Mam- Köln 1974. tb3 Ygl. RudolfGiessdmann: Die Walkemühle in Nordhessen. Erkundungen derdeutschen Zeitgeschichte, 
zentriert in einem regionalen Brennpunkt. unveröffentlichte Examensarbeit. Gesamthochschule Kassel 1976. ~~ H.-J. Heydom: Einführung, m: l 
Nelson: a.a.O., S. 2 I f. 
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setzten Vertretern festgelegt wurden. An ilie Mitglieder 
wurden nach festgelegten Plänen hohe Anforderungen ge­
~tellt, die sich auf die politische Arbeit wie die persönliche 
Lebensführung bezogen und in regelmäßigen Abständen 
kontrolliert wurden.165 Das zum Credo der Organisation 
gehörende Vegetariertum, die Abstinenz von Alkohol 
und Nikotin fügten dem politisch elitären Anspruch eine 
lebensreformerisch-skurrile Note hinzu, die die lSK-Mit­
glieder in den Augen der meisten Arbeiter zu .,Spinnern" 
und Sonderlingen stempelte. Trotz derverschwindend ge­
rtngen Zahl ihrer Mitglieder und Anhänger entfaltete die 
Gruppe eine bemerkenswerte agitatorische und publizisti­
~che Aktivität, die von Anfang an auf die Herstellung ei­
ner geeinten, klassenkämpferischen Arbeiterbewegung 
ausgerichtet war. 
In einem Flugblatt des ISK aus dem Jahre 1926, das bei der 
Gründung der Kasseler Ortsgruppe verteilt wurde, hieß es: 
"Die Existenz des ISK ist nötig, da die genannten Parteien 
($PD, KPD,J. K.) mehr und mehr den Bruderkampfinner­
halb der Arbeiterschaft fuhren und da auch ihre sonstige 
Politik keine Gewähr fiir die Verwirklichung des Sozialis­
mus bietet: Die sozialdemokratische Riesenpartei ist hoff­
nungslos verkettet mit den Mächten der kulturellen, poli­
osehen und wirtschaftlichen Reaktion, wie ihr Bündnis 
mit der Kirche, dem kapitalistischen und nationalisti­
'IChen Staat und ihre vorbehaltlose Hilfe bei der Sanierung 
der kapitalistischen Wirtschaft zeigen. Die Kommunisti­
sche Partei ist, ganz abgesehen von ihren Grundsätzen, 
schon durch ihre politische Taktik gegenüber den Ge~ 
werkschaften und anderen lebenswichtigen Einheitsorga­
nisationen des Proletariats ungeeignet, die Arbeiterklasse 
aus der Sklaverei zu befreien. Der Internationale Soziali­
~tische Kampf-Bund will alle Kräfte sammeln, die den 
Kampf um eine sozialistische Gesellschaftsordnung an die 

er!tte Stelle setzen und die deshalb mit ihm wirksam aut 
die Einheit der Arbeiterschaft hinarbeiten." Ziel sei die 
,.Einigung der so1.ialistischen Klassenkämpfer", die sich 
,.ihre Takuk durch dtt: politische Erfahrung vorschreiben 
lassen" und den Mut besäßen, .,sich ihres Verstandes auch 
in der Politik zu bedienen".166 
In Kassel bestand seit 1926 eine der größeren 0 rrsgruppen 
des ISK, die von der Nähe der Bildungsstätte in der Walke­
mühle profitierte. Die Gruppe zählte bei ihrer Crundung 
wenig mehr als 20, 1932 etwa 35 Mitglieder und aktive 
Sympathtsanten (,.Mitarbeiter") und stellte damtt einen 
nicht unbeträchtlichen Teil der Gesamtmitgliedschaft des 
ISK, der 1932 über maximal 300 Mitglieder und 1000 
Sympathisanten verfügte.167 Da der ISK nur Wert auf 
hochaktive Mitglieder legte und Aufnahmeersuchen erst 
nach längerer Prüfung billigte, geben diese Zahlm kein 
zutreffendes Bild vom Aktionsradius der Gruppe:. Zu den 
aktivsten Mitgliedern der Kasseler Gruppe seit ihrer Grün­
dung zählten der spätere Bezirksvorsitzende Theodor Hü· 
peden und der Rechtsanwalt Erich LewinskJ, dtc aus der 
SPD übertraten, sowie Karl Reier und Kar! Eckcrlin, der 
die Naturfreunde-Jugend leitete.168 Junge Arbetter ge­
wann der Kasseler ISK durch den Beitritt von Max Mayr, 
der seit 1921 zunächst die Metallarbeiter-Jugend, dann 
das Kartell der Gewerkschafts-Jugend in Kassel geleitet 
und nach dessen Auflösung in folge einer Auseinanderset­
zung mit der SPD eine eigene Arbeiter-Jugendgruppe 
( .. Pioniere") organisiert hatte.l69 Mit Mayr trat eine Reihe 
junger Metallarbeiter in den ISK ein. Verglichen mit der 
Reichsorganisation, in der Angestellte, Beamte und Frei­
berufler überwogen, erruelt die Kasselet ISK-Gruppe da­
durch ein stärker proletarisches ProftJ.170 
Die hohen Anforderungen an Disziplin und Eng.1gemcnt 
der Mitglieder führten zwar immer wieder zu Konflikten 

IM Siehe z. B. die Aufl1stung von .Mindestforderungen" J.US dem Jahr 1929 - Archiv dtt so.tialelt Demokratie, Bc~tand !]B/ISK. K;mcttc 7. t•A .Die 
Zeitschrift ,ISK'~ (Privatarchiv Max Mayr). 167 Zur Kasseler Organisation: Mitgliedetlistr:, Zusammenstellung Max Mayr: Korresponden:t. Onsgrup· 
pe Kassel- JSK-Vorstand 1926 und 1931. Archiv der sozialen Demokratie, Bestand l]BIISK. Ka~etten 13 \lnd 21 -zum ISK insgesamt: K.-H. Klär 
.t.a.O., S. 320. 168 Siehe Korrespondenz Ortsgruppe Kassel 1926, a.a.O.- Theodor Hüpeden, geb. am 25. 8. 1887 in Kassel. Verwaltungsbeamter. 
1920-J 925 Mitglied der SPD. Mitglied des Kasseler Re1chsbanners, bis zu seinem Austritt aus der SPD m fUhrender Position. Se1t 1926 Mitglied de$ 
1$K. 1933 von SA mißhandelt und aus seiner StcUuog bei der Landesversicberuogsansult Hessen·Nassau entfernt. 1936 wegen drohender Verh~ftuns 
nach HoUand ~dlohen. Dort 1940 verhaftet. In I<.md LU 5 j:~.ltren Zuchthaus verurteilt. Im April 1945 als Ln.ttett-H:ifthng des Zuchtho~u!e~ Wehlhe1· 
t.len von Amertkanern befreit. Nach 1945 Amcbluß an SPO. Seit Sommer 1945 beim kommissarischen Oberpräsidenten m1t dem Autbau del L.tndc)· 
Jrbeits~mtes fur den Regierungsbezirk Kassel. später b~im RP Kassel mit Entnazifizierungsverfahren (AufbJu der Sp1uchkammcr Ka~sd) befaßt. Hü· 
pcden stilrb am 27. 3. 1959. - Vgl. Korrespondenz Onsgrupp~ Kassel des ISK 1926 und 1931, a.a.O.; WG-Akte T. Hüpeden.-Dr. Erich Lcwinski,~eb 
.1m 1. L 1899 1n Goldap/Ostpr .. Studium der Rechts· uod Sozialwissenschaften. Soldat 1917- 1919. 1932 2. Staatsuamen und danach Promotion. Seit 
I 924 Rechtsanwalt in Kassel. Bis 1925 Mitglied der SPD. 1926- 1933 Mitglied dt's ISK. 1933 Emigration nach Frankreich. Betrieb zusammen mit Ehe 
frauvegetarisches Restaurant in Paris. 1940/41 ilber Südfrankweh nach USA ellUgriert. Arbeitete XU$JJnmen mit A. Gru~an~ki 10 einer Exllorganisa· 
t1on. 1947 Rückkehr nach Kassel. Landgerichtsdirektor, 1949-1956 Landgerichtspräsident. Gestorben am 16. 2. 1956.- Vgl. Korrespondenz Om­
~ruppe Kassel des ISK 1926, a.a.O.; Gerhard Bei er: Arbeiterbewegung in Hessen. Zur Geschichte der hessischen Arbeiterbewegung durch ISO Jahre 
(1834-1984), Frankfu.rt/M. 1984, S. 485.- Kar! Ecker! in, gcb. am 21. I 0. 1889 in Neuenburg/Baden. Buchdruckcmwster. Früh gewerkschaftlich orga· 
msiert. Leiter der Kasseler Naturfreundc·Jugc:nd. Seit 1926 Mitglied des ISK. 1936- 1939 wegen,. Vorbereitung zum Hod1verrat" in Haft. Na~h 1945 
Gewerkschaftssekretär der Kasseler IG Druck und Papier.-Vgl. Stadtarchiv Kassel, A. 5.551 Nr. 67, Antrag K. Ecketlin.- Über Karl Rcier J.egeu keine 
genaueren biographischen Angaben vor. 169 Bericht K.a.rl Reiers vom 8. 9 1926 (Archiv aer soziJlcn Demokratie, IJBIJSK. Kassem 1 J). t7o Auch 
unterden Kassel!!rTeilnehmem an dco Kursen in der Walkemühle überwogen die fUn&enArbeiter. Siehe den von MJX M;~yr erqellren Melden:gistel" 
Auszug der Gemeinde Adelshau~en bei Mdsungen, dem Sitz der Bildungsstätte (Pnvatarch1v Max Mayr). 
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und bildeten etoe Schranke fiir dte Erweiterung der Grup­
pe. sie übten Jber auch eine gcwtsse Faszination au~ und 
bewirkten eine große Kohärenz und Aktionsf:ihigkcit der 
Gruppe~ "Das imponierte mir damals, daß das nicht so ein 
Verein war, wo man still- wie heute- Mitglied war, son­
dern ftirden man auch etwas tun mußte ... Man mußte, be­
vor man als Mitglied aufgenommen wurde, zunächst eine 
gewisse Bewährungszeit durchlaufen. Wenn m:~n Mit­
glied der Jugendorganisation war, wurde man nach Errei­
chen der Altersgrenze nicht einfach Mitglied des ISK. 
Zweimal in der Woche mußten wir in der Stadt Agitation 
machen- wir bekamen dann einen Zettel, auf dem stand 
genau, die und die Straße müssen wir abklappern, unsere 
Broschüren verkaufen, mit Jen Leuten reden usw. Außer­
dem fuhren wir mindestens zweimal im Monat auf die 
Dörfer zur Landagitatton. Pfarrer und Lehrer waren rur 
uns besonders wichtige Personen, die wir gesinnungsmä­
ßig auf unsere Seite zu bekommen suchten ... Neben die­
sen politischen Aufgaben machten wir viele Spaziergänge, 
Wanderungen, auch mal Fahrten übers Wochenende mit 
Übernachtung in einer Jugendherberge."171 
Im Rahmen der Kasseler Arbeiterbewegung versuchte der 
lSK, seinen Einfluß in einzelnen Gewerkschaftsverbän­
Jen und im Freidenkerverband im Sinne seiner zentralen 
politischen Perspektive geltend zu machen. Obwohl z. B. 
nur 20 der ca. 800 Kasseler Mitglieder des Freidenkerver­
bandes dem ISK angehörten, gelang dies angesichts der 
energi&chen und umsichtigen Akttvität der Mitglieder ge­
legentlich in erstaunlichem Maß.172 Während der ISK im 
Bereich der Arbeiterkulturorganisationen und der Ge­
werkschaften die auf Separierung der politischen Lager 
.delende Strategie der KPD bekämpfte, weil er in ihnen zu 
Recht den Restbestand und dte mögltche neue Basis einer 
vereinten Arbeiterbewegung sah, forderte er bei den Wah­
len regelmäßig un<.J bis zuletzt zur Wahl der KPD auf, da 
sie zumindest einen en tschiedenen K.tmpf gegen das Sy­
stem von Ausbeutung und Unterdrückung fl.ihre: "Wir 
wählen KPD. Warum? SPD hat Arbeitsgemeinschaft mit 
dem Bürgertum endgültig geschlossen. Die KPD tut das 
grundsätzlich nicht. Allerdings ist ihr Klassenkampf häu­
fig eine Unterstützung des Kapitals. Immerhin will sie das 
Kapital wenigstens grundsätzlich bekämpfen, während 
die SPD diesen Kampf bewußt aufgegeben hat. Bei der 
KPD besteht daher noch die Möglichkeit, daß sie aus ih­
ren Fehlern lernt." 173 

In der Endphase der Republik ordnete der ISK seine ge­
samte Aktivität dem Ziel unter, Joch noch eine gemeinsa-

me Aktionsbasis von SPD und KPD gegenüber der fclscht­
$tischen Bewegung herzustellen. Seit Anfang 1932 gab er 
eine Tageszeitung heraus ("Der Funke"), die unablässig 
die Notwendigkeit dieses Schrittes beschwor. Trotz der 
~chmalen Mitgliederbasis erschien das Blatt, wenn auch 
nur in kleiner Auflage (maXJmal 3000 Exemplare), reget. 
mäßig bis zum endgültigen Verbot; in Kassel wurden pro 
Monat etwa 2000 Exemplare verkauft.l74 Max Mayr, der 
bis Anfang 19.33 al~ Registrator und Fahrer beim "Fun­
ken" in Berlin mitarbeitete, schildert plastisch die Obn· 
macht der Gruppe und ihrer Einheitsfrontbemühungen· 
., Wir selber hatten in verschiedenen Städten versucht, so! 
ehe Aktionen einzuleiten. Wir haben einen ,letzten 
Appell' herausgebracht, der war unterschrieben z. B. von 
der Käthe Kollwitz und anderen prominenten Leuten 
Dann haben wir ... versucht, von möglichst vielen Leuten 
Unterschriften zu sammeln, die wir dann dem Gewerk­
schaftsbund schicken wollten, als Nachweis des Wun­
sches von so vielen Menschen, nun ernst zu machen mlt 
dem Versuch, die Einheitsfront zustande zu bringen ... Da 
kann ich von einem Erlebnis berichten. In unserer freien 
Zeit sind wir losgegangen ... Wir gingen mit unseren Listen 
herum und fragten: ,Willst du nicht unterschreiben? Das 
ist ein Versuch; wir wollen mal sehen, ob wir nicht 'n~: 
Einheitsfront zustande bringen, ebe aUes zu spät ist.' Da~ 

war gegen Ende 32. Da kam man dann zu einem, der ge 
hörte zur Eisernen Front; und man hat ihm das erklärt 
und da wird der auf einmal stutzig und schreit rum: ,Hör1 
mal, Genossen, das ist wieder so 'ne Masche von den 
Kommunisten, die wollen da Unterschriften haben, un­
terschreibt das ja nicht!' Und dann kam man an Kommu 
nisten und die guckten sich das an und das war nicht von 
ihrer Partei: ,Genossen, unterschreibt das ja nicht! Das isT 
wieder so 'ne Masche von den Sozialfaschisten!' So ging 
es, das waren unsere Erfahrungen. "175 
Im Unterschied zu den großen Arbeiterparteien rechnete 
der ISK für den Fall einer Machtergreifung der NSDAP 
mit einer längeren Phase massiver Unterdrückung und 
traf entsprechende Vorbereitungen für die illegale Arbeit. 
Diese trugen auch in Kassel dazu bei, daß die Mitglieder 
von der ersten Terrorwelle des Frühjahrs 1933 kaum be­
troffen waren und in der Folgezeit eine beacbthche Wi­
derstandsaktivität entfalten konnten. Der Versuch, da~ 
nahe Landschulheim der Organisation verdeckt weiterzu· 
fUhren, scheiterte allerdings. Die Walkemühle wurde in 
eine SA-"Amtswalter- und Fübrerschule" umgewandelt. 
die Gräber der Nelsons wurden vt>rwüstet.176 

l 'I Bencht Willi Gerl.1ch (1976. A. Mehmc:t) 172 Siehe Protokoll der Bezirksverbandstagung vom 17. 8. 1930 m der Walkemühle (Archiv der so>:1a 
len Demokratie, [)8/ISK, Kassette 6). 173 A.a.O. 174 Aufstellungen der ISK·Leitung (Archiv der sozialen Demokratie, 1)6/ lSK, K.1s~ettt' 12) 
m MJX Mayr: Kassei·Buchenwald·Kassel, in: Hessische Gewukschafter im Widerstand. Hrsg. vom DGB-ßildung$werk Hessen und dem Stud1en 
kreis zur Erforschung und V('tmittfung Jer Geschichte des deurschen Widerstandes 1933-1945, Gießen 1983, S. 136 f. 17& Siehe R. Giudm:mn 
u.O., S. 187 IT. 
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5.2 Die Sozialistische Arbeiter-Partei Deutschlands (SAPD) und die KPD-Oppo~irion (KPO) 

Weniger bekannt und erschlossen ist die k-urze Geschichte 
der örtlichen SAP, die 1931 aus der SPD-Linken hervor­
ging, sowie der KPD·Opposition, deren Mitglieder auf­
grund ihrer Kritik am "ultralinken" Konfrontationskurs 
der KPD seit 1928/29 als "Rechte" und "Ver!iöhnler" aus 
der KPD ausgeschlossen wurden. 
Die linkssozialistische Opposition in der SPD um Kurt 
Rosenfeld und Max Seydewitz, die die T olerierungspolitik 
scharf kritisierte, hatte anläßlich der Beratung des Wehr­
etats im Reichstag im März 1931 die Bewilligung von Mit­
teln fiir den Bau der Panzerkreuzer A und B abgelehnt und 
schließlich - unter Bruch der Fraktionsdisziplin - gegen 
den Etat und die eigene Fraktion gestimmt. Auf dem Leip­
ziger Parteitag der SPD (31. 5.- 5. 6. 1931), dem letzten 
Parteitag vor dem Machtantritt des Faschismus, war die 
Linke deswegen scharf verurteilt und in der Folge zuneh­
mend an den Rand der Partei gedrängt worden. Nachdem 
ihre Exponenten aus der SPD ausgeschlossen worden wa­
ren, wagte die Linke den Scbritt zur Parteigründung und 
konstituierte sich im Oktober 1931 als Sozialistische Ar· 
beiterpartei Deutschlands.177 Diese Entwicklung war 
durch die Politik der SPD gegenüber den linkspazifisti­
schen Kräften der Deutschen Friedensgesellschaft (DFG), 
die im Sommer 1931 aus Opposition gegen die .,nationali­
stisch-militärfromme und Tolerierungspolitik" der SPD 
eine "Arbeitsgemeinschaft für linkssozialistische Politik" 
gegründet hatte, forciert worden. Der SPD-Parteivorstand 
hatte einen Unvereinbarkeitsbeschluß zunächst gegen· 
über dieser Arbeitsgemeinschaft, schließlich im Septem­
ber 1931 auch gegenüber der gesamten DFG gefaßt. Die 
linken Pazifisten in der SPD schJosscn sich danach mehr· 
heitlich der SAP an.178 
Die Hoffnung der Linkssoziahsten, mit der SAP eine ent­
scheidende Rolle bei der Überwindung der Sp.1ltung in 
der deutschen Arbeiterbewegung spielen und eine ge­
meinsame Abwehrfront gegen die NS-Bewegung unter 
Einschluß von SPD und KPD herstellen zu können, soJlte 
sich allerdings nicht erfüllen. Weder gelang es der SAP, ei· 
nen größeren Teil der SPD-Mitglieder zu sich herüberzu­
ziehen, noch waren SPD und KPD bereit, aufdie Einheits­
frontbemühungen der SAP einzugehen. Die SAP wurde 
mit ca. 25 000 Mitgliedern zwar die weitaus größte der 
?.wischen SPD und KPD agierenden Gruppierungen, sie 

blieb aber eine Splitterpartei, die von den verfeindeten 
Großparteien der Arbeiterbewegung gle1chcm1aßen als 
besonders geflihrliche "Spalterorg<lnisauon" diffamiert 
wurde und bei den Wahlen des Jahres 1932 fast ohne Re­
sonanz in der Arbeiterschaft blieb. 
Da in der örtlichen SPD, anders als etwa in Teilen Sach· 
sensoder auch Südhessens, die Linke sehr schwach vertre­
ten war, waren die Aussichten der SAP in Kassel von vorn­
herein sehr schlecht, obwohl sie durch eine haßerfullte 
Kampagne derörtlichen und überregionalen Rechtspresse 
gegen einen linkspazifistischen Kasseler Lehre1, der pro­
minenter Vertreter der DFG und zugleich Vorstandsmitg 
Iied der Kasseler SAP war, !ichncll in die öfrentliche Dis­
k'Ussion geriet. Dennoch schlossen sich der Kasseler SAP­
Gruppe nur etwa 70 Mitglieder an. Auch bei den Wahlen 
blieb ihr Anhang verschwindend klein. Erhielt sie bei den 
Wahlen zum preußischen Ltndtag irn April 1932 m K.as 
~et noch 500 Stimmen (im Kasseler Bezirk 2000)1 79, so 
schrumpfte die Zahl der Wähler in den Reichstagswahlen 
vom November des gleichen Jahres auf ganze 152 
(0,12 %).180 Der Befund, daß es .,neben der SPD keine Par­
tei"' gab, ,.die sich auf ein so starkes - rational nur schwer 
faßbares - Treuegefühl ihrer Mitglieder stützen konnte 
und daher ihren Anhängern so vse l zumuten durfte"l81 , 
galt flir Kassel offenkundig in besonderem Maße. Daran 
3nderte sich auch nichts, als die beiden SPD Stadtverord· 
neten Kar! August Quer und Curt Adelung ihre Partei ver­
ließen. Während Adelung zur SAP übertrat und m der 
Kasseler Gruppe eine fUhrende RaUe spielte, bildete Q!.ler 
lediglich zusammen mit Adelung und Mila Lü pnitz von 
der KPO sowie für kurze Zeit mit den KPD-Stadtverordne­
tcn eine Fraktiomgemeinschaft, ohne der SAP beizutre­
ten)82 Obwohl mtt dem Lehrer Q!.ler ein prominenter 
Kasseler Reichsbannerfiihrer die SPD verließ183, der jah­
relang auf unzähligen Versamm Iungen im Bezirk gespro· 
chen hatte und gerade unter den kämpfensch gestimmten 
Mitgliedern der Partei einen guten Namen besaß, zahlte 
sich dies rur die linkssozialistische Oppositionsgruppe 
nicht aus. Auch die öffentliche Treibjagd aur die Kasseler 
Lehrer lngolf-Birger Askevold und Hein Herbcrs brachte 
der SAP keinen Zulauf. Sie machte lediglich deutlich, wie 
schwach der sozialistische Pa1.ifi!imus in der sozi.1ldemo· 
kratischen Arbeiterbewegung Kassels verankert war. Die 

177 Vgl. Hanno Drechsler: Die 
8
Sozjatisrische Arbciterp;u1e1 Deutschlands'" (SAPD). Ein Beimg zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung am 

Ende der Weimarer Republik, Meisenheim am Glan 1965, S. 56 ff. 178 Ders., a.a.O., S. 86. m .SoziaJinische Arbeiterz.eJtung• (SAZ), 1. 5 
1932. 180 A. Mehmet: a.a.O., S. 146. 181 H. Drechder: ;~.a.O., S. 160. 182 Vgl. .Kasseler Volksblatt". 26. 1. 1932 (.Kra(b i111 K.mdcr Stadtp.1rla· 
ment~): .Neue Arbeiter Zeitung~, 8. 12. 1931 (.Die Zerset:tung in der Kamlee SPD") und 9. 1 1932 (.Kr.1ch in der KJ)sclct SPD•); .Kmclct Vol~s 
blatt", 24. 3. 1932 (~Nazi-Bbmage im Stadtparlament") l~.l Sieh Anm. 105 
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<lggressive Summung gegenüber der oppositionellen Lin· 
ken und ihre hoffnungslose Isolierung werden durch die­
sen Vorfall schlaglichtartig beleuchtet. 
Bevor sie sich monatelang der Vertreibung von Hein Her· 
bers aus der Stadt widmete, hatte sich die Kasseler Rechts· 
presse, allen voran die "Kasseler Post". schon mit dem 
,.Fall Askevold" befaßt. Askevold, älterer Studienrat am 
Realgymnasium lJ und bekannter Kasseler Pazifist 184. w:1r 
im Februar 1931 zum ,.Fall" für die Rechte geworden, als 
er während des Unterrichts kategorisch auf der Entfer­
nung esnes Bildes von Hindenburg, das diesen in der Uni· 
form der Generalfe1dmarscha11s zeigte, bestand. Der Iei· 
denschaftliche, cholerisch agierende Pazifist und Sozial­
demokrat Askevold - .1n dessen Wohnungstür ein Schild 
angebrach[ war mit der Aufschrift "Das Betreten der Woh­
nung tn Umform ist verbocen"- wurde von der .,Kasseler 
Post" auf niederträchtige Weise zugleich lächerlich ge­
madll und als politisch gef:ihrlicher Provokateur diffa­
miert, der "den feldgrauen Rock beleidigt" und sich "an 
jugendlichen Seelen vergangen" habe.185 
Ungleich heftiger und bösartiger gestaltete sich die Kam­
pagne gegen Hein Herbers im Jahre l932. Mit Hein Her· 
bers diffamierte die Rechtspresse einen Mann, der als ehe· 
maliger linker Sozialdemokrat, ständiger Mitarbeiter der 
pazifistischen Zeitschrift "Das Andere Deutschland" und 
neuerdings als Wahlkandidat der SAP den Anlaß bot, das 
gesamte linkssozialistische und pazifistische Spektrum 
;mzugreifen und zu diffamieren. Nachdem zunächst ein 
~arkastischer Artikel von Herbers über die hohe Lebenser­
wartung deutscher Generale aus dem Jahre 1929, der An· 
fc1ng 1932 von der "Sozialistischen Arbeiterzeitung"' der 
SAP neu abgedruckt worden war, im Mittelpunkt stand 
und als "beispiellose Schmähung" insbesondere des 

Reichspräsidenten von Hindenburg denunziert wurde.18& 
wurden in der Folge weitere Artikel von H.erbers .111 ver­
zerrter Form aufgegriffen, die es ~rlaubten, ihn und die pa­
zifistische linke insgesamt an den Pranger zu stellen. Eine 
besondere Rolle spielt dabei ein Artikel, der nach einem 
Besuch auf den französischen Schlachtfeldern des Ersten 
Weltkriegs entstanden war und der den Soldatenkult der 
nationalistischen Rechten ins Mark traf. In diesem Artikel 
aus dem Jahre 1927 hatte Herbers, der selber als Freiwilli­
ger in den Krieg gezogen war, geschrieben: .,Stat1 .111 dct 
verlogenen Denkmal-Schwindelssolheman auf die Höhe: 
des Toten Mann oder von Douaumont ein Riesenkreuz 
setzen. Ohne Namen. Eine Nummer genügt: 1 bis 
1 000 000. Und darunter dann - wenn es sein muß -. 
Morts pour leurs patries- gestorben für ihre Vaterländer . 
Aber besser noch würde das .pour' durch ein ,par' ersetzt· 
Gestorben durch ihr Vaterland ... Für einen Dreck."187 An 
anderer Stelle hatte er eine Äußerung Kurt Tucholskys ab­
gewandelt: "Sterben ftir Lügen, ist Sterben für einen 
Dreck!"1118 Die "Kasseler Post"' drohte, Herbers scheine 
.,nicht zu wissen, daß die Zeit, in der man ungestraft da$ 
Höchste und Heiligste auf Erden, den Opfertod H.irs Va· 
terland, schmähen und besudeln darf, ihrem Ende cntge­
genreift." 189 

Im Verlauf der gegen ihn gerichteten, von Roland Freister 
und der Kasseler NSDAP weiter angeheizten Kampagnt> 
fand Herbers nur wenig Unterstützung außerhalb des 
Kreises seiner Gesinnungsfreunde. Besonders verletz~ 
ihn, daß er von der SPD, fiir die er jahrelang gestritten hat­
te, nur wenig oder gar nicht in Schutz genommen wurde 
.,Die sozialistische Ortspresse distanzierte sich von mir. 
griff mich selbst an ... Gewiß, ich war damals nicht mehr 
Mitglied der Partei, aber ich war demokratischer Soziali)t 

184Jngolf-Birger Askevold, geb. am 1(). 3. 1875 in Bergen (Norwegen). Seit etwa 1900 Studtenr.at an der Oberrealschulen UlKassel mit den l·buplt~· 
ehern Englisch und Franzö~isch. Seit der Jahrhundertwende zunächst Vorsitzender, d~nn Hellvertretender Vorsitzender der KassdnOmgruppe der 
Deutschen Friedensgcsellschaft. Veröffentlichte schon vor dem Ersten Weltkriegzahlreiche pazifistische Artikel. Seit 1918 Mitglied der SPD. Zahlret· 
ehe Auftritte als Redner während der Wahlkämpfe. In der Schule gestaltete er den Fremdsprachenunterricht als Kulturunterricht, der Völkerhaß und 
nationale Vorurteile abbauen sollte. Ersuchte nach der NS-Macbtcrgrcifung um seine Entlassung aus dem Schuldienst. Nach Ablehnungdes Gesuch~ 
tm Sommer 1933 aus pohtischen Gri.inden entlassen. Floh im August 1933, da Verhaftung drohte, nach Oslo. Nach der Besetzung Norwt'gens durch 
die Wehrmacht von der neuen Quisling-Regierung gezwungen, Norwt'gen zu verlassrn und nach Kdsscl zuri.iclczukchrcn. Lrbte bts Kriegsende völlig 
7.\lCUckgezogen in Kassel. Verdiente SICh schm.lles Zubrot als privatt'rSprat:henlc.'hrer. Gri.indete nach 1945 englische.' Sprachenschule in Kassel. o~ 
~nt oan der Volk~hochschule. Er starb am 22. 10. 1951.- Vgl. Alfred H. Fritd: Handbuch dtr Friedensbewegung. Zweiter Teil: Cesd1ichtc, Umfang 
und Organisation der Friedensbewegung, 2. Auflage, Berlin und Leipzig 1913, S. 320; Sigurd Askevold: Biographische Skizze zum 100. Geburtsta~; 
von Prof. Ingolf-Birger Askevold, unveröffentlichtes Manuskript (Archiv der HNA); Reinhold Lütgemeier-Davin: fngolf Askevold, in: Die Frieden'· 
bewegung. Hermes Hand-Lexikon. Organisierter Pazifismus in Deutschland, ÖSterntch und in der Schweiz, hrsg. von Helmut Donat und Kar! Holl, 
Düsseldorf 1983, S. 32 f. 185 .Kasseler Post", 24. 2. 1931 (.Herr Askevold beseitigt Hindenburg. Ein unglaublicher Vorfall am R. G. W)- Vgl. dazu 
die Studie von Reinhold Lütgemeier-Davin über Hein Herbers, unveröffentlichtes Manuskript, S. 134 ff. 186 Siehe die.' b1ographische SkizzeunI 
Dok-umentation zum .Fall Herbers" von D. Kraus~Vilm.u, to:J. Kammler/ D. K.rause-Yilm:tr (Hr~g.): a . .t.O., S. 38 ff.; R. Lütgemeier-Davin: Hei, 
Hcrbers, a.a.O., S. 149 ff.; ders.: Heinrich (Hetn} Herbers, in: Die Friedensbewegung. Hcrmes Hand-lexikon: a.a.O .. S. 181 f. - ergänzende Daten zur 
Biographie: Heinrich Herbm, geb. am 2. 3. 1895 in Warendorf. Als Gymnasiast Angehöriger der FreideurschmJugcndbewcgung. 1915 .Notabitur 
und freiwillige.' Mddung zum Kriegsdienst. I 917 nach schwerer Erkrankung aus dem Heeresdienst entlassen. WandJung zum radikalen Pazifisten wah· 
rend des Kneges. I 918 Mitghed der USPD. Später Anschluß an die SPD. Seit 1918/ 19 Mitglied verschiedener pazifistischer Organisationen. Lehrer· 
Studium. Seit 1925yänd~ger Mitarbeiter der Zeitschrift oDas.Andere Deu_tschland~. 1928-1932 Schuldienst, z unächst_ in ~ad F.ms, dwn ab 1931 in 
Kassel. Ende 193 I Ubertntt von der SPD zur SAP. Nach Etablierung der Diktatur be1 Freunden untergetaucht. 1934 Errugrauon nach Holland. Lehre 
an der Privatschule des Quäkers K. Bocke bis zu seinem Tode. Nach 1945 erneut Autorder Zeitschrift .Das Andere DeurschJand". Starb am 21. 8. 1968 
111 Bilthoven/Niederlancfe. 187 Hein Herbers: Revolutioniert dje Heczen!, in: "Das Andere Deutschland". 5. 11. 1927 - zit. nach R. Lütgemeier·D.i 
vin: Hein Herbers, unveröffentlichtes Manuskript, S. 203. 188 Hein Herbers: Wo liegt das Feld der Ehre?, in: ~D~~ Andere Deuuchlind", 24. Ht 
1925. 189 .Kasseler Post", 9. 2. 1932. 
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und AntinJzist und als solcher wurde ich von einer Gang­
srergruppe, die ein paar Monate spätet d1e Sozialisten aller 
Schattierungen wegspülen sollte, mit den schmutzigsten 
Mitteln bekämpft! Ich bekenne, daß mich diese Haltung 
dJmals mehr gekränkt hat als alles andere ... ; lähmend 
wirkte die abgrundtiefe politische Ahnungslosigkeit der 
stärksten demokratischen Organisation.''190 Wie schwer 
~s für die SAP und die kleine Kasseler Friedensbewegung­
die DFG zählte gerade 60 Mitglieder- war, in einem von 
nationalistischer Aggressivität und Abwehrverhalten der 
beiden großen Arbeiterparteien gekennzeichneten politi­
schen Klima zu bestehen, berichtet ein ehemaliges SAP­
Mitglied: "In der Kasseler Basis der SAP waren einmal die 
Aktiven der Friedensbewegung, damals nur die Friedens­
gesellschaft ... Wir, die M.tcher von der Friedensgesell­
schaft, wurden schon immer von den anderen in der Par­
tei mitleidig angeguckt. Wenn wir kamen und Ansprüche 
erhoben, wegen irgendeiner Resolution, die von unserer 
Erkenntnis ausging, dann hieß es immer: ,Was wollt ihr 
denn, Ihr Sektierer? Die SPD ist eine Friedenspartei!' ... 
Als sich dann diese innere Explosion in der SPD ereignete. 
war das wie ein Aufruhr. Man diskutierte sehr viel, aber 
der Riß von oben ... hat sich bis zur Basis nur auf ein R.iß­
~:hen verkleinert ... Wir waren - sozusagen jeder einzelne 
für sich- gute, fahige Funktionäre, die eine gute Schule in 
der Basis hatten. Aber wir waren Offiziere ohne Soldaten. 
Die Soldaten unten, die uns sonst immer ihr Vertrauen ga­
ben, waren uns nicht gefolgt... Zunächst hatten wir ver­
sucht, eigene Versammlungen durchzuführen, dort, wo 
wir wußten, daß starke oppositionelle Gruppen innerhalb 
der SPD waren ... Aber dieser Weg war sehr mühsam und 
verschlossen. Sowie wir auftraten, waren wir schon iso­
liert. Man warf uns hinaus und beschimpfte uns: ,Spaltcr! 
Ihr wollt wohl dem Hitler noch helfen!' Da konnte man 
gar nicht diskutieren, die wollten nicht. ,Wir schaffen das 
schon!', hat das Reichsbanner gesagt. Und da gingen wir 
zu den KP-Genossen ... Und umgekehrt war das Echo aus 
dem Walde: ,Wir Kommunisten, wir sind so stark, wir 
werden die Weltrevolution machen!' ... Wir wurden in der 
Kreisorganisation der Partei angesehen als schmutzige 
Spalter, Sektierer ... "l9l 

Obwohl die SAP neben der SPD auch die politische Linie 
und die Organisationspolitik der KPD scharf kritisierte, 
unterstützte sie bei der Reichspräsidenten-Wahll932 die 
K..1ndidatur Thälmanns und forderte in den Fällen, in de­
nen sie nicht selbst kandidierte, zur Wahl der KPD auf. 

Dennoch wurde m: von der KPD - deren Ziel, die SPD­
Lmke zu ~ich herüberwz1ehen, die SAP entgegenstand -
besonders erbitten bekämpft. Da es den Kasseler SAP-Ver­
tretern sogar gelungen war, "Verwmung" tn den Reihen 
der KPD zu stiften und für kur~e Zeit eine forakttonsge­
metnschaft zwischen KPD, KPO und SAP im Kasseler 
St:tdtparlament zust.mde zu brmgen, sah die "Neue Arbei­
ter Zeitung" be~onder(:n Anlaß, .ste Jls die "gef:ihrhchsten 
Sthiidlinge innerhalb t.lct Arbeiterbewegung" zu diffamie­
ren.192 In entsprnhcndcr MJnicr wurden die ,.Spaltcr 
von der SAP" vom sozi.1ldemokr:~tischen .,Kasseler Volk'i­
blatt" verd:ichtigt, d~e: ,.Gesthäfte der Nazi!>" ~u 
besorgen.I!IJ So mußte Juch d1e letzte größere Emhcit'>­
frontJkllon der Kasseler SAP im November 1932 kläglich 
~che1tern.l 94 

Wte der SAP ergmg es auth dc1 Kommunistischen Oppo­
SitiOn. Obwohl die KPO, d1e aus der I 928/29 ausgeschlos­
l!Cilen innerparteilichen Opposition gegen die Ultralin­
ken der KPD entstanden war, eine Reihe der prominentc­
~ten Vertreter der alten Führung~garde und Mitbegrunder 
cler KPD sowie eine bcJchtllche Zahl erfahrener Partei­
und Gewerbchaftsfunkllon:ire umfaßte, scheiterte auch 
sie mit ihrem Anspruch, d1e .,Munerpartei" von außen zu 
reformieren und auf einen reJII~tm:hen Einheitsfrontkurs 
zu fuhren.l95 Zwar verfugte die KPO mir August ThalhcJ­
mer über dt:n wohl profundesten marxistischen At~Jiyti­
ker des Faschisierungsprozesses der Republik, der- unter 
der Bedingung einer andauernden Selbstneutralisierung 
der Arbeiterbewegung - nicht nur frühzeitig die einzelnen 
Etappen dieses Prozesses relativ genau prognostizierte, 
sondern auch eine überzeugende Begründung fur die An­
nahme bot, daß im Falle einer faschistischen M:tchtüber­
nahme mtt emer längerdauernden Diktatur zu rechnt:n 
c;et.l96 Dennoch gelang es auch der kommunistischen Op­
position nicht, ihre Erkenntnisse und ihre präzi~e begrün­
dete Kritik an der Kontraproduktivität der KPD-Politik zu 
ctner massenwirksamen Kraft werden zu lassen. Auch d1e 
kommunistischen Oppositionellen blieben "Offiziere oh­
ne Soldaten". Ganz abgesehen von den Auswirkungen ei­
nes manipulativ erstarrten "demokratischen Zentrahs­
mus" war die Bereitschaft der kommunistischen Ba~i!>, Ih­
rer Führung loyal zu folgen, kaum geringer alc; bei den So­
Zialdemokraten. 
So gewann die KPO, die allerdings von der KPD auch er­
bittert und- vor allem bis 1931 - unter Einsatz nahezu Jl­
ler Mittel bekämpft wurdel97, nur einen begrenzten 

IQO Hein llerbcrs: Willst du lange leben, werde - vorsichug?, in: ~OJ~ Andere Deutschlandw, 1953 Nr. 2, S. 2- zu. n.J~h R. Lut~emc:ter Davin: J.J.O., 
S. 158. 191 Bericht Albert Brand (1976, C. Fucher·Defoy). 192 wNeue Arbe1ter Zenunf, 19 5. 1932. 193 "Kasseler Volk~blatr , 26. I. 1932. tq~ Be­
licht Alben BrJnd. 195 Vgl. K. H. Tjaden: S1ruktur und Funktion der ,.KPD-Opposiuonw (KPO). Eine orgaoiS.JUom~oztologi~che Untersuchung lUr 
.Rechts"·Oppo~iuon im deutschen Kommumsmus zur Zctt der Weimarer Republik, Metsenhelm am Gl.1n 1964. lq~ Vgl. Der Fasehumus in Dc:ut­
'chl.tod. Analysen der KPD·Opposition au~ den Jahren 1928-1933. E.ingdcttet und herausgegeben von der Gruppe Arbcitcrpolitik, Fr.1nkfun I M.11n 
1973; K. H. TjJdcn: a.a.O., S. 271 ff., AnhangS 53 ff. t97 K. H. TJJdcn: .u.O .. S. 198 
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Anhang von wenigen tausend Mitglicdcrn.198 Im Bezirk 
Hessen-Waldeck schlossen sich bis 1930/31 nur etwa 3% 
der KPD-Mitglieder der Opposition an.199 Im Kasseler 
Stadtparlament vertrat die 1928 für die KPD gewählte 
Mila Lüpn itz die Position der KPO. Sie und ihr Mann Karl 
waren KPD-Mitgheder der ersten Stunde und seit langem 
in Kassel aktiv.200 Mila Lüpnitz gewann durch ihr uner­
schrockenes Auftreten und ihr überzeugendes Engage­
ment vor allem im städtischen Sozialausschuß die Ach­
tung auch ihrer Gegner.20 1 Die Anfang 1929 gegründete 
Ortsgruppe der KPO zählte zu Beginn nur 23 Mitglieder 
und dürfte sich in der Folge nicht wesentlich verstärkt ha­
ben.202 Zu den wenigen, gemessen am weitreichenden 
Anspruch wirl.:ungslos bleibenden Erfolgen der KPO ge­
hörte die Bildung eines "Kartells für proletarische Ein· 
heit" aus KPO, SAP, ISK und einer kleinen anarchosyndi­
kalistischen Gruppe un Sommer 1932. Der an alle Par­
teien und Verbände der Kasseler Arbeiterbewegung ver-

sandte Appell zur Bildung einer Einheitsfront wurde von 
den Spitzen der verfeindeten Lager herablassend zurück­
gewiesen. SPD, ADGB und das Arbeiterspankartell des 
Bezirks verwiesen kühl darauf, daß derjenige, der "die 
Dringlichkeit der Herbeifuhrung der Einheit der Arbeiter­
bewegung erfaßt" habe, dies "jeden Tag dadurch in die Tat 
umsetzen" könne, "daß er sich unter Anerkennung der 
programmatischen Grundsätze einreiht in die Sozialde· 
m okratische Partei, in die Freien Gewerkschaften und 
übrigen Arbeitervereine".203 Die kurz zuvor bei anderer 
Gelegenheit gegebene spiegelbildliche Antwort der KPD ­
eine Reaktion auf das Rundschreiben des Kartells ist nicht 
bekannt- lautete: "Revolutionäre Arbeiter, die sich zum 
.KJassenkampfbekennen, kommen zur Partei der Tat, zur 
KPD, treten ein in die RGO und helfen mit am Aufbau der 
roten Einheitsfront, organisieren den Kampf fur die For· 
derungen und auf der Plattform, wie sie von der KPD vor­
geschlagen wurden."204 

5.3 Die Anarcho-Syndikalisten 

Am äußersten linken Rand der Kasseler Arbeiterbewe­
gung stand die kleine, aber sehr lebendige und aktive 
Gruppe der "Freien Arbeiter-Union Deutschlands (Anar­
cho-Syndikalisten)" (FAUD). Viele der 20 bis 30 Mitglie­
der, die der Gruppe am Ende der Weimarer Republik an­
gehörten, hatten sich während der Revolution 1918/19 
zunächst der linken USPO, dem Spartakus-Bund und der 
KPO zugewandt, sich aber bald wieder wegen ihrer parla­
mentarischen Orientierung, ihrer Gewerkschaftspolitik 
und ihrer Organisationsprinzipien von diesen Parteien ge­
löst. In dem breiten, in den ersten Jahren der Republik 
quantitativ und politisch bedeutsamen Spektrum des lin­
ken, revolutionären Arbeiterradikalismus jenseits der 
KPO repräsentierten die Syndikalisten der FAUD nur eine 
organisierte Strömung unter anderen.205 In ih rer Grund­
satzerklärung aus dem Jahre 1919, die für die Zeit der Wei­
marer Republik ihr politisches Selbstverständnis aus­
drückte, lehnte sie den Parlamentarismus, die polttjschen 
Parteien und zentralistische Gewerkschaften als Instru­
mente der soz1alen Umwälzung ab. Statt dessen setzte sie 

auf eigenständige lokale Gewerkschaftsgruppen, die - nur 
locker in einer Föderation verbunden - im wirtschaftli­
chen Kampf mit den Mitteln von Streik, Boykott und Sa­
botage die Arbeiter in direkter Aktion mobilisieren und 
zur Ourchsetzung der sozialen Revolution befähigen soll­
ten. Als Endziel galt den Anarcho-Syndikalisten eine von 
staatlich-bürokratischer Herrschaft befreite Gesellschaft 
auf der Basis einer dezentral organisierten, selbstverwalte­
ten und solidarischen Bedarfsdeckungswirtschaft.206 
Die Berichte von Kasseler Anarcho-Syndikalisten über die 
Praxis ihrer Gruppe während der Weimarer Republik ma­
chen zum einen die gewaltige Kluft zwischen politischer 
Zielsetzung und den realen politischen Bedingungen des 
Hande1ns deutlich. Oie wichtigsten Mitglieder der Grup­
pe waren schon seit Mitte der 20er Jahre dauerhaft arbeits­
los. Von einer zu eigenständigen Wirtschaftskämpfen be­
f.ihigten Gruppe konnte zu keinem Zeitpunkt auch nur 
im entferntesten die Rede sein, blieben doch Anhang und 
politische Ausstrahlung der Gruppe gerade in der Kasseler 
Arbeiterschaft minimal. Auf der anderen Seite vermitteln 

1qs Zwischen3500 und 6000 (a.a.O .• S. 120). 199 Ebd., a.a.O .. S. 121. 200 Siehe). Höpken: a.a.O., S. J 24. 201 Erwin Gräff: Kar! und Mila Lüpn.itz, 
Kurzbtographie (Manuskript, !980) - Mila Lüpnilz war Jüdin und stammte aus einem der baltischen R.andstaaten. Kar! Lüpnitz, Pianobauer, gehört(' 
lUden Gründunjfsmitgliedern der Kasseler USPD und l>etrieb als Kopf des linken Flügels dessen Zusammenschluß mit der K.PD im Jahre 1920. Seit 
dem waren beide bis zum Parteiausschluß 1928129 in der Kasseler K.PD aktiv. Mila Lüpnitz, u.a. Elternbeiratsmitglied am Realgymnasium II, gehört<' 
1932 zu den wenigen, die sich aktiv und öffentlich iur den angegriffenen Hein Herbcrs einsetzten. Die beiden Söhne mußten 1933 das RG Jl verlassen, 
da thnen die Stipendien gestrieben wurden. Die Familte Lüpnjtz, die 1935 nach Berlin übe~iedclte, überlebte die NS-Diktatur. Mila Lüpoitz swb 
1947, ihr Mann 1952. 202 ~Erfolge der KPD-OppositJon•, in: Gegen den Strom, Februar 1930, S. 110. 203 .Erst wird gespalten, dann macht man in 
,Einheitsfront'~, in: Kasseler Volksblatt, 9. 6. 1932. 204 ~Die Leisetreter vom ISK•, in: Neue Arbeiter Zeitung, 31. 5. 1932. 205 Vgl. Hans Manfied 
Bock: Syndikalümus und Linkskommunismus von 1918 bis 1923. Zur Geschichte und Soz.iologie der Freien Arbeiter-Union DeulSchJands (Syndika­
ltsten). der Allgemeinen Arbeiter-Union Deutschlands und der Kommunistischen Arbeiter-Partei Deutschlands, Meisenheim am Glan 1969; zur 
FAUD: S. 153 Cf .. S. 363 ff. lOb Vgl. den Text da Prinzipienerklärung da FAUD bei H . M. Bock: a.a.O., S. 363 ff. 
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die Berichte den Eindruck einer polirisch Vltalcn uod 
intellektuell interessierten antiautoritären Arbeitergrup­
pe, deren politische Aktivitäten verbunden waren mit ei­
genständigen, weit gefächerten Bildungsanstrengungen 
und vor allem mit dem intensiven Bemühen um die Iden­
tität von Überzeugung und politisch-persönlicher Le­
benspraxis. "Ich ging damals zur syndikalistischen Ge­
werkschaftsorganisation, da ich hier die Freiheit arn stärk­
sten ausgeprägt fand gegen jeden Zwang, Unterdrückung 
und Despotie. Sie trat nicht ein für eine anonyme politi­
sche Freiheit, wie sie allgemein im staats-und parteipoliti­
schen Leben zum Ausdruck kam, sondern für die Freiheit 
der Persönlichkeit, in der der Mensch seine ureigensten 
Rechte im wirtschaftlichen, politischen und kulturellen 
Leben mit seiner gewerkschaftlichen Organisationskraft 
zur Geltung bringen konnte. So strebte der Syndikalismus 
an, die Vormachtstellung des Staates im gesellschaftli­
chen Leben zu brechen und ihn in die Schranken zu wei­
sen, die ihm als verwaltendes Organ im gesellschaftlichen 
Leben zukam, bis neue Fundamente auf föderalistischer 
Grundlage sich entwickeln konnten."207 "Wir waren m 
unserer Tätigkeit völlig unabhängig, ganz frei. Was wir 
machten, das war völlig eigenständig auf uns gestellt... 
Vom Anarchismus getragen, lehnte unsere Gewerkschaft 
jede Partei ab und auch die Bürokratie des Zentralismus .... 
Wie wir als Gruppe völlig eigenständig auftraten, so trat 
sie ein für die Eigenständigkeit in den Betrieben, aufge­
baut auf einem Rätesystem, das zu jederZeit abrufbar war, 
das zu jeder Zeit ersetzt werden konnte von den Arbeitern 
selbst ... Die oberste Instanz war eine Geschäftskommis­
sion, die hatte aber überhaupt keine Entscheidungsbefug­
nis, sie war verantwortlich für die Einberufung von Kon­
gressen ... , sonst handelten die einzelnen Industriefodera­
tionen, wie etwa die Bauarbeiter, die Metallarbeiter, in ei­
gener Verantwortung. Und so handelten auch die einzel­
nen Ortsgruppen. Wir hatten Fritz Kater als einzigen An­
gestellten in der Bewegung; und die Spanier hatten auch 
nur einen einzigen Angestellten- in einer Bewegung von 
1,5 Millionen!"208 Anders als im Ruhrgebiet, wo in der 
Frühphase der Republik ganze Belegschaften von Groß-

betrieben anarcho-syndikalistisch oder rätckommuni­
sttsch orientiert waren, blieb die nach außen gerichtete 
politische Aktivität der Kasseler Gruppe auf die Agitation 
in einer gleichgültigen bis feindseligen Arbeiterschaft be­
schränkt. "Wir waren eine propagandistische Gruppe fiir 
den Syndikalismus ... Wir waren in Erfurt angeschlossen. 
Hier bildete sich ein propagandistisch aktiver Kern heraus 
- das waren der Willi Lämmer, der Uloth, d~r Prcd Sehrö­
der und ich. Wir bekamen von der anarchistischen Bewe­
gung in Berlin den ,Freien Arbeiter' und von der syndikali­
sttschen Bewegung den ,Syndikalist' und die vertrieben 
wir dann aufden Straßen ... Flugblätter haben wir auch ge­
macht und große Plakate, z. B. bei der Kampagne für die 
fürsten-Enteignung.al09 Bei den großen politischen Auf­
märschen und Demonstrationen der Kasseler Arbeiterbe­
wegung, vor allem in der Endphase der Republik, zeigte 
die Gruppe demonstrativ ihre Eigenständigkeit, aber auch 
ihre Solidarität mit der übrigen Arbeiterbewegung. So 
auch bei der Beerdigung eines kommunistischen Opfers 
des SA-Terrors 1931: "Unsere Gruppe war dabei. Ich in 
schwarzer Hose, schwarzen Strümpfen, schwarzen Schu­
hen, schwarzem Russenhemd, schwarzer Baskenmutze. 
Die hatte ich ja ewtg auf ... Dann h:tben wir den beerdigt. 
Mit einem großen Kranz von der marcho-syndikalisti­
schen Gruppe: ,Ein Freundesgruß zum letzten Gang' ... 
Wir hatten extra einen Stellpl.uz."210 
Jn den Rückblicken der Beteiligten wird immerwieder die 
außerordentliche Lebendigkeit der politischen Debatten 
betont. Regelmäßig wurden prominente Intellektuelle des 
anarcho-syndikalistischen und linkskommunistischen 
Lagers nach Kassel zu öffentlichen Vorträgen und zu Dis­
kussionen in die Ahnasebänke - den Treffpunkt der 
FAUD, in dem sich auch die KPD versammelte- eingela­
den: "In der ersten Zeit k:tm von Erfurt Hermann Ritter 
und hat eine Emfuhrung in Syndikalismus und Anarchis­
mus gehalten ... Dann kam der RudolfRocker, der sprach 
über Anarcho-Syndikalismus. Erich Mühsam hat hier im 
Murhard-Saal gesprochen, über Kunst uml Revo­
lurion."211 "Der Erich Mühsam, das wJr für uns der Dich­
ter. Der war kein Anarchist, der war Revolutionär! Der 

l07 Willi Paul: Politischer Lebenslauf. WG Akte W. Paul, RP Darmstadt. 208 Berichl WiUi Paul (1976, A. Mehmet/C. Fischer-Defoy). 209 Ebd. 
-Zu den Personen: WiUi Paul, geb . .tm I. 7. 1897 in Göttingen. Tischler. 19 J 8/19 Mitglied der USPD. des ~Bundes der Kriegsgegner·. schließlich dc:~ 
Spartakusbundes. 1920 Mitbe_gründer und fortm fwuender Kopf der Kasseler FAUD. Nach 1933 illegale Arbeit. 1937 Flucht nach Holland. Kiimpfte 
1937 bis 1938 in der syndikalistischen 28. Division im spanischen Bürgerkrieg. 1938-1939 illegal in I lolland und Belgien. 1939 nach Südfrankreich 
~bgeschoben. 1940 Internierung. 1942 Auslieferuns an die Gestapo. In Kassel zu 6 Jahren Zuchthaus vl!rurtcih. 1943-1945 im Strafbataillon 999. ­
VgJ. biographische Skizze und Dokumentation in: Jörg Kammler; "lch habe dje Metzelei satt und IJ.ufc uber~ . .K.lssdcr Soldaten zwischen Verweige­
rung und Widerstand {1939-1945). Eine Dokumentation, Fuldabrück 1985, S. 168 ff..- Willi Lämmer. 1935 gestorben.- Fritz (Fred) Schröder. 
Schlosser und Automechaniker. Seit 1924 Mitglied der Kasseler FAUD. 1933 Flucht n;~cb Holland. Ab~eschoben nach Belgien. Gegen Ende 1933 
no~ch Schwedcn1 v,on dortl936 nach Spanien. Mitarbeiter im Informationsbüro der spanischen s,r.ndikilistiscben Gewerkschaften (CNT). Wurde als 
Anarcho-Syoducalist von den Kommunisten bekämpft. Ging Ende 1937 zurück nach Slhweden. (Angaben in Nachlaß Willi Paul).- Hermann Uloth, 
gcb. am 13. 10. 1902 in KAssel. Arbeiter. Seit ihrer Gründung Mitglied der Kas~eler FAUD. 1941- 1943 wegen Vorbereitung zum Hochverrat in Haft. 
1943-1945 im Strafbataillon 999. Am 8. 4. 1945 in einem Heidelbcrger Lazarett gestorben. (WG Akte Hermann Uloth)- Bei den genannten Zeit­
schriften handelt es sich um .Der Freie Arbeiter. Publikationsorgan der Föderation der kommunistischen Anarchisten Deutschlands" (Berlin); .Der 
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haue do{ h damals dtc Räterepublik m Bayern nutgegrün­
det ... Ort kam und trug uns .seine Gedichte: vor ... Er war 
ein guter Kerl. liJtte me Geld. Und der hat bei mir ge­
schlafen ... Der bm alle paar Monate nac.h Kassel. Hielt 
luch Vortr:igc. Der konnre es! Mit dem Erich Mühsam 
war tch sehr gut ... "112 Erna Paul. )cit 1924 bei der FAUD, 
benchtct, tbß sog,tt cl1c als Bcobathter anwesenden Beam­
ten der pohti~chen Polizei sach von der angeregten Atmo­
sphäre anstecken ließen: .,War h.ntcn immer wirklich sehr 
gut<' Vers;lmmlungen uqd Vortr~ige. Der S•1al war immer 
voll. Sogar die vo11 det pohllslhen Poli7l'i -die kamen ja 
ammerund paßten auf, was ~c:.sprochen wurde- waren be­
geistert. Wenn Vorträge von Rudolf Rocker oder vom 
Souchy w;Hen, da ~.tgten die immer: ,solche Versammlun­
gco. Jrc kimnten wir jeden Tag besuchen ... "213 

Dtl K,mdcr An,mho ·~yndikali~ten, bet denen c:~ .sich ket­
nc.swcg'> um Angehörige der .,besonders armen, verelende­
ten und verbitterten Arbeitcrschtchtcn" handcltc214, 
rückll:n mit ihrem .1 ktion istr~chcn Politikverständnis in 
,kr l~ndph;uc dc:r Weim.m:r Republik trotzaller Ableh­
nung dm:1 OrgJtlJ)<\llOll)polHik ~ehr ut dtr Nähe der 
KPD. Dte) ZCJgtt: )Jt h u J. dtutlidtm dtr von Ul't Kasseler 
Gruppe ab Endt 1930 zcttwcisc herausgegebenen kleinen 
Zeitschnft .,Die Pro!t.:t.uische Front". Sie trug - ohne je­
den Rc:.lliliit~bczug - den Umenitel "Organ der antifa­
~dmtl~th<:n W<!hrorgJm~auon ,Sdnvarze Scharen"'. Wie 
lnhJIL und Diktwu der Zcit.sthrifi. bewctsen, verbJnd die 
AnJnho Syndikalisten mit den Kommunisten die unmit­
rclh;Hc Rcvolution~crw.utung, die Hoffnung auf die große 
umw;ilzt'tldt' Aktron Wc1t weniger realisttsch als die KPD 
l>Jb dac FAUD schon ubcrall "Fl..ammen:L:eichcn der Revo­
lutiOn", beschwor Sll' die N:ihc des .,GencrJlstreiks", des 
"GencrJI.lUf~t;tnds". In ihrer Polemik gegen die Sozialde­
mokratte \land die Kasseler FAUD der KPD in nichts nach 
und übcrnJhm auch den ,.Sozialfaschismus"-Vorwurf.l15 
Ihr Vcr~uch, eigenständige "Schw;~rze Scharen" .tls rcvo· 
lurroniirt' prolt>tarische Weh rorg.1nis,nion zur Abwehr des 

Faschismus zu propagieren, blieb jedoch leere Rhetorik. 
.. Praktisch gesehen war es doch so. Wtr paar Menneken 
hingen an den Rockschößen der Kommunisten. Um uns 
selbst zu behaupten und unsere Dinge zur Geltung zu 
bringen, gaben wir dann diese ,Proletarische Front' her­
aus, die völlig absurd war, was die ,Schwarzen Scharen' an­
belangte. Das war nur die Übertragung vom RFB, vom 
Reichsbanner - eine ideologische Übertragung! ... Das 
ging damals auch vollkommen an den Köpfen der Arbei­
ter vorbei. Du konntest doch kaum mit einem Sozialde­
mokraten, der im Betrieb, in Arbeit stand, darüber spre­
chen ... Die winkten doch von vornherein ab ... Auch un­
~ere Aufrufe zum Wahlboykott gingen am Bewußtsein der 
Arbeiter vorbei, das fand gar keine Resonanz ... Diesel 
ganze Parteienkram hatte ja derart Oberwasser bekom­
men, der lteß kean <~.nderes Denken mehr möglich wer­
den."216 
Eine gewisse politische Bedeutung gewann die Tätigkeit 
einiger Anarcho-Syndjkalisten in der Erwerbslosenbewe­
gung, in deren Ausschuß sie vor allem mit den Kommuni­
~ten zusammenarbeiteten.217 Von allen Splittergruppetl 
zwischen den großen Arbeiterparteien besaß die FAUD 
die geringsten Chancen. größere Resonanz in der Kasseler 
Arbeiterbewegung zu finden. Die antiautoritären Linksra­
dikalen nahmen in ihr den Platz einer exotischen Rand­
gruppe von interessanten Sonderlingen ein, die mdn gele­
gentlich zur Kenntnis, im übrigen aber nicht ernst tld.hm_ 
Ihre Kritik der traditionellen Arbeiterbewegung und ihre 
Betonung eigcnveran twortlichen Handelns der Arbeiter 
verwiesen Jedoch auf entscheidende Defizite der großen 
Orgamsationen, die sich gerade in der Auseinanderset­
zung mit der zur Macht drängenden NS-Bewegung rächen 
sollten. Nach deren Machtantritt engagierten sich die 
meisten Kasseler Anarcho-Syndikalisten, die in der Vor­
bereitung auf die drohende Illegalität schon frühzeitig ei­
ne Verbmdung nach Holland hergestellt hatten, im Wi· 
derstand gegen die Diktatur. 

Jorg Kammlcr 
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Sduuicd. Rcl'>cndrr, S.mlcr. l..JulnJJnnl\dln Angc:stclltt'r. Hilfwb~:itt't, NJhcnn, Hausangestellte. ZIS Die Prolewische Front(Kassc:l), Nr. 6, 15. I. 
I 931 (NJthiJß \\'/illr PJul) Skhr d~l\1 den ~ud\rhrl1chcn Bcridu dt•\ KJsst'lcr Poliuipra~1dcmcn Jn den Rt'gierungJpr:i,identcn vom 12 . .2. 1931 
(StA M.Hhurg. 165/J8Rb, Rd . I) 'I~ llm,ht Wtlh P.l\ll (197b). m A.l.O 
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Widerstand und Verfolgung - illegale Arbeiterbewegung, sozialistische 
Solidargemeinschaft und das Verhältnis der Arbeiterschaft zum NS-Regime 

1. Einleitung 

Die Gc~chkhte von Wid~rstand und Vertolgun~ in Jcr 
NS-Zett i~t in den letzten j.1hren .lU(h fUr K.1m·l und die 
nordhessische Region zumindest tn ewigen wt~cntltchcn 
Ausschnitten dargestellt und dokumentiert worden. Die 
diesem Band vorangestellte Dokumentation hat versucht, 
das ga nze Ausmaß der Unterdruckun~ und T crrorisicrun~ 
ausgegrenzter gesellschaftlicher Minderheiten, von An­
dersdenkenden und ausgesprochenen Gegnem der na­
tionalsozialistischen Diktatur exemplarisch 7U vergegen· 
wärtigen. Widerstand gelangt hier in ausgewählten biogra 
phiseben Skizzen von Gegnern .tu~ dtn Reihen der Arbet 
terbewegung, der J(jrchen und des Milit:irs ins ßlicktelcJ.l 
Die folgende Darstellung verzichtet .lUf einen kursori· 
sehen Überblick über Widerstand, Opposition und Ver­
weigerung in der Kasseler Bevölkerung und beschränkt 
~ich aus mehreren Gründen aut den aU) dtr ~e~chl.1genen 
Arbeiterbewegung hervorgeh<.·nden Widem.md, .JUf Fm· 
men der Solidargemeinschaft von Angehörigen der Arbei­
terbewegung jenseits des aktiven Widerstande~ sowte .1uf 
Tendenzen der Verweigerung und des Protests in der Ar 
beiterschaft. Diese Eingrenzung akzentuiert die Atm1Jh­
mestellung, die der Arbeiterwiderstand in dc1 Oppo~llton 
gegen die NS-Diktatur einnahm. Die grund).ttiiH. hc Geg­
nerschaft der Arbeiterbewegung gegen den Unrcchts~taat 
stand -anders als beim Militär oder auch bei den J(jrchen 
-von vomherein außer Frage. Die Geschichte des aufden 
Sturz der Dikt;ltur zielenden Widerstandes ist d.ther zu 
nächst un d vor allem die Geschichte des Arbeiterwider 
~tandes. Gegen ihn richteten sich Terror und Rcpre~~ion 
in besonderem Maße; die Gegner am 'ictnen Reihen wa­
ren in großerZahl von härtesten Verfolgungsmal~nahmcn 
betroffen. Die Praxis des Arbeiterwiderstandcs, aber auch 
die Gründe für seine baldi~e Isolation inmttten einer bt) 
1933 im Kasseler Raum zu Tausenden in den Arbcircrvcr­
einen, Gewerkschaften und Linksparteien organisierten 
und von diesen Organisationen bcemflußten Arbeiter­
schaft verdienen daher besondere!> lntere~sc. 

Dennoch könm·n derarttge Gründt· dl'r t]U.tlttJtivell und 
qu.wlttattvt'n OinH·nsion Je~ Arhencrwiderstandes und 
seiner Verfolgung Jte Fmgn:nzung der O.mrcllung allein 
nid1t rcchttcrtigcn, gd.mgtt· m.111 c..luLh somt t.u einer 
nicht vertretbaren llicrardue Jes Wtdct\ltllH.lt•, Je naLh 
polirischer oder weltarm.haulichl'r Ausrichtung. Fur du. 
\:orgenomnH·ne Eingrcn7ung SJJTl'tht•n dJhcr in cr~tt· r Lt 
nie pra~mati~cht> C.rünJc der M.ttc:riall.lgc, dts ßt".ubet 
tunp~t.1nde\ und dt•, Untl' l!ilh hune:~inrc:rc\st.' s. Angc· 
sichts derVielzJhl und Dtchtc Jet HtriWt.'t'c in den Aktt·n 
der NS Vcrfol~un~s und Überwachung~rnsran;;en \OWt t' 
der ßcreitsclufr vieler Zeitzeugen am der Arbeitcrbt•wc 
gung, von ihren Erfahrungen zu benthtcn, IJ~ c\ n.thc, 
die~en ßctCH. h cxcmpi.H "l h zu untt·f\tH hcn. Dtc hier .1n 
\Ctzende. 'ehr .lutwcndtgt.' luk.ll·ht~ton\dH' Ih·kon~truk­
tion von politl\ch organl\.ltori~chen und btogrJplmdu.·n 
ßc1ügen, von Pr.tx1~formcn und politischt•n ßt'wuf~tscms· 

und Srimmung~l.l~cn w:irc -\Oft-rn \it.· mtt dieser Rcic.h · 
weite übedtaupt moglllh j,[ CLW,I n.ll den Berl'tlh dt•t 
ktrchltch und rcltgiö~ motivic.rten Oppo.,ition odct für 
Formen der Vcrwci(wrung und dt•r Dtst.1t1Zterung vom Re 
gnnc: 10 bürgctlid\(.'ll Kn:tH~ t\ ct~l nm h t.ll let~tcn. Zw;lt 1~1 
du: Gc:,l..htdllc der Ev.tngdt~Lhcn LtndoktrLhc und dc:t 
Bekennenden Ktrche 1n Nordhessen in;wt\Chen gut über 
bltckbar; dte vorliegenden Darstellungen inform1eren so­
wohl über Formen der btgtcnztcn Gegenwehr gegen dit 
Kjrchenpolitik der DiktJtur wie über die Bei~ptcle wetter 
gchcnJcn Widcr~t.mdes.l Ober die grölscren K.ts,clcr ße­
kcnntnts~emcindcn - thrc zu~.lnlnH: O:.CII.IIIlg, Jit• PraXt!> 
thres ZusammcnhJh' und dte Ettl\tellung dct Gt•mcllldc: 
rnitglieder zum Rcgun~ aul~erhJib de~ ktrdtenpoltti~<.:hcn 
Konfliktfeldes ist jedoch noch wcntg bek.mnt. J Dies gtlt 
in höherem M.tße JUl h für die k.ll hnli~dwn Gemeinden 
in K.tssel und ihre Versuche dt•r Aufrechterhaltung eine\ 
lOtakten Gemeinde- und Verelflslc:bem gegen Jeu wa<.:h­
~enden Druck des NS·StJates .1 Näher zu untc:r'>uthen wa­
rc auch die Geschichte der klcmcn Rcligtomgemeinschat:. 

I Siehe Jörg Kammler/Dretfrid K.rau~e-Vrlmar (Hrsg.): Volk~~cmcmschJft und Volk,(erndc-. Ka~sel 1933- 1945. Ernc Dokumentation. Fuldabrüd 
1984, S. 337 ff., sowie drc- don angeflihnt lokal· und regron~lhrstorische l.rter.Hur. 2 lJim h Schntidcr: Bekennende Kirche zwischen .frcudJgcmjJ. 
und antifascbistischcm Widerstand. Eine Untet'1uchung de1 chnstlich mollvttrten Wrdenundcs gegen dtn Faschrsmu~ unter bc~ondcrcr Bcrüd 
sichttgung der Bekennenden Kuche rn Kurhc:ssen·W J.ld(ck und Mo.rburg. K.mcll~l!6; f-!Jn~ ~lenczkJ: Dre cv.tngdr~dre Kirche von Kurhes~en·W~I­
deck in den Jahren von 1933 bts 1945, Götttngcn 1977 j Nrben den JlOIIti~chcn Lage· und Stunmungsbwchten der NS·Inil.mzcn wären hrer ve>r Jl· 
lern dtc Auslrunfu bzw. die Nachllssc von Pfarrern und Mnglicdcrn derBrkenntni\gcmcindcn von Bedcutun~ Siehel B. dtc Prcdigttcxtc. Auf1cllh· 
nungrn und Briefe im Noteblaß des Pfarrcrs Heinrich Ruppcl tn Kassei·J brle~hJu~cn (1\rcht\ dt'\ Forschunß'PfOJC~I' .KJ~~d tn Jcr N~·Zctt", Gc)~fllt · 
hocn~chule Kassd) 4 Über die c:rheblrche Bedeutung, clrc d.u Rcgrmc der Au~ernJndcnctzung mrt der k.ttl1olt~chC'n Krrchc und Jen ihr vcrbundl' 
nen gc\cllschaftlichcn Org.tnn.:~ttoncn betmJß, rnformH:rcu ~dtt crndttnglith dre l.Jgebcricbte der K.mder Gc\t.tpo und de\ Rcgrerung~pr~srdmten 
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ten, unter denen etwa cl1c Zeugen Jchovas fur die K.ts~dtr 
Widc:rst.mdsgcschichtc von Bedeutung sind.5 Besser do· 
kumenttcn smd eingegen Verweigerung und Gcgncr~ch.tft 
un tcr den KJssdct Soldaten des Zweiten Weltknegs sowie 
dre lok.\len ßczügc 1um militärischen Widerstand des 20. 
Juli 1944,b Ein 'Y~ttmati~ther Überbli~:k über Widerstand 
und Opposition 1m K.is~eler Raum hätte auch die Beispic­
k vereinzelten Aufbegehrens und individueller Abwen­
dung vom Regime zu vcrg,·gcnwärtigen, wie sie z. B. in 
den polttisc.:.hcn Str;1fvcrfahrcn wegen ,.Heimtücke"-Vcr­
gdlcn, "Wehrkraftzer.'>ctzung" od~:t "Rundfunkverbre­
chtn .. sithtb:u werdeu .7 
Oc~s .tngedeutcte Gesamtspektrum von Widerstand und 
Gegenwehr!! i~t hi<:r zugunsten der verl iefcndcn lJ ntcrsu· 
chung eine~ Ausschnitts vernachlässigt worden. Der Dar­
'>tdlung von Arbetter.vtJt.•rstand und -Opposition ist der 
Überblick über die Gc.,duc:hte und Struktur der Kasseler 
Arbeiterbewegung vor 1933 1m vorangehenden Bettrag 
zugeordnet. Die Vcrgcgcnwiirtigung der tiefgehenden po­
lttl\thcn Spaltung der Arb~irerbt!wcgung und ihrer liih­
rntnJen Amwukungcn ~oll di<: Au~g.tng~bcdingungen dö 
Arbciterwiderst.!l1dc<. tns Blickteid rücken; sie läEt erken­
nen, wie cingcsc.:.hriinkt die Gegenwehrmöglichkeiten der 
111 du: Dektt~tvc gcdr:ingtcn uod politisch t.crmscncn Ar­
bt•iterbcwegung und wie be~ren7t die Potenti,J.!e aktiven 
unJ militJntcn Widerstandes von vornherein waren. Wie 
\ldl dtc~cr Widerstand konstituierte, wie sich politisd1c 
Struktur. l'ram und Etnnuß der illcg:~len Arbeitcrbcwc-

gung entWJtkclten Ulld tn welchem Verhältnis organisier­
ter WiderstJnd. Selbstbehauptung in kleinen Gesin­
nungsgemeinsc:hahen und oppositionelle Tendenzen in 
der Arbeiterschaft standen, ist Gegenstand der folgenden 
Darstellung. An die vorliegende region..tlhistorische Lite­
rJ.tur anknüpfend9, geht es ihr vor allem darum, ohne 
~tändigen Rückgriff auf die Politik der überregionalen Or­
ganisationszentraleo und ohne Überschätzung der Pro­
grammatik und Planungen der illegalen Gruppen Wider­
st.md und Opposition unter möglichst strikter Konzen­
tration auf die erschlossenen lokalhistorischen Quellen 
und Bezüge zu rekonstruieren. Nur so erscheint es mög­
lich, em annähernd wirklichkeitsgetreues Bild von der 
spezifischen Situation des lokalen Widerst.1ndes und der 
ihn tragenden Personen zu vermitteln. D..t die Geschichte 
des Widerstandes weniger eine solche spektakulärer und 
planmäßiger Aktionen ist, sondern eher durch die Massi­
vität und Permanenz der Verfolgung geprägt wird, werden 
die von den Herrschaftsinstanzen des NS-Staates ausge­
hentlcn Terror- und Verfolgungsmaßnahmen als ent­
scheidende Handlungsbedingungen von Widerstand und 
Ver.Yeigerung einbezogen. Oie weitreichenden Wirkun· 
genbrutaler und allgegenwärtiger Verfolgung werden vor 
.1llem am Beispiel des Verfolgungsschocks des Jahres 1933 
thematisiert. Im übrigen bemüht sich die Damellung da­
rum, die politische Identität und den Praxiszusammen­
hang der vcrsch iedenen illegalen Gruppen deutlich wer­
den zu lassen, ist doch die Rede vom .,Arbeiter.vi-

Über d1t Oppo~1t10n der etwa 30 bi~ 40 K.l~>tlcr .ßibelforscher~ informrercn c:mi~e Urteile des OLG Kassel sowie Wiede~ulmachung~aktc:n. Siehe 
Juch meine DokumentJtio n ·'' h habe: die Mcttelc:i ~att und l.tufc über .. "Kasseler Soldaten zwischen Verweigerungund W1derstand (1939- 1 945). 2 
Aufl . . Fuld.1bri"lck 19115. S. 135 fl. ~ ]. K.1mmlc:r: a.a.O. (5) 1 Eine grö ßere Sammlung dcrarttger Urteile des OLG Kassel und des Kasseler Sondcrge 
rachl\ hcfinJet m ;h 1m Ar< hrv dc~ Forschungsprojekts ~Kasselm der NS·Zeit~. Sichrauch Jürgcn Relke: Justiz .tls politische Verfolgung. Rechrsprc 
chung Je~ L.tndgcmht~ und de\ Sondcrgenc.hts K.lssel ber .Hctmtiicke"-Vergehcn und in .R.tssensch;mdc"·F.illcn 1933 bis 1945- unter besonderer 
~cruchrchugung de\ ~ltmenschanJc"-Prousses gegen Werncr llolländer, StaatscxJmenurbeit, Gcs.tmthochschule Kassel1983. sAus der älteren 
ltterJtur \!ehe c.l.rw .tllgcrnem: Günther Wctsenborn: Der lautlose Aufstand. Bericht über die Widerst.mdsbewcgung des deutschen Volkes 1933-
1945, 4. Autl .. Fr.lllkfurt a .. M. I'J74: \Vollb'llng Abendroth: ~c_r deutsche polüische Widerst3nd gel?en da~ .Dritte Reich", in: ders.: AntagoJ;tisti· 
'dlt Gc~dbd\.th uml pohu~t hr DrmokJ.Itle. Aufsatze zur poltuschen Soztolgg1e, Neuw1ed und Berlin 1967, S. S 18-533. Unter den neueren Über· 
bliclml.mtdlungcn ~i<'hc Ger' .1n R.-,on: W1dcrstand im Dritten Reich . Ein Uberblick, München 1979; Chnstoph Kleßmann/ FaJk Pingel (Hrsg.): 
Cegncr Je, N.ltwn.tho7i.llrsmu~ . Wi~\Cil\C'h~ftlcr unJ Wrder~tandsk:impfer .111f der Suche n~ch historischer WirkJ~ehkeit, Frankfurt/New York 1980; 
RrchJTd l.öwenthJI/ PJtnck von 1ur Mühlen ( Hr~g.): Wrdcnt;rnd und Yaweigerung m Deutschl.md I ~33-1945, Bcrlin-ßonn 1982; Der Widerstand 
gcgw den NataHr.d~o;.rabrnus. Drc Jeubchc GeH·IIschJh und der WrdnstJnd gegen Hulcr. Hrsg. vonJürgen Schm:idckc undPetcr Stecnbach, Mün· 
lhen/Zümh 19!!5: Widcr~tand uml Exrl 1933 · 1945, Fr.urkfurt/ New York 1986. 'I Siehe den aus der SICht des am Wrderstand beteiligten Kommuni· 
~ten verfaßten BcridH VOll Willr ßc:l7: Die StJndhJftcll. Überden Widerstand in KJsscl und im Bezirk Hessen-Waldeck 1933-1945. Ergänzte und ver· 
besserte Zwcir.wfl,lgc, K,l\\CI 1978, wwre dr" vor ,1llcm die Organisationsgesc-hi.:htc der illegalen KPD betonende Darstellung von Christine Fischer· 
Ocfoy: Arbciwwrdmt.tnd in der Provtnt.. Arbeiterbewegung und FJschismus rn K.md und Nordhessen 1933- 1945. Eine Fall~tudie, Berbn 19112. Sie· 
hc weiter 0 . Kr.Jusc·VJitnJr: Drc Zc-nc hiJ~ung der Frcren Gewerbehaften in Kassel - Dokumente, m: PrismJ. Die ZeilSchnfr der Ges~mthoch~chule 
KJ~sel, 2911982, S. 46 51; J. K.tmmler: Gcwcrksch.rfter, Arherterwrdcrst3nd und ArbcitC'roppositiOn m Kassel 1933-1945, m: Prism;a, 2911982, S. 
51 ~6 . Die Zerschlaj!ung dc1 Frncn Ge wer hthafleo in Kasse: I I QJJ. Bilder - Dokumente- Kommentare. hrsg. von der Forschungsstelle .Kassel m der 
Zeit dc' N.Hion.JI~OII.lli~mu\ ~, Gc}dOHht)Ch,thuk Kas~d. KJssd 1983; Herbert Pinno: Ochshausen - 5. Märl 1933. Eine rote Bastion wird geschleift 
(10 drc\em ß.tnd); 11e~~~~che Gcwcrk,ch.lfter rm Wrdcr~ldnd 1933-1945. Hrsg. vom DGB·Brldungswerk Hessen und dem Studienkreis zur Erfor· 
' chung und V~rm11tlung der Ge~rluchte cle~ tleuuchen Widerst.tndes 1933- 1945, Gießen 1983; Gerhard Beia: Arbetterbewegung 111 Hessen. Zur Ge­
~duchtc dc:r lte~mthen Arhc:llerhewegung durdt nnhumlertfünfzigJahre { 1834-1984), Frankfurt a. M. 19114. Aus der Jllgenwnen Literatur zu Arber· 
tcrwiucrstJml und -oppo~tlWn m •ltc besonders Wolfgang Abcndroth: Historische Funktion und Umfang des Widerstandes der Atbciterbt'wegungge· 
gen dJ~ Drille Rerch, in : Fest~chrifr rur Otto Brenner zum 60. Geburtstag. hrsg. von Petervon Oectzen, Frankfurt a. M. 1967, S. 303-321; DC'tlev Peu 
kcrt: Der deutsche Arhcitcrwidem.tnd 1933- 1945, in : K.lrl Dtetrich Bracher/Manfred Funke/ H.111s-Adolfjacobsen (Hrsg.): Nauonalsoziahstischr 
Drkt.uur 1933 1945. Emt l!rbnx. Dus,cldorf 1983, S. 633- 653; Wrderstand und E:ul der deutschen Arbeiterbewegung 1933-1945. Grundlagen und 
Materialien. Mit Beiträgen vun M.mfreu Ger~ u. a.., Bonn 1982: Timothy W. Mason: ArbC'Jterkl.useund Volksgemeinschaft. Dokumente und Matem.· 
Iien zur deutschen Arbeiterpolitik 1936- 1939. Opladen 1975; ders.: Arbeiteropposition im nationalsoziJihuschcn Deutschland, in : Detlev Peukert/ 
Jörgen Reutecke (Hrsg.): Die Rctbcn fc~t geschlossen. Beiträge zur Geschtchte des Alltags unterm Nationabozrali)mus, Wupptrt;~ll91i~ S. 293- 313, 
dcrs.: Die ß.lndigung der Arbcllcrldasse rm n.Hional~ozi;~lrsti~chen Oeumhl.1nd, in: Carola Sdchse/Tiii.J Siegd/ H.mo Spodt' Wohgdng Spohn : 
Angst, Belohnung, Zucht 1111d Ordnung. llemch.1fumechnnrsmen 1m Natron.Jbowtlismus, Opbden 198l, <i. 11-53 
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derstand" insofern irrefuhrcnd, als es keineswegs zum Zu· 
sammenschluß des sozialdemokratischen, lankssoziahstt­
~chen und kommunistischen Widerstande~ kam. Vor al­
lem am Beispiel der unter gesmnungstreuen Sozialdemo 
kraten vorherrschenden kleinen SolidargcmeimchJften 
wird eine Form des defensiven, auf aktiven Widerstand 
verzichtenden Zusammenh.1Jts hervorgehoben, wie sie 
schließlich- spätestens nach der Zerschlagung der illega­
len KPD in den Jahren 1935/36- rur alle Gegner aus den 
Reihen der Arbeiterbewegung zur maßgeblichen Basis der 
Identitätsbewahrung und der solidarischen Überlebens· 
hilfe unter den Bedingungen der Diktatur wurde. Die ab· 
schließende Darstellung regimekritischer Tendenzen 111 

der Kasseler Arbeiterschaft macht deutlich, d.1ß es dem 
Regime uotz der in der Arbettcrlich.üi 7.Un:ich:;t verbreite· 
ten Abwehrhaltung und mancher Anzeichen von Protest 
und Verweigerung letzten Endes gelang, eine kollckttvc: 
Gegenwehr der Arbeiter zu unterbinden, den organisacr­
ten Widerstand von der Arbeiterschaft zu isolaeren und 
die meisten Arbeiter zur widerstandslosen Hinn.t.hme der 
Diktatur. wenn nicht ~ar zur Aussöhnun~ mit ihr w bewc 
gen. 
In mancher Hinsicht reicht das verfügbare Wissen für et­
ne genaue und völlig gesicherte Darstellung der Wider­
standsgeschichte nicht aus, da dte lückenhafte und auch 
.mderweittg problemati!.chc ~ellenlclgc zum Te1l ~roße 
Schwierigkeiten bedingt. Unmittelbare dokumentarische 
Zeugnisse des organisierten, kon~pirativen Widemandcs 
aus den Reihen der Arbeiterbewegung liegen ein~ichtiger· 
weise so gut wie gar nicht vor, wa ten doch der wettestge­
hende Verzicht auf Schriftlichkeif und d.h Yerwi~chen 
der Spuren geradezu Vorbedingungen erfolgreichen ille~ 
galen Handelns. Erst recht blieben informelle Formen des 
Zusammenhalts von Gegnern oder vereinzeltes nonkon­
formes Handeln ohne dokumentansehe Spuren, die am 
der Sicht der Handelnden unmittelbaren Aubdtluß ge· 
währten. Die Darstellung stützt sich daher vor allem auf 
autobiographische Berichte und Darstellungen von Zeit­
leugen einerseits, Akten staatlicher Instanzen auf der an­
deren Seite. 
Berichte von Zeitzeugen aus dem Kasseler Raum liegen ­
zum Teil in Form umfangreicher Interviews- in größerer 
Zahl vor. Sie stammen in threr großen Mehrheit von er-

kl:inen, grundsätzlidtcn Gegnern des Regimes, kaum J<> 
tloch von tenen, bea denen s1ch Zusttmmung und Distanz, 
Mitmachen und begrenzte Oppositton mi~chten. Diese 
Berichte stellen wichtige und unverltthtbctre Quellen rur 
die histomehe Rckon~truktionsarbclt dar, .lUch wenn 
nach Jahrzehnten die Gt•n.ntigkeit der Erinnerung n.1ch· 
):ißt und Vl1r allem nachtdgliche Bearbeitung und Har­
monisieruug 1hre Selckuvit:.it erhöht und Verzerrungen 
mit sich bnngt.lO S1c: vermitteln Jt.'UtH.h durch .wde1e 
Quellen kaum crsetzbJrc Ertahrungen, Emdru(;kc und 
Reurtellungcn, deren be~onderer W cn an der V eranschau· 
ilchung \'Oll Snuationen und ... ltmo~ph;irisLhcn" Bedtn­
gungen.JO der Benennung von Motavc:n und ~tllnmun~s· 
l.1gen und an der llcrstcllung von Zu~Jmmcnhilngcn hegt. 
Akten von NS·Behörckn bilden den zweiten wcscndachcn 
Quellenbestand Stc beleuchten Wadcrst;1nd, Oppos1tton 
und Konflikte 7wmhcn NS-1 lcmth.th und Bevölkerung 
.1us der Sicht der Verfolgungs· und Übenvachungsmstan-
7en. An crstel Stelle sind hier dtc Akten dct Gl'SLlpo zu 
nennen, dJc fllr den Hereich d~:r St.1.HSpolizc:a~t<·lle Kassel 
Jllcrdings nur 10 Bruchstucken ubcrlicfert ~md . Ge 
sch.lfts· und Pcr!>on.liJktcn der K.1s~dcr GestJpu sand im 
Gegenli.lt7 et~.l zu Best;indcn der C,estapolcustdle Düs· 
seldt)rf und det Gestapostclk Wlir7.burg- ntdu t•rhalten. 
Ab zu!.J.Itlmcnhängendct, wwn auch n1cht volhtändiger 
Bc~tand erhalten ~md Erctgnasmeldungen und Lagcbc 
nchtc der K.t~sdcr GestJp<> !ur die ,IJhre 19 34 und 19 3511; 
tlir die Jahre 1933 und .tb 1936 sind lediglich vereinzelte 
Meldungen und Berichte zugänglich. Darüber hin.11rs be­
landen sach zahlrt·ldH• Aktt·nvo,g:ingc der Ka~'l.'lt>J GcstJ · 
po in den Beständen dc~ eltcmJIJgcn KonzeJllt,ttmns· und 
\uaflagcrs Brcitcnau1Z, in den Akten Je~ K.l\Scler Re· 
gacrung~präsidcntcn und der norc.lhc\\ischcn L.1ndr.1ts;'im 
terll ~owie mJustt7aktcn. Sac \Crmitlcln 7Umandr'l t'inen 
Überbli~:k über dac P1aXt'> c.lea GestJpo am Rcgacrung~bc· 
Ltrk KJ~sd und den UmfJ.ng threr Rcprt·ssaom- und Über· 
wachungst.lttgkcit.1l Die allgemeine Stimmungs und La· 
gebenchter~tallung des Untcr:tb~chrlltls K.H,cl dc' "11· 
therheit~du:mtes der SS (SO) tst cbcnsowcnl~ ubcrlielert, 
wie: diejenige regionaler Dienststelkn der NSDAP. 
Aut~chlußreich fUr die Stimmungsenlwicklung der Arbei­
tcr~chati in den t'rsten Jahren der Dikwur \ind d1~: Benchte 
des K.meler Oberbürgcrmetsters für die j.1hrc 1934 b1s 

Jn Vgl. Juc:h Rc:whJrd Mann: Was Wt\~cn wtr vom WtJrniJnJ~ D.ucnqu.tiii.JI, Uunkcltdd und l•cmthungs~rtc:hktc, m ( . Klc:t>m.mnlf . Pingd 
(Hrsg.): a.a.O .. S. 35 ff II StA M.uburg,l6513949 und 3965 I ) Per>ona!Jktc:n der SchutzltJft~;efJn!lencn. Ardm de-r Gc:dcnk~t.illc Brwcn.tu. Gux· 
ha"~:n/Krs. Mrhungen. I' StA M.uburg, Bestand 180 S1chc besoudch d1c Aktcn dr~ LJndtJt\JIIIh Henfdd, t.. B OJ~ GeKh.lf~tagebudt lur Ein· 
g.inge von der GcstJpostetle K.m~llur die: Jahre I 937- 1940 (StA M.lrbur~. I 80/9()1}9). 14 s.~IIC d.JlU IIICJIICJI Bcltu~: N:attlHIJ l\l'/.Jalisttschc M.ttht· 
rrgretfung und Genapo - am Beispiel dt'r St3atspohlct~tellc I ur den Regu:run~sbairk KJ\\CI. m: Hessen untctttt HJkcttkrcu<:~ Studu:n zur Ourdnet· 
1.ung der NSDAP in HeHen. Hrsg. v. Eike Henmg, Frankfun .1 . M. 19113. S. 506- 53b; MtthJel Ja~cr : OrgarH~.H1on und flr.1lti~ der GcstJpom·l~e Kas\el 
111 der Endphase des Zweiten Weltk.nc:ges- unter besonderer Bcruckm:httgung der Ermordung von Gcstapoh.lftlmgcn tn K.!Ssei·WchlhC'Idrntm M.ir7 
1945, Stdatseumensarbett, Crsamthochschule Kassel J9gS; Guntt.lr Richter: On Umg.tng mtt der natton.tl~ozt.tlt\ttsLhcn Zrtt. E111c lobte Studte 
Ober ein Verbrechen 111 der f.ndph.m~ dn Zwcitw Wdtkru:gcs. D.tr>tcllung und Ton Ot.t Rcthc. StJ.thex.tmcnurhctt, Gn~mthoth,,hulco Kasscol 
19RI 
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193615, tlie ßcm:hte des Bürgwneistt'rs des 1936 emge­
mcindetcn Kasseler Vororts Nicderzwehrcn (1933 bis 
1936) 16 sowie die Lageberichte des K:mclcr Rcgicrungs­
pr:isidenten (1934 bil> 1936)17, die im Hinblick auf Anläs­
~c und Potential von Unmut, Opposttton und Protest eine 
WH.htige Ergän.wng der Gestapo Lageberichte darstellen. 
I' ur die Kriegsjahre ( J 940 bis 1944) liegen die La~eberichtc 
des Präsidenten und des Gcncro1lstaatsanwalts des Obcr­
landcsgcnchts K;mcl vor, die wichtige Informationen 
über dte JUSttticlle Verfolgung politischerund politisierter 
Straftatbcst,tnde enth<1hen.IS Zummdest punktuelle ln­
fonnationcn über die Stimmung und die Lage der Atbci­
tcr m den Rüstungsbctneben, tmbesondcre auch über Jas 
Autbe~ehren ausländischerZwang~arbeiter und seine Ver­
folgung, enthalten die Kriegstagebücher des Rüstungs­
kommandos Kassel und der Rüstungsinspektion lX (Kas­
sel ).1'1 

Eine besonders wtchtige Quelle zur Erforschung von Wi­
derstand, OppmttJon und Verfolgung bilden die crhalte­
n<:n Urrcilc, AnkiJgc:~chriften und Ermittlungsakten des 
Hochvur.ttssc:n.tts und des Sontlcrgt"ncht~ beun Obcrlan 
Jc~~cncht K.isscl ~owic die I IJftlin~ukten vor allem der 
KJs)eler I Iah.mstalten.lO Hier wtrd das Bild täl~bar, da~ 
mh dil· Vcrtolgun~sbehördcn dc~ NS-Staatcs vom Arbci­
~~·rwid~:"I;Htd und ~einen Akttvlt:iten machten. Es wird 
durdt tl•c: Ang,tben und ßcm:hte Verfolgter. wie Mt' .lUch 
in den Wtcdcrgutn1Jch.ungsJktcn enthalten sind, in man­
cher I ltnsicht erg;inzt und korrigiert.21 
Bl.'tr•ll htct m,lll 1\l\Jmmcnf.tssend die zugänglichen 
Quellen und M.ttl'ttalien. so l~meo \lth Widerstand, Op­
posttton und V crfolgung am ehesten und relativ gcn.lll tur 
drc Jahre bi~ etw.t 1936 dokumentieren und d.mtellen, 
wohc1 dtc Sl hwcrpun ktc eincN.'tt\ auf dem organisierten 
kollllllUill\lJ'>thl'n Widerstand, atHlererseits .IUf den zu­
meist durch die ökonomische Entwicklung verursathten 
Mig~ttmmungcn 1n der Arbeiterschaft liegen. Die Ent­
WI(~lung ab 1937 t~t zumindest fUr den K;:~sscler Raum 
schon allein wc:gen der sehr lückcnluften Quellenlage nur 
in ~ehr groben Zügen d.mtcllb.~r: dazu kommen die 
grundlegend vt"r:inderten 1-IJndlungsbedingungen des 

Widerstandes in den );1hren der Hochrüstung und dc~ 
Krieges. 
Für die Interprc:tJtion sind in Jedem Fall spezifischt' V~r­
zerrungen in den Wahrnehmungs- und Bearbeitungsmu­
stern der NS-Behörden in Rechnung zu stellen, handle e~ 
sich um die Rekonstruktion und Bewertung illegaler Akti­
vitäten von Kommunisten und "Marxisten" (Sozialdemo­
kraten und Gewerkschafter), um die Wiedergabe und Ein­
ordnung verctnzclrer oppositioneller Meinungsäußerun­
gen oder um die Beurteilung der Einstellung zum Regimt 
in der Arbeiterschaft insgesamt. Zu bedenken bleibt vor 
.1llem, daß es sich bei dem akrenkundig gewordcnen Wi­
delstand lediglich um den von der Gestapo erfaßten Teil 
dc:~ Widerstandes handelt. wobet der in den ersten Jahren 
der Diktatur auf unmittelbare öffentliche Wirkung zielen­
de kommunistische Widerstand allerdings auch relativ 
weitgehenderfaßt worden sein dürfte.2l Notwendigerwei­
se wesentlich größer ist die Dunkelziffer etwa bei den so­
genannten .,Hcimtücke''-Vergehen ("Meckern", Verbrei­
tung von Witzen und Gerüchten etc.), bei Abhören aus­
ländi~cher Sender und anderen ab staatsfeindlich einge­
quftcn Formen ~poradischen nichtkonformen Verhal­
tens. Hier konnte es dem Regtme gar nicht um vollständi­
ge, sondern lediglich um selektive Erfassung und exempla­
rische Bestrafung zum Zwecke der Einschüchterung ge­
ht:'n. Sowohl bei den von der Gestapo und J usttz verfolg­
ten Meinungsdelikten (,.Heimtücke"- und" Wchrkraftzer­
setzungs"-Äußerungcn) als auch bei den 111 den Stim­
mungsberichten kolportierten Tendenzen von Unmut 
und Protest ist die Gefahr einer Überinterpretation de~ 
oppositionellen Potenti.1ls und der Unterschätzung 
glctchzeitiger konformiSlischcr Haltungen tu ver­
meJdcn.23 Verläßliche Hinweise auf die quantitativen Di­
mensionen von Memungen in der Bevölkerung und auf 
die qualitative Gewichtung von Zustimmung und Ableh­
nung gegenüber dem Regime und seiner Politik enthalten 
die Stimmungs- und Lageberichte nicht. Dennoch erlau­
ben sie wichtige Rückschlüsse auf die Handlungsbedin 
gungen, das Umfeld und dte Erfolgsaussichten aktiven 
Widerstands gegen das Regime. 

' ~ ~tadwdu• 1\J\\cl, A 1.0 1.1 l.a ~tA Mnburg, 1751140 I und 1402 17 SrA MJrburg. 165/ 31!20. 3824. JQ39 111 BA Koblen7., R ll/33il ~~ BA 
MA Frrtburg, RW 20 und RW 21 .':itcla· auth D Krau~r·V,[rndt: lut Typtl dc) l~:uon gegen .tu~l.indu .. he ZwJng~Jtbetter tm Beteteh des Ruuung~· 
J..,Jmm.tndm K.md (I '140- 1 Q4'i), 111 lurn G.trbet /fl,Jnno Sdumdr (Hl'g.): Dtc burgerliehe Gnclbd1Jft zwischen Demokr.uie und Dikto~tur. Fest 
~' hntt 7Um bS. CebumtJg 110n l'mf lJr W.tlrer Cr.1h, M.Hburgl9115, S. 1<13 -207. 20 D1t' tm Ar,htv des ForschungsprOJekts l«lssel in der NS-Zetl 
vmh.1ndcnc ~.tmrnlung 110n mehrerenhundenUrteilen und Ankl.lge~chrtften du OLG Kassel und des K..sseler Sondrrgerichts entHammt msbeson 
dcrt• den folgenden Böt.uulrw SJtn~lung dt's Kasseler Wicdngurmachungsderzcmcnten Max Mayr; Archtv drs landgrrtchts K.usel; Arch1v des 
Ohrri.HHigen<ht~ f·rJrlHun J M., Hjftlmg~Jktcn rn den An.hiVrn der Ko~s$clrr lusttzvollzugsanstaltrn; prn•ate Unterlagen von Verfol~ten; Entsch:i­
dagung\.lntrage A-1.. St.Hir.m·htv K.mel. A 5.55. Nr. 67; Wiedergutmachungs.tKten der WG·Behörde betm RP Dannstadt. 21 Auf der Bam emer sy 
~IC'm~t,,chen Auswert Uni( Jcr WJcdergutmJchungsakten und unter Einbeziehungaller in Frage kommenden NS-Quellen wcrd 1.. Z.eme differenzaertc 
Vc:rtolgtcn·K.ntcl Hu StJdt und l.andl.rcu K.ts\cf erstellt, d1e h•~l.1ng etw.1 1400 Personen umf.tßt. NKht enthalten ''"d d.tbci die judi~chen Bürger 
KJ~\ch. Jercu Vrrfulgun~;)gc~cluchte von Wolfgang l'nn.t. be;ubcttct wrrd, suw1e die meiSten der~~~ ~A,oziale", Hom<HC'xuelle, .ZigC'uner·und Kr~n 
kc Vcrlolgtcn, bei Jenen der UmiJug Jcr Vcriolgung und die kunk!crru Einzelschrck)ale be)ondct) ~thwer zu cn,hlu:ßc:n sind. 21 Vgl. auch R 
MJnn .1 .~ 0. S. 4~ II (10) H "iichc: dJlU 1.10 Kersho~w . Allt<~glidiC.:S und Aul~tr.!llt1ighche) ihre Bedeutung fur dH: Vc>lbmctnung 19J3·1~39, in: D 
l'cuken/j RC'ulcckc (llr\g.) u 0 S. 177 (91 
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Ntcht zuletzt die schwtcnge Quellenbasts wirft dte frJge 
nach den Fixpunkten und Orientterungsllmcn für eine 
Darstellung des lokalen und regionalen Widcr~t.wJc~ .mf 
Was soll als Wtderstand gelten und wie wett ~oll der Wt­
derstandsbegriff gefaßt werden? ln welcher Beztt<hung ste­
hen aktiver, grundsätzlicher Widerstand gegen die NS­
Diktatur und die unterschiedlichsten Formen von Un­
mut, Opposition, Protest und Dissens? Jn welthcm Ver­
hältnis steht organisiertes odet au Organt~Jtionen und 
Gruppen orientiertes WiderstJndshanddn zu den I land­
lungsmotiven, -bedingungen und -perspektiven des em-
7.elnen? In den IetztenJahren ist eine lebhatte Dtskusston 
um einen veränderten, die bisht'ngcn Traditionslinien der 
Wtderstandsdarstellung durchbre<.henden Widerstand!> 
begriff gefuhrt worden - vor allem in Reaktwn auf die 
wachsende Zahl regional- und lokalgeschichtltcher Unter­
suchungen zur NS-Machtergrettung, zum ArbeitawiJer­
:~tand, zum NS-AIItag und zur Verfolgungspraxis des Re­
gimes.24 Kritisiert wurde vor allem eme gewis~c Erstarrung 
in der Auseinandersetzung mit dem WidcrstJnd, d1e: eher 
den politischen Legitnnation~bcdürf nts~cn i ntercs~iencr 
Gruppen entsprochen und einen .,l.llentcn J leldcnkult" 
gefördert, JIS ein differenzierte~ Vcmändn1s dc.:~ hi\IO· 

nsch beobachtbaren Widemandshandelns vermittelt h.t 
be.25 Von dieser Kntik aus wurde fur eme Erfor1ochung 
und Darstellung des Widerstandes plädiert, die es erlaube. 
neben dem unter vollem Eins.1tz der Pcr~on geHihnen 
kämpferischen Widerstand unter dem BegnfT Jer "Re~i­
stenz" auch die .. kleinen" Formen der punktuellen Oppo· 
sition, der Verweigerung und NichtanpJssung in vollem 
Umfang einzubeziehen.2b 
In der Tat waren die lediglich 11onkonfo11nen Äugerun­
gen und Handlungen wjhrcnd der Nazizeit fur lange Zett 
nach 1945 ma mehr oder weniger offener Genngschät­
zung betrachtet und weder von der Forschung 1mJ der Li­
teratur ehemahger Widerstandskampfer noch von den 
Verfolgtenorganisationen und den Wiedergutmachungs­
stellen näher beachtet worden. Diese verbreitete Grund­
haltung hing zusammen mtt der noch sehr lebendigen Er­
fahrung der quJiiwiven Differenz zwisdten denen, die 
grundsät7.lich gegen das Regime gestanden und etwas ge­
gen es zu tun versucht hatten, und jenen anderen, die häu­
fig nur in einem unbedachten Augenblick Kritik geübt 
oder lediglich eine Norm des Regimes durchbrachen hat­
ten. Sie hing aber auch mit der trustncrt•ndcn ErfJhrung 

der Entnazitlzierun~svertJhren zu~ammcn. m denen c~ 
kaum emcrdcr Betroftcncn bt\ hmcm m dtc.: Reihen hohe· 
rcr und höchster Funkttonstr:i~cr dc~ Rc~tmcs unterließ, 
uuter Hmwet) ,\Ut rtg11nekntt~thc Redttn und nonkonfor­
me HJndlungcn für mildernde Umstände zu plädtercn 
oder gar als Gegner oder heunileher Wtdcrständlcr Aner­
kennung zu suchen. Die von eht·maligen Parletgängcrn 
und Funktionären dc~ Regtme~ wc.:tthm geübte Praxis der 
wtchsclsetttgen Entl.mung dur<.h .,Pcrsil·Sdtcmc" mußte 
gcr.1dc von den Jktivcn Gegnern und wtrklich Verfolgten 
als Hohn empfunden werden. Un ter diesem Aspekt cr­
~l hemt e-. pl...u)ibel, w~·n n Jtl' V l'tlolgtcn- und \XItder­
'tandskärnpferverb.indc, d~e.> uhuch11t um d1e J\nerken­
nun~ von Entsch.tdtgung~redttc:n zu k.unplen Iutten. 
\ith für cmc re\tnktive Fassun~ der Malhtäbc für W1der 
~1.10d und Gegner~chaft ausspr.IC hcn. Dabct wurde Jller­
,lings der Kn:i~ der von der .wsuft:rnden V crfolgungspra­
.xh dn Na~is Bet roffcnen ebcn'o unnd.1~\1g cmgc· 
schr:mkt w1c dte W,1ltrnchmung begrenzter und häufig 
•~olicrtcr Gegenwehr untt·rh.1Jb der Schwelle dc' organi­
\tertcn Wtdcntandes.n 
Dtc mit der Ncumncnticnmg der \'<ftdcrst.lnd~for~chung 
scll Mine: de-r 7(kr J.lhrc: c•nhcrgchendl· Öffnung und l:.r­
weitcrung tk~ W ahwdunung~- und Untenuchung~feldu 
hat dc:mgegcnuba den Blick IUr die mncrt' Ottlcrcnzie­
rung der NS-IIcrrsch.tfi, fur Konflikte zw•~thcn Herr· 
\duft~.tmpruclr und tr.tefltlondlen gc,cll" h.lftlillwn 
B111dungen. fiir Jrc ,.Reibungwc:tluMe~ ,,ufgnuld \Oil<ll 
ökonomt~chcr Interessenlagen und tür dtt' Cegenrcaktto 
nen, die der I Icrrschat'tsdruck und nicht zuletzt die sich 
.nt~wcir~·ndt· Vcrfolgungspraxl\ dc1 Diktalllr t'llcugten, 
gc~l h:irfl. ~1c h.11 zugletch da' Bcdürfrm u.tth etner zu­
mmdcst typolo~l\cben Un tcrsLhciJun~ und Ab~renzung 
der vtdf:ilugen Formen wldcr\tänchgcn, oppmiuonellen 
odo nonkonformen H<mdelm vcr .. tatkt. E.mt .. olche Ty­
polog.~c kl"mnte begannen bct Akten bloßt·r Nonkonfonm­
tät und über I I.tndlungcn dt•r Vcrwctgcrung und des Pro­
teste\ hrn 7Um Wrdcr\t.mcl im engeren Stnrt führtlt.ltl Al' 
mmkm!form hinnen I IJ11dluugen geilen. dte Normen Je~ 
NS-StJJtcs tgnonertcn oder verletzten, ohne da\ System 
Jh Games in Frage zu stellen und ohne 111 der Rt·gel J en 
privJtcn R.lUm zu überschreiten. D<Hunrer wiirc ctwa die 
Nichtbeteiligung an NS-Kampc1gnen. Ver.tnstJltungen 
oder Sammlungen zu verstehen. Vcrwrixemnt, cnth:ilt et­
nen grJduell ~tärkercn politischen Akn·nt. Der ßcgnf'f 

?~ S1ehe vor Jllem· ll.lycm m dC'r NS LC'II. lirsg. von MJrtln Bmu.11 u .. 1., 6 Bdc., Mund1eniWu~n 1977 1983. Zu Heuen ~•ehe N.HI<IIl.ll\I)ZJJIJsmus 
111 Hessen. time B,bfio~r.1ph1c Jcr Lucutur nach 1945 . /ul.tmmcn~:cw:dh von Roll L:n~:dkt' und llout Stellen~. llrssiHhe~ ln,lltllt fur lllldung,pla 
nung und SthulcntwJtklun~;. MJtcuJ!a~n .lum Untcrmht. llclt44, W,c~bJdeu J9!B l\ Su~hc Pcw I !üttenbergcr: Vorubcrlc~ungcn /Uill "Wa.l~r­
~tandsbcgnfl~, m: Thr01icn in der PrHis dc~ Hi~toriktr), hrsg von lürgcn KodJ, Sollderheft .1 von .Gc~dudll( und Gc\dhduft . Glitlln~rn 1977, S 
117 tT. lb Siehe M.~run llroszat: Rc,•~•cn7 und WJdrr,l.lnd. Eine Zwmhc:ntulanT clc:~ For\4 hun~'pro)c:kt,, 111 l3Jy~rn in dc:t NS-Zc:ll, Bd IV: Hc'rr 
~c!ldli und Gcscllsc:h.lh 1m Konfltkt, 1C'I! C. hng. vnn Mmm ßroszJt, Elke höhhch und Anton Cro~,m.mn, Munch~·n/W1en 19111 , S. b91 II. 27 OJ· 
für finden ~•eh m clcn K.1ueler WJedergutm.Jchungs.lktcm L.thlrctche Bc1\p1elc. '"S1chc ÜC'tlcv l,cukert Volk~gen<l,~tn und Gt·mcJ0\1 h.lltÜrcmdc 
Anpassung. Au~mcr1c und Aufbegehren unter dc111 NJIIon.thot.IJil>mu>. Köln J91!l, S. 97. 
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zielt aut hcwuf~le Wrdcrsctzlichkcit gegcnühcr Anord­
nungen von Behörden ouer NS-Instanzcn, etwa auf die 
Weigerung von Fürsurgearbcitern, die Arbeit auf amtiith 
zugcwic~cncn Ptlichtarbeitspl:itzcn aufzunehmen. Als 
Prntt'it würde d.111n die dezidierte, politi~ch stärker vcr.1ll· 
gtnH'Illl'rte und mehr auf ÖtTcntlichkcit bezogene Kritik 
an bc:.timmt~n Maßnahmen des Regtmc~ gelten, so z. B. 
im Betrieb .tngcbr.u:htc Parolen gegen eine verfügte Lohn· 
kürzungoder gcg.cn die V crhaftung von Kollegen. Wider· 
1/tmd bcinh:tltct schlicf.\lich die umi.lsscndc und zumin· 
dest perspektivisch Juf seinen Sturz gt:richtete Ablehnung 
des NS-Regimes . .Z'~ 
Diese Typologie enthält zwet wtehtige Dimensionen: ei­
ne, die Ju: Rctlhwcitc der Kritik .tm Regime kennzc1chnet 
und eine Skala von der punktuellen Teilkritik bis zur allge­
meinen Ablehnung .10bietet, unJ eine andere, die sich mit 
Jen Polen ,.privat-<.Uatsbezogen" auf den Wirkungsraum 
dc_r HaoJiung bezieht. Eme ~okhe Typologie liifh !.ICh 

v1dfalt1g c.ltflcrl'nzicrc:n und v.lrtic:rcn.30 Dtc: Probleme der 
Analy!le lassen sich cbdurch nur begrenzen, nicht lösen. 
J..i n Problem resultiert daraw;, daß die Verfolgungspraxis 
tlcs Regimes vor allem in den KriegsjJhren die Un terschie­
de zwischen oppositionellen Handlungen rigoros eineb­
nete uncl - wie etwa 1n Fällen sogenannter Wehrkr.lfizcr­
setzung - sclb~t punktuelle, situ:ltionsgebundcnc und 
tmhtüiTcntlichc Knttk nlll drakonischen Strafen, häufig 
mit der Todesstrak belegte. In der Strafjustiz drängte 
Frctslcr sogar darauf, ausgehend von einer Tätertypen­
Lehre und unter Abschung vom konkreten TatbcstJnd 
möglicherweise zu l'rwartendc I !Jndlungcn bzw. Jen tm· 
terstelltcn Willen dJ7.U präscnt.Hiv zu bestrafen.31 Ein .111-

deres Problem liegt Jarin, J,1ß eine solche typologische 
Reihung t'llle inne1c Dynamik des Aufsteigem von den 
"klctncn" zu den .,grof~en" Formen des Widerstandes sug· 
get ieren könnte, so .1ls treibe eine begrenzte nonkonforme 
Handlung mit einer gewissen Zwangsläufigkeit zu politi­
scheren Formen der Gegenwehr. Ein deraruger Automa­
tismus ist aber in der histori~c.hcn Wirklichkeit kemes­
wcgs die Regel. Vielmehr gehen m vielen f-ällen Abwehr· 
haltungt:n gegenüber emzelnen Maßnahmen unJ Teil­
.1spekten des Regimes mit einer Billigung und Unterstüt­
zung anderer Maßnahmen und des Regimes im ganzen 
l lanJ mI-land. Abldmung und Konlit:m sind also im kon­
kreten Fall häufig vcrbun<.lcn.·H Andererseits sind dte 

"kleinen" llanJiungcn der Distanzierung und der Gegen­
wehr wirkungsgeschichtlich und politi~ch-biographisch 
10 manchen Fällen in der Tat Ausdruck einer grundsätzli­
t:hen Ablehnung der NS-Diktatur oder der Beginn eines 
Prozesses der zunehmenden Desillusionierung, der in ent· 
schiedeneo Protesthandlungen oder gar im aktiven, kon­
spirativen Widerstand enden mag. Solche Entwicklungen 
lassen sich z. B. bei jungen Soldaten während des Krieges 
häufiger beobachten.33 
Die Intensität, mlt der Handlungen. gesellschaftliche Be· 
dingungen und Auswirkungen von .,Reststenz'', Dissens34 
und Verweigerung in den letzten Jahren bearbeitet wur· 
den- häufig blieb es allerdings bei der programmatischen 
Porderung nach genauerer Untersuchung dteses Umfeldes 
von Widerstand-, hat in der jüngeren Diskussion zu einer 
Rückbesinnung auf den Kern des aktiven, grundsätzli 
(.hen Widerstandes und seine deutliche Unterscheidung 
von allen übrigen Formen der begrenzren Nichtüberein­
~ttmmung mit dem Regtme gefUhrt. Zu groß ersch ien die 
Gefahr, .,den Widerstandsbegriff so auszudehnen, daß er 
fast jedes Verhalten außer ausgesprochener Begeisterung 
für das Regjme mit einschließt."35 Dies könne dazu füh­
ren, die letztendliche "Konsensbereitschaft der überwälti· 
genden Bevölkerungsmehrheit" zu vernachlässigen und 
~wie immer unbeabsichtigt die Vielen zu exkulpieren.''3o 
Die Betonung der "prinzipiellen Andersartigkeit" von Wi­
derstand im engeren Sinn37 knüpft damit- bei aller Wich· 
tigkeit, die der Untersuchung nonkonformen Verhaltem 
im breiteren Sinn beigemessen wird - erneut an jene 
Grundtendenzen der Widerstandsdarstellung und -bewer­
tung an, wie sie für die ersten Nachkriegsj.1hre kennzeich­
nend war. 
Diese Fassung des Wtderstandsbegriffs, die die Ausnah­
mestellung Jktiver, grundsätzlicher Gegnerschaft betont, 
wird hier übernommen. Zugleich wird 1edoch daran fest· 
gehalten, Jaf~ derUntersuchungaller Formen von Dissens 
-wie sie etwa rn dergenannten Typologie angedeutet sind 
- gro!Se Bedeutung zukommt, nicht nur für ein differen-
ziertes Verständnis der Herrsch;lftswirklichkeit des NS­
Staates, sondern vor allem auch fUr eine angemessene 
Darstellung des Widerstands selbst. Die Einbeziehun~ 
beider Ebenen- der des aktiven Widerstandes und derie· 
rügen typologisch vorgelagerter Formen des Dissens- för­
dert Verbindendes und Trennendes gleichermaßen zuta-

2~ Detl~v Peubert: Volksgenos~en und Gemcm~chJftsfreundc ... a.a.O. (28) S. 96ft lO Sieh~ erwo1 Gcrhard Bou: Metboden und Theoneproblem~ 
der ltistonschcn Widcrstanchforscltun8· tn: IIdmut Konr.td/Wolfgang Neugcbaucr (Hrsg.): AtbCJterbewegung- Faschismus- N;ltronOllbewußlsein, 
Wien/München/Zürich 19113. S. 137- 151: Klaus Ttnfdde: Soziale Grundlagen von Remtcn:t und Wrdcrstand, in: Der Wrdcnt.tndgegen den N.ttio­
nalsozialismus, a.a 0. S 799-812 (8); !an Kershaw:. Widerstand ohne Volk?" Dissens und Widerstand im Dritten Reich. in: DerWrderstand t:Cßt'll 
den NalionalsoziJii~mu~. J..a.O., S. 779-798 (8). Jl Roland Freisler: Gedanken zur Verordnung gegen Volksschädlingc. in: Deutsche Justiz, 1939, 
Nr. 36, S. 1459 ff. Jl Siehe auch lan Kershaw: ~Widerstand ohne Volk?", a.a.O., S. 786lf.(30). ll Srehe meine Dokumentation: .Ich habe die Mcr 
xcler ~atr und laufe irher ... •. a.a.O. (5). 14 Die~en BegnfT ~chlägt lan Kcrshaw als Oberbegriff. statt des Resistenz-Begriff$ vor(. Wrderstand ohne 
Volk?~, .t •• t.O., S. 71!5 (30). B l.tn Kmluw: .u.O., S. 783 (30). 36 Klaus Tenfelde: a.a.O., S. 800 (30). J7 a.a.O., S. 803 (30) 
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ge. Bestimmte Wahrnehmungen, Wertmaßstäbe unJ Mo 
tive waren nicht auf die aktiven Gegner beschränkt; thncn 
stand keine einheitliche, graue Masse von Heloten oder 
Bannerträgern des Regimes gegenüber. Abweh r ~etner 
Herrschaftsansprüche, GcltenumJLhen moralischer Maß­
stiibe gegenüber einer Politik der Menschenverachtung. 
Beharren auf einer eigenen Identität sind bei vielen ein· 
zeinen, die nicht den Weg zum aktiven Widerstand fan· 
den, immer wieder auch zu beobachten. Was zumeist den 
Unterschied ausmachte, war die radikale Abtrennung 
vom Regime und seinen Plänen und schließlich vor Jlicm 
der Entschluß zum stetigen Handeln gegen seine I lcrr­
schaft mit dem Risiko, Gesundheit und Leben zu vcrlic· 
ren. Andererseits: auch dieser Unterschied kennzeichnet 
keine absolute, unverrückbare Größe. Viele Widerstands· 
kämpfer gerieten durch die Zerschlagung ihrer Gruppen 
und das Zerreißen organisatorischer Verbindungen. 
durch Haft und Verfolgung in die Situation isolierter, ge· 
hetzter und ohnmächtiger einzelner, deren Handlungs· 
spiel raum sehr gering war. Sie war kaum zu unterscheiden 
von der Lage derjenigen zumeist jüngeren Emzelgangcr, 
die sich fast ganz aufsich gestellt- ohne Beziehung zu op· 
positionellen Gruppierungen und häufig ohne Wissen 
um die Existenz organisierten Widerstandes - allein von 
jeder Bindung an das Regime freigekämpft halten und, wo 
immer es ging, durch Verweigerung und aktive!> I IJndcln 
Sand ins Getriebe der Diktatur zu streuen versuchten . .lR 

So war der Kreis der entschiedenen Gegner größer ab der 
organisierte politische Widerstand, ohne daß tlie~er JC· 
doch aus dem größeren Potential Verstärkung erfuhr. V er· 
bundenwaren "Kern" und ,.Peripherie .. des Widerstande~ 

durch die ~alitat und Problematik unllviduellen Wrder· 
stehens. Auch für den .HJ( l.'inc Gruppe bezogenen und po· 
litisch bewußten Gegner W;\r es irn persönlichen Handeln 
n1cbt ttHt der einmal getroffenen grunds.1t7.li~..hen Ent· 
scheidung getJn. Diöc EnhcheiJung mußt~ 1mmcr er· 
neut bekräftigt werden, und sie stand .Juth immer wieder 
in Frage. Vor Verzweiflung, Resi~n.nion und konkretem 
Versagen waren auch d1e mutigsten und konsequentesten 
Oppo,itionellcn rucht gt:fctt. Daß der .)chrill von der bio· 
genoppositiondien Stmwntng hin zum Handdn auch in 
Jussicht~ilosen SituJtioncn immer w1eder ~c:tan wUJde, 
hing im Ernstf;tll nicht nur und vielleicht nicht einmalm 
erster Linie von klar ftXicrbJrcn äußeren Vorbedingungen 
wie Herkunft, weltanschaulicher Traduion oder politi· 
~eher Schulung ab, sondern auch und vor ;tllcm von mora­
hschcr Sensibilitat. dem Bewu{~htin von einer zu verteidi­
genden Identität und ~chließJH.h von dem Willen, dtest: 
Idcntitiit auch um den Preis persönlicher Gef.ihrdung zu 
hcwahrcn.39 Die Diffcren7 1.u jenen .wdcren, die gcle 
gcmdicb und in engen Grenzen .wfbegehrten oder oppo­
nierten, lJg dann, dc1ß cl> Gei ihllcll zur Hcrau~b1ldung ei­
ner solchen Cewighcit ctgener ldentitat gcgcnuber dem 
mächttgcn Druck Jer Diktatur nicht k.Jm, da s1ch -sofern 
nicht erlirtcnc Verfolgung die Gewichte cmdcutig vor· 
~chob- Ablthnung und Zustrnunung nm1..htcn und sich 
per11önli1..he!> Handeln auch oder sogJr ubcrwicgc:ncl nath 
den K.11cgoricn des Regrmcs bcstimmtc. 10 

Dit> Vc rfolg\mg~pr;lxis der Diktatur, die: als "Gcgcnm.1chr" 
dc\ Wiclet~tdndc~ immer wieder Thcltlcl der ruJ~cJHJen 
O:mtcllung sein wird, h.H dresen Unterst:hicd zwar vcr­
WI~c l11, aber nicht .llll~ehobcm 

2. Die Unterdrückung der Arbeiterbewegung und die Entwicklung 
von organisiertem Widerstand und Formen der Solidargemeinschaft 

Die schnelle Zerschlagung der Arbeiterbewegung al1. des 
entscheidenden Gegners war nach Hitlers Machtantritt 
das vorrangige Ziel des sich formierenden NS-S ta.ltes. 
Durch den Terror von SA und SS und den raschen Ausbau 
und Einsatz des staatlichen Verfolgungsapparates wurde 

dieses Z1d nJ(;h we111gen Monaten crreicht.41 Den aus 
den Reihen der Arbeiterbewegung hervorgehenden, von 
Beginn der Diktatur an gegen diese ;tntrctcndcn org.mi· 
sienen Widerstand und das Oppositionspotential der AI· 
bciterschafi hat das Regime dennoch am meisten gerurchtet 

J~ Siehe z. B. dic:_a utob•ograpllisc:.hcn ~ufu11.hnungc:n von Sigu.rd Askc:vold, dem Sohn etnt"s K.mc:lt-r Pui!isten (.DeJ Wurm 1m Aph:l". un,·erullent· 
hcht~s Manuskript). S1eh~ auch Otl A1cher: Innenselten des Krreges, Frankfurt .l. M . 1985, oc,onder~ S. 13 ff., S. 1.2.2 f, J~ ln~bl·sondc:re um d1e Ver 
gegenwäniglmg dieser Qualität persönlichen Widcrstebens geht es an den biogr~pht,chen Sk11:1en von Kam~ler Rc:ganH:gc:gnc:m, die in der diesem 
Band vorangestellten DOkument.ttton enthalten smd. S1ehc: auch Elke Fröhlidi: D1e Her;)u,fmderung de~ einzelnen. Ge~chu:htc:n iibcr W1dasto~nd 
und Verfolgung, ß.tycm in der NS·Zeit, BcJ. VI. hog. von M. BuM.Jt u. E. Fröhl11.h. Munthc:n/ Wum 1983. 1n S1che dJzu vor .1llem den Alndmitt 3 
111 d1esc:m Bc1trJg. 41 Siehe JUlh den ßc1trJg vou D. Ktause-Vilm.u Obc:r d1c M."htc:rgrc1fung 111 d1c:~em BJncJ. 
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2.1 Der Schock der kampfl osen N iederlage- Terror, Verfolgung und Einschüchterung 1933 

Der Wtder-;rand au~ Jen Reihen J cr illcgalisicrtcn Arbci­
u:rpJrll'Jen unJ Jer Gewctkschaftell uuJ das Verhalten 
der Arbcit<:r unter der Dikt.uur l a~seu sith nur d.wn ange­
messen verstehen, wenn m.m die Bedeutung der raschen 
und vollst:indigen Zcrschl.1gun~ der scheinbar so mäthti­
gcn Arbeiterbewegung im jJhrc 1933 ermißt. Die von der 
Arbeiterbcwcguug selbst zu vcratnwonenden strukturd­
Ien Ur~achen d~1 Niederlage sind vor allem in ihrer läh­
menden politischen Spaltung zu suchen; sie ist an anderer 
Stelle dargestellt. 42 Sie 01llei n vermag jedoch die Tatsache, 
Jag dre Zerschlagung der Arbeiterorganisationen nahezu 
ohne: K . .unpf und kollektive Gegenwehr erfolgte, n1cht zu 
crkl.lrcn. Entscheidend verantwortlich für diese Ohn 
macht war vielmehr, daß td!l' großen Arbeiterorganisauo­
nen von der Rücksichtslo\lgkelt und Entschlossenheit des 
Gegner<; überrascht wurden. durch massiven Einsatz der 
vorh.1nclenen und in kürzester Frist geschaffenen umfas­
'enden M,l(htimuumcnte die Bastionen der Arbeiterbe­
wegung b111nen wcutgcr Monate t .u vernichten. Der 
Schock w~hrlo~ crtJhrcner Verfolgung, den der bald koor­
dinierte Terror von SA, SS. Polizei und Justiz 1933 auslö­
~te, ist in scmcr Bedeutung fiir cl.1~ ßewul~tsein der organi­
~tcrten Arbetierschaft und d<Jmit für d.ic Aussit.hten kol­
lcktJvc:n Widcr~l<lndc:~ kJum zu überschätzen. Die bald 
t'lme tzcnJc: holJt1on der Untergrundorganisationen, der 
wcsentlith punktuelle und sporadische Charakter von 
Protest unJ Opposition in den Betrieben und die fehlen­
de Vcrb1ndung ?wischen diesen beiden Bereichen lassen 
~tclt ohne den sy,tcm:nisch und permanent eingesetzten 
Terror und die mit ihm verbreitete Angst nicht verstehen. 
Es spncht sehr viel dJfur, dt~ß .mderc I Icrrschaft~mecha 
msmcn, die .tuf Integration und Gewinnung der Arbeiter 
.lh7.ic:llc:n, ihre Wirkung erst auf einem BoJen entfalten 
konnten, den der allgegenwä11 ig bleibende Terror bereite­
tc.'U 

ln der W.thrnehmung der Betroffenen, wie sie sich in den 
Kasseler Q!lellen widerspiegelt, wurden Entrechtung, Un­
terdrückung und physischer Terror al~ eine - ständig 
wachsende und kJum kalkulierbJte - ßtdrohung erfah­
ren, urubhiingig davon, von welcher Inst:Jn7. im einzelnen 
drc Gd:1hr ausging und wie sich der Prozeß der nachträgli­
lhen LegaliSJerung der Verfolgungsmaßnahmen und der 
Au~b.tu des V erfolt!unpJpp.tratcs vollzog. Die nJchträgli 

ehe an.tlytische Zergliederung in HauptJkteure, PhJsc:n, 
rechtliche und behördliche Entwicklungen mufs die Dy­
namik und die geballte Wirkung der Repression insgesamt 
im Blick behalten. Als Verfolger traten der Arbeiterbewe­
gung entgegen: SA und SS, denen die übrigen NS-Organl­
sationen zuarbeiteten; die politische Polizei, die- seit En­
de April als Geheime Staatspolizei (Gestapo) etabliert -
bald die Schlüsselrolle bei der Koordinierung und Durch­
führung der Unterdrückungsmaßnahmen übernahm; dit 
politische Strafjustiz, die mit einem :~uf die Bedürfnisse 
der Diktatur zugeschnittenen Straf- und Verfahrensrecht 
und s~it Ende März 1933 mit einer politischen Sonderge­
richtsbarkeit ausgestattet wurde; die übrigen staatlichen 
Behörden, die im Zuge der schnellen GleichschJltung den 
neuen Herren dienstbar gemacht wurden und Helferdien­
ste Hir ihre Verfolgungsmaßnahmen leisteten; Arbeitge 
ber und ßetnebe, die auf Anweisung der Verfolgungsin­
stanzen oder aus t:igener Entscheidung politisch mißliebi­
ge Arbeiter entließen oder nicht einstellten. Standen zu­
nächst, bis März/ April1933, die Übergriffe und "wilden" 
Terroraktionen von SA und SS im Vordergrund, so über· 
wog von diesem Zeitpunkt an die systemJtisch gelenkt~ 
Verfolgung der staatli chen lmt:Jn7.en, deren Druck und 
U n kalkulierbarkeit aber nicht zuletzt aus dem Zusam­
menwirken mit den militanten Schocktruppen der NS-Be­
wegung resultierten. die zum Teil in den staatliChen Ver­
folgungsapparat integriert wurden, ihn personell zu 
durchsetzen beg:mnen und im übrigen Jls Verfolgungsin­
stanzen eigener MachtvoiJkommenhcit st:t<Jtlicherseits 
geduldet und genutzt wurden. 
Auf der Ebene ihrer Organisationen und der politischen 
und gewerkschJfthchen Interessenvertretung sah sich die 
Arbeiterbewegung einem schon im FebruJr 1933 ent­
scheidend vorangetriebenen Angriff auf ihre Rechts- und 
Machtpositionen gegenüber, der mit der Einschränkung 
und Behinderung ihrer Organisationsaktivitäten begann 
und die Kommunisten schon vor der Wahl vom 5. März 
1933 tn die fakusche Illegalität trieb und dermit dem Ver­
bot der SPD und der Auflösung der kulturellen Arbeiter· 
vereine im Frühsommer J 933 seinen Abschluß fand.44 
Entscheidend für die politische Erfahrung Kasseler Sozial­
demokraten, Linkssozialisten, Kommunisten und Ge­
werkschafter in dc-n erSt(!n MonJten der DiktJtur wurde 

H S1chc dtn vor.1ngchcndc:n 8t'Jtrag ubcr d1e h1~ronsche Ausg.mgslage clc~ ArbclterwJdcu1andc:s m d1escm 801nd. H So Juch Tunothy W MJ,on 
D1c I\:ind1gung der Arbcncrkl.usc im n.ltu.m;~holoJII~tJscht'n Deutschland, J .. J.O .. S. 19fT. (9); Kl.1m Drob1sch: Über den Tnror um! ~ciue lmtllUll<l­
nt'n m NJzidt'utschiJnd, m: Faschismu~fum:hung. Positionen, Probleme, Polemik. Hrsg von Dietrich Eichholtz und Kurt Goss-weiler, Köln !980. S 
157- 11!0; Ebcrhard Kolb: 01~ Maschinerie dc~ Terrors. Zum Funktionieren des Unterdrückungs· und Verfolgungsapparates tm NS·System. in: K. n 
Bralhcr/M. Punkeil I. -A. JJcobsen (!Ir)~,) ,l . J 0 .. S.l70- 284 (9) 44 Zu den Gesetzen, Verordnungen und Erlas~en, dte diest'n Prozcß bcgkirctcn 
und vor.1nrnchcn, und 1hrcr Um~ct7ung .lUf lok.tlcr F,bene cinerscrt~. den Formen uncl F.tJppen der Entrechtung und Entnuchrung Jnderef'letu '·den 
Hcllr.tg von D. Kr.lu~c·Vdm.H tibcr cltc M.lchtcrgrettung 10 d1escm 8.111d. 
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der ungezügelte und staatlich geförderte r~rror von SA 
und SS. Er setzte unmittelbar mtt dem Machtantntt Hit­
lers ein und traf mit haßerfulltcr GcwJlt besonders be­
kannte Aktivisten der Arbeiterbewegung. 
So wurde z. B. noch am Abend des 31. J•1nu.tr 1933 c11\e 
Kasseler Arbeiterfamilie, deren Wohnung 10 emem von 
vielt:n Kommunisten bewohnten VierteiiJg, von SA-Leu­
ten überfallen. Die Mutter und zwei Söhne gehörten der 
K.PD an; die Mutterwar Jußerdem durch ihre Mitarbeit m 
der Roten Hilfe. die Söhne waren durch ihre Zugehörig· 
keit zu einer Schalmeienkapelle bekannt. ... Vor dem Hause 
Rothfelsstraße 4 (erschienen) abends um 7 Uhr 30 Minu­
ren ungefahr 300 SA-Leute. Wiihrend ein Teil mit Gesang 
vorbeizog, schlug ein andererTeil ohne ProvokattOn <he 
Fenster der Familie Rau ... ein. Einige warfen mit schwe­
ren Steinen in die Wohnung, andere drangen mtt den 
Worten ,schlagt die roten Hunde tot', auch in die Woh­
nung selbst und zerschlugen dort einen Teil der .Einrich­
tungsgegenstände, wie z. B. Spiegel, und rissen die Gardi 
nen kaputt."45 Einer der beiden Söhne ergriff sc hließlich 
"aus einem Werkzeugkasten zwei alte Pistolen und trat 
dem SA-Sturm entgegen. Hieraufergnffder SA·Sturm dte 
Flucht. Das Überfallkommando erschien und nahm mich 
in Haft. Da die zwei Pistolen unbrauchbar 7.um Schießen 
waren, wurde ich wieder aus der Haft entlassen. Acht Tage 
nach diesen geschilderten Vorfallen kam can Rollkorn 
mando der SS und überft.ihrte mich und meinen Bruder 
Kurt Rau in die ,Bürgersäle'. N.1ch SC'hwercr Millhandlung 
und Vernehmungen wurden wir in dem Keller der Bürger· 
säle eingekerkert. Nach zwei Tagen wurden wir von dem 
(späteren, J. K.) Gestapobeamten Helwig au~ den Bürger· 
sälen in das Polizeigefängnis überfUhrt. Ote~ war im Fe­
bruar des Jahres 1933. Ich wurde d<1nn vuu det Gestapo· 
stelle Kassel mit meinem Bruder Kurt in dem Polizeige· 
fangnis am Königstor vom Februar bis Ende M.u 1933 in 
haftiert."46 Der Bericht belegt das unmittelbare Einsetzen 
und die neue QuaJität des Terrors, dtc in dem frühen Zu­
sammensptel von SA. SS und politi~<.:hct Pol11:ei/Gestapo 
~owie in den von staatlicher Seite unbchelligtcu, damit öf­
fentlich sanktionierten Folterungen und Mißhandlungen 
zum Ausdruck kam. Nach dem Reichsteigsbrand und dem 
Freibrief. den die ., Verordnung zum SchulZe von Volk 
und Staat" vom 28. 2. 1933 für dieVerfolgungder Links-

parteien, besonders der KommuniSten :IU\Stclltc, eskalier­
te der Terror m den Monaten Marz und Aprtl 1933. Seint 
Opter WJrcn bekannte Funktionäre und Aktivt~tcn der Ar· 
beitcrp.lrtcic:n, der Gewerk~ch.1ften und des Ret<.:h~ban · 

ncrs, pol•t ts< he M.wdatstriiger (besonders Bür~crmcmer. 
StJdtverordnetc, Gcmemdevertreter), Behördetungestell 
tt und lc:-itende Angestellte der GcttO\\cn~ch.lftsemnch­
tunl(en der Arbetterbewe~ung. Das große Aul>maß, dit au­
l)crordentliche Brutalitat und die demumtt,Hivc Öffent· 
lu.hl.ctt des Terror\ verbretteten l:ihmcnden Schrecken 
Ocn Mtßh.mdlungen gingen Vcrl1.1ftun~saktioncn in den 
Stadtvu:neln und den Dörfern dc\ LlnJkretscs47 oder 10 

emtelttt:n Behörden voraus. So wurde 7.. ß. Ende M:ir1. 
19 33 dJ~ K..meler 1\.Hhaus "gesäubert": ,.Hier h.Htc stc h c•­
ne große Memchenmenge angesammelt, die die das R.u­
haus umgebenden StrJßen, in~be~>onderc <.he KönJgsstrJ" 
ße, die zum Rathaul> hlll•lufführ<"nde J.rcttrcppe und au(h 
einen Teil der Vorhalt(' dc!i R.llh.l\lscs hcsetzt hielt und 
den Ercignis~cn zuschaute. Auf VerJnlal>~ung und unter 
der Lcitun~ führender Nat!Onalsozlalistcn Kassels nam· 
lt<.h W\Hdc:n sr:iclll~che Be.lmtc, deren politische Einstel 
lung lwbgetH.htcl war oder die .tus \Onsttgcn Gründen 
~ich bei den NatJOnalsoziali~ten mißliebig gcmJdlt hat 
rcn, durch SA-Männcr mehr oder wcntger gcw.1ltsam Jus 
ihren Dtenst7tllllllCtll .1u~ dem lüth.His htn.tus· und über 
dte Ko111gsstraß~ 1u dtn nahegelegc:tH:n Bürgersälen g(~ 
fUhrt. [n den ,Bürgersälen' wurden sie ,verhört' und 
<>chwcr mißhandelt. Auf der Frcttreppc des Ratluuse~ 
spreite em SA-Musiloug jedtsm<ll, wrnn wieder ein ßcam 
ter hmausgc:fuhrt wurde. da~ Lted .Muß 1 denn. muß 1 

denn zum Stiidclc hmaus'. Aus der Menge heraus, die zum 
größten Teil.1us N.ltion.llsozi.lhstcn bc,t,1nd, wurden dic­
Abgefuhnen bcs<.:htmptt, be~puc..k.t und gcschlagen."·HI 
Am 2. Mat 1933, dem Tag der .,<.h lagarltgcn Ausschaltung 
Jer Gewerkschaften, wurden ZJhln:i<.:he Kasseler Gewerk 
schafütunktionäre und prommcntc Sozi.lldemokrJtcn 
wtc Willi Gocthe vcrh.lftet und mißh.mdcl1. Goethc, den 
K:~~selcr N;l7.1~ unter anderem WCf,en wmcr Zu)ammen­
\töße mit Roland Freisler btsomler.!> vc1haßt, geriet mt 
~chon besetzten GcwcrkschaftshJu~ in <.ltc GcwJlt der 
Schl<lgcnrupp!>: .,Am 2. MJi vormittJgs fuhren wir wic:dcr 
n.l<h K.lSSel. Bei dcrGclcgcnhett wollte tch zu Hause nJch 
meiner Familie in der Momb.ll hstrafsc sehen. Oe~ tuhr ein 

'5 Berichte von Emilic Rau und KJrl Elfe~ m: W(, Akte F.mrhe R;ru, Rl' Darm~t.~dt; Emrhe R.1U, geh. l.l 5. 191\8 in K.mcl, I!Audr.l\1. Mitglied dt'r 
SPD 1925-1931, der ,.Roten Hrlte• ,1b 19.1 1. Serl 1933 Mrto~rbert 10 der tllegalen KJ'O. Im Sommer 193b vcrh.tllcr und 111 7Wc:tj,lhrcn Ccl~ngnr\ vcrur· 
terlt.- Die Angaben in den Kun:biogrJphim ~ind der Verfolgtcn·Kutei fur Stadt und Lmdkrci~ K.lsscl und den rhr 1.ugrunde liegenden Quellen em 
nommcn. (21). 4~ Bericht von August ltw. Enhthadrguug~Jutrag A. Ro1u, Stillt!t.ullllV K.md - August Rau, gcb. 29 3. 1913 Jn Kassel; W etßbmder 
1933-1936 MnarbcJt mdenllega1en J<!'D 1939l.urWehrm.;~<~hr erngelogen und 'ofo_n t•mcr Snafeinhcitzu~cttilt Kurt RJu. geb. 26. 6. 1911rul\~ 
sei, Chamotteformer. Vor 1933 Mnglred der .Roten Hilfe . erne' KPO-nolhen Arbcrrenportverems und ~emer SdJJirnctenkJpdlc. NJch 1933 M11 
glicd einer SA·I<Jpdle. 1936 wegen Bl.'tt'lligung am KI'D Wrdcnund zu .twertrnh.tlb J.thrcn luchthaus verunetlt, n.tch Verbullung der Strafe bis 194\ 
1m KZ Sacbsenh.tusen inhafuen und aus der Haft 105 Str.db;mrllon 999 gepreßt. 47 Srehe d1e DamellungderTerror.tkllonen rm Apnl1933 m Wolt•· 
~nger, Herligenrodc, Nieder· und Oberltaufungen in den N~chkmg~urterlen dc~ K.lmler Lindgerichts gegen SA- 1 ~tcr: 3KL'< 15/46 (Wolf1.tnger), 
JaKMs 6/48 (I krlrgenrode).JK.ls 9/48 und 3Kls 23/47 (Nic:der· und Oberltautungcn) fsJmthdl Arduv LG KJ~,d) . t-Au> de111 Urtetl dt) LG KJ>~d 
gegen ZWCl SA-Titer vom I 10 1948, VIII 15148 

3H 



offener Wagen mit SS Leuten vorbcJ. Vor meinem Haus 
standen m Gruppen meine Nachbarn und warnrcn mich, 
tn Jas Haus zu gehen, da dte SS schon zweimal in meiner 
Wohnung gewcsen !>Cl und mtch geltucht habe. Als ich 
mctnc Wohnung betrat, sah ich ein heilloses Durcheinan­
der. Sämtliche Wäsche W.H .1us dem Wiischeschrank gens­
sen und der Bü<.her~dllank.tusgeräurnt . Meine Frau sagte, 
Jaß die SS nach W Jtfen und einer fotografie von mtr ge­
!>utht llJbc. Wenn l>ie mich bis Mitt.tg 1 Uhr nicht hätten 
und ich mich nicht freiwdlig stellte, würde meine Familie 
in Haft genommen. 
Ich schickte meine Frau mit einem Jungen zu emer be­
freundeten Familie, dann stellte ich den Wagen ab und 
gin~ in cl.ts Gewerkschaftshaus. Der Wirt Otto Schell­
meter warnte mich und sagte, daß alle Gewerkschaftsfüh­
rer heure morgen verhaftet worden seien und es wäre wie­
derhell mein Name ge1Jllen. Während dieser Unterre­
dung betrat ein SS-Mann das Lokal. Er erkannte mich und 
brachte mich sofort in das im ersten Stockwerk gelegene 
Büro des Eisenbahncrverbandes, in dem Hilmar Stock saß 
... Auf seine Ver.mla~sung brJchte mich ein SS-M.wn zu 
den ,Bürgersälcn'. kh wurde an diesem Tage dreimal von 
SA-Leuten in einem kleinen Zimmer neben der Bühne 
schwer mißh.mdelt ... AJs ich am Nachmittag endlich 
nach J lause gehen durfte, brach ich in der Karlsstraße, 30 
Meter von den Bürgersälen entfernt, zusammen. Bekanr1 
te brachten mich zutn Rechtsanwalt Zinn, der sich um 
mich bemühte. "49 

Glcithcs wtcdcrholte sith in den Dörfern des Landkreises, 
besonders in jenen, 111 Jenen dte ArbeHerparteien aud1 
noch bei den Wahlen vom 5. März der NSDAP überlegen 
geblieben waten. So wurden allein in Nieder- und Ober­
kaufungen arn 2./3. Aprilund am 8. April ca. 30 SPD- und 
KPD-Angehörige verhaftet und im Amtsgerichtsgetangois 
Oberkaufungen. da~ von der Justi7verwaltung der SA­
Hilfspolizei zur V crfügung gestellt worden war, brut.1l 
mtßh.mdelt. Auch hier besetzte b1w. uml.1gertc eanc 
.,nitht zu übersehende Menge von SA-Lcuten" während 
der .. Vttrnchmungsaktiot1" das Gebäude . .,Die Schmer­
Lensschreie der Mißhancldten bei den ,Vernehmungen'. 

die dtc noch nicht Vorgeführten bis in ihre Zellen höreu 
konnren, veranlaßten diese zum Teil..., aus den Fenstern 
threr Zellen laut um H ilfe zu rufen . Aufdiesen Lärm hin. 
der bis auf die Straße zu hören war, kamen auch Einwoh­
ner aus der Nachbarschaft, wie der Gastwirt 0. und an den:: 
Zivili~ten, die mir det SA und der Hilfspolrze1 nicht~ zu 
tun h.Hten, in clJs Amrsgeridtt." Nach Beendigung der 
.. Vernehmungen" gingen mehrere SA-Leute durch dtt 
ZeJlen und mißh.mdelten .,die bereits schwer zusammen­
geschlagenen Zelleninsassen erneut mit Schlägen und 
Fußtritten ... Gegen Mittag, etwa um 13 Uhr, trieb man 
den größten Teil der Inhaftierten aus ihren Zellen heraus 
Juf die Straße. Hierbei mußten sie zunächst durch ein 
Spalier von SA-Leuten hindurch, die steh auf dem Flut 
und auf der Treppe .lUfgcsrcllt hatten, mit Gummiknüp­
peln auf sie einschlugen und sie zwangen ,He1l Httler' zu 
rufen. Nach Verlassen des Gebäudes mußten sie noch ei­
nigeT rupps von SA-Leuten passieren, die auf dem schma· 
Jen Gang zwischen Nebenausgang und Straße Aufstellun~ 
genommen hatten, sie mit vorgehaltenen Karabinern be· 
drohten und sie zwangen, den Hitlergruß zu erweisen 
Auf der Straße vor dem Amtsgericht befand sich eine grö· 
ßere Men~e von Zivilisten, die das Hinaustreiben der J n 
hafticrtcn beobachten konnten. Nachdem man die Miß­
h.mdcltl·n .ntf diese Weise auf die Straße getrieben hatte, 
überließ m<111 ste ihrt'm Schicksal. "50 

Einzelne, dtc den Nazi~ besonders verh.tßt waren, wurden 
nach der Mißhandlung in besonders verletzender Weist 
öffentlich gedemütigt, so z. B. Paul Schweitzer, Sozialde­
mokrat. Gewerkschafter und Reichsbanner-MitgJied: "Ich 
wurde am 5. 4. 1933 in meiner Gastwirtschaft ,Zu den drei 
I-I.1sen • in Kassel, Hafenstraße 3, von SA-Männern abge­
holt und in das Polizeigefängnis Kas~ei-Königstor eingt­
liefert. Meine Gastwirtschaft wurde arn gleichen Tag gc:­
schlos~en. Am selben Abend wurde ich von SA-Leuten 
und Polizei durch die Straßen der Stadt Kassel gefUhrt. Ich 
mußte auf der SA-Standarte 83 Kassel in der Wilhelmshö­
her Allee eine Flasche Rizinusöl trinken ... Im März 1933 
wurde tch bereits in den Kasseler ,Bürgersälen • mißhan­
delt. "50;1 

~~ Benchi Willi Gocthe ( 1956-NJchl.lß). W1l11 Goethe, gc:h. ll. l I !195 10 I f.lnn Mundcn. Gelernter Srhlo~ser. ScH 1909 im Arbeuersport aku 
(.Fmc Turncrschati"): ~cit 1911 Mul)IH~d und sp.iter FunkuonJr des Deuuchen MetJilarbcucr·VcrbJnJes. 19.20 SPD·MIIghed, 1928- 1933 SPD 
St.ldtv~:ron.lnerer Eu1c1 dc1 .ll...tiv~tcn und ~chärhtcn Gegner der NSDAP und ihres Kasseler SprC'ciH:rs Roland Fre1sler. Mitglied der G~ulcnung dc 
K.•~sckr RcidHh.•nners Verlor uath JeJ Mdshandlung durch die SA in den .Bürgersälen" seinen Arbeitsplatz bc:i der F1rma Henschel; bts 1937 ar· 
beti\IM. N.1ch 1933 .111 dc:r Vcrrcslung tllrg.1lcr \OZiahsuschcr Literaturm Kassel bw:•ltgt; hatte lU~ammen mit e1nc:r Gruppe thcmahgcr Rcichsban· 
ner-An~ch6ntter Konuktc zum ,.Roten Stoarn~r· (Rcrlin) und wr SOPADE. Antdng September 1939 verhaftet und bis Ende 1940 im KZ Sachsen· 
hau~en mhaftlert. NJlh 1945 OIJßgc:bltlh Jm \'( tcder.JUfb.IU der KJuder SPD bctc1hgt. Seit 1946 St.ldrverordneter, seit 1960 ehr~namtlichtr SlJdtr.u 
De:umtnt m der K.mclcr WicdergutmJthu•~bdlOtdc. WJI!t Goc:the starb am ll. 10. 1969 1n Kasstl.- H. Stock war Leircrdtr NSBO m K.mel. 5Cl 
Aus Jem Urtetl dc\ l.G K.,~\cll\\cgcn dtci SA-T.itcr vorrlli. l 1950 . .lKLs 23147. '•>• ßencht Paul Schwettzcrs vom 2. 7. 1951 (WG-Akrc P. S~hweir-zcr.._ 
ln gletchcr Wc1~e wurden 1.. ß. der Kommunisrund Iude AugU\l Cohn in Oberlr..Jufungcn und dtr abgesetzte SPD·Bürgermeurer Wrlhelm Pf.tnnlr..uch 
m lieJit~t'nrode gedemilt1gt. Siehe: .wch. Volksgcmcimchaft und Vol~femdc, Bd. I. a.a.O., S.l061.(1) und da~Urte1l dc:~ LC K.mcl 3JKM~ 6148.­
PJuJ Schwc•m:r. t:cb. 15. 12. 1888 111 Wcucradc/Krs. Rorenburg, gelcrnta S<'hlo~\cr, später G~srwirt. Sc: II I Q 17 SPD- und GcwcrkschalhOlllglicd 
lOM V). ~Cl I I 'll-1 "" .Rtllhsbo~nnn" o~ktt\. N.1ch M•ßh.mdlung durch die SA und Verlu\t ~einer G.arwimch~lt 1m Sommt'r 1933 wt-gen .. VcrJchclich 
lll.tlhung dc~ Fuhre•,~ Vl)lll K.t,~dc• Sondcrgenlhtlu 9 Mun.1tcn Gt'f.ingnJ) vcrurtcdr. 19S4 1n K.u\c:l vc:morben -Zu Auj!:ust Cobn \iche Anm. 224 
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Aus Interviews und persönlichen Benchten51, zeitgenös­
sischen ~ellen52, Wiedergutmachungl>aktenS.l und spä­
teren Gerichtsverfahren sind zahlreiche iihnlichc Vorgän· 
ge bekannt. Die Zahl der im März/ Apnll933 111 SA·Gast· 
stätten, im Adolf-Hitler-Haus, in ehemaligen llJusem der 
Arbeitervereine (W assersporthaus) oder öffentlichen Ge· 
bäuden (z. B. Schule Harleshausen) mißh.1ndelten Opfer 
aus der Arbeiterbewegung dürfte allein für die Stadt Kassel 
bei ca. 200 liegen; in den Gemeinden des Landkreise~ Kas­
sel waren mindestens 100 Personen betroffen.54 
Die Schockwirkung dieses massiven und ungezügelten 
Terrors der ersten Monate de~Jahres 1933 in der Arbeiter­
bewegung war außerordentlich groß. Viele der Betroffe­
nen waren in ihrer Gesundhell schwer und dauerhaft gc· 
schädigt und nicht wenige auch psychisch gebrochen. Die 
Frau eines Opfers berichtet, daß ihr Mann, zuvor kernge· 
sund und aktiv, nach der Mißh:mdlung "ein ,tlter Mann, 
völlig gebrochen an Körper und Geist'', gewesen sei. 
Gleichzeitig wurde die beruf1iche und materielle Existenz· 
grundlage vieler Opfer und ihrer Familien durch gleich­
zeitigen Verlust des Arbeitsplatzes, der Wohnung u. J. 
vernichtet. So verlor Paul Schweitzer nutder Verhaftung 
seine Gastwirtschaft; seine Familie wurde noch .un gle1· 
chen Tag mit den Möbeln auf die Straße gc,et7t.55 Grol~ 
war die Zahl der noch beschäftigten Arbeiter, Angötell· 
ten und Beamten - unter ihnen Juch v1cle .,einfache" 
Mitglieder der Linksparteien und der Gcwcrk~chaftcn -
die bi~ Mai 1933 aus politischen Gründen ihren Arbeits· 
platz bei Bahn und Post, kommunalen Behörden, aber 
auch in den großen Betrieben der Stadt verloren. So In vie· 
len Fällen waren mehrere Fami!Jcnmitghedcr gk1chzeittg 
whaftiert; Frauen, Alte und mmderjährige Kinder waren 
dann ohne jedes Einkommcn.57 

Daß zu den Opfern überw1egend die örtltche Elite der Ar· 
beiterbewegung zählte, darunter lanut·dicnte und angese­
hene Bürgermeister und Behördenleucr, die am allerwe· 
ntg~ttn mtt einer !Iolchen Behandlung gcredwet Iutten, 
verstärkte den Schock gerade unter den Mitgliedern und 
\'<':ihlern der SPD. Obwohl.1uch d1e Kommunisten vom 
A\1\0l,lß und der Brutalität Jer Terrorwelle überrascht wa· 
ren, hJtte ste der truhe stJJthche Zugntl und die fakt1Khe 
lllegali~terung nach dem Reu::h!>tagsbrart<.l Ende Februar 
doch \'Orgcwarnt. Vtele ihrer H.ihrenden Funkttonärc: em­
gmgen zunäd1st den SA-und SS-Schlä!;crkommandm, da 
s1c entweder s~hon hnde Fehnur/ Anf.mg M:irz von der 
Polizei inlulucrt worden woHcn und sich inzwtschen in 
GcnchtshJ.ft befanden mie1 re<.:hlll'itJg tmtergetautht wa· 
ren.58 
Das Klima der An~~~ und Ohnmacht, das steh m diesen 
Wochen unter den Angehc>rigcn der Arbeiterbewegung 
vcrbrcllctc, wird in vielen Zeitzeugenberichten beschwo· 
ren. ,.Über ,1ll w,u Jie Angst vorherrschend. ··5'~ Über die St· 
tuatlon in Harle~hauscn wird berichtet, "dag alle .lkttven 
Arbc:iter von der SPD und der KPD dann ~lcith ihre Woh­
mmgcn verlassen h.tben. I Llbcn s1ch 111 den W J ld zurück· 
gezogen, Habidtt~w.1ld, Rasen.lllcc, um den ersten T.1g, 
Lweiten Tag zu übe1stehen. Wollten Jbwarten, dali mh 
dte Sache beruhtgt. Aber sie hab(n dJnn dod1 cuHge oben 
an der R.1scnallec crwi$Cht, auch cmen Unbeteiltgtcn."t>O 
01e Schmkwtrkung des SA· und SS· I l·rrors im FrlihJJhl 
19H wurdl· vertieft und befestigt durda die ~tJatlJche 
Koordination und Systematisicrung m den folgenden 
Monaten des J:~hrcs 1933. Ytele wurden cntwl•dcr nach 
den Mtßh.mulungen oder erstmah von der Polizer in 
"Schut.lllJft" ~c:nommen und zunäch~t im Poltzeigefäng· 
nts, tm Zut hduus Wchlhcidcn O<kr tn der pnwr~on· 

51 S1ehe z B. d1c Bcnchtc V\1n W1lli Beiz ( 1975 A. MehmrrJ, Frnr Muller (1981 • D. KrJuse Vllm.n), Hedw1g Ahv.llo:• (I Q 'h • A Mcluut·tJ, \X; 1111 
Goethc (1956 - NachiJß). Hemnch Stücl(m ( I'J8.l - J. KJmmlcr), Fr.tn7 BuJa (I 'l77- C F~<chtr·Ddov).- 7.u F. Bucb ~" hc Anm ll1.1, 111 Fmz Mt~ I 
I er Anm. o0,1.u W Bclt ~u~he J. KJmmler/0. NJU\C·Vdnur (l!rsg.): d.J.O .. S. 35611. (I). llcdw•& Aliv.ut"r, ~rb . I Cl. l. 1907 111 K.H\cl. Ihr Vater Otto 
Colwi.s. se1tl880 SPD·Mitghed, wJ.r J.Udl wahrend dc~ SOLIJhstcn·Gcscttc\ fu1 d1c P.tllc• J.kt1v Vcrhc11J.tct m11 llc1nmh Altv.HC'r.IUI1J~h ~ t SPD·, ab 
I ~31 SAP·fo.:iirglH:d.; .1k.tiver Arbciter~ponler llcdw•~ Ah~.11a' Bruder Eri~ h Colw1~" urdt· I 9 3 3 V<} II Jet SA ~d1Wc1 nllßh.mdelt. hw~ncrtc n.,,h PJns 
Kampftt seit 193b 111 Spamen m den lnternanonJicn Rng.1Jcn: dort ver~chollrn S1 S•t·hc d~t• l-.111gabt d~~ SPD·LJHdtag,Jbgcu•Jnctcn J>Jul Rohlc 
an Mm1ster Göung vom JO. -1. 1933, Jn der d1c M •f~h,Jndlung von drc11rhn fU,~eler H11 rgcrn 11111 rer~nnhlht·n ßendttt'n, .11/llit hrn Gur.ttlllt"lt ural 
FotogrJtien belegt ist (StA Marburg, lb5, 3982~ . D1e rotm und Bemhtc ~m<.lzum großen !'eil von ln~r Zmn, dc:r FrJu von C.rorg Au!:'ll\1/.mn. hc 
~dufft worden (Bcmht lnge Zinn~ 1982. R. Sc: mu.lehuttcQ K.unrnlcr). ZuG A. Zmn s1chc: m UIC'CITI Band: Zur h1'-lomc hcn Au'KJnj(•l.w: dr~ Ar• 
hcitcrw•deN.llldc~. Anm. 194. ~ J Siehe t. ß. die: Berichtt' •n Jw WG ·Akttn ''Oll Auton SJucr uml P.tul Sdtwclllcr (RP Da•m>t.ldt). A. Sauer. Re" hs· 
b.tnnt'r·Cruj)penfuhrer !ur den StJdncrl Holland, btnchtct von der MJ!\h.1ncllung Allc·m von uhn Re~eh,l'l.lnncr·M.HIIICIII ,,.u,cr Gruppe 1m ~ßrJu · 
nen H.Jus"m der Wilh~lmshöhc:r ~llc:c.- Zu Anion SJuen•che Anm 1 b6. H Siehe Vc:rtol~tcn K.trtrl hn St.Jdr und l.,llltikr<'l\ K.md (l!) \1che Julh 
W. Belz: a . o~.O., S. -11.11. (9); C. fJscher·Ddoy: J • .l.O .• S. 59 U. (9);Dic: lc:mhiJgung der he1cn Gewt'rk\ch.lfren rn KJ\\d 19.B, .l .J .O .• S. I t. fT {9), 
~~ WC-Akte P Schweuzer. Sfi Ah Bel~p•cl 'c' vrrw1c~cn :1.ul J1e Kundrgur~ Je, Dreher\ C.uHJv l·one Jurd1 Jen WcrksJ11ektnr Je, Rm.hsbJhnJu~ · 
bc:s,erungswc:rkc:\ Kassel vom II. 4. l iiJ 3 • W egcn lhrN ~tJJt~fe•ndhchcn Gc\itwung kundige 1d1 lhnw luclttllt da~ -\rbcttwerh~lt•m Jerge\1,111. J~ß 
~•e m1t Ablaut de} .25. April-lU\ dem Ft\cnb.lhn Oren~t ~ussclwdtn . Autlhrr w~:uc:rc t\rbt•inlrt~tung wHJ .1b 'OhHI vt'llidttet • (\XIG-1\ktc C. I·vc 
~e). )~Siehe z. B. den Bericht v<ln W11lt Hel7 ( 1975) und Jen ßcnr.l!( von llerhrn Pmrw m Olr\tm ßJnd, 1n dem .tu( cl,H 'idHÜ\,tl1lcr vou dem \A I 

sS-Obetl:tll in Ochshausen bctrollcncn bnuhen hmgewiCSCII Wild. \~~.ehe d!C' Hcnc:htc der Ka\seler rnhll~rhen Poh7CI ubcr Verh.lln•ngcn von 
K.PD·funktlonären Ende Fcbru~r um.l Miir1. 1933 {StA MJrhurg, 16S/J886). ' 0 Bem:ht llam M1nkler (11180 I K.tmmler / D. Kmm•·Vrlmu). · 
HJns Mutkler, geb. 27. 3. l<l 10 111 Altc•utuciKr> K.\\\el. \\ic•ßb111Jrr und Mct;allfo~dwbr:iter. KPD·M•tghcd unJ KJnJ•d~t I ur d1e Kommuno~lw.1hlrn 
rm Mjrz 1~33. Zu dtesc:rZeitl.."lHlZClll!( •n IIJit Von Junt bt~ September 19 H tm KZ Brcuc:nJu lllh.ifllcrt "'' Bcmlttl;uu. Mullcr (I ~82) Futt Mul 
lcr, geb. 13. 5 1906tn Hulrshausen/ Kf\. K.md: M.1ltr. Zunjc:h\t Mnglied dc' Knmmunt\USdtc:nJut:cndVtrb.mtlc,, mt lql4 dt'r KPD. <ithloß \ldt 
1927 der SPD an, 1931 der SAP. BckJnnter Arhellcl'\ponler. Srrt 1933 illegale Arhc11 1m ~omnHtOI\11\fhcn Widcr\t.1nd Wurd1· no~ h Ende lfi·U tUt 
Wehrmdcht eiU!{t:togcn und einer W Jttc:n SS F.mhcrt wgeteilt. F.mzog SICh der SS Trurpc und kehrte ilh~J(JI n.lth KJ<\C'I 7\lrllck ll1t'h \ICh Im 71101 

ErnlnJ.nch d(r Arnerilwnct Anf.•ng Apnl I '14S 10 .Jer Umgebung von K.mel \'trhnr~en. 
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sehen Schut.dltlftstdk tm Karhhospital, .tb Mai 1933 
dann auc.:h im nahegelegenen KZ Brcitcnau H.ir Wochen 
oder Monate in I I.tft gehaltcn.ol einige prommentc 
Funktionäre: der Arbetierbewegung wurden sofo rt nach 
ihrer V erh;lftung oder im Laufe des Jahre~ 1933 in zentrale 
Konzentrattonstages überfuhn 61. Eine: vorläutigc Aul>wet­
tung der noch nicht vollst.tndig crfaßtcn zugänglichen 
Verfolgungsdaten ergibt :t.B .. daß allein 1933 65 Kommu­
nisten und 21 Sozialdemokr.tten und Gewerkschafter aus 
Kassel im KZ Brcitenau inh;tfttcrt warcn.b2,, 
Mit der Am 3. Mai I 933 clll~cudw .. ·tc::n Staatspo!Lt:etstdle 
tur den Rcgu.·rungsbezirk Kal>sd wurde ein l>ystcma ti~c:h 
und kontinuierlich arbeitendes Instrument zur Verfol­
gung und Überwachung im f ntcrcsse langfnstiger Herr­
~chaft ssicher\lng gcs~haffeo.<>3 Du~ Gestapo bestimmte 
!(man cltt Praxis der Unterdrückung. Die:: Nichtöffentltch­
kcit und Unkontrollierbarkelt ihres Agicrem, die systema­
tisch-bürokratische Erfassung von ausgewiesenen Gcg­
nCIIl und Verdächtigen in Kctrtetcn und Per~onen;lktcn. 
das ra~c.:h ausgebaute, bis in dtc Behörden. Betriebe und 
~dbst die Untergrundgruppen reichende Spitzelnetz und 
ein .1u~gcklügelter Katalog von Repress.1licn machten ~i<' 
zum mächtigen und effizienten Gegemptclcr orgamsier­
tcn WJdcrstandes wi~ auch vcrcmzdtcr Opposition. 
in der Erinnerung der Betroffenen, vor allem vieler ver· 
h.1fteter Kommunisten, stehen die von Mißhandlung be­
gleiteten Verhöre im Vordcrgrund.(l4 Die Angstvordiesen 
., Vernehmungen", durch dte ~i~h vor allem zwei, drei Ge­
)>lJpobeamte wegen ihrer BrutJlität verhaßt machten. 
wurde 1933 dadurch verstärkt, daß politische Polizei und 
Gestapo bis in den Spätsommer hinein Verhaftete, deren 
Au~s.1gen unergiebig blieben, .1n SA- und SS-Schlägt:r· 
kommandas zur., Vernehmung .. ausliefenen; etnc: Aura 
des Schreckens umgab besonders den 55-Stützpunkt im 
ehemaligen Wassersportheim der Arbeitersportler an der 
Fulda. Diese Pr.1xis wurde Ende Mai 1933 durch einen zy· 
ntschcn Erlaß des Prcußislhen Innenministers unter Hin­
weis dar.lUfleg,•listelt, "daß die Vernehmung wegen Ver­
dachts politi~ther Straftaten oder staatsfeindlicher Um­
triebe festgenommener Personen durch Bc.1mte der or· 

dentlJchen Poltze• 111 VIelen Fällen nidn den Erfolg gehabt 
hat, der bei den Vernehmungen derselben Personen durch 
Angehörige der SA und SS erzielt werden konnte".65 
Übergab die Gestapo Verhaftete der Justt7 zur Einkitung 
eines Strafvcrf.1hrcns, beobachtete sie den Verlauf der Pro· 
zesse genau und setzte frühzeitig durch, daß s1e von Ut.'l 

Justiz über bevorstehende Entlassungen informiert wur­
de, um gegebenenfalls erneut sofonige "Schutzh.1ft" ver­
hängc:n zu können.&b Die!> ~eschah auch in vielen 
Fällen.67 Wurden die Betroffenen schließlich auch von 
der Gestapo entlassen, verfugte dtese unter der Kategorie 
.,Polizeiaufsitht" häufig besonders schikanöse und zer­
mürbende Auflagen. So mußte s1ch der führende KPD· 
Funktionär Fritz Schmidt nach seiner Entlassung dreimal 
am Tag bei der Polizei melden. Ab 21 Uhr hatte er die 
Wohnung nitht mehr zu verlassen und mußte Haus- und 
Wohnungsschlüssel abgeben. Dazu wurde er häufigervon 
einem Gestapobeamten kontrolliert.68 Der Sozia ldemo· 
krat Hermann Benseler mußte sich 1933 für vier Wocher1 
tä~lich von 6 Uhr an bis abends 18 Uhr sogar alle zwei 
Stunden auf dem Polizeirevier in der Kunoldstraße mel­
Jen.611 In Oberkaufungen hatte sich der Kommunist 
Adolf Diemer täglich auf dem Bürgermeisteramt zu mel· 
den und mußte unter dem Gespött der Nazis Wahlplakate 
der Arbeiterparteien von Gebäudewänden abkratzen. Als 
er, um der permanenten Demütigung zu entgehen, nach 
Kassel zog, wurden die Schikanen in ähnlicher Weise ton­
gesetzt.70 Die Reihe der Be1spiele ließe sich beliebig ver· 
längern. 
Ein weiteres Mittel der Disziplinierung und Zermürbung 
nach der Haftentlassung, das die Kasseler Gestapo schon 
1933 immer wieder einsetzte, war die Intervention bei der 
Arbeitsplatzsuche. Arbeitsamt, Betriebe und Behörden 
wurden von der Gestapo informien und erhielten entspre· 
chende Empfehlungen, die - von wenigen Ausnahmen 
abgesehen - wie Anwe1sungen befolgt wurden. Insbeson­
dere diejenigen Betriebe, dte fUr die schnell anlaufende 
Rüstung~produkuon 111 Frage kamen - also in Kalisei vor 
allem die großen metallverarbeitenden Betriebe wie Hen· 
schcl und Wegmann -,sollten fur politisch suspekte Ar-

~• ~ichc Jeu Bc1tro~g von 0. Krausc-Vi!Jmr 111 du:~em B.~nd. öl So du~ Kommunasten Fnll Schm1dt und K.lrl W Jck 1933 1ns KZ Sonnenburg ode-r 
der SoLio~ldcmoktJL RilhJ.rd Hausduld. chcm~liger Redakteur des Kasseler Volksblatts. lOS KZ Oranienburg. Sl~he die Benchte von Frit7 Schmldt 
(1976) und K.Jrl W.Kk(l976) sow1e W. Bell. J.J.Ü., S. 73 (9) ~l• Verfolgten-Kartel Kassd·St.Jtlt. - Da das Materialrwth nicht vollständigausgewertet 
1st, muß d1e Zah! eiN Poliut- und Schutzhäftlinge jedoch wesentlich höher ver~nschlagt werden. bl Siehe ~tClneo Überblicküber Praxis und organi­
~atoruc:.he Entwicklung de-r Gestdpostellc Kassel1933-1934, a.a.O. (14). M S1ehe den exem~lanschen Bencht von Franz Buda (Entschäd•gung~an­
trag F. Bud.1, StJdiJrfhlv Kassel). oS Erlaß vom l9. 5. 1933 betreffend • Vernehmung in poliuschem Gewahrsambefindlacher Personen durch Ange­
hönge der SA undss· (StA M.srburg, 1980/9408, Landw ß;~d rtenfeld). oo.S1ehe .Hieb mein_en Beitrollt überdi~ Gempostelle Kas~el •. 1.a.O., S. 52~ I 
t 14}. 67 Neben vuden andc:r~n Widerfuhr d1n 1.. B .. tuth dem prommcntcn SPD-P.ute1sductJr RudolfFre1dhof, derschon .am 3. M.Jr7 1933 verhJftet 
wurde: und- nachdem du: Anklat:c: wq:w Holhverr.sb f.tllengel.ts~c:u worden Wilt und er von der Ju~tll. fmgeiJs\en wurde- am 19. 4. 1933 erneut 10 

.Schutzhaft• genommen wUJdc. (WG-Aktc R. Ftc1dhof)- ZuR. Fre1dhof i1ehc 1n dic:~em B.uu.l: Zur h1>toruchen Ausgangslagedes Arbelterwtder~t.ln· 
des, Anm h I. oft Siehe Bericht Fntz Schmidt (1977)- Zu Fritz Schmidt S1ehc Anm. 131. 69 Siehe \VG-Aktc Hermann Bemder- Hermaun Sense­
la, geb. 14. I. 1888 10 Ne~sclrödeo/Kn. Dudersradt, Schlosser, Mirglied der SPD. des Einheitsverbandes der Eisenbahner $0Wic des Rcichsbanncr~ 
und der E1~ernen Front. Im M.u l 933 aus politischenGrunden von der Rctchsbahn-Oircktion Kassel entlassen. 7U Siehe WG-Akte AdolfDiemcr 
Adc.tfOtemer, ~eb. 7. 12. t893 in Obervdlmar/Kn. Kassel, gelernter Schlosser. KPD-Mitglit'd. 1933 kurzfn~tig in .Scbutzh.111" 1934 tls Regtmegeg· 
IICI vcch.slkt und 1'135 zu canc:r kuneren Gefangnisstro~fe verurteilt. 

336 



beiter blockiert bleiben. Gelegentlich gelang es den Be­
troffenen allerdings, durch Ausnutzung konkurrierende! 
J nteressen in einem solchen Betrieb Arbeit zu findcn.7 1 

Zwischenzeitlich wurden viele HJftendJsstne oller ihre 
Angehörigen immer wieder einmal zur Ge~tapo vorgel.1 
den und erneut in etgener Sache oder wegen eines Genos­
sen, Kollegen oder Verwandten verhört. Wiederholte 
Hausdurchsuchungen72 und ab Spätsommer 1933 sy&te­
matische Großrazzicn, in deren VerlaufHunderte von Po­
lizisten, SA- und SS-Männern ganze Arbeiterviertel und 
Kleingartengelände durchkämmten, zielten .lUf die kol­
lektive Einschüchterung der Arbeiterschaft. So hetßt es in 
einer Ereignismeldung der Gestapostelle Kassd: ,.Am 4 q, 

33, 6.00 Uhr fand mit Unterstützung der SA eine Durch· 
suchung mehrerer Häuserblocks und eines größeren Lau­
bengeländcs im Stadtteil Kassel-Bettenbausen (marxisti­
sches Wohnviertel) statt. Gefunden wurden Ausrüstungs­
gegenstände (Uniformen, Armbinden pp.) marxistisch· 
kommunistischer Verbände, Flug- und Druckschriften äl­
teren Datums, Schallplatten, Mitgliedsbücher und AhzeJ· 
chen. Acht Personen wurden in Schutzhaft genom­
men."73 
Man kann leicht ermessen, welcher permanente Repres· 
sionsdruck auf den Arbeiterfamilien lastete und welche 
panische Angst vor allem die Familien der bereits Verfolg­
ten während der Gestapoaktionen erfaßtt'. 
In diesem Klima fortd.wernder Überw.:~chung. Untcrdrük 
kung und Verfolgung waren die politischenJustizvcrtah 
renvor den Strafsenaten des Oberlandesgerichts und dem 
Ende März 1933 eingerichteten Sondergcntht betm 
Oberlandesgericht Kassel nur ein, wenn auch sehr gewich­
tiges Element der Bedrohung. Wegen" Vorberettung zum 
Hochverrat" wurden 1933 63 Kommunisten und Soziali 
sten aus Kassel und Umgebung angeklagt, mehr .th 40 von 
ihnen- in der großen Mehrheit Kommuntsten -wurden 
noch im gleichen Jahr zu häufig langjährigen Freiheits­
strafen verurteilt. 74 

Das Kasseler Sondergericht verhängte gleich im ersten 
Prozeß in einem ausgesprochenen Willkürurteil hohe 
Zuchthaus- und Gefängnisstrafen gegen 12 Arbeiter aus 
der Landkreisgemeinde Ochshausen, die unter völliger 
Verfälschung der Tatsachen wegen Landfrieden!)bruch 

verurteilt wurden.75 Im übrigen dienten zJhlreithe 
"Heimtücke .. -VerfJ.hrcn vor dem Sondergericht dJzu, po 
littsehe Meinungsdelikte - zummt eher bc:bnglmc 
Sdti!npferc1en auf Clntelnc Nat1gröf~en oclc.:r über MJß­
nJhmen des Regimes ohne wcltergehwdeu poltttschc:n 
Hintergrund - abzuurteilen unJ .tuth Jul dtesc Wem~ Clfl 

Klima der Emschüchtcrung zu !>ch.tfl'cn. N.tch den vorhe 
genden - unvollst:ind1g.en - Untcrl.tgcn wurden 193J 14 
Kasseler Bürger wegen .. heumütktM.her Angriffe" aut den 
m:uen Staat und setnc I=uhrung inhafttert und unter An­
klage ge~tellt; mincle~tens 9 von ihnen wurden zu mc:t 
!>tens kür7t'TCn Gcf.i ngn isstr.1fcn vcrurtetlt. 76 

Überblickt mJn dte Verfolgungsmaßnahmen gegen Angc­
hönge der KJssder Arbetierbewegung im ersten Jahr der 
Dikt.Hur, so wird deutlich. wie m;lSSiv und wcitreichc:nJ 
ihre Wirkung zu veranschlagen ist. Angesichts der früh 
einsetzenden Hetzjagd auf Funktionäre und Aktivisten 
der Arbeiterbewegung er~cheint das Ende ihn:r Organisa­
tionen - d.ts zumeist g:1r nicht in der Form des Jusdrückli 
c hen Verhots, sondern .mf dem \V ege der V crmögcnsbe· 
~chlagnahme bc:si~g~lt wurde77 - f.1st bed:\ufig. Eigenes 
Erlebnis, tägliche Beobathtungen und dte Brrtthtc übe1 
d.1s Schicks.1l von Freunden. NJchbarn und Kollegen ze· 
menticrten in den Kreisen der geschlagenen Arbeiterbe­
wegung und m dt:r Arbcitcrsch.1ft insgesamt Jic schoLktc· 
rende Erfahrung von Angst, Ohnmacht und Wehrlosig­
keit. Nü:ht nur das Netz der Organisationen, sondern das 
gesamte, so dicht scheinende sozi,1lc und kulturdie BezJc 
hungsnetz der Arbcitcrbewc~ung in den Stalitvicrtcln, 
Siedlungen und Klelllgartenkolonicn mit ihren Treff· 
punkten und G.tslstiittcn w.tr dem Zugriffvon SA, SS \Jnd 
Gestapo ausgesetzt. Nadt der ersten Terrorwelle versucht~: 
der V crfolgung~app.1rat ge:w:lt, g~rac.ie dtc KustJI!tsatiom· 
punkte fur die Bestätigung und Erneuerung kollektiver 
Soltdarttät zu zerstören oder zumindest unter Kontrolle.: 
lU bekommen. Unterdrückung und bis zur Vernichlllug 
gehende Verfolgung wurden zudem ergän.t.t Jurth W cr­
bung und propagandistische Bemühung um Integration. 
Nach den Berichten von Zeitgenossen blieb deren WH ­
kung vor dem Hintergrund Jllgt•meinc:r Ang~t mcht Ju\ ; 
nicht wenige aus den Arbciterorgani\Jtionen hätten sich 
sehr schnell odet mtt der Zetl flllf d1c anJctc Sc1tc gc-

"I Siehe z. B. den Bencht von Fritz Miiller( 1981 ).l'niL Müller, Arbestcr~portkr und JU\gcu~ehnctcr I urner, wurde •~.:hllcßlsc..h trot;t erhcblsthcn IJ( ' j. 
derstdnde~ bei flcn5chel einge~tellt, oJchdem er 'ich bereit crkl:irt hJtte. in der Wc:rhportgruppc mllluturnen. T) Von mchrf.sd1cn ll.lu\tlurduu· 
c.:hungen beru:htcn nahezu alle Verfolgten. lllufigwurJcn tiJbes j;ollllC Bibltothell.~n bc~chiJgnJhmt Sschc t... B. den ßwdll vun 1\.ssl W Jlk ( l ~76) 
der auf dic)c Weise semc große Sammlung von Zcil~< hriftcn lil't vcr~dHCdC'nm·n I inksor~JOISJiinncn l'c:rlor Zu KJrl W,1(k s1dle JlldJ Anm 
184. 7J Siehe auch den La&ebericht der Gempostcllc Kassel vom 1. . I 0. 1931, in dem c:s htißt: .in l'eileo des Bairk' \tnd lct7.thm .~y~tc:nurih h poli 
uilicht Akuonen unter Hmzuzil.'hung von SA· und SS·M~nnem .cur Durc:hfiihrung gelangt, die sich .11\ /Wc<"kC'nt\prcchendc M.lUn.thme zur 
Bekämpfung des Mdrxl\tnUs bewährt h.Jben.~ (IMLIZPA, St 3/ 323). 1~ !)rehe dtc Urte1lmhnften OJs 49/ 3.3, 83/ ll, 181 / J.l, 182/J.l 'jmtlsdt Ol.t 
Kassd; Verfolgten-Kartei Kassd Stadt und Land. 7~ Ssehc: Urtesf S 3} l / 33 vom)!. J. 1933 sowtc den BcttrJ~ von Hetbell Pmnu in dic,cm B.wJ 
711 V crfolgtcu·K.trtes Kassel StJdt (21). 17 Siehe z B. dit Akten uber die Be\chlagnJhmc: de~ Vermögen~ .~tJ~hft•utdltdtel Or~Jtlt\JIIOllcn • 111 Ntcdcs 
.twehren (StA MJrburg, 175/ 1400) 
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sch lagen, häufig zum ergenen Schuu und auf Druck der 
Familie, m.mclundiJus blankem Opportunismus. Nur er­
nige Stimmen seien zitiert. Bündig wird der Zusammen­
hang von Terror und Erweiterung der Massenbasis des Re­
gimes bei Karl Kub.1 formuliert: Dte SA habe durch ihre 
T crroraktionen tn Kas~>d und auf den Dörfern und die 
Verhaftung und Mißhandlung der an der Basis angesehe­
nen Arbeitervemeter ,.viel erreicht". "Das bat zunächst 
einmal einen Sthock au~gclöst und dann dazu gctlihrt , 
daß doch eine Masse vonceuten erfaßt wurde rur den Fa· 
sc:hismus."77.t Rudolf Frctdhof, Bezirkssekretär Jc:r SPD, 
cr;~ählt: ~Nachdem ich 1933 aus dem Zuchthaus entlassen 
worden bin, ~ind einige Genossen zu mir gekommen. 
Wenn ich durch die Straßen gelaufen bin- und ich war j.1 
bekannt wte ein bunter Hund -, dann habe ich manche 
getroffen, mit denen tch gesprochen habe; und auf c:mmal 
habe ich festgestellt, ste smd ,tut der anderen Sei te. Viele, 
vide, nicht nur einzelne."77b Georg Merle, Mitglied 
<freier illegaler ßezarksleitungen der KPD 1933, spricht 
~d11 kmisch davon, daß \Cit1e Partei den Massenzulaufin 
dc:rt Kriseuj,llut.>tl bt' 1933 nu:ht habe verkr:dten können: 
.,Darunter waren viele, die .m~ r:cigheit und um des per­
sönlichen Vorteilswillen fast über Nacht nach dem 30. Ja­
nu.tr das Hemd gewechselt haben.-71:1 Der Arbeitersportler 
und Lmkssozi.tliM Fritz Müller, der erst in der Tllegalität 
zur KPD 'ittcß. bcnchtct davon. daß von den mehrheitlich 
der SPD ,111gehörcnden Arbeitersport lern ., verschiedene, 
auch m;1ßgcbliche LcUlc ... dann gleich ?.Ur SA gegangen 
(sind). Ja. der gesamte ~portvcrc:insvorstJnd, Menschen, 
an denen wir hochgeguckt haben." Zurückhaltender beur­
teilt er die nahezu geschlossene Übernahme der Tromm­
ler- und Pfeiferkapeilt sc1nes Arbeitersportvereins in Ha r­
lcsh . .wsen durch die SA: _Sie wurden gezwungen. Angst 

spielte eine große Rolle dabet. .. Ich kann diesen Leuten 
keinen Vorwurf machen. Das Gros der Kapelle, das waren 
mindestens 20 Mann, auch ältere, verheiratete Leute, dit.. 
mit 40, 45 Jahren noch Musik machten, ... die wurden so· 
fort zur SA übernommen. Da war kaum einer, der sich lö· 
sen konnte. Es iM unvorstellbar fttr die heutigen Zeitgc: 
ncmen, aber es war so. "79 Daß mit dem Übertritt zu NS· 
Organisationen und selbst zur SAnichtin jedem Falle alle 
solidarischen Beziehungen zerrissen, betonte auch Georg 
Merle. Als er sich, seit Monaten "untergetaucht", Sylve· 
ster 1933 bei Freunden in Wellerode aufhielt. erschienen 
plötzlich SA-Leutc, die ihm- sldtt ihn, wie bef'urchtet, zu 
verhaften - einen größeren Geldbetrag fur die illegale Ar· 
beit überbrachten. Natürlich handelt es sich hier um eint 
seltene Ausnahme von der RegeL 
Vieles weist jedenfalls daraufhin, daß unterdem massiven 
Verfolgungsdruck der Zusammenhalt in den Kreisen der 
geschlagenen Arbeiterbewegung Risse erhielt, daß sich 
viele vor der Gefahr auf engste Freundeskreise oder auf die 
Familie zurückzogen und manche unter dem Druck ins 
gegnerische Lager wechselt~n. Im weiten Umfeld der Ar· 
beiterbewegung, deren Kraftzentrum die kollektive Soli­
darität gewesen war, machten sich Isolation, Vereinzelung 
und Resignation breit, auch wenn für die meisten Arbeiter 
zunächst die Schranke aus Wut, Verachtung und demon­
strativer Gleichgültigkeit gegenüber den Nazis unüber· 
steigbar blieb. Das ganze Ausmaß der katastrophalen Nie· 
derlage der Arbeiterbewegung und die weitreichenden 
Fol~en, die: die kollektive Erfahrung der Wehrlosigkeit ge· 
genübe r dem NS-T error f'Ur die Entwicklung des Arbeiter­
widerstandes hatte, wurden den Gegnern aus dem Lager 
der zerschlagenen Arbeiterorganisationen erst in den fol· 
genden ]Jhren deutlich. 

2.2 Das "Dri tte Reich" überleben -
Ansätze sozialdemokratischen W iderstands und der Rückzug auf die Gesinnungsgemeinschaft 

Am 25. Fchru.u l9.U ~chricb das sozaaldcmokratischc 
.,KJ.~seler Volk~bl.nt" im Rückblick aufeine Großkundge­
bung der SPD Ul KJssel am Vortage: "Mit Freude können 
wir ~dien. wie ~ich der ChJraktcr umcrer Aufm:iasche und 
Dcmonst rJtioncn wieder den KJmpfzeitcn der Vorkriegs-
7cit angleicht. Die Aufmärsche der Arbeiterschaft zeigen 
w1cder jenen Kampfcharakter, der sie auszeich nete, als die 

Partei in offener Oppositionsstellung zum Staat stand ... 
Wer etwa kleinmütig war infolge der ihr Haupt immer 
drohender erhebenden Reaktion, der ist gestern abend 
mit der Überzeugung nach Hause gegangen: eine solche 
Bewegung wie die der deutschen Arbeiterschaft k.mn we­
der Herr Hitler mit seinen braunen Bataillonen, noch 
Herr Hugenberg mit dem Gelde des Großkapitals unter· 

77• ßwcht K:nl Kub.:t ( 197b - C. Faschcr-Defoyl- K.ul KubJ, ~c:b. I. 2. 1911 an Frankcnberg/ Edcr. Kellner und kaufm~nnr~cher Ange•tellter. M11glled 
de\ Zentralvcrh.1nde.\ der Angestellten. Senl918 Jkttver Arbetter~~ortler(Frc:te Turnersch-ft, seir 1931tm KPD·nahen .Sp~rtJicu\1. M11glted der KPD 
und Oe) .K.uupfbundes be~cn dtn F.aschasmus~ seit 1931/32. I an Jnu.u 1937 wc11en Betetligun~ .un kummunistt~then WadeutJnd verhJftct uud un 
Juli d.J, t.U .twet Jo~hren Gd.ingtH~ verurteilt. 77h Bcmht Rudol Freidht>f(l '176). n Bwdtt Georg Merle ( 1975)- Zu Geoq; Merle ~•ehe: I. K.uum 
lct ' D KrJu~c-~luw (H"g.). J..l 0. S .~52 IT (I) N Bctitht Fritt Müller (1981) 
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kriegen.'' Zwei Tage später war das Volk~bt.m Jul D.1uer 
verboten; die Großkundgebung sollte Hlr die Kasseler Ar 
beiterbewegung die letzte auf lange Jahre ~cin.~O \' cnn 
.tuch der optimistische Grundton der Volksblatt-Artikel 
hei vielen Mitgliedern und i\nhängcru kemen rechten 
Widerhall mehr fand und die oftenkundt~e RJtlosigkeJt 
und Handlungsunfähigkeit der Partt'iführung auch an der 
Parteibasis wahrgenommen wurde: daß dtc hcr.Jnrollende 
Verfolgungswelle, die schon die Kommunisten erretcht 
hatte, auch die wohlgefUgte Sozialdemokratische Partei 
erfassen und vernichten würde, ersclm:n dem Funkuo 
närsstamm der SPD, ihren langgedtentcn Amts- und Man· 
datsträgern und dem Gros ihrer aktiven Mitglieder un­
denkbar. Führung und die Kerngruppe der FunktiOnäre 
und Mitglieder verband- steht man einmal von den kon­
kreten politischen Optionen und Selbsttäuschungen .:~b­
eine vorherrschende Mentalität, die geprägt WJr von büro­
kratisch geregelter, redlich betriebener Organisationsar­
beit. dem damit verbundenen Bewußtsem verantwortli­
cher Pflichterfüllung und dem nicht sehen sdbstgefallt­
gen Stolz auf das Erreichte- insgesamt ew Verständni~ 
von Politik, dem rasches, entschlossenes und ~cgebenen· 
falls riskantes Handeln in sich rasch verändernden politi 
sehen Ausnahmesituationen zutiefst fremd war.S I Ver­
sucht man, aus den Zeitzeugenberichten und den übrigen 
~eilen die Summungslage in der Kasseler SPD tu rekon­
struieren, dann zeigt sich- vor dem Hintergrund etner m 
vielen Berichten beklagten Bereitschaft zur Anpassung an 
die neuen Machthaber bei vielen Mitgliedemund Anhän­
gern - ein Gemisch autosuggestiver Beschwörung der ei­
genen Stärke und ttefer Resignation, aus plötzlich auffi.ak­
kerndem Kampfeswillen und t:1s1 'ichon ap.llht~rher Erle­
digung der anstehenden Tagesarbeit, aus plöt.dtcher Em­
sicht in die tödliche Gefahr und abgrundttclcr Ahnungs" 
losigkeit. So berichtet der damalige K.lsseler Bezirkssekre­
tär Rudolf Freidhof von einem aufschlußretchcn Ge­
~präch, das er Ende Februar 1933 mit dem BezirksfunktiO­
när Kar! Hermann und einer Partelangel>telltcn tul-nte, .11!. 
.mch die SPD zunehmend von poli7.cilichcn Durchsu­
chungsaktioncn, Beschlagnahmungen und anderen Be­
hinderungen betrotlen war: "Der größte Teil hat ja gar 
nicht gewußt. was kommt. Mit einem Kollegen habe ich 
mich noch 14 Tage vorher gestritten. Ich will dJs nur mJl 
l'rzählen, dann können S1e sich selber ein Bild nuchen. 
Eine Beschäftigte auf unserem Büro wu standen zusam­
men im Büro- sagte auf einmal: .Man meint gerade, w1r 

w:in:n bei J~..·n Kommunt)tt:n. Jcttt kommt j~dcm I ag dil 
Krinunalpolizei und malht I JJusdurchsuchung. Da wol­
l~n sie Flugblätter bcschl.lgnJhmcn, run s1c PbkJte be· 
'chl.lgn.lhmc:n usw.!' Da sagte: irh. ,(),,., ist doch noch 
mdlt ~t'hlimm! DJ:. Schhmn11: kommt cr:.t. 0.1\ Schltm­
me kommt, wenn dtt VcrhJhungcn lo~gebcn!' Darauf 
5.lgte metn Kollege, der mn m1r un Büro war: ,W .1~ du bloß 
laast. Oie werden doch 1U um ntclu kommen und uns ver­
haftcn!' Ich .Hltwortrte: ,Du konumt dun, ich komme 
dran. alk komrnw w1r dran!'~ll.! 
hcidhot gchörtl 7U jenen SPD funkttonJrc-n. dte !>Otort 
rc.llisu:rt hatten, w.1s mcht wenige ~einer K.t~!>dct Gcuos· 
scn cr:.l im Rückbltt.kt'cshtelltcn: dag nut der ohn m.1chti· 
gcn Re.tkuon ,1ul die Absctzung der Prcuf~mhcn Regie­
JUng tm Sommer 1932 dte enhc hetdcndc: Gt:ll·gt•nheit ver­
paßt worden w.1r. den Kampf gegen d!l~ zur Macht vorrük­
kende NSDAP und thre Verbündeten ent~chlossen aufzu· 
nehmen . .,Der Schlag war verpaßt mit der Absetzung von 
Br.mn und Sevenng 111 Preußen. lch bin nmh cinmJlm 
Berlm gewc\cn. 1c h h.1be es danuh gc~.lgt: J.H w.u dcrlctz· 
t~ Akt! Vorher h<Jttt:n w1r 1101..h dl~.. pu:ltßl~dw Polizei 111 
der ll.1nd und d,1nu \tC. Und danut w,u c' vorbl'L Wu 
haben j.1 d1e M.1cht loclbst .Jus der l land gegeben!" DJ t:r 
iibcr die: Ent~chlosscnhcit der Nazis, nach dem 30. JJnuar 
193\ 1hrc Macht .mvub.n1cn und riicklultlos zu nutzen, 
kcmc: lllmtoneJI hegte:, wg er darau~; ohne.' '>tdl 111 der 
nordhcsmchen Bczirbp.1rtci insgesamt nut seiner Etn 
~itht durchsetzen zu können • fiir semcn OrganisJtiom· 
bc:re1th, d1e )t,tcl! K.1ssd, Endt rebn1.H die Kon~cqucn­
zc:n- .. Al~ tth gl',chc:n habe. was kommt, hJbc H.h ~ämtli­
c:hc: Akten vcrbr.1nnt. Alle Mitgbedcrlisten! Alles rnttcin· 
Jndcr." Dagegen fielen die übrigen Umerl.tgcn über ehe 
Bclnk,p.Hicl der poJtu,tltcn Poluc1 m dtc Handc: "D<I 
kon ntw !>ie alles lc\t~tcllcn; und dcswcgcn bin ich 
Jauc:rnd auf d1e Gestapo geholt worden."~l 
V1clc: Ka\sclc:r Sozialdemokraten hotrlcn, clag wcnrg!ltcn' 
d1e Gcwcrhdtaftcn verschont blctbcn wurden: .. Wa hJ 
bcn uns mnc:rlich dJmit abgefunden. wenn sie mit dcm•n 
(den Kommuntstcn,J. K.) fertig smd, dJß es d.1nn mit um 
lo~gebt. Mit den Gewerbehaften - h,tbc:n wir allerdrngs 
gedacht könnten wir so weiter cx1sticrcn ... M D1esc Ten­
denz hatte in Kassel zu einem aus~esprochenen politi­
schen Eklat gcfuhrt. lm Zuge der .,nJtionalcn" Umorien­
ttcrung der ADGB-Fühmng, cl1c durch etnc Di~t.ln7.1erung 
von der <;PD und Zugeständn1s$e an d~e.• ncuen Machtha­
ber den "Embau" der Gewerbduften tn d.i'i neue Regime 

All su~hc Art ur Mehmet: 0Js wK.lndcr Volksblo~tt• l'iJ.U B Zur GndaidHc. ocr Atbcitcrbcwr~un~ '" K.md 111 ocr Enoph.uc Otl WcartiJI~I Republik. 
Sta.HSturnensarbcit, Ges~mthochs~hulc K.mcl 1976, S. I !14 <I 'itrhc:: Uatu IIICIUCil Bcitrar, ubcr die K;mdcr .Arbcltrrbrwc);U!Jj; vor l9Jj 111 oic'>cm 
Band. ~2 Bcncht Rudoll FICidhot (1976). ~~ A.J 0, <81). 114 ßrrccht Al.ltll"' Pctcr (197t. • A. MchmcJJC. h'lhct Dd•JY) · Zu Aug.u't rccrr \tehc 
an die\tm Band: Zur htltori~chen Ausgang\l~f.C dc\ Arhettcrwaclcrr.und~~ . Anm. 11(,, 
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erreichen wolltct14 .. , hatte steh der Kasseler SPD-Vorstt­
.~.ende Fnedrich I Jof,tcker- Angestellter des Eisenbahner­
verbandes und Preußischer landt.Jgsdbgeordncter - von 
der SPD-Landtagsfraktion getrennt und eine "Nationale 
Arbeiter-Partei" gcgriindet, worauf er von RudolfFretdhof 
au~ der SPD <Hlsgesth los~en wurde.ll4b Wie weH Hofackers 
Kur\ von K.tssdcr Gewerkschaftsfunktionären und -mit­
glieJcrn unterstützt wurde, ist nicht belunnt. Deutlich ist 
Jedoth, daß viele Gewerkschaftertrotz des NS-Terrors bis 
Anhltlg M.tt mu t:tuer Fortexistenz ihrer Organisationen 
rechneten. Bekannt tst auch, d.Jß eine Anzahl von Ge­
werkschaftsange~tdltcn steh bcreucrklärte, nach der 
.. Gletd1SLhaltung" tlm:1 Verbände für die NSBO b1w. die 
.,Deutsche Arbcit\front" (DAF) wciterzuarbeitenß4t 
Als ~chließlidt der Terror voll auf das sozia ldemokrati­
sche Lager übcr~rift, gab es vor allem unter dc:n jüngeren 
K.Hsclcr Sozialdcmokr.tten mant'hcn, der es nicht wahr­
haben wollte, da!~ setnc PJ!'lCt ohne Kampf kapitulierte, 
und der- um am der ohnm:iduigen Verzweiflung sich zu 
befreien- dazu neigte. aufetgenc Faust zu handeln. So be­
richtet Frtt7. Müller von dem llarlcshäuser Gemeindever­
treter Jakob Guthof: "Der wollte sich immer noch wch­
n•n, wollt~· ~ICh autbäumen und gt:gen die SA, die da pa­
troutllient:, .u1gehen. DamaJ, w:u er ein junger, kräftiger 
Mann ... Ich llJbe ihn zurückgch~\lten. Ich sagte: Jakob, 
pJß mal auf, guck doch mal hin'. Die SA-Lcute, die hat­
ten unter ihren Mänteln ~chon die Revolver."8~ In der 
Nord!it.ldt, in llarlc:shauscn und ;lndcr~wo kam t:s den­
rwch daLU, d.1ß dn.lelne Arbeiter, Kommunisten und So· 
ztaldemokraten, sich zusammentaten und SA-Streifen 
überfielen und verprügelten, um wenigstens auf diese 
Weise dte Demütigung der Arbeiterbewegung zu vergel­
ten. 86 

Die wemgcn punktuellen Vorbereitungen in der KAsseler 
SPD, dem Rctchsbanuer und der "Etsernen ftont" auf ei­
ne V crtctdigung der Organisationen in einer gcwc~ltsamen 
Au\cinJndersetzung mit den Nationalsozialisten erwie­
c;cn ~ich ;lh. illusorist h. Die wenigen Revolver, über die 
Retc:h~banner und Etserne Front in Kassel verfugten und 
dtc z_ B im Gcwcrbch.ttt~haus deponiert waren, wurden 

zumetst schleuntgst aus den Brennpunkten entfernt und 
1rgendwo vergraben.87 Zu gewaltsamer Gegenwehr und 
kollektivem Widerstand unter den Bedingungen der Dik­
tatur waren die SPD und die Organisationen des sozialde· 
mokratischen Lagers nicht bereit. Auch in den $PD­
Hochburgen in Kassel und Nordhessen regte steh - bei al­
ler verbreiteten Verzweiflung über das widerstandslose 
Zusammenbrechen der Arbeiterorganisationen- nur ver­
einzelt Widerspruch gegen das desolate Agieren von SPD­
und ADGB-Führung. Der Gedanke, sich von der Politik 
der Organi~ationsführungen zu lösen und eigenständige 
Versuche zur Rekonstruktion der Organisationen im Un­
tergrund und zur Vorbereitung längerfristigen organisier­
ten Widerstandes zu unternehmen, war den meisten 
Funktionären und Mitgliedern ohnehin fremd. Den Kern 
der kämpferischen Rhetorik, mit der die SPD immer wie­
der die Zuversicht der Mitglieder zu befestigen versucht 
hatte, bildete- und zwar nicht nur bei der Führung - das 
iJiusionäre Vertrauen in den mit der schieren Existenz der 
eigenen Organisationen verbundenen Machteffekt. Kon­
krete Vorbereitungen darauf, den markigen Kampfansa· 
genentsprechende Taten folgen zu lassen, hatte es nicht 
gegeben. So löste sich die SPD unter den Schlägen der 
neuen Machthaber auf, ohne ihren Anhängern Perspekti­
ven und Hilfen für eine aktive Gegnerschaft gegen die 
Diktatur .10 die Hand zu geben; die Situation änderte sich 
erst im Spätsommer 1933, als die ersten illegalen Flugbliit­
ICt und Schriften der SOPADE und der saarländischen 
Plrlet Juch in Kas&el eintrafen. Der Schock des NS-Ter­
rors, der- wie das Kasseler Beispiel zeigt- gerade die basis­
nahen Funktionäre und Mandatsträger frühzeitig .,aus­
schaltete", erzeugte daher bei den Anhängern Verzweif­
lung, Ratlosigkeit und verbreitete Desorientierung. Dage­
gen stand bei den meisten nur die Hoffnung, daß das neue 
Regime rasch wie ein Spuk vorüberziehen und an seinen 
Widersprüchen zerbrechen werde, und beim Kern der Ak­
tiven der feste Wille, der eigenen Weltanschauung und 
Gesinnung während der Diktatur treu zu bleibenß8 
Diese Position wurde exemplarisch vom Kasseler Parteise­
krcti:ir Rudolffreidhof vertreten und sie galt- wie sich JU.!> 

&4• Stehe Ju,·h Gcrhard Bctcr D.1~ L~hmu~.k vom I und 2 M.tt 1933, Fr.tnldurt J ~ M. 1975. ~j..jb St'richt Rudolt Frcidhof (1~62- Dr. Fndrici) 
81, Stehe .weh C. Fi~lhcr·Ddoy: .I.J.O .• S. 63 (O). ~~ Bentht Fntz Müller(19R2) 8lt Bencht Chmtt.ln Krüger(l984- ). K.Jmmler). Auch im Verf.th 
ren vm dem OLG Ka~sc:l und dem Sondrrgcnd11 I'JJJ ''' mdufach von ~olchrn Gcgrnrrakttonen o~u~ der Arbetterschilft dte Rede. ~7 Siehe die Be 
nchtc Vll11 Rudolf F1Ctdhol ( 1<17;,) und Augu,t Pctt:r (l ''7o). 8~ Zur Politik tln SPD ba 1u thrcm Verbot und zum ~OZI~Idcmokr~tlschm Wtder~und 
''ehe .JilgcJOCJII Fmh MJttlll.t~/Rudolt MoJ,cy (Hrsg.) D,t\ Fndc der Paneten 1933, Düsseldorf I 960; HagenSchulzt'(Hng.): Anpas5ungoder Wtder 
\t.tnd. Atl\ d4·n Al-ten dr' P.Jn('tvom.tnde' derdeutschen So1ialdemokrauc 1932133, Bonn·Bad Codesberg 1975; Deutschlandberichte der SOPADE 
hrs~. V<ln KI.HJ\ Bchnkcn, (, ßde., l:r.mkturt a. M. 1980; Peter Gm~mann: Soztaldemokuten gegen Hitler 1933-1945, München/Wien fiH6; LewisJ 
bdmgcr: ~n7.JJ!dcmokrJtle unc.l N~ttonJbOZIJitsmus. Ocr Panelvonland der SPD tm Exil 1933-1945. Hannover/Fr.1nkfun .J. M. 1960; Fr.mk Mor,1w 
Die PJrolc der ~,Enthclt• und d1c SOLtaldcmokratic. ~ur partciorganisatonschrn und gcscdbdtJ!hpolitnchcn Oru:ntterun8 der SPD '·"der Periode der 
!llq~alu.Jt uuc.l1n dc1 cr\tcn PhJ~c der NarhkmgszeJt 1933- 194!1, Bonn-B.1d Codesberg 1973; B:irbd Hebci·Kunu: SPD und Faschumus. Zur pohtJ 
'"h<'n lind nrg,lnt~.uomdH·n Fntwi,klung der SPD 1932- 1935, Frankfurt a. M. 1977: Patnck von zur Mühlen: Sozialdemokraten gegen Hitlcr. m• RJ 
ch.1rd l.ciwc o1h,11 P.Ttnck von wr Muhlrn (llr~g.): .l.J.O .• S. 57-75 (8); Willi.1m S. Allen: Dtc ~oziJh.lemokr~ttsche llmergmndhcwcgung: Zur Konn 
nwt:it der subkulturcllen Werte, m: Dt-r Wtder~t.tnd ge~tcn den N;aupn.,(~07t.lhm1Us, .t..t.O., S. 849-866 (8) 
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vielen Zeitz.eugenbenchten ergibt - für da~ Gro~ der über­
zeugten Sozi.1ldemokraten. die entschlossen w.m·n, auf 
threr grundsätzlichen Ablehnung des NS Re~ime~ und 
~einer Politik zu beharren. ~Für mtch w.tr es das etn zige 
Prinzip. allen zu sagen: Wir h.1bcn die Aufgabe, zu versu­
chen, über diese Zeit hmwegzukommen unJ nachher die: 
Partei wieder aufzurichten. Das ist das Entscheidende fur 
mich. Es hat gar keinen Zweck mehr, Märtyrer zu sein, d.l­
mit sie nachher sagen, der kriegt einmal einen Straßenna­
men ... Ich habe meine Ptlicht darin gesehen, mit einem 
Teil von Bekannten und darüber hinaus mit dner ganzen 
Reihe von Leuten auch von auswärts Verbindungen :zu 
halten und mit denen über die Situation zu sprechen ... An 
das, was man dabei erfahren hat, hat man ~ich gehalren 
\tnd hat es weitererzählt. Aber eine Hoffnung, daß da), 
was wir hier machen, auch nur die geringste W trkung hat 
in einer Diktatur, die vollständig bewaffnet ist und eine fa· 
natisierte Bevölkerung hinter sich hat. die gab es nichr."119 
In entschiedenem Gegensatz zu Kommunisten und 
Linkssozialisten hielten Frcidhof und mit ihm wenn 
auch häufig nicht in dieser Schärfe- die meisten standfe­
sten Kasseler Sozialdemokraten Jeden auf Öffentlichkelt 
und Außenwirkung bedachten Widerstand fur gleicher· 
maßen gct3h rlich und sinnlos. 01e dagegengestellte Maxi­
me, sich auf Sol.tdargemeinschJften der vcrläßlithstcn 
Gesinnungsfreunde zu beschränken und jede Gefahrdung 
der Beteiligten tunliehst zu vermeiden, ist nicht 7U ver· 
wechseln mit jener Tendenz zur Anpassung, zum Über· 
schwenken ins .,nationale Lager", die vor allem auf dem 
rechten Flügel des sozialdemokratisch-freigewerkscha ftli­
chen Lagers zu beobachten war und von der die vorlic 
genden Berichte der Zeitzeugen übereinstimmend spre· 

chm.90 D1e Bude prominentel K.tssde, Son1ldcmokr.t· 
tcn unter 1hncn Gc:org August Zullt. Ch mti.Hl und K.ul 
Wittrock .tllerdings. die ihnen JU~ der .. Schut:.dtJft ~ hcr­
;lUS abgeprcßt wurden und in denen m: sich von Ph1lipp 
Scheidcm.1un und .mdcren cnugr1cncn PMtcivor~t.mds· 
mttgltedern dt~tJilLtcrten'H, kö11nen llH.ht ~o ohne weue­
rc~ Jh .. llöhcpunkt der Anp.n!>ung!>~llJtt•gie ..111 das neue 
Regime" gewertet werdcn.91 Wer das Ausm.1ß dc.\ tmmer 
noch gegen die Arbeiterbewegung wütenden Terrof<i ci 
ncrseJts, die unbestreub.u entsd11cdenc Gegnerschalt 
z. B. Zmns93 andc:rc:rsett~ rcaJi,•nt . k.mn dc:u Stellenwen 
d1esc:r Bnefc nicht sc:hr hoch \'er,tmchl.tgcn.'1·1 Unglctth 
gewichtiger w.tr 1cne Anpas~un~~tc:ndcnz unter den An· 
hängern. sich durch E.intntt tn NS Oq~Jni~.tttonc:n vor 
Verfolgung und Au~grenwng 7U ~thiitzcn. 
In dem zusammengc~chmolzc:nen Kreisgesinnungstreuc:r 
Kasseler Sozialdemokraten war der bloße Rückzug .mf dtl 
Zirkel der Solidargemeinschaft tn den Jahren 193 l - 19 3o 
jedoch mcht völlig unum~>tntten. Für clJrubcr htnausgc 
hcnde Aktivit:iten, die übcrwtcgcnd auf Jkttwn. öflent 
ltchkt•itsorienticrtcn Wtder~t.uld 7ieltcn, bs!lcn ~tch lU· 

nundc:~r dre lolgc:ndcn ßc:i.,picle hc:ncnncn: drc Verbrei­
tung illegaler Sdmfteu Je) cmigricrt~ll PJrtt'IVOI\tJndt·s 
z. B. dc~ .,Ncucn Vorwärts~ , die JUS dt'm SJ..trl.mJ llJth 

Kassel gel.mgten; Kontakte von K.tssclt·r Sozi.tldcmokra 
tcn zum .. Roten Stoßtrupp"' m ßcrlm; dtc Zu~ammcnar­

be•t vo11 Angt:höugeu der Soz1,11isu,du:n Arhc:Jtcr-Jugend 
und des Komm uni~tiH:hcn J ugcnd V crbandc:s in einer il­
legalen Gruppe 1933; die Akt tvitiit einer w7i.tldcmokrJti· 
\chen Nachbar~dt,llhgruppe 111 der Ste~llung Süsterfcld, 
Kontakte von Gewc:rkschaftern zu der illc:gJlen Et~c:n 
bahncrgruppl um II ans Jahn. 

2.2.1 Kasseler Sozialdemokraten im Wider~tand 

2.2.1.1 V c:rbreitung illegaler Schnften 

ZumindeM in den Jahren 1933 und 1934 bestandcm Ver· 
bindungenzwischen Kasseler Sozialdemokraten und dem 
emigrierten Parteivorstand in Pmg. mit den Sozialisten im 

Saarland und 1n der Sd\Wt:t?., über d1c illegalc'l Material 
IW.h K..1s~d gcl.lllgtc::. So bc:nchtc:t Rudolf J:rt:idhof, d.tß c:t 
durch den trühcn:n SPD Bczirks~ckretar Rcinbold. der 

!9 Bericht Rudolf Frttdhof( 1976). vo Siehe z. B. c.iic ßcridw von Rudolr Fretdhot ( 19<>.2, I ll7f..), lnge Zinn ( 19R2), K.ul Rum (WG Aklc:) K.~rl Ru 
ter, geb. 15. J. 1899tn K.mel. Schlo~ser. SPO-Mttglied \Cir lqzo. 1911 19U Vomrunder dn SPD-Onsvc:rci"' und fic:nlCindc·vcnrc:tcr in t (.HII'~h.lu 
\en.Vonitundcr des Arbcttersport·Kartells und der ~N~turlreundr•-Gruppc 111 ll.trle'h~u,en. 19Jlzwct Mon~te 1m KZ Bre11cn01U mh.1ttu:rt. N.tcl. 
1945 erneut Vomtzenderder SPO H~rleshausen. 9 1 Stehe dJ> ~dmtben der Gc~l.!pO)tdk K..anel an das Gclu:tme St~Jtspolt7ctJmtm üc:rhn vurn V. 
7. 1933 über dir .InschutzhJitnahme von Freunden Philipp SdtetdemJnm· (StA MarhurJ!:. 165/3982) und di~ in der Alll<l~c bl'lt:clu~ten Abgrcn 
zungsbricfc.- Die Ge~tapo verlangte Vl.'lll den Inhaftierten vor Jllcm die deutliche Abpctllung von einem 111 dcr Ne~~; Yurk Tinte' Vt•m 9 7. 1933 ver 
öffc:ntlichtrn Anikcl Schetdemanm.•n dem dieser da1u ::~ufml, ~den pohm,he(n) Ahcntcur..:r(n) und Vcrbrecher(n)" m Drur~'hl.1nd .da~ Handwerk 
zu legen~- auch Juf die Gef~hr emcs bluugcn Kriege~ hm. ln dem ülsch übenerzten Onttm~bntkc:l ;~u~ der Zumher L.cttung ~ Vnlbrecht" vom29. 6. 
1933 h1eß es dagegen: .Daß dabei mcht "" bluugt'n K.ru:g gcJJcht wtrd, 1H H·lb~rvcrstandltd•" (ZStA Pohdam, 15.01125795/4} Zu Ph. St.hctdt'mann 
siehe in diesem Band: Zur histonseben Ausgangslage ur~ AzbetterwJdcr\t.lnde~. Anm. 56 V} So c Ft~t.hcr·Ddoy: a.J.O., S. 70 ('J) ~·Zur Bio~rJ 
phte Zinns siehe m dteu!m Band den vorangehenden Bet~tJg über die KJ~scler Arbeiterbewegung vor 1933, Anm~ IO·l. ~ .. 0Jß hintcr dH·\cn Briefen 
cme wirkltche Differenz zum emtgrirrtcn Te•l der Parteifuhrung und scinerpolittschen ll;lndlungspenpe~uvc !;C\t.lndcn hJbrn m.t)l, 1\l d.lt:cgcn Jll 
gesichtsder erbureneo Ause•nandcr\ctzungcn 10 dN SPO-P.metfuhrung W.lhrend des Sommer\ 1933 w4hr,<hc:mltch 
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kurz nach der ,.Machtergreifung,. ins Saargebtet emtgrier­
tc, den von der SOPADE. in Prag herausgegebenen 
"Neucn Vorwärts" erhielt.., Wir bekamen nach Kassel et­
wa 100 Exemplare, die tch an vertrauenswürdige Mitglie­
der mttgegeben habe. "95 freidhof drängte darauf, daß die 
ErnpHioger die Exemplare nicht weiterreichten, sondern 
sofort nach der Lektüre vernichteten: .,Ich habe den Kol­
legen geraten: wenn ihr stc gelesen habt, schmeißt sie weg! 
Gebt sie memandem, weil 1hr ntcht wißt, wem ihr sie gebt! 
Der wird geschnappt unct dann kommt ihr dran ."96 Die 
Verteilung des "Ncuen Vorwärts" und wahrscheinlich 
auch anderer Anti-Nazi-Schriften wurde so organisiert, 
daß besonders zuverlässige Genossen eme At1za h I von 
Exemplaren erhielten und weiterverteilteo. Bekannt tst, 
daß Willi Goethe, der als Vertreter Hir eine Kasseler Koh­
lcnh.tndlung arbeitete, der bei einer Kasseler Papierwaren­
groflhandlung in der Auslieferung beschäftigte Fritz ßröd­
ner und der als Vertreter H.ir die in Schlüchtem ansässige 
Drei-Turm-Seifenfabrik arbeitende Hans Nitsche ihre Tä­
tigkeit dazu benutzten, Kontakte zu als .,sicher" geltenden 
Soztaldemokraten herzustellen und illegales Material zu 
verteilen. 97 \Vie die Gestapostelle Kassel fest5tellte, waren 
z. ß. in den bctdcn St.hlüchtemer .,Drci-Turm-Ftrmen 
nach der nationahozialistischen Revolution 54 Personen 
.1ls Reisende angestellt und weitere 33 solche vorgemerkt" 
worden, .,die ;lUs ihren Berufen wegen ihrer politischen 
Unzuvcrl:is~igkl'it eurfcmt worden waren."'ill Wegen des 
., Vcrdacht(s) der Beschäfti~ung ehemaliger Mitglieder 
und Funktion:ire der SPD, des Reichsbanncrs und der Freten 
Gewerkschaften" crmiuelte dte Gestapo 1938 ebenfalls 
gegen eine Seifenfabrik, die eine Vielzahl von Vertretern 
auch im Kasseler Bezirk unter Vertrag hatte.'~9 
Wahrscheinlich ist .l\Jch, d.tß über Emil Dittmanns Zeit­
sduiftengcsc.:.häft lJnd den von Rudolf Freidhof Ende 
1933 gegründeten Lebensmittelladen im Stadtteil Ro­
thendttmold Materialien verteilt wurdtn. Da die ehemali­
gen fuhrenden SPD-Funktion~irc und insbesondere die 
von Ihnen betriebenen Geschäfte wdoch von der Gcst.1po 

mit besonderem Argwohn beobathtet wurden, war hier 
äußerste Vorsiebt geboten. So hieß es in einem Bericht 
der Kasseler Gestapo über die .,SPD und ehern. marxisti­
sche Gewerkschaften" aus dem Jahre 1934: .. Die Funktio­
näre der SPO und der Gewerkschaften suchen sich in der 
freien Wirtschaft zu betätigen. Einige fuhrende Parteise­
kretäre haben offene Ladengeschäfte (Lebensmittel, Zi­
garren) übernommen. Ihr Tun und Treiben wird über­
wacht. Andere haben Vertretungen bekommen. Sie sind 
bemüht, ihre kaufmännische Tätigkeit besonders stark öf­
fentlich in Erscheinung treten zu la~sen, um nicht in den 
Verdacht zu kommen, in der Ausübung ihres Berufes etwa 
agitatorisch tätig zu sein. Die in Frage kommenden Per­
sönlichkeiten werden laufend überwacht. "100 

In den ersten betden Jahren der Diktatur wurden der 
.,Neue Vorwärts" und die von Paul Hertz herausgegebe­
ne "Sozialistische Aktion .. auch perPost nach Kassel ver­
sandt. Eine Anzahl von Exemplaren fiel der Gestapo be1 
der PostkontroJle in die Hände. Zum Teil wurden ilJegale: 
Blätter offenkundig - wie auch die Gestapo vermutete -
"blind" versandt, das heißt die Empfänger waren lediglich 
aus dem Adreßbuch ermittelt. Die meisten -so etwa eini­
ge Offiziere und Beamte des Reicbswehrgruppenkom· 
mandos 2, des Infanterieregiments 15 und des Heeres· 
bauamtes - lieferten wohl die Exemplare umgehend bei 
der Gestapo ab)OI Der unsichere postalische Versand 
wurde gewählt, nachdem das Regime dte Grenzkontrollen 
im Laufe des Jahres 1933 erheblich verschärft hatte und 
das Risiko fur Kuriere immer größer wurde.I02 
Bei det Postkontrolle, bei Hausdurchsuchungen usw. wur­
den auch andere im Ausland bergestellte regimekritische 
Schriften in Kassel beschlagnahmt - so Alfred Kerrs .,Die: 
Diktatur des Hausknechts", eine Broschüre über "Korrup­
tion, Folter, Mord" im Gau Köln-Aachen, eine englische 
Schrift .. The Secret of Hitler~ Victory" oder cme schwedi­
sche Broschüre über Hitlcr.I03 Über Auslandsreisende ge­
langte auch das "Braunbuch" in die Hände von Kasseler 
Sozialdemokraten.IO.h 

~s Bencht RudolfFr.:idhof(l962). 96 Bencht RudolfFreldhof(l976). ~7 Siehe die Berichtevon Hemnd1 Vogt ( !985- Dieter Leliln) und Hemrich 
Nieti. ( 1985- Herbert Pinno). Der Semzer der Drei·Tnrm·Seifrnfabrik, der mit dem ftlnternJtiOnalcn Sozi.1listischen K.lmpt:Bund~ in Verbandung 
mnd und eine g.ln7e Reihe von Angehörigen der verfolgten Arbeiterbewegung als Vertreter bcschäfti~te, wurde t9J4 verbJfter; die Furna wurde ent 
C'tgnet. Siehe L.•scbericht der GestJpostelle Kassel vom 4. 8. 1934 (StA M~rburg, 165/3949) - Zu He1nr1ch Nteft: Geb. 29. 5. 1907m K.lSSd; Buroange­
stellter. Früh Matglaed der Soz1JI1~t1Schen Arbeiter-Jugend, sc1t 1927 der SPD. Gehörte zurSAJ-Kabarertgruppc "D1e Rote Kommode·. Nach 1933 
zcttwctltglm Vntrieb dc~ Pressesptegels .Blick in die Ze1t•1m Zeitschriftenhandel von Emil Oitimann. q3 Au~ dn mehr o~.lsdre1ß1gsettigen Abhand· 
lung der Gestdpo~tdlc K.tml vom 28. 3. 1934 über den ISK und die beiden Schlüchtemer Scifen~irmen (BA Koblenz, R. 58/378, BI. 207 f.). Stehe dazu 
Juch weiterunten den Ab~chnnt überdie tllegale Arbeit des ISK.. ~9 Su~hc die Vert~ter-Listen der Walkeneieder Dampfseifeo·FabrikGenul und Co 
(BA Koblenz, R 581117). 100 Politischer Lagebericht der Staatspolizcistdle Kassel vom 4. 5. 1934 (StA Marburg, 165/3949). 101 Ebd.; TJgesberichr 
der Staatspolt7ei Ku~cl vom 16.1!. 1934 (StA M~rburg, 165/3949). 102 Siehe das Schreiben von Pfeffers, des Leitt'rs der Staatspoüzerstdlc Kassel, an 
dte Ort~pohxcibchördcn vom 25. 1 I . 1933, an dem er diese d.t7.U ~nh:ilt, d1e Postämter .um größte Aufmerksa.mke1t gegenüber allen Sendungen au• 
dem Auslmd w1e übcrh.JUpt Jllen verdächtigen Sendungen zu enu~hen • (StA M.trburg, 175/ 1402). tOJ Siebe d.ts Sdirelbt'n des Kasseler Llodrats 01n 
die Gcme111de~chult.cn vom 7. 12. 1934 (StA Mnrburg. 175/ 1401). IOJ• Stehez. B. den Bencht von Hermann Trost(l977 - C. Fischer·Defoy), derein 
Exemplar von emcr Rei~e uat.h Pari~ mitbtölchte.- Hermann Trost, geb. 10. I 1897 in Frankeoberg/Edcr. Lehrn Seit 1929 Mentor .tu der PJdagc>&~ 
~chen Akadem1e 10 Kml'l SPD-Mitglicd N.u:h 1945 Schuldezement beim Kassdt'r Regierungspr:is1dcnten. 
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Nach 1935/1936 verstegte d.t~ schmale Rinnsal der aus 
dem Ausland nach Kassel gelangenden Pa rteiblättet, Flug­
schriften und der EmigrationsJiteratur; die~ ergibt sich so· 
wohl aus den Gestapomeldungen wie auch aus den Be· 
richten der befragten Zeitzeugen.l03b Für die Kasseler So 
ziaJdemokraten wirkte sich besonders die grenzferne Lage 

der nordhc~mchen Reg1on nachteilig aus. Das zu~tamilgt 
Grenzselm~r:lrt,\1 der SOPADF. konnte keine Verbindun 
gen nach KJiisd hcrstellen.H>4 
An dk Stt"lle der tllcg,llen Schnfien traten bald die ausländi 
sehen Sender, die von zahlrt:tchen Angehörigen der unter· 
drückten Arbeiterbewegung regehtldßig abgehört wurden. 

2.2.1.2 Lokalct Widerstand und Beziehungen zu uberrcgionalcu Gruppen 

Angehörige und Sympathisanten des sozialdemokra­
tisch-freigewerkschaftlichen Lagcrs waren - jenseits der 
unter ihren Gesinnungsgenossen vorherrschenden Still· 
halte- und Überlebensstrategie - auf unterschiedliche 
Weise an weitergehenden, dem aktiven Widerstand 7UZU· 
rechnenden Aktivitäten beteiligt. Unterscheiden lassen 
sich illegal weiterarbeitende Gruppen, Kontakte zu über 
regionalen sozialistischen und gewerkschJ.ftlichcn Wider 
Standsorganisationen sowie die Zusammenarbeit mit dem 
kommunistischen Widerstand. 
Das einzige Beispiel für die illegale Weitcwbeit einer g~­
schlossenen Gruppe von Sozialdemokraten und Angehö­
rigen SPD-naher Arbeiterorganisationen m Kassel bezieht 
sich auf eine Nachbarschaftsgruppe in der Arbeitersied­
lung Süsterfeld.l05 Diese Siedlung wurde überwiegend im 
Jahre 1932 errichtet und bezogen. Sie umfaßtc etn Gelän" 
de von 32 Morgen, das in seinem südlichen Teil zu dem 
1936 eingemeindeten Vorort Niederzwehren, im nördli­
chen Teil von Anfang an zum Kasseler St<1d1gchie1 gehör­
te. Während dieser Siedlungsteil von Kasseler Arbeitern, 
die aus verschiedenen Stadtteilen kamen und sich zuvo1 
nicht kannten, bewohnt wurde, stammten die 58 Siedler 
des südlichen Sektors in ihrer großen Mehrheit aus Nie 
denwehren und waren zum Teil seit vielen Jahren mitem­
ander bekannt und verbunden. OtTenbar wurden hier die 
Siedler mehrheitlich von vornherein nach ihrer Zugehö­
rigkeit zum sozialdemokratischen Lager ausgewählt: "So 
wurden hier die meisten Leute erstmal überprüft, ob sie 
Parteimitglieder waren, ob sie der Gewerkschaft angehör­
ten usw ... Wir hatten damals einen großen T~tl Mitgliede, 
von der SPD. Wir hatten auch sympathi~öierende Freunde, 
dber auch einige Kommunisten, und wir hatten auch zwei 
Nazis. n 106 Die Kerngruppe bestand .lUS aktiven Mitglie­
dern der Niederzwehrener SPD: M Wenn da irgendetwas 

Im w,lf - Vers.1mmlung, Großveranstaltung usw. , d,wn 
war unser S1ol~trupp d:'lbci."107 EtwJ liicbcn der Akt1v1sten 
schlossen si<:h nach cl~m M<lchtantrtlt der N.lt.l'\ zu einer 
Gruppe eng zus.unmen und arbeiteten 111 d(' ll folgenden 
_J.1hren b1s I 936 polirisch weiter. Sie entwarfen und ver· 
vielfaltigtcn m unrcgelmiHsigen Abständen Flugblätter, 
d1e sich auch mit lokalen Ercigu1~sen bcfalhen und 1ucht~ 
in der Siedlung sow1c in NJC.•der· und Ohettwchren ver· 
teilt wurdcn.108 Geschrieben wurden dtc Texte - nach· 
dem lll<lll in der Gruppe und ~clcgcntlilh mit etnigen So­
Zialdemokraten ,Iu~ Naeder7wchren beraten haue - von 
dem in Niedenwehren wohnenden Buchdrucker I Jer· 
mann Bienroth. Die Gruppe verfügte ubc:r eine Schreib· 
ma~chinc, dte .1us dem Besit7 der SAJ stammte und vorder 
Bes(hlagnJhme det Arbeuervt'remsvC'rmögen in Sicher­
heit gebracht worden war, und cmcn Abtichapparat. Oie­
se Geräte wurdenmeiner 1 lolzk.Jst~ aufbewahrt, die "heu 
te hier und m 14 Tagen wo.tndtrs" in den G<ltlcn der Be 
teiligrcn vergraben wurde. 
Bei den Gruppenmitgliedern handelte es sich fast aus 
schließli1..h - wie bct den aus Niederzwehren ~lammenden 
Siedlern lll§~csamt - um Bauhandwerker, d1~ thre Häus~ 
chen überwiegend in Selbst und NJthbarschaftshilfe er 
richtet hatten, im Alter zwischen Ende 20 und Ende 30 
liegend, verht:tratet, mit 1üngeren Kindern. Geschützt 
durch die erprobte SoiJdJnt~it und langjährige persönliche­
Vertrautheil der Beteiligten, die guten Möglichkeiten Hit 
harmlo!. scheinende NJchbarschaftstreffcn und das mtJ.kt 
bleibende Arbcltermiliett der !'>iedlung, entging die Grup­
pe b1s 1936 dem Zugriff der GeHapo. Zw.u h.ltt<: diese au~ 
den von thr crfaßten Flugblättern auf die Existenz der 
Gruppe und das Vorhandensein der Geräte in der Sied 
lung geschlossen. Die im Verlauf mehrerer Razzien wie­
clerholten H;ws- und Grundstücksdurchsuchungen auch 

IOl b So he-ißte~ 1.. B. 1m Lagebenehr der Ge\toapostdlc K.1ud von1 30. 11 . 1938 untC'r U(r Ru buk .Mar:mmu} • . • lrn BwdmntonJt 1\ t illc~Jic~ ProeJ· 
g.md.unilten;al nrcht erfaßt worden. • 104 Auch m den cms,hlagigcn Bt>H.Indc:n dc:~ Arduv~ der \OZi.J.l~n Demol.rJtu: finden ~idr kcmc:rfc• Hmwct\e 
Juf solche Vcrbmdungen. lOS Oie folgeudt>o Angaben stiltun sich nahezu ausschlit>Biich ~uf dc:n Beri{ht von Cc:or~ Schmidt (1982 - Herbett P1n 
no). Siehe c;mig~ Auszüge m: Volksgemcimch~ft und Volksfc:inde, Ba.nd I, .J .a.O., 5.344 f. ( 1). Vgl auch C. Kopct7kll0. Mo~tl) . Srhlicr/ H. Slentz~ 
Süsterfeld)aedlung 1932 bts 1982. Zu1 GC'sChJchte eant·r St,ldtrandsledlung fur Erwerbdmc 10 Kassel, K.l\scl 1983. I Ol> Beneilt Gc:org Schm1dt 
(1982). 107 A .•. O. (lOti) 10~ Ah Mitgliederder Gruppe werden von Gc:org Schmadt dre Arbetier K.ul Schulu, Kul l'nor, Dactnch, ApreJ und Fm· 
tag genannt (Bericht 1982). 
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b~t Mitgliedern der Gruppe blieben Jcdot..h ergebni~lo~. 
obwohl h.tlbe Gärten umgewühlt wurden. Auch als An· 
f.Hlg April 19.36 m der gesamten Siedlung I H Arbeiter -
unter 1hnen einige Mitglieder der Gruppe, mehrheitlich 
Jetlod1 Kommunisten aus dem Kasseler Siedlungsteil -
.. ·crhJ.ftet wurden, verfUgte die Gestapo über keine konkre· 
ten B~wcise. Sthreibmaschme und Abzugsapparat wur· 
den mcmals gefunden~ ebemowcntg stieß die Gestapo bej 
den H;msdurchsuchungcn auf Flugblätter oder andere 
~dwftltche Beweisstücke. ·So ko1111ten die Mitglicdet der 
Gruppe jedl· illeg .. tle Aktivität erfolgreich .1b~treiten und 
mußten 1uch kürzerer I Iaft entlas~;cn werden. Lediglich 
K.1rl Pnor - früherer N1eder7wchrcncr SPD-Vorsitzender 
und Gemeindevertreter - wurde wegen seiner Kontakte 
zur tlleg.tlen KPD uncll:.ntgcgennahmc cmiger kommun•· 
stischer Zettungc.:n im Juli 19Jb zu 18 Monaten Gcfangnis 
verurteift.lfl'l 
Oie Umfeldbedmgungen fiir dte Jllcgalc Arbeit dt~~cr 
Gruppe waren offenkundig besonders günsttg - unver­
glctthlit..h he~~cr .1ls in den gewachl>enen Kasseler Arbei­
ten lt'ncln, Jcrt•Jl polll&H h-soz1ale Struktur keinesfall~ 
abnltd1 homogen war und ut denen das Netz der Überwa­
chung durch emgcschlcustc Gestapo Spitzel, die Beob­
Jthtungcn der P.1rtciorgani)ationcn untl dcnunziations­
bncllc M 1t bt-wohner ~elu v1cl cltchtc:t war. Oie M itgltedcr 
der )usteddJa Gruppe g1ngen davon aus, daß die Vcr­
hJftun~saktioncn nicht auf Hinwci~c aus ihrem Sied­
lun~stcil7urückzutuhrcn waren. Auch jenen Siedlungsgc­
nm.sen, dtc n.1<.:h I 933 NS-Organisationen beigetreten W3-

Jen, traure rn.111 dtes ntdlt zu: .. Die haben ~ich eben ,um­
gekletdet', damit sie tll<.:ht Jrbcitslos werden ... .,denen 
blieb nicht Jnderes ubng". Da ste weiterhin "unsere 
Freunde w.tren", wurde .1n ihrer Anständigkeit nicht ge-
7wcifclt.1111 D.uübcr hin.lUs w.H dtc entscheidende Bedin­
gung fUr da~ jahrelange Unentdecktbietben der Süsterfel­
der Gruppe, daß sie völlig eigenständig blieb und jeden 
Kontakt zu anderen Gruppierungen des organisierten Wi­
derstandes mied. 
Ehe auf jene Sozi.1ldemokraten und Angehörigen der so­
zi.tli~tist:hw Arbeiterjugendbewegung eingegangen wird, 
die nut der Untergrundorganisation der KPD in Kassel 
Kont.lkt aufnahmen oder ~ich ihr ttnschlossen, sollen kurz 
die nach Kassel re1chenden Verbindungen überregion.tlcr 

l>OZtali~tisther unJ gtwerkschaftlilher Widerstandsorga 
nisationcn dargestellt werden. 
Sowohl über die Familie Zinn als auch vor .tllem über eine 
Gruppe militanter Reichsbanner-Angehörigcr um Will1 
Goethc bestanden Beziehungen zum "Roten Stoßtrupp" 
iu Berlin.lll In dieser bedeutenden linkssoztahstischen 
Widerstandsgruppe hatte s1ch schon früh 1933 eine grö· 
ßcre Zahl sozialistischer Studenten, Jungarbeiter und jün­
gerer Arbeitsloser zusammengefunden, die sich in der 
scharfen Verurteilung der Poliuk der SPD- und ADGB­
fiihrung einig waren und gegen den Eindruck angehen 
wollten, .,es gäbe auf der Linken in Deutschland über­
haupt nur noch Unfähigkeit und Feigheit."lll Die Grup­
pe bemühte sich um Kontakte nicht nur zu linken So7.ial­
demokraten und den sozialistisch-kommunistischen 
Splittergruppen, sondern auch :w religiösen, bürgerlich 
demokratischen und konservativen Oppositionellen, ja 
:.ogar .tur nattonalsoztahsttschen .,Lmken" um Otto Stras· 
ser. Kontakt<: zur KPD wurden vor allem wegen massiver 
Zwetfel an der Effizienz ihrer konspir-ativen Absicherun~ 
scharf abgelehnt.ll3 Die illegale Zeitschrift der Gruppe 
wurde in mehreren tausend Exemplaren verbreitet und 
auch der .w~liindischen Presse 7ugespielt. Zu mehreren 
Gruppen in anderen Großstädten unterhidt die Berliner 
Organisatton feste Verbindungen. ,,Einen sehr guten 
Stützpunkt hatten wir in Kassel", berichtet RudolfKüster­
meier.ll4 Die Verbindung nach Kassel und zu anderen 
Städten wurde durch einen motorisierten Kurier aufrecht· 
erh.1ltc·n. Über die Kasseler Kontaktgruppe 1st relativ we­
ntg bekannt. Nach den Informationen von Albert Wese­
meyer, einem der Beteiligten, handelte es sich um aktiv~: 
Mitglieder des Reichsbanners, vor allem um Angehörige: 
der .,Schutzformationen''. die zum Teil im Winter 1931/ 
32 von K.1sscler Polizeibeamten an Waffen ausgebildet 
worden waren.! t 5 Eine zentrale Rolle in der Kasseler 
Gruppe spielte Willi Goethe, der die Verbindung zu den 
aus jeweüs 5 Mitgliedern bestehenden Stadtteilgruppen 
hergestellt haben sowie fur die Außenkontakte zuständig 
gewesen sein soll. Albert Wesemeycr, der neben seiner 
Reichsbanneraktivität vor 1933 Betriebsratsvorsitzender 
der Chassalla-Schuhfabrik und Mitglied des örtlichen 
ADGB-Vorstandes war, fungierte als Kurier der Kasselet 
Gruppe und fuhr cinm.tl m der Woche nnch Chcmnitz. 

IOQ S1che die Ankl.1ge~chnlr 101 llochvcrrH~verfJhrcn vor dem OLG Kassd (OJS 70/36) und weitere Dokumente in der WG-Aktco K.ul Pnor.- Karl 
Pnor, geb. S. ll. lll9llm Zcuuctn/Krs. Fntzlar. Gelernrer Metzger. Seit 1920 gcwcrkschaflltch orgam~ien, ~c:l! 1922 Mu,ghed der SPD. 110 Stehe Be-­
richt Gwrg Schmidt ( 1982) 111 Siehe die Berichte von M.ntha Zinn (1984 - Sabme Stange u. J.; 1985 Herbeort Pumo) und Albeort We~cmeyc• 
( 19~5 - Herben Pinno). Siehe wwer RudolfKusterme1er: Dcor Rotco Stoßtrupp, hrsg. vom lotorm.ltionszentrum Bcorltn. Gedenk- und B•ldung$stätte 
S1.1ullenherg~1r.ll~e. 3. Autl., Serhn 1980. uz R. Ktütermeter: J • .a.O .• S. 7 (111). tll A . .a.O .. S. 8 ff. (111). II~ A.J.O .. S. 14 (111) 11~ BenchtAI· 
ben We,emcyn ( 1985)- A lbcrt Wcs~mtyer. gcb. 25. 8. 190l in Burg/Krs. Magdcburg; MctJ.Ilatbeiter, An~c~tdhtr Stil 1920 SPD- und DMV-Mit~­
lied. V ur 193.l Bctucb~r.H. r.ulcllt Bctnebsratsvorsitzendcr bei der CJtJ)sJll.i·Schuhfabrikio K.md. Bis 1922 uc;PO-,d.Jn.1t.h SPD· und Rcichsbanncr­
Mngla:d Gehorte zum militJrttcn Kern dc' K.t\~clcr Reichsbannc:rs. Lcottete nach l93J .Jis Kurier lnfonn.1tioo\m,llcri.ll iur die SOPADEio PrJg n.\ch 
ChctrHllll wcllC'I Wurde 19H vcrh.lltcr uod wegen LJndcsverrats verurteilt. 
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um Informauonsmateual wc:ttcrzulciten. Als Ende No­
vember 1932 42 Mitglieder de1.1 Roten Stoßtrupps verhaf­
tet und 180 von ihnen wenig später vom gerade gegründe­
ten Volksgerichtshof abgeurteilt wurden, blieb die Kasse­
ler Gruppe unbehelligt. Dies läßt entweder auf einen 
nur mangelhaften Einblick der Gestapo in dtc Strukturder 
Organisation schließen I lo oder aber darauf, daß die Kas­
seler Reichsbannergruppe doch nurmeiner eher lockeren 
Beziehung zum Roten Sto!~trupp gestanden hat.ll7 Der 
Kasseler Kurier Wesemeyerwurde erst 1935 verhaftet und 
wegen Landesverrats ZU 3 l/2 Jahrc:n zu,htham verurteilt: 
andere Beteihgte aus Kassel wurden - soweit bc:bnnr -
nicht belangt. Es ist zu vermuten, da(~ :\ich die K.a!>sclcr ­
wie auch die der Gestapo cntronnenen Mitglieder derBer­
liner Organisation- nach der großt>n Verhaftungsaktion 
in ihren Aktivit:iten sehr zurückhielten. Informationen 
über den Roten Stoßtrupp sind mit Sicherheit ;luch über 
Karl Zinn, dt:n Bruder von Georg Augul>t Zmn, nach Kas­
sel gelangt. Karl Zinn, der in Kassel eine Lehre: ah B.mk 
kaufmann absolviert hatte und Mitglied der SPD gewor­
den war, war vor 1933 nach Berlin gegangen, wo er nebt:n 
seiner Tätigkeit als Bankkaufmann Betriebswlrtst.haft stu­
dierte und sich dem Sotialis ti~<:hcn Studentenbund Jn­
schloft In einem Brief vorn März 1933 schrieb er:~··· wir 
müssen ganz und gar von vorn anfangen, denn unsere bis· 
herige Bewegung und Organisation 1st vermorscht und 
unbrauchbar geworden:"! Ht Er ~tieß 1m April 1933 zur 
Gründungsgruppe des Roten Stoßtrupps und gehört~ 

bald zu seinen fuhrenden Organisatoren. Er wurde .un 
30. 11. 1933, gerade aus Kassel zurückkommend, verhaf­
tet. Die Gestapo hielt ihn aufgrunddes erfaßten Matenal~ 
Hir den Leiter der Widerstandsgruppe. Kar! Zinn wurde 
\'Om Volksgerichtshof 1934 zu 7 .}.1hrcn ZuththJu~ vcrur­
teiJt.l19 
Während Kasseler Beziehungen zum Roten Stoßtrupp 
eindeutig belegt sind, liegen nur sehr dürft1gc und zum 

Teil fragwürdige Hmwe1se aufVerbmdungcn 1ur .,Soziali 
~uschen front" in Hannover und 1ur gcw<'rkschaftlichen 
Widcrst.wd\orgMmatiOn um H.tnsJ.lhn vor. Neben z.thl­
rctthen Benthtcn der K.t~~ekr Gestapo, 111 d~m·n da:> Ur­
teil variiert wird. dte SPD ~ei 41m hie:>1gcnlkmk nach wie 
vor vollkommen bedeutungslos" und trete "uberh.lUpt 
nidH in r.r~cheinung"ll9~ findet ~ich 10 den Akten der 
Verfolgungsbehörden cm längerer Bericht ,lUs dt:m Jahre 
1937, in dem die Ermittlung,ergebmsse eines Spnzcls der 
Gestapo zusarnmengefJßt werden.120 0JnJch ~ollen b1~ 
zur Zerschlagung der .,So7ialistischen Front", der großen 
hnk~!>071.1listl~ch orientierten Widerstandsorganisation in 
H.mnov~sl .ll, Verbindungen von K.t~seler Soziald~:mo­
kratcn zu "Beauftragten" von Werner Blumcnberg, dem 
Kopf dc:r SoziJlistischen Front, bc:st,tndc:n hJben .. ,Der ge· 
~.lmte ßemk K.mcl hJbe die Arbeitsmethoden der Sozialt 
'iti~chcn Front ,tls 'ehr wirksam .1ngeschen. Nur dem 1-:in­
spruch älterer Funktionäre: S<.'J c:~ 7.u Vl'rdnn ken, daß K.•tssd 
mit dem hannoverschen Apparat keine engeren Bcz!c:­
hungcn cmgcg.1ngcn war und somit von dc:r Verhaltungs­
weil(· vcNhont wurde."Ll2 Al\ heteihgtc Kasseler Soztal­
demokratcn wurden Wdhclm Winter und Cornelius Gel­
Iert, der frühere Vorsitzc:m.le des Arbeiter:! UJ u·und Sport­
bundes, ~enannt, über die: schon Person<daktw bc1 der 
Ka$sc:lcr Ge~lJpo geft.ihrt wurdc:n.ll.l Wmter Iutte nach 
den F.rmutlungcn der K..1sselcr C,cst.lpO unter .tnderem 
Verbindungen zu e1ncm nad1 Schweden cnugrienen 
Funktionär de~ Mctalla rbcitcrvttb.mde) 124 

Über cme andere Verbmdung nach Haunover ben,htctc: 
August Bomemann, bi1.1 1933 Gcwc:rkschattssekrctär der 
Verw.thungsstelle K.mel des Met;tllarbeitervcrbandcs. lm 
Hc:rbst 1933 sc1 er über seinen Rn1dcr Altred im N;uncn 
des lruheren SPD Obcrburgenne1sterl> von lünnover, 
Robert Lemert, dazu Jufgdordert word~n. emcn Wasch 
mittei-l hndcl mit Untervertretern .1Ufwbauen, um den 
Zus;lmmcnhalt der ".Jiegalen SPD fljr den Kreis Kas-

lto OafUr spricht z. 8., daß die leitende Funktton Ku~tcrrnrJcr\ euch I erkAnnt wurdr (R KU\tcflncier: a.a.O , 5. I 7). 117 Pur tltc\c lhc\C ~pricht. daf( 
neben dem Prozcß gc~en.Angehörigc dc! Bcrliucr 9rtt..Jniutto~ 7uglet' h Vcrf.1hren S~"&<'n Mir.nbciter de~ .RoH' II Stroßuupp\ ·.untt:r Jttdct~m in Jen 
Vcrbmdungsortcn LeJpztg, Halle und Bu~lcfeld, ntc.ht Jrdm:h m K.ustl $WtfJndcn. 118 A~" c-tncr 7\tS,lmmcmtdlung von ßmf.lUuugcn •m lk~111 
von M.mha Zmn. IIQ Siehe vorallem den cindrutbvollcn Bericht von Mutha Ztnn ubcr d.n hnll.llc Vorgdu.-n dc-rCc\t.tpo .wth gcgeniibcr dcn An 
gehörigen I<Arl Zinns zur Zeit der Verhaftung und der tolgendm Vcrhürl' sowtc uber den l'rouß und dte Jnsthlteilcnden fl.lhJ~hre. Den uneN:hmk· 
leeneo Bcmühunge.n seiner dam.1ligen Braut vc-rdJnkte l'~ !Url Ztn.n, d.tß er •thon I 939 JU\ der H.1ft entlassen wurde. WJhrend ~e~ Kr1e~e~ ~t.1ntlen 
K.HI und MarthJ Zmn m Verbmdung zu Ermt von Harnack und semcnt Ksc1~ K.ul Zn111 wuule 1943 dur\.h erne Bombe getutet. Srche Bc:ndll MJrthJ 
Zmn (1984); R. Kiistermcter: a.a.O .. S. 5 f., 17 (111): Fin Leben flir d1e Frerheit. Emc- Bcsirllluntc Juf dir Mii.nnerde~ lO.Juh 194 I Jnlaßlidt der E111wci· 
hung der Vertriebenen-Siedlung Ado~m von Trou 7U Solz rn I<As~rl. K.l\\cl 1960. S 72 ff '"' So 1 B der Ligcbt·rtdlt lilr Jen MouJt M~11 1931> 
(IMLIZPA. St 3/1!49). lZO Es handelt ~1th um etnt'n c.1. vier Seiren 11mf.H~enden Aktenvermerk derGc-stapo-Zcntr.llc vorn29 9, 1937 überdre .illega 
Ir SPD w K.l~~c:t· (JML!ZPA. St 3/325). lll Siehe ßernd R:tbe: Drc .So:mltstuche hont". Scm:tldemokraten gegen den F.1~cht\nliH 1933 1936, Han 
oover 1984. Ote .SozralisuschC' Front· w.u mtt 1hren 7.C'Jtwet\e u. t.lu\end Mitgliedern, dtc ~•e .1u~ dem Org-antsJtton\bcrelch dt·r .1hcn Sozraldemokra 
IIC rckruuertt, erne der wenigen l<>k.1len M.1uenorgamuuonen des WrdenLlnde~. Sr~ zu threr Zcnchl;~gung 1936 ve~rößerte srch dre Org.mtsJtion 
kontmuu:rltch. Der 1hr tn der Ltteratur l. f. nachgts01gtc retehswcur H3ndluug~rJiuncu h. etwa G<:rda Zorn. Wtdc:nt.tnd tn lliirlllover, Frankfurt a. M. 
1977, S. 115 f.) schetnt wett IJbcmh.itl:t worden 7U scm. Sieh( Bemd Rabe· Jol 0., S 12 (121). lll Aktenvermerk der Gc:\Llpo-Zentralc vom 29. 9 
1937. a.a.O. (120). 121 A.J.O. (120): Wtlhc:lm Winter, geb. 11. 1. 188&•n KJ<<el, <eil 1905 Mitgh(d derSPO, bi\ 1933 Ant:estc:lltN dn K.meler Stadt­
vcrw.tltung, wurde nach der Machtergretfung entlassen. Zu Comcliu< Gellen \lehr den Bc1tr,_g iihcrdu: K.l<\clrr Arbellc-rht'wegung vor 19.H in clicstm 
Band, Anm. 62 IH Aktenvermerk der KJsselcr GC"sl.lpo vom 29. 9. 1937, .1 • .-a.O. (120). 
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sd" zu sichern.llS Dieser SeifcnhJndcl sollte in den fol­
genden Jahren dazu dienen, vor allem ehemalige Gewerk­
schafts- und SPO-Mttgl.cder anzusprechen. "damit wir sie 
tn dem Augenblick, wo wtr gegen Hitler vorgehen 
können, beieinander hätten und benachrichtigen könn­
ten~. 126 1938 stteß die Kasseler Gestapo auf eine Spur di~ 
ser Aktivitäten: .,Ende Juni 1938 fand im Wartesaal des 
Hauptbahnhof\ in Kas;,d c:in Treff zwischen dem Seifen­
tabnkantcn Adam Träger ... , der z.Zt. in Hannover wohnt, 
und dem früheren Gcwerksch:tftssckretiir August Borne­
mann ... statt. Die Besprechung ... wähne etwa 4 Stunden. 
.. Die Stapostelle Hannover teilte auf Anfrage mit, daß 
Troger Beziehun~cn zu dem ehemaligen SPD-Reichstags­
.1bgeordneten und Oberbürgermeister von Hannover, 
Leinert, unterh;Jltc. Von einer bisher unbekannten sächsi­
~thcn Firma habe Träger !Jufcnd monatlich Zuwendun­
gen in flöhe von 1000 bis 1500 RM erhalten, die an seine 
Seifenvertreter für N.,chrich tcnübermittlung bezahlt wor­
den seien. Ein gewisser Bornemann ... hätte die auf dtese 
Weise gesammelten Nachrichten laufend der illegalen 
SPD in PrJg üb~rmittelt. E~ ist bisher luer nicht bekannt 
geworden, ob die beiden erwähnten Bornemann perso­
nengleich sind."ll7 Auch in den späteren Berichten 
August Bornemanns findet sich kein Hinweis darauf, 
Jaß er Nachrichten nir die Deutschland-Berichte der 
SOPAOE weli«.!JgdcJtet lldt. 
Über V erbindungcn zur Widerstandsorganisation von Ei­
senbahngewerkschaftcrn um Hans Jahn ljegen konkretere 
Informationen n1cht vor. Nach demjahnschen Organisa­
tionsplan flir die JallJe 1935/36 wurde der ,.Gau" Kassel 
vom *Vorort" Göttmgcn aus betreut, .. dessen Rcichs­
bahnausbesscrungswerk das dortige Organisatiomzen· 
t rum bildete." ll8 Verantwortlicher Organisationsleiter 
für den Kasseler Bezirk war I Ierrnann Fraatz aus Göttin­
gen. Der Plan wies .,Ersatzleute" und einen "Stützpunh" 
in Kasscl.1us.129 Bei den genannten ErsatzJeuren handelte 
es sKh um d1e Kasseler Eisenbahner Kar! Koch, der mit 
Ham.utn Fraatz seit l.mgem befreundet Welf, und Willi 
Schröter.l30 Es ist wahrscheinlich, daß die Aktivitäten im 
Kasseler Raum über die vorsichtige Wahrung des Zusam­
menhalts von zuverlässigen Kollegen und gelegentli'-he 

Sammlungen von Unterstützungsgeldern fiirdic Familien 
von Verhafteten nicht hinausgingen.l31 
Auf einer ganz anderen Ebene bewegte sich die Annähe· 
rung emer Reihe vor .dient jüngerer Sozialdemokraten, 
Angehöriger der Sozialistischen Arbeiterjugend und Ar· 
beitersportler an dje örtliche Widerstandsbewegung der 
KPD. Sie resultierte zumeist aus der tiefen Enttäuschung 
und Empörung über das Versagen von SPD und ADGB. 
das von vielen nicht nur als Problem der Führung, son­
dern -wie es auch Karl Zinn artikuliert hatte- einer insge­
samt verkrusteten Parteistruktur und eines falschen Poli­
tikverständnisse~ begriffen wurde. Während man bei dem 
Gros auch der IobJen SPD- und Gewerkschaftsfunktionä­
re jede Perspektive für einen aktiven Widerstand verrniß­
le, imponierte auf der anderen Seite die Entschlossenheit, 
mit der clie KPD den Kampf mit dem NS-Regime auf· 
nahm. Diese Stimmungslage spiegelte sich auch in eini­
gen Gestapo-Lageberichten: .,Von ehemaligen Sozialde­
mokraten hört man allenthalben die schärfsten Urteile 
über die Führer."l32 "Die radikaleren Elemente, die fü r 
eine aktive Betätigung noch in Frage kommen, neigen da· 
1.u, gemeinsame Sache mit den Kommunisten zu ma­
chen." 133 In dieser Atmosphäre kam es nach ersten Kon­
takten zwischen den verschiedenen Arbeiterjugendgrup­
pen im Mai und Juni 1933 im Sommer zu einer organisier· 
ten Zusammenarbeit zwischen Angehörigen der Soziali­
stischen Arbeiterjugend (SAJ) und des Kommunistischen 
Jugendverbandes (KVJD) in Kassel. Die gemeinsame 
Überzeugung war: .Jetzt müssen wir was tun, dje Sache 
von unten her unterlaufen ...... Das waren Leute aus den Ju­
gendorganisationen der beiden Parteien. Wir waren heil· 
froh, d:tß wir so einen kleinen Klub zusammengekriegt ha· 
ben, der über gemeinsame Aktionen diskutieren konnte 
Da waren weder führende Leute von der SPD noch von 
der KPD dabei ... Alles, was Rang und Namen hatte, war 
doch auch schon weg; die saßen in Breitenau ... Es waraber 
weniger ein ,Erkennen', jetzt etwas gemeinsames gegen 
den Faschismus tun zu müssen: es war mehr das Gefuhl. 
überspielt worden zu sein ... So waren wir und die froh -
nachdem die anderen alle weg waren -, daß jetzt endlich 
etwas da war, wo man sagen konnte: Wir wollen's mal ver 

ll~ Rcrtchl vom l S. 8. 1950 (WG·Akte A. Bomcmann). Borncmann, gcb. 6. 5. 1882, gelernter Optiker, vor 1933 neben seiner Titigkcu .1ls Gcwcrk· 
schJfhfunkuon.ir rn der K.useler SPO ,1kt iv, wurde w~hrend der NS-Zeit zweimal im Konzentrauonslagcr inhaftiert- vom Serumher 1939 bis M.u 
I 941 in den KZ Sachscnhotust'n und O.uho~u und im August 1944 fUr kuru Zeu 1m KZ Oraoienburg. Er \Urb 1960 in Kasse . 126 Bericht Augun 
Bornemann ( 1950) 127 Lagebenchi der Gestapostelle K:am•l über ~MantismuJ" vom 31. 8. 1938 (BA Koblen7., R 58/446). lU Hdmut Esten/Ham 
Pelger: Gewerkschafter !m Widerstand, H3nnover t 967, S. 40. llY A.a.O .. S. 4 I ( 128). HO Kar! Koch wurde )plter Pr:is1dent der Bundesbahndirck· 
!IOn Ka~sel; Wllh S\hrötcr WJf n.t(h 1945 der erste Vorsitzende der Eisenbahner-Cewerkschaft 10 K.i>Scl. Siehe die Bemhte von Kar! Schman (1982-
llerbcn Pmno) und llcrmJnn Fr.mz juo. (1982- Herben Pinno)- K.!rl Schmitt, geb. 24. 10. 1909 m Frankfun a M.: k.Jufmannischer Angestellter. 
Vor 1933 in der FrJnkfurtc:r Arbe1ter,ugendbcwcgung. Seit 1938 Jn K;mel. Am Wiederaufbau der Eisenbahner-Gewerkschaft beteiligt, Z\Jietzt als Se­
luct3r dcrOrtsvcrwJitung K.l~>cl. lllS1chc den Bencht von Hermann Frnatz JUn. überdie Aktiv1t:iten semes V~ters.. 112 Llgeb~richt da Suaupoli 
t.t'lltriJe K.md vom 28. 7. 19.H (lMLIZPA, P St J/37) IJJ L.tl!cbc:ritht votn 5 l.l. 19.34 (Su\ Marburg. 16513949). 
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suc:hen."IH Während der kurLen ExJMenL d1e~~r W1der· 
Standsgruppe kam es zu mehreren gemeimamen FlugbiJt· 
taktionen; ein Flugblatt trug z. B. den bcuH..hncnden Ti­
tel "Hoppla, wir lrben!" 
Interessant war die Form derZusammen.Hbeit. Da die SAJ 
bislang über keine konspirative Organisationsstruktur 
verfugte, wurden die .lUS 1hrcm ß~retch kommenden 
MitglJeder in die ~chon bestehenden Fünfergruppen de\ 
KJVD einbezogen; der SAJ-Funktion:ir Anton AJch wur· 
dein die bestehende illeg.tle Leitung des KJVD aufgenom 
rnen.l35 Um das Gewicht der SAJ zu stärken, wurde für al· 
le Beschlüsse der Leitung Einst1mmigkeit vereinban.J.lc, 
Dadurch, daß der Gestapo-Zentrale Matenalien de1 II Iegtl­
Ien Reichsleitung des KJVD in die Hände fielen, wurde im 
Rahmen einer reichsweHen Verhaftungswelle auch die 
K.ISSeler Gruppe .,aufgerollt". 23 Mitglieder wurden vor 
Gencht gestellt, von denen 14 zu Gef::ingni\Strafen verur­
teilt wurden.137 Angesichts ihrer noch ntcht einmal zwei­
monatigen Existenz konnte die Kasseler SAJIKJVD-Grup· 
pe keine größere Ausstr.1hlungskraft gevnnncn. 
Esne andere Gruppe von jungen Soztalisten und Kommu· 
ntsten konnte ihren zu~.lmmenhalt bis 1936 bewahren. 
Den Kern der Gruppe bildete eine Fahrten- und Wander 
gruppe der "Fre1en Turnerschaft", der g,rößtt•n Vcrcini 
gung der Arbeitersportbewegung in Ka~\el. Zu den Mit 
glledern der Gruppe zählten die Verkäufersn Käthe St.thl, 
der ]nstallateur Karl Braunroth, die Stcnotyptstin Wtlht·l­
mme Müller, Hildeburg Weinen, Hans Htnz, der Elektri ­
ker Franz Buda, der VerwaltungsangeMellte Wtlli Pa.tr, der 
Musikinstrumentenbauer Willy LJngner und der buf· 
männische Angestellte Erich W cinert. U7o~ Anders al\ dit· 

gesinnungstreuen äiLcren SoualdcmokrJten beschränk· 
tcn sich die jungen Arbeitersportler na:ht auf solldo1rmh· 
~esellige Beziehungen . .,Gicid1 nach der Machtergreifung 
liChteten wir regclm~ßigc wöc.hentltchc Otsku)sionsaben­
t.le 10 Wohnungen von Gruppcnan~chorigcu Cll\, bei de· 
ncn vornchmltch politische I herneo behandelt wurden. 
Wir lasen und bespracht:n cl,l\ ,Kommumstische Ma111· 
tcst', d.1s ,l<.Jptt.tl' sowie andere Sucher und illegale Hug• 
sthnften und trugen LU deren Vcrbr~:itung bct. Zur Unter· 
~tützung von poltttsch lnhatticrten sow1c ihrer Angchöri­
Ken ~arnmeltcn wir Gelder und vcrtetltcll sie 1we~ kc:nt­
sprcchcnd. f.1st Jeden Sonnt.Jg unternahmen wsr W andc­
rungcn, haupts:ichltch tn der Reinh.mlswaldgcgcnd, bei 
denen wir un' oft mtt anderen Ge~m·rn dc' NS-Rcgimc' 
traten und iihcr dtc poltt!Rht Lage di~kuuertcn. "I \II 
Als markJrw .. ·r Unterschied zu den kleinen so:Ltaldcnwkra­
ttschen Soltdargemcmschahcn, Jbcr .tuc.h zu den rnc:i~tc:n 
tllcgalcn Gruppen der KPD fJIIt auf. dJß di~·!>cr Kreis si~:h 
mrt grundlegenden Themen der marxrst'~'hcn poltti· 
sehen Theone, dc1 politi-.chen Ökonomtc sowtt der JÜn­
geren deut~chcn Gc:sdudll'' - nun l.t~ und di,kuticrtc: 
;~u,· h Bikhcr über dtc deut~<.ht Revolut•on von 19 I H -
au,einandc:r,ctztei3Q und mm1ttc:n dc~ Zm.lmm,•nhrudh 
dtr Jlten All>cttcrbewcgung und der clurdt ·r crror unJ 
Propaganda formierten "Volks~cmeinschatt" cmus 
Neuanfang mit I hlk de1 ctgcnst~iodtgcn Aneignung von 
lll.lf)(J\II\Ch-s07s.lltsttschcr Btldung ~udue. HO Dtl poltti ­
~tht Selbstbildung dieser Gruppe, dtc als .,Sot.salt~t"'"" 
Jugcndgruppc" oder .,Freundeskreis" firnuertc. war Jedoch 

smmcr verbunden mll prakm, her slleg.tlcr Arbeit, mittler 
Hilfe für vcrfol~tc: Atbdtcrf.untltcn ebenso wie mit ötfcnt 

IJ4 ßencht Anton A•ch ( 1976 - A Mehmc:r) li1chc: 1.u J1nc:r Gruppe .tudt Willi ßeJ1: .1 .1 0 , 'i 1>7, S 91 1.; Chruunc fi~ther·Dcluy : ;~ , J 0 ., S. I!K 
(Anm. q) - Zu Anton A1ch Siehe Anm. IJS. 1H Anton A11:h, geb. 4 'I 1909 111 l.c:utkm h! KI\ W.10gcn; !(demter Hur~tenmJther. 1lllll uJdl J\,1\\t'l 
gekommen und 5oforr rn Jte SA! eingetreten. !>(>Jtcr Mitt:ltctl tlcr SPD I <IJl Vnr\tt7ender Jcr ~AJ·Gruppc Zentrum, Mitglied Ul'~ On~vnr,t.lndc-~ Jer 
SA) und ehrenamtlicher Jugend~ckrc:t;ir der SPD; JÜng~tcr PJrteircdncr im ßcmk. Entgmg 1111 Oktober 1933 der Vt'rlt.dtUil!l und flnh uhrr A.1d1cn 
nach Holland. Gc:langte über Belgrcn, wo er /t'ttweilig in (mem Em•gr.mtcniJgcr uttcrlltcll war. uttd Südfr~nkrr"h 10 dir Srhwct7. Vnn dort fuhr er 
1934 mutllcgalen S~:hnften tm Gepäck zunäch\t tn St'IOC ~chwJbtschc HcimJI, tbl\11 im November 11.1\ h K .• ~<el Wegen de~ bcl \(IOCr r.umhc: c:nlde(~ · 
rcn illegalen M.ttc:ml~ ,·c:rhJftet und m Karhruht 7U lb Mono1ten Gctlngnh verurteile. Kehnr I QJI1 nAch KAud I.UrUlk. I 1140 bi~ 1945 'lold.u Wuttlc: 
1945 Parteisekretär der wtedcrgegründetcn K.mder SI'IJ. (Siehe Bcril ht 1976 und W\.·Akre A A1ch) 't• Srehe Willi Bd1: ;u.O .. S 91 (Ii) 137 Sir• 
he dJs Urteil de~ OLG Kassel gc:gen Willt Beiz u. ol. wegen ~orbc:rc:uung_rum Hochverr.tt vom 23 3 19J4 (ÜJ\ 1111 / jJ) !'I Jcr Angcklo~,.:ttn wm r~ /Wt· 
lthen 16 und 21, •m Durchschmu etwa 18 hhrc alt; 6 von thnen wncn JUn&e ho1ucn, dJrunter twcr Sduilcrtuncll und c•n Ldtrm.idchcn !)7• K.itlte 
Stahl, geb 21.12. 1912tn KHscl, sctt 1931 M•tghcd der .Freten TurnenchJtt•. - K.trl Buuurotlt, gcb. 5. 5 19!1tn K.mcl,lm I <l .ll SI'() 'lym.fwh•1~nt, 
Iet! 1929 Mitglied der .Frcten Turnerschdft".- W1lhdmrne Muller, geb. 19. 4. 1913 in K.l$1CI, (c:ll 1930 Mitglied der .rrcten I urnc:l\lhJft . HtiJl .. 
burg Weinen, gcb.2. 5. 1911 in Pot~chappel/Kr1. Dre,den, MttghcJ Jcr l·rttdcukcrbtwcsun~ Lrkh Werncrt, der M.1nn vonlfrltleburg Wcmrlt, 
geb. 25. 12. 1906 10 Do~hlcn/Kr~. Leipzig, sett 1925 M•t~thed der FretJenl.tr·Jugcnd, seJt l<i.ll du KI'O, vor ~llcm 1ctt I11J4 in Jcr tllegJieu Ort:Jni\~ 
tion der KPD in K.;usd .1k11v - Willi PaJr, gcb. 24. II. 1909 in K.asscl, tunJchst Mitglied bet Jen .Nlturfrc:unden" 111 ll.arlnh.1u~en. \eit I '119 hct dc:r 
.fretcn Tumenchaft", ICH 1931 Mttglied der SPD und \päter der .E•~crncn front~.-FT"ml ßud~.~eb. 'I Y. 1905 iu J<;.~,t'l. 'cl! 19.l.l•m Dcul\,h<n Me· 
tolll.ubctter-Verband, 1925126 1m Reichlb.mncr 1918- 1932 Mitglied der .Freien Turnenduft". 1ulct.ct :ah M:innc• Turnw.art und jugcndlcntr; :ab 
1932 Turnwart tm KPD·n.ahen Sportvercm .Spo~.rtakus".- Han~ llin1, geb. 26. 4. 1910 in K.mcl, Sohn eine\ MvhC'ltumponunternc:hmcr,, )C:tt 19.Zo 
bct der .Freien Tummeh~tt·, mt 1930 Mitglied der KPD.- Wtlly l.mgncr,!Seb. 27. 2. 1909 in K2Hc:l, scir 1921 Mttghcd der .Freien Turncmhat't" -
Stehe auc.:h W. Beiz: o1.a.O., S 93 ff (Anm 9); Der neucn Zctt cnt14cgcn. 75 Jahre Arbcitcrjugcndbrwc:rgung m K;mel, 1nlorm.HronsmJpp(' tur Au'· 
srcllung, hrsg. vom For)chun~pro,ekt .Geschi~htc der ArbcttetJUj;endbewc:~;ung m K.1s'cl und Nordhc:ssen", GelJmthothH.hule K.mrl, KJ1Sel 
1984. JJg Bericht Willy Langner (1951 - WG·Akte W. Langner). Stehe .weh Clen ßcncht von f•r.1n1 ßud.1 inJ. KJmmlrz/D KtJo~c VilmJr (11r,g.): 
oi.J.O., S. 344 (1). m Stehe auch die: Anklagcschrtft vom 21 12. 1936 1m HochvemuverfJhrcn gq;en Kiithc StJltl u. J , vor d~m 01 G.KJ~~cl (OJs 
169/36). 140 Oieses Bc:•sptcl verweiSt- gestützt o1uch durch manchen H mwers m lntervrew1 - o1uf dcnlmtonschrn Wahrhen~gcho1lt der ~A,theuk des 
Widel"$t.Jndes" von Petc:r Wctn, 111 der der Sclbst·Btldun.g\pro7eß etncr lletnen Gruppe \Oll iuugcn Arbcncrrntclld.tucllen in der lllcgJIIIJt du 
Grundthema tst. Stehe l'c:ter Wctu: Dre Äsrhcttk dc:\ Wtderu;~ndn . Roman, 3 8Jc .. ftankfu11 a. M. 1975. 
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Iichen Aufklärungs.tklloncn. 0Jt~ Gruppe war mit der illc 
galen OrganisJtion der KPD nur über einzelne Mitglieder 
verbunden; sie blieb jedoch eigenständig. 
Nach einer Verhaftungswelle An6tng 1936 wurden du~ 
meisten Gruppenmitglieder vor Gericht gestellt und we· 
gen ., Vorbereitung zum Hochverrat" zu teilweise langen 
ll:lhstrJfen verurteilt.l41 Die NS-Richter hatten gewisse 
Sc..hwtcrigkeiten damit, d1e Gruppe politi~ch zu klassiftzie· 
rcn . .,ZU',Jmmcnschluß aulm.trxistischer GLUndlage"l-12, 
"Autrcchterhaltung einer ·marxistisch-kommunistischen 
JugendorganisJtJon "14l oder .,Fortführung des verbo· 
tcnen kommmmllschen Jugendverbandes Deutsch· 
lands"l44 hießen die Forrndn. zwischen denen Anklage­
behörde und Gericht schwankten. Letzten Endes wurde 
d1e Gruppe vom Gerid11 als Teil des illegalen KJVD bzw. 
d~r KPD angesehen. Daß diese Einordnung fabch war, 
folgt d.trJus. ddß -wie in den Urteilsschriften selbst ange-

fuhrt- einzelne Mitgltedcr erl>t 1935 von Seiten dc:t ilJega 
len KPD wegen einer Mitarbeit Jngesprochen wurden.145 
Anders als diese Gruppe von Arbeitersportlern fielen 
manche ehemaligen Sozialdemokraten und Gewerkschaf· 
ter Gestapo und Justiz dadurch in die Hände, daß siegele­
gentlich eine Zeitung oder ein Flugblatt des KPD-Unter· 
grundes entgegengenommen und bezahlt, daß sie tur die 
Familien Verfolgter gespendet oder einem von der Gesta· 
pogeJagten Kommunisten Unter~c:hlupf gewährt hatten 
Der Hochverrats-Strafsenat des OLG Kassel bewertete 
diese Handlungen in der Regel als Unterstützung kommu· 
nistischer Bestrebungen und schlug sie der illegalen KPD 
zu oder bewertete sie als Ausdruck .,der marxjstisch-kom­
munistischen Einheitsfront" .146 Diese Interpretation ge­
legentlicher Kontakte und einer gewissen Basissolidarität 
von Angehörigen der zerschlagenen Arbeiterbewegung 
wurde den wirklichen Verhältnissen nicht gerecht. 

2.2.2 Sozialdemokratisch e: Solidargcmcinschaft 

Der Zusammenh.llt zwischen 1enen Sozialdemokraten, 
dir: si(h aufdas ,.Dntte Reich" ntrht einließen, trotzihrer 
Abldmung des Regime~ jedoth einen nach außen gerich· 
tcten aktiven WidcntJnd fur Jussichtslos und zu gefahr­
lieh hielten, wurde 1n den verschiedensten Formen ge· 
w.1hn. 0.17.u 7.iihltcn L.adengcsch:ifte von Sozialdemokra· 
ten, 1n denen man sichtrar und Informationen austausch· 
te: Jb Stammtische und Sp1el-Runden getarnte Treffen m 
Wohnungen und Gaststätten; Gruppen m bestimmten 
Vereinen. religiösen Gemeinschaften etc.; Hörergemein· 
,chaften zum Abhören audiindischer Sender; gemeinsa· 
me W,1nderungen und regelmäßiges Zusammenkommen 
im Familienkreis. Gememsam war allen diesen Kontakten 
die Funktion, den Verlust dersozialdemokratischen Orga· 
nisationcn und des öffentlichen Wirkungsraums im Rah· 
men einer informellen Solidargemeinschaft wenigsten' 
7.Um Teil.1uszuglcichcn. Die durch I:Jnge persönliche Be· 
kanntsch.lft und gemcins~nnc Aktivitäten befestigten Ge­
meinsc:h.tftcn Gleichgesinnter boten Schutz vor Spttzeln 
und Denunziationen, erlaubten offenen Informations­
und Mcmungsaustausch, sicherten Unterstützung bei 
Verfolgung und Gefahr und h.llfen bei der materiellen 

Existenzsicherung, ~ie waren also auch im engeren Sin11 
des Wortes Überlebensgemeinschaften. Sie dienten 
schließlich immer wieder auch der Stabilisierung der eige­
nen Überzeugung und der Disunz zum Regime und er­
möglichten es so, dem Druck der Volksgemeinschaftspro· 
paganda und den zwischen werbendem Angebot und dro· 
hender Aufforderung schwankenden Appellen des Rcg1· 
mcs zur Mitarbeit weithin zu widerstehen. 
Zu den wichtigsten KristaJiisationspunkten dieses Nerze~ 
solidarischer Kontakte zählten die kleinen Ladengeschäf· 
te, die von Sozialdemokraten betrieben wurden. Un· 
geachtet aller Beobachtungen durch die Gestapo boten sie: 
gute Möglichkeiten, Informationen weiterzugeben, Ge· 
rüchte abzuklären, Verbmdungen aufrechtzuerhalten 
und Hilfe im Notfall zu leisten. Kasseler Sozialdemokra­
ten, Gewerkschafter, aber auch Kommunisten und oppo­
!lltionelle Christen besuchten regelmäßig den Zigarrenla· 
den von Kar! Hermann, den Schreibwaren- und Zeit· 
schriftenladen von EmiJ Dittmann, das Tabak· und 
Schreibwarengeschäft von Christian Wittrock und den 
Lebensmittelladen von Rudolf Freidhof oder ließen sich 
von diesen Geschäften, die von den ehemaligen SPD-

IH I IJn\ Hm:r: 7 1/lj.thrc: Zucluh.lu': Fr~n,. Bud~ 3 li2Jahre Zurhth.•u~: Willi Paa.r: ll/2 Jahre Gdlingnh; f.nch Weinen: 8Jahre Zuchthaus. Fronz 
BudJ wurde nJch ~einer H~ftt'nti~\UJng 1939 hisAnfang Mai 1945 1m K7. Buchenwa.ld inh.utien. Ench Weinc:rt und Wtlty Langnc:r wurden 1942. 
1943 rum !)rntb.uaillon 99q c:tngc:.cogen. Stehe .;~uch meme Dokument.ltlon über Kasseler Sold;Hen •m Zwetten Wehknc-g (5). l~l Anldageschriftge­
t:c:n K;ithe Stahl u. J., .l.J.O. (Anm. 139). - Die Kategone ~MJrxumu1" wurde von Gc:st.tpo und Justiz. m der Regel zur Kcnm:c1chnung des so:rt.Jidemo­
k.tJtiH:ll'lretgc:wcrk>ch.lftlidm• L.1gm vcrwc:ndc:t. 141 Urteil gegen W. Pfromm. H. Hinz. u. J., OLG K.lssel, OJs 182/33, OJ) 31/ 36- Zu \lC1ilhdm 
Pfromm ). Anm. 232. 144 AnklJgc~chrift ~tc:gc:n K.äthe Stoshl. a.a.O (IJ9). t4S Das tnfft etwa tUr Franz. Buda zu. Stehe: Uncil gegen W. Pfromru u. a., 
.u.O., S. 6 (143). t4t• Stehe 'l B. d.1~ Vcrfil hren gegen K.&rl Prior u .1 (0Js 70/.l6) Prior ehcmah~c:r Vorsitztoder der SPD in Nic:dc:nwdmn, sulltc ci­
n•ge Ext'mplare dN .Rur<'n FJhOC'~ crh.)hc:n und benhlr h~bc:n . 
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Funktionären 1933 nach 1hrer H.:tft~ntlassung erötTnet 
wurden, belicfem.147 
In Emil Dittmanns Geschäft, in dem zeitweilig ,lUch der 
SAJ-Funktionär Anton Aich oder- während seiner H.:th 
1eit - die Frau von Rudolf Freidhof .:trbeitetcn, erh1clt 
man z. B. den .,Blick in die Zeit", einen von Juni 1933 bts 
zu seinem Verbot im August 1935 wöchentlich erschei­
nenden Pressespiegel. der auf 16 Seiten aus~ewählte .. Pres~ 
sestimmen des In- und Auslandes zu Politik, Wirtschaft 
und Kultur" - so der Unterti tel - enthleJt.l411 Dieser b:tld 
in einer Auflage von mehr als 100 000 Exempbren veröf­
fentlichte Pressespiegel suchte vor allem durch ausgtebi­
ges Zitieren der ausländischen Presse "die internationale 
politisch-moralische Ächtun~ des National~oz1alismus zu 
verdeutlichen "149 und informierte - neben einer Vicl7.ahl 
unverfjnglicher Meldungen - durch verräterische, wider­
sprüchliche und absurde Zitate aus der NS-Presse ebenso 
über wichtige Entwicklungen des Regimes, wie <'t e~ mtt 
seinen eigenen Mitteln persiflierte. Bei Emil Dittmann, 
der bis 1933 Jm Vertrieb des "Kasseler Volksbl.ttts"' gear 
beitet hatte, wurde ,.Blick in dte Zeit" entweder direkt ver­
kauft oder über Verteiler, die eine Anzahl von Exempl.l­
ren in Kommission übernahmen und im Kre•s ehemaliger 
Sozialdemokraten, Gewerkschafter etc. weiterverkauften; 
eine Kundenkartei wurde nicht geH.ihn.l50 
Im übrigen liefen in diesen Geschäften Informationen zu· 
samrnen: man fragte nach dem Schicksal von Gcnos~en 
und tauschte politische Neuigkeiten aus. Da man mit der 
Überwachung durch die Gestapo rechnete, wurden die 
Besuche möglichst kurz gehalten. Im Bericht etnes gerade 
aus der Haft Entlassenen wird die Funktion dieser Läden 
sehr deutlich: "Flugblätter aus dem Ausland haben w1r 
auch nicht mehr bekommen. [n der Zeit war ich seh r ein­
sam, weil niemand mehr etwas mit mir zu tun haben woll· 
te ... Beim Hermann, wo ich meinen Tabak zum Zigaret­
tendrehen kaufte, war die einzige Möglichkeit, wo man 
noch mit ein paar Leuten sprechen konnte. Und d.u 
konnte man bloß, wenn einervordetTürstand,derklopf­
te, wenn ein neuer Kunde kam."l50a Später, als immer 

neue Gmppen der Verfolgung ausgesetzt waren, kamen 
gelegentlich auth Be~ucher aus anderen Krd~cn - 1.. B. op­
positionelle Katholiken -. die t>infach .,emmalnut einem 
vernünftigen Menschen sprechen" wollten. ISt Verfolgte 
wurden manchm.•l üher diese I :iden versorgt - so w.ih 
rC'nd Jes Kriege' ein junger Deserteur .1us I Iuleshausen, 
der über Rudolf f.rc1dhof Ll'bensmutd erlueh und de.s\en 
familie von frctdhof berateil wurde I Sl 

Von klctnen Runden, dte sich in bestimmten Gaststätten 
mfen, iS"t m mehreren Berichten die Rede . .,Wir haben 
um 1n der Holländischen Str<lßc bl·t Lorchen Hcnning­
d.t.s t ~t dtc Sdtwestcr von Chmnan Wutroc.k, dte hatt~ 
dort eine Weinstube gctrotlen. Wir trJ.ten uns dort im· 
mer an emcm Vornuttc~g tm Nebenzimmer. spu~lten K.u 
ten zum $( hetn, und wenn irgendwelche Gefahr drohte, 
dann kam d1e Wirttn herein und sagte ,J leut 1st schönes 
Wetter'. Das wardas Zetchcn, daß w1rdann :tnfingen, Ktr· 
tt>n zu ~pielen . "l53 E•n andera Zirkc·l von bck.lnntcn 
SPD und Gewerkschaft~funktionären traf steh 111 der 
Wcimtube von K.Jrl Huhn, der ebenfalls dt:r SPD .tngc­
hört hatte.l 'i4 Regelmäßig tr.1f sich .:tuch eine Gruppe ehe:· 
m;lliger Jung~o7.ialisten und SAJ-Mttglieder aus dem Um 
ktf.'IS der 1933 autgelösrcn Kahan•rt -Gruppe "Oie RotL 
Kommode". O;lssogenanntc .,Kr:inz~ hcn" h.ltte eine /.cit­
lang Verbmdung mit Erich Ollenhauer in Prag und erluelt 
cimge Bncfe von dort, dtc abgeschrieben und nach dem 
Sy~tcm der Kcttenhriefe weiterverteilt wurden. Im übri· 
gen beschr:inkte nl.ln sich .lbcr .lUf das gelieJiigc Zu~am­
menkommen unter Gleichgesinnten und mltd.triM:hc Un­
terstützung untercmJnder.l SS 
Aus den Berichten der Beteiligten geht hervor, d.:tf~ c:mt: 
Rcahe von Athettergamtänen und früheren Treffpunkten 
der Arbelterorgarusauoneu uath dem Abklingen der er­
sten großen V erfolgungswclle 19.33 otlcn kundig ihre frti · 
here Funktion in einem gewissen Umf:mg zurückgcw.mn 
und etnen begrenzten Schutzraum fu1 die Kommuntk<l­
tion unter den Angehöngen der alten Arbetterbewq~un~ 
bot.l5b Gelegentlich wurde die!\ auch von den Verfol­
gungsbehörden und P<Htcii nlitanu!l festgcsl ellr. So h icß 

t47 Sich~ di~ Benehre von Rudolt Frc-1dhof (19112 und 197o), Eh~ Mo\IJ. der I ochtrr vun Rudolfl•rrldhof(l985),llemnd1 N1dt ( lllgS).I.uJw1~ Ku'· 
I er (1%9- Art ur Smig),ln~c Zinn (1982), Anton A1ch ( 1976 unJ 1986). K.lrl l-lcrm.1nn. gcb. 9 3. 188l m Edc-nburg_IS.tch,cn, 1928- 1933 Bc:wlmc­
kretär der SPD Kurhessc:n-Waldeck. Im April I \,l33 verhaftet und vor dc-n1 KJ~\clcr Sondergericht wq:cn ~inc~ SPD·Ruruhchrcrben~ mit lnfurmJt!O 
nen über den SA-Terror angeklagt. Angmcht~ der von der Vertcldigun~ (C A 7iun) ~ngcbotcncn Bcwci~c wurde U,l\ Vcrf.1hn:n n1cdcrg~\l hiJ)!cn 
Hermann blieb m H.aft und wurde fur ~ech\ Wodt~n 1m KZ BrcHt'nAu cmgel1den. 1944 im Rahmen dC'r Akuon .\omn· v1cr Wochen tm K/ S.1ch 
\cnbausen •nhaftien. Nach !945 Landrat in Nordhes~cn.- ZuR. Prcrdhof und C. Wittrnck siehe in d1e,cm Band: 7.\IT hmnmchcn Aus!l~""'l~~c des 
Arberterwrderswndt's, Anm. 61 und 63. 143 Siehe PetN Lo•chtM•ch~d Stholin~;: Soladargcmctn~ch..&ft rm W1dcrst.tnd: bnc r.tlbtudte ubtr .Bhlk 111 
die: Zeit", in: IWK. 19.Jg. (1983). H. 4, S. 517-561, hrcr S. 520 ff. 14' A.J.O .• S 536 (148). l\11 Bcru.ht Hernnch N1cft (19ti5). der Jb Vcrtcill:l bei 
Dittm.1nn arbcrtetc. ISO• "Bericht Anton Alch (1976). 1~1 Beri,ht Rudolf Frt'rdhof (197ft). 1~1 5idrr J Kammler .Ich lube dil· Mt't7dcr Wt . • 
.1.a.O., S. 25 (5). m Bericht RudQtrFreidhof(l962). 1)-l Benehr Hugo Merlt' (1985 • f !erben l'inno) ltugo Mcrlt', g<'b. 12. 12. 1<120 1n KJssel. Va 
tn war vor 1933 Vorsitzender ~er Buchdrucker-Gewerkschaft. Scu 1937 rm Verwahungsd1cn•t bc1 d('T KJ••cler St.!dtverwaltung. M1tglaed 1n SPD und 
ÖTV 5Cit 1947; zwölf Jahre ÖTV·Krcisvomuendc:r. Zuletzt Mag1stratsd1rcktor. "~ S1c:he d1c Kcm:htt von llugo Merle (1985), II eintich N1cft 
( 1985) und Remhard K.nJuf.- ZuR. Kn.111f ~lthc: Ocr ncurn Zeit entgegen. a.a 0.(13" .&I 1\f S1cht die AufL~hlung ~old1er Arbc1tt'rknc1pcn un Bcmht 
von Heinrieb Nirft (1985). 
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~:s in ctner SO-Meldung au~ dem Jahr 1935: "In der Gast­
wirtsc.:hafl Kersten in Großenritte h.tben kunlich Arbeiter 
aus Elgcrshausen das frühere marxistische Kampflied 
,Brüder, zur Sonne, zur Freiheit' gesungen. Es ist jedoch 
nicht festzustellen gewes~n. von wem das Lied eigentlich 
gesungen wurde."l57 ln einer Anzeige der NSDAP-Kreis­
lettung Kassel-Land bei der Gestapostelle Kassel wurde 
festgestellt: "D:~s Lob! Mcissner in Nicdcrzwchren, 
Frankfurter Straße 13, war vor der Machtübernahme das 
Verkehrslokal des Reic.:hsbilnner und der SPD, zum Teil 
auch KPD. und wird auth heute noch von diesen Kreiseu 
ständi~ bcsut:ht... Es sc.hcmt in diesem Lokal staatsfeindli­
che Propaganda getrieben zu werden. E~ ist zweckmäßig, 
dieses Lokal durch geeignete Maßnahmen übelWachen zu 
lassen.*'157a Viel bemerkenswerter ist ein Bericht aus dem 
Jahre 1938, der sich mit dl..' r Kriegsfurcht und oppositio­
ndien Tenc.Jl'nzen unter K.isseler Arbeitern befaßt: .,Ver­
schiedene Gaststätten, besonders in den Arbciterbezir­
ken, haben gan7 offen dtc Hetzsender eingestellt, so daß 
die Nachrichten dtcser Sender in der Öffentlichkeit disku­
tiert werden konnten.''l5!\ Trotz aller Verfolgung und 
Übcrwachun~ war es c.Jem Regime Jlso nicht ~clungen, die 
Treffpunkte in den Arbeiterviencln restlos zu kontrollie­
ren und als Kristallisationspunkte oppositioneller Stim­
mungen .lUszuschalten. 
Wanderungen und gemeinsame sonntägliche Familien­
ausflüge waren die naheliegendste und harmloseste Form, 
~ich Gelcgenhctt fiir em offenes politisches Gespräch zu 
schaffen; davon ist m allen Zeitzeugen-Benchten die Re­
de. Selbst durch Spazterengehen konnte man jedoch auf· 
f.lllen. Übl'r einen M.turer JUS Großenritte wurde ver­
merkt: .,Schöm•wJid geht viel spazicrcn ... "l59 Bedeutsa­
mer waren in den Augen der NS·Behörden jene Verbin­
dungen, die im Rahmen harmlos-unpolitischer Vereine 
oder religiöser Sekten aufrechterhalten wurden. So be­
richtet der Landrat des LJndkreises Kassel bcsor~t. .,daJ! 
sich ehemalige M.uxistcn und Kommunisten in einigen 
Gemeinden der Sekte der Baptisten angeschlossen haben. 
Eine ganz ähnliche Erscheinung ist jetzt bei den Kanin­
chenzuchtvereinen zu beobachten. Dies ist der FalJ in 
Obervellmar, Obcrzwehren und Niederzwehrcn. Es be· 
steht der stMkc Verdacht, daß die früheren Anhänger der 
KPD und SPD diese Vereinigungen als Deckmantel fur ih­
re Zusammenkünfte benutzen ... Der Kaninchenzuchtve­
rein ,Vorwärts' (!) Oberzwehren umfJßt etwJ 30-40 ehe 

malige SPD- und KPD-Anhänger als Mitglieder. "160 In ei­
nem anderen Lagebericht hetßt es: "In Großenritte ver­
suchten die ehemaligen m.trx.istischen Sänger den eben­
falls streng marxistischen Gesanglehrer LudJoff aus Nie­
derzwehren, der in der Systemzeit den Arbeitergesangve­
rein führte, wieder als Dirigenten zu bekommen ... Es war 
so weit, daß die ehemaligen Mitglieder des Gesangvereins 
Germania austraten, womit der alte Gesangverein aufge· 
löst und der Marxistenverein gegründetgewesen wäre. ·•tol 
Manchmal gründeten sozialdemokratische Gruppen neue 
Vereine, so z. B. in Ochshausen den auf30 Mitglieder be­
schränkten "Lotterievercin", dessen vordergründiger Zweck 
der gemeinsame Erwerb von Lotterielosen war)62 Die 
Gestapo forderte daher die Onspolizeibehördcn auf. die 
Vereinsanmeldungen besonders genau Z\1 überprüfton. 
Regelmäßig wurden -wie die Zeitzeugenberichte bestäti­
gen - von den oppositionellen Anhängern der alten Ar· 
beiterbewegung die deutschsprachigen Nachrichtensen 
dungen der ausländischen Sender abgehört, zum Teil ge­
meinsam und 10 regelrechten Diskussionsrunden. Von 
Anfang an wichug, wurden die ausländischen Sender im 
Verlauf der Diktatur zur entscheidenden, schließlich zu­
meist einzigen regimekritischen Informationsquelle. Ob­
wohl das Abhören und Weiterverbreiten ausländischer 
Rundfunknachrichten erst 1939 ah "Rundfunkverbre­
chen" unter harte Strafandrohung gestellt wurdel63, ging 
das Regime von Anfang an gegen diesen .,Mißbrauch" des 
von ihr s'O nachdrücklich propligierten Mediums Rund­
funk vor. Der Kasseler Landrat wies die Bürgermeister unc.J 
Polizeibeamten seines Kreises schon im Juü 1933 darauf 
hin, .,daß der Moskaucr Sender in deutscher Sprache het· 
zerische Übertragungen gegen die nationale Regierung in 
Deutschland (bringt). Zur Abhörung dieser Übertragun­
gen sollen sich auf dem Lande Kommunisten und Marxi­
sten in Privathäusern zusammenfinden. Ich ersuche, den 
Vermutungen nachzugehen, gegebenenfalls durch Be· 
schlagnahmc der Aepar.1te einzuschreiten und mir sofort 
zu berichten."164 Uber dieses Gegenmodell zum .,Ge­
meinschaftsempfang" von NS-Propagandasendungen 
heißt es in einem Zeitzeugenbericht: .,Illegale Nachrich­
ten gehört habe ich auch. Da hat einer aus dem Fenster 
rJusgeguckt in dem Haus an der Weserspirze 3, ob unten 
einer zur Tür hereinkam, und einer stand vor der Woh­
nungstür und hat aufgepaßt; es waren doch acht Parteien 
in dem Haus. Und die anderen haben dann Rad10 gehört. 

m ~0-Abschnut XXX. Bcoba.chtun~en und Uenchte 1935. Meldung vom 4: 5. 1935 (f IHStA Wte~b;~den, 41!3/6753). W • Anzcage vom 23. I?· 1935, 
an: Übuwachung st.aJtsfeindhchcr Elemente, Emtgranten und Juden (w Ntedcrxwducn) 1933- 1936 (StA MJrbuQ;. 17511401). •~• Lt~c:bwclll der 
<itaatspohzei~telle K.assel über _.Marxtsmu~" fur den Monat September 1938 (BA Koblenz. R 58/446) .. 1\~ Poltlaseber lagcbcncht des Landrat~ de 
Kretses Ka>)d vocn 20. 12. 1935 {StA M.uburg. 165/3824). 160 A.a..O. (159). 161 Poliusdler lagcbencht des L.tndr.us des L.tndkreJSes !Yssd vom 
24. 2. 1936 {StA Marburg, 165/ 382-1). tol Bericht K.3rl Lips (1985- Herben Pinno)- KJrllaps, gcb. 15. 9. 1922 in Ochshauscn/ Krs. Kmd; Klemp 
nN. Mitf:licd der SPO und der IG Metall seu 1945. Langiähri~er Be1riebmt bei Hcoschcl. lbl ftVcrordnun~ uber außerordentliche Rundfunknuß 
n.Jhmcn vom I. 9. 1939 (RG811939, T"eil 1). 164 Srhrcaben vom 8. halt 1931 (StA Mubu~ 17511401). 
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Anders ging das doch mcht. Da konme doch ctner dem 
anderen nicht traucn."lo5 Besonders hart wurde während 
des Krieges die Weitergabe und Diskussion der ausländi­
schen Nachrichten, die die Durchh.tltcpropaganda emp· 
findlieh störten, geahndet. Häufig waren es dabei ehema· 
lige Sozialdemokraten und andere Angehörige Jer unter· 
drückten Arbeiterbewegung, die vor Gericht gestellt und 
wegen .,Rundfunkverbrechen", .,Zersetzung der Wehr­
kraft" oder gar wegen "Vorbereitung zum Hochverrat., 
verurteilt wurden. So wurde z. B. Anton Sauer, langjähri­
ges $PD-Mitglied und GruppcnfUhrerdes K.Jssclcr Reich~­
banners, wegen ständigen Abhörens ausländischer Sender 
im Kreis von Familienangehörigen und Bekannten und 
der dabei zum Ausdruck gebrachten Opposition zum Re· 
gime 1940 zu dreieinhalb Jahren Zuchthaus verurteilt. 
Obwohl nach eigenem Bekunden vor 1933 "Kommum­
stenhasser", hatte Sauer nach dem Urteil des Gerichts seit 
l933 sofort den Moskauer Sender, nach Anschaffung ei­
nes größeren Gerätes "die Sender Straßburg, Luxemburg, 
London und Seromünster ständig abgehört" und seine In­
formationen .,zu marxistischer Mundpropaganda übelster 
Art" genutzt. "Ocr Angeklagte ist gesinnungsmäßig der ver­
härtete Marxist gebüeben, der er schon imm~r war. "166 

Die Überwachungs- und Verfolgungsinstanzen der Dik· 
tatur maßen den kleinen Solidargemeinschaften von So­
.o~:ialdemok.raten und Gewerkschaftern im Vt•rlauf der Jah­
re unterschiedliche Bedeutung bei. Anfangs hielt man die 
örtlichen SPD- und Gewerkschaftsfunktionäre Hir völlig 
isoliert und die übrigen Mitglieder und Anhänger Hir inte­
grierbar. Nach einem Bericht des Kasseler Lmdrats von 
1934 zeigten "die früheren Anhänger der SPD und KPD 
das Bestreben, sich im neuen Staat einzuleben und ein­
zugliedern ... Es ist erstrebenswert, diese früheren Marxi· 
sten und Kommunisten unter Berücksichtigung thrcr kör­
perlichen, geistigen und moralischen Eigensduften zu 
vollwertigen Staatsbürgern heranzuziehen" und sie nicht 
länger ,.von der Teilnahme am öffentlichen Leben auszu­
schließen")o7 In der Folgezeit mußte man jedoch feststel 
Jen, daß der Zusammenhalt in kleinen solidMischen Krei­
sen weit über das ursprünglich vermutete Ausmaß htnaus­
gmg. 

Wenn in der Tat auch für viele ehemalige ~PD-Matglicdc1 
und -Anhänger das Urteil des K.nseler Landrats zugetrof: 
fen haben mag, so blieb doch ein relevanter Kern, der in 
d.tuerhafter Dlstan7 und defensiver Oppol>ition wm Re­
gune \lJnd. 1936 muf~tc der K.lsscler L.llldr;lt lc.ststctlen : 
~ fats.tche tst, d.1ß dtcJcnigen VoUugenossen, dte der Na­
tton.tl~oziJ.Iismus bisher noth n1tht in irgcndemer Form 
fiir sich gewinnen konnte, wohllwum noch zu bekehren 
sind. Die l.1ngen Ja.hre dcll M.trxismus h.tben sie eben 
durch und durch vcn;cucht."l68 Die Gestapo. die vor al 
lem auf da~ Aufspüren illcg.tlcr Organis.uioncn fixiert 
war, registrierte 7.W.tr .tufmerks:tm die vcrschtcdcncn For­
men des Zu~dmmc:uhalb, f~nJ :~ber nur gt•lcgentlichcn 
Anlaß ;tUm Euuclneitcn. So htel~ es 7. 8. •n einem zusam­
mcntJ.ssenden Bericht der K.J.ssder Gestapo: .,.Bc:zuglich 
der früheren SPD wird auch für da:, Bericht~J.thr 1937 dit 
bereits .1llgemetn bek.lllnte Erf.1hrung bcst:itigt, d.1ß frü­
her~ Mitgltcd<.·l 111 form von Bckanntcnkrctscn, bcam 
Bier, m Vereinen usw.zusammentreffen, ohuc daß jedoch 
die Möglichkeit besteht, illegJic Zusammc:nh:inge mit 
.lUsreichcndcr Sicherheit nath7uweisen. "1<,9 

Mit Beginn des Krteges veränderte ~·eh dte Sinwuon r.ldi­
kal. Eine Reihe ehemals fuhreuer Sottaldemoktilten und 
Gewerkschafter wurde im Zuge der präventiven Verhaf· 
tung,>lkttoncn fcstgentJmmen und in Kon7entrationsla­
ger ge~chleppt, untet thncn August BomeuHU\Il, Rudolf 
Freidhof, Cornelius Geliert, Willi Gocthe, Michael 
Sehnabrieb und Christian Wittrock.l70 Nicht wenige ih· 
rer Gc~innungsgeno~scn wurden wegen ..1 lctmtücke". 
"Wehrkr:tft7.cr~etzung" und ;mdercr politische! Delikte 
tu Gefangnis· oder Zuththau~~t1.1fcn verurteilt. Ott: klet 
ncn soli<.lansthen Grupp~ll wurden unttr den Einwirkun 
gc:n des Krieges .tuseinJndergcris!>cn; viele der Beteiligten 
gerieten - abgesehen von familiären Kont.tkten - m völli­
ge lsolauon. So wenig dte soti.lldcmokratt~the Soltdarg~t­
meinsch<lft als Fom1 akuv~n Wtdem<uHJe~ oder auch nur 
.1ls Vorstufe d.tzu zu werten ist, ~ie blieb Ausdru<.k grund 
~ätzlichcr Distan.o~:, wettgehender Verweigerung und latcn 
ter Opposition. Für den engsten Kreis der Anh:inger be­
deutete sie einen Schut1.raum und viclfliltige Hilfe, die 
Jahre der Diktatur z.u überstehen. 

165 Bwcht Antoo Aich (1976). IM, Urteil dc~ OLG K.J\sel gcgcn Anion s~ucr u ~.vom 13. 9. 1940 .wegen Rundtunkverbrc~hcn• an T ~lern hell mtl 
Vorbereitung eines hochverräterischen Unternehmens• (OJs 60/401. - Anton ~~uer. geb. 13. 6. I88b an Gerblange rode; MJurcr ~enlq 19 Mttglicd dct 
SPD, Banner-GruppenfUhrer des Kasseler Rcichsbanncrs, Mitglied der Gewerb<:h.aft und der .b)ttncnl-runt•; 1 ~JJ IIJ{h ){hwtm Mtßlt.anilh.tnt: an 
den .Bürgersälen eane Woche an .,Schutzhafr": Zuchthausstr.1fe 1940- 1943; UOJth der H.tftwtl.muag unter PullteJJUhJdH IIJtte unter dcmlort 
dauernden Druckder Gestapo, die ihn al~ Spttztl in SPD·Krmtn mrßbr~uchc:n wollte, mc:hrc:rc: Ncrvc:O/USAIU01C:nbrh<hc. Anton s~uer mrb Jm lO 1 
1946. Siebe UrteiiHchrift und WG-Akre A. s~uer. Saeltc o~udl dtt Jhnh(.h gelagcmn Une•le gegen HcrmJnn Kobc:r u. J (Ü}\ 36/41) und Robenj:ickcl 
u. a. (OJs 12/42). 167 Llgebencht vom 2. 8. 1934 (StA Muburg, 165/39.19). So~ Lagebenefit de~ L1ndr.H\ de~ l..mdkrmes Kmel vom 24. Z. 1931> 
(StA Marburg, 165/3824). 169 Lagdmi,ht ubcr die .illegale: kommunuti~che und sonsttge mJrxumchc Bewegung rur cl.uJ.nhr 1937- vorn b. 1 1938 
(BA Koblenz, R 58/457). 170 MtdtJ.d Schnabrich kJm tm KZ Sachsenhau\en ums Leben, Cornelius Gdlu1 vcnwrb kuu. n.tth ~crncr Entl.mun.8 .Jus 
dem KZ. Siehe die biugtJplti\chcn 0Jtc:n im vorangehenden Beitrag über die K.mder Arbeiterbewegung vur 19JJ u1 dtt~ctrl R.1nd (51! und 62) 
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2.3 Die KPD im Widers tand - der Versuch einer Reorganisation der Partei im Untergrund 
und das Scheitern der Konzeption des Massenwiderstandes 

Die aktive Gegner~chaft der Kommunisten ~teilte im Kas­
seler Raum ohne Zweifel den bedeutsamsten Versuch dar, 
Widerstand gegen den NS-Staat zu organisteren und aul· 
den Sturz des Regim~~ hinzuarbeiten. Von Beginn an in 
eindeutiger Frontstellung gegen die neuen Machthaber 
stehend und von ihnen als llauptfcind bekämpft, ver­
suchte die schon vor den ·Wahlen im März 1933 illcgali­
~tertt: KPD in eine1 betsptellosen, über Jahre htnweg 
durchgehaltenen Anstrengung, ungeachtet des gegen sie 
besonders brutalen Terrors und Verfolgungsdrucks ihre 
Anhänger immer wieder im Untergrund zusammenzufas­
!>en und zu oppositioneller Aktivität zu mobilisieren. Das 
im Rückblick offenkundige Scheitern dieses Versuch.s, 
durch die konspir.ltive Aufrechterhaltung der eigenen Or­
ganisation die Bedingungen fiir einen 7.Um Sturz der Dik­
tatur fiihrenden Massenwiderstand von unten zu schaf­
fen, bedeutet nicht ohne weiteres, daß er von vomherein 
;tussichtslos oder gar sinnlos und selbstmörderisch gewc­
~oen wäre. Ein solches Urteil vergißt die relative Unabseh-

barkeit der historischen Entwrcklung fur die Zeitgenos­
sen, 7.. B. die nahe7u alle Beobachter überraschende 
schnelle Konsolidierung der Diktatur oder die von den 
meisten nicht vorhergesehene Rücksichtslosigkeit, Syste­
matik und Effizienz ihrer Verfolgungsmaßnahmen. Es 
mißachtet auch die innere Notwendigkeit des Widerstan­
des rur viele KommuniHen, denen ein Verzicht auf li.m­
deln undenkbar erschten, da er als völliges Zerbrechen der 
eigenen politischen Identität wahrgenommen worden 
wäre. 
Angesichts der vorliegenden Literatur zum kommunisti­
~chen Wider~tand im Kasseler Raum l71 ven:ichret die fol­
gende Darstellung auf einen systematischen Überblick 
über die Entwicklung und Struktur der illegalen KPD in 
Kassel und beschränkt sich auf einen ergänzenden, die 
bisherigen Befunde z.T. modifizierenden und zusätzliche 
Aspekte einbeziehenden Versuch, über Anspruch und 
Wirklichkeit des kommunistischen Widerstandes zu in­
formieren. 

2.3. L Ziele u nd Mo6ve des kommunistischen Widerstand es 

Die nach dem RcichstJgsbrand einsetzende systematische 
Unterdrückung der Kasseler KPD17lließ es ihren Anhän­
gern zur Gewißheit werden, daß ein Verbot der Partei un­
mittelbar b~vorstehe. Der von der Parteifiihrung seit län­
gerem im Auge gefaßtc und zum Teil vorbereitete Über­
gang in die Illegalität Hand nunmch r an. Daß die Partei in 
den Untergrund gehen und den illegalen Kampf gegen 
den Staat der .,nationalen Revolution" aufnehmen werde, 
war unter d~n Funktionären und Aktivi~ten der Kasseler 
KPD unstrittig. Daran änderte .tuch die massive Verfol­
gung~-wdle der ersten Monate der Diktatur und die 
~chnelle Zerschlagung aller Arbeiterorganisationen 
grundsätzlich nur wenig. Zwar hatte der Terror alle kurz­
fristig-optimistischen Prognmcn über einen schnellen 
Zerfall des neuen Regimes sowie Jlle Hoffnungen .1uf etne 
erfolgreiche Gegenwehr der organisierten Arbeiterschaft 
gegenstJndslos werden lassen. Auch war der Kreis der zur 
Partei stehenden Mitglieder und Anhänger in Reaktion 
auf den Verfolgungsschock zusammengcschmolzen.I73 
Für die verbleibenden überzeugten Kommunisten war je-

doch - wie Kasseler Zeitzeugenberichte vielfältig belegen 
-die Frage der Weiterarbeit im Untergrundtrotz aller Irri­
tation über die Ohnmacht auch der kommunistischen 
Organisationen entschieden. "Für mJCh stand daher fest, 
in die Illegalität zu gehen. Sonst wäre ich mir doch selbst 
untreu geworden. Ich bin keine Ausnahme. In der legalen 
Zeit hatte ich eine Wahlfunktion und jetzt auf einrn.tl 
hängst du die Fahne nach dem Wind; wenn es haarig wird, 
stellst du den Kampf ein? Was bist du denn dann ftir ein 
erbärmlicher Feigl ing ... Ich bin mir selbst treu geblieben. 
Man hat ja, als man in die Illegalität gegangen ist, dieses 
unmenschliche System der Nazi-Gewaltherrschaft nicht 
vorausgesehen ... Sicher sind wir mit ganz anderen Gedan­
ken in die Illegalität gegangen und mußten neue Erfah­
rungen machen. Das erste war. die Partei nicht untergehen 
zu lassen, die Partei zu sichern, denn das Proletariat 
braucht diese Führungskraft."174 
Dieser Wille, die Parteiorganisation um jeden Preis aut­
rechtzuerhalten, entsprang nicht taktischen Überlegun­
gen. sondern war Teil der grundsätzlichen politischen 

171 Siehe .tu; m J\nm 9 Jn!lc$cbcnc I.Hcr.aur. 171 Siehe dl7U nben den Ab~dmttt 2.1 ~nwte den Bettr.tg von D. Knusc-Vilm;u überd1c MJchtrrgrei­
tUn!!, m d1C$Cm B.lnd. t•J S1ehc 7. B den Renc:ht vnn Gc:org Merle ( 1975). 174 Gcorg Merle m: Günthn Müller: Gcorg Mcrlr - Eine poltusch-so:tio~­
le Biogr.lphlC' ;anh~nd von lntC'rvlew~. St~JUCX.Jmen~ubett, GcsJmthodm:hulc 1983. s. 111 n. 
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Überzeugung. SeJJlc Kraft beLog er m der :\nfan~spha'l 
der Diktatur aus der bei tlcn Aktavcn verbreiteten Gew1ß· 
heit, daß die KPD nur kur7.fri~ttg in Jie Defens1ve gc· 
drängt sei und nur eine Sthi.H.:ht verloren habe, da() nun­
mehr jetloch der Entsd1e:1dun~~kJmpt um die ~o7.i.lli<.ti­
sche Umwälzung in Deutschland begonnen habe. Ln einer 
Stellungnahme der Kommumstis<hcn lntcrnauonale von 
Ant,1ng April 1933, Jic vou Jer Kassdcr KPD zusammen 
mit einem eigenen, recht op11misttschcn Benehr über die 
Lage in Nordhessen verbreitet wurde, hief~ es: "Die augen­
blickliche Stille nach dem Siege Jes hsch1smu~ ist nur ei­
ne vorübergehende Er~cheinung. Der revolutionäre Aut~ 
schwung in Deutschland wird I rOtL des faschistischen r er­
rors unvermeidlich ansteigen. Oie Abwehr der Massen ~c· 
genden Faschismus wtrd zwangsläufig zunehmen. D1e Er­
nehrung der offenen faschistischen Diktatur, die alle de­
mokratischen Illusionen in den M.lSsen zunichte matht 
und die M,1sse aus dem Einflul~ Jcr Sozialdemokratie be­
freit, beschleunigt das Tempo der Entwtcklung Deutsch· 
l.mds zur proletarischen Revolution ... Es gtlt, die Partei zu 
festigen und die Massenorgani~ationcn des Pmlct.ui.th zu 
verstärken, dit: Massen .tuf d1e cnt\cheldt:ndcn rcvohmo· 
nären Kämpfe, auf den Sturz des KapitaJi,mus •• a1f den 
Sturz der faschistischen Diktatur durch den bcwatfn(tcn 
Aufstand vorzubereiten.'' 175 
Jn dieser Perspektive interpretierte .tuch em inlufiicrtcr 
tlihrender K..lsseler KommuniSt Jie SituatiOn Iu einem 
Bnef vom Juli 1933, der au~ dtttl Zuc.:htllJU\ hudu\gc· 
!>chmuggelt und von der Gestapo ab~dangcn wurdt', zog 
er daraus d1e Sl.hlußfolgerung, dJß nun Jllcs von einem 
offensiven Vorgehen der KPD abhänge: "Da\ Ent~lhci­

dende ist: Steigerung der Aktivität bei uns und be1 den 
Massen ... Wenn wu jetzt auf spontane Au~brüche warten 
wollen, dann können wir lange warten. P.Hsivität fUhrt 
uns bergab ... Jede auch noch so kle111e Aktton nw .. ht die­
Leute nur nervös und unruhig. Also, d1e Losung kann nur 
\ein: Aktivität und nochmals Aktivität. V1ele obJckuvt' 
Möglichkeiten sind verdeckt, JJC: w1r hlof~lcgen mü\scn 
durch Aktionen." 176 
Die angesichts des V crfolgung~drucks und der Hand· 
lungsbedingungen der illegalen Org.tniS.ltlon völlig irre.! • 
Je Hoffnung auf einen bald1gcn revolut10rürcn Auf: 
~chwung und die Möglichkeit des ra~chen Sturzes der Dik­
tatur beruhte .lUf der konsequenten Verdrängung der kata· 

~ttl)phalen Ntederlage der gc!>amtcn dcut'>chen Arbeitf.'r­
bc:wc~un~. f1x1ert auf die Ablösun~ Jcr SPD ab der nuß 
~cbblhen Arbcitcrp.Htt:i ,,th \llh d1c I<PO durch dln Zer 
IJII tkr Sozl,lldemokr,llt'll in d~r~·t polrtl\thcn An.1lyw be­
~l.ll kt · Oa nunmehr - Jt.ll h der M~lhan1k dte~c.·r An.lly'c ­
t.la~ llaupthindemi~ Jul dem \X'q~e zur RevoluiiOilltrun~ 
tk•r r\rbeitcrma,~cn bcscit i);t w:u. muJ;te <:S mit Jer Rcvo· 
lution voran~chcn, der l'c11or du. NS-~tJ.llö wurde dem· 
~c:gcniibcr nur ,11, 'oruht·l~cht·rhle I "~ IH:inung w.thrgc· 
uontmen .,\X 1r l..omrnen i11 cuH: tevulutioiÜrt: Situa· 
tion ... wir \ind dran." 177 - Dic'>t gt:~en allt· konkrete Er· 
tahrung ge~t'l7.tc sul!.~C,tl\'c llollnun~'tormel war es. die 
dit: übcl7cugtl·n 1\ommuni\ttn in ihrem \X'tJcf\tanthwil· 
Jen be~t:irktc und d1e Ein,icht 1n d,,, r\mm.,t) und die Ur· 
~..,cht•n der Nlt'dNI.l~t· ve"pc rrtt•. "Die Au\t'lll,lndcrscr­
zungcn J.mlber, weh:he!l du: Ul\JdH:n der N1edcrl.lge der 
deutschen ArbeiterkLI'>~l warc.:n. wte I JJtlcr zur Madlt 
kommen konnte, bq~aunt:u cr\t ~du v11:l spJtcr. Da' 1st 
ein Probkm, d.ts bc1 den deutschen Arbeitern, den deut· 
\Chcn Komrnuni~ten f~t~l erst nat:h 19.J) dtskutlert wurde. 
W cnn "' vnriH r di~kutiert wurde, d.mn von e111<:r g.1n7. gl·· 
rin~cn, not h im lus.lmlncnh.ln~ 'tchcndcn ~' Iucht, die 
tUltl 7 Wdtkongrd\ (der Kommuni~tt~<.:hen lntcln.ltio· 
nak 1935,,1 K.) oder zur Bru~~cln Konferc:n1. (der illeg.1 · 
lcn KPD 10 Mo\ kau J9.~S.J. K.J gekommt:n waren. Die: h.1· 
htn tl.1~ d1\kuocn und .\\ hcrw:nh.1f1 luhcn wir es in dc1 
H.di nll!gckrlq!t Ah u.h 1945 nJch H.tu'c kam ullJ lw­
t( ~o ein kk·1nn I Ieft, em MJnu'>kript über d1e Lehren und 
Erfahrun~cn des .tntil.t,chlstischcn Wrdcr<>tande' und 
über den 7. Wdtkongrcg in der ll,111d, d.1 w.H d,J\ tür Jlle 
die 7-:U H.lU\e gt.'bliebcnt'll üherlcbcndcn Kommuu1~tcn ea· 
nc neut ~.tlhC'.~l711 Dscsc., Urtesl l'IIH:s K.t.,!>elcr Kommu• 
ni,ten. der bi' Anfang 1934 maggebllch in allen Be7.irks· 
Ieitungen der illegalen nnrdhe~o;j,chl'n KPD ntltgc;uheill'l 
hatte, (l i(fl in der Tc:ndcnL \tthcrlidt 1u D1e pohusc.:he 
WenJun~ t.kr KPl) 1-uhrung 1935, die end!Jd1 von dem 
.,So:I.IJJfa~chi,mus ~-Verdikt gegenüber den Snzi.tldl·mn­
kratcn Ab,t.md n.1hm und neben dem .111 ,je gt·ril htcten 
Esnhc:it~fmnt-Angelmt dte VoJ~tellu11g e-ines breiten 
.Volksliout" ßuudniJ~se~ gegen den NS St.latt.·nthieJti7<J, 
konntL im rel!.10nakn Rahmen größere W1rkung bum 
entfalten. Emmal hatten steh dicicnigcn Soztaldemokr,t­
tcn, die.' zur Zusammenarbeit mit dc11 Kummumstt'll bt.·· 
rc:it ~.Hcn. län~\t dem KPD w.Jer)(,lJH.I ..tllgC\l.hlu\\Cil. 

m _Oac Lage an Deutschland. Rcsolulaun des Präsadium~dn EKKlzum Retcr~t des Gen<lm·n I 1<-ckcrt. AngcnonHt11~n an• I. Af>ull 93J ·. \nl;agc: .Lum 
Btncht des Leucrs der Gestapostelle 1\.Jssd .an den Rc:g•c:rung.spr.hidc:ntrn vom 5. 5. 1933 (StA Muhurtt. lOS/ 1118o) 17~> .. JU~~ibcr dc' Schutzhafigc· 
fangeneo Thönc:, Augun, K.md", Anl.tgc: zum l..agebc:ncht aer GestJpO\ttllc IU"c:l vom 21! . 7. 1933 t1MI.I7PA. P St 3/37) - Auttu~t Thönc:, ~eb. lo. 6. 
I ~09 m Grebcnstc:m/Krs. Hofger\mar, Arbeiter. Mttglicd der lWtllen illc:~)c:n Bairlulc:itung de! K.usder KPI), 1933 tu dre•J~hren Zuchthau\ vc:rur· 
leih (OLG Kassel OJs 82/33); nach der Str.afverbußunf Im KZ Buthcmw~td tnlufllert; dort Mitglted der tllc:~~len Lertung uc:r KI'D I 7 BenC'hl Gwrg 
Merle (1976). 171 Bericht Gcorg Merle (1976). 17 S1che d•e m dc:n Anrnc:rkungcn 8 und 9 aufgc:fuhrtc L•tcr.Jtur, 
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wäbr~ml die: noch exmicrenucn so.ci;~ldemokratJ~chen 
So1idargc:meinschahcn auch weiterhin jeden nach außen 
gerichtetenaktiven Widerst.1nd ablehnten. ISO Zum andc· 
ren wurde die illegale Organisation der nordhessischen 
KPD seit Sommer 1935 systematisch von der Gestapo 
,,aufgerollt", so daß nach den zahlreichen Verhaftungen 
der Jahre 1934 bi~ 1936 von einer Parteiorganisation nicht 
bnger die Rede sein konnte. 
War es bili zu diesem Zeitpunkt bei dem ersrcn Schritt auf 
dem Wege der ursprünglichen Zielsetzung- den Anläu­
fen zur Reorganhation der Partel im Untergrund- geblie· 
ben. so fehlte nach 1936 selbst dtese bescheidene und je­
derzeit gefahrdctc Basis eines organisierten Widerstandes. 
Vereinzelung und sehr vonichtige Formen des Zusam· 
menhalt~ bc~timmten fortan die Situation der noch in 
Frethcll befimllithen Kommunisten m der Region. 
Viele von ihnen bewiesen aud1 IIl den folgenden Jahren 
eine bewundernswerte Überzeugungstreue und einen un­
gebrochenen Widerstandswtllen, der jede sich bietende 
Gelegenheit lll den Betrieben oder später in der Wehr~ 
macht nutzte, )lth dem Regtmc und seiner Polittk entge­
gen7.ustcllen, oppositionelle Stimmungen aufzugreifen 
und gegen emzelne M<1ßnahmen zu mobilisieren oder 
Verfolgte und Bedrohte zu schützen. Bei den Bewußte­
~ten konnte diese entschiedene Gegnerschaft auch durch 
l:~ngjährige Haft und die Qualen der Konzentrationlager 
nicht gebrochen werden. Ihre Festigkeit bewies, daß die 
KPD überein nichtgeringes Potential von Anhängern ver· 
fügte, die jenseit.~ der Organisation und ihrer politischen 
Wendungen eigerutändig und aus emer klaren weltan­
schaulichen Überzeugung heraus zu handeln in der Lage 
waren. In v1elen Lebensberichten, aus der Haft geschrie· 
benen Bncfen und anderen Zeugnissen wird etwas von 
dem Patho~ manmtisch·humanistischer Überzeugung 
spürbar, die es manchem ermöglichte, selbst unter den 
fti.rchterlichsten Bedingungen die eigene Identität und die 
f=ähigkeit zur Zuwendung anderen gegenüber zu bew.lh­
ren.ll! I Die Zerstörung ihrer kurzfrimgen politischen 
I Ioftnungen ließ diese entschiedenen Gegner des Un· 
rcchtsstaates an dem Sinn und der Notwendigkeit ihres 

Widerqandcs nicht zweifeln. Ähnlich wie 1933 der inhaf­
tjerte K.lsseler Kommunist Juhus Loeb versuchten viele. 
aus dieser Gewißheit heraus ihren Angehörtgen Mut zu­
zusprechen: "Denke Dir, liebe Mutter, es wäre Krieg. 
Dann wäre ich auch nicht in Freiheit, sondem bei den Sol­
daten. So gehöre ich jetzt zu dem großen Heer der polit1· 
sehen Gefangenen, die eben ,eingezogen' sind und wer­
den. Vergleiche meine Überzeugung mit Deinem Glau­
ben - und Du wirst einsehen, daß die schwerste Strafe 
leichter wird, wenn man sie als unumgängliche Folge sei­
ner Überzeugung erkennt ... Es gibt Leute, die mit sich 
selbst zufrieden im Zuchthaus sterben. Zu denen gehöre 
ich nicht. Ich bin nicht gerne drin. Das soll niemand den­
ken. Doch hab~ ich nicht die Absicht, mir m~inen Willen 
1.um Leben, zur Freiheit fur mich und meine vielen Ge 
nossen rauben zu lassen. Unbeirrbar und fest vertraue icb 
aufdie Zukunft ... " 181 Oie Kette dieser in den späteren Jah­
ren immer stärker verschlüsselten Signale politisch-per­
sönlicher Integrität reicht bis in die letzte Phase des Krie­
ges. So schrieb der ehemalige KPD-Sradtvcrordnete Va­
lentin Gabd 1944 - kurz bevor er zum Kriegsdienst in ei­
ner Strafeinheit gepreßt wurde. der ihn wenige Monate 
später das Leben kostete - aus dem KZ Flossenbürg an sei· 
ne Angehörigen: .,Sollte sich die Notwenctigkeit ergeben, 
meinen Namen in einer Todesanzeige zu veröffentlichen, 
dann ... lediglich mit der Betonung, daß ich mir sdbst treu 
geblieben bin. Im übrigen gibt es H.ir mich nur das eine: 
Mit aller Kraft werde ich mich einsetzen ... , das Ende de~ 
Krieges in denkbar kürzester Zeit zu erreichen. kh kenne 
meine Pflicht und den Weg, den ich gehen muß."183 
Diese persönlichen Zeugnisse, denen viele andere zur Sei­
te gestellt werden könnten, verweisen darauf, daß die Ge­
schichte des kommunistischen Widerstandes- wie die de~ 
Widerstandes überhaupt - nicht nur und vielleicht nichr 
einmal in erster Linie eine Geschichte der Organisation, 
der politischen Planungen und Perspektiven ist, sondem 
vor allem .1uch die Geschichte der einzelnen und ihrer An­
strengung ist, gegen Demütigung und vielfaltig erlittene 
Gewalt die Kraft ihrer Überzeugung zu setzen und ctie 
Würde ihrer Person zu behaupten. 

t~u SH~hc dazu oben clcn Abu·hnm l.2.l. tgl Sache dac baogr.:apha$chcn Skaucn und Sdb}lt.cugnts~e ml. K.unmlet 0. Kr~u)c-Vilmu (Hr}g.): a.a.O .. 
S. 35]. ff. (1). 181 Bnd vom 30. Jult 1933 Ju.s dem ZuchrhJus K.Jssd·Wchlhcidcn (WG-Aktc Juhus ocb). - Julius Locb. gcb. 2. 3. 1906 in K.ts• 
,c-J; Elcktro·lngemcur. Zun.1clnr Anhanget der ttotmw.chen Bcwcgunq. Sctt 1930 KPD-Mttglied; seat Ende 1931 Jls Funktionär fiir As}~tion und 
Propaganda zust:indag. l:.ndc Apral I 'ID vcrhJftet. iau Jult 1933 zu zwei Jahtcn Gefängni~ verurtetlt. Nach Verbüßung der Gcfangni~tralc bas j.1nuar 
1936 im Muval.agc• EHerwegert rn HJft Dan."h Emigrattofl ll<lth llollaud, 1937 nach PJI:i,tina lU WG·Akte V.alcnlin Gabel.- Zur Pcr,on ~iehc 
Anm. 225. 

354 



2.3.2 Praxis und Scheitern der illegalen Reorganisation 

Die Verwirklichung des erklärten Zids der KPD, die Par­
teiorganisation samt allen Nebenorganisationen in dt:r Il­
legalität aufrecht zu erhalten, um d.mn nach einer- wie 
man annahm- kurzen Phase des Verbots und der Uncc:r· 
drückung die Initiative zum Sturz der neuen Regierung er· 
greifen zu können, hing zunächst entscheidend davon .1b. 
wie die Partei den ÜbergJng in die Illegalität bewähigte. In 
der nordhessischen Bezirkspartei waren seit dem Sommer 
1932 einige Vorbereitungen für diesen Fall getroffen wor· 
den. So waren die Akten aus den Büros der Partei und det 
Nebenorganisationen entfernt und entweder versteckt 
oder vernichtet worden ... Wir haben alles, was irgendwel­
che Hinweise gab auf Funktionen, Adressen usw., fottge· 
bracht ... ; es gab keine Akten mehr. .. Wahrscht"inlich wa­
ren die bei Genossen versteckt."184 Schon im August 
1932 mußte die Kasseler Politische Polizei bei einer 
Durchsuchungsaktion feststellen, daß die Geschäftssttl­
len der kommunistischen Organisationen geräumt waren 
und nur noch belanglose Akten enthielten.l85 
Als weitere Schritte zur Sicherung des Parteiappar.tts wa­
ren ftir einige der bekannteren Funktionäre Ausweich­
quartiere besorgt worden. Die Parteiorganisation tnsge· 
samt sollte im übrigen auf kleine, höchstens fiinfMttglie· 
der umfassende Gruppen umgestellt werden, die in der LJ 
ge sein sollten, seJbständig zu handeln und die zur Mindc 
rung des Verhaftungsrisikos untereinander und mit den 
höheren Leitungsgremien nur über die Gruppenleitt'r ver· 
bonden sein sollten. Mit dieser Umorganisation wurde 
zwar im Herbst 1932 begonnenl86, sie blieb Jedoch angc: 
sichts der pausenlosen Mobilisierung der Mitglieder in öf· 
(entliehen Aktionen der Partei bis zum ßegmn der massi­
ven Verfolgung in ersten Anfangen stecken. Das gle1cht 
galt fur die Vermittlung konspirativer Techniken, z. B. die 
Schulung einzelner Mitglieder im Chiffrieren von Nach· 
richten.187 
Die Vorbereitungen auf eine bewaffnete Auseinanderset­
;mng mit der NS·Bewegung, die von der neuen Regjerung 
zur Gefahr eines unmittelbar bevorstehenden kommuni 

sti~chen Auf\tands hochstilisiert wurden 188, erwiesen sich 
:tls völlig tllu~10när und als 7us:il?liche ll ypothek fiir die 
m den Untc:tgrund gcdtiiugtc P;trtct. /.war exiHicrten in 
Kassel und in einigen Ortende~ Beztrb so u. a. tn den 
Landkreisgemeinden I l.ulcshausen und Weimar- Grup­
pen des schon 1929 verbotenen .,Roten Frontkämpfer· 
Bundes" (RFB), die über W.tffcn und Sprengstoff verfug 
tcn und gelegentlu.:h uulitätt~t:he Übungen :lbsolvten ll.lt· 
ten 18'l Abgeschen von der genngen Stärke der nordhe\­
sische RFB umfaßte nJch dc:m Verbot noth etwa 100 
Mnglieder - und der fl.ir den Emstf.lll völlig un7Uiängh 
eben Au~rüstung w.tren d IC!!<' Gruppen 'chon vor 1933 fur 
die Partel zum Probl~m geworden, hatten stc s~th do1.h der 
Kontrolle durch die: Beztrkslc:ttung zeitweilig vollig entzo­
gen. Nach dem Urteil eine!> dam:tligen KPD-Punktwnärs 
harte s1ch im RFß em Kreis mireigener Loyalität hcrausge· 
bildet, der .. Kh:tnkneg und Bürgerkrieg spidte" und sich 
in seinem Gew.tltkult so wc:it verselbständigte und gegen 
die Politik der ße7irkspartci stellte, daß es 1931 fast zum 
gewaltsamen Vorgehen gegen die Bczirk<.lettung gekom­
men wärc.l90 Our1.h emen Verbmdungsmann in der Be· 
zukslc:ltllng. de1 .tls • W aiTenbes(haffung~m:tnn" fungjer­
tc, wartwar dtc Kontrolle uber die RFB-Gruppen wieder· 
hergestellt worden l'H; dennoch blieben sie in den Augen 
der regtanalen Parteifuhrun~ wohl chcr ein Unsicher· 
heitsfaktor. 
Ohne Zweifel war jedoch durch die in der KPO geschürte 
Hoffnung auf den nahen rcvolutionärt'n Umschwung die: 
Erwartung eines gewaltsamen Entschcidungsk.tmpfes kei 
ncswegs auf den RFB beschränkt. Vor allem der Jugend­
vcrb;md der Pattct hatte Kontakte 1.um RFB unterh.lltcn 
und Vorbereitungen fur den Ernstfall bettlcben: "Wir hat~ 
tc:n vom Jugendverband mit den Gcnos!>en dt'~ illegalen 
RFB ständig Verbindung und waren auch 7.U bestimmten 
Kampfmaßnahmen eingesetzt. Wir haben Juch trainiert 
im Gelände ... Wir waren auf alle möglichen Kampffor· 
men einge~tellt, auch auf die Möglichkeit eine~ bewaffne 
rcn Auf~tandes. Der Jugendverband hat aber keine W af-

t84 Stehe den Bcncht von Kar I Wack (1976). der bt~ zum 27. F~bruar 193ltm Relirksburo al~ Stenotyptsr ~rbeltete und dana1 h untertauchte. W.t~:k ­
geb. 22. 12. 1904 tn Metz-war über die Wandcrvo_gd-Bewegung und Grupp<'n des .Bund<'\ lrr1cr sozialistischer Jugend" 1931 111r KPD gekommen 
und bald Mitarbeiter des ße;urksscktctärs Hemnch Bischof g<'worden. Im Mjr7 1933 fes1genommen, bltcb er bts 1934 tn Haft M11 einer klemen Grup 
J>e befreundeter Linker hielt er Kontakt. ohne steh der •llcgalcn KPD an7U~chltcGcn . Wegen etncr Geldspende Hir den vcrh~ftt"'cn Bcz~rlsfunlmonär 
Ernst Loh.1gcn wurde er 1936 erneut verhaftet. Vom Gencbt frcigcsJ>r<"hen. wurde tr von der Gt~t.lpo fm Ende 1940 tm K2 Buchcnw.tld tn Hait gc 
halten. wo er als auf der Schreibstube beschäftigter ~FunktJOnärshJ.fthng" m.anchcm Lttdcmgcno)~cn htlfen konnte. Sofort nJch \emer Entlassung 
1ur Wehrmacht ctngezogen und bi5 Kne~swde Sald.tt, wurde K.arl Watk nad1 der Rudo.chr .lUS urr Kric8~gcf.tngcmduft Beamter der K;mdt'r Wl(: 
derguunachungsbehörde. 185 L.tndesknminalpolizmtdlc Kassel (Abteilung{) .tn den Prcußis(bcn Mini~tcr des lnnctn, 24 8. 1932 (StA Marbur,g, 
165/3884). 186 Bericht Wi!Ji Beiz (1977). 187 Bericht K.arl Wac-k(t976). 188 S1ehedcn ßcnr~g von D. Kr.lu~e·Vtlmaruberdie M.1chtcrgrcifung tn 
diesem Band. 189 Bericht Augu~t Schülbe (1976- C. Fischer·Defoy). - August Schulbe, geb. 13. 4. 1889 tn Obcrhonc/Krs. Eschwege; Heizer. Sen 
1921 Mitglied und Funktionär der Kasseler KPD sowie des RFB, seit 1931 tn der Beznluleitung lur den Bcrc:tth .Abwehr" ozust:indig. 1933 in den La 
gern Breitenau und Neusustrum inhaftiert. Ende 1934 erneut verhAftet und 1935vam Volk.,gettcht\hof :tu neunJahrenZuchth~us verurteilt. 190 Be 
richt Gcorg Merle (1976). 191 Bericht August Schulbc: (1976). 
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f~n g~habt. .. l'll Wett übt!nch:Itzt wurde dte auf Polizet 
und Reichswehr zielende .,Zerscti•ungsarbeit" der Partei. 
Neben Plabticrungsaktioncn, die den Eindruck ctweckcn 
sollten, es exjstierten oppositionelle Polizei- und Reichs­
wehrgruppen, wurde von den beiden Bcauhragtcn der Be­
zirkslettung Materi,tl an einen Polizei-Hauptmann und ei­
nen Gefreiten der Reichswehr zur Weiterverteilung über­
mittelt; duu wurden ca. hundert Poli7istcn und Soldaten 
anonym undperPost mit Flugblattern etc. beliefert. "Die 
meisten haben geglaubt, es gäbe Gruppen, die da am Ar­
beiten wären. Das war allerdings nich1 der Fall; das waren 
tmmcr bloß wir zwei. "193 Für die mthtant~n Gruppen war 
.,der 30.Januar eine: !!,roße Enttäuschung ... , da nicht aufge­
rufen wurde zum Loc;schlagen. Es wäre natürlich ein Blut­
bad geworden und wir hätten uns vielleicht auch selbst 
geopfert. Ote dafur vorgesehenen Gruppen haben auf da~ 
Komm:~ndo gewartet, damit sie anfangen konnten zu bal­
lern ... Am Vorabend des 30. Januar habe ich mit den 
Mündenern den bewaffneten Aufstand durchgesprochen 
Da~ tst d.uw von älteren Genossen zerschlagen wor­
den.''l94 
Wederwar jedoch die KPD in der LJge, mit dem Machtan· 
tritt Hitlers in die politische OtTensive überzugehen, 
noch wurden in den verbleibenden Wochen bis zum Be­
ginn der systematischen Verfolgung die Maßnahmen zur 
Umstellung der Partei auf die IllcgJlität besonders for­
ciert. So wurden die nordhe~si~chen Kommuni~tcn von 
den Ende FebnLlr 1933 anrollenden Verhaftungswellen 
weithin überrascht. Oie Vorstellung, geeignete Vorbc:ret­
tungsmaßnahmen flir den Fall des Parteiverbots und die 
Überführung der Organisation in den Untergrund getrof­
fen zu haben, erwtcs sich als llluston. Zu diesem Urteil ge­
langt auch ein Mitglied der damaligen Bezirkl.leitung: 
"Die Meinung derjenigen Überlebenden, die zur ersten 
Garnitur gehörten, die in der ersten Zeit in der Leitung ei­
ne Rolle gespielt haben, daß sie die Partei auf die Illegalität 
vorbereitet hätten oder gar in die Illegalität überfUhrt hät· 
ten in einem disziplinierten Zug nach der Schlacht, die 
übertreiben, die reden sich selber was hinzu ... Denn der 
größereTeil der legdien Kommunisten ist bei der Frau am 
dem Bett geholt worden; die w.ucn ,tl~o nicht bei der Sa­
che, als es darum ging, die Partei m die lllegaltt:it zu übel­
fuhren." 195 
Wie schnell es den Verfolgungsinstanzen des NS-Staates 
gelang, die illegale Reorganisation der Panei schon im An­
~atz zu stören und zu verhindern sowie in den Jahren bi~ 

1936 die neu entstehenden Gruppen unter Kontrolle zu 
halten und schließlich durch schlagartige Verhaftungsak~ 
rioneo entscheidend zu treffen, zeigen die Geschichte der 
illegalen Bezirksleitungen 196 und das Schicksal der fuh­
renden Funktionäre. Die meisten Funktionäre der letzten 
regulären Bezirksleitung wurden bis Ende April 1933 ver­
haftet, noch bevor sich die ersten Ansätze einer illegalen 
Organisation hatten festigen können. Diejenigen, die 
nicht sofort nach dem Reichstagsbrand von den Verhaf: 
tungskommandos gefußt worden waren, hatten in der Si-
1 uation des sich steigernden Terrors von Polizei, SA und 
ss größte Mühe, nsich zunächst persönlich ZU halten" 
und erste Kontakte wiederherzustellen.l97 Die gerade 
erst angelaufene Aktivität der neugebildeten illegalen Be­
zirksleitung wurde im Juli 1933 durch zahlreiche Verhaf­
tungen becndet. Diese kleine Führungsgruppe rekrutierte 
sich - wie dieihr nachfolgenden- ohne umständliche Ab­
stimmungsprozesse notgedrungen aus dem Kreis derjeni· 
gen, die noch in Freiheit und aktionsbereit waren: "Da!. 
war keine richtige BL... Das war mehr Administration und 
Vertrauen: Wer hatte Courage und wer hatte die lnitiati~ 
ve?" In die illegalen Leitungsfunktionen rückten nun­
mehr diejenigen auf, "die nicht so im Rampenlicht der öf ... 
fentlichkeit postiert waren. Das waren nicht die Kandida­
ten fur Stadtverordnetenversammlungen, Land- und Kreis­
tage, das waren die Stillen, die leisen Parteiarbeiter.''l 98 
Der dritte Anlauf zur Bildung einer illegalen Organisa­
tionsstruktur un Bezirk wurde von der Gestapo bereits im 
Oktober 1933 unterbunden. In dieser Pha~e war die nord­
hessische KPD bereits entscheidend auf Hilfe von außen 
otngewiesen. Der ehemalige bayerische Landtagsabgeord~ 
nete Kar! Fischer hatte im Auftrag der Zentrale der KPD in 
Kassel versucht, erneut Verbindungen zwischen den ver­
sprengten einzelnen und kleinen Gruppen zu knüpfen, 
die noch aktionsbereit warer1. 
Wie desolat der Zustand der illegalen OrganisJtionen in 
Nordhessen nach der Flucht des Instrukteurs Karl Fischer 
und der Verhaftung von mindestens 14 Kommunisten, 
Symp.1thisanten und Sozialdemokraten, die der von Fi­
scher angeleiteten Organisation zugerechnet wurden 199, 
~ich - gemessen am Anspruch der KPD- Ende 1933 dat­
bot, zeigt ein der Kasseler Gestapo über einen Spitzel zu­
gespielter Bericht des auf Fischer folgenden neuen In­
strukteurs Erich Kops. der zuvor Leiter der illegalen KPD 
1m Bezirk HaJJe/Merseburg gewesen war, an die KPD­
Oberbezirksleitung in Frankfurt a. M.: .,Von einer vor-

19l Bem~ht Wtllt ßel:t (1976). J'1l Brncht Au~ust Schülbe (1976). JQ4 Georg Merle in: G. Müller: a.a.O., S. 8.2 ( 174) 19S ßencht Georg Merle 
(1976). Ahnl1C'h die Kritik von Kar) Kub.1 (Bencht 1977- C. Fischer·Defoy). 146 S1ehc h1enu C. Fischer·Defoy: .u.O., S. 79 f,l08 f.,l44 (9). 
197 Siehe die .1mchaulichcn Be~lchtc von Gcorg Merle (1976) und Fntz StJ~nudt ( 1976}. 198 Bcncbt Gco~ Merle ( 1976) I'~<~ Siebe die Uruilsschnrt 
OJ~ 18.213 3, OLG K.l~\cl, Uttctl wc!;Cn Vorbcrcuurt~ lUm I JochvettJt vom 16./17 • .2. 19J4 gc~cn Gcort: 'ichm1dt. Ft~tdJ Sc:hm1dr uod :z:wötf weite~ 
Angeklagrt· 
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harrdenen OrganisJtion kann man hier nur in g.lnt genn· 
genFällen sprechen. Die Verhilftungen unserer Freunde 
durch die letzten Ereignisse im Beztrk. worauf hier der 
Wechsel mit meinem Vorgänger erfolgte, ~md so stJrk ge­
wesen, dag von der Leitung nichts mehr übng blteb und 
noch rief hinein die ganze Organisation erschüttert wur· 
de. Keine Verbindung, weder mit Stadtteil noch etnem 
OB (Oberbezirk,J. K.), war vorhanden. FünfWochen war 
vor mir niemand da, so daß überhaupt mchts getan wurde. 
Alles lag brach. Mit Mühe und Not habe ich eine Leitun~ 
aus vier Mann bestehend geschaffen. Von der alten Lei· 
tung waren drei Freunde noch vorh.mden, uJch denen die 
Konkurrenz suchte. Durch eme falsche Einhettsbcwc· 
gung, die man mit einer linken Gruppe der SPD .1Ufwg, 
wurde noch vor 14 Tagen einer der Ccflüchtetcn mtt 13 
SPD-Leuten verhaftet. Von den zwei übrigen haben wir 
nichts mehr gehört. Bis jetzt haben wu mit vter St.ldttei· 
Jen undeinem UB(Unterbezirk,J. K.)wiederVerbindung. 
An Mirgliedern beträgt die Zahl 180. Die Arbeit tst des 
halb besonders schwierig, da man dJs Gerücht verbret· 
tet, daß mein Vorgänger ein Beauftragter der Konkurrcn7. 
sei, er jetzt auch mich geschickt h;lt und so tch stlb\t nun 
mit dem größten Mißtrauen angesehen werde ... Da\ 
Schwierige bei der Aufbauarbeit ist die finanzielle Lage. 
Jede Basis der Selbstfinanzierung 1st vorläufig aus!te• 
schlossen. Da die in der lllegalität lebenden Freunde die 
bisher spärlich kassierten Pfennige fur sich gebraud11, wM 
es mir nicht möglich, nur einen Pfenntg heremzuholen 
Bei aller Anstrengung der Arbeit dürften wir erst im Fe 
bruar wieder die Zahl von 300-400 Mitgliedern erreichen. 
Da wir jetzt mit völlig leeren Händen arbeiten und nicht 
einmal in der Lage sind, eine Zeitung herauszugeben, wird 
die Arbeit noch besonders erschwert. Da ja der Bezirk 
schon vor der Illegalität ein Zuschußbezirk war, könnt ihr 
wohl sehr leicht verstehen, daß ohne Zuschuß ein Aufbau 
kaum durchzufuhren ist... Ich lube selbst von dem klei­
nen Zuschuß, den ich bei meiner Abfahrt erhielt, noch 50 
RM für die Organisation ausgegeben, 50 daß u.:h JCtzt mlt­
tellos bin und nicht weiß, wie ich mich über Wasser hal· 
ten soll. "200 
Daß die .,Konkurrenz", die Gestapo. von Kops zunächst 
nichts befiirchtete, folgt aus der lakonischen Anmerkung 
des Leiters der Gestapostelle Kassel: "Da er noth keine be· 
merkenswerte Tätigkeit entfaltet h.1t, ist bisher noch nicht 
zugegriffen worden. "201 Der zitterte Instrukteursbericht 

ist in m<1ncherle1 Hmstchr .lUfSchlußrcich. Ende 1933 wa 
ren im nordhcms~.:hcn KPD-Be71rk lediglich versprengte 
Reste emer illeg.llcn Org.lntS.HH)n vorlunden. Von den 
1.:1. 3000 M1tgltedc• n de~ Bcllrk) vor de1 NS·Machtühcr­
n.tbme201 WMen hochstem 6 0/o von det Widerstand~orgJ­
nisattOn crfaßt. In Wtrkltc:hkc:tt l.tg der Mobtlistcrungs· 
grad noch niedriger, dJ .lUch Symp~thisanten, dtc zuvor 
nKht der KPD .1ngchön h.mcn, sowie frühere Sozaaldc­
mokratcn wr tUeg.tlen OrgJnisation ge~tofsen warc:n Oi<' 
\'On Kops genannten J 80 Mitglieder k.lmen JJicrdings \'Cf· 

mutl1ch weit~chcnd aus l<.ls$cl und dem L.lndkrcts Kassel, 
~o d.1ß don der Anteil der .1klivicrtcn früheren KPD-Mit· 
glteder höher gelegen lwbcn dürftc:.J03 Wckhe J.ü< ken die 
V crfolguug durch Gest,lpo uud pollti~lhe Strafiu~tit be­
reU\ int cntcnjahr der Dtktatur 111 Jte Rt'thcn der Kas~clt~r 
Kommunisten gerissen hatte, m.tcht ein Blick .tuf die V er· 
tolgungsstatistik deutlich. Von den ca. 600 Kas~cler KPD 
Mitgliedern w.1ren mindc~tcm 111 bereits cinm.1l oder 
mehrf.lch in Polt7Ci· und Gest.lpohJft gcwc~cn: eine grö­
ßere A n1;1hl von 1h nen sowu.• WC'ItCr<' KonHllUtll~tcn wa­
ren von SA· und S~-Komm.1ndo., in ll,lf'r gen()mmcn und 
mißh,mddt wurden. 63 K.tsseler Kommunisten wJrcn tur 
cmtgc Woc:hcn oder Monate 10 KZ llaft gt·wc~cn oder bc 
fanden sich noch m den Konzcntr.ltioml.1gcrn. Mehr ah 
60 M.lnncr und Frauen waren wegen der Beteiligung an 
der illcg.llcn KI'D·Organisation 1931 vor Getidlt gc\1<: lh 
und c:.1. 40 von ihnen noch tll\ gleit hen j.1hr t.U Hah~trJ· 
tcn veruttt'tlt worden ZtH Vm dtcscm Hmtcr~rund werden 
dit' Schwicri!tkcitcn der tllcgalcn Org.tnisation, von denen 
im Benrht dc~ KPD+unk.uonär~ die Rede i\t, verst:inJ· 
ltch Jeder, der mll den noch aktiven lllct?.alcn der KPD 
Kontakt aufnahm, mußte unmittclb.u mtt der V crluftung 
rechnen. 
Trot7 der Sdlwi<-tigkeiten, cbcm<lltge MHglicdcr und bi~ · 

her ntcht der KPD angehörende. Oppositionelle tlir dte tl· 
legale Arbeit zu gewinnen, htclt zummdest dte KPD-Spit­
ze - wie der I nstrukteUr!lbeudu nahelegt - an der Ableh 
nung de, Zu~ammengehens und fester Bundn1sbc:ziehun · 
gen mit oppositionellen \Ozi:~lclcmokrattschcn Gruppen 
fcsr.205 Willkommen waren dieser Einheitsfrontpolitik zu· 
folge ledJglich dtejcntgen So;-taldemoloaten, dtc st<:h als ein· 
1clne dem kommunistischen Widcrswnd anschlossen. Wie 
Ja) weiter oben d.ugestc:lltc Beispiel der Zusammenarben 
von SAJ und KJVD im K.1'>selcr ßt'lirk beweist, wurde dic~t 
Polnik von den cigcmtiindig .1gicrendcn Widerl>tand~-

zoo Aus dem politi~chen LJg~btnchc der S•~mpoli7et\tcllc K.nsel vom 31. 12. 1933 (IMLIZPA, P St 3/ 37). zot A.~ .o. (200) Kop' \tfhd( n.Kh den 
t=eststcllungcn der Gestapo K.Js~el am 24 12. 1933, ohne d.lnJ.ch zuniduulu:hrc:n. Stehe den l.tgebc:mht der.St.a.ahpoluelitellc K.md ilirclen Mon.ll 
].1nuu I 934 (IMLIZPA, PSt 3/37). zoz S1che dnu den Beltr;tg übc:r d1c: JUssein Arbcitcrbcwct:ung vor 1933 111 dtc:Jocm ß.md. .lQ I 19321.1.3 1.1hlte d1c 
KPD tn St.tdt und Landk.rc:t~ JUssei etwa 1350 Mitglacder tui Siehe Anm. 7~ - Die_se Ango~bc:n be.tiehen uc;h .lufn..tlhgrwtc:}c:nc: u~d bdc:Rtc: F;ille; e\ 
handelt saclt .tho um Mmdcstzahlcn. liJS Im übngen 1~1 mrhr kiH cntchtlach, .lllf weldic: Cruppc:- ~td\ der Brurh1 von Kop' belH'ht. Unter dcn l.f 
Verhatieten, die wegen 1hrer Verbindun! zu de-m gc:Oohencn lnurulncur Fi\\:hcr vor dem OLG K.H\d .tngel.l.lgl wurden COJ~ 1lU/ H), w.!Witcdcu 
IJIIS nur sehr wenige ehemalige Soztaldcmokratc:n. 

357 



gruppennicht mehr in jedem FaiJ akzcptten. Schlteßhch 
verweist die ungeschminkte Bestandsaufnahme des Kasse· 
ler Instrukteurs auf die außerordentlich gefahrdere unJ 
umtthc:re Situatwn del> cmzclnen ll1eg.tlcn sowie auf c:m 
l>trukturellc:s Problem der kommunistischen Untergrund­
organisation - die Untcrw.tnderung durch Gestapo-~pit­
:r.el und die dadurch bcwtrkte Verunsicherung der Anhän­
ger und SympathisanLcn.lOb 
Ent sctt Sommer 1934 gewann dte illegale Arben der 
nordhcsmchen KPD wtcdcr .tn Kraft. Es wurde eine neue 
ßc7.11k!ilcitung gebildet, der e~ gelang, Kontakte I.U Mit­
gltedern m vtelen Orten des Bezirks wieder aufzunchmc:u 
und .lU stabtlisieren und die Bereitschaft zum wenigstens 
sporadt'>chen Engagement in der illegalen Organisation in 
bc;H.hrlirhcm Umfang neu tu bclcben.207 Die~er Auf­
s<.hwung der KPD-Wident.wdsorganisJtton, der durch 
die:: Verhaftung von Angehörtgen der K.meler Unterbe­
ztrksleitung im Februar 1935 und der Bezirksleitung im 
Juli I 9JS umerbmchen wurdcl07a, hielt allerdmgs lcJig­
hdt btl> zum Sp.ll~ommer 1935 an. Immerhin führte er d.t 
zu, d.tß steh 1935 nach Sdt.itzungc::n der K.ts~der CestJp<> 
die ~Zahl der bssentcchmsch erfaf~tcn Mitglieder'' 1111 ge­
samten Beztrk auf etwa 1000 und im Unterbezirk K..lssel 
.tuf etwa 500 crhöhte.Z07b Dtese erhebliche Ausweitung 
der 1llcgalen Organisation hatte sich jedoch, wie sich spä­
ter her.tus~tcllte, von vornhcretn gletchs.lm unter Auf­
steht dc:r Ge~t.tpo vollzogen, die über Spitzel in der ncucn 
ßcztrksleitung verfugte. Seit Herbst 1 Y35 zog die Kasseler 
Gc~Ltpo das Netz zu und verhaftete in mehreren überra­
~chendcn Großein~ät7en nahezu JIJe neu aktivierten 
Mitglieder und KolltJktpersoncn der tllegJlcn Orgamsa­
tton. D.tmit endete 1936 eine PhJsc des kommunistischen 
Widerstandes in Kassel und der Region, die von dem Ver­
sud1 geprägt war, trotzdes mißglückten Übergangs tn die 
lllegaluät und der ständigen Rückschläge durch zahlrei· 
ehe VerhJftungen eine mögltc.hst breite UntergrundorgJ­
msatton im ßcz.trk Jufzubauen und ihre Mitglieder zu Jk­
uver Widerstandsarbeit zu mobilisieren. 
Ein wesentlicher Grund für d.:~s Scheitern dte~es Yer~uch~ 
und die AnrjiJigkeit der illeg.tlcn Organisation gegenüber 
dem Vertolgungsappar:n lag in der Praxis der Reorganisa­
tion ~elbst. Vor allem im ersten )Jhr der Diktatur wurden 
m geradezu leichkrttgcr Wei!.e herkommliehe Methoden 

der OrgantsJtions.ubctt im Untergrund fongcfUhrt. Rela­
tiv sachlich wurden sie im Urteil gegen Angehörige der er­
)ten illegalen Bezirksleitung beschrieben. Um .. die Mas­
sen ernc:ut mll kommuni~tischem revolutionarem Geist 
zu erftillcn ", heißt es dort, .. sind Bezirks- und Unterbe­
zirk.slc:!tungen aufgestellt, sind Instrukteure eingesetzt, ist 
c:in Kurierdienst eingerich tet, werden Flugblätter, Flug­
schriften und Handzertel gedruck-t und verteilt, wird ver­
sucht. Mal- und Klebekolonnen zu schaffen und ~o den 
Einfluß .lllf die M:mcn wieder zu gewinnen. Besprechun­
gen und kleine Versammlungen werden abgehalten ... diL 
Mittel für die neue Organisation werden teils durch Bei­
treibung alter Rückstände gewonnen, teils wird versucht, 
die alten Mitglieder der kommunistischen Partei, der Ro­
ten Hilfe und des Rotfrontkämpfer-Bundes sowie neue 
Freunde der Bewegung zur Fortzahlung der Setträge und 
zum Weiterkleben von Beitragsmarken zu veranlassen ... 
Geldsendungen von Bezirk zu Bezirk erfolgen unter Ge­
heimchiffre, die Buchhaltung geschieht gleichfalls mit 
Geheimzeichen und auf unauftalligen Notizblocks."108 
Bei der Verhaftung der Angeklagten waren der Polizet un­
ter anderem in die Hände gefallen: etn Schnft~tück m1t ge­
nauen Organisationsanweisungen, das lnformationen 
über die Einsetzung von Jnstrulo--teuren, Kurieren und un· 
teren Funktionären, über die Finanzierungswege und die 
vorgesehenen Aktionsformen enthielt; ein genauer Ar­
beitsplan für einen Zell raum von zwe1 Wochen; Berichte 
von Bezirksfunktionären; stapelweise Sammellisten und 
ßeitragsmarken, die unterden Tarntiteln "Gesellschaft fiir 
Recht und Gerechtigkeit" und ,.Gesellschaft zur Unter­
stutzung der vom Antisemitismus verfolgten Juden" ge· 
tuhrt wurden; Dutzende von versandfertigen Umschlä­
gen mit Sammellisten etc. mit den Adressen zahlreicher 
Ortsgruppen; zahlreiche Flugblätter und Flugschrif­
ten.l09 Trotz der offenkundig fata len Auswirkungen de~ 
hohen AusmaHes an Schriftlichkeit, der korrekt quittier­
ten und belegten Beitragskassierung. der Berichte und 
Abrechnungen auf Jen verschiedenen Stufen der fortge­
flihrten zentralistischen Organisation wurden diese Tech­
niken noch längere Zeit, zum Teil bis 1934 weiterprakti-
7ien. So wurden z. 8., ehe man auf die Ausgabe von Bei­
tragsmarken ganz verzichtete, noch eine Zeitlang kleine: 
Marken ohne Aufdruck beim K.assterc:n ausgehändi~t und 

zu.. Auf diC'\t' Aspd.tc wtrd Weller unten genJuere•ngangcn l07 Vgl. C Fislht·r·Defoy: J.a.O., S. 1-13 ll (9). 107• Stehe l.li.(C:h<ttcht dc1 Suaupohzet­
~tclle K.H~cl vom 5. 4. 19.~5 (StA M.1rburg, 165/ 3949), Unetl des OLG Kmcl vom 5. -1. 19J5gcgcn \Vilhdm Rughctmer \1 • • 1 (Ü)'> 39135), Llgebericht 
Jer StJ.lU[>nbuutdlc K.u~t'l vnm 23. 7. 193.5 (StA M.Hburg 165/3965). 107b Siebe Berichtder Staat>poliLeistdlc K.1s~el ~n d~s Cehetme Stadrspoli 
zetdmt 111 Berltn vom 15. 8. 19.15 betr. .Akuongegen dte KI'D m Kassd, N.:~dkrund GenossC'n" (IMUZPA, P St3/ 37). lOs Uncil des OLG K~~,cJ vom 
1.7 7. I'H3 gc~rn K.ul Wlo•h. HJn!>SJcUC'II u. a. (Üjs 3!1/ J.I, 49/ 33). lflY Urtetl des OLG K.md vom 27. 7. 1933. J . .a.O., S. 5 tl.(l08).- Siehouch den 
Ben<..ht de\ Lw er~ det K.l>sclcr St.lJt>pOltlct~tc:llc Jn den RegJerungsi>tJ)adtntcn vom 5. 5 I q33, dem u. J . du: t:cdrucktc .S.utamellmc t\r. 2!18 der Ge­
~dhchaft fur Recht und Gcrcchugkc11· \,lmt Bcuro~g~mMken bc•gcfügt 1\1 (StA Mub\lrg. 165/l886J 
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von den Betreflenden .mch zumeist aufbewJhrt. In ruck 
bltckendcn Berichten von Beteiligten wird scharfe Kritik 
an dieser unter konsptr:uiven Gesichtspunkten unsinnt­
gen und höchst gefährlichen Praxis geübt: .,Aber d.1s ~ tnd 
doch Sünden! Das hat einen Fehler bedeutet, daß d.t noch 
mit Marken kassiert wurde; die kosteten ja auch immer 
noch Geld. Das mußte abgerechnet werden ... Und c.bnn 
kommen die Ausreden in den Urteils- und Anklageschrif­
ten, wenn behauptet wird, Material von dem und dem g~: 
kriegt, aber nicht abgerechnet, sondern verbrannt zu ha 
ben. Das sind alles Ausreden. Aber wie kommen die dar­
auf, dieses Belastungsmaterial, wichtige Dinge, aufzuhe­
ben, dererwegen dann Familten auseinandergerissen wur· 
den, nur weil sie mal eine ,Rote Fahne' gekauft hatten. Es 
war richtig, noch Flugblätter und Zeitungen hcr7.ustellcn. 
Aber es war falsch. das zu belasten mit dem Notgroschen, 
mit dem Solidaritätsgroschen, mit der Aufrechterhaltung 
der Mitgliedschaft durch den Verkauf von Marken. Das 
soll keinesfalls die heroische J laltung des großen Teils der 
Inhaftierten und Verfolgten :~bwertcn; ahcr im großen 
und ganzen wurden sie ans Messer gcliefert."210 SelbM 
wenn die konspirative Absicherung im Bezirk eine Zeit 
lang funktionierte, besaß die Ge!>tJpo aufgrund d~s Ku­
ner-Verkehrs und der von unten zur Zentrale gehenden 
Berichte genügend Möglichkeiten. der illegalen Organisa­
tion auf d1e Spur zu kommen. So tlihrte etwJ die Beschlag­
nahmung von Unterlagen der iJiegalcn Rcichsorgamsa­
tion in Berlin zur Verhaftung der ~)VD-Gruppc um Wt!Ji 
Beiz und der RFB-Gruppc um August Schülbe im Kasseler 
Bezirk.21 I 
Die Verhaftung der ab 1934 entstandenen illegalen Gruj)­
pen in den Jahren 1935 und 1936 war weniger auf Unzu 
länglichkeiten der konspirativen Absicherung zurückzu­
fiihren, als vielmehr auf das mit jedem auf ötfcnrlid1e 
Wirksamkeit zielenden Widerstand verbundene Risiko, 
vor allem aber auf das Einschleusen von Gestapo-Spitzeln 
in zentrale Positionen der illegaleh Bezirksorg.misation. 
Wie Berichte der Gestapo-Stdlc: Kassel und andw~ Quel­
len belegen, war die Gestapo durch~ VertrJucmmänner", 
die 1934 sogar führende Positionen in der illegalen Org.l­
nisation übernahmen, seit 1933 über wesentliche Vorgän­
ge der illegalen Arbeit, vor allem über zahlreiche Beteilig· 
te, gut informiert. Darauf wird .lUch in Berichten von 

kommumstm:hcn Zeitzeugen lungew•e~en. "Oa w.uen da­
mal~ schon von Anfang an im Apparat der Partei Spitzel 
und dtc waren bts 1935/36 .1m R.mdc mit in jeder neu sich 
bildenden l'.meileitun~ ... D.1s w.u etne g.m7.e Clique ... 
Die sind dJ.nrt nachher verurtetlt worden, gen.lusn WJC citc­
ser Kriminalsekretär S .. Der 11Jt ja dte~e Leute mit ge· 
braucht, und sie haben ihn gebraucht; die haben zweise1· 
t1g gearbeitet. Auch meine Flucht und Vcrluftung geht 
auf d1e zurutk. S1e wahrten dte V1.'tbu1dungcn tu den 101 
Ausland, im SJ.J.rgebiet sitzenden Leuten. !>le ~dmktcn 
die Kuriere hin und her und die kamen bct d,•ncn an . Stc 
haben. weun wtcder eine Gmppc von der Polt7ci 7-erschi.J­
gen wurde, neu wieder aut~cbaur. D1c ~.1bcn amh n•thl 
immer alles preis. sondern hielten steh auch Leute. Da\ IM 

meine~ Wtsscns eine durchgehende G~schichtc von An 
beginn an, daß sie 1mmcr neue Fäden ~esponnen haben, 
bts sie d1e letzte größere Verhaftung hier 1935/3 6 0111 

Emst Lohagen und anderen verursachten. "211 Da I~ Spit­
zel in die illegale Organisation .. eingebaut'' waren. vermu­
teten d.1m.1h viele Kommuntstcn.2 U NKht wtrngc mie­
den schheßlu.h .1us di,·~cm Grund den Kont.tkt zur Unter 
grund-P.11le•. Emem chetn;tltgen M~t.ubcllt'r ehr Bezirk-,­
lcitung 1... B., dc1 sit h nllt oppo~lttollellen N1ch t·Kom mu­
nlstcn zu ctncm Kreis zu~amrncmthloß, .. war Jk SJche 
mtt der KPD ntcht dtc...ht genug. Die WJ.r zu Jurch 
lässi~.'"2J.I 
Der m den Zeitzeugen-Berichten geäul~enc Yt:rcl.tcht WM 

durchaus bcg1ündct. So meldete dtc K<1sselcr Gestapo 
über die Kont.1ktc des Ende 1933 von der KPD-Zcntralc 
cnlsanc..lttn lmtruktcurs Kops n.1ch Bcrlin: "Dtc Personen, 
die mtt ihm cu tun hancn, W<lrcn Vertrauensm:inn~r der 
Staatspoltzc:i~tcllc Kassel. Über dtcsen Personenkreis hin 
.1us hat er keint! wesendichcn Verbindungen schaffen 
können ... 1),1 er nol'h keine merkhare Tätigkcn entfaltet 
hatte, wurde mcht ~Ieich zugt!gnffen Vo1 allem wären 
durch etncn 7U schnellen ZugntT wahrscheinlich dte V 
Miinncr fiir dtc künftige Arbe1t der St.lpo verloren gcwe· 
seu."l1.5 Selb~t .tls 1935 111 cler Bewblcttung Verdacht 
autlum, gclan~ es der Gestapo, ihre Spitzel zu decken: 
..,Der V-Mann, der in dieser Organisation mitarbeitete, ist 
nach anfängl1chcm guten Vorwärtskommen auf Miß­
trauen gestoßen. Von der Bezirksleitun~ war beschlossen 
worden, .zunächst eine etnmonatigc Paust: cmzusdu~ben. 

110 Bt!ru.ht Gcor~ Merle (11)76). S1rbc audr den ßt'ridH von Otto HdflUlll.' (I ~76 C Fi\du~r·Ddoy). der 1111 K.n~dcr Swlttcil Rothc:ndrtmold uodr 
bt~ 1936lt'hu MugJjeder kas,icrtc.- Otto I·brtung, gcb, 18 3. 190J in Ei<kcltKr~ GrlsrnkHt.hcn, Sduc111c:t Sc:11 I '132 Mu~licJ der KPD N.Jdt l<lJ 3 
Mir.ubeJl rn der rlregJit'n KPD; kAs~icnc 1n Kas~d·Rothcndttmold wcuc-r lkuugc: hrr du: Widc"tand~orgJm\,UtOn. Im J,mu~r 1936 vcrluhcr und rm 
Februar 1937 zu vrerernh.tlb Jahrl'n Zuchthaus verurterlt Nach Str~lvcrbußuns bt\ A(lril J 945 rm KZ Sach\cnh~U\l'n rnho1f11ert. ll I Stehe die ßerrch· 
tr von Wrlli Bdz (1976) und Augu\1 Schülbe (1976} sowie den Bentht der Staahpult;wst~llc: Ko~ssd an dJs Geheune Staal\poltt.l'tamt rn Berlin ''Om 
11. I 0. 1933 über dil' Vc:rh.1ftung von KIVD·Angehörigl'n m K.tHd (StA M;uburg. 165/3886) und den politisdrc:n L.sgcbcritht der St.IJ!spolizmtelle 
K.:l'>sd ftrr dc:n Monat Janu.Jr 1934 (IM(/ZPA. P St 3/37) lll Beucht Gcorg Merle ( 1976). Srche auch den RcrH.ht vou K.HI KubJ ( 1977). lll Sic:hr 
z. B. dt'n Bericht von Otto l brtun~ (1976) 'l4 B~mht KJrl Wad. (191&) m l.•g~bl'mht für den Mon~t J.lt"llW 19~4 IIMI.IZPA. P St 3t371 
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um von oben erst die Bestätigung zu erhalten. daß der als 
:\hwehrmann täuge V-Mann tatsächlich in höherem Auf­
tr<lge lundelt. ln~wi)chen konnten diese Bedenken ie­
dodt auf Jndc:re Weise zcr~treut wc.rdc:n, so daf~ die Arbeit 
keine Unterbrechung erlitten h.u."ll~> 
Sorgen bereitete der Gestapo zwischenzeltlieh die I Jtsa­
che. d<tfs durch die seit 1934 verbesserte konspirative Absi­
ch~rung der Arbeit häufig außer den Spitzel-lnformatio­
nen keine weiteren Beweise ges1chert werden konnten 
und damit die gerichtltchc Verurteilung der Angehörigen 
des Widerstandes erschwert wurde: .,Bei der gut getarnten 
Arbeit der KPD wird man in den meisten Fällen nur auf 
die Angaben de) V-M.1nnes angewiesen sein. um d1e Akti­
'"l~ten tu ubcrfuhrcn . Gt·rit:htlu.h verwertbare Bewetsrnit­
td w1rd man unter den hcuti~cn V erhJltm~sen nur selten 
bc~ch.lflcn können. Nun gehen d1c Strafscn.He der Ober­
IJndcsgerir htc in der Hauprvcrh.tndlung immer von dem 
Gt·~1tht~punkt dl·r Unmittelb,uk~:lt der Beweisführung 
.tU\ und erk~Jlltcn dte Angaben dc~ V-Mannes, auch wenn 
\lc von einem Beamten vor Gericht wiederholt werden. als 
hmrcichcnden Beweis zur Verurtetlung nicht an. Den V­
M.uln aber sclh~1 ,1!, Zeugen •Juflrcten zu lassen. ist un­
ruoglidt." )o bc.H hdich das Vt•rh..tltcn derGenchtc 111 die­
\N rrage WJf, stellte: es doth tur dic Gestapo keine ernst­
h.!fte Behmderun~ dar. Blieben die Verhafteten trotz 
\fU.tlvoller Verhöre· standhaft, besaß die Gestapo immer 
11och d<1s jederzeit verfügbare Zwangsmittel. "gegen die ra­
dikJisten st.lJtsfi:indlichcn Elemente, die gent:htlich 
ntcht zu t"J~scn ~md, mit l:ingerer Sd1Ut7.hJft vorzuge· 
hen.".H7 
b. w.tr audt ul11t~ wesentliche Bedeutung fi'n ehe Wlrk­
\Jmkcit der Vcrfolgun~ des Widerst.tndcs, daB einige Gc­
~t.lpo-lnformantcn ,.zweiseitig" .ubeueten. Wie em späte­
re~ Vol~sgerichtshof-Urteil gegen zwei dieser Spitzel be­
legt, w..tr e~ ln Kas\t,.'llu einer Art besonderer Zusammen­
arbeit zwischt:n dem Gc~tapobcJmten S., der vor 1933 der 
SPD n.thegestanden hJ.tte, und Funktionären der illegalen 
KPD gekommen. Diese führte dnu, da!~ einerseih S. per­
m.wenl über dil.' Untergrundorganisation informierte, .w­
derersem- wte der Volksgerichtshof bd'dnd - "gewtsscr­
mat~en unter dem Schut7 der Poltzel dH! illegale Tätigkeit 
der KPD in Kassel erleichtert" wurde.118 Das Motiv für 

das Agtcrcn des Gestapobeamten lag wahrscheinlich- w1e 
~pätervon der KPD plausibel angenommen wurde- in der 
Absicht, die durch mne frühere politische Haltung ge­
fJhrdetc Stellung bct dl.'r Kassder Gestapo zu tcsti~en, oh· 
nc die bei der Gestapo zunehmend angcwandten brutalen 
Verfolgungsmethoden zu übernehmen. Offenbar konter­
karierte er durch Warnungen an die mit ihm zusammenar­
beitenden Kommunisten Maßnahmen und Pläne seiner 
Kollegen. um glt'ithzeitig m1t Hil~e der thm zugehenden 
Informalionen seine Verfolgungskompetenz unter Be· 
weis zu stellen. Dieser Beamte wurde Anbwgjanuar 1936 
verhaftet und nach Bcrlin überfUhrt, wo er zwei Monate 
~päter- vermutlich an den Folgen derwährend der Verhö­
re erlittenen Mll~h.mdlungen - ver~tarb.Z 19 

Die Massenverhaftungen von Kommunisten im K.1sseler 
Bezirk m den jJhren 1935 und 1936 bewiesen, daß die 
Doppelagententätigkeit von Angehörigen der Bezirkslei­
tung220 alles andere als einen Schutz für die illegale Orga­
nisatiOn bedeutete, zumal die Gestapostelle neben den In­
f<>rm.mten des Kriminalsekretärs S. über weitere Spitzel 
verfUgte. Einer von ihnen berichtet 1936 mit zynischem 
Stolz. daß es .,mit Hilfe von drei Vertrauensmännern" ge­
lungen se1, "innerhalb von zwei Monaten die gesamte 
Kommunistische Partei des Beztrks K.Jssel zu erkunden 
und durch die Stapo .lllsheben zu lassen. "221 

Bei aller traurigen Wirksamkeit der Gestapo-Spitzel, die 
ungezählte Kommunisten einem schlimmen Schicksal 
Juslieferten und Unglück über ihre Familien brJ.chten. 
~olltc nicht übersehen werden, dag sich der kommunisti­
~che Widerstand auch jenseit~ der eventuell vermctdb.uen 
Schwächen konspirativer Absicherung in etnem grund­
sätzlichen Dilemma befand. Solange der Anspruch auf­
recht erhalten wurde, Gegner des Regjmes im regionalen 
Maßstab zusammenzufassen, Solidantätsgelder für die 
Organisation und für dte Angehörigen von Verfolgten zu 
sammeln und durch die Verbrettung illegaler Schriften für 
den Zusammenhalt der illegalen Organisation und flir Ge­
gcninformation gegen clie herrschende Propaganda zu 
sorgen, boten sich dem ständig ausgebauten Überwa­
dmngs- und Verfolgungsapparat zwangsläufig Möglich­
keiten des Zugriffs. Dies mußtt:n Juch die hnk~soziali· 
stisch-kommunistischen Splittergruppen erfahren, in de-

·'" i .t~cbcttcht at<r )t~~~~poltzcl'tcltc KJncl vom 5. 12. 1935\~tA Marburg. 1b5f3'1b5). ll" LJgebemht der ~taatspollzct<tcllc 1\as-sel vom~ 5. 1934 
(~tt\ MJrbur~. lb5/3Q49). m UJtctl un L Sc:natHics Volk~~cmhrshofs vom 19. I. }Q]8 !(C~Cn f.rn\1 Lohagen U . .l. (81 100 37g!IJ 43/37). LohJloen. 
rit-t Kopl der tllegakn OrgJitt\,lltOII de\ 1\.l~)clrt Rcltrks in den jJhrcn 1934/35, w.lr Opfer, nicht Betc:&ltgtcr dieser Mad1in.itionen . Dtc Gestapomfor· 
m.Jntt·n wurden zu zwölt b1.w zd10 J~hrcn 7111 hth,tu~~trJfc verurteil!.- Zur ßtogrJphi~ Ernst Loh~l!Cil~ ,jeh~ den BcmJg überdre KJ,sclcr Arbeiterbe 
w~gung vor 19H m dtc~cm Jl.lnd, Anm. J.lQ. 11• Sich<' duu r1~bcn dem VGH·Unetl vom I <1. l. 1938 (Anm. 218) dJsS,hrciben des KPD-Sekret.mau 
Nordhe~\cn·W JlcJeck .111 du:• Ketrcuun_s~uelle Kassel Vt)m 3(). 7. t q46 sowie den Enmh.idtgungsantrJg der Wrtwe (StadtJrchiv Kass-el, A S.SS. Nr. 
o7) no ~tchc JUlh Jtt' lus.tmrnen,telluns.cn Je~ Gehcrmen StaarspohzciJmtes ubcr .unwverl~s~tge Vertraucnspnsonen~ vom 15. 2. 1935 und vom 
1o l 0. 19 3'> (ß/\ l\oblen1, R 51!/583). nt Bcnrht dc~. V.-MJnnes U 32". Anl.tgc tum 'olhrcrbcn drrGc:sto~postdle K.ü~d an d.t~Gcherme <itJJbpoh· 
L"i.IJJII V{llll IJ 3 l1H6 (IML'ZPA. "' J/849), 
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rengut abgeschirmte Widerstandszirkel dtc Gestapo ntdH 
eindringen konnte. Postkontrollen, Überwachung der Ar­
beiterviertel und Betriebe, überraschende Großrazw~n. 
zufallige Verhaftungen, die Beobachtung der entlassenen 
politischen Häftlinge, die Erpressung von Geständnissen 
Inhaftierter durch Folter, bereitwillige OenunzJationen 
aus der Bevölkerung, die genaue Registrierung der Ver­
breitung illegaler Schriften und vieles mehr Hihrten die 
Gestapo und ihre Hilfsinst • .mzen in NSDAP, Sta.ttsappa· 
rat und Betrieben immer wieder auf Spuren. die: selbst bei 
<>orgfaltigster Absicherung der illegalen Arbeit nicht zu 
verwischen waren. So war das Einschleusen von Spitzeln 
nur ein Mittel im Instrumentarium der Repression, derdie 
kommunistische Widc:rstandsorganisatioll ausgesetzt 
war. 
Oie Auswirkungen der Verfolgung auf den kommunisti­
schen Widerstand in Kassel und Nordhessen waren ver­
heerend. Allein in Kassel wurden während der NS-Herr­
schaft mehr als 270 Kommunisten oder dem kommunisti­
schen Widerstand Zugerechnete einmal oder mchrf.lch 
mhaftiert, mehr als 220 von ihnen bereits tn der Zeit bt~ 
ein schließlich 1936; im Landkreis Ka.o;scl beltef sich die 
Zahl der Verhafteten auf etwa 50, von denen mindestens 
40 schon bis 1936 in Haft waren.2ll.t filst ausschließlich 
wegen "Vorbereitung zum Hochverrat", das heißt wegen 
der Beteiligung an illegaler Aktivität gegen da~ Regime. 
wurden gegen Kasseler Kommuni!lten - vor allem in den 
zahlreichen Prozessen bts 1937222 - ca. 120 Gefangnis-, 
CJ. 110 häufig langjährige Zuchthau~str,tfen sowie in mehr 

.1ls 170 F:illcn KZ-Haft verhängl. In ca. 90 Fällen wurden 
die ßetroA"enen zu Zuchthaus~trafen von mehr als zwe1 
Jahren, in ca. 40 Fällen von mehr ,lls vter und bis zu fünf­
zehn Jahren verurteilt. Etw.1 30 Kas~c:ler Kommunisten 
w.m:n 5 ).1hrc und länger in Konzentr.1t10nslagc:rn inhaf· 
ttert; 20 wurden zweimal mit KZ-Haft be~trc1ft. 
Die in den cr~ten Jahren der Dikwur ungebrochene Be­
remchaft vteler Kommun istc:n, n;H. h dm:r Haftentlassung 
die Wtderstandsaktivität wiede1 aufzuru:hmen, veranlaß­
te dc:n Leiter der Gestapostelle K.1Ssd Anfdng 1936 zu der 
Feststellung. "uaß fanJttsche unu über.leugtc Anhänger 
der KPD t rotzaller Schutz- und Strafh.1ft nte zu .ubeitcn 
;1Ufl1ören werden .. Schutz- oder St r.tthaft von 1 oder 2 Jah­
ren nutzt gar nichts ... " Anzustreben SCI dahc:r, .. ~iimdiche 
führenden Köpfe und Funktionäre der KPD für l,mge Zeit 
10 besonderen Lagern unschädlich zu machen. Es müßten 
somit zwei Arten von Lagern eingerichtet werden, eins fUr 
Besserungsfähige, ein anderes für Unverbesserliche, cbmit 
Jie Unverbe~serlichen nicht die Besserungsfahigcn völ11g 
verderben."223 
Dieser Maxime entsprechend wurden in der Folgezeit vic· 
lederals Akt1visten und "unvcrbes~cdu .. he Gegner" ein­
gestuften Kommuni~ten mit besonderer Härte bestraft 
und nicht selten bis zur Niederwerfung des Regimes m 
den Zuchrhih1scrn und Konzcntr,ltionslagern mlufticn. 
Führende Funktionäre w1c August Cohnll4, V Jlcnttn Ga­
beJ21S, Karl ßartei226 und Heinrich Mcr]c:l27 waren w:ih 
rcnd der gesamten Dauer der Diktatur in flaft; V.tlcntin 
Gabel und Heinrte h Merle bmcn noch 1m 1-rüh,.lhr 1945 

221• DieSe und du! folgenden o~tt!ll smd l:.rgehiii\SC del VO!Iauiigc:n Au~wcttung dcl Vcrfolgtcn·K.attCJIUI St.ldt uml l.uu.Jiuc:l~ KJ~\el. t:! OJ\ 4<1, .H 
Urte1J vom 29.7. 1933 gegen K.ul Wloch und 1 S Mit;~ngcklagte, vcnmcih- 12. OJ~ 8J/J3, Urteil vom I 0 10 19 3.1 ~<"!lcn l·11tdmh Görhll und 9 Mu 
Jngekl~gte, verurteilt: 10; 0)\ 181133, Urteil vom 23 3. t 93~· cgc:n W111i Bc:l7 und 22 M1tangdJ.1gtc, vrrufl4'1h' 14, 0)\ I Rlt B, Urrcil vom 17 l I 914 

~
en Georg Schmidt und 13 M1t.tngeklagte, verurteilt: 5; 0 s 52/34, Urteil vom 12. 1. 1935 gegen M.1rt1n Aue! und 17 MH.tngt"kl.tgte, veru1te1lt. 12, 

0 s 51 u. 53/34 vom U. 7. 1934 gegen Geor~ Medc und J 1t;10gek.l.t ·t~. verurteilt: 4; OJ~ b4/J4, Urt~1l vom 2-1. 8. 19H e~~n W1lhelm Appcl und II 
itJngeklagte, verurtetlt : 6; O)s b6134. Urteil vom22. '1. 1934 •c •en ~ugu~t Gerhohl und 5 Muangc:kiJgtc. verurtnlt: 'i, g \ 7J./J4. Urtctl voml.J. I 

1935 gegen Gc:org Humburg und 10 MitJrtgc:kJ.Jgtc:, verurteilt ~: ß.h 157134. AnklJgnd111ft vorn 10. II. 19H gcgenWdhc m Sq>pcl und II,! Mitauge 
klagte; Ojs 39/35, Urteil vom S. 4. 1935 gegen Wilhclm Rüghe1mer und 6 Mll.tnkbgte, verurteilt: 7; OJ~ 31/36, Une1l vmn 25. 1. 1936 gcg,•n W1lhc:lm 
Pfrom~ und 9 Mitangeldagte, ve .. rurteilt~ 10; OJ~ 48/.~~. Urte1l vom I. 7. 19.l6 gegen Kurt R.HJ und 1_. Mlt.mgekl.tgtc, verurteilt · 12; C?J\ 70/31>, Anld.t 
geschnft vom 16. S. 1936 gegen Gwrg Lorpcr und J MHangc:ldagte; Oh.l00/36, Urte1l vom2. J.. 1937 gegen W.rher Büumng und J M1tangekl.agtc. ve1 
urteilt: 3; Ojs 203/36, Urteil v(lm 27. 4. 1937 gegw Fmdnch Sdunldt und 4 Miw1geklo~gtc, veruttetlt: 5; O.h 1.29/36. Urteil vom 16. 7. 1~37 gegen 
Ludwig Günther und 3 Mitangeklagte, verurtrilt 4; OJs 271/36, Urteil vom 19. 3 1937 gcgcnjohann 01lcher und 4 Mttangeldagtc, vc:runcllt: 5, Q), 
276/36, Urteil vom 16. 7. 1937 gegcn)ohanoc\ H.usc und 4 Mir.Jngeklagtc, vcrum·ih: 5; Ojs 105/37, Urtc:il vom 24 8 1937 gegen Chrt,tiJn Zicglcr 
und 4 Mitangckl.tgtc, verurteilt: S; OJs 251137, Urted vom 11. I. 1938 gegen IUrJ Schulz und S Mu.o~ngeklagte, verurteilt: 6.- Bc:rüd,'llt:hllgt smd hier 
nur die Verfahren mtt 4 und mehr Angeklagten. V ur o~.llem tbc m den Massenvcrho~.ftun~en der Jahre 1935 und l936lnh.llllcJtcn wurden 10 zJhlre1chen 
klemercn und Emzdverfahren abgeurttllt. Sämthdu: genannten VetfJhrcll f.lllc.lcn vo1 den St1J.fseoaten t.h~) OLG K.md )tJit. 01c Anklngc !Jutete tn 
Jllcn F:illen auf,. Vorbereitung zum Hodtvc:u;u~ oder Btih1lfe dJZU D~t• AngckJJgtc:n der lucr JU~gewähltcn PIOlC\~C: stJmmtc:nm 1h1C1 großen Mclu ­
hcit o~us Kassel. zum Teil .aus dem L.!ndlrris K~s,cl und vcrcim~clt .111~ clen Jngrf'nundl"n T-1ndkwsen . .Ulf.tgrbt·ncht der Gcst.lpmtdlr K.JHcl fur 
drn MonatJ.loU.tr J936(1MLIZPA, Sd/849). 224 August Cohn, geb. 10. S. 1910 m Pulcl.l, kaufmännmhrr Angc,tclltcr N~dl drn N.n1·Gcsrtun)u 
de 1924 Mnglied der SAJ. 1932 Bezirksleiter de~ KJVD 10 Kassel, 1933m d1e KJIIJ Bemk\leirung libcrnommen. NJ~:h MJßh.lndlungcn durch die SA 
~eir dem 27. 4. 1933 i': Hafi. Am 30. 7. 1933 lU xwe1 Jahren Gefangnn verurte1h. Nach ~er H~ftc'ntl.mung vom Julll9.15 h1\ tum II. 4. 1945 1.11 der 
StrJf· und Konzentrauonslafern Estcrwegen. S.a.(.h~enhausen, Dach~u und Bulhenw~ld m HJit. Nach 1945 1n du: U!>A enugncrt lZS V.alenun Ga· 
bd, fcb. 29. 3. 1892 10 Kasse . vor 1933 Stadtverordneter der K.PD und Angwclltc:r der .NeutuArbwcrZeituu~c( . In HJ(t seit Anfan~Juni 1933. Ende 
Juli 933 zu zwe1)ahren und neun Monaten Zuchthaus verurteilt. Nach der P.ntiJHUng in. M.112 1936 b1~ zum 7 II 1944 111 den KZSach\enhausC'r 
und Flo~srnbü.rgmhllftiert. Danach erzwungentlr D1enst in einerSuafemhe1t Se1t dem 31 .. l. 1945 vermißt. llt> K.ul Bmhel. Brlirlmekietärder Kas 
stier KPO, w.tr Khon unminclbar n.1ch dem Reicht.tgsbrand verhaftet WCirden. Er wurde mehr .1Js zwölf).1hrc bi\ MAl 1945 m Jen Kon.tentratiom!J 
gern derDikt.uur fcstgehalten. S1che ~uch Anm. 1 U 1m Bcttro~g uberd1e Ko~$~eler Arhellcrbcwegung vor 1933 m d1c~em B.lnd. 1!1 He1nric-h Mrrlr, 
geh. 17. 7. 1907 in Düsseldorl; Smler. Vor 1933 m der Führung du K.usele1 ~K.lmptbunde5 gegen den F.1$ch1unu,·. nAch MrUhJndlungen 1m M.irr 
1933 durch d1e Kassder SA seiiJum 1933 ununterbrochen 111 H.tft - LUitoH.hH tm KZ BreatcnJu, tl:.nn 111 Polu~c1haft b1s 1934 lm Rle1claenjJ!u LU drct 
Jo~hrcn Gef.inl(OIS \'erurtcilt, cbn.tch b1s 1945 111 K2 HJft, zulctl.l un KZ MauthJU)en. No~ch denen R.&umung ncllh 1m M.a1 1945 1.u Tode gebr~cht.­
Sudtc WG-Aktc H Merle 
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um) leben. Heinrich Merles Bruder Georg, der als illega· 
ler Bezirksfunktionär der Verhaftungdreier Leitungsgrup· 
pen entronnen war, mußte nach seiner Verhaftung 1934 
mdH ,lls 11 Jahre in Zuchthaus und KZ überstehen.228 
Von denen, die nach kürzerer 1 laft 1933 wieder im Wider· 
stand aktiV wurden, erneut in die Hände der Gestapo fie­
len und danach nicht mehr freigelassen wurden, seien hier 
nur eintge genannt: Ernst Lohagen, Bezirksleiter der ille­
galen KPD in den Jahren 1934/35, und seine Frau Paula, 
die 1942 im KZ Auschwitz ermordet wurde2211; Traugott 
Eschkc, vor 1933 politischer Mandatsträger der KPD, der 
1943 -einen Tag n.1ch der von seiner Frau erwirkten Über­
fUhrung vom Zuchthaus Kassei-Webllwden in ein Kran­
kenhaus - verstarbl30; f;ritz Schmidt, vor 1933 Mitglied 
der Bezirksleitung und Lokalredakteur der "Neuen Arbei· 
ter-Zeitung", der nach kurzer Haft 1933 trotz strengster 
Polizeiauflagen die illegale Arbeit wieder aufgenommen 
hatte2J 1; Wilhelm Pfromm, vor 1933 zunächst in der SA]. 
dann in der ,.Freien Jugend" und erst 1932 zur KPD gesto· 

ßen, der nach mehrfacher Inhaftierung 1933/34 vom 
OLG Kassel zunächst freigesprochen, 1936 jedoch zu 
7 1/2 Jahren Zuchthaus verurteilt wurde und 1942 in der 
Haft umkam232; Wilhelm Büchling, der als ehemaliges 
Mitglied des RFB nach seiner Verhaftung im Oktober 
1933 von der Gestapo nicht mehr freigelassen wurde233; 
Kurt Finkenstein, der als Kommunist, Intellektueller und 
Jude von den Nazis mit unnachsichtigem Haß verfolgt 
und 1944 in Ausch witz umgebracht wun.le. 23'1 

Viele andere Kasseler Kommunisten wurden in langjähri­
ger Haft um Gesundheit oder Leben gebracht. Manche 
von ihnen wurden als ehemalige politische Häftlinge ab 
1942 in den Strafeinheiten der Wehrmacht zum Kriegs· 
dienst fur das verhaßte Regime gepreßr.235 Auch hier zeig­
te sich, daß die systematische Repression organisierten 
Widerstand und kollektives Aufbegehren zwar unterbin· 
den, die Gegnerschaft und die auf ihre Gelegenheit war· 
tende Widerstandsbereitschaft der einzelnen Kommuni­
sten jedoch zumeist nicht brechen konnte 

2.3.3 Formen des kommunistischen Widerstandes 

Die Reorgatti)<\tlon der KPD im Untergrund sollte Vor­
aussetzung des Widerstandes, nicht Sdbstzwcck und blo­
ße Bewahrung des Zusnmmcnhalts sein. Angesichts seiner 
Zielsetzung, die eigenen Anhänger und schließlich größe­
re Teile der Arbe1terschJft gegen das RegJme zu mobiliste­
rcn. wJr det ~ommuntstische Widerstand von vornherein 
strukturell auf Öffentlichkeit hin angelegt. Der faschisti­
schen Herrschafts- und Zw:mgsöffentlichkeit eine opposi­
tionelle Öffentlichkeit entgegenzusetzen, war daher ober­
~tes Ziel der Untergrundorgalllsatton. Ihr wichtigstes Mit­
tel war in den ersten Jahren der Diktatur die Verbreitung 
oppositioneller Schriften aller Art. Ihre Funktion war viel-

f:iltig. Sie sollten zunächst und vor allem die Existenz der 
illegalen Organisation nachweisen, :lU[ diese Weise gegen 
Vereinzelung und Resignation angehen und zur aktiven 
Gegnerschaft ermutigen. Über diesen Signalwert hinaus 
übermittelten sie in unterschiedlichster Form unterdrück 
te Informationen, Hinwesse aufWidersprücheder NS-Po­
litik und Ansatzpunkre oppositioneller Ag1tation, zusam· 
menfassende Beruneilungen der politischen Lage in der 
Region und im Reich, Hinweise auf erfolgversprechende 
konspirative Techniken und die Notwendigkeit ihrer 
Beachtung sowie Ratschläge für das Verhalten bei Verhö­
ren und vor Gericht. 

1l H Zur Biographie s1ehe J. KJmmlcr / 0. Kuu~e-YIIIU;U (Hnt,.): a.d.O .. S. 3S I ti (I) . ll'l EmH Lohagen wurde: l93ä nach drc:tJ.lhnger Untenuchung~· 
haft zu fiinf7chn Jahrtn Zuchth.l\J\ vtrurteilt, seint Frau nac.h dreijähriger Zuchtbausstrafe im KZ inhaftitrt. - Zur Biogr~pbie nehe auch den Beitrag 
über du.• K.mele-r Arbeiterbewegung vor 1933 in diesem Band, Anm. 139. 2lOTraugotl Eschke, geb. 2. l. 1895 tn Kentenhausen, Schlosser. lange: Jah· 
re Gemetndevertreter 1n H.ule.~:h;~usen, KPD·Kreiuagsmitglied seit 1924, im März 1933 erstmal~ inhaftiert. seit Juli 1934 ununterbrochen in Haft 
1934 vom OLG K.mcl frc:iges(.>rochen (0Js 64/ 3•1), von der Ge~tJpo fllr 4 Jahre in .Schutzh~ft· genommen, 1938 vom Vol~gcrichtshof zu flinfzehn 
J.1~rcn Zuc~th~us vcrur1!!ilt (SJ 337/~7g). Am 8. I. 1943 vc:rstC!rbc:n. Z~l Fri.tz Schmidt, geb. 20. 10. 1904 10 Hanno~mch-Münden, Maler von Beruf, 
~Cl I 1922 Mngbed dc~ KJVD und ~P.ater der KPD. 1932 Kandidat ru. c.he Relchstagswahlen, Im Februar 1936 vcrhJftct. 1937 vom OLG K.mel zu VI(" 

reinhalb Jahren Zuduh.lu$ verurteilt (OJs 203/ J6) und amchlicßeud in den Konzentrationslagern Sonnenburg und Sachsenhausen bu zur Befremng 
AnfJng Mai 1945 1n H.tft . Überlebte dt"n Hungtrmarscb nach der Ev3ku1erung dts KZ Sachsen hausen. Jln9 in Kassel verstorben. 212 Wilbclm 
Pfrornm, geb. 6. J 0. 1905 in Sandershauscn/Krs. K.usel, Heizer. Seit 1926 einerder Köpft der .FreieoJugend".lm Oktober 1933 erstmals m Gestapo­
hJft.lmAugust 1936 vom OLG K.md veruneiltf0Js3l / 36). Am 12. 11. 1942 im Zuchthaus Bochum verstorben. 2JJ Wilhelm Büchling,geb. 17. 1 
1898 10 K.lssc:l. BJuarbeltcr, sctt I 925 KPD·Mitg 1ed, im April J 934 vom K.tssder Sondergericht zu vier J~hren Gd~ngnis wegen Land.friedensbrucht 
\'erurtedt (Sl J 1137/33), danach bts zum Apnl 19'15 1n KZ·Haft. zuletzt tm KZ Sachsenh:~u~en. m Sidie d•edokumentiene btograpbJS(hc Skizzt m 
J Kammlcr/ 0. Krause-VJ!mar (Hrsg.): a.a.O .. S. 364 ff. {l), sowie Ellen Grush/Monib Ncntwtg: Kurt Fmkcnsrem- Ein Leben fiir die Befreiung der 
Menschheu (1893-1944), SrJatsexamc:nsarbeit, Gesamthochschule Kassel. 1984. 13\ Siehe J. Ko~mmlrr: .Ich habe die Metzdri satt ... •• a.a.O., 
S. 163 II (5) 
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Die Aktivität der kommunistischen Untergrundorgani~.l­
tion in Kassel und Nordhessen beweist die außerordentli­
che Bedeutung, die dieser Praxisform des Widerstandes 
beigemessen wurde. Im Umerschied zu den Sozialdemo­
kraten, die sporadisch und in geringem Umfang Informa­
tionsmaterial von ihrer Auslandsorganisation bezogen, 
bemühte sich die Kasseler KPD in der Frühph.tsc: der Dik­
tatur immer wieder darum, neben der Verbreitung des von 
aufSenkommenden Materials in eigener Regie Zeitungen, 
Flugblätter und Handzettel herzustellen. So wurden zu­
nächst 1933 von einer KJVD-Gruppe, dann 1934 von der 
KPD-Bezirksleitung einigeNummernder Zeitschrift "Der 
Kämpfer"" herausgegeben und in mehreren hundert Exem­
plaren verbreitet.l36 Eine regelmäßtgc Herausgabe de~ 
Blattes war durch die schnelle Aufein.mderfolge der Ver· 
haftungen nicht möglich. Dadurch aber, daß kleine und 
noch nicht entdeckte kommunistische Gruppen kleine 
Zeitungen. Flugblätter und Streuzettel herstellten, tauch­
ten zur Verblüffung der Kasseler Gestapo in den j.1hren 
bis 1936 trotz der ständigen Repression neben den n.1ch 
Nordhessen eingeschleusten illegalen Schriften immer 
wieder etgenständige Zeugnisse des regionalen KPD-Wi­
derstandes auf. So wurde z. B. von einer Kasseler Fünfer­
Gruppe eine Zeitlang unrer dem Titel .,Die Wahrheit" ei­
ne kleine Zeitung im Umfang von 4 his 6 Seiten herge­
stellt. Dazu erhielt und verbreitete die Gruppe pro Woche 
etwa 100 Exemplare der "Roten Fahne~, des Zentralorgans 
der illegalen KPO.l37 Die auf Dünndruckpapier und im 
Kleiostformat gedruckte "Rote Fahne" wurde über Kurie­
re bi~ I 936 in größerer Stückz.thl nach Kassel gebracht; ei· 
ner Anklageschrift zufolge sollen alle 14 Tage 1000 Exem­
plare nach Kassel gelangt sein.237a Daneben wurden zeit-

wetse das ZentrJiorgan des KJVO, ,.Die junge Garde", die 
m Hannover gedruckte illegale .,Neue Arbctter Zeitung"' 
und einulne Flugschriften in den Bezirk geschleust.Z38 
Darunter befanden steh unauiT.illig .lUtgcmachte Tarn­
broschüren, die allerdings nur in kleiner Stückzahl na<.h 
Kassel gelangten. ,.Da gab t:S 5 odc1 6 verschtedene Sorten 
von Broschüren, eine mtt emer Opd·Rekl.tnte auf der er­
sten Seite, und wenn man dann weiterblätterte, dann 
wußte man. daß es sich um politisches Aufklärungsmate· 
rial handelte. "239 Die wachsenden Schwtengkc1ten und 
R.tsiken des TransportS JIJegale r Sthtthcn und dte günstige 
Lage Kassels ließen bei der KPO-Zentrale den Plan entste· 
hen, in Kas!>cl illegale~ Material, imbemndere die .,Rott 
Fahne" :zu drucken und von dort au~ reidlsweit 1.u vertei­
l~u . Über den illegalen Beztrkstunktton:iJ Max l)ahlhaus 
und den Druckereibesitzer Moritz Zahnwerzer aus S.1n­
dcrsh.lUsen bei Kassel, der bis in das Frühjahr 1933 Schrif­
ten der KPD gedruckt hatte, wurde de1 rnit Zahnwetzer be­
freundete Druckermeister Karl Eckcrlln Hi.l den l'lau gc· 
wonnen. Eckerlin - bis 1933 Bezirksvorsitzender der 
Buchdrucker-Gewerkschaft, Gau-Obmann der .,Natur 
freunde" und Angehöriger des ISK Sl'll 1926 -sollte unte1 
seinem Namen und mit finanzieller U ut~r~tti.tt.ung der 
KPD eine eigene Oruckerct in Kassel eröffnen.239a Zur 
Abwtcklung des Vertriebs sollte offenbar eine Firma für 
Geschenkartikel dienen, die über ein reic-hsweites Vertrc­
ternet2. verfügte und der ein Kasseler Kommunist als sul­
ler Teilhaber angehörte.l.39b Die weitgediehenen Vorb{·­
rcitungen- die Maschmt:n fur Eckerlins Druckerei w.1ren 
bereits bestellt- wurden durch die Verhaftung von Oahl· 
haus und .tndcren Kommunisten unterbrochen, so d.1ß es 
nicht t.u r Au~fuhn1ng des Pl.lm kam.Z40 

236 Vgl. hierzu und zum fOlgenden W. Beiz · .1 J.O .• S. I I I ff ; C. ftKher-Dcfoy: a.a.O., S 112 ff .• 144lf. (9). H 7 Siehe Bencht Alfred Wo~~chkowll7 
(1976- C. Fischer·Defoy) - Alfred Waschkow1t1., geh. I II. 1 I. 1908 m Ibmburg Tcthnuc-hu Ü:1chner, ~p~ter Kon~trukteur. Al~ Jugendlicher r.u 
niith~t Amchluß an d1e Wandervogel·Bewc:gung, spJter zur Arbeltt:rJugend. 19Z6- 1929lc:ltcr rmcr Gruppe der ~Roten FJiken~ m K.u~eJ. Se1t 1931 
Student der Kumtgewerbeschule in Kassel. 1932 Beitritt zur KPD: 1933 Mttarbclt im kommuul)tischcn W1delHJnd. E.nde 193.! verh.1ftct und zu em 
cinlulb jJhren Zuchthau~ verurteilt. 2H• Ankl.tgeschnft gegw Moritz Zahnwct:tet und K.lfl E<.kc:tlw vom I 5. II. 1936, Gc:ncnhtJJhanwalt Ka~~cl 
(WG-Aktc: K.lrl Eckerlin).- Siehe auch den Beitrag uber dte KJ~sc:ler Arbeiterbewegung vor 1933 in diesem Baud. Anm. 168. Morlll ZJhnwetur, 
geb. 14. 4. 1884 in Meschede; Drucker und V erleget. Seit 1908 Besitzereiner gutgehenden Druck{'W in SJnder~hausen/Kn, KJ~sel. 1907 SPD-Bcmitt, 
l917- 1922 USPD. Stitdem panelloscrS07lalist und Pazifist. Mttglied der Dcuuc-hcn Friedensge~cll~c-hJft. Druckte 1933 illcg.Jic- KPD-Piughlättaund 
versteckte verfolgte Kommunisten. 1933 von der SA in Sandershausen verhaftet und mdlh.mdelt. Jm)uh 1935 von der Gc~t.lpo verh.1ftet und nach IS 
monauger Untersuchungshaft zu zwei Jahren Gefängms verurteilt. Danach b1s 1940 1m KZ But:henwJid. Nahm 1941 /42 .Jn K.meler I rcften von An 
gehorigrn der Gruppe "Aufbruch• um den HauptmJnn a. D. und früheren Freikorps-Führer Dr. lo~~f(Beppo) Römer td, der m1t dem KPO-Widcr• 
stand kooperierte und 1944 hmgen~htet wutdc. 1944 trotz seme\ Alters zu Schan.tarbcttcn am Weuwo~ll und sp.itcr .turn Mllit:ilcJu~m t cmgczogen 
Trat 1945 w1rdcr der SPD be1. Gab Ut ~ctucm Verlag paZitistmhc Schnlten heraus. Moritzbhnwc:ttt•r 'tarb 1951 w K.lmpcniSylt. Zu KJrl Eckc:rliu 
siehe in di~cm B.md. Zur histonseben Ausgangslage des Arbellerw1dermnde~. Anm 1()8 m Sich\' die Berichte von Willt Beiz (1976). Karl Kuba 
(J 977), Ono i lmung (1976). Georg Merle {1976), Willi Walberg (1976), Frit<t Schmtdl (1976) ~owic d11" 1n Anmerl.ung lll genannten UrteiiS5chnf­
tcn.- Zu Wdh Walbcrg,geb.2. 7. 1899ln KJsscl; Maurer. KPD-Mitghed seu 1925. E~tm.1lncrhaftetlm Mai 1933. VonJuli 1933 bu M.11 193-1 im KZ 
Brc:llC'nJu und 1m Emsland·Llgcr P.:tpenburgcr Moor m Haft. Wegen Bete1hgung.m der KPD•Wlde!'lUndsorgilntsauon 1m ].mu.u 1936 erneut vcrluf· 
tet und im Augusr 1937 zu sechs Jahren Zuchth.Jus verurteilt. Nach V erbüßung der Zucltthau)str.afe bts Aprill945 im K1 Sach1cnhausen. 2l9 Be 
ncbt Fntz Schmidt ( 1976).- S1ehe auch das Rcg1ster der Tamumschla,gtitd be1 lürxcn Strocth: Die tllegale Presse. Eine W Jffe 1m Kampf gegen den 
dcu.tschen Fasch1smus, Frankfurt a. M. _(1979), S. 295ff. . 2J9• Siehe Ankla~csc6nlt gegen Momz Zahnwerzer und Karl Ec..kcrlin (237a). 1l~~ Siehe 
Bencht Karl Kuba (1977) und Ang_Jb~n 10 dcrWG-Aittc Fntz Wulf. HO Bel W BelL(a .• l.O, S lll) undC. FJscher-Defoy(J .. l 0 •. ~. 149) w1rd tmlim 
!Ich d.Jvon ~u~gcg.~ngen, daß das Vorhotben realt ·IC:rt worden K'l. 
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Abgcseh~n von den Flugblättern und Streuzetteln wurden 
du:· illc:gJicn Zc:ttungc:n und Hugschrihc:n an Mitglieder 
und Sympatlmanten der tllc~alcn Organisation o,owie an 
?.uvcrl:issig erscheinende Kollegen und Bekannte ver· 
k.utft. .,Der Verkauf war ja die höhere Form der Vertet· 
lun~, denn durch den Erwerb kam Juth die Verbindung 
zur Partei zustande. Und dcshJib h.1bcn wir Wert auf den 
Verbuf gelegt und nicht .mf die Vertctlung."l41 Die Tat­
S:tlhe, daß die Schriften in der Regel nic:ht ledigliLh ver­
tc•h wurden, ~omleru daß kassiert und nachkassiert wur· 
dc, c:rw1es sich ah große:~ M.mko. d.t die Gestapo zusät7h· 
Lhc Anh.tlt~punktc crh ich und du: Geri<.:htc die Bc:zah­
lun~ als aktive U nterstülzung des kommunistischen Wi­
dem.tnde~ auslegen konntcn.Z4.l Dtc StrJfo;enate des Kas· 
\clcr Obcrl<lndesgcn<.llf<, verwendeten - wie die Urtells­
\chnften der Hochverratsverfahren m ermüdender Aus­
führlichkeit zeigen- den Großteil ihrer Mühe darauC die 
T.mache der Bezahlung und die Z.thl der gekauften E.xem­
p!Jre 7U klären, um die Angeklagten als Beteiligte der ille· 
~illl·n Org.1nis.1tion verurteilen 7.U können. Die Gestapo, 
\1.~ \elt.>~t dc:m gc:nng~ten Ze1chen öffcntltcher kommunt· 
~tlsthcr Akttvttät großte Bedeutung beimaß, erfaßte syste­
matisch dte von ihr entdeckten und bei ihr abgelieferten 
KPD·Zeitungcn, Flugblätter und Streuzettel und ver· 
~:cichnete Jknb"ch Datum, htndort, Inhalt, Format, 
Drutktechoik, Herkunft usw.Z43 Dtese Gestapo-Listen in· 
formieren d.uübcr, da{s die "Rote Fahne" und andere 
Flugschriften ntcht nur verkauft, sondern gelegentlich in 
Bnetkästen gesteckt, in Jen Fluren großer Mietshäuser 
plJziert oder von I land zu Hand weitergegeben wurden. 
01e Gestapomeldungen wie die Berichte von Beteiligten 
wci~cn aber auch cbrauf hin, d.l(~ durch die pernunente 
l'r.t~CIIL des Vedolgungsappar.ttt'~ und d1e regelmäß1gel\ 
Verluste der illcg,1kn Organi)at1on dds Umfeld, das für e1· 
ne Verteilung der illegalen Presse 111 Frage kam, immer 
mehr ,chrumpfte und zunehmend aut den engeren Krei• 
der regelmäßtg oder gelegentlich aktivierten Kommunt· 
.,tcn cwgct'ngt wurJc. Sclb~t v1c:le der .tu~ der Hilft entlas· 
>cncn und in die Betriebe zurückkehrenden Kommuni­
sten wurden nicht mehr erreicht und sahen sich von jeder 
Verbindung zum org.1nisierten Widerstand abgeschnit­
ten. Die meisten ehemals kommunistischen Arbeiter, die 
'id1 tll<.:ht mit dem NS·Regunc: .tussöhnten, aber .tn Jet 

Periphene des Widerstande-; blieben, dürften die Suu.l· 
uon ~ihnlich WJe in dem folgenden Bericht dargestellt cr­
f.lhrcn haben: .,An 1llegaler Arbeit habe ich nicht teilge­
nommen. Die meisten waren weg- der GcnO)SC 1 iartung, 
der 9 j.1hre weg w.tr, Ernst Ulbrich. der mich in die Pnrtti 
aufgenommen hat. der war im Moor, Karl Montag, der 
Hauptliteraturobmann von Ka~sd, war im Moor.244 .. .Ich 
habe in den Jahren 1934 und 1935 von einem Sozialde­
mokraten Engelke regelmäßig eine Zeitung bekommen, 
1ch glaube sie hieß ,Blick in die Zeit'. Der brachte sie di­
rekt in die Wohnung ... Das ist bis 1935 gewesen und dann 
war c:.s mit einem Mal aus ... In den Jahren 1935/ 36 habt' 
ich cl.mn auch einige Male von dem Martin Hdrtmann die 
,Rote Fahne' bekommen; aber den hat man ja dann auch 
verhaftet... Ich h.1be aber nur Zeüung.en für mich bekom­
men; 1ch habe selbst keine weiterverteilt Tarnbroschüren 
habe ich keine bekommen. Die Zeitungen hat man dann 
1mmer, wenn man sie gelesen hatte, im Betrieb irgendwo 
hingelegt, wo sie ein ,mderer finden mußte. "245 

In den ersten drei Jahren der Diktatur versuchten die kom· 
munistischen Widerstandsgruppen immer wieder, die 
Einengung auf den kleiner werdenden Kreis def)enigen, 
die noch ,.bei der Stange blieben", zu durchbrechen. Vor 
allem 1933 drängten insbesondere junge Kommunisten 
d,lf,lUf, den durch die Niederlage der Arbeiterbewegung 
und die Verfolgung der ersten Monate ausgelösten Schock 
zu überwinden und durch spektak'Uiäre Aktionen ihre un ­
gebrochene Widerstandsbereitschaft unter Bewe1s zu stel­
len. Da die meisten Parteifunktionäre verhaftet waren, 
übernahmen Angehörige des Kasseler KJVD .,stellvertre· 
tend fur die Partei die Organisierung bestimmter Aktio­
nen" .l4b Aus einer nicht selten von einer Art revolutionä­
rer Romantik geprägten St1mmung heraus wurden de­
monstrative öffentliche Aktionen geplant und durchge­
fuhrt, die das Verfolgungsrisiko häutig souverän mißach­
teten. Noch im Juni 1933 bewegte man durch überall in 
der Stadt verteilte Klebezettel und Mund-zu-Mund-Pro· 
pc~g;mda z.1hlreiche Nazigegner dazu, zu einer NS·Groß­
vcrJmt.dtung mit dem Gauleiter Weinrieb in die Kasseler 
Stadthalle zu kommen, wo Weinrichs Rede mehrfach von 
Mißfallenskundgebungen unterbrochen und zum tumul­
tuarischen Schluß Lieder der Arbeiterbewegung ange· 
~timtu t wurden. Mehrtach wurden zur FrühschiCht ~·or 

Ht lkm ht K~rl Kub.1 (197b). 142 ~1ehe du: Knuk un Bencht von Georg Merle ( lq76). zo S1ehc: d1c: von der Geu~poMc:llc K.J~sel zus.lmmengcstcll· 
tcn .N.l~hweJ\ungcn über Jllc: erfaGten kommunuu~chc:n Hugsc:hnfu:n und Hc:t.udmften pp." fur d1e Zc1t von Mrttc: 19H bi~ Anfang 1935 (IM LI 
/.PA, I'~~ 3/ 37). /14 Gc:memt wJr(n clre gefürdllt'tcn Str.tfl.tgcr.und späteren KZ in den Muurcf! de~ 1-.nniJndc:s .. - SJchc Ii. Kosthorst/8. Walter: Kort­
tentratJons- und !ltl,tlgcl.mgenenlag<'r lrtl Dntten Rerch. Bmprel Emsland. 4 Bde., Düsseldorf 1983. 245 Bendll Hemnch Aschenbrnndt (1977) 
Heinrich A~chcnbiJUt.h, geh. 5. I. 1900 in ßc:rgen/ Krs. Wittenhausen. Met.tllarbeitcr. !919 Mttglied der USPD, 19ZO zur KPD ulxrgetreten. Ltteratur 
Obmann fur dte K.mdcr Stddttcde Rothcnditmold und Ktrchditmold. Im Frühjahr 1933 tn Schutzho~ft". Von 1934 bis 1943 Arbeiter bei Ht"nschel 
Wurde denunziert, wctl er ~egen d1e Milsh.mdlung von rusmchc:n Kriegsgef,IO!;enen protesuert hatte. 1943 zur Wehrmacht etn!:C::ZOf:<'h. 24~ Sieh.: 
htC'f7U und 7Um l()lf_cndc:n tht Bwd11c: \'Cin Wrllt Bclr (1<176) und Allred W.mhkowax (197o) \Owre W Beiz· .u.O., S. S9 rt. {QI· 
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den K.tsseler Großbetrieben, in einem Kasseler K.wfluu~ 
oder von Lastwagen Jus in den Ortende~ Kasseler Umlan­
des große Mengen von Handzetteln mit politischen Para· 
len verstreut. Am Bhtzableiter eines Ziegde1·Schornstc:ms 
wurde eine große rote Fahne gehißt, die schwer zu entfer· 
nen war, da die Sprossen der Steigleiter angesägt w.uen. 
Zur K.tsseler Herbstmesse ließen junge Kommurmten ei­
ne Ballon-Traube aufsteigen, die ein großes Transparent 
mit der Aufschrift .,Nieder m1t dem Faschismus"' trug. 
Bretterzäune, Unterfuhrungeo, öffentliche Gebäude: und 
Fahrb.thnc:n wurdc:n in nächtlichen Aktionen mit Parolen 
wie .,Hitlcr bedeutet Krieg" bemalt. Mit der Verhaftung 
von mehr .1ls zwanzig KJVD-Angehörigen im Oktober 
1933 war diese Phase spektakulärer Aktionen, Jie auch 
von jungen Sozialdemokraten als erstes Hoffnungszei 
chen wahrgenommen wurden, beendet. 
Danach sahen sich die noch bestehenden Gruppen zu we­
~entlich vorsichtigerem Handeln gezwungen. Über die 
fortwährenden Anstrengungen der Reorgani~at1on, über 
Verteilung illegaler Schriften und Beitrag:.kassierung hin­
aus ergaben sich ab 1934 nur selten Möglichkeiten, öffent· 
lieh wirksam zu werden und Einfluß auf die Haltung der 
Arbeiterschaft zu nehmen. Eine Gelegenheit boten dtc 
Vertrauensratswahlen der Jahre 1934 und 1935, die vor al­
lem in den Kasseler Großbetrieben und bei der städti­
schen Verkehrsgesellschafttrotz dller M.~nipulation zum 
Teil nicht die erwarteten Ergebnisse brachten. 247 Die we­
nigen Kommunisten, die bereits wieder Arbeit in den gro· 
l~en Betrieben gefunden hatten. mußten allerdings beson­
ders vorsichtig agieren, da sie mit ständiger Überwachung. 
rechnen mußten. Mehr Spielr.tum ergab sich lcd1ghch auf 
den Autobahn-Baustellen und bei den öffentlichen Ar­
beitsbeschaffungsprojekten, wo sich viele dienstverpflich­
tete Arbeitslose - unter ihnen nicht zuletzt aus der Hah 
entlassene Kommunisten und Sozialisten sammelten. 
Angesicht1. der extrem niedrigen Bc:z.thlung und der 
schlechten Arbeitsbedingungen waren hier unter den Ar­
beitern Unzufriedenheit und Kmik am Regime !lebr ver­
breitet, die Ansatzpunkte für politische Disku~~ionen bo­
ten und sich gelegentlich in Akten kollektaven Aufbegeh~ 
rens verdichteten.248 In der Absicht, t.lte kommunisti· 

'iCh~;n Arbcuer aus den gröl~cren Betrtebcn, vor ,lllem den 
Rustungsbctneben, fernzuhalten. n.thm Ji~ (,(stJpo diese: 
Entwacklung nicht nur in Kau( \Ondcrn betrieb ~eradezu 
eine Politik der Kon7Cntr.ttion dc~ Un7utriedenen-Poten­
ual,, indem !iie mit d~:m Wohlf.thn,.lmt der St.1d1 Kassel 
veretnb.me, .. alle chcnultgen Angellorigen und Funktio­
näre der KPD, c;oweJt s1e aus den KoHJctHrattonslageru 
entlassen sind, Jh Ptlichtarbeit~r untt:rt.ubringtn". Dicst 
Abmachung. thc: stc.:herlic.:h dte Kontrollt' trleachtcrtt', h.1 
bt• sich .. bewahrt":H~> Diese SituJtlon vcr:indcrtc sieb 
nach 1936 entscheidend .• 1ls im Zuge dtr I Iochrüstung 
auch die kommuntst1schen F.lch.uheucr w1cder w gc· 
c;uchtcn Arbcitskr.lftcn wurden. 
Neben den kleineren Gruppen, dtc dem org,1nbicrtcn Wa­
derstand im engeren Sinne zuzurechnen w.tten und deren 
öffentlicher Wirkungsraum immer !1-ennger wurde. ent 
wickelten sich in den Jahren 1933 b1s 1936 .mch bei den 
Kommuntsten jene Formen des Rückzug~ <1uf die durch 
gemeinsame Gesinnung und l,mge Vertrautheit verbun 
dcne und geschüt7te Soli da rgemeill\chah, d1e für die 
n1cht in den NS..Staat integrierten Anh;1nger der unter­
druckten Arbeiterbewegung lll~gc'>Jtllt char<lktcnstisch 
waren. Kontakte zw1schcn befreundeten f.trn11ien. gt. 
meinsamc Wanderungen. kleine Runden tn Wohnungen. 
Kneipen, Vereinen. Betrieben odt·r Klcangancnkolonien 
d1~ntcn der Wahrung de~ Zu.sJmmenhJit~. dem poltti· 
sehen lnformationsaust.msch und der wechselseitigen 
Hilfe in Notlagen.lSO Von be!londen:r Aumr,1hlung wa­
ren die Treffen be1 dem Ka~scler Dc:tltl\tl'll Kurt Finken· 
stein. der ~m der Zeit vom Herbst 193 3 bts zu semer Ver 
hahung im Juli 1935 cmc:n Krw mcl\t mtdlektucller 
Kommunasten um liith gebildet" h.Htt>, "der tll rcgt:lnüßi­
gen Zusammenkünften Freitag abends und Sonntag nach­
mltlags m der Wohnung des Finkethteiu zu~Jmmentral, 
mehrmals auch tn ver>chiedener Zusammcnsctzun~ ~e 
mc1mamc Sonntags.ausflüge unternahm ".l~l Nach der 
höl7.crnen O.Hstcllung Jes K.1sscler Oberl.llldcsgt•richts 
wurden bei den Zus.tmmenkünften "dit• I ctlnehmcr vom 
Angeklagten bewirtet, die M:innt•r ~picltt:ll rnc:ist Skat, dw 
Frauc:n tn.t<.:hlc:n HaudJrbeiten, besuchten gelegentlich 
auch Kmovorslellun~cn. Neben den geselligen Zwecken 

141 :i•ehc dcu Beucht der Ge,tapo5tcllc K.mcl vom 9. 5 1934 überden Vctlaufdt!r Vt!ttr.lucmrJt\WJhlen 1934 CStA MJrhurg, lb~/3!1M) und den vum 
ISK hcrau~gcgcbcnen Rcmhart·Brid vom Miirl 1935, der die Ersebm~)C bc1 der hrmJ Hcm~hd fi.n dJ~Jo~hr I'H5 cntluch Stehe d~t.u 01ud1 wc1tcr un· 
trn den Ab\(hnitt über den \Vidcmand der kldnen Lmksg.rupprerungcn I IJ Stdtc l B. Jen Bcmllt vun Gcorg Mcrlt· (J 91o) wwtc den Ab~dmttt J. 
149 LJgebcrttht der Gestapostelle I<..J\~d VOJll 5. 7. 1934 (StA Marburg. 165f3949) l~O Siehe dUU•>bcn den Ah~dlOitl hbcr dH· K.)\\(•kr so,i.lld,•· 
mokr.1ten ~owtl." die dort her.~ngczogcncn LJgcbcn,htc der Ge~tapo und dc~ Rct~tcrungsf.rimdentcn . J~l Urteil dc~ 01 C 1\,t\\d ft'~cn F11cd11t h ll{·r 
bordt u. J. vom 7. 12. 1937 (OJs ll3/36)- Fricdr11:h Herbordt. geb. 20. 11. I l!Q91n K.me ,JournJim. Arhc·rrcte 7.un.tl. h,t lH·r dc1 .K.Meler All~cmernrn 
Zeitung" und der. Waldeelter Zeitung·. 5W 192l ah ßauarbciter, ßcrg.ubcmr, ß.ank.Jngcstcllrer, f\.iJicr und CirJphlkcr Zcltwcuc ruppcn~prclcr lß I 

ncm Göttmger M;anonettcn-Thcatu. Symp.lthmcrte \Cit Ende der :tw.tnz.•gerJ.thre mit der KPD. Gehörte :r.u de-m polltl\th· IIIC"t~ri\tht'n Duku,~•ons· 
kreis um Kurt Finkctl)lcm. Ende I'UJ vfrlufw und kurtLI!Illt( 1m KL Brc1tcnJu mh.tfuert. Im Februar 1934 r.u vtcJ MonJten Gc!~n~nn verurteilt. 
1937 w.:gen sc•ncr Verbilldung zum FinJ..cn~tctn·Krci\ LU dtc:t J.1hrw Gc:f.&ngrm vc:rurtetlt, Danach bts J\J11Jttg 1944 .1!, t;e\tJpo-H;iftlin~o: m SdlUtt· 
haft; uitwc•hg JUf der Drenuutllt dt' Hoheren SS· und Poli~c•flllmn bc:\Ch.tlll!l-1 1~4S SprudtkJuuuct Vur•itJcmJcr 111 K.t~'d <ictl 1'146 RcdJl· 
tionsmugllcd der Kusclc:r ~Hc•~•schen Nadwchten• llcrhord1 'tArb 1958 m K.l"rl . 
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dienten diese Zusammenkünfte nach dem Willen des An­
geklagten auch dem politi~chen Zweck, die Teilnehmer, 
die fast sämtlich kommunistisch eingestellt waren, weHer 
in dieser Haltung zu beeinflussen und zu bestärken. Der 
Angeklagte w:1r tonangebend in dieser Richtung. Die Un­
terhaltung, die regelmäflig auc.;h Juf das politische Gebiet 
kam, besprach vom St.mdpunkt kommunistischer Kritik 
aus politische Tagesereignisse. Die Nachrichten ausländi­
scher Tageszeitungen wurden mit zersetzender Kritik an 
den Maßnahmen der Regseruog erörtert, die führenden 
Miinner der Regierung wurden beschimpft... Gelegendich 
dt:J Saarabstimmuug lt.H mJn für den Status-quo-Gedan­
ken em ... Der Angckl.tgtc scheute sich nicht, derart1ge Ge­
spräche auch in Anwesenheit von Personen 7.U fuhren, 
von denen er ntc:hl annehmen konn1c, daß sie kommum­
~tlsth cmgcstellt w.m:n ... Det Angekl.tgte war auch im Bc:­
sitz einer seiner jüdisch mmcistischen Einstellung ent­
sprechend ausgesuchten Büc:hcreJ, Jus der er den Teilneh­
mern vtelfach Bücher .wsltch ... Oie organisatorische Tä­
tl~kett für die illegale KPD ... wurde bei der allgemeinen 
Unterhaltung in dem Zirkel nicht erörtert. Doch war dem 
Angeklagten bck.1nn1, d.1 ß ein großerTeil der Beteiligten 
mnerhalh derillegalt:n OrganJ$Jtion tätig war..." Die Tref­
kn hätten dUch dem Zweck gedient, ,.den in der illegalen 
KPD tätigen Teilnehmern Besprechungen über orgamsa­
torischc Maßnahmen zu ermöglichen".l52 
Wie m:h auch .1us den ßcnchtcn Beteiligter ergibt, w.u die 
Wohnung von Kurr Fmkenstcin m den Jahren 1934 und 
1935 - wie schon vor 1933 in erster Linie ein Ott mtcl­
lcktucll freier und solidarischer Geselligkeit, mehr poli­
risch-literanschcr S;llon, Stätte offenen politischen Ge­
d.mkenausrausrh\ und Zuflurht~on amgegrenzter Links­
mtellektueller wte auch verfolgter Kommunisten, als Zen­
trum der kommumsfischen Untergrundorganisation. Fin" 
kcnstem selbst hatte offenbar keinerlei feste Funktion in 
der illegalen Bezirksorganisation inne.l53 1925 wegen ih­
re~ politischen Kurses aus der KPD ausgetreten, hatte er 
~ich 1h1 er~t 1932 wieder .tngeschlossen, da er von den 
Kommunisten den ent~chicdensten Kampf gegen die zur 
Macht drängenden NJtionalsozio~listen erwartete. Als 
unorthodoxer, vielseitig interessierter und gebildeter ln· 
tellektucller. der durch seine OfTenheit, Warmherzigkelt 
und HtlfsbereitschJft die Anerkennung und Zuneigung 
vieler Linker in K.1sscl gew.l!ln, w.u er eher das genaue Ge­
genleil eines VOI)idulg agaerenden und umstchtig. gctarn-

1en Illegalen. Das mußrcn selbst die NS-Richter einräu­
men. Was die Verfolgungsbehörden des Regimes zu Recht 
fürchteten und zu vernichten trachteten, war die mit der 
Pcr~on Kurt Finkensteins verbundene Au)~trahlung eine) 
Orte<; geistiger Freiheit, kritisch-poliuschcr Analyse und 
~olidarischer Menschlichkeit. 
l n seinen Motiven verwandt, in seinem Agieren aber von 
ganz anderem Zuschmtt war der Zusammenhalt von An­
gehörigen der früheren .. roten" Theatergruppe "Rigolet· 
10", die bis 1933 mit ihren Auftubrungen vor allem das 
Karlshmpital, eine Einrichtung der Obdachlosenfursor­
~e. unterstützt hatte . ., Wir sind 1933 sofort verboten wor­
den, weil wir Arnoldsche und Bachsehe Schwänke spiel­
ten. Und da!> waren ja Juden ... Weil wtr so gut waren, da 
I raten sie w1cder an uns hemn und wir mußten wieder auf~ 
machen. ·•254 Nach emem längeren ßencht des Kasseler 
SD waren die meisten Mitgliederderfast durchweg aus Ar­
beitern bestehenden Theatergruppe 1933 in eine Laien­
~pielgruppe übernommen worden, die von dt:r Kulturab­
teilung der Gauleitung in Verbindung mit der Inneren 
Mission gegründet worden war, um Weihnachtskrippen 
spiele in den Kirchen des Kasseler R.1ums aufzuführen. 
"Als man bei der Probe merkte, wes Geistes Kind sie wa­
ren, wurden sie sofort aus dieser Laienspielgruppe ausge-­
schlossen und durch andere ersetzt." Die danach von den 
Ausgeschlossenen gebildete,. Theatergruppe Meycr'' fand 
sich mit der Verweigerung der Spielgenehmigun~ durch 
die Gau-Kulturabteilung nicht ab, sondern wandte sich an 
das Rc!Chspropag<tndaminic;terium mit "der ungeheuerli­
chen Behauptung, daß d1e Kulturabteilung hier eme Kul­
turarbeit im nationalsozialistischen Sinne unterbmde", 
Nach lntervention der Gau-Propagandastellc, die die Ent­
'cheidung der Kulturabteilung bestätigte, "hörte man eine 
Zeitlang nichts mehr von der ,Theatergruppe Meyer', bi~ 
sie dann im September 1934 mit einem Theaterabend ZU" 

gunsten des SA-Sturmes III/83 wieder auf der Bildtläche 
erschien". Der SD äußerte den Verdacht, dJß dieser SA­
Sturm .,stark von ehemaligen kommunistischen Elemen­
ten durchsetzt" sei. so daß "wohl in absehbarer Zeit die 
Auflösung des Sturmes erfolgen" werde.255 Oie Gestapo 
reag1erte relativ gelassen. Zwar bestehe der Theaterverein, 
der "heute noch regelmäl~ig seine Versammlungs- und Ge­
sellschaftsabend~" Jbhaltc, .,zum größten Teil aus ehema­
ligen Angehörigen der KPD, die heute aus ihrer staats­
feindhchen Gesmnung kemen HehJ machen". Von einer 

m Unrtl des OLG Kmd t;:egcn Kurt Finl.c-nstetn vom 9. 11. t 937 (OJ~ 165/37) !~I Be• C. F•~chcr·Oefo} (u.O .• S 144- 9) wird rr Als Mitglied der 
ill('gJicn Bezirksleitung .autgcfuhn Gegen J•c~c Annahme sprechen ~owohl wne politische BiogrJphic, als auch d1e L'neilsbegründun~ und vor .!I• 
lern ehe Berichte von Angehörtgen dc~ Finlcen~lcm Kre1ses. S1ehe .1uch Ellen GnukJ/MomkJ Ncntw1g: .a.J.O., S. SS ff. (ll~) sowie den Bencht von 
K.arl W .1ck (1976). !~4 Bcmht Ludw11: 'teph.m (J•l7c). ZS' SD-Mdduns vom 12. 12. 1934 über cme .KPD-Thutugruppr• (HHSu\ WJc\bJdc.n. 
llU167'i3) , Dic)cm Bmdll J)t m1c l1•tc mit lt! 'vlltgl•cJern dct .Thco~tctgtuppc Mcvcr" Jnt:clllgt. 
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.. Auflösung" der Gruppe werde jedoch "zunächst abgese­
hen, weil die Gelegenheit besteht, sämtliche Zusammen· 
künfte vertraulich zu überwachen.~lsb 
Das Agieren der Theat~rgruppc Meycr 1st ein Beispiel fUr 
den auch von anderen Gruppen aus den Arbeiter-Kultur­
organisationen unternommenen und von den Verfol­
gungsinstanzen mit großem Argwohn beobachteten Ver· 
such, Nischen im NS-Organisat10ns- und Kulturbetrieb 
zu finden, in denen der Zusammenhalt und ein Stück der 
eigenen politischen ldentitäl gcwa hrt werden konnten. 
Der Verdacht der Behörden richtete s1ch d.1bei besondcr;, 
aufFreizeitgruppen der Betriebe und Werkvereme, da die· 
se in erster Linie "der Gefahr kommunistischer Zellenbil­
dung ausgesetzt" seien.157 Bemerkenswert an der Kasseler 
Arbeiter-Theatergruppe war, dal~ sie s1ch durch die Zuge­
hörigkeit einiger ihrer Mitglieder zur SA abzusichern 
suchte, von einem als politisch suspekt geltenden SA­
Sturm offenbar gestützt wurde und auf die~er Grundlage: 
recht offensiv gegenüber der Gauleitung aufzutreten wag­
te. Für regimekritische Aktivitäten waren einer solchen 
Gruppe, die über die Wahrung des ZusJrnmcnhaltes hin· 
aus zunächst noch auf Öffentlichkeit zielte, jedoch ~ehr 
enge Grenzen gesetzt, da sie genauester Beobachtung St­
eher sein konnte. 
Manche der aus der Haft entlassenen Kommunisten mie· 
den aus Furcht vor der .,Durchlässigkeit" dcr Untcrgrund­
KPD und erneuter Verhaftung jeden engeren Kontakt zur 
illegalen Organisation . .,Und dann hat m;1n sich lult so 
durchgeschlagen. Man hatte seinen Freundeskteas und 11:h 
war dann nicht mehr in der P;~rtei tätig; das war in den Jah· 
ren 1934/35. Ich hatte Verbindung zu anderen Mcn­
c;chen, die keine Nazis waren ... Wir waren nachher canc 
kleine Gruppe von vier Leuten. Man hat d.ltln dtskutiert, 
aber eine illegale Arbeit im Sjnnc der KPD war es eben 
nicht. Wir sind z. B. einmal nach Luxemburg gefahren -
das war in der Zeit nach dem ,Röhm-Putsch · im Juni 1934 
- und haben uns Zeitungen gekauft ... Die hatten als The­
ma die Vorgänge um den 30. Juni. Und diese Zeitungen 
gaben wir dann auch an Freunde weiter. "251! 

Im Unterschied zu jenen, die - noch nicht entdeckt -
Kontakt zur illegalen Organisation hielten oder sith auf 
einen verläßlichen Freundeskreis zurückziehen konnten, 
gerieten viele verfolgte Kommunisten auch schon in den 
Jahren bis 1936 zunehmend in die Lage, persönlich ISO· 

liert und von solidarischen Bezügen weithin abgeschnit· 
1en zu sein. Dies traf zunächst für die Situation des "unter· 
getauchten", \'00 der Poliut gesuchten lllcgalen ~e)b,t Z\J 

Vor allem fur d1t.> von der KPD-Zentralc m den notJhcs,i­
~thcn Bt:zJrk gc:schtcktcn FunkttonJre, aber auch fur die: 
KJ~sc:lcr Kommunisten war<:'> ;1Ußerordcnthch schwierig, 
steh 1m Untergrund 7U .,h.tlten". 1-'.tmihc, heunde und Be­
bnnu konnten nur im äul~<"r~ten Notf:tll .lUfgcsucht wer­
den; s1e waren zumet~t dc:r Gc:t.tapo bc:bnnt und wurden 
beobachtet. In d1e Dörfcr des Umlandes aus1.uwcichcn. 
war in der Regel ebentalls gdlihrl1ch, d.1 man schnell als. 
Fremder aufliel. Eine Ausn.thmc wJr der Kasseler Bezirks­
lunkuonär Gcorg Merle. der in t.lenlOer jJhren als Lwd· 
.ubeitcr jn Nordhessen ~carbc:itct hJttc und dcm seine gc 
nauen Kenntnisse des ländlichen R.1Ume~ und die dam.tls 
geknüpften Beziehungen dabei halfen, 'ltrh ctn .JJhr l.m~ 
de1 Gc:MJ.po zu entziehen. Obwohl SJCh tur thn .,dJs 
sthnc:lle Zu ruckgehen von dem städtischen Milieu Juf das 
ländlich-bäuerliche Milieu" als Vorteil erwies, w.u auth er 
~t:indig gehetzt und auf der Flucht. .,Es konnte !Iein. JJ(~ 
man une Sache orgamsu;:rt hJttc.: und 1rgcndw1c: war es 
schiefgegangen; drei oder vu:r Leute :.ind verhaftet wor 
den . Das war ein Indiz dafür, daß ich verfolgt wurde. Du 
mußtest alles umstellen, unter Umständen .lUch n1.1l vier· 
zehn T.1ge, drei Wochen von der Bildfl:iche ver~chwinden 
und •tllc btsherfestgeleglcn Trefls und Ab,prachen ltegcn" 
lassen. N,t(h einer gew1sst:n Zc:tt IMst du wieder Verbin· 
Jung du«:h einen Zweiten oder Drttt('Jl Jufnchmen );ts· 

sen. Ich bin meinetwegen ins Eichsfeld, in die Söhre, die 
Hinterdörfer odcr habe mich ganz mucksmäuschenstill in 
einer Laube in Wegmanns Obstp.uk aufgehalten . Die 
Quartiergeber hatten auch Angst. .. E~ 1st vier-, fUnfmal 
passiert, daß ich mein Quarticr durch das Fenster verlas· 
scn mußte. Oder die Leute haben gesagt: ,Komm ja nicht 
rein, da wtrd gerade die Jauchegrube ausgepumpt, weil sie 
eitlen in Öl gew1tkelten KarJ.biner rausholcn wollen. Geh 
nicht dahin, sie sind da.' Anfangs hat die ~ympathisieren­
de Bevölkerung noch gewarnt. Es war ja mcht gleach so, 
daß du in Wegmanns Obstpark oder nach W cllerode oder 
Obc:rkaufungen gegangen bist ... Du hattest immer die 
Schlinge um den Hals. Du Iust m.tnchmal argwöhnisch 
um dich geguckt und zehnmal überlegt. ob du in die 
Haustür hint:ingehst. E!. i~t auch vorgekommen, daß ein 
früherer Funktionär .1uf.~ Krcu1. gefallen ist, der dann sag­
te: ,Wenn Du nicht machs1, d.1ß Du aus dem Haus 
kommst, benachrichtigte ic:h die Polizei'."259 
Wer wie der aus einem andcren Bezirk nach Kassel ge· 
wechselte Instrukteur Erich Kops in Nordhessen fremd 
war, nur gelegentlich mit zwei oder drei Kontaktpersonen 
Verbmdung aufnehmen konnte und zudem über kein 

2$0 L.Jg~bcncht der Grsrapomlle K.n~cl vom 5 12. 19lS (StA MJrbvrg, 165/.l9bS) lH Rund\(hre1bcn dc~ Amtn l11forn1JttOII der Dcul\lhcu Ar· 
be1hfront .10 ~lle Abwehr·Rderenceo vom 30 9. 1935 (HHStA W1e\h.adeo, 48316753.1. m Btrichr K.1rl W~d { 1976) m G~org Mrrlt· 10 G. Mul • 
Irr: .l . .t.O., S. 126 fl. (17~). 
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Gdd verHigte, mußte den Bezirk wollte er nicht die 
~chnelle Verhaftung provozieren - bald wieder ver­
lassen.lliO Manche schlugen sich eine Zeitlang .1ls Hausie­
rer und Vertreter durch, liefen aber ständig Gefahr, bei ei­
ner der zahlreichen Kontrollen aufzufallen. Ältere Kom­
munio;ten mit Familie kamen für das "Abtauchen" in den 
Untergrund n1cht in Fr.1gc: .,Der größere Teil der illegalen 
Funkttoniire der Panei, dte nachher in die Zuchthäuser 
und Konzentrationslager gewandert smd. das wJr die: Jun· 
gc Generation, die d.1mals 2wanzig bis dreißigjährigen. 
Die Alten mit den St.hnurrbärten, die einen Klorz am 
Bein hatten, die Familie, die waren das nicht. Der ledige, 
der Junge Funktionär ist der Prototyp des illegalen Kämp­
fers. "lbl Doth selbst die Jüngeren konnten - sofern sie 
nicht rechtzeitig emigrierten kaum über längere Zeit 
dem Zu~riff der Gestapo entgehen. Auch Georg Merle sah 
sich <;chließlich gezwungen, die illegale Arbett in Nord­
hessen aufzugeben. Der Verlust sicherer Rückzugsräume 
durch die stJndige Überwachung der städtischen Arbeiter· 
viertel und der stadtnnhen Arbeiterdörfer, die große Be­
reitschaft zur Denunziation in der Bevölkerung und dtc 
wachsende Angst dervielen schon von Verfolgung betrof­
fenen Arbeiterf:tnlilien führten dazu, daß die Illegalen im· 
mer ungeschützter der Verfolgung ausgesetzt waren. 
Die schwierige Lage, in der sich die Familien verhafteter 
Kommunisten bt:fandcn, macht die manchmal aus der 
Not hcr~us geradezu aggresstve Abwehrhaltung verständ· 
ltch. nutder sich unter~tutzungssuchende Angehörige der 
WideNtandsorgamsatlon na<:h den vorliegenden Berich 
ten mcht selten konfrontiert sJhen. Von der Situation der 
Familien ist in den Zeitzeugen-Berichten in aller Regel 
CO('ttsowen•g genaucr die Rede, wie von der persönlichen 
Sttuation der Illegalen. Nur in eincrn rall sthilderte die 
Frau eines K.1sscler Kommunisten ausführlicher ihre Er­
fahrun~en. Wie der Bericht von Elisabcth llartung, deren 
Mann Anfang 1936 verhaftet worden war, zeigt, bestand 
die größte Schwierigkeit zunächst dann, überhaupt Arbeit 
zu finden, um den Lebensunterhalt der Familie zu si· 
ehern ... Es gab viele Frauen, denen es sehr schlecht ging. 
Oie Frau Wicgand z. B war Verkäuferin in dem Textilge­
schäfL, wo Jetzt die Firma Voepcl ist. Als dort bek.1nnt wur· 
de, daß ihr Mann politisch inhaftiert w:~r, wurde sie sofort 
rausgeworfen. In etnem anderen Textilgeschäft W\trde ,ie 
aufBetreiben der Nutpartei .1uch wieder entlassen. Man 
hat sie ~o lange gejagt und erst dann in Ruhe gelassen, als 
sie in einer Ziegelei gelandet war und Backsteine verladen 
mußte. 0,1 hatte ~tc immer verbundene Hände." 

Ständige Sorge: bereitete die Versorgung und Betreuung 
der Kinder . .,Ich stand nach der Verhaftung meines Man­
nes nun allein mit meinem Sohn da und mußte jeden Tag 
an die Arbeit. Ich arb~itete in dtr Jute-Spinnerei und 
-weberei in K.lssei-Rothenditmold. Ich stand vor der Fra­
ge, wohin mit dem Jungen. Ich fr-c1gre im Auguste-Förster­
Haus in der Mombach-Straße an; nach langem Hin und 
Her waren die bereit, den Jungen aufzunehmen. Weil ich 
schon um 6 Uhr im Betrieb sein mußte, brachte ich den 
Jungen ~chon um 5 Uhr in das Auguste-Förster-Haus; er 
konnte dann aufeiner Bank weiterschlafen. Von dort gtng 
er dann zur Schule; er war da noch im ersten Schuljahr." 
Eine Mitbewohnenn konnte das nach etniger Zeit nicht 
mehr mit ansehen und kümmerte 'iich schließlich um den 
Jungen . .,Das erregte dann wieder Unmut bei einigen 
Hausbewohnern. Das waren so verbissene Nazis, die der 
Meinung waren: Das muß die ganze Familie spüren, wenn 
der Mann Kommunist ist." Die Nachbarin wehrte zwar 
diese Angriffe zunächst ab, trug ihnen aberschließlich aus 
Angst vor den Folgen für ihre eigene Familie insofern 
Rechnung, als sie die Fürsorge für den Sohn von Frau Har 
tung an ihre Schwiegermutter übertrug. Später- der Sohn 
besuchte mittlerweile die Mittelschule und mußte Schul­
geld bezahlen - versuchte die Gestapo, Frau Hartung in 
zynischer Weise zu erpressen: ., Wollen Sie auf Ihren 
Mann warten? Sie sind noch JUng und können doch noch 
Kinder kriegen. Unterscb reibcn Sie uns nur diesen Zettel, 
dann sind Sie geschieden und bekommen dann auch fUr 
Ihren Jungen das Schulgeld." Ein Bruder zeigte Courage: 
und befreite Frau Hartung aus dieser Situation: .,Er sagte: 
bei der Gestapo: ,Meine Schwester soll sich scheiden las­
sen? Geben Sie den Wisch mal her.' Er riß ihn durch und 
warf ihn weg. Ich hatte meinen Bruder gewarnt. Er aber 
~gte: ,Für zehn Mark verkaufen? Gibt's denn so was!' Er 
gab mir von da an seJbq das Schulgeld."26Z 
Frau Hartung. die nach d~r Verhaftung ihres Mannes für 
längere Zeit ständig von einem Gestapo-Beamten beschat­
tet wurde, mußte erleben, daß ihr Mann nach der Verbü­
ßung der Zuchthausstrafe im September 1940 sofort er­
neut in ,.,Schutzhaft" genommen und bis April 1945 im 
KZ Sachsenhausen inhaftiert wurde. Er überlebte den be­
rüchtigten Todesmarsch nach der Evakuierung des Lager$ 
und konnte nach mehr .tls 9);ihriger Haft w s~mcr Familie 
zurückkehren.l63 
Die Not der Familien der politischen Gefangenen, das 
m:uerielle Elend. fortgesetzte Schikanen seitens der Be­
hörden und der ihnen immer wieder entgegenschlagende 

w,r Srcllc )emen Bencht von Ende I ~JJ (200). ?bt Gral}; Merle tn G. Mullc:r. :a • ., ,O, S. I 10 (174). zu Hcncht F.h~o~ht·th Hmuns ( 1976). lll' Be• 
ridJt Orw I!Jrtung (1976) - Siehe uuth t\run . .liO 
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Haß erforderten von den Frauen der verfolgten Kommu­
nisten und Sozialisten eine Standhaftigkeit, die der tn der 
Haft verlangten nahckam. Es Wai eine Situation harter 
und zermürbender V crfolgung, die die LJge der Inhaftier­
ten ihrerseits verschlimmerte. Wie aus den GestJpomel­
dungen zu ersehen ist, brachen sich m.mchmal Verzweif­
lung und Empörung der Betroffenen in trotzig-demon­
strativer Fonn Babn. So wurde 1936 eine 40jährige Frau 
festgenommen, ,.weil sie in der Artilleriestraße in Kassel 
mehrere Male überlaut rief: ,Rot Front lebt und kann 
nicht untergehen"'. Die gleiche Meldung berichtet von 
der Verhaftung eines Mannes, der in einem Lokal gesagt 
hatte: "Ich bin Kommunist, ich habe die Arbeiterschaft 
lieb, ich werde auch ewig Kommunist bleiben; übrigens 
stehe ich sowieso auf der schwarzen Liste.":7.1l4 
Betrachtet man die Situation des kommunistischen Wt­
derstandes in Kassel in den Jahren nach 1936, so zeigen 
sich neben den immer wieder von der Gestapo festgehalte­
nen Zeugnissen des Protestes und der Überzeugungstreue 
einzelner Kommunisten nur sehr wenige Anzeichen vor­
sichtiger Gruppenbildung. So sammelte sich 1938 im K.1s­
seler Coca-Cola-Werk um die ehemaligen Bezirksfunktio­
näre Will i Beiz und August Thöne eine kleine Gruppe von 
Arbeitern, die regelmäßig politische Informationen aus­
tauschte und besprach und - anknüpfend an bestehende 
Unzufriedenheilen der Belegschaft - konkrete Forderun­
gen zu den Lohn- und Arbei tsbedingungen im Betrieb zu 
formulieren und durchzusetzen suchte. Darüber hinaus 
bemühte man ~ich, Kontakte zu früheren Genossen wie­
dcrherzustellen, wobei man ~trikt davon absnh, m1t 
schriftlichem Material zu opericren.265 Solche lockeren 
Formen des politischen Meinungsaustauschs und der Ab­
sprache quasi-gewerkschaftlicher Initiativen dürften nach 
der Rückkehr vieler ehemaliger Gewerkschafter, Soziali­
sten und Kommunisten in die Betriebe in den Jahren ab 
1937 in zahlreichen Kasseler Unternehmen entstanden 
$ein. Darauf verweisen auch politische Prozesse gegen 
Kasseler Arbeiter, die wegen reg1mekritischer Äußerungen 
von Kollegen denunziert und vor Gericht gestellt 
wurden.266 
Auch in den Stadtteilen bildeten sich gelegentlich wieder 
kleine Gruppen von Kommunisten, die durch gemeinsa­
mes Verfolgungsschicksal und lange persönliche Vertraut 
heit miteinander verbunden waren. Ein Beteiligter berich­
tet, wie er nach seiner Entlassung aus der Haft 1939 zu­
nächst darum bemüht war, an Informationen und poli-

tisch-histonsche Lektüre heranzukommen, um seine Ver 
einzelung zu durchbrechen: ,.Ich bin 1.ur Murhard·Bibho­
chek gegangen und habe Kataloge gcw~lzt. Es gah j:l gar 
nichts mehr, es gab kemt rcvolutlouarc Literatur mehr. 
Ich habe dann Bücher über die Aufk.l.'irun~ und dte Fr an 
1.ösischc Rcvolutton gelesen; die konnte m.1n noch krie­
gen." ~chließhch fand Mch 1m Wohnviertel wtcder ein 
Kre1s von .. Gleichgesinnten": .,Wtr hJben daun meiner 
Gruppe sonntags ausländische- Sender abgehort ... Aber 
über den ßerc1ch Zwchren hinaus hatten wir kemc Kon­
t<lkte mehr. Das wurde aulh ni,ht von obt·n angeleitet; 
dJ~ hJben wir in eigener Initiative org<liiiMctl. Wtr waren 
eine Gruppe von v1er, funfLcuten; das waren .dies Leute. 
von denen wtr wußten, daß das eine gcSthlosscne Sache 
war!'l67 Die Gruppe s.1mmcltc .1uch Geld f'Ur inhaftierte 
Genossen und betreute ihre F,1milicn. 
Von Widerstand wird in den Bcrithten JCiler Kommuni· 
sten, die in den Kriegsjahren in KJssd lebten, jedoch 
nicht gesprochen. Der Zusammenhalt unter cn~cn Gesin 
nungsgenossen w.1 r eher defcnstvc\ Schutzbündni~. so wie 
das Einstehen fur schikanierte und mißh.mdcltc .tusliindi· 
~ehe Zwangsarbeiter als Ausdruck clcment.trer Arbeitcrso­
IJdaritat und als Mindestpf1idtt gegenubet der e1gener1 
Überzeugung verstanden wurdc.Z68 Oie Di.skus)ioncn un 
teeeinander und mit nahestehenden Kollegen wurden 
durch den st.lhnisttschen Terror in der Sowietunton und 
seine Aus~tJ<lhlung auf die Linke im spanischen Bürger 
krieg in den Vorkricgsjahren, vor allem aber durch den 
H itlcr-Stahn-Pakt zusätzlich belastet und erschwert: "Es 
g.1b j..1 .1uch un.mgcnehmerc Sachen, wie den Stalin-llit­
ler-P.lkt, dte d1skuuert werden mußten. Da~ war g.tr tlllht 
50 leicht nadther im Knege, und da gab d<~nn einer n.tlh 
dem anderen .lU( Es war ja auch f.tst gar nichts mehr vor­
handen, womit wir hätten überzeugen können. "269 Die 
Kasseler Gest.tpo stdlte 1940 IcH, .,daß die kommunisti 
sehen Krei~e nach dem Abslhluß des Deutsch Ru~sischen 
Freundschaftspaktes im Jahre 1939 vollkommen übcr­
r.tscht und niedergeschlagen w.ucn, weil sie die Haltung 
der SU .th einen Verrat an dem Proletariat betrachteten. 
Erst der diesjährige Dreierpakt (Deutschland-ltalien·Ja­
pan) gab der kommunistischen Auffassung w1eder Auf­
trieb, da der erwähnte Vertrag als eine Fortsetzung des An· 
ttkomlnternabkommcns hingestellt wird ... n2611J 
So ging es fUr die Kommunisten, die nicht inhaftiert oder 
als Soldaten eingezogen waren, darum, in der prekären Si­
tuation ständtger Überwachung und unter der Drohung. 

l44 Funlopruch der Gcst.apostdlt K.md Jn d.a\ Geheune St.l.USfloliut.amt. j;COoJues O.ltum unlc~niJth, etwJ November JIIJ6 (IMl!ZI'A ~ l J 
!1~9). l&S Bericht Willi Bd~ (1976) und"~· Bdt: u.O .. S. 138 0:. (9). J.bf> Su~hc:t. ß. d.u Uru:al desqLG Kassel gc:$en Hcrm.1nn Kober und Fnednch 
Kohler vom Jult 1941 (OJs 36/4l) und dte tn der Urwlssdwft 'A'Itdcrgettebcnen, \'On c:u1W1 Denun.ta.anten msnutJÖ} fc:stgc:h.altc:ncn Äußerungen dct 
AngekJagten - .tusxug~wei~c .1bgedruckt tn J. K~mmlc:r/0. Kr~u~e Vilmar(Hrsg.): .u.O., S 290 f. (I). 1&1 Bc:ncht Karl Kuh~ ( 1977) l~• Siehe l. B 
die Benc.hte von Heannch Ascbenbr.lndt (1976)~ K~rl Kuba (1977). l69 Bcnc:ht K.ul Kub~ ( 1977). 269• Benehr der Staat\l>Cih~ct<tt:llc K .. l<~el.tn dJ• 
Rcach))teherhcltsh.Jupl.!ml vom !I. 12. 1940 Ül>er du .VerhoJiten kommuna•tncher un•l muxa1ti•cher Kreue• (IMI!ZffA P St 3/371 
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einer immer blindwuttger arbeitemltn Verfolgungsma­
schinerie zu überleben und nicht zu resignieren. Alle 
I foftnung verband sich mit der her.mnahenden Niederla­
ge Nazideutschland~. Selbst isoliert und bedroht, mußte 
man jedoch vollet Enttäuschung feststellen, daß eine brei­
tere Gegenwehr gegen das Regime und den von ihm ent­
fesselten Krieg auch unter den Arbeitern bis zuletzt nicht 
.aufkam. "Daß da nuo sehr viele sich gegen die Rüstung 
und den Krieg gewendet hätten, das hat es nicht gegeben. 
Denn es ist ihnen voll gelungen, den Nazis, durch alle 
Mtttcl. Angst und Beeinflussung, den Menschen doch 
ziemlich weit zurückzudriingen."270 
Diese Erfahrung g.1lr in extremer Zusp1tzung flir die in den 
Zuchthäusern und Konzentrationslagern inhaftierten so· 
wie dte in die Strakioheiten der Wehrmacht gepreßten 
KommumMen. Widerstand unter den zermürbenden und 
mörderischen Bedingungen der Justiz- und KZ-Haft hieß 
in erster Linie, gegen die dchumanisicrcnden Wirkungen 
des Haftsystems Formen elemantarer Sol idarität unter 
den Häftlingen aufrechtzuerha lten. Vor allem im KZ hing 
das Überleben der neu eintreffenden Häftlinge von der 
Hilfestdlun~ der Erfahrenen ab. Wer nicht von anderen 
10 das Lagersystem emgeweiht und vor der Einteilung zu 
einem hesonders gefahrliehen Kommando bewahrt wur­
de, wer nicht in den über Leben und Tod en tscheidenden 
praktischen Fragen des Lagerdaseins ab und zu eine hel· 
fcnde I Llfld und ein Zeichen des Verständnisses spürte, 
hatte kaum Aussichten, den Druck des alltäglichen Ter­
rors auszuhalten und den Willen zum Überleben zu be­
wahren. Selbstbehauptung durch Solidarität war eine 
Form des Widerstandes, die gegen das erklärte Ziel des SS­
Lagersystems anging, den zur Nummer degradierten ein­
Ldnen als Person tu brechen, ihn zum beliebig ausheutba­
ren Instrument oder g.u zum Handlanger des von der SS 
.1n dee Häftlinge delcgterten Teuors zu formen. Georg 
Merle berichtet davon, wie er nlch seiner Einlieferung ins 
KZ von einem $$-Posten so 13nge geschlagen und herum-

gejagt wurde, b1s er srch nicht mehr mit semem Namen, 
sondern mit seiner Nummer meldete.27l Individuelles 
Aufbegehren bedeutete umer diesen Bedingungen, den 
Vernichtungswillen der $$-Wachmannschaften heraus· 
zufordern. Die Tragik der zumeist von den politischen 
Häftlingen über ihre Funktionen im Lagerapparat organi­
sierten Selbsthilfe unter den Häftlingen lag darin , daß sie 
nur selektiv sein und lediglich einzelnen Unterstützung, 
zukommen lassen konnte.272 
Zahlreiche Kasseler Kommunisten, die wegen ihrer Betei­
ligung am Widerstand bereits verurteilt worden waren 
und ihre Haftstrafe verbüßt hatten, wurden ab Dezember 
1942 zu den neu aufgebauten Strafeinheiten der Wehr­
macht eingezogen. Zuvor als "wehrunwürdig" eingestuft, 
galten sie nunmehr als .,bedingt wehrwürdig". Ihre Erfah­
rungsberichte belegen, daß ihr Einsatz in den Strafbatail­
lonen nur eine Fortsetzung der Strafhaft in anderer Form 
war. Sie alle hofften darauf, sich dem Waffendienst Hirdie 
verhaßte Diktatur so schnell wie möglich zu entziehen. 
Einigen von ihnen gelang die Flucht zur Roten Armee 
oder zu den griechischen, jugoslawischen und albani­
schen Partisaneoverbänden. Sie empfanden sich zu Recht 
als die Repräsentanten eines anderen Deutschland. das 
schon 1933 vor dem verbrecherischen Krieg Hitlers ge­
warnt hatte und dessen Solidarität der Bevölkerung der 
besetzten Länder eher galt, als den Besatzungsarmeen des 
eigenen Landes.273 Trotz aller zerstörten Hoffnungen 
und der bitteren Erfahrungen der Verfolgung blieben die 
meisten überlebenden Kommunisten vom Sinn ihres Ver­
c;uchs, Widerstand zu leisten, überzeugt: "Ich hätte mich 
niemals auf einen illegalen Kampf gegen die Nazis einge· 
lassen, wenn ich nicht die Überzeugung gehabt hätte, daß 
der Kram zusammenbrechen mußte. Deshalb habe ich 
mir nie die Frage gestellt : ,Hat es Sinn? Hat es Zweck?' Wir 
empfanden da eine Befriedigung, daß wir Menschen hel­
fen konnten und daß wir etwas gegen die N.tzis getan ha­
ben."274 

2.4 Die kleinen Linksgruppierungen im Widerstand 

Anders als bet den Kasseler Gruppen des "Internationalen 
)ozialistischen Kampf-Bundes .. (ISK) und der "Freien Ar­
beiter-Union Deutschlands" (FAUD) kam es bei den An­
hängern der .,Sozialistischen Arbeiter-Partei Deutsch­
lands" (SAP) und der .,Kommunistischen PJTtci-Opposi-

tton" (KPO) in Kassel ntcht zum Versuch des orgamsier· 
ten Widerstancles,274a Nach der Verfolgungswelle des 
Frühjahrs 1933 war der organisatorische Zusammenhalt 
der kleinen linksozialistischen SAP im Kasseler Raum zer­
rissen. Prominente Mitglieder wie der Kasseler Lehrer 

ro Bencht K.arl Kuba (1977). 2~1 BaidH G~org M~tlc: (t98l- G. Müller). 271 Sithr da;,u Jen Bericht von Karl W~ck (1976) sowir zur Sdb$tbc· 
h.1uptung und Gcgcnwchr in Zuchth~us und KZ generell die Berichte von Willi Höhn (1976), Gc::org Mcrlt (1982), August Schölbe (1976) und Otto 
ll.mung (1976). - S•chc .:auch raJk Pingel: Hiftlingc unter SS·Htrrsch,1fr. Widerstand, Selbstbehauptung und Vtm•chtung im KonztnlrJtionslager, 
Ho~mburg 1978. 27.1 Siehe mcme DokumentJtion über Kasseler Sold.1ten 1m Zweiten Weltkrieg, ~.a.O., S. 164 fl (5). l74 Bericht Fritz Müller 
( 1911 1 ). n4, Zur Gcsthidltc Ju:ser Gruppen sieh( den Beimg uherdie K;usder Arbeiterbewegung vor I 933 m d1esem ßacd und die dort :angegebene 
J.ltCr.tiUl. 
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Hein Herber~ mußten sich bei auswämgen Freunden vcr­
~tecken; Herbers selbst emigrierte 1934 nach Holland.275 
Auch Albert Brand, einer der Aktivisten der Kasseler SAP. 
verließ Kassel, bevor ~r SA und Polizei in die Hände tid. 
Als er im Spätsommer 1933 7.Urückkehrte, mußte er fest­
stellen, daß ein SA·Kommando seine Wohnung vollstän­
dig venvüstet und seine gesamte Bibliothek, Fotos und 
Erinnerungsstücke beschlagnahmt hatte. 276 Brand gelang 
es in der Folgezeit, als Filmvorführer ein kleines Unter­
nehmen aufzub:lUen, das mit mehreren Vorflihrappara­
·ten Filme in etwa 30 Orten des Bezirks zeigte. Formell der 
Gaufilmstelle angeschlossen, war er gehalten. Ptlichtpro­
gramme neben den Filmen eigener Wahl vorzustellen. 
N.Kh der Vorfuhrung emcs Films von Weiß Ft:rdl wurde 
ihm jedoch der Gewerbeschcm entzogen; seine FilmJppa 
rate wurden beschlagnahmt. Die NSDAP hatte regtstriert. 
daß die Filmabende von Alben Brand, der als So:tialist in 
der Region bekannt war, vor allem Nazi-Gegner anzogen . 
Nach Brands Urteil war .,die SAP-Gruppe in Kassel ein 
verlorener Haufen. Die Verbindungen zur Zentrale rissen 
mangels Masse ab. Und Kämpfe haben sich, als der Fa­
sch ismus an der Macht war, nicht entwickelt. Die haben 
uns überrollt. Die sind nach Generalstabsplan vorgegan­
gen, und die Arbeiterbewegung war z~rsplittcrt und hatte 
keinen Gcncralstabsplan. Die waren mtlitiirisch orgam­
siert und wir ideologisch." Eio1ge SAP-Mitglieder in Ka~­
s;el .,haben sich noch zu Diskussionen getroffen, aber von 
einem organisierten Widerstand hat man nicht sprechen 
können. Der Widerstand blieb passiv." Illegale Schrift en 
bekam man gelegentlich über KPD-Angehör1ge. Diese 
Flugblätter, kleinen Zeitungen und Tarnschriften se1en 
"vom Inh.tlt her gut", aber "nicht in der Lage" gewesen, 
.,die Menschen anzusprechen; das war nur Zeugnis, daß 
noch Leute da sind". Darüber hinaus betreute man Fami­
lien von Inhaftierten, wobei streng darauf geachtet wurde. 
daß jede schriftliche Fixierung von Namen, Adrcsllen und 
Beträgen unterblieb.277 Einige SAP-Mitglicderwie der Ar­
beitersportler Fritz MüJler schlossen sich schon früh dem 
kommunistischen Widerstand an.278 
Wesentlich fester war der Zu~ammenhalt unter den Mit­
gliedern des linkssozi;Jiistischen ISK in Kassel. In der kle1 

nen, hierarchisch ~trukturit:rtcn KJderorg.misatJon des 
ISK waren di~ Mng:!Jedcr ~dlOn vor Hitlers M.tcht.mtritt 
auf die Fortflihrung de1 poiJtisthen Arbc1t unh!l den Bc­
dtngungcn der Illegahtät vorberc:Hd worden, wobei man 
von der Erkenntnis .1Usging, .,daß, wenn der Faschismu! 
cmmal \tcgen würde. er sich cintge Lett bci1Juptcn wür­
de"..l71la So h.me man hc~ttmmtc konspirative 'I cchnikcn 
erprobt und hlr den Emstrall ve1J.bredct. Otc~ 1ahlte SJCh 
nach 1933 au~. Da in die klcme Organi!.iltiou zudem keim 
Spttzcl eindringen konnten, gelan~ e!> der Ge~tapo er~t 
193H, mehrere Gruppen im Retch .,Jutlurollen '' und eint 
größere Anzahl von Mitgliedern zu verhaftcn.l79 ln K.ls 
sei war es der Dreher Max M.1y1, der bt~ zu semer Verh.tf­
tung Anfang 1936 den pollttschen Zusammenh.llt cmcr 
Gruppe von etwa I 5 ISK·Anhängern organtSit:rte und ~t.'it 
t 934 bei der f-irma Hcmt.hd. dem großtcn K.l~~der Un­
ternehmen, Grundlagen flir eme betriebliche Widcr­
standsarhctt z.u schaffen versuchte..lllO .,Man war vor.\lch­
tig, aber e~ mußte trotzdem etwa' gesc.hehcn, ~on~t konn ­
te ich auch gl~tch zur NSDAP gehcn!"l!ll Übet M<lYI wur ­
den Verbindungen zu anderen JSK·Grupp~n in Eschwe 
g,e, Göttingen und Hannover sowte zur Auslandsgruppe 
um Willi Etthlcl 111 Paris aufrc( hterhalten. br nahm .m 
mehreren zentralut Treffen dtr Vertreter von Wtder­
St.lndsgruppcn des ISK aus dem Reich und der Au~lands 
:tentr.tlc tetl- \O 1933 .meiner tlleg<~len Konferenz in Ber­
lin, um die Jahreswemle 1933/34 in AmHerdJm ~owtc an 
einem .,politi~chen Sc:mm.u" I 935 im S.tuetland.LII.l 
Seit Prühjah r 19.~4 wurde die Ka!l!lclcr Gruppe rcgclmäf~ig 
mtt illeg.tlen S~.h riftcn dc~ !SK versorgt, vor .11lcm mit den 
von Willi Eiehier zu~ammengestellten .. Reltlbart-Brie· 
ten ", die Informationen der illegalen Gruppen ntsbeson 
dere zur H.tltung der Arhcllcrslhaft und zur Ltge tn den 
Betncbc:n und allgemeine An-.tly,en der politl\chen Lage. 
c=nthieltt>n.li!J .. Diese Blattt.'r wurdw im Amland ge­
druckt, wahneheinlieh m HoiJJ.nd. 01e lntcrnattonalc: 
TransportMbetter-Gewerkschaft hat uns ~t:.hr unterstützt, 
und Genossen von uns - bsenbahnerkollegen - haben e~ 
dann retngesthmuggth. "11!4 011: Remhalt-Briefe kamen 
mon.1tlich in cmcr Zahl von 30 bi~ 40 ExemplJren nach 
Kassel. Über Anton SchJ.bakcr, der dem ISK angehörte 

17~ A.a.O .• Anm. 186 (274a). 276 Bencbt Albert Br.and (1976). Albert Brand, geb. 19. II. 190310 Oberhone/Kn. Esthwej~c; Elektriker, Fdmvor· 
Rihrer. Bu 1931 Muglled der Kasseler SPD. danach der SAP. Mitglied der Oeuuchen Fneden\gesell"h.tft . Warbt~ 19_3 I als nebenberuflicher Hirn vor· 
Rihrer und Werber Hir. du: ~onsum-Gcnossenschaft tätig. E!lt..cog ~~l~ ~933 der drohc~dcn Verh~ftun!S, an dem er lur etmgc Mon;tt~ K.md verließ. 
Baute danach etn mobtles Kmountemehmcn auf und führte tn GI. dretß•g Onen der Regten Ftlmr vor. bts 1hm 1934 der Gc:werbc:schc:lu cnttogen und 
~ein Unternehmen .aufgelöst wurde. l77 Bericht Albert ßrJnd ( 1976). 218 Beridlt Fritt Müller ( 1981). m. Beri< ht Willi Gerlach (I 976- A. Mrh 
mc:t). l7q ZurGeschkhte des ISKallgcmrtn siehe besonders die Arbeiten von Werner Link und Kari·Html Klär(.Zur hl\torischen Au~g~ngslage de\ 
Arbciterwiderst.lndes·, m dje~em BBnd, Anm. 161). 180 Zu Mayrs Aktivität und ßiogr.aphie siehe Bwcht M~x Mlyr (1970); ßcncht Max Mayr 
(1981) in: Hesstscbe Gewerk~ch:~fter 1m W1derstand 1933 bu 1945, a.~.O., S. 136 11. (9); Btoguph1sche Sk.tue an: J. Kammler/ 0. Kraule·V•Imu 
(Hrsg.): a.a.O., S. 360 f[ (I); wellerhin Briefe und andere: Dokumente un Nachbß von MJx Mayr. Max MJyr st;ub 1985 tn Ka~sc:l. l8l Bentht Ma 
Mayr (1976). 182 Siehe Benchte Max Mayr (1976, I c;g 1). m Origino1lc der .t:Wt\chc:n März I 934 und }Jnua1 I 936 mchicncnen .Reinhart·Bucfe• 
Iinden sich im Nachlaß vou Max Mayr 2H4 Bericht M.1.x M.\yr (I 976) Zur lntrmauon.tlen T r.tn,portatbeiter-Födcr.3rion (ITF) und der mir ihr koo­
perierenden Org~rmation von Ei$enbahncr-Gewerlc-,ch~lrem um H~n\ ].ihn sieh~ II. E~tm/ll. Pelger: a.a.O .• (1211). 
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\.lnd cll1t'n kletllt'll Ladl.'n in Kassd-Ob~:rzwchren besaß, 
wurden ~it' zu M.1x Mayr gebratht, der !>te verteilte. Diese 
lnform.ujombl:ittcr wurden in erster Linte an die K:mdcr 
ISK-Mitglieder, tosbesondere .1n Angchönge der ISK~u­

~cnd weitergegeben, die den akttven Kern der dlcg.tlcn 
Gruppe bildeten. Darüber hmaus wurden einzelne Sozia­
listen und Kommunisten regelmäßtg mit dem Matenal 
beliefert. Ebenso wie bet der illegalen KPD wurde das ln­
formationsmaterialauch vom ISK nicht lediglich verteilt, 
\On eiern vcrbuft; dtc k.ts~tertcn Beträge wurden über Göt­
flngen an die Amlandsorgants.ltion wettergeleitet. Zusätz­
ltche Gelder wurden durch ehe von ISK-Angehörigen in 
verschiedenen deut~chen St:idtc:n und auch in Paris be­
triebenen veget.1rischen Gast~tätten aufgebracht. Solche 
G:mstättt!n betncben 7. B. Grete Eichenbcrg, M.tx Mayrs 
'pätere Frau, setl Sommer 19 B tn Koln sowie die Kasselet 
ISK-Mitglieder [ [crtJ WH.l En(h Lewm~kj, die 1933 nach 
Pr:mkretch emigriert w:tren, in Pans.285 Informationen, 
die von allgemctncrcm Interesse waren, wurden von Max 
M.1y1 regelmäßig nadt Pam gemeldet: ste wurden rnll un· 
~ichtbarcr Tinte harmlosen lllustncrtcn betgdügt. Auf 
diesem Wege gcl.mgte d.1s von der DAF nicht vcröffcnt­
ltchte F.rgcbni~ der V crtr;lucnsratswJ hlen 19 35 bc1 der Ftr­
lll<l HcnM.hel ;tU Willt Etthler, der c~ im Reinhart-Briet 
\'Om März 1935 veröffentlichte.286 Ebenso gelangte 1935 
cm gcn.nu.:r Au~cnzcugenberid11 überdie brutale öffentli­
che Mtßh.lndlung der früheren Polizeibeamten Schöny 
und SthuiL in Kassel na<.h PJri~ und wurde in der .. So.ctali­
stischc:n W .utc" abgedruckt. Aus ihm gmg havor, daß die 
.. erregte Menge", die nath ctncr Kasseler Pressemeldung 
für die Ausc.chrcitungcn gegen ~chöny und Schutz vcr.lnt· 
wortltch und det ~cgenüber Jtc Poluct machtlos gcwe­
H'I1 Set, JUl> SA. SS und Feldjägern 10 Ztvil bcstJnden 
hatte.28o., 
Im Betrieb selbst streuten Max Mayr und der ebenfalls 
7um ISK gehörende Henschci-Arbeiter Karl Reier mehr­
fach anl::ißlich Jcr Vertrauensratswahlen Anfang 1935 
und no<.h ctnmal Ende des Jahre~ ~elbstgedruckte 1-Lmd­
uttcl mtt Anti-Nui-Parolcn. Zum 1. Mai 1935 versandte 
die Kasseler ISK-Gruppc ca. 200 Aufrufe .10 .1Usgewiihlte 
Kasseler Adressen. 
Trot7 dtc~~f Aktl\ u:itcn bm the K.mclct Gestapo der 
Gruppe erst Endt' 1935 auf die: Spur. In einem eht'r wirren 
Bericht, der den M.tngel an handfesten Informationen 
verriet, spekulierte sie darüber, d.lß es s1ch bet der im Zuge 

.,der Aufrollung Je~ tllegaJen Appanwt der KPD erkenn­
bar gewordenen lSK-Gruppe "in der Hauptsache um soge­
nannte lntcllcktucUe" handele, deren Ziele darin bestün­
den, .,innerhalb der Betriebe Zellen 1u bilden, Sabota­
geakte auszufuhren und Zersetzungsarbeit 7U lei~ten".287 
Dieser Bericht beruhte wahrscheinlic.h ledighch auf den 
Aussagen eines in den illegalen KPD-Apparat emgeschleu­
sten Spitzels, durch den dje Gestapo erstmals auf das in 
Kassel verteilte ISK-Material aufmerksam geworden war. 
Im J.muar 19.Hl sc.hließlich wurde ah einzigei aus der 
Gruppe Max Mayr verhaftet. Vorausgegangen waren An­
fang Januar 1936 Kontak'1e zwischen Mayr und zwei Ver· 
tretern der illegalc:n K.PD, bei denen fiir die politische Ar· 
beit in den Hcmc.hcl-Betriebcn verabredet worden war, 
d.lß .,bei betriebswichtigenAnlä~~en- Vcrtr;mcmratsw:~h­

len, Entlassungen, Lohnkürzungen- ... zum Zwecke eines 
geschlossenen Vergehens eine gemeinsame Ausspracht: 
~tatttinden und ein einheitliches Flugblatt entworfen wer­
den" sollte.288 Diese- nicht mehr zum Tragen kommen­
de- Vereinbarung entsprach der Posinan des ISK, die Wi­
dcntandsarbcit auf die Betriebe und auf die Bildung ille­
galer so1.ia li ~t ischer Gewerkschaftsgruppen 7.U kon7.entrie­
ren, 10 denen s1ch die Angehörigen der 1111 W Jdcrstand ak­
tiven Gruppierungen der Linken zusammenschließen 
sollten.l89 Sie deckte sich auch mit dem Versuch der ille-
6·llen K.PD-Bezirkslettung, bts dahin kaum vorhandene 
Stützpunkte in den wichtigsten KasselerBetneben zu ge­
winnen und dabei stärker als bisher auf eine Einheit)front 
der aktivierbaren Anhänger der unterdrückten Arbeiter­
bewegung hinzuarbeiten. 
Max Mayr, der nach brutalen Mißhandlungen während 
der Verhöre einen Selbstmordversuch unternommen hat­
te2g9·1, gelang e~. die Gestapo über die Zusammensetzung 
der Gruppe und den Umfang ihrer Aktivität zu täuschen_ 
Lediglich zwei weitere Kasseler ISK-Mitglieder, die aber 
von Mayr aus der Haft heraus insgeheim benachrichligt 
und präpariert worden waren, wurden verhaftet. mußten 
Jedoch nach kurzer Zeit wegen mangelnder Beweise wie­
der fre1gelassen werden. Die übrigen Mitglieder der Grup­
pe und die sonstigen Empfänger der Reinhart-Briefe blie­
ben der Gestapo unbekannt.lQO Max Mayr wurde nach ei­
ner zweiein halbJährigen Zuchthausstr.~fe b1s zum Ende 
der DiktJtur 1m KZ Buchenwaltltnhaftiert. Zu ZuchthJu~ 
verurteilt wurden außerdem die ISK-Angehörigcn K:~rl 

Eckertin und Thcodor Hüpeden. Eckertin w.tr verhaftet 

us SiC'hl" fl!:ric-hr MJJ( M,1yr ( 1976) ~owt(' Anm. 168 tle~ Beitrages Ober die K.lsseler Arbeucrbewc~un~ vor 1933 in diC\ctll Bo~nd. ltfl Siehe den Artikel 
.Mt!ltr.1Uemw.1hlen". 28~ • .,So:wli~mche W~ne", 2. Jg., H. 5, M.ti 1935, S. 118 (.Zeitnotizen ). J87 lJgchencht der St.utspoliz~~~tdlc K.mel fiir 
den Mon.ll November 19JS (~tA MJrburt:. 165/3965). m Uneil des OLG K.lssel gegen Wilbelm Jl{mmm u . .1.- d,Hunrer Max Mayr-vom 7. 8. 1936 
(0)$ ll!.l/33. 31136). 1~Y Stehe 1.. B. dert .ReinhJrt·Bnd" vom Mär7 1935, in dem der .Aufbau etner panetpohts~ch unabhängtgen soztalistischen 
Gewerkschalt" ~etorden wurde, ~o~tc den Ben,ht von Max M~yr (1976). l~Y~ Die NJd111~ht wutde ~uch 0111 dre Audmdsleitung de~ lSKgemrldet 
und tm Rundbnef vom I 2. 5 1936 vetbtcJttt (Atlhiv der Soztaleu Dc:nloktJlle. B~unu IJBIISK.. KJ~>ctte 29). lfl Siehe Benehr M01x M.tyr ( 1976), 
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worden, nachdem er mit Vertretern der illegalen KPD wc· 
gen des Aufbaus einer illegalen Druckerei verhandelt hat· 
te.Z91 Hüpeden, der 1936 ms Ausland geflohen war, wur­
de 1940 nach der Besetzung Holl.tnds verhaftet und in 
Kassel bis zur Befreiung durch die Amerikaner 
inhaftien.29l 1945 begannen die Angehörigen des ISK ­
so Max Mayr, Theodor Hüpeden und Erich Lew1nski - so 
fort wieder mit der politischen Arbeit und wukten in 
wichtigen Positionen beim Neuaufbau von Verwaltung 
und Justi7 mit.l93 
Ebenso wie der ltnkssozialist1sche ISK war <tuch Jie kleine 
Kasseler Gruppe der anarchosyndikalistischen PAUD 
1933 darauf eingestellt, ihre politische Aktivit;it unter den 
Bedingungen der Diktatur fortzusetzen und n.H.h Mög­
lichkeit Widerstand gegen das NS-Regime .w leisten.l94 
Ihre Jktivsten Organisatoren, vor allem Fred Sehröder 
und Willi Paul, nahmen noch im Frühjahr 1933 Verbin­
dungen zu der vorübergehend nach Erfurt verlegtrn zen­
tralen Geschäftskommission der FAUD und schließlldt -
nachdem Sehröder nach Holland emigriert war- zu hol­
l:indischcn Anarchosyndik.tlistcn und deutschen Emi­
granten in Amsterdam auf . .,So nahm ich die clin:kte Ver­
bindung mit unserer holländischen Bruderorgamsatton 
auf, indem ich mich im August 1933 illegal nach Amstcr· 
dam begab ... Wir organisierten an der holländischen 
Grenze Übergangsstellen und von diesem Zeitpunkt Jn 
erhielten wir laufend illegal auf verschiedenen Wegen 
AufkJärungsschriften und Material und ebenso br.1chten 
wir Berichte ins Ausland. "295 Willi Paul brachte auf d1csc 
Weise schon im Sommer 1933 das "Braunbuch", einig(. 
Exemplare der in Holland weiter erscheinenden ., Welt­
bühne" und anarchosyndikalistische Zeitschriften und 
Tarnbroschüren nach Kassel. .,Dazu habt tth einen ~eh r 
klaren Artikel von Trotzki abgeschrieben über die polit1 
sehe Lage in Europa und l;elbst noch verschiedene Sa­
chen dazugeschrieben und das habe ich bei Hermann 
Hannibal gedruckt. "296 Bis Ende 1933 stellte W11li Paul 
neben dem aus Holland bezogenen und in Kassel verteil 
ten Material mehrere Informationsblätter zusammen- so 
zum 1. Mai 1933 ein Blatt unter dem Titel .. Die lntCfllJ· 
tionale", danach einige illegale Nummern der schon vor 

1933 in Kassel herausgebrachten "Proletarischen Front" 
sowie einige Zeitungen unter dem Titel "Die Kommen­
den". Die jeweils 6 Seiten umfassenden hektographierten 

ZcHungen wurdcJt tn cJ, 200 ExcmpiJrcn vo11 dcu Mitglie­
dern 10 K.md, zum Teil auch in Thuringcn und im Frank­
furter Raum verbreitet. Ebenso wie KPD und ISK k.:tssierte 
.1uch die FAUO-Gruppe ft.ir 1hre illegalen Schriften Soli­
daritätsgcbührcn. Für das aus llolland kommcndC" M.ltc­
dal wurde Geld ll<tdJ Duisburg ubcnandt, wo du: JoutgC" 
FAUD Gruppe etnc Art Vcrtrieb~zcntrale fur das Ruhrgc: 
biet und Teil" dco; übrigen Re1ch\ unt('rhlclt.lQ7 In Kas~d 
11rkuliertcn die J!legal,·n Schriften zun:i<'hst untC't den et­
wa füuf7ehn noch in Verbindun~ stehenden Anh:ingern 
der Gruppe uncl darüber hinaus 1m Krei11 sympath1~1eren· 
der Lmkcr, 7U denen auch cin1ge KPD-Mitgliedcr gehör· 
tcn. Im Gegensatz zur Empfehlung der ctgcnen Org,lnl'i,l­
tion. U<IS Matenal nur unter zuverJ:i,,igcn Gcno~'Cil zu 
verteilen. es nach Lektüre und Diskusston Jedoch w1edcr 
emzus.1mmeln und nach Duisburg zuruckzus"ndcn. wur · 
de es in Kassel zum r eil .1U( h .wonym, 7.. n. über flricfkii­
stcn, vcrbrcitet.:zqg 
Seit der vorübetgchcnclcu Vcrh<dtung Wdlt Pauh 1111 No· 
vembcr 1933 beschränkte sich die Gruppe, abgesehen von 
spor.1diKhen Kont.tkten zu Anarchosynclik.llio;ten in 
Du1sburg unJ in Armtcrd;tm, weugeht•nd auf rcgelm:ißigt· 
wöchendic.:hc Treffen und D1slnH\tonen bc1 Erna und 
Wdli PauJ.2"'~ Diese Zus.tnunenkunfte unterschieden sich 
in thrcr StruktUt und Funktion mcltt von den oben be 
schriebeneo soziJ idemokratischcn und kommuni~ti 

sehen Ztrkeln; die V crbindung im R.1hmcn kleiner Soh­
dargemcimch;lften wurde zur gcmcins.\mcn Rückzugspo­
sition der ver~prcngtcn Llllk{'n 
D1e Situation der kJeincn FAUD-Gruppe veränderte s1ch 
schbcßlJCh c:in~chnetdcnd durch die Emigration der Fa­
rntiH· P.wl 19n. N.u .. hd~m mh dtc An.Gc:tdlen bcvorste· 
heuder Vcrh..lftungc:n verdllbtet hatten - in <.lt•r NdlhbJr 
\thah der Pauls kursierte schon längere Zeit das Gc:rücht, 
ihre Wohnung ~ci Treffpunkt cmcr "kommunistischen 
Zelle" -, entschloß ~idt Willi Paul im M.irz 1937, nalh 
Holldnd zu emigrieren, wohm ihm seine Frau mit clt•n bei 
den Kindern einige Monate später folgte. Nach kurzem 
Aufcnth:-dt ging l!r - WH.' vor ihm schon Fred Sehröder­
tl<tth Sp.uuen. um dort in der syndtblistischcn 28. Divi­
sion auf seitcn der Republik gegen Fr.1nco und dte Hilfs­
truppcn des deutschen und italienischen f•1sdusmus zu 
kämpfen. D1e bctden Kasseler Anarchosyndskaltsten ge· 
neten sofort tn jene Auscmanclcrsctzungen ?wischen ih-

zql Siehe daw oben, Abschmtt 2.3. 1.92 Zur Btogr.~phte llüpeden~ stehe tn dte~em tbnd den BcttrJg über dtc K.mclcr Arhcttcrhcwcgung vor t 9.33, 
Anm. 168. 291 Siehe den Bericht übcrdtc poltmche und penonclle Sttu;~tton tn K.md vom 7. 7. 194S (Archtvder Sontlen l>emokr~tte, Be,und IJB! 
ISK, K.issette 58). 1"4 Zur Gc~c.hic.hte der Gruppt' vor 1933 Stt'hr dw Bcttull über dtr Gc~thithtc der .K.mcln Arbcttcrbcwegunt; vor l '1.!3 tn dte~cm 
BAnd. m Schreiben von Willt PJul vom 24. 9. 1950 (WG·Akle W P.wl) Zu den Bio~r.1plucn von W PJul und(· 5dtrodct \leite tn dtc~rm ßJnd 
den BeitrAg zur Grschtchre der K.Hseltr Arbc:nerbewe~ung vor 1931. Anm 209, 'owir J Ko~mmlrr .kh habr d•t· Mctrdct ~.111 •. ·•··• 0 , <i lbK IT 
(5). 29~ ßcricht Wtlli P.1ul (1976). 2<n SieheR Thet\~en/P. WAhcriJ. Wtlhclm\: Ocr AnH{ho Sl"dikJit\tl\1 hc Wtdrrmnd Jn Rht·tn und Ruhr, 
Meppcn 1980, S. 61! rr. 2~a Stehe Benehr Wtlh P.tul (1976). zoq Stehe lluo:h den Bericht von lrno~l o~ul (1975 · 1-bnnelore Kruler, M.utm.t Schnllc). 
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rcn spanischen Gesinnungsfreunden und den Kommuni­
sten, die die spanische Republik und die ~uropäische Lin­
ke zutiefst spalten sollten; beide wurden zeitweilig von der 
kommunil>tisch gelenkten republikanischen Geheimpoli-
7.Ci verhaftet und ironischerweise durch einen früheren 
Kasseler Kommuntsten vcrhort.300 
Oie Unerbittlichkeit dc!. nationalsozialistischen Vcrfol· 
gungsapparatcs führte d.1zu, daß mehrere Angehörige der 
Kasseler FA UD-Gruppe wegen ih rer Aktivitäten in den er­
sten Jahren der Diktatur und in der Emigration nach 
Knegsbeginn besonders hart verfolgt wurden. So wurde 
Heinrich ßartling bereits im September I 939 ins KZSach­
senhausen überführt. wo er EndeJanuar I 940 umkam.JOO.t 
Ema Paul war 1941 in Holland verhaftet und von Gesta­
po-Beamten nach K.lssel gebracht worden. Ihr Mann wur-

de 1942 aus einem südfranzösi!!chen lnrernterungslager 
an die Gestapo ausgeliefert. Während Erna Paul zusam· 
men mit vier weiteren Kasseler Anarchosyndikalisten 
1.u relativ geringftigigen Gefängnisstrafen verurteilt 
wurde301, traf ihren Mann eine sechsjährige Zucht­
hausstrafe.302 Die Gestapo fand sich jedoch mit den mil· 
deren Justizstrafen nicht ab. Ema Paul sollte nach der Ver­
haftung ihre Kinder, die von Verwandten aufgenommen 
wurden, bis 1945 nicht mehr wiedersehen. Ste wurde nach 
Verbüßung der Gefangnisstrafe ebenso wie Willi Mai, 
Hermann Hannibal und Josef Hoclek bis zur Niederwer­
fung der Diktatur im KZ inhaftiert. Josef Hoclek wurde 
nach der Räumung des KZ Sachsenhausen von der SS er­
mordet.303 

3. Zwischen Verweigerung und Integration -
die Kasseler Arbeiterschaft unter der Diktatur 

Die Feststellung, daß der entschiedene Widerstand gegen 
das NS·Rc:gimc auf eine kleine Minderheit beschränkt 
blieb, wirft die Frage nach dem Verhältnis der übrigen Be­
völkerung zur Politik der Diktatur auf. Ein Blick in die Ak­
ten der polttt~(hen Strafjusttz, vor allem aber in die zeitge­
nössischen politischen Stimmungs- und Lageberichte be­
lchrt darüber, daß dieses Verhältni~ keineswegs auf einen 
einfachen Nenner gebracht werden kann. Die erstaunlich 
Zdhlrcichcn Hmweise aufUnzufricdenheit, Kritik und ge­
legentliches Aufbegehren widersprechen klar dem NS­
Propagandnhild von der gesch lossenen .,Volksgemein­
~chaft" unJ sc..hcinen eher die Annahme zu stützen, daß 
da) Regime kaum über eine sichere Basis in der Bevölke­
rung verfügt habe. Zu erklären wäredann allerdings, war­
um der Widerstand Jm engeren Sinn so isoltert blieb und 
warum selbst in der aussichtslo)en Situation der letzten 
Kriegsjahre nicht nur keinerlei Anzeichen einer Massen­
bewegung gegen die Diktatur zu beobachten waren, son­
dern die übergroß~ Mehrheit der Bevölkerung dem Regi · 

me bis zu seiner endgültigen Niederlage gehorsam folgte 
Bei allem Interesse, daß die Zeichen der Verweigerung 
und des Protestes verdienen, ist daher nach ihrem Stellen· 
wert fur den Bestand des Regimes zu fragen. Der Füh­
rungsspitze Matenal zur Beantwortung dieser Frage an die 
Hand zu geben, war eine wesentliche Aufgabe der ver­
schiedenen Herrschaftsinstanzen der Diktatur. Miteinem 
erheblichen Aufwand bemühten sie sich darum, die Defi­
zite einer propagandistisch gelenkten Öffentlichkeit aus­
zugleichen und die politisch relevanten Meinungen, 
Stimmungen und Einstellungen in der Bevölkerung zu er­
kunden. 
Die besondere Aufmerksamkeit des Herrschaftsapparats 
galt von Anfang an und fiir die gesamte Dauer der Dikta­
tur der Haltung der Arbeiterschaft. Oie entscheidende 
Frage war, wie sie auf die Zerschlagung ihrer traditionel­
len Organisationen, auf den massiven, kollektiv gezielten 
Terror des Jahres 1933 und auf ihre mit dem "Gesetz zut 
Ordnung der nationalen Arbeit" von 1934 besiegelte Ent· 

100 Bericht W1lh 11.:~ul (1976), Bericht EmJ Paul (1985). Schreiben voo Fred Schröder(Nachlaß W. Paul)- Zu Fred Sehröder siehe in d1esem Band: Zur 
hi~tomC'hcn Au~g.1ngd~gc des Arbeitcrw1dcrstandes, Anm.209. Zu Ema und WiJJi Paul s1ehe Anm. 302, 303. lOO• WG-Akte H. Bartling. lOl Siehe 
Ankl.1_gc~chnft vom 2. 3. 1942 und Uncil vom I S. 5. 1942 gegrn Ernil P.lUl, Wilhelm Mai,JosefJodck, Herm.mn Hdnnib.1l und Ema Lindemann, OLG 
K.1nel (Oh 152/ 41 ). Die Höchststrafe,:tu der Willt M.u verurtetlt wurde, betrug 18 Monate Gdangnis; Erna Paul wurde mtt 15 Monaten Geflingnis be· 
~lraft. - )uM~f H odck, gcb. I. I. 1876 111 Laun. Sdua:idt't mmlt:r. 1904-1906 Mitglied der SPD. Seit 1907 Mitglied der fAUD. seit 1919 1n Kassel. 
Außerdem in der .Gemein~chaft prolewi~chcr Freidenker" und im Schneider-Verband aktiv. 1939 wegen .umstünlerischer PropagJnda• zu einein­
h.\lb Jahren Gef:tngm~ verurteilt. Danach im KZ Buchenwald inhaftiert. 1942 erneut verurteilt (15 Monate Gelangnis) und nach Strafverbüßung wte· 
der in KZ-H.tft.lm Apnl 1945 ennordet.- Hermo~nn Hanmbal, geb. 8. 10. 1908 in K.mel, Schm1ed. Sen 1930 Mitglied der FAUD. 1942 zu neun Mo­
n.ltcn Gdangnt\ verurtcth. KZ-Haft bts Kriegsende. - Erna lindemann, geb. 15. 2. 1906 in K.mel. Seit 1927 Mitglied der FAUD, 1942 zu vier Mona· 
ten Gd'.ingms verurteilt.- Zu Wilhclnt (Wilh) Mat siehd. Kammlcr/ 0. Krause-Vilmar(Hrsg.): a.a.O.,S. 350 f. (I). 102 UrteildesOLG JUssei vom 3. 
ll 1942 (OJs 90/42).- 1943 wurde W . Paul aus der Haft zum Militärdienst im Strafbataillon 999 gczwwtgcn. ~Ol Zu Ema Pauls Lebensgescruchte 
~u~hc dtt' GcsprachsaufzrJchnungen von H.modore Kessler, Martina Scholle und Anke Schmeling (1985fl986) sowie in diesem Band Anm. 213 des 
Be1mg~ zur Geschichte der Kasseler Arbetterbewegung vor 1933. Stehe im übrigen Bericht W illi Paul (1976), Willi Mai (1979) sowie W. P3ul: .Einige 
AllJ;ilben uber dtt' llleg.tle TlttgkeJt der d.lma.hgen Ombör;e K.lSsc:l / Nordheuen der Fretc:n Arbeuc:r·UniOn - An.ll'(ho-Syndlbli~ten WAhrend de• 
Dnltco Rci<.:hc~. (No~chlo1ß WiJit P.lu]). 
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rethtuug an den Betrieben n:.lgtcn:n wurde und ob sie: le 
diglich durch Repression .,befriedet" oder positiv in das 
NS-Systc:m integriert werden könnre.J04 
Daß von einer schnellen Integration nic.ht die Rede sein 
konnte, zeigen die Quellen zur Haltung der IUsseler Ar­
beiterschaft in den ersten Jahren der Diktatur überdeut­
lich. Sie verweisen daraut~ wie wesentlich permanente 
Verfolgungsdrohung und selektiver Terror für das Nieder­
halten oppositioneller Stimmungen und Aktivit.tten blieb 
und daß vor allem die über Jahre hmweg unverändert 
schlechte materielle Lage großer Teile der Arbeiterschaft 
Ausgangspunkt vielfaltiger Spannungen blieb und die 
Vertrauenswerbung des Regimes weitgehend ins Leere 
laufen ließ. 
Unzufriedenheit, die sich immer wieder in scharfer K.rttik 
an den Maßnahmen der neuen Machthaber Luft machte 
und die sich gelegentlich in öffentlichem Protest von ein­
zelnen und kollektiven Akten der Ve1wetgerung verdich­
tete, herrschte besonders bei den arbeitslosen Wohlfahrts­
unterstützungsempfangern, den öffentlichen Notstands­
Jrbeitern und zwangsvermittelten Wohlfahrtserwcrbslo­
sen. Darauf wird in den Stimmungsberichten des Kasseler 
Oberbürgermeisters in den Jahren l934 bJs 1936 wJeder­
holt hingewiesen. So heigt es in einem Bericht vom Som· 
mer 1934: "In den meisten Fällen ist es gelungen, diese 
Unzufriedenheit durch schnelles Zugreifen und entspre­
chende Hilfe zu beseitigen. Dennoch gibt es eine Art von 
Unterstützungsempf:ingern, die in versteckter Form aus 
ihrer staatsfeindlichen Gesinnung heraus mit .1llcn MJß­
nahmen des Wohlfahrtsamts unzufrieden ,jnd ... Me1~t 

sind diese Elemente schon aus früheren Zeiten, d. h. au!> 
den Zeiten vor der nationdien Erhebung, Jls kommuni ­
stisch und aufrührerisch bekannt." Einzelne verursachten 
bei der Behörde .,größere Auftritte", ergingen s1ch .,ganl 
unberechtigt in heftigem Schimpfen", wofur sie "sofort 
Beifall bei den anwesenden Unterstützungsempfangern., 
erhielten, und stachelten die schlechte Stimmung der Be· 
troffeneo durch .,RedensJrteu" an wie: .,DJ S<.'ht thr, der 
Arbeiter weiß jetzt noch nicht, wo er bleiben soll. "305 

Noch im Februar 1936 mußte der Bericht des Obcrbürger· 
meisters "einzelne Fälle" vermerken, .,in denen Unterstür 
zungsempfanger sich bei dem Wohlfahrtsamt sehr ausfah­
rend benommen haben und d<.'n abfertigenden Beamten 
und Angestellten gegenüber Ausdrücke wie ,verrückt<: 

Hunde, Quatsch. ßlothtna•' gebrJuthten. "'JOD Aud1 d1c 
KJsscler GestJpo hic:lt diese Negativstimmung k~t. wenn 
~ie 1hr .mch keine größere politische ßcdcutun~ beimaß· 
,.Lebhafte Kl.lge ward fwter über Jie Behandlung bei den 
Arbeits- und Wohlf.thrt~.tmtern getUhrt. Im ,ullen wer­
den Äußerungen laut wie: .Wir sind JJ heute Freiwild, 
man muß sach alles gefallen IJssen. S.tgt mJn etwa~. wird 
man eing.ebuchtet.'M307 

Dtc tellwcJse offen rebellis,hc Stanumtrtg untct dcnm dt'll 

c:r!.tcn J.thrcn der Dikt..ttur noch nach r.lll~cnden zJhlcu­
den Arbeitslosen, die auf WohlfJhrt~untcrstüt:wng .111ge· 
wiesen W;Hcn,WII w.u zunächst Ausdruck ihrer verzweitel 
ten materiellen LJgc, die sich bis l936 fürviele Betroffene 
durch die erhebliche Steigerung der Lebcn~hahungsko­
sten, Kürzung der Untersti.ltzungs~ätze oder\ ölligcn Ent­
zug der Unterstützung ~egc:nübcr der KmensllU..ttton der 
frühen JOer Jahre nocb dramJttsch verschlechterte. D.tzu 
kam, d.1ß diese Gruppe nahezu aus~chltef~lich au~ früh~ 
ren KPD- und SPD-Wählern bestand und ihr oppmitio­
nelles Potential noch durch die 1933 .tu~ poiHi,lhcn 
Grundc:n .ubcJtslos gewordcuc:n FunktJOnJre und Aktavt· 
~ten der ArbcnerorgJni~Jtioncn vergrößert worden wJr. 
Zu mas)tven Protesten und Vcrwca~crung~lundlungcn 
kam es nkht nur vot Jen Schaltern der Arben'- und 
Wohlfahrt~ämter, sondern vor J.Jlcm d..tnn, wenn dte Un­
terstützungsernpfängcr w schlecht bezahlten öffcntll­
then Notstand~arbcitcn oder zu anderweitiger .,Pflicht.lr­
beit .. herangezogen wurden . Bi~ 1936 bct.tßteu mb Ju~ 

Stimmungs- und Lagebcrithte der NS Instanzen immer 
wieder mit den Problemen, dae bea der Bcsd1äftigung der 
Fürsorge- und Pllat htarbettcr entstanden. Iu einem Be­
richt aus demJJhre 1934 heißte~: "Oie Stelkn, die Fürsor 
gearbeitet zu betreuen h.tbcn, bezeichnen die Sttmmung 
unter den Arbeitern al~ wenag gut. E~ macht si\.h eine ge­
wisse p..tssive Resistenz gegenüber Anordnung~n bemerk 
bar. Die L1gc ist Jedoch noch so, dJg bestimmte Personen 
nicht n,1mhaft gcm,1cht wcrdt>n können und 1m .lllgcmct­
ueu \Jth die Arbeiter auch so vedtalten, daß kein Anlaß 
bc:~tdlt, daß gegen .ste t>ltlgc~dmtten werden kann. "30<1 

Wird im April 1935 lediglich von ,.Unzufncdenhcit und 
Arbeitsunlust'' unter den Fürsorgearbeitern gespr0 
chcnHO, so hetßt es zwei M01ute ~pätcr: .. Es mehren sich 
<Iuch die FälJe von ArbeltHucderlegungen unter den gt:­
schicktcsten Verschleterungcn, wtc Trennung von der Fa · 

lo.4 ~iche d~1u be$onden. l'tmothr W. MHon: Dte B~ndtgung der Arbet_terkl~'~e tm n~tton.tlso7t.tluu~then Deuu,hl~nd, J .• t.O. (9); lo~n K.er~ho~w ~ 
• Wtderst.tnd ohne Volk? , ~ . .1.0. (9). lOS Stehe Sttmmun~~bendtlc de~ Oberbü~c:rmet~tcn der StJtlt K..1~~e1 an dc:n l'oltt.cipr.mdcntcn tn K .. mclnut 
Emzdbwchtcn 'üdtt\Chcr Dicnstslcllcn, August 1934 bt~ febru.1r 1936, hrcr: Bwda votn 25. 1!. 1934 nut AttlJ_gc (litJc.lt.trtltiv Ka~'cl. Bc~land \ 
1.01.1). lOio Bencht vom 22. 2. 1936 (St.:tdtarchiv K.u~d. A 1.01 .1) 1117 Im Oktober 1934 bc:ltc:f~Kh dtc Z.thl dct K.mclcr \Yiuhllahrt~unH·ntützunjl. 
~cmpf'an~n .tuf c.1. 22 000 Personen (Bemlu vom 22. 10 1934 - Stadtarchrv K.md, A 1.01 . 1). 1u• L.l~c:bc:ncht ~kr Sr.l~tspoltzc:l\tdk K.mc:l vom 5.1l 
1935 (StA M.arburg 165/3965) Jr"' Lagc:bcncht des Kass~lc:r Oberburg~rmct~tc:rs vom 14. q, 1934 (St.!dt.Jr(htv KJ~~c:l. A I 01 1 ). llO LJgeb~·rtl ht dc:< 
K~sseler Obcrbürgc:rmc:imro vom 15. 4. 1935 (Stadwchtv K.d\Sd, A 1.01.1), 
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rnil!c, angeblicher Wechsel der Arbeitsstelle, Aufnahme 
der Hausier~ und Händlertätigkcit, fortgesetzte Krankmel~ 
dungen usw. Durch die oft in derraffiniertesten Form aus· 
geklugelten Arbeitsniederlegungen mit cler dann folgen~ 
den Sperr· oder Übergangszeit entstehen fur das Wohl­
fahnsamt erhöhte Aufwendungen zur Bereitstellung des 
Lebensbedarfs für die Familienangehörigen. Hier können 
nur sofortige Zwangsmaßnahmen (Arbeitshaus) abschrek~ 
kend wirken. "3 11 Zur ~Ieichen Zeit wurden von den zur 
.,Pfllthtarbeit" beim Bau der SA-Siedlung He~elsbcrg ab­
gesrelhen Unterstützungsempfängern drei durch die Ge· 
stapo ''erhaftet, weil sie "dauernd und bewußt den Ar· 
beitsfneden (störten)"; einer von ihnen wurde ins KZ ein· 
~ewlt:scn. ·l12 Einern gleichzeitigen Gestapoberic.:ht zufol 
ge "verließ ein Teil neuer Arbeiter der Reichsautobahn 
und von Flugplätzen schon fl<lCh wenigen Tagen seine Ar· 
belrsstätte"; die Arbeitet crkliirtcn, "die ungewohnt 
schwere Arbeit nicht mehr le1sten zu können, da sie infol· 
ge der jJhrc:l.:lllgen Erwerbslosigkeit und ihrer Entbehrun­
gen körperlich zu sehr geschwächt seien". Obwohl s1e 
dieses Argument nicht gelten lief~. erschien es selbst der 
Gestapo "au~h tatsächlidt untragb<u, wenn die Arbeiter 
wie 1 B. auf d<:r Zelhe .Rot~r Stollen' 1m Habichtswald 
bei K.mcl und auf dem Ba5Jltwerk in HelsJ bei schwerster 
Arbeitsleistung unter dürftigsten Verhältnissen mit einer 
achtstündtgcn Arbeitszeit ort nur mit einem ausgespro· 
eheneo Hungerlohn von 12 bs) 13 RM die Woche nach 
Hause kommen" .. H .1 

Wie sehr sich die Situation in den ökonomischen Krisen· 
Jahren 1935 und 1936 zuspll.ttc, belegt die kollekttve Ar­
bcitsverweigerunlo einer größeren Gruppe KJ.sseler Fürsor· 
gearbciter im Sommer 1936. Auf Anforderung des Kasse· 
ler Arbeitsamts waren 165 Kasseler Wohlfahrtserwerbslo­
~e aus ihren bi~hengen Fürsorgearbeitsverhältnissen "her· 
ausgezogen" und eint:r Jm Flugplatzbau in Hessisch-Lich­
tenau beteiligten Baufirma zugeteilt worden. Zum festge­
setzten Abfahrtstermin erschienen am Bahnhof Kassci­
BettenhJuscn von den 165 angeforderten Arbeitern ledig· 
lieh 122. Dc:r die Gruppe begleitende Vorarbeiter mußte 
schon während der Bahnfahrt nach Hessisch-Lichtenau 
feststellen, "daß die Stimmung geradezu aufrührerisch 
war") I-I Nadt Jer Ankunft auf dem Flugplatz-Gelände 
~oiJt~: die Gruppe zur Arbeit eingeteilt werden. Dies schei~ 

tene zunächst schon an J~r Weigerung der Arbel{er, s1ch 
bei der Verlesung ihrer Namen überhaupt zu melden: 
"Der Herr G. versuchte es vergeblich im guten, ebenso 
H~rr A. von der Stadt Kassel. Nach dem Verlesen der er~ 
sten 40 Nam~n wurden diese von Herrn Bauleiter G. dem 
Schachtmeister V. zur Arbeitsaufnahme zugeteilt. Plötz­
lich machten sich Stimmen bemerkbar wie: ,Was verdie­
nen wir?' Daraufhin erklärte Herr Bauleaer G., daß hter 
Tariflohn gezahlt würde. Auf eine weitere Frage: ,Ws~ 
hoch ist der Tariflohn?' erklärte ihnen Herr Bauleiter G. 
wiederum, daß er RM 0,57 pro Stunde betrage. Dergrößte 
Teil der Arbeiter erklärte: ,Dafür arbeiten wir nicht. • Eini~ 
geerklärten weiter, daß sie hier demnach etwa RM l bis 2 
weniger verdienten als bei den Arbeiten für die Stadt Kas­
seJ."315 Nach der Aufforderung des Baufuhrers, "wer ar­
beiten wolle, solle vortreten", .,trat ein älterer Mann vor, 
der aber ... zum Schutz vor den anderen, die ihn schlagen 
wollten, in eines der Büros geschickt werden mußte, da­
mit ihm nichts passierte".J16 Entgegen der Auffor-derung, 
zunächst die Entscheidung des benachrichtigten Kasseler 
Fürsorgeamtes abzuwarten, verließen die Arbeiter nahezu 
geschlossen die Baustelle, um nach Kassel zurückzufah­
ren. Während des Marsches zurück zum Bahnhof und der 
Eisenbahnfahrt nach Kassel wurden in der Gruppe Arbet~ 
terlicder gesungen.317 Lediglich einige wenige hatten zu­
vor "möglichst ungesehen von den anderen" dem Baulei· 
ter ihre Bereitschaft signalisiert, am nächsten Tag mit der 
Arbeit zu beginnen. Die übrigen begaben )JCh noch an1 
gleichen Tag zur Kasseler Arbeitsfürsorge und verlangten, 
wieder in ihren bisherigen Stellen eingesetzt zu werden. 
Die zunächst durch den Vorfall völlig überraschte Behör· 
de ergriff nunmehr jedoch sofort repressive Maßnahmen 
und schaltete die Gestapo ein, die mehrtägige Verneh­
mungen durchführte und schließlich einzelne .,Rädels~ 
führer" isolierte. Der Vertreter der städtischen Arbeitsfür · 
sorge schloß seinen Bericht an den Oberbürgermeister 
mit den Worten: "Die Zeit für ein rücksichtsloses Durch· 
greifen ist damit gekommen. "318 Die Gestapo nahm meh· 
rere Arbeiter, zumeist frühere Kommunisten, in Schutz· 
haft und überführte sie, ohne ein Gerichtsverfahren ein­
zuleiten, sofort ins Konzentrationslager, wo die Betroffe­
nen für fast zwei jJhre in Haft blieben.J19 
Blieb die kollektive Arbeüsverweigerung der Kasseler Für-

111 LJgcbencht de~ K.illcln ObcrbürgemH~tsters vom 11.. 6. 1935 (St.ttltan.hiv K.Js~cl. A 1.01.1), W Bwdu des Wohlfahrtsamtes der St.tdt K.lssd 
vom 23. 8 19l 'i (Sradtarchiv Kassel, A 1.0 1.1 ). J l l Lagebenehr der StaatspohwHelle Kassel vom 5. 9. 19.15 (StA MMburg. 165/3965).- Siehe auch 
die Berirhte der Obersten Bauleitung KJssel der Reichsautoh~hnen über die .Strmmung der Untemehmerubener" ~us den ).1hren 1935 bts 19Jg 
(ZStA Pot~d.tm, 46016/1197 und J J 95; 4602/84). Jl'l Bericht dc~ K.Jsseler Oberbürgermemers .an den Reg.~erungspr.i.'ltdenten vom 16. 6. 1936 trul 
Anlagcn,IHCr: Bericht des Tr;msporttuhrers (StA M.rrburg. 165/3863). liS Aus).tgc des Arbeiter~ ArdiUr S. (314). Jlt> Beri<htde~ Vor.t.rbcitusHein­
nch A. (J 14). Jl7 Siehe den Bericht de~ brteili~;tcn Arbeitcrs A1fred Bornkessel von 1951 (WG-Akte A. Riemenschneidcr) m Bericht \•om 15. 6. 
1936 (314) m lnhafttertwurden u J ; Augu~t Riemenschnerder, geb. 21. 7. 1907 m KJml, KPO-Mitghed seit 1927, vom 1 S. 7. 1936 bis 2. 4. 1938 in 
den KZ I u htc-nburg und Buchenwald inh.lhrert; Alfrtd Born kesse!, geb. 13. I. 1914 m Reichcnbacb!Vogtb.nd, Handformer, KJVD-Mit~lied St'Jt 
1929, vom 15. 7. 1931-o bis 2. 4. 1931! in den KZ Lichtenburg und ßuchenw.1ld: Frit7ll:irm~t:idt, vom 13. 6. 1936 bi~ lS. J . 1938Jm KZSachsenh.Ju,en. ­
SJC:hc WG·Akten A. Rlemcn>chncJder und A. Bornkc,\Cl. 
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\OrgcJrbcncr m Hessiscb-ltLhtcnJu auch eme AusnJhlllc, 
~o wurde ste von der Gelltapo und den übngcn beteiligten 
NS-Behördcn doch als bedrohllc hcs Zeichen tur dtc in 
den Jahren l935 36 m weiten Teilen der Arbetterschaft 
\'Orhcrrschendc und )ich zunehmend oflemtver äußerndt: 
•egimeknusthe Stimmung angesehen. Für die NS-Instan· 
len war es besonders irritierend, dar~ die Kritik der Arbei· 
tcr ,m der Wirtschaftspolitik und <ll1 anden·n politischen 
MaßnJhmen und Er,cheinuug>fOI!nen des Regimes ag­
gre~sivcr und selbstbewußter wurde unJ ~•eh zum Ted ot­
fcn m dtc TradJtion der unterdrüd.ten ArbelterbewcF.un~ 
'teilte. 
0.1ß die nur !Jngsam zurückgehende Arbeitslostgkeit, die 
außerordentlich medngen lohne, du:: glettht:elltg stark 
Jnsteigenden Lebenshaltungskosten und die Versor· 
gungsmJngd bei Grundnahrungsmitteln I.USammen mit 
dem Fehlen jeder öffentlichen Mögltchkell der Interes­
senartikulation in der ArbeiterschaH eine tUr das Regime 
höchst bns.wte Stimmung entstehen ließen, wurde gcr.t­
de von der Gestapo tmmer wieder nachdrückltc.h hcn.or­
gehoben. In ihrer BerichterstJttung plädierte ste kcmcs­
wegs lediglich für Reprcsston, \ondcrn be~chwor gelegent· 
ltch geradezu die Notwendigkeit, durch gee1gnete polttl­
~che Maßnahmen die Ursachen der Mdhtimmung unter 
den Arbeitern zu beseitigen. Wtc "kmenhaft, unruhig 
und sorgenvoiJ"320 die Stimmung der Bevölkerung und 
insbesondere der Arbeiterschaft 7.Wt\chen 1934 und 1936 
den Beobachtern aus dem Herrschaftsapparat em.hiw, 
verdeutlichen die fo lgenden Auszüge aus den Lagebenth 
tcn der KJsseler Gestapo: 
., Wenn sich die gegenwärtige PreJsentwitklung weiter 
fortsetzt, wtrd eine ernste Bcunruhtgung und schwcrt' 
Mißstimmung bre1ter Bevolkerungsschtchten un,tu~­
weJchltch sem. Schon jetzt können nur mit M ühc Au.,bni­
thc des Unwillens und der Unzufnedenheu vcrhmJ~:rt 
werden. Hetzer reden von begmnenJcr I nf1.ttton und 
ähnlichen Dingen. Diese Entwicklung ist in inncnpolui 
~eher I Iinsicht äußerst unerwünscht. Dte wirtschaftspoli­
tiSChen Maßnahmen bedürfen daher sorgs;lnH.:r Ah~tim­
mung auf d1e Interessen der ärmeren Bevölkerung." (Ok 
tober 1934)321 
"Zusammenfassend muß von etner ständigen Steigerung 
der Pre1sc aller Erzeugnisse gesprochen werden, dte .tufdie 
Stimmung der breiten Masse der Bevölkerung st.trk 
drückt, da die löhne auf 1hrem Tict~tand festgehalten 
werden. Es ist dies ein sehr bedenkltchcr Zustand." (Mat 
I 935)122 

,.01c Ur .... tchcn dieser .tllgcmc.:incn M1ßstunmun~ \llld 
mc.ltt .tuf emcn em7.igcn Nctli1N 7U hnngcn. An cr,ter 
\teile !lteht Jedoch d1e allguHc:Jnc \chb:hte Wirt~thaft~IJ· 
gc. \VIc:.r ein em1~ermaßen ~ute'> Einkommen lut, ''t rege! · 
nüßtg Juch zufnc:dcn. Aber dre grof~c.: Ma~se der Arbeiter· 
'ch.lft hat bzw. 1st dtes nicht. Ste !lteht !>ICh 111 Jlm•t1 C'inein­
h.tlb _).1hre lang gehegten I lottnun~cn, daa ihr J ohnru­
vt:,tu den Lcbensansptli< hC'n mein .mgcpagt wurde, Cllt 
t;iuscht. .. Anlaß zu <.'rrt\tCJ Hc.:\01~111\ und Stoff zu emcr 
ßl'WI~wnlo'ien r lctze ~Jb flltht tulet/t dJ~ An~t~·Jgcn dc.r 
l'n:i~c fur wtchttge N.1hrung)m1ttel und Gebraudt,~t·~c.·•'· 
~tändc ..... (September 193S)3H 
.. Die wichtlg~tc: Wlrt\chaftltchc und \OZi.tlpolttt,<:he Fr.1~c 
i~t die Prctsgestaltun~ und die l.uhnlr.1gc Ote Lebcn,mit­
telknapphut, rmbc,onucrc vun J'lc:i~ch und Butte•, rufi 
starke Bcunruhigllllg untc:r der Bevölkerung hen.or. Trutz 
.11lcr gcsetzltchen M.tgn,llunen und Höd1stpretsc 1st die 
Tendenz des Steigen~ derlebcmm1ttdpmse üb<:r.lll deut ­
ltch feststell bar. Die Hausluhungsknstcn steigen von Mo 
n.1t zu Monat. .. Die Löhne mÜ'>sen (st.1bd bleiben) und 
'ind n.1ch wte vor ~t.1btl !?otblic:bc.:n; dte Kosten tur den l.e­
hcn~unterlult h.1ben 10 diesem J.thr Jedoch eine: )tc:tgc­
rung von 20 br~ 25 Oftt :.ru \Cr7etchnen. Httr hegt dtt grofstc 
Gc:tahr fur den Staat, insbesondere. wo der Wmtcr vor der 
Tür steht und m1t der EntlJs~un~ :tahlr<'td1el S.mon.ubei­
rcr in ß~ilde zu rcthncn t~l b unrl~ cnl weitere~ Stetgen 
Jcglt~hcr Preise vcrhmdert werden. Von dtc.ser Frage allein 
•~t tlit• Sttmmung tn der Bevölkerung Jbh:ingi~ •• lUf stc 
b.tucn da~ Sta,w;feinde. tn cr\t~r I anic die Juden und Kom­
munrstcn. D1ese emtJthc ·I.tt,adH· h.1hcn 7.lhlrLilhc Bl·­
rut\vcrtrcrcr, JJ \ogar Bt.tmte und fühnmdc PG, nodt 
nit ht hcgriffcn. Au<.:h die Lil·bc zur PJrtct und zum )t.l.tH· 
geht bei der bretteil M.t\\c durch den Magen!" (Oktubcr 
1935)U4 

.,Auch heute war Juf dem Wodtl'liiii<Hkt 111 Kas~cl.1n Jen 
Buuer~tändcn wieder ein uhebllt:hcr Andrang. E) k.trll t.U 

tumultartigen Szl:ncn und nur durch dw vorbeugenden 
MJI~nahmen tlc1 Marktpolit.l·i wurde das Plündern der 
Stände verhindert.'' (Oktobet 1935)3.25 
"lmmerhmtst dies d,1s vterte Mal, daß durch Maßnahmen 
der Landc~baucrnschaft - Beschlagnahme von Butter. dil· 
fur den Verkauf auf dem Wot.:henmarkt bestimmt w.tr­
die weniger kaufkräftige Bevolkerun~ aus der Alt'>t.ldt in 
KJ!>)cl in ~tarke Erregung gebrac.ht worden ist, die nur 
Jurch dJs beruhtgendt• Elll\(hrellen Jcr Polizctmcht 7Um 
otfenen Krawall gefuhrt hat." (November l935) 1Zo 

,.Dte Behauptung des St.ttt~ti'\chcn ReiciV>amtc\ im J,t· 

JlU lo~gebcricht \'Om 5 12 1934 (StA M.uhurg, 165/3949). 3!1 u~cbcmht 'om 5. 10 I'H4 !StA Muburg. 1651.1949). J2Z ugcbcmht vum 5. 5 
1935 (St ·\ M:ubur!;. 165. 3949). 2 bgcbcmht vom 5. 9. 1935 (Su\ M.1rbur!(, 165/.19491 W lag<'bcrhht vom 5. 10. 1'135 (~tA M:ubur~. loS/ 
i'/65) ll\ T;,g<'sbcncht vom 10. W. 1935 (~tA MJrburg. J 65/39651 )2~> f:.t~c<bcncht vom 23. J I . I Q,l) (~lA MJrbur~. lt15. J'lbS) 

377 



nuarhdt ,Wirtschaft und Statistik', daß der Lcbcnshal· 
tungsindex in der Zeit vom 1. J. 35 bts31. 12. 35 nur um 
ein Prozent gestiegen sei, wirkt geradezu lächerlich. Ver· 
meintlieh b~ruhigcnde Wirkung schlägt hier im Gegen· 
teil um, da anhJnd dieser Behauptung die Kommunisten 
und Meckerer die Naziregierung der Schiebung überfuh· 
ren können. Die Löhne sind aber so, dal~ sie eine Steige· 
rung der Lebenshaltungskosten nicht mehr ertragen kön· 
neu. D~r Mann, der müde von d~r Arbeit nach HJuse 
kommt, wird schon jetzt von der Frau, die ft.ir den Haus· 
halt sorgen muß, mit Klagen über die Teuerung empfan· 
gcn. Man kann es der Frau nicht einmal übelnehmen, 
denn tatsächlich wtrd 1.ie stündlich mit der Sorge geplagt, 
wte ~oolltlh motgen Mann und Kinder satt machen. Diese 
Summung in der Famtltc tst aber gew.Je der Nährboden 
f'ur Jen Kommunismu~ und die Joderen Unzufriedenen." 
Qanuar 1936)327 
,.Herabsetzung der Lebensmittelkosten und der hohen 
Spitz.cngehälter würde von größter moralischer Wirkung 
~ein und erscheint unbedingt erforderlich. Immer wieder 
hört man in Arbeiterkreisen die Ansicht vertreten, daß 
steh der Aufbau vorwiegend auf den Schultern und zu Ll· 
sten der gering bcmlttelten Bevölkerung voiJzöge. Auf die 
Versprechungen in den Wahlversammlungen der Kampf· 
7.Cit wird dabei immer wieder hingcwic~cn, ohne daß dem 
ermtlilh etwas entgegen gehalten werden könnte." (Fe­
bruar 1936)328 
Die immer wieder vermeldete Polemik gegen die hohen 
Splllcngchältcr in der Beamtenschaft und in der z.unch· 
mend mit dem Sta.1tsapparat verfilzten Parteibürok.rJtie 
m.1ch1 deutlich, daß die von der Diktatur am schwersten 
?U kotHerkarierende Form der Regimekritik diejenige war, 
die ~ich hinterden fri.then Propagandaankündigungen der 
NS-Bcwegung selbst verbarg und sich ihrer Slogans be­
diente. Dies sollte auch in den Betrieben fur die Dauer der 
Diktatur die erfolgversprechendste Methode der Interes· 
Senartikulation bleiben. 
Auf die~~ W ~isc verband ~ich 111 der Arbeiterschaft mit der 
Kritik an der miserablen finanziellen Situation eine be· 
uimmte Form der politischen Regimekritik. So wandte 
sich die permanente Nazipolemik gegen das "Bonzen· 
turn" in der Arbeiterbewegung vor 1933 nunmehr voll ge· 
~en dJs NS-Rehrime mit seinen vielen .,kleinen Hitlers". 
Die vor allem in Teilen der SA lebendigen antik.lpitalisti· 
~chcn T endenzcn der frühen NS-Propaganda provozier-

ten die angestchts der offen unternehmerfreundlichen Po­
litik der Nazis nur allzu gut belegbare Kritik, "daß wir nun 
doch vor dem Kapital kapitulierten".329 Die öffentliche: 
Selbstdarstellung des Regimes, vor allem aber seine ge· 
lenkte Presse, wurde bis weit in die Reihen der NSDAP 
selbst immer weniger ernstgenommen: "Man glaubt nicht 
mehr, daß die Zeitungen die Wahrheit schreiben 
dürfen."330 Permanenten Unwillen in der Arbeiterschaft 
erregten auch d1e ständigen, zum Teil gleichzeitig und un­
ter erheblichem politischem Druck durchgeruhrten 
Sammlungen rur das" Winterhilfswerk" und andere Zwek· 
ke, die die niedrigen Löhne weiter minderten und von den 
Arbeitern als zusätzliche Provokation angesehen wurden. 
Die Gestapo sah sich schließlich veranlaßt, dringend rur 
..,Sammelferien" z.u plädieren. 331 

Mit besonderer Aufmerksamkeit registrierten die NS·ln· 
stanzen in dieser Phase die sich mehrenden Anzeichen flir 
ein steigendes Selbstbewußtsein der Anhänger der untet· 
druckten Arbeiterbewegung. Sie bewiesen, daß trotz mas· 
sivcr Verfolgung, ständiger öffentlicher Diskriminierung 
der Arbeiterbewegung und werbender Volksgemein­
schaftspropaganda Erinnerung und Bindung an die eige· 
nen Organisationen bei vielen Arbeitern keineswegs voll· 
ständig abgerissen waren. So berichtete der Bürgermeister 
von Niederzwehren im Sommer 1934: "Es erweckt neuer­
dings den Anschein, als ob den früheren Kommunisten 
und sonstigen Marxisten von irgendwelcher Seite her 
Hoffnungen gemacht würden. Ihre Tonan isr merklich 
freier und manchmal auch anmaßend gewordcn."332 Der 
Gestapo fiel auf, daß in den Straßen der Arbeiterviertel 
wieder "Debatticrclubs"' politisch diskutierender Arbeiter 
zu sehen waren333 oder daß Straßenbaukolonnen geJe· 
gentlieh von vorubergehenden Arbeitern ganz offen mit 

"Rot-Front" -Rufen und erhobener Faust gegrüßt wur· 
den.J34 Sie verzeichnete mit Mißtrauen auch Meldungen 
wie die folgende: "Am 15. 8. 35 wurde der Verwalter des 
Barons von Dalwigk in Hoof, Kreis Kassel, beim Aufladen 
eines Fasses Öl, wobei ihm drei Arbeiter aus einer Ziegelet 
ohne Aufforderung behilflich waren, von einem Arbeiter 
gefragt: ,Weißt Du auch, warum wir Dir geholfen haben? 
Weil Du auch zur Eisernen Front gehörst.' Er zeigte hier· 
bei auf die graue Windjacke, die der Verwalter trug, und 
sagte weiter:, Wenn Du die Jacke der Eisernen Front nicht 
getragen hättest, hätten wir Dir nicht geholfen.'"H5 
In den Betrieben tauchten immer wieder einmal Anschlä-

jl? Llgebcncht f\ir den Monat Januar 1936 (BA Koblenz. R 58/570). ll3 I.Jgcbwcht für den Monat Febru.u 1936 (BA Koblenz, R 58/570). 319 
s,hrciben des LeJtrrs der Gestapostelle Kassel an das Geheime Staatspoli:m.tmt vom4_ 9. 1935 (StA M~rburg, 165/3863)- 330 Llgebericht der Gcst.t· 
po~tdlc Kmd vom 5. 9. 1935 (StA MJrburg, 165/3965). 3~1 Lagebericht vom 5. 6. 1935 (StA Marbu~. 165/3965). mBerichtan den Kamlerland­
tJI vom 10. 6. 1934 (StA MJrburg. 175/1402). m Lagebericht vom 4. 5. 1934 (StA Marburg, 165/3949). H 4 Siehe z. 8 . den T .tgcsbencht vom 18. 
6. !935 (5tA M.uburg, 165/3965). U 4 TJge>beridll vom 11. 9. 1935 (SlA MJrburg. 165/3965). 
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ge an den Schwarzen Bretteru ode1 kJeine Plakate auf mtt 
Texten wie: ,.Arbeitskameradcn, seid auf der L.tucr vor 
den Arbeiterverrätern. Diese wollen uns knechten und 
~chinden ; laßt euch dies nicht gel:lllcn." oder: ,.Nieder 
mit der Spitzbubenrcgierung! Von uen Ärmsten wird das 
Geld gekbut fiir die Winterhilte und die Großen 
schlucken es."33o Die von den Unternehmern zur Erfas· 
~ung der" Täter"' ausgesetzten Belohnungen fUhrten nach 
der Erfahrung der Deutschen Arbeitsirout zu ntchts: 
.,Meist meldet sich niemand, um nicht als ,unkamerad­
schaftlich' oder ,Arbeiterverräter' zu gelten. Die Gegensei· 
le hat aber durch den negativen Verlauf der Angelegenhell 
sofort AgitationsmateriaL "337 

Unter den Bedingungen des verbreiteten Unmuts. l!incr 
latenten Verweigerungshaltung und gelegentltch otlcnen 
Aufbegehrens mißlang der Versuch, dte Arbcitersch.aft 
durch die Wahl von betrieblichen Vertrauensräten an das 
Regime zu binden. Oie offenkundige Ewflußlos1gkeit 
und Ohnmacht der Vertrauensräte gegenüber den Unter· 
nehmern, die dubiose Auswahl der Kandidaten und der in 
vielen Betrieben offen manipulierte Wahlvorgang selbst 
ließen die in den Jahren 1934 und J 935 durchgeftihrten 
Vertrauensratswahlen flir weite Teile der Arbciterschafl 
zur bloßen Farcewerden.338 Nach den Berichten von An· 
gehörigen des Widerstands .,war besonders in klemeren 
Betrieben häufig gar keine Wahlzelle oder etwas ähnliches 
vorhanden. Wer einen Bleistift überhaupt benutzte~ -
und nicht einfach die gesamte Vorschlagsliste ohne Jc:de 
Streichung billigte-. "kennzeJchnete sich d.1durch schon 
als Querulant. Aber :JUch in Grof~betrieben hat m:1n steh 
nicht gescheut, die Wahl dadurch zu einer öffentlichen. 
also einer gefahrliehen Angelegenbett zu machen, daß 
man diejenigen, die an der Liste etwas ausstreichen woll· 
ten, nötigte, dies auf irgendeine Weise öffentlich zu zei· 
gen. nJ39 

Von Verlauf und Ergebnis der ersten Vertrauensratswahl 
in den Kasseler Betrieben 1934 ist kaum etwas bekannt. 
Die Gestapo hielt ledtghth fest, daß dJC:• Wahlen im allge· 
meinen "reibungslos verlaufen" seien, daß sic.h jedoch 
"Unstimmigkeiten" bei der Reichsbahn ergeben härten 
und bei der Firma Henschel .,fUr die zur Wahl gestellten 
Personen kerne Mehrheit erreicht werden" konnte, "so 
daß der Wahlleiter die Betreffenden fur gewahlt erklären 
mußte".340 Bei Henschel wurde die Belegschaft lediglich 

durch emen Aushang darauf hin~cwiesen, daH diejemgen, 
dtc sich fUr d.u Wahlergebnis interessierten, dieses betm 
Vel{r~ueusrat einsehen könntcn.l-11 Der Aus~ang der 
W ahlmuf~ ftir (.IIt M.tththab~r !>O cntt.tuschcnd gewesen 
sein, daf~ noch nicht einm.1l vertalschtc Ergebnisse mitge· 
teilt wurden. So w.nen dre mit grof~em Propagand.t.HJf· 
wand in~7enterten VertrauemJJI\wahlen von 1934 wohl 
die einztgen W Jhlen tm NS Stut, deren Ergcbnts ~-llll 
emtach totgeschwiegen wurde.3-12 Der Versuch, das Ver· 
trauen der Arbeitcrsch.lft 1.um neucn Regtmc 7U doku­
mentieren, hatte mi1 einer cmdeutigcn Bl.ull;lgt• tur du~ 

Diktatur geendt:t. 
Die Vertrauensr.mwahlen de~ folgcndenJ •. dtres WJrcn v(.)n 
den verantwortheben NS ·Stellen wesentlic.h be~ser ,.vor 
bereitet" worden und erbrachten da' gewünschte hohe Er· 
gebni:. von 84,5 OJo Ja-Stimmen im Rcichsdurch!.thniu.34' 
Für Kassel berichtete dte Gestapo mit gt!nauen Zahlen Jc. 
diglich über das ungewöhnlich schlechte Ergebnis bei der 
Kasseler StrJßcnb.thn AG. D.tnach llJtten von 546 Wahl 
beteiligten 34 die ge~anllc Liste durthge~tnchen, 289 cm 
7elne N.1mcn ,lUf der Ltste gestneben und ledtgbch 221 
die Liste gebdligt.344 Bei Henschcl betrug die Opposttton 
1\Jth Jnform.tllOrH.'n des Widct~t,tndc) tltllllt'r noth 
35 010 .HS 

Ungeachtet des rt·ichsweit von der DAF gefeierten Er~cb· 
IIIS>f.'S der Wahl bm ctn Beauftragter der NSDAP-Partet· 
le1tung zu dem Srhluf~, daß e~ sehr riskant sei. sich aufdte 
manipulierten Auszählungen der DAI· zu verlassen 
Ermtzunehmendcn ßcnch1cn zufolgt· ,cicn du: realen Er­
gcbms~e der Vertr.tucmt~lt)wahlcu ehercutBeweis dafür, 
..dag das Vertrauen der Belegschaft zur Betricbsflihrung 
voll\tändtg zerrüttet" c;cL3ü~ 
Angesicht\ der 111 der Atbe!ll!r\cltaft vcrbrcitctt·n Unmut.,· 
und Proteststmunung drohte d.1s Reg1me, rmt den .. tmtcr 
tcn '' Ergebnissen der Wahl von I 935 vollends unglaub­
würdig zu werden. Entgegen der Integrationsabsicht de' 
Regimes wirkten die Wahlen trnrner mehr ger.1dezu kon· 
traprodukttv. Kurz vor dem nächsten W ahltcrnnn Ant.mg 
I 936 meldete denn auch dte Kac;~clcr Gc~l.lpo hcliorgt, 
daß die "Aussichten für die V crtrauensratSW<lh len ... n t< ht 
allzu gün~ttg erschienen" ,H i Ste wurde ihrer Sorgt· d.tdurth 
enthoben. d.1.ß die NS-Fuhrungdie Wahlen von I 936 kur7.Cr 
handabsetzte und auch in den folgenden Jahren keine W ah­
len in den Betrieben mehr mkierte. Der Ver\Ud1 des Reg~· 

lJb Tagesberichte- der Staatspohzcistcllc K.mel vom II ICl. 1935 (StA M~rburg, 165/.l9o5) und 10 12. 19'4 (StA M.ubuf~, 165/394'1). 111 Ai-tenno• 
uz zum Sehretben dn DAF·GJuwJitung Kurhu1cn Jn d.u Amt lnformJtlon vom JO. 9. 19.16 bccr. .Kommunl\11~\ hc Umtn<'h~: cm f l~·n~rh<"l W~·rl.; 
KJssei·R.p (IMLIZPA, St 3/849). H8 !mhc d~r.u WoltgangSpohn: Bc:cnelng\!mcanscho~h und annerhrcnc-bhch<' llcrnch.Jh, an. C S.tch~c 11 A. : Ang\t 
Belohnung. Zucht und Ordnung. J.J.O .. S. 140-201!. hter: S. II!Z IT. ('I). lW So det au<h 111 K.t,~d vrrtc:Jitc .Rrmh,lrt·Bnd· dc$1SK vom MJr.- 1935 
(Attikel .. Mlßtrauenswahlcn"). J4o I J~cbcmht vom 4. 5 1934 (Su\ M.ttburtt. 16.5/3949) •.a Sache: Brncbt M.tx MJ\'r ( 1'176). 'u S1chc Juch W 
Spohn: .l.J 0., S 184 (338) ln Den., a.J 0 ., S. I R7 (3lll) H4 Bc:richl vom 9. 5. 193~ (StA Molrburg. 165/JI!6J) · 1" RcanhJat·Buef vom Mau 
1935; Bericht M.1x M.1yr (1976), 14b S1chc: W Spohn· .1 .. 1.0 ., S. 187 (3.l8). m LJgcbrm Iu tur den Mouat FcbtuJr l ~3ö IBA Koblcut, R 5tV570) 
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mc~. die propagandistisch hehaupt~te Integration der Ar­
beitersch.trt m dtc .,Volk.-.gemetn~ch..tW' durch die Wahl 
von Scheiu-V ~rtrctung~organen der Belegschaft zu doku 
mentteren, war damit end~ültig ge~chcitert. 
Di~t.tn7. und Abwchrhaltung, mitunter Verweigerung und 
Protest kt:nnzeichncten In den ersten Jahren der Dikt<llur 
die Einstellung weiter Teile der Kasseler Arbeiterschaft 
zum NS-Regime. Dennoch wäre es falsch, von emer ge­
~chlo.ssc:nen Oppo~ittonshaltung der Arbeiterschaft zu 
~prechen. Positiv für d.1~ Regtme schlug zu Buche, daß 
SLhon bis 1934 eine größere Zahl qualifLZierter Facharbei­
ter in den großen Kasseler metallverarbeitenden Betrie­
ben wteder Arbeit tiwd, begannen doch einzelne Unter­
nehmen im Zuge der anlautenden Aufrüstungsplanung 
schon sehr fruh, Rüstungskapniti:itcn aufzubauc:n. Vor al­
lem dte Firma Henschel, dtc bcrctts sett 1926 die Ent­
wicklung eines LKW-Grundmodells für die Reichswehr 
betrieben hatte und sett 1928 ,m der getarnten Enrwik­
klung ctnes leichten Panzen beteiligt war, nahm sofort 
19B die Rü~tungsproduktton aufund lieferte- neben der 
ut:ginnendm Serienkrugung d~:~ von Jer Reichswehrah 
Einhett~typ .1usgewählten I Ien~chci-LKW -bereits Ende 
1933 die ersten Panzer-Prototypen beim Heer ab. 348 Aus 
Zeitzeugen-Berichten ist zu entnehmen, daß die offene 
Wiederaufnahme und Forcierung der Rüstung~pruc.luk­
tion unter den Arbeitern k.lUm Krttik auslöste und die 
dtesbeziiglichen Warnungen des organisierten WJderst.ln­
des keine Resonanz fanden: ,.Oie Waffenproduktton hat 
gleich 1933 angefangen, als ob d.ts alles schon vorher ge 
pl.lnt gewesen wäre. ln Kassel hat es keinen Widerstand 
gegen diese Rüstungsproduktion gegeben. Das war un­
mögltch. Dte waren doch froh, daß sie Arbeit hatten! Wi~: 
viele Jahre die .ubcitJ>Io~ gewc~cn waren und jc:tzt waren 
sie bei Hcnschch! Die sind d.mn vielleicht auch in dtc SA 
remgegangcn. "349 

Wenn auch, WH~ dte Vatrauensratswahlen zeigten, die 
Unterstützung de~ Regimes durch die Jndustricclrbeiter 
nicht den Erw.Htungen der Macltthaber entsprc1ch, so hat· 
ten die NSDAP und ihre Forn1Jtionen nach 193.3 jedoch 
ohne Zweifel ihren Anhang in den Betrieben erheblich 
ausgeweitet. Oie neue politische Spaltung zeigte sich z. B. 
ganz ,tugentallig d,mn, daß nicht weni~e Arbeiter in NS-

Uniformen am Arbeitsplatz erschtenen. Panet- und SA 
MitgJieder unter ihnen schufen zusammen mit den ehren· 
Jmtlichen und hauptamtltchen Funktionären der DAF 
vor allem in den ~roßen Betrieben c:m Klima permanenter 
Überwachung, d.1s die oppositionellen Arbeiter zu äußer­
~ter Vor~iclu nötigte. So heißt es 1m Bericht eines frühe 
ren H enschei-Arbetters, der 1934 wieder eingestellt wur­
de: ,.lch werde nicht vergessen. wie ich am ersten Tag rein­
kam und in dtc: Gardcröbc gm~. wo mn mein Schrank zu 
gewiesen worden war. Da standen zwei SA-Leutc: ,Heil 
Hitler!'- Ich sagte: .Guten Morgen!' Innerhalb von acht 
fagen hatten sie mich dermaßen unter Druck gesetzt, daß 
~ie mich wieder rausschmeißen wollten. Wenn ich nicht 
bei der Betriebsleitung einen so guten Namen gehabt hät­
te, wäre ich schon wieder auf die Strage geflogen. Sie ha­
ben das immer wieder versucht. Die haben sogaJ versucht, 
innerhalb des Betriebes festzustellen, wer denn überhaupt 
zus~mmengehörte. "350 

Neben der Spaltung der Arbeiterschaft in Nazis und auf 
Distanz bleibende Mehrheit, in besser bezahlte Fachar­
ucllel und mit Niedrigstlöhnen abgespeiste Ungel!!rntc 
und Pflichtarbeiter sowie in jene, die ihre Gegnerschc1h 
aufrecht erhielten, und die wachsende Gruppederjen igen, 
d1e sich auf gute fachmännische Arbeit konzentrierten 
und sich im übrigen zurückzogen, gab es schon in den er­
sten Jahren der Diktatur deutliche Anzeichen datUr. daß 
die Reaktion der ArbeHerschaft .1uf das Regime in sich 
uneinheitlich und zersplittert war. Das NS-Herrschafmy­
~tem wurde auch von den in einer Abwehrhaltung verhar 
renden Arbeitern keineswegs als Einhett wahrgenommen. 
Während sich Kritik und ofTene Verachtung vor allem ge­
gen die unteren und mittleren Chargen der Dik'tatur rich· 
tetcn. wurde die Person I litlcrs weitgehend davon ausge· 
nommcn. Die Lageberichte der Kasseler Gestapo wiesen 
immer wieder ,lUf die allgemeine und wachsende PopuJ.ui­
tät Hitlers hin.J51 Sie wurde z. B. durch die Mordaktion 
gegen die SA-Führung 1934 erheblich verstärkt, da sie als 
Ausdruck der Durchsctzungsfjhigkeit I litlers gegenüber 
der Willkür von Neben- und Unterführern und den ver­
schiedenen Parteiformationen sowie als Beginn eine~ 
.,Aufräumens" im aufgebläh ten und selbstherrlichen Par­
teiapparat interpretiert wurde. 352 .,Das energische Ein-

Hx )i~hc: t!uu Ralf Kuli~: Rümrngsproduktion 10 den K.usder HenRhel-Werken- unter besonderer Berückstchugung der NS-Ze11 und der No~ch · 
kncg\entwtcklung, ~t.l.ll\tX.1n1cn,.uben, Ge\amthochKhule Ka•~d 1986, S. J 3 li. Zur Firma Wegmann siehe Themas Vollmer: Histomehe Entwtk· 
klung und soztalge~d'llrhtltche RJhmenb~dtn~ungcn der Rüstungsprod~kllon der KJ>\eler Firma Wegm.mn und Co., Staatsexamen~Jrbett! GcsJmt· 
hot.h,chulc Kassci1'18S. HQ Hemht Fm2 Wtlh (lq77). Stehe auch Bwcht Hctnnch Aschcnbrandt ( 1977).- Fmr Wtlkc. !:eb. 22. I. 1901 1n Ka\sd; 
!llhlo~)ct. Seit I 923 '\PD·Mttgltcd. Akt1vcr Arbctler\pl•rtler; T ctlnduncr Jll Jet !\rbcttrrolymptJdc 1 'l3lm Wien. Jettete bt~ 1933 dtc: ~hc:1e Turner· 
)d1.1ft• m KaHcl. Mtt~lird der .EI\4ertltll Front•. 1~33-1 '145 bei der Fum.1 Hcn,c..hd u1 der Rüstungsproduktton bc~l.hdth~t. uo Bctt~ht Gcorg Gott­
nt;Utu (I 'J77- C. Fi~lhcr-Ddoy). -lut Pct\011. Grb. 30. 5 !904 111 Sandc:1~hau~cn/Kh KJssel. Mech.mikcr. Seu I'~.ZO Mitglied der SPD, ~c1t 1 Q)~ dc\ 
Dc:ut~chen Mctall.ubeitcr-Vcrb~nd~~. GC'wNk~cho~ftlu:her Vcrtr,\uerHm,Jnn bei Hens(hcl Arbeitersponlt<r und Mttgltcd der ~Eisernen Front• I 9.l4 
1945 Im LokomouvbJU bet der hmlJ Henschel beKh.äfugt. lS I Sirho. n. die L.tgc:bC'rtl'hte vom I. b. 19l4. 4 II 1934,5. 9. 1935 und 4. II 19 JS (StA 
MJrburg. 165/3949 und 3945). H2 StC'he Llgebencht der Sr.t.mpohumc:lle KJsscl vom 4. 8. 1934 (StA M.trburg. 165/3949}, tn dem von der flott 
nun~ der Bevölkerung die Rede"'· .d~ß .llllgrund der 11 Punkte tm l!.rl.1ß des Fuh~rs Jll den Stabschef der SA rmc &!retntgung der gcs.1mten l1.ute1 
bt\ tn dt" untersten Dten~utdlc:n erlul8t". 

380 



schreiten de~ Führers .. , berichtete der Kasseler Landrat, 
"hat insbesondere in der Arbeiterbevölkerung das Ver­
trauen zur nationalsozialistischen Staatsfiihrung ge­
stärkt. "353 Die Anerkennung, die llitler ungeachtet aller 
Empörung über die niedrigen Löhne und der Kritik an po­
litischen Maßnahmen der Diktatur auch in großen Tetfen 
der Arbeiterschaft fand, weist daraufhin, daß viele Arbei­
ter eine geschlossene Ablehnung des Regimes nicht 
durchzuhalten vermochten. 
Sie reagierten gespalten und neigten offenbar da7u, das 
Identifikationsangebot des ,.Hitler-Mythos" 7U akzeptie­
ren, um zumindest über einen posiriven Bezugspunkt in 
der mit Feindseligkeit oder Skepsis betrachteten Diktatur 
zu verfügen und damit einen Ausgleich fu r die Erfahrung 
von Ohnmacht und Isolation zu finden. Dieser Ausweg 
wurde vor allem durch die außenpolitischen Erfolge des 
Regimes und auch dadurch erleichtert, daß Hitler persön­
lich in der Öffentlichkeit niemals mit den die lnteresst>n 
der Arbeiterschaft berührenden M.:~l~nahmen in Zusam­
menhang gebracht wurde.354 
Zu einer Aufspahung des politischen Bewußtsems vu:ler 
Arbeiter trugen sicherlich auch die scheinegahtärt Propl 
ganda, einzelne sie begleitende Maßnahmen und sozial­
politische Bemühungen des Regimes bei. Der Kasseler 
Gau-Propagandaleiter erinnerte die Funktionäre der NS­
Organisationen wiederholt an die Aufgabe, .,die deut~chc 
Volksseele in ihrer Totalität fi.ir den Nation:tlso7.i.llismu~ 
7.U gewinnen. Wir müssen in die Seele des Volkes immer 
wieder hineinfiihlen, horchen, wo der Schuh drückt... ".i55 

Die Parolen der NSDAP in den Mobilisierungskampa­
gnen zu den Aktionstagen, Wahlen und Volksabstim­
rnungen setzten diese Strategie in populistische und pseu­
dosozialistische Appelle zum gemeinsamen Kampf gegen 
die Arbeitslosigkeit, zur Hilfe fur die ärmsten ., Volksge 
nossen" und zum Vertrauen in die vereinte Kraftanstren­
gung aller um.JSo "Seid einig und geschlossen im Kampf 
fl.ir den deutschen Sozialismus!", .,Ein Volk von Brüdern 
trotzt allen Sturmen! Kämpf mit gegen Hunger und Käl­
te!", ,.Stehe nicht abseits!", "LJß deinen Bruder nicht hun­
gern!" oder ähnlich lauteten die Slogans, die während der 
Sammlungen und Abstimmungen die Öffentlichkeit be­
herrschten.357 In den Betrieben sollten die morgendli­
chen Appelle ganz darauf abgestellt sein, die Aufwertung 

"det Arbett" und ,.des Arbeiten" m der Volksgcmem­
schaft zumindest symbolisch zu zelebrieren: ,.Das unwür­
dige Kontrolluhren und Kontrollm.ukensy~tcm, das den 
Menschen zur seelenlosen MJschinc her.1bwürdigte, soll 
durch eine allmorgendliche symbolische Handlun~ er­
setzt werden. welche dem Arbener tetgl, daß er kc1nc 
Nummer, sondern ein lebendiges, vollwertige~ Mitglied 
der Betriebsgemejnsci1Jft ist." 358 

Wc:nn auch angcsichts von matencller Misere, Repression 
und verschärfter Ausbc:utung die Verlogenheit die~cr Pro 
paganda fUr v1cle Arbeiter offenkundig WM, so 1st do~oh :tn­
?.unehmen, d.tß sie- in Verbindung mit konkreten Fünor­
gemaßnalutH•n sow1e unter dem E1ndruck Jcr subjektiven 
Ehrlithkeit mand1e1> ehrenamtlichen DAF-Funkttoll~ir~> 
1hrc Wirkung auf die Dauer nicht ganz verfehlte und die 
Gespaltenbell in der Wahrnehmung der NS-Herrschaft 
verstärkte. Dadurch, daß vieles kritisiert, manches aber ak­
zeptiert oder begrüßt wurde, war cm fiir den Bcl>tand der 
Dikt.ltur wichtiger Ncutralisicrung~cffekt erreicht. Es 
konnte ~o verhindert werden, daß sich oppositionelle 
Stunm\Jngen zu bedingung~loscr GeglleNhaft vetdtdlle­
ten und möglicherweise tn kollekuveu Aktionen entlu· 
den. 
Der propagandistisch erzeugteS< heinder Gleic-hheit aller 
., Vollugenossen"' gewann auch durth das gelegentliche 
Vorgehen der Gestapo gegen besonders rabiate Unternch 
mer und Geschäftsleute an Gl:tubwürdigkcit. So wurden 
in Kassel in den Jahren 1934 und 1935 mchrf~'lC'h Hausbe­
sitzer wegen überhöhter Mieten vc:rhJttct und öffentlich 
angeprangert, Bäckereien und Fleischereien wegen 
scblelhter Warenquahtät und Überschreitcns Jer festge­
legten Höchstpreise ge~chlosscn oder Unteut~hmer we­
gen ihres frühkJpitalistlschc:n Umg.tngs mit der Bclc:~ 
schaft zur Ordnung gerufcn.359 
Wenn die oppositionellen Tendem.en in der Arbeiter­
schaft bis 1936 nicht zu einer Gefahr fUr das Regime wur­
den, so war daftir also nicht nur dte Wirkung der fort · 
dauernden Repressio11 verantwortlich. Hmzu kJnu:n EI~ 
mentc der Spaltung der Arbeiterschaft und der Ncutrali­
sierung des oppositionellen Potentials durch die Propa­
ganda und sie vereinzelt stützende Maßnahmen, die eine 
gegen das Herrschaftssystem insgesamt Stlh rtchtendc 
Stoßkraft der Opposition verhinderten. 

m l.Jgebericht vom 2. 8. 1934 (StA Marburg, 165/3939). J~" V&l.c:l.1r.uTimothy W. Muon : Die ß.1ndigung der ArbeiterkJ.t~,e im n.ltion.lhozl.lliui· 
$Chen Deuhchland, J.a.O., S. 42 f (9). Zur Popubnr.ät Hltlen siehe l.tn Kershaw: Der Huler-Mytho~ . Volbmemung und Prop.1gJnd.1 1m Outten 
Re1ch. StuttgJrt 1980. JSS Rundsehrraben Nt. 16/34 des Gau·Propag.llld.dellcrs des NSDAP·Go~un Kurh•mcn vorn U. J. 193-1 (Arduv der Ccmcm­
dc Schrtdubach·Röllshausen). 356 Siehe z. B Anlage mit Parolen lUIII Rundsehretben Nr. 11!/34 dti Kurhe~)i~thcn Gau·PtopJgand.tle•tcn votll 14 
3. 1934 (Archiv der Gemeinde Schrecksbach·Rollsh:~uscn). Siehe .tuch dae Parolen im Rundschreiben Nr. 50/34 de\ Kurhc~mlhcu Gau·Propaganda 
Ieiters vom 10. 8. 1934 (Archiv der Gemeinde.- Schrec~bJch-Röllshausen). m Alllagezum Rundsdueiben des Leiten dcr ReichspropJgandastellr 
Kurhessen "om 24. 10. 1933 (Archiv der Gernemde Sch~ck~bach·Röllshausen), lSS Sehretben dt's G.luau\blldcl"\ der NSDAP, G.111 Kurhesstn, an 
die Kreis· und Omgruppcnleitcr vom 14. J 2. 1934 (Archiv der Gemeinde: Schrc:ck~blch/Roll~h.uncn) . n• Sichr z. ll dit· T,1gc~berichrc cler K.md"r 
Gesupo vom 9. und 21. II. 1914 'nwae den 1 ~gebcr1cht vom S. II 1934 (StA M.uburg, 16'i/.~949). 
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Dieses Nebeneinander ~ehr unterschiedlicher Reakttons· 
wets~n. die die zwischen Rt.'prt.'~swn und lntegratwmbt:· 
muhung sich bewegende Arbeiterpolitik der Diktatur wi­
derspiegelten, kann auch fur die fol~enden Jahre als cha· 
rakteristi~ch tlir dtc Ein~tellung der Kasseler Arbeiter­
schaft 7Urn Regime angenommen werden, obwohl die BJ· 
si~ lur ctne Bcurtealung der Entwicklung nach 1936 sehr 
viel schmaler ist. So liegen für die fahre der Rüstung-;· 
hoch konjunktur ab 1936/3 7 und der mit ihr einhergehen­
den Vollbeschäftigung nur wenige I nfonnationen vor; die 
dreJ Jahre bb zum Kriegsbeginn werden auch in den Be· 
rtchtcn der Zeitgenos~cn allenfalls gestreift. Vou Bcdt'u 
tung war, daß nunmehr aulh die meisten der Jus Jcr J 13ft 
entlassenen Funkttonare und Aktivisten der Arbeiterbe­
wegung, die bislang .uhcindos geblieben oder ;Juf Not· 
~tands· oder Pf11chtarbc1t abged rängt worden waren, 10 die 
Betriebe, vor allem in die großen Kasseler Rüstungsbetrie· 
be, zurückkehrten. Nicht zuletzt die erfah renen früheren 
Gewerkschaftsfunktionäre. Betnebsräte und Vertr:JUcns­
lcute unter ihnen trugen dazu bei, daß die Arbeiter ~elbst· 
bewußter gegeoubct den ,.Bettic:bsführem" auftr:ttt.'nuud 
den durch die annähernde Vollbeschäftigung und den 
Facharbestermangcl gew;lchscncn Spielraum zur V crbcs· 
~erung der Lohn- und Arbeitsbedingungen zu nutzen 
suchten. In ein~m Artikel einer Widerstandszeitschrift, 
der vom Geheimen Stdatspolizesamt als "außerordentlich 
lehrreich" und mit den eigenen Beobachtungen überein· 
stimmend an alle Staatspolizeistellen versandt wurdt:, 
h1eß es dazu: .,Dic~e Schicht ist nicht ,vergreist', sie ist in 
ihrer Mehrzahl resigntert und passiv, denn sie hat in 
zweiein ltJib Jahr.tdmten w.thrhch vid mitgemadtt uml 
,je spürt am besten. weil sie Fühlung mit den Massen hat. 
wie wemg die Zeit fiir unmittelbare Aktionen heute heran­
gereift tst. Sie i)! dicjcn1ge Schicht insgesamt, die die Erin­
nerungen an die gewerk~chJftlichen Errungenschaften bei 
den Massen wachzui1Jiten und den Betrug der Arbeits­
front zu entlarven vermag: und sie tut es, wo sie kann. Die­
~e Funktionäre (und nicht die Nazi-Vertrauensleute) ken­
nen sich im Akkordberechnen und 111 Tarifvereinbarun· 
~en aus. An sie wenden sich auch heute die Arbeiter, nicht 
selten so, ah ob sie noLh die Betriebsräte und Gewerk 
o;cJuftsfunktioniirc von trüher wären. "3b0 Da diese Arbei· 
ter zumeist auch berutlich sehr qualifiziert waren. erhiel­
ten sie häutig - wie Kasseler Zeitzeugenberichte bestätt· 
gen- ungcJchtet ihrer pohtil>chcn Vcr~angenheit wichll· 
ge Positionen im bctneblichcn Arbcitsprozeß. lc,l 

Dem gewachsenen Selbstbewußtsein der Arbeiter in den 
Betncben, das ~tch J!lerding~ vorwiegend im indtviduel­
len Aushandeln höherer Löhne und im schnellen Wech· 
sei zu besser bezahlenden Unternehmen äußerte, cntspra· 
chen zum Teil auch offenere Formen politischer Kritik. 
Diese bezog sich vor allem auf die Außenpolitik des NS­
Staatt'~ und die w.tchscnde KriegsgefJhr. So mußte die Ge· 
stapo 1938 fes tstellen, daß in den Gaststätten der Kasseler 
Arbeiterviertel "ganz offen" die Nachrichten der Aus· 
Iandssender abgehört und öffentlich disk'Ut ien 
wurden.J62 In den Rüstungsbetrieben fanden sich auch 
wieder vereinzelte Ze1chen des pohtischen Protests, L:lJ· 

meist an irgendeine Wand gekritzelte Anti-Nazi· 
P.uolen. 363 

ln der ersten Kriegsphase zeigte sich, daß sich das Regime 
entgegen seinen Planungen genöttgt sah, erhebliche mate­
rielle Konzessionen an die Arbeiterschaft zu machen, um 
eine möglicherweise gefahrlieh werdende Unruhe in den 
Betrieben abzuwenden. Die mit Kriegsbeginn verfugte 
EinfUhrung niedriger Kriegslöhne beinhaltete den soforti­
gen Wegfall alles Zuschläge fiir Mehrarbeit, Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeit. Vorgesehen waren fe rner u. a. 
eine totale Kontrolle des Arbeitsplatzwechsels, die Ausset­
zung des bezahlten Urlaubs und eine Ausweirung der 
Dienstverpflichtungen. Diese Maßnahmen ließen die 
Stimmung in den Betrieben umschlagen und drohten of· 
fene Proteste und ein Absinken der Arbeitsleistung 7U pro­
vozieren. Dies hatte - w1c: d1e Kasseler Rüstungsinspek­
tion im Frühjahr 1940 fes tstellte- zur Folge, "daß bereits 
vom November (1939) ab nach und nach fast sämtliche 
Zuschläge wieder gezah lt wurden und auch seit Mine De­
zember die Urlaubserteilungen an die Gefolgschaft wieder 
flir zuläss1g erklärt., wurden. Der" Versuch, die Lohnfrage 
im Kriege zu regeln", se1 ~omit .,in sich zusammengefal­
len ··_3b4 Erst ab 1942/43 und unter dem Druck ''e rschärr~ 
ter Überwachung und Repression in den Betrieben konn­
ten die 1939 geplanten Einschränkungen dann durchge­
setzt werden. Wie d ie zugänglichen Berichte über die 
Stimmung der Kasseler Arbeiterschaft in den Kriegsjahren 
zeigen, kann trotz der ständ1g ansteigenden und bis zur 
vollstiindigen physischt'n Erschöpfung gehenden Bela­
stung von einer wachsenden, fUr das Regime bedrohli­
chen Oppositions- oder Verweigerungshaltung keine Re­
de sein. 
Obwohl die wöchentliche Arbea~zeit tn Teilberetchen 
der Rii~tungsfertigung bis auf 72 Stunden anstieg, jeden 

IMI .DIC· T rägcrdcr Jntrl.hdmtr~dlC:n Se"c~ung 111 Deutschldnd",llr Der K.uupf. Internatronale Revue, Nr 9,Scptembcr 1937. als Anl.lge Jn JllcCc 
~IJfHHtdlcn vcrsam.lt (BA 1\oblrru, R 51!t 2o5). '"'Siehe z. B. die Bcuthlc von Ccorg Gottmann (1977). Fntl Wilke ( 1977), Hc:innch Aschcnbr,rndl 
tl977) und Alfrt'd WN hkowuz ( 197b) '"' LJ~;cbencht d~r St,t.11~polt7ei~tcltc KJs~cl für September 1938 jRA Kobl~nz. R 58/4~b). l«>3 Srehc- 1. B. 
cmen Llgebcnch1~ Au~7U~ du Ce&t.l('cmcllr K.t~~tl1um A~pC'kt .,Kommllrtl\ntU\- vom November l q38 (IML lPA. St ~ 84ql J~~ l.~~tebcncht dtr 
Rihtungsinspekuon IX, K.tssd, hier: Anl.tp..- 4 I 1um Sehrerben vom 1.7 . .l. t9·l0 (ilA/MA Frerburg, RW 20-9 '11). 
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zweiten Sonntag und regelmäßig in Nachtschichten bei 
hohem Arbeitstempo gearbeitet werden mußte und die 
Belastung im übrigen durch die ständigen Bombenangrif­
fe, die Evak"Uierung vieler Familien ins Umland und die 
damit verbundenen Schwierigkeiten wuchs, blieb die Ar· 
beitsbereitschaft der deutschen Stammarbeiter in den 
zahlreichen Kasseler Rüstungsbetrieben bis zuletzt un~e· 
brochen. So berichtete das ftir die Rüstungsbetriebe im 
Gau Kurhessen zuständige Kasseler Rüstungskommando 
nur kurze Zeit nach dem verheerenden Großangriff auf 
Kassel im Oktober 1943, daß der "Arbeitseinsatz und der 
Leistungswille" der Arbeiter "nach einer vorübergehen· 
den Schockwirkung wieder nahezu normaln seien.3b5 
Im Bericht eines Kasseler Rüstungsarbeiters wird die bei 
den deutschen Arbeitem vorherrschende Stimmung und 
ihre Entwicklung während des Krieges zusammenfassend 
charakterisiert: "Natürlich wechselte die Stimmung der 
Belegschaft je nach Arbeitsbelastung und dem Ablauf des 
Kriegsgeschehens. Zur Zeit der ,Blitzsiege' im Westen, 
Norden und Süden Europas herrschte bei den meisten 
Hurra-Patriotismus und Führer· V crherrlichung vor. Beim 
Überfall auf die Sowietunion gab man sich zuerst etwas ge· 
dämpfter. Bei den schnellen Vorstößen bis Moskau und 
den großen Einkreisungsschlachten ging die Stimmung 
bei fast allen wieder hoch. Nachdem aber die deutseben 
Truppen seit Moskau und Stalingrad harte Gegenschläge 
hinnehmen mußten, der Vorstoß in Nordafrika scheiterte 
und die Bombenangriffe in der Heimat sich steigerten, da 
wurden doch viele bedenklicher. Auch als es schon immer 
klarer wurde- zweite Front usw. -,daß der Krieg verloren 
gehen würde, wurde selbst mancher Schreier besorgt. 
Aber aus Angst vor der Rache der Sieger arbeiteten sie 
noch verbissener und gaben sich auch mehr und öfters als 
Denunzianten her. Denn der ,Defatismus' wurde als das 
größte Verbrechen am Durchhaltevermögen des deut­
schen Volkes bezeichnet. Nur mit ganz wenigen Kollegen, 
die sich zumeist- wegen der Anwerbung aus aHen Teilen 
Deutschlands - von früher nicht kannten, konnte man 
sich vertrauensvoll unterhalten und die mit Kopfhörern 
gehörten ausländischen Nachrichten austauschen."-~66 
Dieses Urteil über das weithin widerstandslose und im we· 

senlllchetl den Anforderungen des Regtmes entsprethen~ 
de Handeln der K.<lsscler Rüstungsarbeiter wird durch an~ 
dere Zettzeugenbcrichtc367 und die Beobachtungen der 
NS-lnstan:r.en bestätigt. Zwar stacg tm Vcrlaur des Krieges 
die Zahl der Anzeigen und Verurteilungen wegen ,.Heim· 
tücke", ., Wehrkraftzersetzung", .,Rundfunkverbrechen" 
und :r.um Teil auch wegen ., Vorbereitung zum Hochver· 
rat" erheblich an,368 wobea jedoch die Hochverratsvcrfah· 
rensich entweder auflänger zurücklaegende illegale Akti­
vitäten von im besetzten Ausland verhafteten Emigr,mtcn 
oder aber auf regimekritische Äußerungen von einzelnen 
früheren Angehörigen der Arbeiterbewegung hczogen. F.i­
nigc Verf.1hren mJchten deutlich, wie gen.lu die Überwa· 
cbung der politisch suspekten Arbeiter in den Setneben 
funktionierte und Wte ungebrochen andererseits die Geg· 
ner~chaft manches früheren Gewerkschafters, Soziali 
stcn oder Kommunisten war.J69 Eine Reihe von Arbeitern 
wurde auch wegen "Arbcitsvertragsbruchs", "verbotenen 
Umgangs mit Kriegsgcf.1ngcnen" und ausländischen 
Zwangsarbeitern oder wegen .,Wehrmitt clbeschädigung" 
verhaftet und abgeurteilt. So wurde etwa ein bei den Kas· 
sei er J unkers-flugzeugwerkcn beschäftigter Schlosser 
1944 .,wegen Störung eines wichtigen Betriebes und we­
gen Arbeitsvertragsbruchs" zu zwei Jahren Gefängnis vc:J· 
urteilt, weil er ,.pflichtwidrig der Sonntagsarbeit fcmge· 
blieben" war und ,.noch brauchbare Kühlpumpenteile in 
einem Rüstungsbetrieb fortgeworfen" hatte. J70 
Planmäßige Sabotage schemt jedoch unh~l den deutschen 
Stammarbeatem der Kasseler Rüstungsbetriebe ebenso 
selten vorgekommen zu sein wie direkte Arbcitsniederle· 
gung oder -verweigerung. NS-Gegner unter den Rüstungs· 
arbeitern berichteten später, daß sie z. B. die Maßvorga· 
bc:n bei der Fertigung nicht immer einhielten und damit 
:r.um Teil Aus~chuß produzierten. Die Kasseler Gestapo 
stieß jedoch selbst in aufwendig geführten Urnersuchun· 
gen weniger auf Anzeichen bewuHtcr SabotJgc, als viel 
mer .1uf Mängel in der Arbeitsorsanisation und im Kon­
trollsystem.371 Auch die Zahl der an Arbeitsniederlegun­
gen beteiligten deutschen Arbeiter hielt sich - im Gegen· 
satz zu den ausländischen Arbeitern in engen Grenzen. 
Nach dtr Verhaftungsst.ttistik der Ka&~eler Gestapo wur· 

~~5 Ergän7~nder Bericht übc.or du.• Sttmmung der Rü~tun~~ubc.oitcr vorn 31. 12. 194J (BA/Mo~ hetburg. RW 21-]()/ 16). l66 Benehe llwmch R.1dcmJ 
eher: .Die Kasseler Rüstungsindustrie im Zweiten Weltkrieg" (1981 ). - H<'inridl 1\Jdcm:l.thcl, Sdtlmitt von BeJUf. wJr von I 937 bts 1945 in deu Hen· 
schd-Fiugmotoren-Werken in AJtenbauna und Hersfdd beschäftigt- seit 1939 als Schiduffihrer und )f>Jt<:r Jis Meistcr-Stdlvc:rtrcle!r. Wutdc mehr 
f.tch wegen seine~ Erntretens fUr die ausländtsch. cn Arbeiter und Arbeitennnen denun1ien und von der Ce~r.:~po verhört, gegen Kriegsende .luch ~er 
haftet. Entging durch g!ückliche Umstände weiterer Verfolgung. J67 Stehe u . .J, dte ßenc:htc von K.arl Kuh., ( 1977), 1 Jcmric h A~1 hcnbrandt (I 977), 
Georg Gortmann (1977) und Fritz Wilke (1977). l6S Siehe d.u:u die l.Agcbcrichtc do Gcnt'ralstaats;anw~lt~ und du Pri"denlcn des OLG Kassel für 
die Jahre 1940-1944 (BA Koblenz, R22/3371). 169 Siehe t.. ß. die Urteile gegen Martin Großkurt vom 5. 4. 1940 wegen .Rundfunkvcrbrechens~ (OJ~ 
84{39), gegen Hermann Kober und Friedrich Köhler vom 4. 7 1941 WCl(Cn. Vorbet<'itung lUII\ Hochvemt• (OJ~ 36/41), gcgenJonas Wenig vom 12 
11. 1941 wegen .RundfunkvcrbrcchC'n~· ($3,1 )5 299/41), gegen Gcorg Schwiegcrshausen 110m J6. 11. I 942 wq:en • Vorbcrcituug zum Hochverrat" 
(Ojs 158/4 I), gegen RobertJäckd und df't'r mitlngckli1g1e Arbeiter vom 28. 8. 1941 wegen. Vorbcrrnung 1um I Joc:hvcrr.tt~ (Ojs 1.2/42), gegen Hein 
rrch Schlültrund K.arl Schuchardt vom 18. 11. I 942 wegen. Vorberettuog7um Hochvcmt" (OJ~ 19/42),gcgen Wilhclm F.bcrlurdr vom 13. 7. 1944 wc 
gen .Zcrsett.ung der Wehrhaft• (OJs 90/44). l70 Au~ der Urteilsformel dc~ .K..Jueler Sondcrgcnchtsurtetl~ vom 2. 2. 1945 (S.1.tjs 253/'14). 371 Stehe 
die Untcnuchung angcblidw SJbotJge bei der PJnlctpwduktJon 1m Ka~sclcr Hen~chd·Werk 1943 durc..h die Gntilpo (BA Koblcnz. R 51!/1049) 
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den au~ diesem Grund im gc$,lll1tcn Rc7trk der Ge)t.lpo­
"itcllc 1941 ctw.1 6, 194 3 ctw;l I 4 Arbeit~r pro Monat fcst­
gcnommrn.HJ 
Otc Gründe tut da1. wettgeh~tHI r~gtmekonform~ Verbal­
ten dt:r Rüstun~sJrbciter in den KriegsjJhren und das Feh­
len einer breiten Widerstands und Verwcigcrung:.strö­
mung sind ~clnvcr abzu.!.ch~lt.en und bislang kaum gt­
n.lUcr UlllcrsuliH)1J 
Ein~ Wc!lt:Htlic.hc Url>Jchc: lag )ithcrlath in der Verschär­
fung von Rcprc'>sion und .Terror. So wurde der Wcrk­
~chut7 an den grof~cn Belneben S~"itcm;Hasch ausgcbJut. 
Kooperierte dtc!lct ul V~tbindung mat den Untc:rnch­
memlcitungen )Chon vor Kriegsbeginn eng mit der Gesta­
po, geriet er ab 1943 definitiv unter ihre Kontrolle: "Die 
Auf~tcllung und Betreuung dc\ Wctbdlutzes ist ab l. 10. 
43 der Gch~imcn Staatspolizei ubtrtrJgen worden. Das 
Rüstungskommando h:lt auch weiterhin die bei Besuchen 
festgestellten M:ingel Jer Geheimen Staatspolizct mitzu­
fctkn", berichtete Jie tlir dtc K.lsscler Rüstungsbetriebe 
1u~t~indige Mtlllarbchörde . .l7-l Abgesehen vom drohen­
den Zugriff der GcstJpo untcr!Jgen die Arbeiter ei nem 
weit gd3chcncn und sehr wirks.tmen System innerbc:­
rricblt('her Dtszipl1111erungs- unJ Strafmaßnahmen. Polt­
tl\c..h -.uspektc. wJdt:r~pensttge oder "unwrllJge" Arb~itcr 
wurden von den Betnebsleitungen ohne Umschweife mit 
Lohnabzügen oder Umsetzung auf schlechtere Arbeits­
pl:if7.c be.strJfL Gelegentlich sc.hlug diese betriebliche 
Selbstjustiz in offene Gewalt um, wie der Bericht eine~ 
ehemaligen Jungarbeiters bet der K.ISSeler Rüstungsfirma 
Wegm.wn zetgt: .. Es gab einige sogenannte Zuverlässige, 
d1c gesJgt haben: ,Jungt:, nimm dich in acht!' Ich war kein 
Dudc.rn:iuser. Es war ,tllen bekannt, aus welcher Familie 
H:h k.un. Ic..h habt• mtth nicht hervortun können inner­
bJib des ßctncb~; mcme Mutter hJt tmmer gesagt: ,Ich 
will nicht noch cmcn Jungen vcnmsscn .. .' Einmal ist el\ 
nw passiert, d.1ß tc..h :tum Mitta~essen in der Kantme viel­
leicht t.wei oder drei Mmuten vor der Mittagszeit vor der 
Kantmentür gestanden lube. Der komische Werkspolizist 
h.u mich dann aufgeschrieben. Ich muf~te dann zum 
Obermeis ter W. kommen; dort bekam ich eine Abreibung 
vcrpalk Dann muf~te ich noch zu Herrn B. Dort wurde 
mir eröffnet, daG ich für dJ~ FchlverhJiten 5 Muk Strafe 

zu 7.Jhlcn hätte. Dann hat m.m mtch 7.Um Obnunn der 
Arbeitsfront geschickt - der war auch Kantinenleiter -
und d.t bekam ich dann c.lte nächste Abreibung. Da haben 
die Bur~chcn dJnn ihrt Nazikoppdn dazu genommen, 
mich zu vcrdre)chen. Und dabei immer wieder die Worte: 
,Du bist'n Kommunistcnjunge. Du wirst eines Tages gc­
nau da landen, wo deine Brüder sind.' So hat man mir im­
mer wieder gedroht. Es war für mich emt..: Art Erlösung, als 
ith meinen Gestellungsbefehl bek.lm und ich dann raus 
k.lm .Jus dem Betrieb. So etwas kam öfter vor. So ,Unzu­
verlässige', da waren sie hinterher. dte hauen ~Je besan­
der!> im Auge."375 

NJch den vorliegenden Zeitzeugen-Berichten hatte ~ich 
die politische Struktur der Belegschaften in den Kriegsjah­
ren stark verändert. Der Druck m Richtung konformen 
Verhaltens ging nicht nur von den oberen Rän~en der Be­
triebshierarchie aus, sondern auch von einem ,,Großteil 
der Arbeitskollegen", die "in NS-Giiederungen- vom Pg. 
bi~ zum SS-Mann - organi~Jerl" waren.J76 Neben den 
blauen Uniformen der NS-Werkscharen prägten die brau­
nen und schwarzen Uniformen von Partei und SS das Er­
scheinungsbild der Belegschaften und vermittelten nicht 
nur dem Augenschem nach den Emdruck militänsch 
durc.:horgantsJerter ~Kampfgemeinschaften ". 
Auch 1m übrigen h.1tte s1ch die Strukturder BelegschJftcn 
grundlegend geändert. Neben Jugendlichen und Frauen 
waren die Heerscharen ausländischer Zwangsarbeiter und 
Kriegsgefangener in die Rüstungsbetriebe eingezogen. Ge­
wachsene Beziehungen unter den Kasseler Arbeitern wur­
den zudem durch Einberufungen und die reichsweite An­
werbung von Arbeitskräften für den großen und wachsen­
den Komplex der Kasseler Rüstungsindustrie zerrissen.3r 
Na.th den StJti~tiken des Kasseler Rüstung~kommando~ 
setzte sich die Belegschaft an den wtchtigsten der von ihm 
gclcnkLcn Rüstungsbetriebe des Bezarb Ende 1942 w1e 
folgt zusammen: Von den insgesamt 69 53 I Arbeitskräf­
ten waren ca. 41734 (60%) .,Inländer", 24399 (35,1 %) 
"Ausländer und Juden" und 3398 (4,9 %) Kne~sgefange­
ne; 15 768 Arbeitskräfte (22,7 Ofo) waren Frauen.J78 Im 
April 1944 w.uen von insgesamt 74 778 Rüstungsarbeits­
kräften 40 899 (54,7111o) Inländer, 27 772 (37,1 Ofo) Auslän­
der (7613 .• Ostarbeiter"' und 20159 "sonstige zivtle Aus-

'~m·hc du~ Zus.unmenstelluug1:n Jc:r wm Jen St;IJt\polr:rciStellcn gemeldeten Fc~uuhmenlurd1e Mon.:uejuna, Oktober und Dezember 1941 >o~e 
lun1 und Augu~l I <143 (BA Kobknz. R l/ 1.2164, R 58/ZOO, 211, 358). 37.l Stehe Juch T1mmhy W. M.Hon: Du~ ß;ind•gung der ArbeltcrkJJssc •m nJuu· 
n.ll\oliJiismchcn OeutHhland, J.a.O. (<l). m Knegqagebuch des Rununpkommandos Kassd, l. 10. 19-13 (BA/M.l heJburg, RW l! -30/15). 1.; 
Z!IIC:Jt 11~ch ThomJ\ Vullmcr: .J.a.O .. S. I lt> ~· (J411) Ho So Hcmnch Rademachrr( 1981) überdir Situation bc1 uc11 Hcnschd·flugmotoren·Werlcw 
tn t\ltc-nbauna be1 K.~~~cl .177 Siehe htcn:u Erid1 ßölling: Oie Kasseler RüMunpmdustne im Zweiten Wt:ltkne~. St.a.mc:xamensarbeJt, Gesamthocl1· 
'c h ulc K.u~el I 981; lngC'horgjungltng-Hamcl : Fr.tucn und AusiJ.ndcr als Arbeitsreservisten im Interesse der natiOn.llso7i,lli~ti~chcn Knegspohttk und 
der Ru\tungsm?u~tnC' 1m Z~eucn Weltkneg- dokumentiert .1m Rc•spiel der Rü1tung~~ndu~1rie in Kassel, StaJtscxamen~.ubctt, Ge~.lmtflochschule 
K.,,~t'( 1981; weuer J1e Arbeiten von R.dt KuiiJ und Thom.u Vollmer 1iher du~ Rustungsftm1cn Hemchel und Wegmann (Anm. 348) ~ow1e Jen Beur.1g 
v<>n 0. 1\rause·Yilm.ll uhcr Zwang~Jrbe1teJ 111 dil!sem ßJnd. 17 ~ ~Arbeat~emsat11m Beretch des Rüstungskomm.mdo~ n.1ch lclchbrtc:nmaß•ger Au~· 
wcrtun~ der PenClnJibo~;:cn dn W·ßcaucbc Wrhrm.llht S11d11.t~ .U 12. oll". Kr~t·gstattcbulh des Rustungskommo~ndos K.a~~d. 1.5 l.. I <143 (SA/MA 
Fretburg. RW ll 30115) 
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Iänder") und 6107 (8,2 Oio) Kric~sgdJngene. 18 5l2 
(24,8 %) Fraueu arbeiteten in cl~n Rü~tungsbetriebcn, un­
ter ihnen 6476 (35 '~o) Ausländcrinncn.379 Der Anteil der 
.msländischen Zwangsarbeiter und Kriegsgefangenen wJr 
also bis 1944 auffast 500/o gestiegen; in emzelnen Kasseler 
Betrieben ging er darüber hinaus. 
Im Arbeitsprozeß besetzten die deutschen Facharbeiter 
die Leitungspositionen. die deut~Lhen Frauen wurden -
Jbgesehen vom Verwaltungsperson<tl- .lls ungelernte und 
angelernte Arbeitskräfte eingesetzt. Die ausländ ischcn Ar­
beiter und Arbeitenonen unterstanden - gleichgültig, ob 
sie Facharbeiter waren oder nicht - dem Reg1ment der 
deutschen Arbeiter, Vorarbeiter und Meister. In je nach 
Nationalität unterschiedlicher Abstufung entrechtet, ver­
schärft au~gebeutet und zumeist völlig un?Urcichend er­
nährt und gelcleidet, bildeten die Ausländer- vor allen an· 
deren dje russischen Kriegsgefangenen und die Polen -ei· 
ne Sklavenarbeiterschicht, die schärf.~ter Überwachung 
unterlag und der Willkür der dcut!>chen Arbeiter ausgelie­
fert war. Es ist zu vermuten, daß Jicsc Verfligungsgewalt 
und Teilhabe an nationalsozialistischer Herrschaft nicht 
wenige der den Ausländern gegenüber privilegierten deut· 
sehen Arbeiter korrumpierte und Jll da~ Regime band, zu 
mindest aber dazu beitrug, da{) ~ich unter ihnen regime­
kritische Tendenzen nicht in stärkerem Maße bemerkbar 
machten. Rohes, häufig in brutale Mißhandlungen über­
gehendes Verhalten gegenüber den Ausländern w.:~r in den 
Kasseler Rüstungsbetrieben an der Tagesordnung ... Ich 
kann mich noch erinnern, wie der eine Heizer zwet gefan­
genen Russ~n, die draußen im Hof arbeiteten und sich in 
der Schmiede mal aufwärmen wollten, einen Eimer Was· 
ser über den Leib gegossen und einen Schippenstiel ge­
nommen hat- so einen langen Knüppel - und hat auf die 
draufgeschlagen. lch hab ihn dann zur Rede gestellt: ,Wie 
kannst Du so etwas machen? Du hast zwei Söhne, die sind 
10 der Sowjetunion. Wenn da irgendjemand d;ls gleiche 
macht, was Du biermit diesen Menschen machst,Jungens 
wie diese hier, dann gehen die in der K:iltc: kaputt!' .Das ist 
mir scheißegal', hat er mir d.1m.1ls geantwortet. Und dann 
1st er hingegangen und hat mich gemeldet. Ich mußte 
mich dann rechtfertigen, wieso ich die Russen in Schutz 
genommen hätte. "380 In einem Bericht über die Situation 
10 den Henschel-Flugmotoren-Werken in Alteobauna bei 
Kassel wird daraufhingewiesen, daf~ dort .,seitens der mci­
Hen deutschen Arbeiter und Vorgesetzten die Behand~ 

Jung der ausländischen Fremdarbeiter, Jbgesehen von der 

all~emeinen Unfrcthcit und Diskrimmterung, nicht gJnz 
so ~c;h)ccht wie 1n m.1n~hen .1ndcrcn Betrieben" gewesen 
\Cl .. WeliHl,lt hten 1943 vetlt:lhe ckr HFM-Dtrcktm 
SdlUiz im Werk )OgM hödntp~nönlid1 W.t~thc und Klei­
dun~ an Au~länd~:r. D1c V ~:rptlc~ung aller \VI crksJn~chöri­
gcn - w.1rmcs Min.1g- und NJclues~cn - w.H /Umti~r bc­
tuedigend b1~ gut. Nur dte rus~tsthen und tl.lltt•IIJ\( ltcn 
Kne~s~c!Jngen~:u wurJcnm d1eser llm~icht schlcthl unJ 
völlig unzureicht•nd behandelt. llh hab~ ~c~chcn. wtc ,lUI 

dem \'\'crkhof emer am einer Gruppe von Gcl.10gcnen 
her.nt\tr.u, mit der blt~ßc:n I Llnd .Hl' cu1cm ~dt:erten f:,. 
~emkubel Reste hctau!>lcl ktc unJ d.tt'ur von cmem dcut· 
sc hcn W.KhsoldJtcn mit dem Gewehrkolben tTJkticrt 
wurde. "l~l Bei der K.mclt·r Firma Wcgm.1nn, d1c wiihrcnd 
dc.~ Kric~c\ vor .1llcm P.mzertürme tur die bt·t llcmchcl 
monltertcn ., Tiger"·Panzer produzierte, wurden die hun 
~ernJen sowjetischen Krieg\gctimgcnen und Zwangsar 
beitcr, wenn sie bei der Ja~d nach Essensresten ertappt 
wurden, wtederholt in einer G.trage ,lUI Jem W erksgcl:in­
dc vcrprügeh. Auch w;ihrend der Arhcll k.1m e!i dort Im­

mt:• wiedt·t 7u MißhJndlungcn. Wer tÜgcgcn cin\t hn11. 
mk1clte - w1c ew frühere1 Wegmann·Arbcucr Ot:llthtet 
~ofort, ~cmenett~ .1b .,unzuvcrlas~!g" re~i~tric1t zu wct 
den. "Ich haue Kenntnis d.won, d.1ß in einer ~ogcnannten 
~chw.lr7en K.1rtc1 mem N.1mc vermerkt \\'.H. Und die~c 
Kattl't futtc der Gcc;tapo· V crtrauemlll.lJltl U Dl.'f V c:r­
tr.wemmann U. hat im Betneb gcJrbclll't Jh Vor.lrbcltcr. 
wm Schein der Gc:rcLhten. Der h.lltc cmcn Arbeit.,platz, 
der im PJnzcrbau an erhöhter Stelle wJr, \O d.1ß er pr.1k· 
ttsch über sc1nc Arbctt wcgH,hsclen ~urantc und '0 die an­
deren im P.11ncrbau den g.wzcn r.tg sm Auge h.llte ... Der 
knöpfte s1ch dann von Zeit zu Zeit ~ogenanntc unzuver· 
lässige Elemente vor. Mei,tcm w.Hcn sie: d.mn m.1l bei 1h111 
und am anderen Mo1gc.•n hJt rn.tn ~u.: JJnu nidll mdtr 
w1eder~esehen. Dann hief~ es eben nur, der und der ist .1b 
1m Arbeitslager gegangen. ".l82 

Ein.telne Kasseler Arbc1Ler. zumetsl irula.•re Angehörige 
der Arbc1tcrbcwcgun~. ver\uthtcn den Au~l.imlcrn nJth 
Kräften zu helfen und sie vor den bnu.llcn !oll hindern im 
Betrteb 7U schüt7cn)83 Sie wurden t)),lndun.ll regeireehr 
zu geheunen Venrauen~leutcu d1e~t·r Pa11as Jcr Beleg 
schaftshicr.lrchi~.JIH Auch entwickelten sich zw1schcn 
dcur~chcn Arbeitern und Angehörigen der besser beh.lll­
dt:ltt•JI N.won.llitäten - FrJnzosen, Holl;indcr, Belg1cr -
gdcgwthth kollcgJalc b1~ freund~dlJftla:h~: Bl'z.ichun 
gen. Die\e konnten Jedoch Jcderuit dcnun7icrt werden 

'"9 Arbemk.r~fte 1m Bere1ch des Rustun~\kommJndos K.Jsscl im April I ~44 (54 ßcuoc:bc dc~ .hrmcnkrcnc~ ,4:). Kt1CptJ~cbudl tl,·~ Ru,tun~~kom 
mandos Kam~ I. 29. 5. 1944 IBAIMA frciburg, RW }.1-.30/17) .~o ßrm hr llcumch A\thtnbrandl (1977) ubcr d1c Suu~tion bc1 Jrr FirOJJ Hcrnchd 
Sit'hc dazu .1uch den Bencht von Friu Mullcr (19111), der mchrtJch miterleben mußte, w1c bei Hcnuhel Juch rusmche Arhcucnnnrn ~7u~.tmmcngc 
\Cblagcn· wurden. ~31 Bencht Hemnch R.1dcm~cher ( 1977). l~li.Jt. n.1ch lhom.u Vollmcr: .u.O., S. 119 (3411). l~.l Su~he d1c Bcmhre von 1\.Jrl 
Kub~ (1 '177), Gcor!( Goum.ann ( 19771. Full W1lkc (1 ~771. Hcmmh Auhcnbr.tndt Cl i:~77) und Ilcmnch R~dcm.achcr 119811. ••~ !11che den Benehr 
von K.trl Kub~ (1977). 
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und Bestrafung wegen "verbotenen Umgangs· nach sich 
~:iehen, wie Gestapo-Meldungen beweisen, nach denen et­
wa zwei deutsche Arbeiter deshalb verhaftet wurden, weil 
sie franzö~ischcn Kriegsgefangenen Bier spendiert hat· 
tcn. J8) In der Regel wurde daher solidarisch-kollegiales 
Handeln Jcr deutschen Arbeiter erfolgretch unterbun­
Ucm. SelbM in den Berichten jener Kasseler Arbeiter, die 
sich nach eigenem glaubwürdigen Bekunden um ein gutes 
Verhältni~ 7.U den Ausländern bemühten, finden sich be­
denklich stimmende Wendungen wie: .,Ich bin mit den 
Leuten gut zurecht gekommen: die haben sich wirklich 
gut angepaßt", odet : "es war keiner da, der sich irgendwie 
bockbeinig stellte".J!!6 
Teilhabe an d~r Macht und weitreichende Verfiigungsge­
w.tlt über .1ndcrc, privilegierte Stellung, Aufstiegsmöglich­
keiten tm Betrieb !iOWic die bevorzugte Versorgung der 
Rüstungsarbeitc.• t nuc Nahrungs- und Genußmitte]n387 
trugen neben dem ausgebauten System der Überwachung 
und Verfolgung und uer unablässigen propagandistischen 
Einbmdung in die ,.kämpfende Volksgemeinschaft" dazu 
bet, dag e~ w:ihrcnd dc~ Kncgc~ LU einem Aufbegehren ge­
~en das R~gimc unter den deutschen Arbeitern nur in Ein­
ze!HiJien bm. Während so die Stammbelegschaften aus 
der Sicht der NS-Behördcn weithin problemlos "funktio­
uierten", ergaben sich immer wieder "Schwierigkeiten" 
mit den in Jen Rü.stungsbetrieben arbeitenden Frauen 
und Jugendli chen, vor .tllem Jber mit den ausläncüschen 
Zw.mgs.trheuern 
Viele der m den K..lssder Betrieben beschäftigten FrJuen 
hatten unter der Doppelbelastung durch Arbeit und Sorge 
ftir die Familie besonders zu leiden. ,.Eine Firma beschäf­
tigt eme größere Anzahl verheirateter Frauen, da nicht ge­
nügend unverheirJtete Faucn zur Verfugung stehen. Die 
Arbeitsreit geht von 7.00 his 18.15 Uhr. Es werden von 
den Frauen dauernd Klagen vorgebracht. daß sie tnfolge 
der langen Arbeitszeit keine Einkäufe machen könnten . 
Ferner, daß bei bestimmten Artikeln, die zwar rationiert 
~ind, Jbcr ohne K.uten und Bc7.Ugsscheine abgegeben 
werden, siC'h der MißstJnd herausstellt, daß sie abends 
nicht mehr zu haben sind."388 Es war daher wenig über­
iJschend. dJß- wie die Kasseler Rüstungsinspektion fest­
stellte - die ,.freiwillige Meldung von Frauen zur Arbeits­
leistung ... ungenügend" scs.389 Schon 7.U Kriegsbeginn 

stießen die Behörden und Betriebe sowohl bei der Anwer· 
bung wie auch bei der Beschäftigung von Frauen auf größ­
te Schwierigkeiten: .. Von 8000 umständlich über di( 
Volkskartei ermittelten FrJuen waren nur 8 einsatzbereit. 
Die Frauen sind schwer an ihren Arbeitsplätzen zu halten, 
da soziale Maßnahmen (sogenannte Waschtage, freie 
Nachmittage, Halbtagsbeschäftigung usw.) in vielen Be· 
trieben nicht durchgefuhrt werden können. Die Arbeits­
leistung fallt vielfach infolge Krankmeldungen, Bummel­
schichten usw.; dadurch wird auch die Arbeitslust der an­
deren Gefolgschaftsmitglieder beeinträchtigt. "390 Die in 
Reaktion .,auf eine plötzlich ansteigende Krankheitszif­
fer" in die Betriebe entsandten .., vertrauensärztlichen 
Stoßtrupps"391 vermochten an der stillen Verweigerungs­
haltung vieler Frauen wenig zu ändern. Schon bald ging 
man daher dazu über, cüe Arbeitscüsziplin durch harte 
Strafen zu stabilisieren. Anders als vor dem Krieg wurd" 
nunmehr auch eine wachsende Zahl von Frauen, die ihrer 
Erbitterung Luft gemacht hatten, wegen .,heimtücki­
scher" Äußerungen vor Gericht gestellt und verurteiJt.391 
Hinzu kamen zahlreiche Verurteilungen und Einweisun­
gen in das nahe Arbeitserziehungslager Breitenau wegeu 
.,Arbeitsvertragsbruchs" und Nichtbeachtung der Strafbe· 
Stimmungen über den verbotenen Umgang mit ausländi­
~chen Arbeitern.393 
Ähnlich wie bei den Frauen Jagen den verstärkt beobach­
teten Verweigerungshandlungen von jugendlichen Ar­
beitern zumeist keine unmittelbar politi!lchen Motive zu­
grunde. Handelte es sich bei den Arbeiterinnen in erster 
Linie um ein Aufbegehren gegen die zermürbende Mehr· 
fachbelastung, lehnten sich junge Arbeiter offenbar vor 
allem gegen die militärisch-straffe Disziplin im Arbeits­
prozeß auf. Die Kasseler Rüstungsinspektion berichtete 
aus den Betrieben wiederholt von vermehrten "Klagen 
über das VerhaltenJugendlicher".J94 Auch nier reagierte 
das Regime mit verstärkter Repression. Die Berichte der 
Kasseler Justizbehörden belegen das ständige Ansteigen 
der Jugendstrafsachen und den Ausbau des Jugendstraf 
rechts, dessen Instrument.uium schlicf~ lich von der Ver­
hängung von Arreststrafen bis zur unbefristeten Einwei­
sung ins Jugend-KZ reichte. Angesichts des verstärkten 
Anfalls von Verfahren gegen Jugendliche und einer .,Stei­
gerung in der Schwere der strafbaren Handlungen" plJ.-

m T <~gesrapport der ~IJJtspolizeistelle Kassd vom 12. 2. 1941 (Hl!StA Wiesbaden, 483/5348). 386 Siehe Anmerkung 383. m Siehe z. 8. den Be 
ucht von Fntz Wilk(' (1'177). J!IS Aoi.Jgc 4 ~:um Schreiben der K.J~selcr Rüstungsmspekuon vom N. I. 1940 (BAI MA Frerburg, RW 20-9l23) 
•~q Anlo~ge 1 Z zum S{hreib~n ~er Rüstung~impcknon vom 10. 4: 1940 (BA/MA Pre.iburg, RW 20-91 13). l_9o Bericht der Kasseler R~stungsrnspe~on 
vom 13. 7 1940 (BA/MA hetburg, RW 20-9123) J9J .Ges,hrchre der Rusrungsmspd .. uon des Wehrk.ret~es lX voml6. 8. 1939 bu 30. 9. 1940 , BI 
79 (BA/MA Frerburg, RW Z0-9/20). m Srehe z. ß den Lagebericht des Kasseler Generdlstaatsanw.alts vom 2. 8. 1940, der von etner .Mehrzahl von 
Anzei~cn gegen weibliche Beschulclrgtc • ~pricht (BA Koblenz, R 22/337 I). l9l Das Archiv der ]VA Kassel, Lerpzrger Straße, enthälr eme größere An-
7ahl dtrsbezüglrchcr Urtede. H4 L.tgehemht .. der Rüstung~m5pektron KAud für dre Zcrt vom I 5. I. I 94 I br\ I 5. 5 1941, BI. 25 (BA/MA Frcrhurg, 
RW 20-9/25). 
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diene der Kasseler OLG-Präsident Ende 1941 da fü r, daf! 
"künftig eine größere ZJhl der Fälle, die bisher zu zeitigen 
Freiheitsstrafen fUhrtcn, nunmehr mit unbestimmter Ves­
urteilung abschließen" werde.J95 Neben ausländischen 
Arbeitern und Frauen wurden in wachsendem Umfang Ju­
gendliche wegen Arbeitsvertragsbruchs belangt;l9b ihr 
Anteil aus den an diesem Grund gerichtlich Verureeilten 
stieg 1943 im Landgerichtsbezirk Kassel auf etn 
Sechstel. 397 
In ungleich höherem Maße als bei den deutschen Arbeit~­
kräften kam es unter den in I<Jssel arbeitenden ausländs­
schen Arbeitern und Kriegsgefangenen zu Akten der Ver­
weigerung und des Widerstands. Mit falschen Verspre­
chungen angeworben, versch leppt oder als Gefangene un­
ter teilweise mörderischen Bedingungen zur Arbeit ge­
zwungen, versuchten viele von ihnen, so schnell wie mög­
lich in ihre Heimatländer zurückzukehren. Als in der er­
sten Kriegsphase gelegentlich Urlaub gewährt wurde, blie­
ben zahlreiche Ausländer bei ihren Familien oder tauch­
ten unter, um sich dem Zugriff der deutschen Besatzungs· 
macht zu entziehen. Andere versuchten trotz der immer 
schärfer werdenden Repression , der Schinderei und Oi~­
kriminierung in den Arbeitszuchthäusern der Rüstung~­

wirtschaft durch heimliche Abreise und Flucht zu ent­
kommen. Immer wieder mußten die NS-Behörden ,.AI­
beitsniederlegungen" und .,Arbeitsvertragsbrüche" größe­
ren Umfangs registrieren: 
.. Von den bei der Firma Henschel beschäftigten Polen 
wurden 33 vor der unberechtigten Abreise nach der Hei­
mat wieder festgenommen. Von den bei der Firma eingc. ... 
setzten Belgiern sind 97 ohne Einreisegenehmigung und 
ohne Sichtvermerk des Arbeitsamtes in die Heimat zu· 
rückgekehrt." (1940)398 
.,Fa. Diana-Werk Herrn. Schaumburg, Kassel-S. , meldet, 
daß von 70 Polen 25 ihre Arbeitsstätte verlassen haben, 
nachdem ihnen Urlaub versagt war." (1942)399 Als im Ve1~ 
lauf des Jahres weitere Polen und Litauer flohen, fUhrtc 
m:m dies auf den Einflug einer pol nischcn Widcrst.l ndsorga-

msat.ion zurüc.k. ,.Dscse SabotJgegtmcins' h:tft wurde bc1m 
Diana-Wcrk aufgedeckt. Ah Folge d.tvon wurden von der 
Gestapo 36 Polen verh,tftet."lOO Au~ dn:s(t Firma wurde zur 
glttchen Ztst gernc::ldc:t: .. Weiterhin M.mc:nf1ucht von Rus­
sen (25). Grund: Versagen des Wcrk.~chutzes."401 
Allein im Oktober 1941 n.1h m die K.tsselcr Ges tapo 87 
Ausländer wegen .,Arbcit,ntederlegung" fc~l; im August 
1943 ~chnellte die Zahl det JU~ dte~em Grund verhafteten 
Ausl:inder auf 446 hoc.h . -10.! Dte V c:t h.lftctt:ll wurdeu llcH.h 
J em Ermessen der Ge~tapo entweder den Gerichten uber 
geben. oder aber- vor .tllem d.tnn, wenn politische Mots 
vc und org.tnssierte Gegenwehr vermutet wurden direk"t 
10 Arbcitscrzichungs- und Konzcntr.lttOnsLlger ~ebr;tlht 
So wurde zwar zunäch~t gegen IW<llll tg der 1942 un Dt.t 
na W crk verhafteten Polen vom K.ts~clt:r Ceneralst.uhan 
walt ein Hochverratsvcrl.thren esngc:lcstct, dicses Jbcr kur 
ze Zett später einstellt. Oie Bcl roffcncn wurden .1 nschlsc­
ßcnd :1n die Ge~tapo .,überstellt", tl.lthdcm betest' in dct 
Untcrsuchuug~luft zwei von ihnen .,verstorben~ w.t 
rcn.403 Um jeden Widcr~tandswillcn zu brechen, schrcck 
ten Gest.tpo und SS auch vor Mord nicht zuriil k. Sn wur­
den schon Jlll Somml't 194 I 7wet polussd1c Arbester un 
Eichwäldchen in K.tsse i-Bettenhau~cn wegen .. Wsderstan · 
des gegen die Staatsgewalt" öffentlic-h hingerichtet. Die m 
den Kasseler Rüstungsbetrieben .trbeitmdcn Polen wur­
den ansthheßend .in den Ermordeten vorbcigduhrt:lll4 
Auch der nackte Terror konnte jedoch nicht vcrhsndcrn, 
d.tß ausländische Arbeiter - insbc~ondere .,Ostarbeiter· 
und m~sische Krregsgefangenc tll\snct wieder gegen da\ 
tlmeu aufgctwungcne SkJavl'narbctten.l.isein aufbegehr 
tcn. Authentische Aussagen der Betroflcncn über ihre: 
Versuche der Gegenwehr und der Solidars tät im K.tmpf 
um d.ts Überleben lic~cn bislang kaum vor. 4U5 Die Akteil 
der Verfolger lassen jedoch erkennt:H. daf~ Verweigerung 
und Aufbegehren in der Kasseler Arbt:stcrschaft w:ihrend 
de~ Krtcges in erster Limc dsc SJche der ausländischen Ar 
bester war. 

Jörg Kammlcr 

m Lagebericht vom 3 L ll. 1941 (BA Koblenz, R 2213371 ). ' 1~ Siehe ßC'ndll dc\ K.n,dc:r Gcncral~tamanw.alh vom 27 I. I '143 (BA Kobkn1, R '1.2/ 
3371). 397 Siehe den Bericht de~ K.meler OLG·Präsidenten vom 31. 3 1943 (BA K<>b1cnz. R 22/3371). ;!~~ Lagcberidll der K.t,•dc:r Rintun~\irt­
spelnion fUrdte Z~itvom 15. 8. 1940 bis 15.12. 1940, BI. 34 {BAIMA Freiburl!, RW 20 912,4). 39~ KrrcptJl\ebudt dc\ 1<.1)\dcr Ru\tun~~komrn;uu.lo), 
5. 1. 1942 (BA/MA Frrrburg, RW 21-30111). •oo Bemhr des R\hrungskomm~ndos tv~sd vom 28.9 1942 (ßAIMA l·reaburtt. RW 21 -..\0/ IJ) 
~01 Knegstagebuch des Rüstungskomm.;andos K.issel, 21. 8. 1942 (BAIMA Freiburg, RW 21- 30/13). 401 Zuumm<'ßll('llung der rn den T Jgnrdppor• 
render Stoa.;atspohzet(leit)stellen gemeldeten Festnahmen flir Jula 19•11 und August I 943 (BA Koblenz, Rl/ 12104 und R 58/211). 401 Vrrf.1hren g<" 
gen St~ni.slo~w P.;awlowsk.i und 19 Mrungeklagte, OLG K.md, 0)$ 59143. ~CH Knegmgebuch des Rü~tungskommJndn~ K.tssd, I 7 6. I q.IJ (RAIMA 
Freiburg, RW 21-30/9). ~05 Die IJufenden Untersuchungen von D. Kr.au,e-Vilmilr zum Schack.~,JI der Zwan,gsarbcrtcr rn KJs~el und der Regann, d1r 
lU uhln:rchen Kontakten mrt früheren BcuoiTtneugefuhtl hilbtu,l,w,cr\ t\uhd1li.me "u'h über die~cn Bcreacll vun Wader)LJnal uncl Oppu~atron er· 
wanen. 
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Ausländische Zwangsarbeiter in der Kasseler Rüstungsindustrie (1940-1945)* 

Für den länger als vorgesehen :mdauernden Krieg um den 
"Führungsanspruch Großdeutschlands bei der Neuord­
nung Europas" 1 war das Arbctt~kJäftepotential das Haupt­
problem. Ungefähr 13 Millionen arbeitsfähiger Männcr 
waren zur Wehrmacht einberufen worden. Die zuneh­
mende Zahl der Krie~sgcgner erforderte eine kurzfristige 
und effektive Steigerung der Produktion von Waffen, Mu­
nition, Pahrzcu~cn und anderem Kricgsgerät. Hitlers 
Blitzknegstrategie war im Osten gescheitert. 
Damit rückLe der Arbeitseinsatz ausländischer Zivilarber· 
ter und Kriegsgefangener in den Vorder~rund der 
rü~tungswirtschaftlichen Planungen. Als erste wurden Po­
len angeworben, wobei m.1n ~1n die Traditionen der polm­
Slhcn Sai~onarhcircr un DcutSl hcn Rctch J nknüpfen 
konnte; polni,chc Arbeiter und Arbeiterinnen wurden zu· 
nächst fur die Bau- und Vcrkehrswmschaft, bald auch un­
m ittclb.tr in der Rüstungsindustrie, und dort sogar in den 
.,geschützten Alnctlungen" (Grhcimproduktion), einge· 
'etzt. Ab Hcrb~t 1941 folgten ~owjetische Zivilarbeiter 
und Kriegsgefangene. im Amts- und Parteideutsch herab­
setzend "Russen., genannt, die entgegen ursprünglich an­
deren Planc.>n auch zur Arbeit, ~elbst in der Rüstungswirt· 
$Chaft. emgcsetzt wurden. lm Jahre 1944 dürften ann.l· 
hernd 10 Millionen ausländischer Zwangsarbeiterl in 
Dcutschbnd gcnrhettct und damit entscheidend dazu bei­
getragen haben, daß der Krieg überhaupt fortgesetzt wer­
den konnte.3 
In der Stadt Kassel ..tls einer Rüstungsschmiede des Drit-

ten Retches waren ab dem Jahre 1940 Kriegsgefangene 
und Zwangsarbeiter in der Rüstungswirtschaft einge­
setzt.>~ Ihre Zahl stieg stetig an und betrug zum Jahresende 
1942 ungefähr 14 000.5 Im Jahre 1944 war Kassel- einem 
Heerlager vergleichbar- mit ausländischen Arbeitern und 
Arbeiterinnen überschwemmt. Es dürften ungefahr 
30 000 ausl:indischc Arbeitskräfte6 in der Stadt gearbeitet 
haben. Nicht nur die großen Massenqu.micrc (in Barak­
kenbauweise zusammengesteLlt} in der Nordstadt, am 
Mattenberg und in Waldau, in denen bis zu 6000 Auslän­
der jeweils untergebracht waren, dienten als Wohnlager 
Mehr als 200 kleinere Lager und Unterkünfte verteilten 
sich auf Säle, leerstehende Fabrikhallcn, Schulen und an­
dere Gebäude durch die ganze Stadt. Jeder zweite Ru­
stungsarbeiter in Kassel war Ausländer. 
Insofern ist die Geschichte der ausiJndischcn Zwangsar­
beiter Teil der Stadtgeschichrc und soll im folgenden 
knapp dargestellt werden. 
Die Erforschung der allgemeinen Lage der ausländischen 
Zwangsarbeiter im Deutschen Reich 1940-1945 ist kei­
neswegs sehr weit fortgeschritten 7: eine überzeugende Ge~ 
Samtdarstellung ist uns nicht bekannt, so daß wir auf dte 
älteren Arbeiten von Homze8, Pfahlmann9 und SeeberiO 
zurückgreifen mugten, wobei in bestimmten Fragen wich­
tige Aspekte durch dte neuerenArbeiten von Majcrl I und 
Streit12 aufgehellt worden sind. 
Für den nordhessischen Raunt stdlt:n die Studien von 
Mosch Wickell, Hohlmann14, VaupctlS und Ewald/ 

• lJJc\tl AuhJI:t wurde Jm .30. September 19t!5 .1bgt'":hloJ~en (Redalcrionsschluß) 

I Bunde~.1rchsv Kohlen? (ßAK). Allgemeine ErlaßsJmmlung de' Rclchssicherhest<h.lU(lt.lmtc< (AES). 8rrlin 1944. 2 A Jll f, S. 83 (Gefahrenabwchr 
bc1m Au~IJndcrem,~tz. RdF.rl. de~ RFSSuChdDtPol. ml RMdl vom 7. 12. 1942 - Gehc1m!). l Die Gesamt1.1hl dtrZWI~Chl'n 1939 und 1945 im Deut 
•t.hen Rc1d1 .1rbcstwerpfl1lhtctcn Krscg.lgctlngcncn und Zsvd.nbcltc:r 1st n1chr ermtttelt. Schätzungen bewegen mh 1.wischcn kn~pp 8 Millionen 
(Rc:Jchs.nbcit~llllrtistcriusu 1944), 9,28 Mi11iunen (lntcrno~tton;~l Bnti~h Survcy; für )ult 1944) und ca. 10 Mslllomn (I:;. Scebcr). 3 AusfUhrlieh nach· 
gcwtc~cn \' Oll II. rtJhlnlJnO. Frcmd.lrbcircr und Kriegsgefangene in der deut~chen Kriegswimchaft 1939-1945. D.wmtJdt 1968. 4 Im August1940 
sind bei den lclftilwerl,·n K.1rl t\nto n I iemdlcl m KJssd-l9Kmg~gcf~ngene, bei der Firma Henschel & Sohn in KJS\d 99 Knegsgef.1ngene und bei 
der FirrnJ I fl:'mchd FlugmotoJrenbJu tn AlrtnbJunJ 150 Kriegsgel~n,ene eingesetzt ~:cwcsen. BAK/Miltt:ir.uchsY Fre1bu~: T ~gebucherder Rüstung~­
tmpckttou IX und dr\ Rüstungskomm.tndoJ K.t~.sd 1939- 1945. R\'< 21- 30/ 5, !)eut 32 f. Der Esns.1t1 \OWieti\cher Knegsgefjngener sn Rüstungslle · 
tncb<:Jtt\llfll ßcrrJlh Je~ Ru\tung~korUIIIJtlllü\ KJ\~d Jb dem 14. Novembe1 I 941uJehweJsbJr. D1e Frrmen GcbruderCrc:de & Co. und Henschc:l & 
liohn Gmhll. 10 I<."M·I bc~<häfugtctllU dic~cr Zrit 'owjcti\lhe Kriegsgefangene VgL BAKIMAF RW 21 · 30110, Stlte34. 5 In den T .tgebüchcm dct 
R\1\tung\inspd .. tmn wud unter dem 1t>. I 2. 1942 beri<htrt, daß tm Bw~sch des Rustun_gsk.oru.maodos Kanel (also nicht nur der St<~dt und des Llnd 
krcnes) rur Zctt 57 Rü,tungsbctrrebe mit snsgcs~mt 61! 1147 ßeschäftt~tcn vorh~nden seten. Der Ante1l der Ausländer unrc:r den Beschäftigten sei von 
34 % .tuf 39 UV ge~ttcgt-n. der Anteil de1 Au>länderinnen )Ci be12J Clb(1n .tbsoluten Z.thlen her 5.757 Fr.suen) gebheben. Vgl. BAK/MAF. Rükdo Kassel, 
ßwt.ht 1'. I 6. IZ. 1942. S 22. Drescn Ati~Jbcn zurfolge wJrtuJm Bcretch de~ Rüstungskommandos Kassel Ende dc~J.ahre~ 1942 26 889 Ausländer bc 
\Lhäfttt:L E~ dürfte eher Iu nu:drij; geschätzt mn, wenn man davon ausgeht. daß mehr als die Hälfte dtc:ser ausländt)cben Arbc:1ter und Arbeitenonen 
sn der StJdt Kassel ~rlb~t. in der ~tth d1c.- größten Rüstungsbernebe der Regwn befanden, bcschafugt w.tten. Dse Zahl 14 000 dürfte daher in derunte 
rcn Grenze der tJt\.lrhlsch beschäftsgtcn Auslandl'f liegc.-n. o Auch fiir dic~cn leuraum 1~1 es schwierig, zu esner annähernd zuverlä~s1gen Zahl-zu 
kommen. DJs Landgenehr K:sssel ging sn der N.tchkrsegHett d.tvon .sus, d.aß ungef:ihr lS 0()0 .IUsländischC' Arbest~kriifte sn der Stadt K.lssel gewohnr 
bzw. gcarbcstct haben. (F. ß.tuer u . • t.: Juslll und NS·VerbrC'cben. S~mmlung deut$cher Strafurteile wegen natton.tl~o7t;tlssttschcrTötungsvcrbrechen 
I 945 - 1 Q66 ßJnd IX AJmterdJut 1966, S. 211..) Dtc ZJhl der ~Gcmclnschaftsverpllcgten• hseruntc:r sst w1 Großt(tl der Ausl:inderwohl zu vcntchcn 
- 1m Bcrtrdt dc!> Ernährun~~ und Wsrtschiltl~Jnttc'> dc~ Obcrbürgcrmcistt::rs der St.adt K..mcl ~chwanktt /.WIJ.chcn M.u und Oktober 1944 zwt~chcn 
28 OOOund ~0000 Personen (St~dt.~rchi" Kassel : A.8.81 - J). Auch die Lagerbücher. die noch .als Teil der K.&sseler H<Jussta.ndsbücber erb.Uten \ind,gc· 
ben kctncn Jb~chlsc:ßcnd 2.uvulässr&cn Eindruck über dse wsächltchc Zahl der .ausländischen Arbestskr.lfte. 1 U. Herbcrt: Frtmdarbetlrr. Politik 
und Pr.lxu de\ .Ausllndercinsatzc:s~ 10 der Kric.-f.swsnschJft des Dritten Rciches. Berlin und Bonn I 985 (nach Abschluß meines Manuskripte~ cr.lhic· 
ncn. D. K·V.) & E. L. Homu: Foresgn LJbourm Nu1 Gersnany. Princeton 1967. 9 H. Pf~hlmann a.a.Ö. (3). 10 E. Scebcr:Zwangs.Hbetter 10 derb 
schistsschc:n K.ricgswirtsch.sft. Bcrlin (Ost) 1964. II 0. MJ1er: ~Fremdvölkuche• tm Dntten Resch. Boldt Verl~g. Boppard (Schriften des Bundeur 
chiv~.l8) 1981. tl Ch. !>trest: Keine K.lmc:r,sdcn. Die Wehrmacht und die sowjetischen Kticgsgefangenc:n 19-41 - 1945.Stuttg.art 1978. ll K. Mosch· 
W1ckc: Sch.Jferbcrg. Esn Hcrmhc:I-L.tgcr fur ausländt~lhc Z\vang~arbcitct {N<~tionalsozialismus sn NonlJtc~~cn. Hrft I) K.uJ.cl. 2. Aull. 1985. 14 S. 
Hohlmdnn · PfaffenwJid . .Ein StC'rbe· und Geburtenl3gcr 1942-1945 (N3tioualsozsalismus UJ Nordbr•srn, Heft 2) K.md 1~84. t) D. V~upd: D.u 
Auf\cnkomm,md1, Hcsmch I idllcnau des KonzcntratiM,Iat:crs Buchenwald 1944/45 {NationJ.Iwmlismu~ m Nv1dlsc>)W, Hdtl) ~)d 2. AuO. 198-1 . 
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Hollmann/$chmidt l6 erstm,dig den Versuch einer regio­
nalen wissenschahliehen Bearbeitung des Themas dar. 
Wir werden uns vielfach auf ihre Ergebnisse, besonders 
auf die von ihnen gt:ftihrten Gespräche mit Zeitzeugen, 
beziehen. 
Angesichts dieser Forschungslage halten wir es für gebo­
ten, auch die al{«muinm Bedingungen der Zwangsarbeit 
von Ausländern knapp darzustellen: wir hoffen dabei, be­
reits Bekanntes nicht zu wiederholen. 
Die Quellen, aus denen wir bei der Darstellung der allge­
meinen Bedingungen hauptsächlich schöpfen, sind die 
.,Allgemeine Erlaßsammlung" des Reichssicherheits­
hauptamtesl7 und die Schriften von Didier18. Auf K.1sscl 

bezogen sind die Tagebücher des Rüstungskommandos 
Kassell9 und die in den LandratsJ.kten crh:~ ltcncn Schrei· 
ben Jer Kasseler Regierungsbehörden20 die wtchtigsten 
Quellen. Eine umfassend~ D.mtellung wird jedoch erst 
bei Eimicht in die Archiv~ der chem.tligcn großen Kasse· 
ler Rüstungsfirmen möglich sein. Die Tatsache, daß um 
die Firmenarchive nicht zur Verfugung standen21, fUhrt 
dazu. daß die Arbeitsbeding\mgen der ausländischen 
Zwangsarbeiter eher gestreift .1ls uMgestellt werden kön· 
neo. Der Akzent vers(;hob .mh deshalb auf die.: be~~cr be· 
legb.m:n Abschnitte zum Lebensalltag und zum System 
des T crrors. 

Zu den Methoden der Anwerbung 

Die Geschichte der Anwerbung ausländischer Arbeiter 
und Arbeiterinnen ist von Hans Ffahlmann22 aus den Ak­
ten des Reichsarbeitsministeriums genau beschrieben 
worden. Pfahlmann, dessen Ergebnisse im folgenden 
knapp vorgetragen werden, zeigt, daß die Rekrutierung 
des Millionenheeres ausländischer Arbeiter mit Htlft indt­
rekten und unmittelbaren Drucks und Zwangs23 erfolgt ist. 
Vorausgegangen war zumeist eine erfolglose Etappe det 
Anwerbung auf der Grundlage der Freiwilligkeit . .,ln der 
ersten Zeit brJchte die Werbung in Polen keine Schwierig· 
keiten. Schon wegen der schlechten Lebensverhältnisst! 
fanden sichMännerund Frauen jeden Alters freiwillig zur 
Arbeitsaufnahme in Deutschland bereit. Die Abneigung, 
sich anwerben zu lassen, wurde jedoch von Jahr zu Jahr 
größer."Z4 

Als die deutsche Kriegswirtschaft vom Generalgouverne· 
ment fur das Jahr 1940 800 000 "volkspolnische Arbcit~­
k.räfte" verlangte, wurden "alle Methoden der Kräftebe· 
schaffung" angewandt, um das Soll zu erfUllen: "Man ließ 
Broschüren und Flugblätter in polnischer Sprache druk­
ken, ( ... )schaltete die polnischen Gemeindevertreter ein, 
hielt Werbeversammlungen mit aufklärenden Ausspra· 
chen ab, belohnte die meist geringen Werbeerfolge eltlzel· 
ner Bürgermeister durch Prämien in Form von W eckeruh· 
ren, Wodka, Zigaretten usw., scheute sich aber auch nicht, 
zu Kontingeotierungen zu schreiten und bei NichterfüJ. 
Jung der Auflagen deutsche und polnische Polizei einzu-

setzen, um die Beorderten oder Flüchtigen z.wJngswci~c 
wsammenzutu:iben. Oie Miucl schwankten :~lso 7.Wt­
~ch~n Zuckerbrot und Peits<.he hin und hct. .. ~2~ 
In den Niederlanden war jm Februar 1941 durch emc: Ver 
ordnung Seyß-Inquarts der Z.wtwgStzrbdtsdim.rt cingdührt 
worden. In Frankreich wurde mit dem .,Gesetz über Ein­
satz und Lenkung von Arbcitskr.1ftcn vom 4. IJ. 1942 .. die 
Dienstverpflichtung gesetzlich vorgeschrieben . .,Nach 
der Bekanntgabe dc:. Dienstverpflichtung~ge!lctzcs sttcg 
die Zahl in der darauffolgenden Woche auf über 3000 und 
in der let7.tcn Woche des Monals Oktober sogar auf 
10000. Vor die Zwangsbge gestellt. entweder sich freiwil­
lig zu melden oder diemtvcrpflithlet tU wcrdt:n, zogen 
zahlreiche Arbeiter die: fretwilligt· Meldung vor, um in den 
Genuß der damit verbundenen Vorrechte w kommen."2t1 

In Belgien wurde mit der Verordnung vom 6. Oktober 
1942 die bereits früher vorge'>\ hricbene Dicnstverpfli<.h· 
tung auf die Arbeit im Reichsgebiet ausgedehnt: "Die fur 
di~ Dienstpflicht im Reiche vorgeseh~nen Per~onen wut· 
den von den Kommandanturen bzw. Werbestellen vorgc· 
laden. Ihnen legte man nahe, sich freiwillig anwerben zu 
lassen. falls ste der freiwilligen Meldung ~ustimmten, et · 
hielten sie Familtenuntentutzung in I lohe von 75 bfrs fur 
die Ehefrau und 25 bfrs für jedes Ktnd unter l 6 j.1hrcn in 
der Woche für die Dauer von 6 Wochen und Ausst:~t· 
tungsbcihilfc, sie betrug 750 bfrs, in Nordfrankreich 1000 
ffrs, während die Arbeitskräfte bei Dienst vcrpflichtung 

16Th. Ewo~ld/Ch. Hollmann/H. Schm1dt: Ausl:ind1sche Zwangurbellcr m K:mel 19<10 1945. Unvcröflenrhchte l!x.lmcnsJrbelt. GesJmthm.hschulc 
Kassel I 981. 17 AES a.a.O. (I). 18 F. 01dic:r: Europ;~.ubeJtetln Deutschland. S.1uckel mobJiuiert d1c Lei~tungsrc~crvcn (Zentralverlag der NSDAP1. 
Bcrlin 1943.- F. D1dJcr: Handbuch für die Dienststellen dc~ Gcncralbevollmät:htJgtcn füt den Arb~it~e1nsatz und dJC: Jllh~ res~Jcrten Rciclmtcllen nr1 
Großdeutschen Re1ch und 1n den bcmtztcn Geb1etcn. Band I. Bcrlin 1944. IQ BAKIMA1: .a.a.O. (4). l O Hessisd!C) StJJlsarchiv Marburg 
(HStAMbg.) Bestand 180. Landro~tsämter des Regierungsbezirks Kasse:!. E.schwege, Hcr-sftld, Hünfcld, Mdsungcn und Rutcnburg. 11 Dit: F1m1J 
Hcnschel & Sohn, Kassel, war nicht einmal bereit, uns Einsicht in dte gedruckten Zeugmsse des Firmenan:hiv\ nehmen zu lassen. l2 JI. Pf.thl 
mann a.a.O. (3), S. 14-81. Z3 H. PfJhlm.mn .l.J.O (3), S. 24 ff.,lS ff., 49fT., til ff. 24 Ii llf.1hlm.111n .u.O (3), S 24 1~ H Pf.1hlnunn .1 .. 1 0 (.l), "i. 
24 f. 24 H. Pfahlmann a.J.O. (3), S. 33 f. 
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Btld I Europa arbeitet in Dtutscbland. Rückseile dtr gleich­
nmmgm Brosdn'irr von F. Didier ( 1943), in drr die Zwangs­
arbrit der Ausländrr durch dir Vision emrr .,muen europä­
ucbm Solidantiit" rm Kampf grgm den Bolscbewismus t'ilur­
htiht 1t1crdm sollte. 

ohne diese Vergunstigungen blieben. Ein gro{~er Teil die­
ser Personen zog d1e ,freiwillige· Anwerbung vor ... Freiwil­
lig ließen sich anwerben 29 037, dienstverpflichtet wur­
den 19 714, 4947 verweigerten die Arbeitsaufnahme in 
Deutschland. Die Dienstpflichtverweigerer wurden zu­
nächst vorgeladen, im Falle des Nichterscheinens erfolgte 
Vorfuhrung durch die Feldpolizei. Sie konnte jedoch in­
folge Personalmangels die Ersuchen nur schleppend erle­
digen. Die Zahl der Dienstpflichtverweigerer war deshalb 
stetig im Ansteigen. Waren die Dienstverpflichteten nicht 
zur Abreise in das Reich zu bewegen, so wurden sie durch 
die Kommandanturen zu Ordnungsstrafen von drei Mo­
naten Haft verurteilt, die sie als$ tratgefangene bei Arbei­
ten an der Küste abbüßten. Weiterhin war vorgesehen, 
Dienstpflichtverweigerern die Lebensmittelkarten zu 

sperren. Die Zuteilung der Lebensmittelkarten durch die 
belgiseben Ausgabestellen wurde von der vorherigen Zu­
stimmung der Werbestellen abhängig gemacht. Im An­
schluß an die Einführung der Dienstpflicht für das Reich 
erfolgten die Bildung von Auskämmaktionen und die 
Stillegung von Betrieben."27 
Diese und ähnlich drastische Maßnahmen des Generalbe­
vollmächtigten für den Arbeitseinsatz, des Thüringer 
Gauleiters Fritz Sauckel, -als nächster Schritt wurde die 
Mobilmachung ganzer Jahrgänge, besonders der Jahre 
1920, 1921 und 1922 geplant - erreichten zwar die er­
zwungene Verschickung Tausender und Abertausender 
von Franzosen, Belgiern, Niederländern und Angehöriger 
anderer Nationen, die hochgesteckten Ziele Sauekels 
scheiterten jedoch am Widerstand französischer, belgi­
scher, niederländischer und anderer Behörden und Arbei­
ter. 28 Ende 1943 mußte Sauekel sich eingestehen: .,Aus 
Frankreich sind der deutschen Rüstung von Januar bis Juli 
1943 391 000, von August bis Dezember 1943 nur noch 
26 000 Kräftetrotz aller Bemühungen des GBA zugefühn 
worden. Diese Zahlen zeigten, daß Frankreich als Ein· 
zugsgebiet rur den deutschen Rüstungseinsatz praktisch 
erloschen ist. Das gleiche gilt rur Belgien."29 
Dieses Ende deutscher Ausplünderung westeuropäischer 
Arbeiter und Arbeiterinnen ließ sich auch nicht durch im· 
mer neue von Sauekel eingeführte Anreize und Zuge­
ständnisse (z. B. die Wiederherstellung der ehelichen Le· 
bensgemeinschaft rur französische Kriegsgefangene, de· 
ren Frauen .,voll einsatzfähig" waren; oder die Umwand­
lung des Kriegsgefangenen-Verhältnisses für Franzosen in 
den Status von Zivilarbeitern) aufualten. Hinzu kam, daß 
Sauekels zunehmend rigorose Erfassungs- und Aushe­
bungsaktionen den Widerspruch deutscher Militärver­
waltungen (und zwar im Westen und im Osten) erfuhren, 
weil diese dadurch die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft 
des besetzten Gebietes als der entscheidenden Vorausset­
zung z. B. für die Versorgung der Truppen bedroht und 
zerstört sahen. Außerdem kollidierten Sauekels Sturmläu· 
fe mit anderen rüstungswirtschaftlichen Zielen, z. B. der 
Einftihrung sogenannter "geschützter oder $-Betriebe in 
den besetzten Gebieten selbst.JO 
lo der Sowjetunion erfolgten die Anwerbungen bereits ab 
Jahresbeginn 1942 auch offiziell als Zwangsrekrutierun­
gen, da der Widerstand der Bevölkerung sich gegenüber 
den deutschen Werbern gefestigt hatte. So berichteten 
z. B. die Leiter der sieben Werbebezirke des Generalbe­
zirks Kiew im September 1942 übereinstimmend, daß 
"trotz Steigerung der Werbung, Wegruhrung von Vieh 
oder selbst Androhung der Erschießung die restliche Be-

!7 H. Pfahlmann J.a.O. (3), S. 36. U H. Pfahlmann J.a.O. (J), S. 44. 29 Ebcnda.- Sduckel an Httlet m cuu:m ~chretben Jm 20. 12. 1943. 10 Hier 
kam es mehrfach zum Konfltkt zwi\chen Sauekel und Speer, v~l. H. Pfahlmann a.a.O. (3), S. 67 ff. 
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völkerung nicht gewillt i~t. den Ge~tcllungsbdchll"n 
nachzukommen. "3 I S.IUckcl forderte die RekruHerung 
von .,Zivil- und Fach.1rbcitern und -arbeiterinnenaus den 
Sowjetgebieten vom 15. Lebensjahr ab" und erklärte fur 
.,unumgänglich notwendig, die in den eroberten sowjeti­
schen Gebieten vorhandenen Menschenreserven voll aus­
zuschöpfen. Gelingt es nicht, die benötigten Arbeitskräfte 
auffreiwilliger Grundlage zu gewinnen, so muß unvenüg­
lich zur Aushebung derselben bzw. zur Zwangsvcrpfltch 
tung geschritten werden."3l 
Sauekels Pläne nahmen gigantische Dimensionen <lfi. So 
forderte er, ab April 1943 täglich 10.000 Arbeiter und Ar­
beiterinnen aus der Sowjetunion ins Deutsche Reich ab­
transportieren zu lassen. Diese Projektionen schclterten 
vollständig an der Verbitterung und am WiderstJod der 
Bevölkerung. Die scharfen Repressalien bei der Anwer­
bung und die Nachrichten über die schlechte Behandlung 
der Sowjetbürger im Deutschen Reich hatten den Wider­
stand entscheidend gestärkt. 
Daß die Allwerbungen im Westen wie im Osten auf der 
Basis der Freiwilligkeit nicht .:um beabsichtigten Erfolg 
flihrten, daß mithin Zwang angew . .mdt werden sollte, war 
den verantwortlichen deutschen Stellen vollkommen 
klar. So erklärte Göring imJanuar 1943, .,es sei ein funda­
mentaler Irrtum anzunehmen, man könne die Bevölke 
rung der besetzten Gebiete durch milde Behandlung flir 
den Einsatz im Reich gewinnen. Die Arbeitskräfte seien 
durchjahrgangsweisen Aufruf der arbeit~fahigcn Bevölke­
rung zum Zwecke der Dienst- und Arbeitsverpflichtungen 
zu beschaffen. Die NaturaJlieferungen aus den besetzten 
Gebieten müßten so hoch bemessen werden, daß der Le­
bensstandard in ihnen unter demjenigen im Reiche liege:. 
womit zugleich ein Anreiz ftir die Arbeitsaufnahme im 
Reich geschaffen werde."33 Und Sauekel selbst hatte am 
1. März 1944 erklärt: ., Von den fUnf Millionen ausländi­
schen Arbeitskräften, die nach Deutschland gekommen 
sind, sind keine 200 000 freiwillig gekommen. "34 

Die Kriegsgefangenen wurden von Beginn des Krieges an 
in die Planungen der Arbeitseinsatzverwaltung einbezo­
gen, wob~i die sowietischen Gefangenen zunächst "nicht 
in Arbeit einzusetzen seien", weil man dabei .. volkstums­
politische" und ideologische Gefahren sah. 
Obgleich die Arbeit der Kriegsgefangenen nach deutschem 
und internationalem Recht35 "nicht in unmittelbarem 
Zusammenhang mit Kriegshandlungen steheu ~ durfte:-. 

1.wang Sauekel sie, in d<.'r Rüstungsindustnc zu .ubcitcn. 
Oie polnisl hcn Kriegsgefangenen wurden un M.ll I 940 
größtenteilS aus dem Kriegsgefangenenverh<iltni~ entl.h· 
seu; sie hatten jedoch ab. .,Zivi!Jrbeiter" im dcutschc:n 
Reich zu verbleiben. Kricgsgef,mgene wc~tcurop:ii~chcr 
Länder wurden entweder nach kurze1 l·mt entla~.~en (tctl­
weise auch im Tausch gegen Fach<~tbeltc:r nach Hau\e frei· 
gelassen) oder sie erhielten em dem Zivalarbctter angegli · 
chcnes Statut. ln jcdl."r I tinsieht am sc:hlcchtcstcn wurden 
die ~owjetischcn Kriegsgef.mgcncn beh.mdelt. Das M.l'>· 
'ensterbc:n unter ihnen begann nm der Get:tngenn.thmt 
und endete erst nut der Bcfrenant(. ßt~ zum Febru:u 1942 
}ind bereit~ zwe1 Millionen 'DWJellsche Kncg)ge!Jngcne 
in deutscher Gcfangcmchaft umgekornmcn.36 Das Mav 
sensterben hatte eine Hauptursache: den 1 Junge r. Auch 
Epidemien (z. B. Fleckfieber), Kälte, .,Unterkunft" trugen 
zum Tod von Tausenden bei. I linzu k.1mcn ehe Morde der 
Einsatzkomm:tndos de!. Sichcrhcttsdicnstc1> an Kormni.,­
saren, Poltttuks und an russmhen SoiJaJen jüdrsdlcn 
Glaubens oder jüdischer Herkunft . Strett hat 3.3 M1lliu· 
neo umgekommener sowjetischer Krie~sgdangc:ncr ermJt· 
tclt, das sind 57,8 'Yo der Gesamtzahl der sowjcll~chcn Krieg~· 

gefangenen. die 10 deuts, her Gefangemc haft W.lrt'n. n 
Der Arbeitskräftemangel im Deutsthen Retth w,H nJ<:h 
wie vor so stark, daß Hitler sich bereit) un Oktober 1941 
korrigieren mußte: .,Die Einstellung des Führcrs in der 
Frage der Kricgsgcf.lngencnbesdüftigung in der Kncg!l­
wirtscbaft habe ~ich inzwischen grundsät:.dtdl gc::indc:rt. 
lnfolgede)scn sei von allen Stellen ... höchste Ausnutzung 
der russisdten Arbeitskraft z.u fördcm."38 Von dtl\Ctn 
Zeitpunkt .10 wurden ~owjctisd1t Kriegsgefangc:nc: zu Tau 
.senden in der Rüstung)industric:, aber auch in dc:r 8Juwirt 
sch:tfi, im Bergbau und in der Ltndwirtschafi: cingeset7L. 
ln der Behandlung den sowjetischen Kriegsgefangenen 
fallt glc:ichgestellt waren die italienischen .. Milit:i.rinter· 
nierten". So wurden Angehörige der italienischen Streit­
kräfte gcno1nnr, die n,1ch dem F.nde Muslioltn1s tn dc\H· 
Slhe Kricgsgefangensch,1ft gerieten. B1s 1u diesem Ze1C· 
punkt erfreuten sich die italtenischen Zivilarbeiter im 
Deutschen Reich - als Angehörige: cmer befreundeten 
Macht - einer gewissen privilegierten .ubeituechtlichen 
Stellung (Urlaub, Begrenzung de~ Arbeitsvertrags, Ar­
beitsplatJ.wechsel möglich u. <1.)- zumtndc~t 1111 Vergleich 
mit den zwangsvcrptlichteten Au~ländern am deu besetz 
ten Ländern. 

ll H. Pfahlmann ~.a.O. (3), S. 5 I. Jl ~llgemc:ane Grund~ätze dc~ Gener.~lbevotlm.achugten türden Arbcusc:tnsJI~: Da\ Programm! her.au~l-\C:)tchen .1m 
Geburtstag des Führers J942. 1n: F. Q,d,er, Handbuch u.O. (18), S. 32. 13 H. Pf~hlm.tnn .a • .t.O. (31. S. 22. 14 Ebc:nd.1. - D.a oltc:ntmsehr\.hncll 
nachlas$cnde Vertrauen und die Furcht vor Anwerbuntt-en ist 1.ucl1 J.u> Dokumenten o~blc)bJI. die: du: nordhessische Re&Jun betreffen. So vermerkt da\ 
l<Jsselcr Rüsrungskommdndo tn einer Bt$prechung mu.Herrcn der Firma Hen,chd & Sohn .1m 29 und 30. Män 194J" .Das bc1 den Ru\H'fl .111 'ich 
vorhanden gewesene Vertrauen- verst.lrkt durch gegebene Versprechungen aller Art- ist mrk c:r~chütlcrt worden Ocr geringe Vcn.Ju:mt (RM l b ~tdlt 
RM 136 monatlich) ... und d1e der Hc:Jm.llpost entnommenen Kbgc:n t.iber Beh.1ndlung. Verpflegung und Unterkunttli~bC'n d1c Bewohner ru~~llcher 
Dörfer vc:ran!Jßt, be1m Ersthemen dc:uucher Werber die Flucht 1.u ergrc1fen ... • BAKIMAI' ~ . .1.0. (4) RW ll - 30/ 1 5. '~ H. PfJhlnunn .t .. 1.0. (3). ~ 
83. Pfahlmann weist auf d1e Unterutchnung dc:~ Kriegsgef.1ngencn·Abkommen~ von I qz9 durch d.u Öt'ut~chc Rc1c.h hm. JA Ch. Stre1t .l.J.O. ~ lll, ~ 
118. J7 Ch Streit a.a.O (12). S. 137 IT. J• H. Pfahlm,mn a . .&.O (3). S. 95. 
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Merkblatt 
über die allgemein en Grundsätze fü r die ßt'handlung der im Rdch tätigen ausländ ischen Arbeitskräfte. 

Der Kampf des R~ichcs gegen die vcrmchtenden Kräfte 
des Bolschewismus wird mehr und mehr eine europäi­
sche Angelegenheit. Erstmalig in der Geschichte dieses 
Kontinents beginnen sich, wenn auch in manchen Län­
dern noch als kleine Ansätze, die Umrisse einer europäi­
~chcn Solidarität abzuzeichnen. Eine sichtbare prakti­
sche Auswirkung ist die Beschäftigung von Millionen 
ausländischer Arbeiter fast aller europäischen Staaten 
des Festlande~ im Reich. darunter eine große Zahl von 
Angehörigendet bestegten Feindmächte. Aus dieser Tat­
sache t:rwachsen dem deutschen Volke aber besondere 
Verptltchtungen, die sich vor allem aus den nachstehen­
den Grundsätzen ergeben: 
I. An cr!>tcr Stelle steht die Sicherheit des Reiches. Der 

Retchsführcr SS und seine Dienststellen legen die si­
therheitspoltzdlichen Maßnahmen zum Schutze 
d~s Reiche~ und des deutschen Volkes fest. 

2. Die humane, arbeitssteigernde Behandlung der aus­
liindischen Arbeiter und die ihnen gewährten Erleich· 
tcrungen können selbstverständlich letcht dazu fuh­
ren, die klare Trennungslinie zwischen den fremdvöl­
kischen Arbeitern und den deutschen Volksgenossen 
zu verwischen. Die deutschen Volksgenossen sind an­
tuhalten, den erforderlichen Abstand zwischen sich 
und den fr~mdvölkischen als eine nationale Pflicht 
t:u betrachten. fh·i Außerachtlassung der Grundsätze 
n.ttionalsoziJiisti~cher BlutJuffassung muß der deut­
sche Volksgenosse sich schwerster Strafen bewußt 
~ein . Die Erkenntni~. daß es um Sieg oder bolschewi­
stisches Chaos geht, muß jeden Deutschen veranlas· 
sen, die notwendigen Folgerungen im Verkehr mit 
fremdvölkischen Arbeitskräften zu ziehen. 

Dem Ziel, den Krieg siegreich zu beenden, hat sich alles 
unterzuordnen. Die im Reich tätigen ausländischen Ar­
beitskräfte sind daher so zu behandeln, daß ihre Zuver· 
Iässigkeit erhalten und gefördert wird, daß Auswirl-un­
gen zu Ungunsten des Reiches in ihren Heimatländern 
auf ein Mindestmaß beschränkt werden und daß ihre 
volle Arbeitskraft auf lange Sicht der deutschen Kriegs­
wirtschaft erhalten bleibt, ja, daß sogar eine weitere Lei­
stungssteigerung eintritt. Hierbei ist folgendes als ent­
scheidend Jnzuseh~n: 
1. Jeder, auch der primitive Mensch hat ein feines Emp· 

finden fur Gerechtigkett. Daher muß sich jede unge­
rechte Behandlung verheerend auswirken. Ungerech­
tigkeiten, Kränkungen, Schikanen, Mißhandlungen, 
usw. müssen also unterbleiben. Oie Anwendung der 
Prügelstrafe ist verboten. Über die scharfen Maßnah-
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men bei widersetzlichen und aufrührerischen Ele­
menten sind d1c fremdvölkischen Arbeiter entspre· 
chcnd aufzuklären. 

2. Es ist unmöglich, jemand zur aktiven Mitarbeit fiir ei­
ne neue Idee zu gewinnen, wenn man ihn zugleich in 
seinem inneren Wertbewußtsein kränkt. Von Men­
schen, die als Bestien, Barbaren und Untermenschen 
bezeichnet werden, kann man keine Höchstleistung 
verlangen. Dagegen sind bei allen sieb bietenden Ge· 
legenheiten die positiven Eigenschaften, wie Kampf­
wille gegen den Bolschewismus, Sicherung der eige­
nen Existenz und ihrer Heimat, Einsatzbereitschaft 
und Arbeitswilligkeit anzuspornen und zu fördern. 

3. Darüber hinaus muß alles getan werden, um die not· 
weudige Mitarbeit der europäischen Völker im 
Kampf gegen den Bolschewismus zu fOrdern. Mit 
Worten allein ist der ausländische Arbeiter nicht zu 
überzeugen, daß ein deutscher Sieg auch ihm und sei­
nem Volke zugute kommt. Voraussetzung ist eine 
entspr~chende Behandlung. 

Ausgehend von diesen Gesichtspunkten haben der für 
den Einsatz und die Arbeitsbedingungen der ausländi­
schen Arbeitskräfte verantwortliche Generalbevoll­
mächtigte fur den Arbeitseinsatz sowie die sonstigen be­
teiligten Dienststellen die flir den Einsatz der ausländi­
~chen Arbeitskräfte im Deutschen Reich erforderlichen 
Weisungen erlassen. Aus diesen Vorschriften sind die 
nachstehenden besonders hervorzuheben: 
a) Jeder ausländische Arbeiter wird nach Möglichkeit an 

dem Arbeitsplatz eingesetzt, an dem er gemäß seiner 
Vorbildung und bisherigen Tätigkeit die höchsten 
Leistungen vollbringen kann. 

b) Die Unterbringung der ausländischen Arbeitskräfte 
erfolgt in der Regellagermäßig.Die Unterkünfte müs­
sen hinsichtlich Ordnung, Sauberkeit und Hygiene 
vorbildlich mit allem Notwendigen ausgestattet sein. 
Gefängnismäßige Absperrung und Stacheldraht sind 
verboten. Entscheidender Wert wird darauf gelegt, 
daß in der Unterbringung den nationalen Gewohnhei­
ten der ausländischen Arbeiter und Arbeiterinnen 
weitestgehend entsprechend den kriegsbedingten 
Möglichkeiten Rechnung getragen wird. Die Ausliin­
der sind, soweit irgend möglich. nach Volksgruppen 
getrennt und in sich geschlossen untergebracht. Die 
Mitwirkung der ausländischen Arbeitskräfte bei der 
Verwaltung der Lager und der Aufrechterhaltung der 
Lagerordnung ist sichergestellt. Für alle Lager beste· 
hen Lagerordnungen, in denen insbesondere auch 



die Pflichten und Rech te der Lager und Betriebsftih­
rer umrissen sind. 

c) Die ausländischen Arbeitskräfte werden bei der An 
werbung angehalten, Kleidung und Schuhwerk mit 
nach Deutschland zu nehmen. Soweit dies nirht 
möglich ist und soweit Ersatz fiir unbrauchbar gewor­
dene Kleidungsstücke norwendig geworden ist, wer­
den sie unter Berücksichtigung der kriegsbedingten 
Einschränl'llng mit Kleidung und Schuhwerk so .1us 
gestattet, daß der zur Gesunderhaltung notwt'ndigc 
Schutz vor Witterung~einllüsscn gewährleistet ist. 

d) Die ausländischen Arbe1tcr crh.1lten die vom Reichs­
minister für Ernährung und Landwirtschaft in Anleh­
nung an die Verpflegung vergleichbarer deutscher Ar­
beiter festgelegten Verpflegungssätze. Auflandesübli­
che Kost wird hierbei nach Möglichkeit Rücksicht ge­
nommen. Es wird Sorge getragen, daß den ,'\Usländi­
schen Arbeitskräften die Verpflegung auch entspre­
chend den fiir sie zur Verfugung gestellten Mengen 
verabreicht wird. Unterschlagungen, Wucherpreise 
usw. durch Aufsichtsstellen oder Ausfiihrungsorganc 
werden so geahndet, als wäre die Tat Deutschen ge­
genüber begangen. 

e) Jeder ausländische Arbeiter h.lt Anrecht auf eine wirk 
same gesundheitliche Betreuung. Oie Vorschnften 
zur Verhütung von Seuchen und übertragbaren 
Krankheiten finden uneingeschränkte Anwendung. 
Die ärztliche Versorgung ist je nach den örtlichen Ge 
gebenheiten durch Lager-, Revier- oder Kassenärzte 
sichergestellt. Für die stationäre Revier- oder Kran­
kenhausbehandlung ist die erforderliche Bettenzahl 
in geeigneter Weise bereitzuhalten. Für die Pflegt 
und Versorgung sind nach Möglichkeit volkseigene 
Pflegekräfte, u. U. volkseigene Ärzte und Feldschere 
heranzuziehen. Für schwangere Arbeiterinnen sind 
die notwendigen Entbindungsmöglichkeiten vorzu­
sehen, auch sind Stilleinrichtungen und KJeinkinder­
stätten im erforderlichen Umfang zu schaflcn. Zur 
Betreuung ist auf weibliche Angehörige des bctr. 
Volkstums zurückzugreifen. Rückbeförderungen von 
schwangeren Arbeiterinnen finden nur in besonde­
ren Ausnahmefällen auf deren Wunsch statt. 

f) Oie seelische Betreuung der ausländischen Arbeits­
kräfte ist zur Erhaltung der Arbeitskraft und -frcudc 
von größter Bedeutung. U nterhaltcnde Veranstaltun­
gen, Freizeitgestaltung, Sport usw. sind in erster Linic:­
im Lager selbst durch lagereigene Kräfte durch zufuh­
ren. Darüber hinaus werden besondere Künstler-

und Volkstumsgruppen der vcr~ducdenen Nattonalitä­
ten zur weiteren Ausgestaltung derseelischen Betreuung 
herangezogen. Ferner kommen. soweit möglich, Hei­
m.ttlilme 7Ur Vorfi.ihrun~. Außerdem sollen jedem Li­
germ die ein1clnen Fremdc;pr.tchen über:;ctztc Bücher, 
Zeitschriften und Zeitungen t.ugänglich sein. Sprach­
kurse sollen die Verständigun~ am Arbeibplatz fördern. 
Für dJe einzelnen Nationen werden Spezialwörterbü­
cher bearbettet und herausgebracht. Im ubrigen hJben 
auch die OstJrbctter grundsätzlich, mmdcstcm am .1! 

bcihfrcicn Tag die Möglichkeit. auszugehen. 
g) S:imtltchcn .lU~J:indischcn Arbettern i~t emc secl~or­

gerischc Betreuung ermöglirht, ~owcit diese ge­
wumcht wtrd. Für AngdtorJgc dc:r besetzten Ostge­
biete kommt zun.ichst nur etnc: Betreuung durch 
L1icnpric~tcr in Betracht. Die Betreuun~ durch russt­
S<"he und ukraini~che EmigrJntcn ist verboten. Im 
Todc:\fall werden Au.,l:indc:t .tUf den öffc:ntlldH:n 
Fri~dhofc:n beigesetzt 

h) Die politische Beeinflussung soll in erster Linie d1e 
Kr:ifte gegen den ßol~chcwtsmus wecken und i\t cnt­
~pJechcnd 7U gest.lltcm. 

Oie vontc:hc:ud wtcdergegcbcncn Grund!>:itzc smd, d,t 
sie von den jeweils 7USt.lndigcn Dienststellen .1ls W ci 
sungcn hcr.IUsgegeben sind, .11~ Richtschnur ftir Jlle Or­
gants<HIOflcn, Dienststellen und Ellttdpersonc:n blll­
dcnd. Alle Stellen, die sielt mit dem EutsJtz und der Be 
treuung der ausländischen Arbeiter zu befassen haben, 
tmbesondcre .lUch die Betriebs- und L.1gerftihrer, sind 
dJfUI verantwOrtlich, daß du:sc Grund~ätze tn dte Praxts 
umge~c:tzt und eingehalten werden. Ste müssen sich d.uü­
ber klar setn, daß Verstöße gegen die vorstehenden Grund­
sätze die deutsche Kriegswirtschaft und damit indirekt die 
Front schädigen und deshalb nid1t nur unter dem Gesichts­
punkt der unpolitischen Straftat (1. . B. Körperverletzung, 
Unterschlagung, Wucher) zu J.hndc:n, sondern unter Um­
ständen sogar als Feindbegümttgung anzusehen sind. Zur 
Verantwortung können nicht nur die Tnter selbst gezogen 
werden, sondern auch die ver.mtwordichcn Dienststellen­
leiter. Auch mangelhatte Unterm.htung oder Überwa­
chung der nachgeordneten Stelleu kann zu einer dienst­
strafiechtlichen Ahndung führen. Sämtliche bestehenden 
Anordn ungcn und Vorschriften fii r die Be ha ndl ung a uslä n­
discher Arbeitskräfte werden von den zuständigen Dienst­
c;tellen darauf überprüft, ob <t1c mu deu vo1genannten 
Grundsätzen vereinbar sind. Wo dies nicht der Fall 1st, wer­
den ste sofort entsprechend umgearbeitet. 
Berlin, den 15. April 1943 

Dokument I Merkblau uber die allgrmemen Grundsätzefür die ßeha11d/ung der tm R.eirh tätigen tuu,/iindischm ArbtttjluiJftt (lnn 
tlls Sc!Jrtibcn der Gestapostdle Kassel an die Ltmdriile des Beztrks vom 29.Mai 1943. lfStA Mb," 180 Mdsungm 2445). Diem 
Merkblatt dokummtu.rt deutlich die Wmde zur .. !Jumanm, ttrbctlsstn.gemdm Behandlung dtr ~JJ~sliittdtschm Arbttltr ". 
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"Volkstumsmäßige" Unterscheidungen 

Die polizeiliche ßch.tndlung der Millionenzahl im Deut­
schen Retch eingesetzter ausländisLher Arbeiter und Ar­
beiterinnen hatte seit Kriegsbeginn zu zahlreichen Erlas­
sen und V crordnungen gefuhrt, die die Kennzeichnungs· 
pflicht der Polen, die Kcnntlichm,tchung durch Armbin­
den (wogegen Niederländer und Dänen sich wehrten), 
den Umgang mit Kriegsgefangenen atlgemein, die Ge­
mcinschaftsunt"rbringung und viele andere Fragen zu re­
geht ~uchten, wobei Verbote. Ausgrenzungen und Ein· 
schänkungen vorherr~dttcn. 
Bei fast all diesen Regulativen tauchten sowohl sichcrheiß· 
politische als auch "rassische" Motive nebeneinander 
auf. Am 7. Dezember 1942 gabHimmlereinen geheimen 
Runderlaß an die StJpo(leit)stellen heraus, in dem die 
Aufgaben der "Gcfahrenabwchr beim Ausländcreinsatz" 
und zugleich die Stellung der .lUsländischcn Arbeiter in 
Deutschland grmulliltzlich dargelegt wurdcn.39 Bei der ,.st· 
cherhci tspolizc:ilichcn Betrachtung des ausländischen Ar­
bcJtcrs" seien ~volkstumsmäßige Unterscheidungen not­
wendig, da volkspolnische Gefahren nur von nicht-stam· 
mc~gleichen Völkern drohen können ".40 Dieser Vorstcl· 
lung entsprct.hcnd glic:dcrtc: llimmlc:r die Ausländer in 
vier Gruppen, wobei .,rassische" und politische Kriterien 
harmonisiert wurden: ln die Gruppe A- die Reihenfolge 
tst als Rangfolge gedacht - kamen die Italiener, die auf­
grunddes Bündnisses mit dem Deutschen Reich "eine Be­
!tJndlung erfahren, die jederzeit der deutsch-italienischen 
K:1mpfgemeinschaft Rechnung trägt und berechtigte Be­
schwerden italu:ntscherseits auf jeden Fall vermeidet. "41 

Wie bereits erw,iltnt, änderte sich dieser privilegierte Sta· 
tus schlagartig nach dem Ende Mussolinis im Jahre 1943. 
Für die Gruppe ß (Angehörige germanischer Völker: Fla­
men, Dänen, Norweger, Holländer) galt, daß sie .,fUr den 
GedJnkcn des großgermanischen Reichs, der Zusammen­
gehörigkeit aller germanischen Völker zu gewinnen" 
sc:ten. Hier war ein "Umgang der gewinnenden Beleh­
rung"42 angezeigt. In die Gruppe C lwmen .,Angehörige 
nicht-germ:mischer Völker, mit denen wir verbündet sind 
oder mit denen wir aufgrund ihrer kulturellen und gesamt· 
europäischen Bedeutung verbunden sind (Slowaken, Kroa· 
ten, Rumänen, Bulgaren. Ungarn. Spanier, Franzosen)". Ar· 
bciL~kräfte dieser Gruppe C sind ebenf.llls auf den ,.bercch-

ngtcn Führungsanspruch Großdeutschlands" bei der 
.,Neuordnung Europas" auszunchten: ,.Sie müssen durch ei­
ne verständnisvoiJe und gerechte Behandlung erkennen, daß 
sie als Angehörige einer im werdenden neuen Europa geach­
teten Nation betrachtet werden. "43 
In die Gruppe D fielen "Angehörige nicht-germanischer­
slawischer- Völker, die mehr oder weniger unter der un­
mittelbaren Hoheitsgewalt des Deutschen Reichs leben 
(Protektoratsangehörige, Serben, Slowenen, Arbeitskräfte 
aus den Baltenländcm, Polen, fremdvölkische Arbeits­
kräfte nicht-polnischen Volkstums aus dem Generalgou­
vernement und den eingegliederten Ostgebieten, Ostar­
beirer)". Für sie stand .,die Notwendigkeit einer straffen 
Führung" und die "Einhaltung eines besonders klaren Ab­
standes" an erster Stelle- "bei korrekter und gerechter Be­
handlung".44 Gegen der GruppeDangehörende Arbeits­
kräfte war "auf besonders strenge Disziplin "45 zu achten. 
Himmler machte in diesem Erlaß deutlich, daß seine .,ras­
sischen" Motive, der ~Schutz des deutschen Volkstums", 
im Grunde die Abwesenheit von Ausländern im Deut· 
sehen Reich erforderten. So sei "an sich gerade im Kriege" 
der Ausländereinsatz "mit elementaren Grundsätzen der 
Gefahrenabwehr nicht zu vereinbaren".46 Auch wirke 
sich die Tatsache der .,Notwendigkeit der Förderung der 
Arbeitswilligkcit. .. im Verein mit politischen Erwägungen 
und Erfordernissen des Arbeitseinsatzes hemmend auf 
manche an sich erwünschte und gebotene Maßnahme der 
Gefahrenabwehr aus",47 sodaß Maßnahmen gegenüber 
Polen und Ostarbeitern "daher allgernein auf ausländi­
sche Arbeitskräfte nicht ausgedehnt werden ... 48 Einen 
großen Raum in diesem Geheimerlaß ntmmt das .,Grund­
problem" des .,Geschlechtsverkehrs zwischen Deutschen 
und fremdvölkischen Arbeitern" ein, wobei die "Einrich· 
tung von Bordellen" und ein .,möglichst gleichmäßiger 
Einsatz fremdvölkischer Arbeiter und Arbeiterinnen" 
empfohlen wird.49 
In jedem Fall sei zu verhindern, daß der "angeworbene 
fremdvölkische Arbeiter ... im Reich seßhaft und heimal­
berechtigt werde".50 Eine scharfe Trennung nach Natio­
nalitäten .,am Arbeitsplatz und in den Unterkünften" sei 
anzustreben, die Unterbringung in Gemeinschaftslagern 
sei, wo immer möglich, durchzuflihren. 
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Löhne, Steuern, Abgaben, Arbei tszeit 

Der eingangs dargelegte Widerspruch zw1schen dem 
kriegswirtschaftlichen lntt'resse an der Ausbeutung aus· 
ländischer Arbeitskräfte und dem 11 errenmcn~chcn­
Standpunkt in der konkreten Behandlung der Ausl.lnder 
in Betrieb und Lager entfaltete in den Kriegsjahren 
eine um so schärfere Dynamik, je angespannter die kriegs­
wirtschaftliche Lage sich tur die deutsche Staatsflihrun~ 
gestaltete. Diel>er Widerspruch kennzetchncte auch die 
Veränderungen der Arbeitsverhältnisse, er erkJärr ste. 
Die Ausgangssitu.nion ist. insbesondere gegenüber den 
Polen und Ostarbeitern - und diese bildeten mit Abstand 
den größten Teil aller ausländischen Zwangsarbeiter in 
Deutschland -von einem arroganten und siegessicheren 
Herrenstandpunkt gekennzeichnet. Die Blitzkrieg~tr.1te· 
gie schien sich erfolgreich fortsetzen zu lassen, eine 
Neuordnung Europas unter großdeutscher Führung in 
greifba re Nähe gerückt. 
Für die Polen, die fortan in der Amtssprache des Dntten 
Reiches als .,Staatenlose polnischen Volkstums" diskrirni 
nit:rt wurden, galt aJs "mit dem gesunden Volksempfin· 
den nicht verembar, würden sie ebenfalls an dem soz1alen 
Fortschritt des neuen Deutschlands unbeschränkt teil­
nehmen ".51 Vielmehr sei es "notwendig geworden, den 
im Gebiet des Deutschen Reiches tätigen polnischen lk 
schäftigten eine besondere SteHung im Arbeitsleben des 
deutschen Volkes zuzuweisen".52 Diese besondere Stel­
lung bestand u. a. darin, daß ein AnspruchaufVergütung 
nur ftir tatsächlich geleistete Arbeit bestand, daß grund· 
sätzlicb an polnische Beschäftigte nur die niedrigste be­
triebsübliche Vergütung ihrer Alters- und Tätigkeitsgrup­
pe gezahlt werden sollte, und daß Anspruch aufFetertags· 
zuschlag zum Lohn nicht bestand. Familien· oder Kinder­
zulagen, Geburts·, Heiratsbeihilfen oder Sterbegelder, 
Weihnachtszuwendungen, Abschlußgratüikationen, Ju 
biläumsgaben, Treuegelder, ein dreizehntes Monatsgeld 
oder ähnliche einmalige Zuwendungen durften nichf ge· 
währt werden. Auch die Gewährung von Wochenhilfen 
oder die Vereinbarungen über die Altersversorgung waren 
unzulässig. Fortzahlungen des Lohns in Krankheitstallen 
oder Zuschußzahlungen zum Krankengeld durften nur 
gezahlt werden, "wenn es sich um einen unverschul<.lctcn 

BetnebsunfJII handelt". Fur JUgendliche Polen galten die 
Vorschriften über die ArbeitSzeit ftir Erwachsene. Aus die· 
~cn hier nicht vollst:indig wiedergegebenen Besttmmun­
gen wtrd die Zielsett.ung der unverhüllten Ausbeutun~ der 
Arbeit'>kraft, die möglichst ,11le Sozialleistungen .m~­

schließt, deutlich. 
Diese l laltung tntt noch deutlicher ~egcnubcr den Arbei· 
tcrn und Arbeitenonen .1us der Sowjctunion, den sogc· 
n.mmcn o~t.lrbettern, ZUtJge. Diese wurden 7Uniichst ei­
net prugr~~Mv v~rlau(endcn, extrem hohen 13c\teuerung 
unterworfen, die: so konstrutctt war, dJß sie uidH mehr als 
siebzehn Rc1chsmark in der Wod1c erhalten konnten.S.l 
Bei emcm Wot hcnlohn von 28 RM erreichte die Resteue­
rung berett~ 50 om de'> Einkommens (14,60 RM) und ~cicg 
bis Juf 75 Oto (bei emem Wodu:nlohn von 69 RM bl..'ttug 
die Steuer 52,05 RM) und mehr. 
Oie in dc11 folgenden Jahren erlas~C'ncn Vcrnrdnungcn 
s1nd von einer allmählu.hen und ge11ngen Vc:rbt:~serung 
dieser Au~gan~slagc gckennzc:tchnet. So t:illt im)u111 1942 
diese extrem hohe Besteuerung weg, und an ihn:. Stelle 
tritt d1e .. Ostarbeiterabg.lbc·.S4 Dtcse i~t 7.Utüchst sehr 
hoch; be1 t'ltlcm angenommenen Bruttolohn von ZOO RM 
beträgt sit: 103,50 RM, woher zudem ·l5 RM vom Lohn llir 
Unterkunft und Verpflc~ung etnbehaltcn wurden, so J.1g 
dem Ostarbeiter 51 RM aus~c:rahlt wurden. ~ie wird 1111 
April 194.3 geringfügtg gekür7.t, so daß in umerern Beispiel 
der Ost.ubeitcr nunmehr 69 RM ausge1..1hlt erhält. 55 Ab 
August 1943 werden JC nadt j.1hren Atlmt~cim<~tz ,.1m 
Großdeutschen Rctch" Pr.1mtcn lWt~then 20 Ofo und 50 Oo 
genhlt.56 EinJahr später schlicL~lich f:illt auch d1e Ostar­
beiterabgabe, und es folgt eine Anglcichung an die 
<lbgabenrechdichen Bcdingun~cn t\u polnische L.!Vtl­
arbeitcr 57 

Die: aul.l.llldls<:hen Arbeiter und Arbeiterinnen aus den 
west-und nordcuropäi~chen St.l:ttcn wurden 1m allgemei· 
nen wie ungelernte deutc;c;hc Arbeiter bezahlt. Zumindest 
galten die gleichen Vorschriften über Lohne, GchJit~r 
und Arbeibbedingungen w1e fUr deutsche Arbciter.SI! 
Die Kriegsgefangenen erhielten keinen Lohn, ~ondern 
iihnltch wie die Ostarbeiter nur ein "Arbeitscntgclt". In ei· 
ner Lohntabelle wurde: 1m c:inzdnen festgelegt, wie hodi 
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vom 8. 10. 194 I. Die~ bleibt die grundlegende Best1mn1Ung der Jrbelt~rechtltchcn v~rhlltnis\c lur d1c Polen und Polinneu iut Deut\chen Reid1. 
Sl Ebenda. .u Vgl. d1e • Verordnung uberdie Be~teuerung und die arbettuechthche Behandlung der Arben(kr.lftc aus den ncuhc(CU.ttn Ostgebieten 
vom 20. 1. 194r. ln: Retchsgc~etzblatt J. Nr. 7, 1942, S. 41 f. H. Vcronlnung, uber du: Eins~tzbcdingun~en der Ü5tarbencr vom 30. juh l942."1n: 
Reichsgesetzblatt I, Nr. 71, S. 419 ff. SS "Verordnung zur Durc.hfuhrung und Anc.lerung der Verordnung uber dte Emsatzbedtngungen der 0Harbc:t 
ter vom 5. Aprill943." 1n: Rcichsgcsctzbla.tt I. 1943, Nr. 37 vom 10. 4. 1943, S. 181. ~~.Verordnung ü6cr dtc Gewahrung von Pr.unu:n an Ostarbet· 
tu vom 23. Juli 1943." ln: Relclugcsetzblatt I. 1941. Nt, 73 vom 9. 8. 194l. S. 451 \7 • Verordnung ubtr die Etnsatzbc:dmgungc:n der 0\t.lrhcttcr 
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der an das Knegsgefangencnlager abzufiihrendc Anteil lU 

sein hatte. Bei einem mit einem deutschen Arbeiter ver­
gleichbaren mon.1tlichen Lohnbetrag von 200 RM betrug 
der Stalag-Anteil (Sralag für Stammlager der Kriegsgefan­
genen-Mannschaftsdienstgrade) 88 RM und da~ Lager­
geld, das dem Kriegsgefangenen ausgehändjgt wurde, 60 
RM. Der Unternehmer hatte eine Pauschalsteuer in Höhe 
von 10% dc~ Stalag- und Krieg~gcf.1ngcnen:mtcils an d.as 
St:~lag 7U entrichten. In unserem Beispiel heißt dies : der 
U ntcrnehmer zahlte dem Sulag 162,80 RM (88 + 60 + 
14,60). Er hatte einen erheblich .,billigeren" Arbeiterzur 
Verfügung, den er auch ohne zusätzliche Mehraufwen­
dungen an Sonn- und Feiertagen und zur Nachtarbeit cin­
:)Ct.ccn konnte. Der Sta.tt bereicherte sich mit Hilfe des 
StaiJg Anteils, der fJst immer höher lag als die Summe der 
vom Lager aufgcwandter1 Kosten für Unterkunft und Ver­
pflegung. 59 

Für die ersten drei Krankheitstage hatte der Kriegsgefange­
ne selbst ,,.aus erzieherischen Gründen" dem Unterneh­
mer die: Kosten für Unterkunft und Verpflegung zu zah­
len. ,.Bei Arbeitsunwilhgketl und verschuldeter Minder­
let.stung" konnte der Unternehmer den Kriegsgefangenen­
Joteil bis zur Hälfte kürzen . .,Bei anhaltend ungenügen· 
den Leistungen" konntt' er einen Antra~ auf Minderent­
lohnung stellen. 
Besonders benachteiltgt wurden die sowjetischen Kriegs­
gefangenen. Ihr Arbeitsentgelt wurdt noch tiefer herabge­
Huft als bei nicht-sowjetischen Kriegsgefangenen. In der 
Regel erhielten sie nurdie Hälfte von deren Entgelt. In un­
'erem Beispiel heißt dies: bei einem Bruttolohn eines 
vergleichbaren deutschen Arbeiters in Höhe von 200 RM 
w:1r fur dic ~owJetischcn Kriegsgefangenen der Stalag-An­
teil 118 R.M (gegenüber 88 RM fur nicht-sowjetische 
Kriegsgefangene), und ihr Arbettsentgelt betrug 30 RM 
(gegenüber 60 RM für andere Kriegsgefangene). 
Das Arbeitsverhältnis wurde- f1ir die Polen jedoch nur bis 
Juli 1940, tur die Omrbeiter ~rundsätzlich überhaupt 
nicht! durch einen ArbeitsvcrtrJg begründet, der bei der 
Anwerbung abgeschlo~sen wurde. Dieser Vertrag enthielt 
auch eine Regelung der L(lufzeil, wobei die Verträge in der 
Regel mit 1-.'Urzer oder mittlerer Frist liefen (ein Vierteljahr, 
ein halbes Jahr, ein Jahr). Die Ostarbeiter jedoch wurden 
generell auf zwei Jahre festverpflichtet (vom 1. 8. 1942 bis 
lUm 31. 7. 1944), und rechtzeitig wurde diese Laufzeit fUr 
alle Ostarbetter um ein weiteres Jahr verlängert.60 Eine 
Kündigung de~ Arbeitsverhältnisses w.u nur mit Zustim­
mung des Aibeitsamtes gestatlet. 
Die Pfljcht zur Führung eines Arbeitsbuchs wurde ab Mai 

1943 fiir alle ausländischen Arbeiter und Arbeiterinnen 
(vorher waren die OstarbeHer hierzu nicht gezwungen 
worden) vorgeschrieben. 
Die Aibeitszeit rur ausländische Zwangsarbeiter lag nach 
Aussagen von Zejrzeugen bei 60Stunden in der Woche. 
"Im Bahnbetriebswerk Kassel betrug sie 60 Stunden wö­
chentlich, bei llenschel & Sohn arbeiteten ,die Russen• 
aus dem Lager Möncheberger Gewerkschaft 10 bis 12 
Stunden (außer sonntags), bei der Firma Wegmann wurde 
von 7 bis 18 Uhr gearbeitet. "61 Mosch-Wicke berichtet 
davon, daß bei Henschel "von 7- 18 Uhr mit 15 Minuten 
Frühstückspause und etwa einer Stunde Mittag" gearbet­
tet wurde. "60 Stunden mußten mindestens pro Woche 
gearbeitet werden, häufig d.uüber hanaus auch der halbe: 
Sonntag. "62 

Die Aibeitsbedingungen flir ausländische Zwangsarbeiter 
in der Kasseler Rüstungswirtschaft zu ergründen, ist nicht 
mögJich, da uns die Akten der großen Kasseler Rüstungs­
firmen (insbesondere der Firma Hcnschel & Sohn) nicht 
zur Einsicht offenstanden. Wir können nur mit einigen 
Schlaglichtern, die die subjekttve Erinnerung Betroffener 
und Zeitzeugen aufbewahrt hat, die Situation beleuchten. 
Ein ehemaliger Henschel-Aibeiter, der während des Krie­
gelt im Werk Mittelfeld ab Vorarbeiter beschäftigt war, be­
richtet: "Die Frauen haben die gleichen Arbeiten wie die 
Männer verrichtet. Er erinnert sich, daß besonders die 
Russen gut gearbeitet haben. Einmal hat ein Hilfsmeister 
einen Polen in den Rücken getreten, der gerade an der 
Treppe stand, so dJß er 16 Stufen hinunterstürzte. Zwct 
Männer haben ihm wieder aufgeholfen. Herr R. traute 
sich in dieser Situation nicht, ihm zu helfen, weil er im Be­
trieb sowieso als Roter bekannt war. Herr R. berichtet, wie 
unglücklich die ausländischen Mädchen bei Henschel wa­
ren. Wenn eine ihren Kopf auf die Maschine legte und 
weinte, weinten alle hundert, die in der Abteilung 
waren."'63 Ein ehemaliger Zwangsarbeiter aus Polen berich­
tete von einer Begebenheit bei der Aibeit: ,.Er arbeitete müde 
vor sich hin, ohne viel mitzudenken und verletzte dabei ver­
sehentlich einen deutschen Kollegen, der sich einen Finger 
brach. Daraufhin sollte er abgeholt werden. Er wußte nicht, 
was ihn erwartete, aber er rechnete damit, aufgehängt zu wer­
den. Zwei Deutsche stellten sich vor ihn und verlangten, daß 
er an seinem Aibeirsplatz gelassen werden sollte, weil er ein 
guter Aibeiter war. Er wurde an einen Ofen strafversetzt, wo 
er glühende ,Brocken' aus dem Feuer holen mußte. Aberdie 
zwei Kollegen erreichten, daß er an seinen alten Aibeitsplatz 
zurückgebrc1cht wurde. Er sc1gt heute, die beiden hätten ihm 
das Leben gerettet. "64 
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Alltag unter Polizeistatut 

Oiemut MJJer hat dargelegt, daß die Staatsführung gerade 
gegenüber den sogenannten Fremdvölkischen, die .,von 
vornherein als außerhalb der Rechtsgemeinschaft stehend 
angesehen wurden", unbeschränkte sonderrechtliche Ak­
tivitäten praktizierte, die dazu ft.ihrten, diese "dem Gel­
tungsbereich von Nonnm überhaupt zu entziehen, sie 
ausschließlich den Belangen der Sicherheitspolizei zu un­
terwerfen und die Zuständigkeit anderer Behörden und 
Verwaltungszweige möglichst auszuschalten, jeclenf.tlls 
zu reduzieren und zu lähmen". Die Gestapo als Teil der Si­
cherheitspolizei hielt sich ft.ir zuständig, ,,alles und jedes, 
das irgendwie mit diesen Personen zusammenhing, zu re­
geln". Majer faßt die nicht endenden sonderrechtliehen 

Regelungen 10 1hn:r Wirkung ~o zuummcn: "Auf C1t1e 

kurze Formel gebracht, ordneten sie an, dJß alles verboten 
war, wenn es nkht ausdrücklich crbubt war. "65 

Wenn w1r im folgenden ohne Anspruch aufVoll~tändig­
keit den Zuwnmenhang dieses von der Polizei diktierten 
Alltags auflösen, aus Darstellungsgründen Jlso bis zu ei­
nem gewissen Grade der bürokratischen Zerlegungsme­
thodik folgen. ~o tst 1m Auge zu behalten, daß die Wir­
kung .tll dJeseJ Beschr.inkungen und V erbotc /tWJtmnm 

noch stärker durchschlug, daß Elend, Not, Unheiheit und 
Geringachtung - besonders rur die Polen und Russen -
zur Aussichtslosigkeir f\ihrcn konnte, zur Grenzlage 
menschlicher Exish:nz überh.mpt. M• 

Die Mißachtung menscblicher Grundbedürfnisse 

Ernährung 

Hungernfiir Hitler ist der Titel eines kürzlich erschienenen 
Buches, das die Lebens- und Arbeitssituation polnischer 
Zwangsarbeiter zum Gegenstand hat.67 In der Tat war der 
Hunger, besonders rur die Polen und Russen, der ständige 
Begleiter. 68 
Man wird davon ausgehen können, daß die Ernährungsla­
ge bis Anfang des Jahres 1943 unzureichend, für einige 
Gruppen sogar katastrophal war, sich dann im Zuge der 
sogenannten Intensivierung der Arbeitsleistung leicht 
verbesserte, gegen Ende des Krieges jedoch sich wieder 
gravierend verschlechtert hat. 
Für die sowjetischen Kriegsgefangenen hatte Göring Ende 
1941 zynisch erklärt: "Der Russe ist genügsam, daher 
leicht und ohne schwerwiegenden Einbruch in unsere Er­
nährungsbilanz zu ernähren. Er soll nicht verwöhnt oder 
an deutsche Kost gewöhnt, muß aber gesättigt und in seJ­
ner dem Einsatz entsprechenden Leistungsfähigkeit erhal­
ten werden."69 Diesowjetischen Kriegsgefangenen ~olhen 
demnach bis zu der Menge ernährt werden, die der Körper 
braucht, um eine bestimmte Arbeit leisten zu können. 
Ähnliche Formulierungen, die auf eine Leistungsernäh 
rung hindeuten, finden sich in den Qlellen häufig. So 
heißt es in den Tagebüchern des Rüstungskommandos 
Kassel: .,Die Verpflegung (der russischen FJcharb~iter be1 

den Hensd1el Hugmotoren Werken in Ahcnbauna) isr gc­
nau festgelegt und soll bei guter Arbe1t Juch ausreich~nd 
sein. "70 Die konkrete Bedeutung dieses Satzes wuJ ki,H, 
wenn man einen 7.Ur gleichen Zeit Jbgcfaßtcn Bericht 
über die Gefangenenkost heranzieht: "Die zivilen ru<;<;i­
schen Gefangenen, die fast durchweg in guter körperlid1cr 
Verfassung eintreffen, erhalten nur G~fangenenkost und 
müssen hinter Stacheldraht untergebr;~cht werden. Durch 
diese Verpflegung werden d1c Arbeitskräfte so ge­
schwächt, d.tß sie fü r emige Zeit aJbl'itsmäßig ausfallen 
und in besonderen Lagern aufgepäppelt werden müssen. 
Nach ihrem Wiedereinsal7 wiederholt sich dieses Spiel. 
0<1durch gehen willige uuJ tüchtige Arbeitskräfte verlo­
ren, die Hir dringlichste Fertigungen ausgenutzt werden 
könnten, wenn eine normale Verpflegung in den Betrie­
ben zugclas~en werden würde. Umgehende Änderung der 
bestehenden Bestunmungen ist dringend notwendig. "71 

Diese schlechte Ernährungssituiltion ist für das ganze Jahr 
1942 in Kassel nachweisbar. Im Juni mußte Jie Betriebs­
leitung eines Luftwaffenbetriebes sowjetrussischen Arbei­
terinnen zusätzlich Kartoffeln liefern.72 Im August stellte 
die Firma Henschel & Sohn fest, daß .,bedingt durch Er­
nährungsschwierigkeiten ... die Leistung der im KampfWa­
genbau eingesetzten Russen erheblich nachgelassen h:~t , 

&5 D. Majer a.a.O. (11 ), S. 304 ff. 6b Luce d'Er.1mo: Der Umweg. Rowohlt Verlag. R.c:inbek 1 ?81. 1•' Ch. U. Sdunullk-Cu\IJVU~ (Hg.): Hungern für 
HitJcr. Erinnerungen polnischer Zwangsarbeiter im Oeuuchcu Reich 1940-1945. Rowohlt Verl.tt: Reinbdd 984 hK Mmch Wl\ke J.a.O. (JJ),S. 73 
ff.; Th. Ewald a . .t.O. (16). S. 106 tl'.; H. Pfahlmann a.a.O. (3), S. 19J ff.- Zum massenhaften Hungcnod sowjetischer KncgsgcfJngcncr, vgl.: Ch. Streit 
a.a.O. {12). S. 137 ff., 2491r- Auch m den lnte"iews. dtc l). Herben wiedergibt, taucht der Hunger~~~ emc Grundsitu.uron .tu\bndischer Arbcner rn 
der Kriegszen auf. Ulrich Herbert: Apartheid nebenan. Erinnerungen an die Fremdarbeiter rm Ruhrgcbrct. ln : 1 .. Nicth.tmmer (H~.): _.Oie Jahre weiß 
man nicht. wo man die heute hinseucn soll. • Drell Nachf. Verlag. Bcrlrn und Bonn I 983, S. 233-266. ~v BAK/MAF a.J.O (4), RW 2Ö-9/9. 71l 
ßAK/MAF a . .1.0. (4), RW ll-30/11. 11 BAKIMAF ~ . .t.O. (41. RW 20-9110. 11 BAK/MAF J.a.O. (4), RW 21-30/13 
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dit Arbcitsl~ttung liegt augenblu:kJich bei c:a. 30% eines 
deutschen Arbcitcr~".7J In einem Rencht überdie Fieseler 
W crke Mitte 1944 ist generell von einer .,Unterernährung 
der Arbeitskräfte" UJC Rede.74 Bemühungen seitens der 
K.lsseler Arbeitseinsatzverwaltung "zur Aufbesserung der 
Kost fUr die italienischen Militärintcrnierten, aus der eine 
höhere Leistung derselben erw<lrtet wird",75 scheiterten 
nic.:ht zuletzt auch an der Strafbestimmung fur italieni­
s<.he Miluiiwmrnierte, Verpflegung .,grundsätzlidt nach 
Leistung abzustufen, bei unbefriedigender Leistung fur 
die ~e!>amtc Arbcitscmhcit ohne Rücksicht auf einzelne 
Will igc zu kürzen" _76 Die Verpflegung erfolgte im aJ !gemei­
nen in den Gemeinschafisldichen der Betriebe und der 

Wohnlagcr. Sie wurde tn Blechtöpfen oder Konservendosen 
.1usgeteilt und bestand meist aus dünner Kartofrel-, Steckrü­
ben-oder Rüben- bzw. Spinatblättersuppe. Einmal wöchent­
h~h gab es Brot, Margarine und Marmelade. 
"Im Lager Möncheberger Gewerkschaft befand sich eine 
Großküche mit Magazin. Qyantität und Qyalität der 
Verpflegung lagen ,an der untersten Grenze des Existenz­
minimums'. Als Eßgeschirr djemen Konservenbüchsen. 
Die ,Russen' bettelten auf dem Marsch zur Arbc1t um 
etwas Brot und versuchten immer wieder, Obst und Ge­
müse aus den Schrebergärten zu pflücken, was von dco 
Wachleuten während des Marsches offenbar gedulder 
wurdc."77 

Kleidung 

MoS<.:h·Wickc bcmhtet aus se1nen Gespradten mit Zeit­
zeugen, daß die mangelhafte Kle1dung der Zwan~sarbcitcr 
bei fast JJien in Erinnerung geblieben war: .,Die Zw.1ngsar­
beucr von Schäferberg trugen im Sommer wie im Winter 
nur dünne llt:mden und Hosen, d~t• ~Je, oft vom Regen 
u,tß, nt~hl vor Kälte ~chüt1ten. In der Rege] besaßen ~ic 
nur Kleidung. die sie bei ihrer Verschleppung mitgebracht 
h.tttcn. Das war oft nicht mehr, als sie .1uf dem Leibe tru­
gen. Meist war die Kleidung, die auch während der Arbeit 
benutzt werden mußte, schon nach kurzer Zeit zerlumpt, 
vcrdrctkt und von Ungeziefer bdallcn. Die Lagereinrich­
tung bot kaum eine Möglichkeit zum Waschen. Wer 
ruchts t.um Wechseln besaß, konnte seme Wäsche über­
haupt mcht reinigen. Oft wurde die Kleidung auch nacht~ 
nicht ab~elcgt. Die Kälte m den Baracken und die unzurei-

c.:henden Betten und Decken zwangen dre Menschen, m 
ihren Kleidern zu schlafen. Auch völlig zerrissene Klei­
dung wurde nicht crsetzt."78 
Fast alle Zeitzeugen erinnern sich an das vollkommen un­
zureichende Schuhwerk der Zwangsarbeiter. Göring hatte 
fur die sowjetischen Kriegsgefangenen als Fußbekleidung 
in der Regel Holzschuhe angeordnet.79 Viele waren später 
froh, wenn sie überhaupt Holzschuhe oder Holzpantinen 
besaßen und sich nicht mit Lumpen die Füße einwickeln 
mußten. Pfahlmann berichtet von verschiedenen Versu­
chen 1943 und 1944, diese katastrophale Situation im In­
teresse der Erhaltung der Arbeitskraft zu ändem.SO Solche 
Maßnahmen und Bemühungen sind auch in Kassel nach­
weisbar. Sie blieben hier wie im Reich jedoch ohne Wir­
kung.Sl 

Unterbringung 

Das Ztcl der Pohzcifuhrung war dte Untcrbnngung aller 
ausllndi~chen Arbl'iter in großen Barackenlagern, nach 
NJtionalitätcn bar.1ckenweise getrennt und wenn mög­
lich einem großen Betrieb zugeordnet. Dieser Idealvor­
stcllung, die dem Interesse an einer funktionierenden 
Behcrrschbarkeit der Ausländerströme entsprungen war, 
kamen in Kassel die großen Henschei-Wohnlager(Struth­
bachweg, Möncheberger Gewerkschaft, Schäferberg, Mat-

tcnberg) ztemiKh nahe. Der Werkschutz des Unterneh­
mens stellte die Lagerleitung, der Werksarzt kontrollierte 
das Gesundheitswesen, die Verpflegung konnte koordi­
niert werden usf. Ähnliche große Wohnlager wurden in 
Kassel fiir Ausländer der FieseierWerke (in Waldau) und 
der Firma Wegmann emgerichtet. 
Eine Beschreibung eines dieser großen Kasseler Lager ha­
ben Ewald/ Hollm.mn/Schnudt unternommen: das z.wi-

J F.hencl.t. 7 ~ BAKIMAF .u.O. (4), RW 21- 30118. 7S BAK/ MAP .\.J.O. (4), RW 20 9/ 19. SenchrdesGauarbeitsamte~ Kurhessen .md;JS Rüstung$ 
kornm.1ndo K.md. ?o BAK/MAF .1 • .1.0. (4), RW 21-30/ 17. Rund~chrciben Nr. 312 des Ru~tungskomm.mdos K.usel vom 19. 5. 1944. 77Th Ewa.ld 
u . .1 ... 1 . .1.0 . (16). S. 113. 78 Mosch-Wicke .1 • .1.0 . (U), S. 78. Vgl. .1uch Th. Ewald u. ~ .• .1.a.O. (16), S. 117 fi. H. Pf.1hlm.1nn a.a.O. (3), S. 198 ff 
l9ßAK/MAF a.a.O. (4). RW 10- 9/9. so H. PfJhlmann a.a.O. (3), S. 199 A·. 81 Im Aprill943 sah d:agenannte ,.Merkblatte vor, daß die ausl.lnd1schcn 
Arbeiter •... mit Kleidung und Schuhwerk ~o Jusgestattet !werden], daß derzur Gesunderhaltung notwendrge Schutt vor Witterun.gsemtlüssen ge· 
währteistet ist". (HStA Mbg 180: Mchungen 2445).- Eine waghalsige Umschreibung der TJtsache. daß der Mensch Schuhe und Kleider braucht.­
Auch kummcrtc si<-h der Rüstung~ohmann IXJ im jJhre 1~44 um ~cnr~prechcnde NMmo~lhrkleidung und Normalw;i~(.ht fiirOsurbtuer" (Millcilun 
gcn der Industrie und ll~ndelslwmmcr K.1~~el Mühlh;nuen Nr. I vom 1. 5. 1944). 
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~eben 5000 und 6000 M~nscben beherbergende Lager 
Möncheberger Gewerkschaft in der Komeier Nordstadt: 
"Dieser Komplex am Ende der Simmcr~hiiuscr S~raße be­
stand während des Zweiten Weltkrieges aus großen Pro· 
duktionshaiJeo einer ehemaligen Ziegelei, die den Namen 
' Möncheberger Gewerkschaft' trug .... 
In diesen Produktionshallen waren fast ausschließlich ru~­
sische Zivilarbeiter untergebracht, die 1942 :1us dem 
Raum Charkov dorthin gebracht wurden. Frauen und 
Männer waren getrennt untergebracht. Als Schlafstellen 
dienten sogenannte luftschutzbetten, von denen drei bis 
vier übereinander standen. Zu jedem Bett gehörte ein 
Strohsack und eine Wolldecke. Das Lager war nicht 
eingezäunt. Gruppen mit etwa zwanzig Personen durften 
~onntags das Lager verlassen. Im Lager befand steh etnc: 
Schuhmacherei und eine Schneiderei, um die eigenen Be­
dürfnisse an Schuhwerk und Kleidung zu decken. Die La­
gerleitung rek-rutierte sich aus Angestellten der Firma 
Henschel & Sohn. Im Lager befanden sich zwet ukraini­
sche Dolmetscher, die nur dort tätig waren. Die Laget· 
Selbstverwaltung wurde von der Lagerleitung kontrollteil 
und überwacht. Im Lager gab es einen Dusch raum, der ct· 
wa 50 qm groß war. Die notwendigsten sanitären Einrich­
tungen waren vorhanden. Der Abmarsch zur Arben er­
folgte in militärisch geschlossenen Marschkolonnen zu je 
1000 bis 2000 Mann. Bewaffnete Bewacher begleiteten die 
Kolonnen. Es soll sich um Werkschutz der Firma gehan­
delt haben. In gleicher Weise erfolgte der Rückweg ins La· 
ger. Im Lager gab es keine Einrichtungen ftir ,Freizeit'·ge 
staltung. Von der Heimat mitgebrachte Musilcinstrumen­
te sorgten fUr Unterhaltung. Der Besitz von Rundfunkge­
räten war untersagt. Es gab ein Straflager, das die Gestapo 
in einer tiefen Grube ~1Uf dem Lagcrgeliindc eingerichtet 

hatte. "82 Dieses Lager Möncheberg war, 1m FruhJ.thr 1943 
bereits mit ca. 5000 Ausländern belegt, fUr einen weiteren 
Ausbau votgcsehen: .. Durch hlufende Aufstellung neuer 
B.uJcken erfolgt eul ~t:indiger Ausbau z uguu~ten verbes, 
sertcr Untcrkunftsbedingungcn. Dr. Zander und Lager 
fUhrcr Nennstiehl betonten die Notwcndtgkeit von 24 
Wetteren Unterfl.ihrcrn. Da~ vorh.lndt<ne Pcr.,onal rci~hl 
hei weitem ntcht aus, die notwcndtgc Steherheu und Ord­
nung zu gewährleisten:•s .J 
Diese "Ideal"-vorstellung der Polw.·tfuh rung. d1e Auslän­
der in rie~igen Barackenlagern unterwbringen, ließ sich 
nicht in allen Fällen vcrwirkJtchcn. Eincncits waren Be 
~chaffungs- und Baumaßnahmen in großem Umfan~c er­
forderlich - nicht zu vergessen boden-und erwerbsrechtli­
che Fragen bts hin zur Rcquinenmg oder Konfiszictung ­
~nderersei ts mußten für die zahlreichen mittleren und 
kleineren Firmen .. Gemeinschaftslager'' eingerichtet wer­
den, schließlich zerstörten die alliierten Luftangriffe auch 
nicht selten diese Barackcnl.igcr .lU'iliindischer Zw.mgs.u­
beuer. 
Vor allem ~owjeusche K11cgsgefangene wurden zun~ic:h~t 

in groHen Mannschaftszehen untergebracht. für die klci· 
neren und mittleren Wohnlager und Arbcitskommando~ 
(der Kriegsgefangenen) griff man daher t.unehmend auf 
leerstehende oder dun:h Requirierung frei gcrnac.hte Räu 
me zurück: Gastwirtschaften (vor allem Säle und Anbau­
ten}, Scheunen und Ställe. Schulgcb:iudc dicntl'O .11~ Un­
terkunft. Manchmal mußte .\uch der Dachboden oder c.ler 
Keller von Privathäusern htcrfür herhalten. Die Stadt Ka~ 
~el war im Jahre 1944 und bis zurn Kriegsende von mehr 
als 200 solcher Lager, Unterkunfte bzw. Bchelf~uuw­
künftc tibcr.mgen, in denen ausl:indische Arbcttct und 
Arbeiterinnen hausen mußtcn.84 

Kranken bchandlung 

Streit hat auf das Massensterben sowjetischer Kriegsgefan­
gener, besonders Ende 194111942, hingewiesen.85 Hun 
ger fUhrte zu Unterernährung und Abwehrschwäche, 
mangelnde hygienische Sorgfalt zur Infizierung Tausen­
der, so daß vor allem die Fleck.fieberepidem icn in den Ge-

fangenenlagern wüteten. "Im Sr.1l.1g Ziegcnhain", wtrd im 
f.ebruar 1942 gemeldet, ~befinden sich zur Zeit überh.wpt 
keine: SowjetkriegsgefJngcnen mehr. Die bisher dorthin 
überwiesenen (etwa 3000) waren binnen kur?Cm so zu­
sammengeschmolzen, daß lediglich 1200 Sow)t:.t-Kricg'· 

K2 Th. Ewald u . .1., a . .t.O. (16), S. g9 fT.- Vgl. die Bcsdu~ibunK dc~ Hcn~d•d·La.sw Sthatcrbct~_be • Mu~dt-Wi,)(c, S. J'.l-65 lll BAKIMAF J..J.U (41, 
RW 21-30/1 S. •~ Bcim . lntem.Hion.tlen Suchdienst des ROten Kreuzes• (ISO) m Aroi,C'n bcfinciC'n ~irh u. a. die (bC'anfWOtlctcn) FrJgebogcn der ßr• 
s.uzungsmachte Jn die deutschen Gcmemden, mit deren Hilfe manAufsC'hluß über das Srh,,h,ll der All\länder 1m N.m Oeutschbnd crh.tften wollte:. 
ln der Amerikanischen ßeSJtzungs7onc fragte z. B. der Bogen A nach allen .Trupps, Grufpcn, f1nhcucn oder Form.ll1oncn (z. B. Kriegsgefangenen · 
komm.tndos, Zwangsubcnskomm.tndos, ausl;;nd. Arbener usw.). d1e 11m ICWclltgcn On ""t10n1crt oder durchgcr\lc.kt wuen•. Dtcsc Antragen smd 
x.wJr lu~inc~wcg~ tmmc1 cxo~kt b;ow. Ju\1\ilultch bc~ntv:-ortct wor~en; gleldlv,;ohl geben die Antworten (die'-· T. ;~uch d1c em.cclnen Au,J.indel nJmcnt· 
lieh re~th.tltcn) ('111('11 ungd'ahiCII AuE<.hluß ubcr die lJh3\.hltdlt~l1 Vcrh~luussc. a~ Ch . .Streit .a.J.O. (12), S. 128 190. 



gefangene fur du: Bauten in Allendorf eingesetzt werden 
konnten. Von diesen sind 1ur Zeit nur 500 arbeitsf.1hig, je­
doch auch nur fiir täglich vier Stunden."86 
Zur gleichen Zeit wurde für den gesamten Wehtkreis IX 
gemeldet, daß derzeit überhaupt keine sowjetischen 
Kriegsgefangenen eingesetzt werden, ~weil in den LJgern 
Seuchen herrschen" _87 
Auf Reichsebene war ab Mai 1942 für das "Gesundheits· 
wcscn flir die fremdvölkischen Arbeitskräfte" Reichsge· 
'iundheitsführcr Dr. Conti zuständig.SB Zwar gab es be· 
~timmte Erlasse, die den katastrophalen Zustand absolut 
unzuretthender Krankenversorgung abJ:utniklern trachte· 
ten ,l!9 dtc Wirklichkelt blieb jedoch zumeist unverändert. 
Der allgemeine Gcsundheit<;zustand z. B. im Lager Schä­
ferberg .,muß erschreckend gewesen sein"; dieses Resü­
mee zieh1 Most.b-Wt<..ke aus den Gesprächen mit Zeitzeu· 
gen, der hohen Zahl der dort innerhalb eines halben Jah· 
rcs Verstorbenen und der Art der Erkrankungen, die als 
Todesursachen in den Sterberegistern erhalten sind.90 Die 
zynische Art und Wc:asc, wie die Arbeitseinsatzverwaltung 
Sdtwang~rsdtafl und Gt"burt bei Polinnen und Ostarbei­
terinnen behandelte, verriet deutlich, daß hier nicht wie 
bei einer d<.'ut~chen schwangeren Frau Hilfe und Sorge, 
sondc1 n kostc:mpMende Abfertigung und Erledigung des 
Stört.tktors Schwangerschaft arn Werke war. So schreibt 
der GBA .lm 20. März 1943 ;ln ehe Landesarbeitsämter: 

.,Ausländische Arbeiterinnen (außer Polinnen und Ostar­
beiterinnen) ... darf in dringenden Fällen ein Bezugsschein 
über ein Umstandskleid ... erteilt werden ... Polinnen und 
Ostarbeiterinnen darf nur so viel Stoff bewilligt werden, 
wie zu r Änderung der vorhandenen Kleidung unbedingt 
erforderlich ist. Die Bewilligung bequemeren Schuhwerks 
wird im allgemeinen, zumindest bei den Ostvölkern, 
nich1 erforderlich sein, da gesundbeitJich ungünstigeres 
Schuhwerk eine Zivilisationserscheinung ist ... Auch in 
der Landwirtschaft werden sich mit Hilfe der Dorfgemein­
schaft (OrtsbauernfUhrer) die Entbindungen weitgehend 
örtlich regeln lassen, zu mal es sich meistens um Polinnen 
und Osta rbeiterinnen handelt, die im allgemeinen leicht 
niederkommen. Den werdenden Müttern können bei 
dringender Notwendigkeit nach Erreichung des 8. Mo­
nats der Schwangerschaft Bezugsscheine über KJeidungs­
gege nstände ftir Säuglinge bis zur Hälfte derjenigen Be­
zugsrechte ausgestellt werden, die einer deutschen Mutter 
im en tsprechenden Falle auf Grund der Säuglingskarte zu­
stehen. Eine Versorgung der werdenden Mütter unter den 
Ostarbeiterinnen mit Bettwaren und Bettwäsche ist nicht 
vorgesehen, da die Säuglinge in Heimen oder Sanitätsstu· 
ben der Werke untergebracht werden dürften, die dann 
die notwendigen Ausstattungen erhalten. Keine (Ernäh­
rungs)zulagen erhalten (stillende) Ostarbeiterinnen und 
Polinnen. "91 

Bewegungsfreiheit 

Wahrend steh Angehörige befreundeter Nationen im 
Reichsgebiet frei bewegen konnten, waren die Franzosen, 
Belgier, Holländer und Norweger z. B. auf das Kretsgebiet 
verwtesen. Polen, dte wie dtr Ostarbeiter keinen Paß bzw. 
keJnen Paßersatz, sondern nur eine Arbeitskarte erhalten 
hatten, durften sich nur im Ortspolizeigebiet frei bewe· 
~en. Ostarbeiter durften sich zunächst nur in ihren Unter-

künften, am Arbeitsplatz und auf dem Wege dorthin und 
zurück aufhalten.92 
Im Mai 1943 erfolgte eine Lockerung dieser Bestimmung: 
die Ostarbeiter dürfen sich von nun an im Arbeitsort frei 
bewegen. Auch durften sie jetzt Straßenbahnen, O-Busse 
und Kraftomnibusse innerhalb des Ortsbereichs be­
nutzen.93 

~b BAKIMAF a.a 0. (4), R'X 20-'J T • BAKJMAF .1 • .1.0. (4), RW 20-9/10. Beri,ht dn Prüfungskommtmon vom 9. 2. I <>42. U I'. Otdtcr, 
Handbuch, a.a.O. (18). s_ 88. Hq So das mehrfach Zitierte .Merkblatt" vom April 1943, in dem es hieß: Jeder Ausländer hat Anrecht auf CIOC 

wirksame gcsundhcitltchc Bctrcuuntt··· D1c ärztliche Versorgung ISt 1e nach den örtlichen Gegebenbetten clurch Lager·. Revier· oder Kassenärzte 
silhcrgcstdll_ Für dtc srJuonarc Rcv1cr· oder KrankcnhausbehJndlung ist dte crfordcrlichc Bettenzahl in geetgneter We1sc bereitzuhalten .. ." (HStA 
Mbs 180: Mclsun~n 2445). ~o Mmch-Wtcke .u.O. (13), S. 97 ff. Ganz knapp hier1u auch H . Pfllhlmann a.a.O. (J). 5.201 91 HStA Mbg. 180: 
Mehungcn 2445. - Um du:~c) Dokument ntrht .1h einen Höhepunkt diskrimtmerenden Denken~ fehlzumterpreueren, 1st in Ennoerung xu rufen, 
dJß !)au,kel mit diesem Sehretben VrrbnurNtl,f{tll dc~ bestehenden lustmdcs 1m Smne der lntens1vterung der Arbe1hlctstungco anstrebte! 92 Auf 
der Ar bestskarte des OstJtlmte~ war ful~ende\ .1ufgedruckt: .Der Inhaber ut 1111r xum Zwe<.:ke der Arbcitsvcrrichtun~ zum Vulasscn der Unterkunft 
berechtigt" (HStA Mbg 180: H ünfeld Z514). 91 Ebenda. - Luce d'Eramo berichtet von großen vagabundierenden Strömcn von Ausländern gegen 
Ende des Krieges, dic in Kellern. im Wald, .lUch in großer Lagern untergetaucht waren. Wie paßt dies zusammen mit dem RJttenschwanl 
~tändig neuer bürokr,lltscher Regelungen der Kontrolle und ÜbcrwJchung der Ausländer? GeiJng es der Bürokratie am Ende ntcht, die Millionen 
Ausl:inder ,1uf~rund ihrer Zahl und ihrer Rc~istcnr. in den .Grsff zu hekPmmen"'> War die NS-Bürokr.llle- glück.lscherwci~c- niebt mehr \'nlluimdi!! 
Herr der Llge. 
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Url.iUb 

Die Bcwilli~ung von Urlaub, vtclfach bei den Anwcrbun­
gen den Ausländern fest versprochen, bildete einen 
Hauptkonflikt zwischen Untem~hmensleitung und Ar· 
beitem. soweit dte Tagebücher des Rüstungskommandos 
Kassel hier als repräsentativ anzusehen sind. Nicht selten 
verlagert sich der Konflikt auf dJC~ Ebene Unternehmens· 
Ieitung/ Arbeiter auf der einen und Rüstungskommando/ 
Arbeitscin~•ltzverwaltung auf der anderen Sette. 01es war 
tn Kassel im Winter 1941 im Oianawerk Hermanr1 
Schaumburg und bei Evens & Pistor der Fall, als die Be· 
triebsfuhrungen beim Rüstungskommando um die Auf 
hebungder Urlaubs~perrc zu WethnJchtcn für polnische 
Arbeiter und Arbeiterinnen nachsuchtcn.94 Auch die Fir· 
ma Henschel & Sohn beantragte flir400 Belgier und ltal1e· 

ncr Wcitm.teht~urlaub.qs Ein Anspruch auf Url.lUb und 
auf Familienhcimf.tlllt bc,wnd gllmd~Jtzltlh Hit ausliin· 
disehe Arb~ueJ, dte l.mgcr Jb )cchs Monc1tc tn etnrm A1· 
beit)vcthJ.Itnls gt: standen l!Jttcn . I· ur Ostarbcttcr wurde 
erst ab 1943 insoweit cm Urlaub gc~t.tttet, ,.als er mst den 
Aufgaben dc:s ßcsch:iftigung~betriebc~ in EmkLmg LU 

bringen tst".911 Ott' Ostarbcucr durfren Jedoch n rc ht n.H. h 
Hau~t> reisen, sondern h.u1en den Url.ntb in df'n Bt>tricbs· 
l.tg~m EU verbring~u. fü1 PolC!n wurde der Url.tub~ und 
Falllihenheimfahrt,<Hnprudt ab MJrZ 1941 gesperrt, 
nachdem zahlreiche Urlauber nicht 7urucksckchn 
waren.97 

Die Regelungen \Jber Urlaubserteilung stnd w1Jcrsprüch­
hch 9& 

Bnefverkeh r 

Im Juli 1940 setzte der Regierungspräsident in Kassel sich 
bei der dortigen Staatspolizeistelle dafl.ir ein, dag "die er· 
forderlichen Schritte zur Durchführung einer Postzemu1 
veranlaßt" werden. Er vcnnutete, "daß die Polen meist 
erst brieflich von der Heimat aus zur Flucht veranlaßt wer· 

den ".\19 Ab November 1942 bcfordcrtc die Rci,hspost 
.. nur mehr Postkarten" von Ostarbeitern und nahm ßncf· 
st>ndungen mcht mehr 4n. 100 Eln~dHetbbrtde sdtcJIH'II 

noc:h .un ehesten dcu Empf.lnger crrctdlt zu hJbcn, J.1 )I( 
.,nur unmittelbar zugl')tellt" wl·rdcn durften 101 

Der Premdvölki~chc Paria 

Kcnrttctchuung~pflitht 

Am 8. März 1940 verordnete Himmlcr die Kcnntlichm:t­
chung der im Reich eingesetzten polnischen Zivilarbeiter 
und Zivilarbeiterinnen durch ein P, das "auf der rechtcu 
Brustseite jedes Kleidungsstückes fest verbunden" getra­
gen werden mußte.102 Eine maßstabsgetreue Zeichnung 
1m V erh:iltnis I : I war im Reichsgesetzblatt .tbgedruckt (s. 
Abb.). Dieses Paria-Zeichen, dem im Jahre 1942 das 
Kennzeichen ,.OST" für die Zwangsarbeiter aus der So 
wjetunion folgte, wurde von vielen Polen nicht Jngelegt ­
anders sind die immer wiederkehrenden Klagen der Be­
hörden über die "ungenügende Kennzeichnung der polni­
schen Zwangsarbeiter" kaum zu verstehen. Mi1 bürokrati­
scher Unnachgiebigkeit wird z. B. vom Landrat 10 Roten~ 

hurg die Steckn.1del zum Thcm.t L·incr Vcrl\.igung .... F~ j,., 
darauf zu achten, daß von den Polen kt:tnc Kcntll'etlhen 
verwendet werden, die auf mit Ste<.:kuJdeln versehenen 
Platten befestigt sind und es dem Träger crmögltchen, da'> 
Abzeichen n.1ch ßcd.uf .lb7ulcgen. Polen, dit· gegen die 
Kennzeichnungworsdwf1cn vcr~lot\(·n. 'lllld be1 mir zur 

Anzeige zu bringen."lOJ 01e Mtßalbtung dreser Vm 
schriften hat 1.. B. einen polni~du~n ZiviiJ.rbeiter ins Ar 
bcitscrt.iehungslager Brcttcnau gebrc~cht. ICH Im .Juli 194J 
verordnete der Regierungspräsident in Kassel, cbß Ost.H· 
betur mit guter Führung und Leistung das Abzeichen aui 
dem ltnken Oberärmel (statt Juf der rechten Brustscttc) 
tragen können.IO.'i 

94 BAKIMAF a.a.O. (4), RW 21-30/10. q~ chenth. Q6 [1.J'f.1hlm.tnn .u.O. (3), S. 171 u. 173 ~7 F.bcnd.1. 9& Pur Polen 1. R. W11rdc Jer Url.tuh 1111 

M~n: 1941 gc~pc~rt. Im Dcambcr 1942 wllten Polc.n nad1 Lublin in Url.1ub fJluen; von ihntn \Cicn Jedmh nur 30% t.urütk~ckehrt. lnf<•lg,edcmen 
wurde grundsatzheb an Polen ktut Url~ub mehr crtctlt (HStA Mbg 180· Mchunl!:cn244S). Althu~ dnjJhrn 1944 wurdtrt Urlaub und F.unJ!u:nhcun 
fahrt ffir ausländische Arbcucr m11 wcnrgcn Au\nJhnt~n (ßulgucn, Kro.ucu 11 o~.) ~cnt·ldl t:_<:\pctrt, 1111 ll crb~t 1944 werden aud1 dinr Au\no~hrncn 
nicht mehr genehmigt~ UriJub hJt dem VNordnungstcxt nach o~.ufgchon (Mitrcilungen der GJuwtll\diJfHkJruJncr Kurh~:Hcn 1944. Nt 7 vo1u 1 11 
1944). ~ fiStA Mhg 180: Eschwege 1428. 100 Mitteilungen der Jndu,tnc· und H.md<'l~k.lmmcr K.mcl MuhlhJusrn, Nr ll vom I l.l 1942 
101 M1tte1lungen der lndustne· und HandehbmmC'r K.lssc:l·Muhlhau~en, Nr. 18 vom I S. 9. 1943. 101 Retch~gesctzblo~.tr I. 1940, Nr 55, vom zo. 
März 1940, S. 555 f. ((II HStA Mb~ 180: Rotcnburg. Schreiben des L.mdnh an d1e Burgermeuter und Gendumwe·Bc.Jmten vom 4. 2. 1 1H2. IOot 
Ge~Jnlthochschulc l<.J)\CI (Hg.); Ennuem Jn Smttnau 1933-1945 K.lt.tlog tur Auutdlung, K~ucl. 4. AuO~ge 1984. S. 8. 10~ Amt~bl.111 dc1 Rc~1e 
nutg in Kassel, 1943. Stü,k 18 vou1 10. Jult 194l, S. 74 f. 
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Dies war der erste Schritt, um das Paria-Zeichen (zumindest 
rur einenTeil der Betroffenen) in eine Auszeichnung zu ver­
wandeln, die von dem BetrofFenen positiv, d. h. letztlich Iei­
stungssteigemd aufgefaßt werden sollte. Die Linie Sauekel 
hatte sich hier durchgesetzt. Der nächste Schritt in diese 
Richtung erfolgt im Jahre 1944. Nun wurde versucht die 
sowjetischen Zwangsarbeiter gegen ihr eigenes Land aufzu­
hetzen, sie zu korrumpieren: ...Die im Reich eingesetzten 
Ostarbeiter- und arbeirerinnen haben durch Haltung und 
Leistung ihre Bereitwilligkeit zur Mitarbeit im Kampf gegen 
die jüdisch-bolschewistische Weltgefahr bewiesen ... AJs äu­
ßere Anerkennung und in Anlehnung an die durch die Frei­
willigen getragenen Abzeichen"l06 hob Himmler das 
"OST"-Zeichen auf und ersetzte es durch Volksturnsabzei­
chen rur Ukrainer, Weißruthenerund Russen. 

.,Kontakte" mit Deutschen 

Der nJtionalsozialistischen Volkstumspolitik entspre· 
chend wurde jede Beziehung zwischen Deutschen und 
Polen (oder Angehörigen anderer osteuropäischer Völker) 
drakonisch bestraft. Ähnliches galt für den "Umgang 
deutscher Frauen und Mädchen" mit Kriegsgefangenen. 
Hatte ihr Umgang "das gesunde Volksempfinden gröblich 
verletzt" (hierunter wurde insbesondere der "geschlechtli­
che Verkehr" gezählt), so mußte die Frau "fUr mindestens 
ein Jahr einem Konzentrationslager" zugeführt werden. 
Himmler ordnete folgendes an: "Beabsichtigen die 
Frauen und MJdchcn eines Ortes, die betreffende Frau 
vor ihrer Überftihrung in ein Konzentrationslager öffent-

lieh anzuprangern oder ihr die Haare abzuschneiden, so 
ist dies polizeilich nicht zu verhindern. "107 

Die "Kurhessische Landeszeitung" verbreitete Zerr- und 
Hetzbilder vom Polen, z. B. unter der Überschrift "Keine 
Gemeinschaft mit Volksfremden",I08 in der jeder 
menschliche Umgang mit Polen verächtlichgernacht wur­
de: ",Gutmütige' deutsche Arbeiter setzen sich mit Polen 
zum Kartenspiel zusammen und halten sie womöglich 
mit Getränken und Rauchwaren frei ... Mit solcher Gut­
mütigkeit und Gedankenlosigkeit, die letzten Endes eine 
Versündigung an Deutschland bedeuten, muß Schluß ge­
macht werden. Wer mit Polen zu tun hat, darfkeinen Au-

I& Reichsgesetzblatt I. 1944, Nr. 30 vom 8. Jult 1944, S. 147 f. 107 Der Reichsruhcer SS u.ChdDtPol. tm RMd[ am 16 2. 1940 an den RP Ul Kassel. 
HStA Mbg 180: Eschwcgc 1428. lOH Kurhesmche Landeszettung vom 30. 7. 1940. 
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genblick vergessen, wa~ ~ie $ind, wie sie sich aufgeHihn ha­
ben, wdcher grauenhaften Verbrechen dieses Volk schul­
dig ist. Unsere Soldaten haben in Polen nicht gekämpft, 
damit Angehörige dieses Volkes in deutschen Familien 
mit offenen Armen aufgenommen werden, sich auf den 
Straßen und m Gaststätten breitmachen und deutschen 
Volksgenossen frech und unverschämt begegnen. Der Po· 
Je ist und bleibt für uns Pole, wir lassen ihn arbeiten, aber 
wir haben keine Gemeinschaft mit ihm." 

Gauleiter Weinrich m.thnte im November 1942 die Kreas· 
Ieiter und Kreisb.1ucmfuhrcr, darauf zu achten, daß ge· 
genüber den fr.1m:ömchen Gefangenen .. eine emwand­
frcie und nationalbewußte Haltung"' an den Tag gdcgt 
werde. ,.So kommt e~ vor, dJ f~ frautomehe Kriegsgefange­
ne an die Hausgemeansdtaft aufgenommen werden und 
an gemeinsamen M.thlzc:iten teilnehmen. Em solches 
Vcrh.1ltcn kann aber unter keinen Umständen geduldet 
werdcn."109 

Kulturdie Absonderung 

Den Polen und den Ostarbeitern wurde ,.jegliche Tealnah· 
me an Gottesdiensten ftir die deutsche Bevölkerung vcr­
boten".IIO Befürchtete die Staatsftihrung, daß im gemein­
samen Gottesdienst jene künstlichen rassisch-politischen 
Schranken fallen könnten, die sie selbst errichtet hatte? 
Daß über die Nationen und St.taten hinweg im Kriegsge· 
fangenender Bruder, in der polnischen Zivilarbeiterin die 
Schwester gesehen würde? Gegen besondere Gottesdien­
ste für Polen und Ostarbeiter hatte die Staatsführung 
keine Bedenken, zumaJ sie im Laufe der Zeit ihre wirt­
~chaftlichcn Zwecke damit zu verbinden suchte. So 
mahnte die Gestapostelle Kassel im März. 1943 in einem 
Schreiben an die Landräte, daß .,vielfach der Wunsch der 
Ostarbeiter nach einer religiösen Betätigung noch mcht in 
genügendem Maße berücksichtigt., werde, wo djescr doch 
.. sowohl arbeitseinsatzmäßig wie auch fiir die allgemeine po­
litische Stimmung der Ostarbeiter von Bedeutung" sei. II! 
Da die Gestapo glaubte, die Rolle der .,kulturellen Förde­
rung" für die Arbeitsmotivation erkannt zu haben, ersann 
sie plötzlich ein ganzes Kulturprogramm, mit dem die La­
ger ausländischer Zwangsarbeiter überrollt werden soll-

ten. E~ gab kein Halt~n rncht: .. Unterhaltende Vtramt.ll 
tungcn, Fretzcitgestaltung, Sport usw. sind in erster Linie 
im Lager selbst durch lagereigene Kriifte durchzufiihrcn. 
Darüber hinaus werden besondere Künstler und VoJh 
tumsgruppcn der verschiedenen NatiOnalttäten zur welle 
rcn AusgestJitung der seelischen Betreuung herangezo­
gen. Ferner kommen, soweit möglich, HeimJtfilmc wr 
Vorfiihrung. Außerdem sollen jedem L.tget in die etntel 
neo Fremdsprachen übersetzte Bücher, ZeJts,hraften und 
Zeitungen zugänglich sein. Sprachkurse sollen die Ver­
ständigung am Arbeitsplatz fördern. Für die ein7.clncn 
Nationen werden SpezialwörtcrbüLher bearbeitet und 
herc~usgebracht. "112 

Auch Ca.stwimchaftc:n mußten generell oder für bc­
~timmtc Zeiten .1n bc~timmten T.tgen "nur fiir Polen" 
oder .,nur fUr Ostarbeiter" eingerichtet werden. "Es dürfen 
nur Gaststätten besucht werden, die von der Ortspolizei· 
behörde als ,Polcnwartschaften' zugewiesen l.ind. Diese 
müssen die Auf~chrift tr.1gcn 'Polcnwirtsduft, ftir deut­
~che VolksgenO$Sen polizeilich verbotcn"'.IIJ 

Zum System des Terrors 

Im Hitler-Staat der Kriegszeit bestand in der Frage der Be­
herrschung des immer größer werdenden Heeres ausländi­
scher Zwangsarbeiter ein unauflösbarer Konflikt zwischen 
der kriegswirtschaftlichen Ausbeutung der Zwangsarbei­
ter und der polizeilichen Strafgewalt. Jeder Strafgefangene 
mehr mußte die kriegswirtschaftlichen Ziele beeinträchti­
gen. Auf der anderen Seite konnte und wollte die NS-Füh· 
rung- teils aufgrund ihres Rassismus, teils aufgrund öko· 
oomischen Kalküls - den Ausländern nicht den gleichen 

arbeitsrechtlichen Rang wie den deutschen Arbeitern ein­
räumen, so daß sie das allmähhche Überhandnehmen des 
Polizeistandpunktes selbst veranlaßte. Ohne Zweifel wäre 
es ihr am angenehmsten gewesen, wenn die Ausl:indcr 
sich freiwillig und widerspruchslos im Untergeschof) des 
Führerstaates emgcrichtet hätten. Du~ser Illusion gab mh 
z. B. Fntz Sauckcl. der Generalbevollmächugte fUr den 
Arbeitseinsatz, hin, wenn er sJch auf .. neue Wege" bezog, 
die von ihm beschritten würden, ,.um .1uf längere Dauer 

IIW HStA Mbg 180: Mdsungt>n 2445. Jtn EtiJß Je~ Rmhsuuna\Len tut lürt.hlichc Ansdc:genheitcn HStA Mbg 180: Rotcnbutg. 'iductben dn 
Landrau vom 16. 1. 1941. 111 Gtmc:JUdt.udJiv Nentcnh:amru: Abt. Vlll. Ab)lhtutt 8 J Kouv 10110. 111 HStA Mbg 180· Mrhungcu 
2445. I u. Gcmtindcarchiv NcntcnhJuscn. Abt VUJ, Abschnm 8 a, Konv 1~14 . Doll i~t da\ Schreiben Je~ Rotcuburgct Landrats vom 15. 9 1941, 
AUS dtm lltltrt wurde. trhaltcn. - Im Juh 1943 wurdt Enuprcchendc\ f\lr d1c 0\t.Hbcuer angeordnet Vgl. · IJSrA Mbg 180: Hüntcld 2514. 
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von den fremdvölkischen Arbeitskräften eine gute Lci­
'itung zu erzielen: ., ... Man könnte eine große Masse von 
Menschen vielleicht für kurze Zeit nach dem Muster ab­
S<:heulichster :unc:rikJnisth·britischer oder besser judts<.h· 
plutokratischer Kolonialmethoden oder mehr bolschewi­
stischer Grausamkeit zu irgendeiner Arbeit brutal antrei­
ben. Man müßte sich aber dabei im Klaren sein, daß sich 
von einem bestimmten Punkte ab selbst der guunütigste 
Mensch, welcher Ra)~c er Juch .1ngchoren mag, gegen sC!i· 
ncn Willen nicht zu einer ihm verhaßten Tätigkeit zwin­
gen läßt. Er geht dann entweder seelisch und körperlich 
leidend, an seinem Sclmksal zweifelnd, zugrunde, oder 
aber es kommt fur ihn der Augenblick, in dem er die Ar­
beit verweigert, g.tn7. gleich, ob man ihn einsperrt, auf der 
Stelle totslh J:igt oder er~ch icßt. Durch Anwendung sol­
cher Methoden müßten die Arbettskräfte nach verhältnis· 
mäßig kurzer Gewaltanwendung ausfallen ... " 114 
Den 5icherheitspolizeilichen Standpunk-t formulierte 
gegenüber den sowjetrussischen Kriegsgefangenen in 
schonungsloser Brutalttät Göring: .,Für die Sicherheits­
maßnahmen i.,t schärfst~ und J.chudhtc: Wirkl>c~mkeit ent· 
scheidend. 01c StrJfsbl.J. kennt zwischen Ern:ihrungsbe­
'ichränkung unc.l \t.lnc.lrechtlicher Exekution im .lllgemei­
nen keine weiteren Stufen."115 
Der genannte Kontlikt wurde nun von der Staatsfuhrung 
so ~ehandh.tbt, <llß bei größtmöglicher Strafwirkung der 
Kreis der Verfolgten so klein wie möglich gehalten wurde. 
Man 'iuchte \0 wenige wie möglich so l>trcng wie möglich 
7U bestrafen, um so viele wie möglich ,tbzuschrecken. 

Diese Praxis der grausamen Verfolgung- denn Strafe im 
eigentlichen Smne war es nicht; eine solche setzt Recht 
und Rechtsformen voraus, welche den Ausländern im NS­
Staat nicht gegeben waren - einzcJner oder kleiner Grup­
pen löste sich erst in den letzten Tagen vor Kriegsende auf 
Unmittelbar vor dem Einmarsch der Alliierten kam es zu 
zahlreichen Masunexekutionen, besonders ausländischer 
Arbeiter. in denen der untergebende SS-Staat zur letzten 
.. Abrcthnung" .lusholtc, den sogenannten Kriegsverbre· 
chen der letzten Phase. Bis dahin jedoch zielte die Abur­
teilung einzelner darauf, die Vielen abzuschrecken, zu dis­
zipliniercn und sie damit zu gefugigen Werkzeugen der 
deutschen Kriegswirtschaft zu machen. Oiesem System 
entsprach es, die Folgsamen zu belobigen und bc~onders 
herauszusteHen. Dieses System von Zuckerbrot und Peit ­
sche bedeutete auch: wer gehorchte ohne zu fragen. die 
befohlene Arbeit tat und ein wenig Glück hatte, konnte ir­
gendwie durchkommen. Dies galt jedoch nicht fur die Po­
len und Russen, die in besonders schlimmer Weise dem 
staatlichen Terror ausgesetzt waren: sie galten, weil slawi­
sther Herkunft, ah .,Gefahr fur dtt Vol~ordnung". Insofern 
stand ihnen nicht einmal der an sich schon im Nazismus 
überaus scharf ausgelegte Sühnegedanke zu: sie galten viel­
mehr als Schädlinge am Volkskörper. Allein jener Volkskör­
per wurde aJs ein schutzWürdiges Gut angesehen.l16 
Oie Gestapo war grundsätzlich bestrebt, ausländisthe At ­
beiter in eigener Kompetenz zu verfolgen, c.l. h. sie bewußt 
Jm Beschreiten des ordentlichen Rechtswegs, verueten 
durch die Gerichte, zu hindern. 

Betriebliche Maßnahmen 

Dc:r cr~tc Schtttt, dtr m der Regel gegen .,tcnitente" Arbei· 
ter erfolgte, war eine Umsetzung im Betrieb auf einen 
schlechteren Arbcttsplatz oder eine Abschiebung zur 
Schwerarbeit htw.wr gesundhcitsgcfjhrdenden und 7.. T. 
unmittdbar lebens~d:thrlichen Arbeit in den Munitions· 

f.1briken. Solches Verfahren schlugen die Wehrwirt­
schaftsführer de~ Rüstungskommandos Kassel bereits 
im Dezember 1940 vor. Das Arbeitsamt und das Rü­
~tungskommando sollten dabet behtlnich sein.J17Jm Be­
trieb selbst war der Werkschutz geH:m.:htet: Bei der Firma 

II~ F. Sauckd: Das w~sen des Großdru!Hht'n ArbcihtJnSJI:tc>. Allgelllt'lnC und verpOatbt~ndc Grund~auc:. (o. J.. vermutlidl 1942) Iu. F. DadJCt! 
Handbuch, a.a.O (4), ~.53. 115 Unter Z1tfcr 7 (Aufsicht) des Punkte~ A (Der kriegsgefangene Russe) enthaltener Satz. der am 7. 11. 1941 von Görint: 
crlas~encn Richtlinien überden EmsdtZ der <iow)l.'t·Russen. MAF/BAK; Benehre der Rü~tungsinspektion IX, Anlaj:e. !II> •..• grundsätzlich 1~1 bei der 
uaatspohleJhchen ßeJrbcirung derartiger SwtsJ~hcn zu bea(htcn. d~ß derPole und Sowjetrus~c schon allein k.ratt ~emes Da~eans itn deutsc:hen Herr 
\CnaftsrJum 1.'111<' Gefahr fi11 clic drur~, hc Volk~ordnlm$ d.u~tcllt. und dJß es dJhcr mdH so sehrdarauf ankommt, fiireinevon ihm brgangenc Straftal 
emr ,1ngcmc:~~C'ne Sühne lU Iinden, .11~ cbr;auf, ahn .1n eana Welteren Geiahrdung drr deutschen Volksordnung 7U verhindern: ln: AES a.a.O. (1), 2 A 
111 I, S. B.Z. 117 ln cma Nrcdcr~chnft der ße~prcchung de~ Rüstungskommando$ K.md mit den Wehrwart~chaftsführnn Jm 6. 12. 1940 heißt es: 
.Dre [~armen $Jnd der Amiclu. d.1ß cme überhJupt noth möglache Lwtungssteagerung nurdurch innere ßetneb)maßnabmen und durch den persönli­
then EinsJLl der Bctrieb,fUhrer herausgeholt werden kann. Man müsse ;aber die Möglichkeit h.tbcn, unwillige Arbeitskräfte. die <.lie Stimmung stören, 
JU\ den Betrieben Lu crlltcmen. und dazu soll durch das Rüstungskommando mit dem Leiter des Arbwsamte~ Fühlung .lulgenommtn werden. Fit­
men Hm~d1d und Fic\ckr werden rcnrtent(• ArbcrhkrJftc dem Rüstungskommando melden, dJ.~ ~ith fur deren Ablösung oi.U\ den Betrieben und Air 
~ndcrwcllrtte Verwendung be1m ArbcitsJ.mt cm\ctuo ward. G<'piJnr ist: Unbounäßage m.!nnhche Arheitsk.rafte in Srcinbnichen etc. einzusetzen, 
w.1hrcnd renitente weiblache Arbe1tsk.r.ifte n.tch Hessisch·Lrchtcn.lU dienstverpflichtet werden sollen, wobei auch Stenotyptsun'!en ntcht ~usgeoom 
mcn werden ... ~ BAKiMAF; Knegst.Jgebuch des Rüstungskomm.1ndo~ K.lssel, Anlage 6 (6. 12. 1940) ln Hemsch·lJchten.1u betnebd1e .Gcsellscb.Jft 
1.ut V~rwertun.$ chemischer Erzeugmssr· (O)•namat Nobel AG) t1nc Munit1onsfabrik. Vgl. hierzu tlu: neucrrn Arbeaten von Dicter V~upel.J.a.O. ( 15) 
und von Waltram Köm!:\ und Ulti'h Schncadcr: Sprrng~totl.tu~ H'r)chh.tgcn. Verg.tugcnJictt und GcttmwHt cJmt Munitions(Jbtil. (NauonJlSOLIJ. 
lismus in Nordhmcn. llcfr 8) K.J,sel 1985 
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Henschel & Sohn w.m:n die Werkschutzangehörigen im 
Sommer 1940 zu Hilfspolizisten ernannt worden. IIR Im 
Herbst 1942 wurde berichtet, daß .,in Anbetracht der zu er-

wartenden ru~~isdu:n ArbeiteJ die B~affitung der Werk­
schutzangehörigtn nicht ausreiche. Die Betriebe haben dcs­
h.tlb erhöhten Bedarf :m W.tffen und Munition ... 119 

Oai Sy~tcm der Überwachung 

Die Überwachung da ausländischen Arbetter am Arbeits­
platz und im Wohnlager war in einem ausgeklügelten Sy­
stem von Kontrolle und Gegenkontrolle organisiert. Zu­
nächst suchte man Büttel und Hilfswillige unter den Aus­
ländern selbst (leider finden c;ich solche Ch.uakrere über­
all), um sie mit der Sicherung von Disziplin und On.lnung 
unter den eigenen Landsleuten zu beauftragen. Man 
nannte dies ,.den Grundsatz der Eigenver.lntwortl!ch­
keit... auch auf dem sicherheitspolizeiliehen Gebiet wet­
testmöglich durchzufl.ihren".llO Die Aufsicht der Ge­
meinschaftslager oblag der .,Deutschen Arbeitsfront .. 
(DAF), die den Lagerfuhrer bestätigte.lll Außerdem 
wirkte die NSDAP selbst bzw. wirkten ,.ausgewählte Par 

tetgenossen" bei der Beob.Khnmg der A osJjnder m Zu 
~.immen.1rbe1t mit d~:r örtlichen Pollzcidicmtstcllc mlt. 
Die NSDAP solltt' der Polizei Krähe zur Vcrf\igung stcl 
len, "die - ohne Hilfspoltzeibc.l mit.' zu sem unt..:r poll 
zeilicher Leitung an der ßl.'scitigung der Gdilhr vor 
ndunlich durch BcobJthtun~ mitwirkten". 121 Aufgabe 
dieser NSDAP Leute wJr dtc Bc~pitzelung der Au~­
ländcr.ll.' Man geht wohl nicht fehl in der Ann.1hmc, dal~ 
gerade dtescr Erlaß Himmlcrs di~· Denurllt.llJOil vidt•r 
Menschen und ihre Verurte1lung Jusgelöst ltJt. 
Sthließlidt kontrollierte die Polizei. btsondc:n dit Geht.•t 
me Staatspolizei mit ihren 7..ihlreichcn lnfornuntcn, Zu­
trägern und Spitzeln das tägliche l.c.bcn der Ausl:indcr. l.? • 

Polizeiliche Behandlung: Stockhiebe, Straflager, KZ, Totschlag 

Bei der Durchsetzung der straffen Arbeitsdisziplin unter 
Jen polnischen Zivilarbeitern auf dem Lande sollten sich 
die Gendarmen .,nicht scheuen, mit körperlicher Züchti­
gung vorzugehen, insbe~ondere spontan zur sofortigen 
Ahndung unbotmäßigen Verhaltens bei der Zurredestel­
Jung oder aber auch durch Verabceichung einer angemes­
senen Zahl von Stockhieben, die nach Möglichkeit durch 
Polen selbst vollzogen werden soll".llS 
Diese Rede von der sofortigen Ahndung bzw. körperli­
chen Züchtigung emhielt die absurde Anmaßung, daß die 
Gendarmerie hier irgendeine höhere Autorttät fiir sH:h in 

Anspruch nehmen könnte. tn tkrcn N;ltn(·n sie ridHeJt 
und strafen dürfe. In der Tat ~thcmt Mlh dtc Pollletfult 
rung, Himmlcr an der Spitze. un~c:btldct zu haben, b~ 
der Disziplimcrung und Mißhandlung der ausl:indischen 
Zwangs.Hbcitcr einen Erzichung~7wct.k zu verfolgen. Die 
Spracheeintger dieser Erlas)!.' crtnnert auff;~llend Jfl dte)e 
ntge wilhelnumsch gepriigtcr, autoritärer Gymnastdlpro­
fcssoren oder Gutsherren, deren Erziehungsdenken kei­
neswegs immer von Zynismus frei w.H. So ist es kem Zu­
fall, daß the Sttafl.lg<'f, dtt bcn:m <lb dem Jahre t 940 über­
alltm Re1th ~utgerlt:htct wurd~.:11 , Arbctt~c.-rzichungslagc.r 

m Der Henschdstern, Au~~~ 1940 . .'). 101. ll'• BAK/MAh.~.O. (4). RW ll 30113 nn ~ ... Ber dem großen MJn~cl ~n W.Hhpcmm.111~1 e\.lhrr 
zur Aufrechterhaltung der Disziplm und Ordnung unter den Ostarbeitern erforderhch. d!!n Grundsall der Ergcnvcrantworthchkcll Jcr o~tJrhcuer 
auch auf dem 'oichcrheitspolrzeilichcn Gebretweitcstmö~lrch durchzuführen. Dre na1..h ZrfTct J der L.1gcrordnun~ ~:u ernennenden Lo~gcr:, lhr.nkcn· 
und Stubenordncr, dre au\ den bei der Arbeit wrc im LJger die beste H.tltung zeigenden Kr~lt~n gcw3hlt wcrdcnmu\~en. ~•nd hlr drc\c Aufg.tbc hcrJn• 
zuziehen. Drese Kriifte sollen als ,LJgerdicnst' o~llt'n Dhziplinlosijthllen drr OuHhencr Jdb\t c:ntJitr~cnuctcn und nollgrnfalh mll eigenen Mitteirr 
!Ur Ois:uplin und Ordnung ~orgen . Der l..1gerführcr soll nur clmn rn L~nchernung treten, wenn dre'e Krafte \ich nJChl durch~rl7cn könne-n . Nrl/fw 
diesen Kräften ist ein Netz von VenrJuen\pcrsonen aus Ostoarbettern 1.u ~ch.tffen, d.t~ 'o JIUt .nhcuen muß, 1.1.\ß unzuvcrl.issigc- Elemente, vor Jllt'm 
Hct:ter und Saboteure schon festge)tdh werden können, bevur \le Sth.tden ..rnnthtcn ... - Aus: Mu\ter erncr Drensunwet~ung über drc Bchandlun~ tler 
m Lagern untergebrachten Ostarbtmt. AlriJge zum Runderlaß des RFSS u.ChdDtPol im RMdl vom 13. 7. 1942. AI~S J.a.O. ( I), 2 A 111 f.. S SS.­
Ewald/Hollm.tnn/Schmidt berichten Ja von, daß bei der Firma Wegmann vier oder fitnf 'owjctischc Zw<~ngsarbeltcr gegenüber rhrcn L.tutbleutcn 
und den Deutschen mit weiße-n Armbmden kenntlich gema1..ht wurden. um rhre Sondenteilung hervorzuhebrn. Src )eicn Jh Sprttcl fur drc Bctrrch•, 
luhrung tätig gewesen und hälten als Lohn dafür größere Essenspanionen erhalten. Auch am H"mchcl-Lager Mon, hchcrger Gc-wcrkH hJ ft \ C'II'n hc:­
stimmte Land~leute mit AufsichtSfunktionen bctmur g_ewcscn. 111 ~Der LagcrfUhrer muß f11r emc der SithcrhC'it~poli7ri nur7hrtngcndc Arhc-11 ~~~~ 
gerichtet werdtn, da crernersciu wichtige Hrnwei~c auf Gefahrenherde geben k.lnn und andcrcr,erh bcrgrößcrcn Storungen der Lrgcrordnung du~ l'o­
lizer in Anspruch nrmmt ... Ort Aunidnuug der Lagcrfiihret h.at 1111 Einvernehmen mat den Krleg~dremhtdlen der OAJ· .:u rrfo~cn. Häufig wml c' 
zwcckmäßtg sem, den Llgerfiihrer gecrgn<'t~!lfalls zum Hilf,r,olr7cibcamtcn zu bcsrdlcn.~ (AES a.a .O. ( 1). 2 <~lll f. S. IJI). 'f l AE.S u .O. (I ).1. A 111 t. 
S. 67. 123 _Dtc Partergcnossen üben thre Uberwachunguo~ugkcu 1n der Form au~. d.d~ sie dem Vcrlulten der Fremdvöllci,chcn unJ der dcuhchcn 
Volksgenossen zu diesen crn besondere~ Augenmerk schenken. mwctt mh rhnen pc"önhch und beruOich eine Beobachtungsgdegcnhert btctct .~ 
CEbenda). ll~ .Der stjndrg zu erwcrlcmde Ausbau dt!.!! Gegncr-N~chnchtcndremtes muß vornchmw~ Aufglbe der Staarspohlei(lcit)$tcll(n blcr• 
bc-n·. wobei dt( Gestapo gehalten W3r, einen NJthrithtcnaustaU\~h mit den Ab~lhnitten dci Srlhcrhcrbdren~te~ der s~ durdii:Ululmn. (AE~ .l • .a.O. 
(I), S. R9). 11s AES .J.a.O . (1), S. 67. 
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Geheime Staatspolizei 
Staatspolizeistelle K.mel 
Nr.ll E-5690/41 

Kassel, den 8. I. 1942 

Warnungsverhandlung 

Es erscheint der poln. Arbeiter Roman N., geboren am 
16. 6. 1916 in Niegosdawicze. Staat: ehern. Polen, 
wohnhaft in Solz. Kr. Rotenburg und erklärt: 
M~r ISt eröffnet worden, daß· ich im Auftrage des Lcitcr~> 
der Staatspolizei stelle Kassel gewarnt werde, weil ich 
meine Arbeitsstelle widerrechtlich verl:~ssen habe und 
dadurch Arbcitsslbotagc trieb. 
Mit ast ferner eröffuet worden, daß ich, falls ''b wegen 
glciLher oder ähnlicher Vorfalle nochmals der Staats· 
polizei bekannt werden sollte, strengste Maßnahmen, 
gegebenenfalls politische Schutzhaft und Unterbrin· 
gung in <.'in Konzentrationslager zu erwarten habe. 
lrgendwdchc Ansprüche auf Grund der gegen mich 
verhängten polizeilichen Maßnahmen stelle ich nicht. 
Ich verspreche hiermit bindend, daß ich mich in Zu· 
kunft jeder ~taatsfeindlichen politischen Betätigung 
oder Äußerung, die im Widerspruch mit den Anord­
nungen dc~ Führers oder der Reichsregierung stehen, 
enthalten werde. 
Diese Warnung geschieht ohne Rücksicht auf da~ evtJ. 
gegen mt<.h eingeleitete Gerichtsverfahren. 

V, g. U. 

g. W. 0. 

Dokument 3 Warmmgwrrhandlzmg, du Schutzbafigifan· 
,vpu dts Arbtiturzirhungslagrrs Brritrmm bti ibrer Entlassung 
1..u tmtrruithnm baltm (Gcdmkstiillt: Brntmmt. Archiv drr 
Gwtmthodudmlc Kassel. lndividualaktm 1940- J 943}. 

genannt wurden. Em solches wurde auch m der Nähe von 
Kassel, in Guxhagcn, im ehemaligen Klostergebäude und 
späteren Arbeitshaus Breitenau, eingerichtet.126 
Als Hauptgrund Hir die Einsperrung ausländischer 
Schutzhaftgefangener im Ltger Breitenau wurde von der 
Gestapo Kas~el die Arbeitsverweigerung angegeben. 
Ebenfalls m1t Arbeitserziehungshaft hatte zu rechnen, 

"Am J 7. 6. 1941 wurden im Eichwäldchen in Kassel~ 

Bettenhausen 2 polnische Zivilarbeiter, von denen I 
Arbeiter bei Henschel & Sohn, der andere bei der 
Spinnfaser AG tätig gewesen war, aufgrund einer 
Anordnung des Reichsfuhrers SS und Chef der Deut~ 
sehen Polizei durch Erhängen hingerichtet. Weitere 4 
Polen wurden zu langjährigen Zuchthausstf3fen verur­
teilt. Die Verurteilung dieser Polen erfolgte wegen 
schweren Landfriedensbruchs und Widerstands gegen 
die Staatsgewalt. Nach Vollstreckung des Urteils wur­
den die in den Kasseler Betrieben beschäftigten polni~ 
sehen Zivilabeiter in einzelnen Gruppen an den Hinge­
richteten vorbeigeführt." 

"Bei einer Firma im Bereich des Kommandos sind bei 
Aufräumungsarbeiten nach einem Fliegerangriff bzw. 
während eines Fliegerangriffs Plünderungen durch 
russische Kriegsgefangene vorgekommen. Auf Grund 
sofortiger Vernehmungen der schuldigen russischen 
Kriegsgefangenen wurde ein Exempel statuiert, die 
drei Rädelsftihrer wurden der Staatspolizei überge~ 

bt:n, welche sie zum Tode durch Erhängen verurteilte. 
Das Urteil wurde ~ofort vollstreckt. Es mußte 
scharf durchgegriffen werden, um durch dieses ab­
schreckende Beispiel zukünftig derartige FälJe zu 
vermeiden." 

Dokument 4 Hinrichtungen einzelner, des Exempels wegen, 
von dl'r Geheimen Staatspoliui /Jrfohkn . .. 
(BAKIMAF tl.a.0.(4). Berirbtr drr Riislut~,gsinsprktion IX 
1.1om 14. 7. 1941. Anlage- Anlage 12 im Kriegstagtbuch du 
Rüstungskommandos Kmul. R1mdschmbm Nr. 310 vom 
8. 5. 1944). 

wer dte vorgeschnebene, aus Gründen der leichteren Be· 
herrschbarkeit der arbeitenden Massen erdachte rigide 
Isolation der Ausländer durchbrach, z. B. ihnen die Kü­
che zu Zusammenkünften zur Verfugung stellte. Auch 
der Kontakt der verschiedenen Nationalitäten unterein­
ander wurde geahndet. Schließlich konnten belanglose 
Kleinigkeiten ein aberwitziges Denunziantenturn auf den 

11o ~Mit Jem vcrst.irkt~n Arbmst-im.m vcm Amlmdc:rn und Joderen Arbeitskräften in wehr· und volluwiruchaftlich WIChtigen Setneben mehrrn 
ssch dse F.1lle von Arbeitsverweig~rungen, dcn~n im lnr~rcsse der Wehrkraft des deurschen Volkes mit .tllcn Mitteln entgegengetreten werden m111l. 
Arbemkr:iftt'. dce dit' Arbeit verwesgern oder in sonstiger Weise die Arbeitsmoral gefahrden und ZUI Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit 10 
poltzcslcchcn Gewahrsam übernommen werden mussen, ssnd in besonderen ArbtttJtntthHn~slagtrn zus.unmenzufasst-n und don zu gNegeltN Arbell 
.Jnzubahcu .. Die Einweisung verfolgt esnm Enichungszwcc:k. sie gilt nich1 als Strafm.1ßna~me und darf als solche .1uch oscbt amtheb vcnncrkt wer 
dc:n• (Erlaß des RFSSuGhdOtPolun RMdl betntTt Einrieb tun& vun Arbeitserziehung~IJ.scm. Berltn. den 18. M~i I q41 unanle Stdle Jer l..1ndt1. 
austin'erw.lltun!!- 7.\lr A\lfk!arung von NS·Yerbrechen. Ludwig\burg. Ookoumc:nt.Hioll AEL 468). 
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Plan rufen, das dafür sorgte, jemanden n..tch Breitenau zu 
bringen, "damit ihm erst einmal das Arbeiten bcigebr.1cht 
wird".127 
Die meisten der im Straflager Brcitenau etngesperrten Ge­
fangenen wurden nach drei bis acht Wochen entwed~r 
dem früheren Arbeitgeber oder dem Arbeitsamt zur Wet­
tervermittlung zur Verfugung gestellt. Bei ihrer Entlas­
sung jedoch hatten sie ein Revers zu unterzeichnen, das 
ihnen ihre Rechtsansprüche nahm und H.ir den Wiederho­
lungsf.lll die Unterbringung in einem KomentrationslJ­
ger androhte (s. Abb.). 
Wer nach Verbüßung dieset Haft wietler zur Arbeit ver· 
mittelt wurde, hatte immerhin die schlimmste Gefahr in 
Breitenau, die Überweisung in ein SS-KonzentrJtlonsl<l­
ger, nicht erfahren müssen. Wenn nämlich der Haftzweck 
nicht erfullt war, wurde beim Reichssicherheitshaupt.lmt 
in Berlin die Einweisung in ein KonzentrJtionsl.lgcr bcan­
tragt.l28 
Im Verlaufe des Krieges richteten mehrere große Unterneh 
men betriebseigene Straflager ein, "um sich ihre ungeschm~ 
lerte Beute zu erhalten"129 und ste nicht an die der SS un-

temchendcn Konzentr.ttionslager abgeben zu mtmcn. 
Ein ehemaliger holländJsther Zwangsarbeiter bcriducte ciJ­
von, daß er in einem Straflager innerhalb des Lagen Mön· 
cheberger Gewerkschaft, einem Hemchel-Wohnl.tger an 
~ssel, sechs Wothc:n lang fes~eh.tlten worden w.u: 
.,Da habe tch mehr Schläge bekommen als Essen." Ein Jn 
derer Zeitzeuge hierzu: ,,In diesem Strat1.tr,er herncllte ein 
~ehr brutaler lagerfUhrer, der sich zwct llunde hielt. Da~ 
Straflager sei in etncr etw.l 10m 11cfcn Lehmgrube einer .ll­
ten Ziegelei eingemhtet gewe~en .. Eium.ll h..tbe er einen 
fluchtigen Blick m die Grube werten können. Er hatte gc· 
sehen, wie die Insassen unter Schlägen im Kreil! hcrumgc· 
trieben wurden ... Im Str.tflager waren die Worte ,Arbeit 
mac..hl fre1' angebr.ltht."IJO 
ln dem .J.bgcstuften lnstrumcntariwn tlcr Unterdrückung 
und Einschuchterung, das die Staatspolizei pr.1.ktizicrte, war 
die Deport.uion in ein Konzentrationslager grausJm genug. 
Diese wurde rcdoch no~oh .Hl Grau!lamkeir überboten durc..h 
die sogenannten Hannchtungcn, d. h. dte Tötunpvcrbn: 
chcn, die die Berliner Polizei tcle~rafisch .tnordnctl.. 

Die Verbrechen der lcu;ccn Kriegspha'ic 

Es ist dargestellt worden, inwieweit die Ausländer mehr 
oder weniger täglich die Drohung des nation;llsozt..tlistt 
sehen Terrorapparates auszuhalten hatten. In Gestalt ei 
nes Werkschutzmannes im Betrieb, eines LagerfUhrcrs im 
Wohnlager, eines Wachmanns oder auch eines verhören· 
den Gestapo-Beamten gehörte die Drohung mit Strafe 
und Peinigung zu den Bedingungen. unter denen Auslän­
der ihr Überleben zu sichern hatten. Bis zu einer gewissen 
Grenze werden wohl die meisten Zwangsarbeiter im Laufe 
der Zeit damit umzugehen gelernt haben. Für manche 
von ihnen (besonders fur Niederländer und Franzosen) 
gab es sogar die Möglichkeit, zu kleinen Aufseher-Funk­
tionen zu gelangen und sich auf dieseWeise gcringfugigc, 
wenn auch in der damaligen Zeit und unter den besonde­
ren Lebensumständen als riesig empfundene Vorteile 
zu ergattern, womit stets ein Arrangement mit den beste­
henden Verhältnissen, und das heißt auch mit denjeni­
gen, die diese VerhäJtnisse bestimmten, verbunden war. 
Es gab mithin Möglichkeiten fur viele, den drohenden 
Terrorapparat - zumindest in seinen barbarischen Konse 
quenzen des Mord und Totschlags- an die Peripherie des 
Bewußtseins zu sehteben oder ihn zu verdrängen, zumal 
die Sorge um die Befriedigung der unmittelbaren Bedürf-

ntsse des Esseu~ utld Tnnken~. Wohnens, KI~H.Ien:. unJ 
Sc.hiJ.fens, der Gesundheit t:iglich bltcb! In tlen letzten T J 

gendes Krieges wurde der beschriebene "tägliche" Terror 
noch in den Sch.1tten gestellt von den Mordt.Hcn t:ln;11J­

sierter SS·Leute, die thren $ta.lt dahtnsinken 'i.lhen, wiih· 
rend Auslä11drr unmittelbar vor dem milltamc.hen untl 
politischen Sieg :.tantlen. So kam es w Oeutschl..tntltn den 
Tagen, oft in den SLundcn unmiLtclbJr vor der Kapitula· 
tion bzw. der Aufgabe einer Gemeinde zu 7.Jhlrcichen 
Verbrechen der letneo Kriegsphasc, bei denen noch Tau­
sende ihr Leben lassen mußten. 
Auch in Kassel begangen SS und Polizet in der Karwoche 
1945 zahlreiche Tö[Ungsverbrechen, denen ganz überwie­
gend au~liindische Zwangsarbeiter zum Opfer fielen. ln~· 
gesamL wurden bei dtesen Verbrechen während dc1 letz­
ten Märztage 1945 in K.assd ungcf"Jhr 200 Menschen getö­
tet. Neben der Masseohmrichtung am Fuldaberg bei Brei· 
tenau am 30. März 1945, bei der 28 Ausländerumgebracht 
wurden,131 wardie am darauffolgenden Tage durchgefi.ihrte 
Erschießung von 79 Ausländern am BJhnhofWilhelmshöhe 
das zweite Verbrechen dtcscr Art, da\ ~ich gegen eine große 
Gruppe ausländischer Zwangsarbeater nchtctc: . 

ll1 Gesamthochschule Kassel (Hg.)· Ennncm m ßreaten;au 1933 1945.4. Auflage KasAell984, S. II. ll& \.t'~.umhod\\c:hnlc K.mel (Hg.): Ennnern 
;~n Bmtenau 1933-1945. K.mel l984, S. 10.43 ff. 12.' E Seeher .a.;s..O. ( 10), S. 202. IJil K. Mosch-Wrckc J • .a.O (13), S. 811 1 GrsJmtho,h~t:hull 
K.ti)cl (Hg.): Ermncm an Brcitcrt:au 1933-1 ~45. K.u.aJog :tur Au.)~tellung. It.ncl, 4. Aull. 1984. S. JO. 
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Die Tat 

Vorab muß gesagt werden, daß d1e Tat selbst kemeswegs 
tn allen Einzelheiten aufgekJärt ist. Oie einzige Quelle bil­
det dte gerichtliche Auseinandersetzung bzw. die erste kri­
minalpolizeiliche Ermittlung, wobei viele Aussagen nicht 
mehr überprüfbar sind.l32 
o~r Tathergang stellte sich nach Auff.1s~ung des Kasseler 
Landt:erichts wie rolgt dar: .,Am Ostersonnabend, den 31. 
März. 1945, gdlt beim Leiter der Gestapostelle Kassel, 
Franz Marmon, die Nachricht ein, daf~ am BahnhofWil­
hclm~höhe gephmdert werde. Marmon stellt ein Kom­
mando aus acht b1s zehn Polizei.mgehörigen (die genauc 
Z.lhl des Kommandos ist mehr ermittelt; fest steht, daß 
M:th~ Kripo-Angehörige und t>in ehemaliger SD- und 
RS-HA-Angestdltet, ein vormaliger Pfarrer übrigens, da­
runter waren) zusammen und schickte dies zum Bahnhof 
Wilhelmshöhc. Das Gericht sah es als wahrscheinlich an, 
daß Marmon dem abrückenden Kommando den Befehl 
g.1b, am BahnhofWilhclmshöhe evtl. antreffende Plünde­
rer zu erschießen. 
Das Kommando unter Führung von W. begab ~ich ;.u Fuß 
zum Bahnhof Wtlbdm~hohe. Das Bahnhofsgcl;indc war 
bcn~its durch On.lnuug~polizei und Luftschutzpolit:ci ab­
gesperrt worden. Vor dem B.1hnhot ~tand eine größere 
Menge deutscher und ausländtscher Zivilisten, die zum 
lctl ebenfalls geplündert hatten . Ein russischer Zivilarbei­
tc:r. Jet mit einem Butterpaket in Händen an einen Baum 
gelehnt ~t.tnd, wurde von einem Mitglied des Komman­
dos ~ofort erscho~)cn. 
Auf etnc:m dc1 Bahmtetgc Hand ein Wehrmachtszug mtt 
Lcbcmmittdn und anderen Gegenst:inden. Die einzelnen 
Wagen dieses Zuges waren vorher von deutschen Zivili­
sten erbrochen und geplündert worden. Italienische Zivil­
arbeiter, die in einem Bauzug wohnten, deraufeinem Ne­
bengleis abgestellt war, hatten sich ebenfalls aus diesc:m 
Wehrmachtszug Pleischkonserven, Margarine:, Butter, 
Rauchwaren, Juch Stofle und sonstige andere Gegenstän­
de herausgeholt. Ein Teil des Plünderungsgutcs, das von 
den Plünderern nicht gemocht wurde, lag noch auf dem 
Bahnsteig und zwischen den Gleisen herum. W. ordnete 
an. daß sich alle italienischen Bauarbeiter in ihre Eisen­
bahnwagen zu begeben hätten. Jeder Italiener, sowie des­
sen Gepäck und die im Eisenhahnwagen eingebauten Prit­
schen wurden genau durchsucht. Mit Hilfe eines die itahc-­
nische Sprache nur mangelhaft beherrschenden Dolmet­
schers wurden die einzelnen ltJ!iener nach der Herkunft 
der Waren befragt. Anschließend wurden alle Italiener, 
bei denen Plünderungsgut gefunden worden war, es waren 

insgesamt 78 Personen, in zwei leere Wagen eingespern. 
Die Leute des Kommandos waren sich zunächst mcht 
schlüssig, was mit den festgenommenen Italienern gesche· 
hen sollte. Auch W. hatte Bedenken, den Befehl Mar­
mons ohne weiteres an ihnen zu vollziehen. Der Zeuge Z .. 
der ?.Um Kommando gehörte1 schlug vor, man sollte den 
Italienern einen Tritt versetzen und sie dann laufen las­
sen. Der Kommandoruh rer W _wollte aber hierfür die V cr­
antwortung nicht auf sich nehmen und sagte, er müsse 
beim Kommandeur Rückfrage h.1lten .... Als er nach einer 
Zeit von 3/4 bis 1 Stunde zurückkam, war er sehr erregt 
und sagte, daß auf Anordnung des Kommandeurs die Leu­
te zu erschießen seien. Einzelne Angehörige des Kom­
mandos versuchten trotzdem noch einmal W. ~u überre· 
den, den Befehl nicht auszufuhren .... 
Die Italiener wurden daraufbin in Gruppen von sechs bis 
acht Mann aus den Eisenbahnwagen auf das anliegende 
Kleingartengelände gef'Uhrt, das durch Bombentrichter 
aufgerissen war. "133 Anschließend wurden auf diesem 
Kleingartengelände alle 78 Ausländer erschossen und in 
Bombentrichtern begraben. Oie nicht beim Plündern fest­
genommenen Landsleute hatten die Leichen mit Erde zu 
bedecken. Die Italiener entstammten einem Lager tn Kas­
sel-Bettenhausen, von wo aus sie zu einem Gleisbauzug 
zusammengestellt und nach Grifte verlegt worden waren. 
Einer der Überlebenden berichtet zur Vorgeschichte: 
.,Am 30. 3. 1945 wurde unser Zug in den Bahnhof Wil­
helmshöhe gefahren, weil der Zug wegen des Beschusse~ 
in Grifte nicht mehr stehen konnte. Als wir mit unserem 
Zug in Wilhelmshöhe ankamen, war der Bahnhof schon 
geräumt. In der Nacht zum 31. 3. 1945 bat sich der Chef 
unseres Bauzuges entfernt. Von dem deutschen Personal 
blieben nur zwei Telegrafenbauarbeiter da, die mit zwei 
Polen einen besonderen Wagen bewohnten und die mtt 
uns und unserer Arbeit nichts zu tun hatten. 
Da wir am 31. 3. 1945 keine Verpflegung erhielten, waren 
wir sehr hungrig. Unser Zug ... bestand aus etwa zehn Gü­
terwagen ohne Fenster, in denen wir wohnten und aus 
zwei bis drei Personenwagen, in denen das deutsche Perso­
nal wohnte. Neben unserem Zug, und zwaretwas weiter in 
Richtung der Ausfahrt und auf dem äußersten rechten 
Gleis stand ein längerer Güterzug mit Lebensmitteln. Am 
Morgen des 31. 3. 45 ersch1enen zahlreJche deutsche ZJv&­
listen, vielleicht waren es auch Ausländer, die sich au~ 
dem Güterzug Lebensmittel holten. Sie sagten, wir sollten 
uns doch auch etwas nehmen, der Krieg sei ja zu Ende und 
der Amerikaner werde in zwei Stunden erwartet ... "' 134 

m !)r.wunw..tluch.•ft K:mel 3 K.s !9t49. S•hwurgencht des l.o1nJgenc.ha K.mel wegen Totschlo~ggt'gen Le1m u . .t. llllJrtc•l des undgcnchts Kassel 
~;cgen F. M.JrntOII vom 5. 2. 1952. ln: F Bauer J.J.O. (6), ßJntliX, s. 220 r. 114 ZcugcnJUSSJgt VOll R. A. St.Uh;tuwJil)<;haft K..~~tl: l !() 19/49. 
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Das Gerichtsverfahren und da~ Urtctl 

Auch hier ist nicht alles klar. 0.1s von der .lmcribni~dwn 
Militärregierung im Jahre 1945 eingeleitete Verfahren 
wurde aus nicht bekannten Gründen im Jahre 1947 emgc 
stellt; zur gleichen Zeit wurden die Angeklagten, n.H.h 
dem sie eineinhalb bzw. zwei Jahre in mehreren Lagern in 
Untersuchungshaft gesessen hatten, au~ der Haft ent· 
lassen. 
Seit 1948 ermittelte die Kasseler Staat~anwalt~chaft auf 
die Anzeige emcs Straßburger Bürgers wegen der Erschie· 
ßung "der ltaliener'' und erhob im Jahre 1949 Anklage ge­
gen die bekannten Muglteder des Kommandos. Das Ge· 
riebt ging davon aus, daß die Erschteßung der 79 Ausl:in­
der rechtswidrig war. Unklar ist, weshalb die Erschießung 
des russischen Arbeiters vom Gericht überhaupt nicht 
verfolgt wurde. Die Angeklagten wurden .mf Kosten Jcr 
Staatskasse jedoch deshalb freigesproLhcn, weil \IC ,1 1, 
Mitglieder des" Volkssturms" (dies in letzter Minute ge­
worden zu sein, behaupteten sie; das Gericht zweifelte d.1 
ran nicht) nicht nach dem Strafgesetzbuch. sondern nac.h 
dem MifitärstrafgtsrtzburiJ zu behandeln waren . .,Nach 
§ 47 MStGB, der auf die Angeklagten ah Soldaten ange­
wendet werden muß, ist der befehlende Vorgesetzte allein 
verantwortlich, wenn durch die AustUb run~ eine~ Befeh 1~ 
in Dienstsdchen ein Strafgesetz verletzt wtrd." llS 

Der befehlende Vorgesetzte, der ehemalige: Leiter der Ge 
stapostelte Kassel, Fr.Hl7 Marmon, war jedoch im J.lluc 

1949 ,,vcr~chollen". Außerdem hätten sich die Angeklag· 
ren tn c:mem .. Notigungszustand" {nach § 52 StGB) ge,t.·· 
hl·n. ,.Marmon 1st von vtdcn Zeugen ah c:m .IUßcrst ge· 
w.lltt:itigcr und roher Mcn!trh geschildert worden. Er Wolf 

SS-Sturmb.lllnllihrcr und ~l.lnd dam.\1~ st:indig unter J\1-
kohol. W IC TUI..~idu~Jos dtc 55 in Jt:llt'l\ f c1geo Jurc.:Jtge· 
gnffcn hat. vor allem dann, wenn sie unter dem Befehl ~ol 
eher Charaktere: wie Marmon siJnd, 1\t .11lgemcin bc· 
kannt. Dte Angeklagten wären ohnt· Lwctfcl von M.umon 
~e)b)t oder .lUfseine Anordnun~ hm wegen Bdchl~vcrwet · 
gerung er~d10sscn woJJcn."l.36 
Als im d.1rauflolgc:ndw j.1hre 1950 Maunon .,aufgefun· 
den". vor Gericht gestellt und unter Berücksie htJgung mil· 
dcrndcr Umstände zu zwei Jahren Gef.ingnisstrafe verur­
tcth wtrd, ergibt ~ich bei den .,Zeugen" t:in ganz anderes 
BtiJ scmer Person; ,.F me Reiht: von Zeugen hat ckn Angl'· 
klagten ah cint:n unbet.tc:chllchcn. objektiven Cl1.1rakter 
~eschildcrt, cmcn Mcnsthen, der dem Schirhal von Ge 
stapo-Häftlin~en, sowe11 möglich, Verständnis entgegen 
brachte. Oie Verhandlung ergab nicht das Bild emt's bru 
talen, blthcr7igcn M.umc~. w1e er in friihcren Verfahren 
geschildert worden war. .. ~tr.ltmildcrnJ war auth zu bc­
rück~ichtigen, daß t'r dl~ Leiter der Ge\t,lpo·Diemtstellc: 
kcint: Übcrgrtffc duldete und fur Korrektht:tt sorgte. was 
der K.tssclcr Dien~;tstclle bei vorgesetzten Dienststellen ... 
den Ruf emes 'ruhigen Vereins' einbrac.:hte."ll7 

Die Toten vom Bahnhof Wilhclmsböhc 

Im Mai 1945 wurden die Getöteten exhumtcrt und im R.thmcn der cr!ttcn kriminalpolt?cilirhcu 
Eruutt I ungcn u.Jenttfill<.'tt: 

Unbekannt 

Unbekannt 

Unbekannt 

Unbekannt 

Unbekannt 

Unbekannt, ca. 24-25 Jahre .1lt 

Unbekannt, ca. 25-30 Jahre alt 

Unbekannt, CJ. 25-30 Jahre alt 

Unbekannt, ca. 28-30 j.1hrc .1lt 

Unbekannt, Russe 

Alg.mo, GUiseppe, geb. 1921 in Tr~b1.1 

Antontotto, Giov.tnni, geb. 22. I. 1913 in Mu!Jn;lno 

Babetto, Oreste, geh. 25. 8. 1921 in Aloor~so Threm.1, 
Kreis Padua 

IJS EbendJ I u Ebenda. IJ / Une• I dt•\ unJgeridll~ K.mel ge~en f . M.wnon vom 5 l . 1952. ln : F. ßolutr J .t .O (b), Band IX. s }.27 
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Balossi, Fior.mtiono, geb. 18. 12. 1924 in Cisano 

Barattini, Giovanni, geb. 2. 3. 1924 in Asigano 

Barattini, Pictro, geb. 18.10. 1922 in Recoaro-Ferme 

Barchcrini, Mario, geb. ? 1912 in ? 

Boin, Italo-Lorcnzo, Sante: geb. 20. 4. 1915 in Este-P.tdua 

Bonella, Mekele 

Borgioli, Guiseppe, geb. 25. 8. 1919 

Borsetti, Guiseppe, geb. 2. 2. 1916 in Brescia 

ßossi, Gino, geb. 8. 11. 1922 in Florenzola 

Brcciani, Mario, geb. 4. 6. 1911 in Agnesine 

Capellari, Ferracio, geb. 18. 8. 1908 in Gra.ncona 

Carappo, Salvadore, geb. ?, ca. 28-30 Jahre alt 

Carmini, Maccia, geh. ?, ca. 30-35 Jahre alt 

Carsetto, Mario, geb. 21. 6. 1916 in Esanotoli.1 

Cassola, Eugenio, geb. 14. 12. 1920 

Cavasin, Giovanni, geb. 6. 6. 1924 in Montebelino 

Chione. ltalo, gcb. 26. 2. 1920 in Corrino 

Cicm. LUJgi, geb. 20. 8. 1918 in MaiLtncl 

Cimaclori, Arrigo, geh. 6. 6. 1922 

Cinguegrana, Anoleta, geh. 25. 1. 1923 

Convertino, Vito, geb. 6. 12. 1920 in Taranto 

Corcani, ltalo, geb. 11. 9. 1920 in Santasofia 

Corvasio, Antonio, geb. 28. 8. 1915 in Barletta 

Cremaschi, Luigi, geb. 28. 3. 1920 in ? 

Dal Moote, Gianctto, geh. 1. 12. 1914 in Imola 

Davolio, Iwo, geb. 1915 in Correggio 

De Goetano, Paquale, geh. 12. 3. 1912 in Torredeil Greco 
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De Mittri, Francesco, geb. 1914 in Carpigno 

Di Batista. Gennaro, geb. 30. 5. 1923 in Morzoco 

Di Cico, Alexanclro, geb. 28. 9. 1909 in Baranello 

Feodo, Guiseppe, geb. in Vallecorso 

Fraschini, Gino, geb. 26. 3. 1916 in Bologna 

Guhiani ?, Jak, geb. ?, ca. 35-40 Jahre alt 

Guivanni, Tonin, geb. 23. 3. 1924 in Melado 

Hlace, Anton. 17 Jahre, Kroate 

Ladore, Gustavo, geb. 14. 8. 1906 in San Pitro 

Lanzafame, Letterio, geb. 10. 9. 1916 in Messina 

La Rossa, Santino, geb. ?, ca. 35-40 Jahre alt 

Luccara, Marca-Dina, geb. 22. 4. 1907 in Daniale 

Luigi, Guidi, geb. 7. 11. 1915 

Morociki, geb. 1912 

Mazzoli, Lorenzo, geb. ? 

Menonnen, Antonio, geb. in VerzelL 

Navarra, Bernadini, geb. 11. 12. 1921 in Teorraler 

Olivieri, Auguste 

Pagano, Alfonso, 5. 8. 1921 

Paladini, Orenzo, geb. 22. 11. 1913 in Carni-Ciano 

Ragnie, Tommaso, geb. 29. 6. 1921 in Pian di Melto 

Ravelli, Petro, geb. 17. 10. 1912 in Morbegno 

Rotondo, Saverio des Pasquale, geb. 1906 in Campagne 

Ruggero, Todare, geb. 1908 in Caduto 

Saccomandi, Franceso, geb. 11. 4. 1914 in Nodaresco 

Saotucci, Santinio, geb. 1916 

Spaccassi, Ottone, geb. 13. 6. 19ll in Colenna 



Sperlunga, Veneceses 

Stecco, Francesco, geb. 27. 3 1924, in Ciampo 

Stellazzi, Barthel, 33 Jahre alt, geb. in Bidonto, Krei~ B.ui 

Tarnulli, Nikola, geb. 17. ll. 1909 in Anvcr~n 

Tirelli, Gino, 35-40 Jahre alt 

Trabalzi, Antonio, geb. 11. 2. 1921 in Pescina 

Venco. Antonio, au~ Bevila~gu.t 

Venegoni, Luigi, geb. 18. 5 1921 1n o~sono 

Versaci, Co~uno, geb. 21 3. 923 m Mes:-.inJ 

Vito, Lust 

Z.mnclli, I.uigi, geb. 18. 9. 1921 m Ronco·dt-Druilge 

Zozzi, Antonio, geb. 2. 12. 1893 in San Pietro 

DokumentS Dit· im Polizeibtrichtftstgchaltmm Bczrichmmgm .,Kopfirhuß, ruhu Stim "odrr ,,ßrustulmß mhts ·• dtZI!m aufF.m 
zeltrschreßtmg aus nächsur Niihe hin; rin pmgtr Kroatt tst gttumnl- htrr Hlnorh manches unklar. (SitltllfrJ1111'1111uiJtJ_/i KtJHtf1 1\'.S 
!9149). Duz. T. fragwürdige oder fa/seht Schreibwdlt du Prr.wnrn- und Orls1uJmrn 1111rd IJit'r lf1111trl1ndtrt bri111UIJ. 

Opposition, Resistenz und Widerstand 

In den Lageberichten und Kriegstagebülhern des Rü­
stungskommandos Kassel sind zahlreiche Meldungen Juf­
genommcn, aus denen die Unzufriedenheit der ausländi­
schen Arbeiter mit den Arbeits- und Lebensbedingungen 
hervorgeht. Die Stimmung der Belgier .. ist schlecht"- so 
berichtete ein Vorstandsmitglied von Henschc:l & Sohn 
Ende 1940 -, .,weil die zugesagten Bedingungen nicht ein­
gehalten werden. Es war ihnen freie Beweglichkeit und die 
Möglichkeit, ihren Familien regelmäßig Trennungsent­
schädigung zuzuweisen, versprochen. Desgleichen sollte 
der Arbeitseinsatz nur drei Monate dauern. Nach Angabe 
von Or. Hinz hat ein Drittel der Gefangenen die Arbem­
stätte verlassen ... 
Man rechnet damit, daß von den Weihnachtsurbubcrn 
ebenfalls ein Teil nicht zurückkommt."IJ8 
Diese Unzufriedenheit, die sich vielfach am Kontrast ZWl· 

sehen ursprünglich gemachten Versprechungen und den 
ganz anderen Verhältnissen vor Ort entzündete, 139 fand 
von Zeit zu Zeit auch einen deutlich greifbaren Ausdruck, 
besonders in der Form der Arbeitsverweigerung. Die rela­
tiv größten "Freiheiten" hatten bis zur Beendigung t.b f.t­
schistischen Herrschaftssystems in Italien und dem Sturz 
Mussolinis die .,verbündeten" italienischen Arbeiter, von 
denen Protestaktionen wegen unzureichender Lebensmit­
telversorgung und massenhafte Flucht zurück in die HeJ­
mat dokumentiert sind. Bei der Maschinenfabrik Diana­
werk in Bettenbausen, die Munition herstellte, kam es 

mehrf~ch zu Arbeitsverweagerungl'J\ ~ettcn~ pollmd1er 
Arbeiter: so z. B. im Juli 1941: .,Bei der Fa. Maschmcnf.t 
brik Dianawerk Hermann Schaumburg, Kas~el ß., haben 
sach seLhs polnische Maschint:narbeitcrvon ihrer Arbcm· 
~teile entfe1nl. Es ist dadurch ein FertigungS<Htsfilll der 8,R 
cm Sprgr. L/4,5 (Kz) um 400 Stülk je Tag= 50 O;o der Ferti· 
gung eingetreten." 140 Bei derselben Fuma kam es wegen 
der verhängten Wcihnachtsurbubsspcrrc zur .,unerlaub­
ten Entfernung vorn Arbcit~platl" 111 großem Au~mJße 
25 von 70 beschäftigten Polen nahmen \ich selbst Weih 
nachtsurlaub. Oie Meldungen über Arbeitwertragsbrikhc­
reißen in der Benchtcrstattung der Rüstungsimpcktiou 
nicht ab. 
Unzufriedenheit mit den Arbctts- und Lebensbedingun­
gen und daraus entspringende oppostttonellc Handlun~ 

gen sind nicht nur m den Benchten der Rüstungsmspt k 
tion nachweisbar; sie sind auch aus den "Haftgründcn" 
der im ArbeitserzJehungsbger Brettenau eingesperrten 
Menschen zu entnehmen. Schwieriger ist es, den geziel· 
tcn Widerstand gegen das Herrschaftssystem selbst nach~ 
zuweisen. Dies hängt mit der Verschwiegenheit, die dit 
Sathe verlangte, zusammen. Auch mußte nitht jede fal 
sehe Bohrung oder jedes falsche Gewinde glcic h "Sabota­
ge" sein, wie hysterische Militär- und Rüstungshchörden 
schnell unterstellten. Slhlicßlich sind Behauptungen ehe 
maliger Widerstandskämpfer über diese oder jene Aktion 
im Betrieb nur schwer von heute au~ überprüfbar. So un 

138 Niedc:nchrift der Be~prechung mit den Wehrw•rtschaftsfllhrern am 6. 12. 1940. BAKIMAF Dq .P.s \tdllc \1\h IC'idcr häufig hcrau~·- \O hcurtc•l 
te die Rüstungsinspektion diese Tatsache - •• daß den als ,frc1er Arbeiter' Jngefordcnen Au~bndern .1mchc1ncnd noch v1clzu hohe Vcf)prcdlUtt~cn 
hinsichtlich der gesamten Arbeitsbedingungen von de-n anwerbenden Stellen gemJcht wurden.· BAK/ MAF a.l.O. (4), Jo1hre~bc:ratht der 
Rüsrung\inspektion 1941, S. 30. 140 BAKIMAF a.o1.0. (4), Kmgst;agcbuch Je~ Rü~tung~k<lmmilndc.u vom 7 7 1941. S. 5. 

411 



bestreitbar die Tatsache des gezielten Widerstands gegen 
das NS-Herrschaftssystem auch seitens ausländischer 
Zwangsarbeiter ist, so schwierig ist die genaue Bestim­
mung seiner Verbreitung und seiner unmittelbaren Rele­
vanz. Wir greifen stets nur einen letzten Zipfel solcher 
Widerstandsgruppen. wie z. B. im Prozeß gegen den letz­
ten Kasseler GestapochefMarmon, wo das Gericht zu den 
28 Getöteten feststellt: "Bei den Erschossenen handelte es 
sich um Ausländer, hauptsächlich um Russen, zum gerin­
gen Teil um Franzosen und Holländer. Unterden erschos­
senen Russen befand sich eine Gruppe von sieben Perso­
nen, die in einem Erdbunker in der Söhre ausgehoben 
worden war. Diese Gruppe hatte sich Waffen beschafft 
und Plünderungen und Raubüberfalle verübt. Bei den er-

schossenen Franzosen handelte es sich um Angehörige ei­
ner Widerstandsgruppe. "141 

Aufschlußreich ist auch die Tatsache, daß der NSDAP­
Gauwirtschaftsberater Dr. Braun mit Blick auf das Ende 
des Krieges, im September 1944 nämlich, .,höchstens den 
Ostländern... eine Beteiligung an Putschen" zutraute, 
während er ansonsten "die Gefahr eines Aufstandes durch 
die Ausländer ... nicht ftir sehr groß"l42 hielt. Die Polen 
und Russen, so wird man schließen können, hatten sich in 
besonderer Weise ihren Zorn und ihr Gerechtigkeitsge­
ftihl über alle ihnen zugefUgten Gemeinheiten hinweg be­
wahrt. Unmittelbare gewalttätige Racheakte nach der Be­
freiung der Zwangsarbeiter werden nur ganz selten in der 
Kasseler Gegend überliefert. 

C:\G:~·~·~~o + 
L' 'BE'\A. ':\'T ... 
t•NBE'\~\!\J .... 

Bild 2 Das Ehrenmal zum ,. Gedmlun du firn ihrer Heimat ruhmden Ausländer, die im Weltkriege 1939-1945 hier auffremder 
Erde umgekommm sind" steht auf dem Friedhof in Kassel-Bellmhausm, umgeben VOlt Nammssteinm. Auf der Rückseite des Steins 
suht das abgewandeltt Wort., Wirwartm abrr dnes nmen Himmels und einer neum Erde, in welcher Gertehllgkeit wohnet"' (2. Petr. 
3, 13}. Das Ehrenmal wurde 1960 von dem Bildhauer H. Wiegel geschaffen, nacbdem man nach dem Kriege die zuvor auf dem an­
grenzenden }iidiscbm Friedhof beerdigtm Ausliinder dorthin umgebettet hatte. 

141 F. Bauer a.a.O. (6), Band IX. S. 214. 142 BAK/MAF a.a.O. (4), RW 20-9/19 (4. 9. 1944). 
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Zusammenbruch - Stunde Null? 

Um die L1gc 11n Frühjahr 1945 zu kennzeichnen, wurden in 
Kassel und den Westzonen im aUgemeinen Sprachgebrauch 
die Ausdrücke .,Zusammenbruch" und .,Stunde Null" ver· 
wendet. Eine gcnauere Betrachtung der wirt~ch.lfiltchen, po-

liti~chen und milit:inst hen F- ntwltklung zeigt, cl.lß diese Am­
drih ~e trrcfiihn:nJ sind. Sse gcbt·n dwr I {inw~·t\t' .mf dtc. 
Bt>wuf~t~ctml<lge der ucUl\l hen Bcvölkesung ·"'auf dH.' poh 
tm h-ge~oc:llsc.:h.tftliche W u kltt hkut. 

1. Zusammenbruch 

Wenn man für Kassel von einem Zusammcnbrud1 ~prc 
chen will, ist es näherliegend, diese Bezeichnung auf die 
weitgehende Zerstörung der Stadt, insbesondere des 
Stadtzentrums, durch massierte Bombenangriffe zu bezie 
hen. In der Nacht vom 22. zum 23. 10. 1943 wurden dte 
Altstadt und die Innenstadt Kassels fast völlig Lcrstön. 
Zehntausend Menschen verloren ihr Leben. Bei die~cm 
Großangriff der Royal Air Force mußte dsc Kasseler Be· 
völkerung erleben, daß die deutsche Luftabwehr nicht in 
der Lage war, sie vor einem vernichtenden Luftangnff :r.u 
schützen. 
SeitJuli 1933 warder Luftschutz in Kassel von den NS·Or­
ganisationen, insbesondere dem Reith~luftsc.:hutlbunu. 
und der Stadtverwaltung mit beträchthchcm Propat~.an 
daaufwand, dem Aufbau t•inergroßen Mitglicdcrorg.mis.l­
tion und Schulungsmaßnahmen bemeben worden. 
Der Freiheiter Durchbruch und dtc Altstadtsanierung, !lu­
gar die Eingemeindung der Vororte, waren schwerpunkt­
mä ßig mit Notwendigkeiten des Luftschutzes begründet 
worden. 
ln den Kriegsjahren wurden immer wieder öftcntl1che Er· 
klärungen darüber abgegeben. wie notwendtg der Luft­
schutz tl.ir die Sicherheit der Bevölkerung sei. So betonte 
auch der neue Stadtbaurat Heinicke bei seiner Amtsein 
Hihrung im April J 941: .,Eine besondere ~tädtebaulichc 
Aufgabe liege darin. die Anlage und Gcmltung einc·r 
Stadt den neuesren Anforderungen des Luftschutzes .m­
zupassen."l 
Wie wenig wirksam der Luftschutz in K.JSSel war. erlebte 
die Bevölkerung der Stadt in der Bombennacht zum 23. 
10. 1943, als die Stadt in einem Feuersturm verbrannt~· 
und 10.000 Menschen unter Trümmern verkohlten und 
erstickten. - Das Chaos, das an den folgenden T.1gcn in 
Kassel herrschte, die Unfähigkeit des Rt:s<hsvertetdt­
gungskommissars und Gauleiters Weinrich und der NS 
Organisationen der Katastrophe zu begegnen, waren ot 
tensichtlich. 

Ah Rctchspropagandaministcr Gocbbels, durch einen Be · 
ncht überdesol.ue 7\lständc: m Kassel.1l.mnicrt, 7wct Wo­
l hen n;H. h dttll Angnfl tn dte St.1dr k,101, .,dlll<.'h ct sn \t'tn 

1 agebuch: .,Der Emd ruck. den K.l!>\cl m.1cht, r~t rllcdcr­
sc.hmcttcrnd. Da) ~es.1mtc: Zentrum und der ~rößtc Teil 
der Außcnbc7.trkc ist völhg vernichtet. Ein ~r;lmtges Bild 
csHhülh 'ilth vor dt>n Augen des ßctr;H htcrs.Dt~·st· Zcr~tö· 

tungell konncn nur nod1 llltl denen 111 J·üunbu1g vcrgli· 
chen werden. ll icr hJt etnc ßrJndk.tt:J)tropht großtcn 
Ausm.lf)es gewütet. Ich glaube, dJ(; vieles h:itte verhinden 
oderdoch .tbgcmsldl·rt werden konnt·n. wenn dit· cnt~pr~·· 
thcnden Vorbereitungen durth du: G,lulcl!tlllg gctroffcu 
worden waren. Wie wcmg da~ dc:r Fall gewesen 1st. cntnch· 
me ich einer Kontcren.t, die tch mit den 7uständ1~cn In· 
~tanzen Jbhalte, und .wf der iihcr die cinslhlägi~cn Fr.l · 
gcn Vortrag geh;1\rt:n wtnl. .. 1 

Hts Krscgscndc ~:rlstl K.lltM.d tlo'-b weitere: 24 Bomb(.;n;sn­
prfle, vor allem gegen d1c Außt•nb<.'ltrkt• ti<.'r St.tdt 0Jbt·r 
wurden h.aupbachltch Industriebctnebc angtgnflcn und 
zu 70-80% vernichtet. Durth den Bombenkrieg WJren 
109 von 176 Kassdcr I ndustncbctnchcn seinver hcsch:i­
chgt worden, der durch,chntnltd1C Lcrstörung,gr.ltl lw­
ttug 68 OJu.3 

Unter den hc\'>tschcn StJdtcn, Krcrsen und Bc .. mh·n wJr 
Kassel mit einem Zerstörungsgr.1J von 77,65 1Vo mit Ah 
st.lnd die .1m met~tcn zer~törtc )tadt.4 Dsc Vcrlmtc .111 

Memchenleben durch den Luhkm·g wJren tn K •• ~~el nw 
5% dt:r Bevölkerung arn höchsten V()ll allc:n uc:ut~chcn 
Städtcn.S 
Die Luft.mgritle und BombtnM.h:idl.'n ha11c.>n 1ur Folge, 
daß Produkttonsstätten großer KJ~,der Ru \I unpbetriebc, 
insbesondere der flugzeu~erke, in kluncrc Stddtc und 
Dörfer, großcntctls in Nordhessen. vcrl.tgen wurden. 
Durch du.: wettgehende Zerstörung vo11 I l:ilr\ertl und 
Wohnungen, Versorgung~cinmhtungen. StrJßen und 
Verkehrslinien sowte dtc Vcrl.1gcrung von Betrieben muß· 
1e Juch dse Mehruh1 der K.rsseler Bevölkerung Jic Trüm-

I Vgl. Kurhesmche L.mdeszettung v. 1.9. ·1. I '1·11, S. 3 l TJgcbuchemmgun!( von l)t. Jmd (,r cbbcl' I ur den b . N,wetnbt!r I \1-IJ.Imr 111 . n llem 
sehe N~clm~;hten (wcucr ~bRckürzt HN). Nr. 108 v. 7. 5. 1949, Tue! ~Dntt<:\ Rcrch ohne Md\kc. Aus C11chbcls I Jgcbulhcrn 1m lwcttcn \'<'eh · 
kru:g". lL.thlcnJng~bcnJu\ ~tJII)It~thcßemhtcdctStJJtK.J\\dliJ16uml11)47 . ~Vgi.HNNr IU!v 2 . t! . l'l47. ' Vgl fiNNt , I~Ov l~ 11. 1'147 
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merstadt verlassen. Be1 der Volkszählungarn 17. Mai 1939 
hJtte Kassd 216.141 Einwohner, durch den Krieg und 
Bombenzerstörung ging die Einwohncrz.1hl auf 40.000 
zurück.6 
Massensterben, Stadtzerstörung, zerrissene und getrennte 
familien, Verlust Jlltr Habe, zeitweiliges Chaos, Evakuie· 
rung oder W eitc:rlc:bc::n tn K.l.!>sd in Ruinc:n und zwischen 
Trümmern wurden aber nicht als Zusammenbruch ver­
standen, obwohl bei vielen der Glaube an den "Endsieg" 
ins Wanken geriet. E~ gelang dem NS-Regime auch in Kas· 
sei sogar noch, im Volksslurm d1<~ letzten Reserven zu mo· 
bilisic:ren und einige: davon zu Handlangern bei seinen 
Mordaktionen zu machen. 
März 1945: Die Ruinenstadt Kassel war zur Festung erkJärt 
worden. Der Kampfkommandant, Generalmajorvon Erx· 
leben, sollte die Trümmerstadt von seinem Gefechtsstand 
1m W cinberg-Bunkcr austrotzder aussichtslosen Kriegsla· 
gc ,.bis zum letzten" verteidigen. Die Götzendämmerung, 
die Endzeit des Dritten Rc:JChes, war unübersehbar. Die: 
Verteidiger des Reiches und die Stützen des NS-Regimes 
in K.mcl merkten, wie Macht und Autorität ihnen entglit­
ten. Viele von ihnen waren entschlossen, ihre Herr· 
s<..hafhansprüche bis zuletzt rücksichtslos durchzusetzen, 
Jndcrc: wollten vor dem bevorstehenden EinmJrsch der 
amcribnischcn Armee die Spuren und Zeugen ihrer Un­
taten aus dem Wege räumen. Amtsträger und Befehlsha­
ber, wie Generalmajor von Erxleben, waren bestrebt, ihre 
,.Pflicht zu erfiillen" und die "Ordnung aufrecht zu erhal­
ten". Zugleich wurde immer zweifelhafter, was Pflichter­
fü llung und Ordnung in dieser Situation der Auflösung 
und des Umbruchs bedeuteten. Diese Spannung und Un­
sicherheit war wahrscheinlich Ursache daH.ir, d.tß Erxle­
b~n einen Kasseler Bürger, den er mit einer Flasche Alko­
hol.mtrJf und ttir einen Plünderer hielt, mit einem Pisto­
lenschuß tötete, als dieser auf Anruf nicht stehen­
blieb.7 
Wenige Tage bevor die NJ.ti-Schergen dem bewaffneten 
und überlegenen militärischen Gegner wichen, lieferten 
sie in Kassel und Umgebung noch eine Reihe abschrek­
kender Beispiele fiir ihren skrupellosen und mörderischen 
Machtmißbrauch gcgenuber unbc:waftnctcn und wehrlo­
sen Gef.mgenen. 

H1er werden nur c:inige Massenerschießungen genannt, 
die von Gründonnerstag bis Karsamstag (29. bis 31. 3. 
t 945) auf Befehl des Leiters der Geheimen Staatspolizes 
(Gestapo) und Kommandeurs der Sicherheitspolizei in 
Kassel, SS-Obersturmbannfiihrer Franz Marmon verübt 
wurden. 
Am 29. 3. 1945 wurden am Fuldaberg bei Breitenau/Gux­
llagcn 28 ausländische Gefangene (Holländer, Franzosen 
und Russen) aus dem Arbeitserziehungs· und Gestapo· 
straflager Breitenau ohne Gericht und Urteil von SS- und 
Gestapo-Leuten erschossen. 
Am Karfreitag wurden 12 Gestapo-Häftlinge aus dem 
Zuchthaus Wehlhciden unberechtigt und ohne erkennba­
ren Grund von einem Erschießungskommando Marmon) 
umgebracht. 
Der nächsten mörderischen Aktion - am Ostersamstag­
fielen 78 italienische Zivilarbeiter aus einem Bauzug am 
BahnhofWilhelmsböhe zum Opfer. Die hungrigen Italie­
ner hJtten sich aus e.inem von Deutschen aufgebrochenen 
Güterzug insbesondere Nahrungsmittel und Zigaretten 
geholt. Für diesen Mundraub wurden sie als Plünderer er­
barmungslos erschossen. Die Exekution wurdevon einem 
Volkssturmkommando ausgeführt, das der SS und Gesta­
po unterstellt worden war.8 
Als die amerikanischen Panzer am Oienstag nach Ostern 
aufKassel vorstießen, entschied sich Erxleben g«:gen sinn­
loses Blutvergießen und für eine kampflose Übergabe der 
Stadt. Der Kasseler Landgerichtsrat Uhse sagte später aus, 
Erxleben sei "mit den Nerven fertig gewesen"; er habe ihn 
in der Nacht vom 3. zum 4. 4. 1945 gebeten, die Verband· 
Iungen mit den Amerikanern aufzunehmen und die: Über­
gabe cinzuleiten.9 
Der von der OS-Militärregierung als neuer Oberbürger­
meister eingesetzte Verwaltungsdirektor der Kasseler 
Stadtverwaltung, Willi Seidel, sah gut ein Jahr später in 
der kampflosen Einnahme Kassels durch die amerikani­
schen Streitkräfte nicht den "Zusammenbruch" . .,Oie Be­
setzung durch die amerikanischen Truppen haben sich 
die meisten Kasselaner als eine Befreiungvom nationalso· 
.zialistischen Joch vorgestellt."10 Seidel gebrauchte den 
Ausdruck Zusammenbruch im engeren politischen Sinne 
und sprach vom .,Zusammenbruch des Nazistaates ... ll 

o Vgl. Entwicklung der Wohnbcvölhrun~ (Gebtetsst.tnd vorn 17. M.u I !1131)), tn: StadtJrdliV K.usel, ßutand A 1.01. um.l HN Nt. HO v. 16. 9. I 947, S 
2. Tttel .Haushaltsplan 1947 verab\ducdct". 7 Vgl. HN Nr. 63 v. 16. 3. und Nr. 67 v. 21. 3. 1949. M Ote Einxelhctten der J!51Jc smd n.1chlcs· 
bar m Fntz ßJuer u.a. (Red.); Justtz· und NS-Verbrechen, Sammlung deutschen Strafurteile wegen nariona.lsoztaltsttscher Tötungsverbrechen 1945 
bis 1966, Bd. 9, lfd. Nr. 308. S. 220 f., Urteil de~ Landgerichts Kassel v. 5. 2. 1952, Ja KSJ/51. Obcrdtc Massenerschießung wurde außerdem benchtrl 
tn Hc~si~chc Nachnchten, Nr. 2ö 1 v. 2. 11. 1949, Titel .Ein Dram.a der letzten Kricgstage: Emcr befahl und 78 mußten sterben", ~Durfte SS die Plün· 
derer cochteßen?· und Leserbrief von Dr. Heinrich Otto in HN Nr. 266 v. 8. 11. 1949 sowie Kurzbericht über das Urtetl gegen Marmon (zwet Jahre 
Gdängms) 111 HN Nr. 23 v. 29. I. 1952. Dtc Fälle wurden ~ullerdem dokumentiert im Katalog zur AumeUung .Erinnern an Brestenau 1933-1945. • 
Eine Aus~tcllung histonscher Uokumentc. Hrsg. Gesamthoduchule Ka\~el, Projektgruppe Brcitcnau, Kasscll982, S. 20-33. 'HN Nr. 63 v. 16. 3 
1949. 111 Bet der Einschat:cung dtcscr Aussage von Obc:rbürgcrmctuer Se1dd tst zu berücksichrisen, d.1ß stc rn esncr Stellungn.1hme enth.tlten ist, dte 
Jm .24 .. 6. 1946 JufFragcn der US-Mihtärregierunggcschriebcrt wurde und die nach erklärter Abs1ch1 der Milttärre~u:rung .dazu bcjtr•sc:o• soUtc: • ..ge­
wisse: Anderun~en 101 RJhmcn der Möglichkeiten hetbt'izufiihren•. Qut'lle: Stadutduv K.t&sd Bc~t~ud Al.Ol..l9 11 Ebctld.t. 
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Jn Kassel vollzog steh der .,Zusammenbruch·· der NS­
Herrschaft bzw. die .,Befreiung vom nationnlsoziJlisti­
schen Joch" mit der Besetzung durch die US-Truppen 
mehr als einen Monat vor der Kapitulation NS-Deut­
schlands, zu einer Zeit, als Hitler, Goebbcls und andere 
Nazigrößen noch auf eine zutallige Kriegswende hofTten, 
etwa durch den Tod Präsident Roosevelts am 12. 4. 1945 
und durch eine Entzweiung der AJliierten.ll 
Das Verhalten Kar! Gerl:tnds, SS-Gruppenfiihrer, und in 
der Nachfolge Prinz Philipps von Hessen Oberpräsident 
der Provinz Hessen-Nassau, kann als Beispiel für viele NJ­
ziflihrer gelten. Als die US-Truppen auf Kassel vorrück­
ten, verließ er Anfang April unauffallig die Stadt und seine 
verantwortliche Positionen. Das Schick~al der Bevölke­
rung in Kassel, in seinem Gaugebiet und in der Provin7 
Hessen-Nassau interessierte ihn offenbar nicht mehr. Er 
entzog sich aber auch der Verantwortung für ~>eine Ge­
fo lgsleute und fiir die Anhänger des Nationalsozialismus. 
die doch nach der fnschistischen Ideologie höchste Ver­
pflichtung eines jeden Führers w:tr. 
Nach dem Einmarsch in Kassel begann die US-Besat· 
zungsmacht aus Gründen militärischer Sicherheit damit, 
eine größere Zahl von Nationalsozialisten und Gestapo­
leuten, die nicht geflohen oder untergetaucht waren, fest­
zunehmen und zu internieren. Die pauschalen Arretie­
rungen (automatic arrest) erfolgten aufgrund des "Arrest 
Cutegories handbook" und "Schwarzer Listen", die von 
amerikanischen Abwehreinheiten (Coun ter lntelligence 
Staff) anhand von Indizien und Verhören zusammenge­
stellt wurden.l3 Interniert werden sollten "alle, dit: tl.ir die 
(wie OS-Besatzungsmacht) und ihre Politik Gefahr brin­
gen oder auch nur hinderlich sein konnten".l4 
Die siche rheitspolitischen Festnahmen in den ersten Wo 
chen der Besatzung gehörten nicht zur eigentlichen Ent­
nazifizierung. Diese begann erst ab Juli 1945, nachdem 
die Direktive des Hauptquartiers der OS-Streitkräfte flir 
Europa (USFET) vom 7. J uJi 1945 an der amerikanischen 
Militärregierung angewendet wurde.I5 
In Kassel übernahmen Spezialeinheiten (Special Branch) 
der US-Militärregterung für Hessen die Entnazifizierung. 

Zu den MJßnahmcn der Entna7.tfi7.1t:rung gehörten 1945: 
- Oie Autlösung no~h vorhaudent!r Einrichtungen der 

NS-Organisatton~n und die Übernahme: der nicht zer· 
störten Gebdudt, Buros und somt&gtr V~rmögemw~r­
te. 

- Oie systematische Überprüfung von Führern, wichti· 
gen Mttglicdern und Fördc:rern der NS-Org.lnis.lttt>­
ncn. Diese Überprüfung geschah hauptsächl&ch auf der 
Grundlage des Fragebogens der Malltiillcgtc:mng, der 
131 Fragen enthielt und dess~n Rldltlg"ell vom unmit­
telb.uc:n Vorgcsetztcon des Überpruftell bc)<.hcarugt 
werden mufhe. 

- Verhaftung und Internierung von Knegbvcrbrcchern. 
NS-Führcrn und N.1tion.1lso7.ialJS!en mit Führungspo­
~moncn, insbesondere 1m öffentlichen Dtcnst. 

- Entl.lSSung YOn Nationalsozialisten aus ihrer Beruf~tä· 
ttgkeit. 
Bc:schlagnahrnung von Häusern und ~räßeren Woh 
nungcn von NS-Führcrn fl.ir dtc US-Streitkr:iftc, aber 
.mch t1ir befreite ;m~liindi" he Arbeit "krärtc, dte ruc h 
Nordheb~eu .-w<mg~vcrsdtlcppt worden wart.'n und 
noch nicht in ihre I leimat zurückkehren konnten. Re 
gtstriertc Nazts, deren Wohnungen nicht beschb­
gn:~hrnt worden waren, mußten WohnT';lum :111 "au~gc 
bombte" K.meler Familien .tbtrcten, die aus Notuntc:-r 
künftcn (Keller, Bunker, ll ilfsharacken) oder bei Rück­
kchl .1us der F.v.1kutenmg in dic~e Wohnungen ctngc~ 
wt~sen wurden. 

- Umbencnnung von StrJf~en und Gcb.1udcn mit n.ttw-
nalsozialisttschen N.r mcn. 

Die Entnazifiz&erung der Mthtä~regierung war vor ,11l~m 
personenbezogen und richtete ~llh hauptl>ächltch gegen 
die folgenden Pc:rsoncngruppcn: 

I . .1ls Kriegsverbrecher Verd:ich11gc, 
2. NSOAP-Mitglieder, die vor dem 1. 5. 1937 (d.i. vor 

der Lockerung der Mitgliedersperre unt.l t.l~rn Retch~­
beamtengesetz v. 26. I . 3 7) ein~etretcn waren. 

3. die Amtsträgerdet NSDAP, ihrer Gliederungen und 
der ihr ange'ich lo~~cnen und von ihr kontrollierten 
Org.1nisationen, 

12 So ~chJidert Albert Speer in seinem Buch .Ennnerun~en", hankfurt/ßerlm 1969, S. 4741l., J~G II Hier nod1 .1m 25. Apnl 19•15 hoffte- und crwmcrc-, 
eine Entzweiung der Alliierte-n WC'rde eme glückliche Kuegswcndt fur [)euhchl.md bnngen.l lelmut l-lc1ber bcmhtet m mner btogrJplmchcn Unter• 
suchung ,JosefGoebbels", Berlin 1962, Got-bbels habe .1m 12 4. 1'145 über den TuJ dt-s US·Pr:h1denten 1· 0. R<lo>cvelt trohlo<kt und Jic~cn Todcl· 
fall mit dem der Zarin Elisabeth I 762 verglichen. der fur Fricdrich II. und Preußen 1m 5iebent.tl1!1gcn Krieg d1e Rettung vor dt'r Niederlage und da• 
Wende zum Erfolg brachte, weil Rußland sich au\ der Koahtion gegen den Pr<.'ußenkönig zunicklO!( n Da~ .Amsr C.rtcgoric~ 1-l.tndbook" wJr ein 
Sonderdruck ~us dem .Handbuch ftir Maßnahmen der öffentlichen Stcherhcit" de\ Obersten I l.wprquaniel1 dt'r ,JIIiicnen LJndungsstrenkraftt fur 
die Mihtärregierun~ Deutschland~ (~SHAEF Puhlte S~fety manual ot Prm:edures, M1litary Government of Gcrm.my", 2. Aull. Fcl:irua1 1945). O.t 
Handbuch wurde von den Nachrichrcn· und Abwehremhetten (Counter Intclltgence Cnrp~) der US·Beutzung\~trrttkr.lftt und der M1ltt.megu~rung 
verwtnder. Im Handbuch der Arre)tbtegonen w.ucn msbcsonc.lcre NS·OrgJmsattoncn und hihrerrangc ,IUigefUhrt, dncn ~u~chongc Pcr.,onengrut!: 
pe festzunehmen und r.u mtcmiercn wJren. t~ .Dc:nk~chrtft Ober drc ~t):Cilwartigcn Probleme der Entn.wfiticrung, Ab~chnrttl lntcrrm:rtcnlager 
m: Hcsmchcs Hauptsta.usarchiv Wic~baden. Abt.l05, Nr. 80J. •~ lmJ.thtc: 1945 wurde dtc Entnatifi7u:runlllfll w('~cntlidtt'n von den zust.inrngen 
Abteilungen (Spwal Branchcs) der US-Milttärrcgterung durchgeruhn. CrundiJgen w.ucn dtc USFET Dirt'ktJvc vom 7 Juli 1945, der USFET Ietter 
vom 15. 8. 1945 soWie das Ccsett Nr. 8 der US·Mllitarregierung und dre dazu~ehörigen OurchfUhrung~b{'mmmungen.lm Sp.Hhcrbst 1945 cnLSchloß 
sich die US-Militärregierung mit Zustimmung der US-Re~ierungdte Oenaziltzt<'rung .ln deutsche Rehorden 1u uber~eben. Am 17. 12. 1945 besehtoll 
der tUt der Mtntsterpräsidcmen der US·Zonc die V orbc:rettung eines gemeimo~men Ge\etus fhr ctnc cmheuhche Entn.ntft7.tc:rung 111 den Lindern der 
US-Zone. Dteses .Gesetz zur Befretung von NJtlon.tlsot.t.thsmus und Mtht.lmmu~· tr.lt Jm 5. 3. J94b 10 KrJft. 
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4. <.lte Führer der H1tler-J ugend (1:-IJ), des Bundes dc:ut­
schcr Mädchen (BdM), des NS-Studentenbundcs, des 
NS-Dozentcnbundes. der NS-Frauemchaft, 

5. die Offiziere und Unteroffiziere der Waffen-SS, der 
SA, des Kraftfahrkorps und des NS-FJiegcrkorps, 

6. alle SS-Leute und vor dem 1. 4. 1933 eingetretene SA­
Miinncr, 

7. von den Spitzenbeamten bis zu den Referenten in 
Rdchsverwaltungen, Mimsterialdirektoren, Regie-­
rungspräsidenten und landräten in den Landesver­
wnltungen, Bürgermeistem in den Kommunen, bis 
zum Polizeileutnant im Polizeidienst, bis zum Ober­
staatsanwalt und Landgerichtspräsidenten im Justiz­
dienst (.1ußerdem gegen Angehörige von Gestapo und 
Sondergerichten) ohne Rücksicht auf ihre Mitglied­
M.haft in NS-Org(tnisationen, 

8. Inhaber von Positionen im ReichsnährHand b1s hin­
unter zum Kreisbauernführer, in den Wirtschaftsver­
b:inden bis zum Gauwirtscluftsberater, die Leitungen 
votl Unternehmen, an denen das Reich oder die 
NSDAP bctctli~t waren, soweit sie ihre Positionen seit 
1933 hatten und die Wehrwirtst:haftsführer, 

9. die Generalstabs- und NS-Führungsoffiziere, 
I 0. du.· Spitzen der Militär- und RüstungsverwJltungen in 

deu von Deutschen besetzten Gebieten, 
11. Denunztanten, Anstifter und Mittäter von Verbre­

chen gegen rassisch, politisch und religiös Verfolgte, 
Kolaborateure und Quislinge, sowie NS-Propagandi­
sten. 

Wenn dtese Personen nicht festgenommen und interniert 
wurden, waren sie jedenfalls aus ihren beruflichen Stel­
lungen zu entlassen bzw. nicht einzustellen, ihre Bezüge 
waren zu stoppen und ihr Vermögen zu blockieren. 
ln der ehemaligen Provinz- und Gauhauptstadt Kassel, 
Sitz dc!> Oberpräsidenten von Hes~en-Nassau, des Regie­
rungspräsidenten, der Rcichsb.thn- und Oberpostdirek­
tiOn, der Rüstungsinspektion und des Wehrbereichskom­
mandos IX, des Landesfinanzamtes, des Oberlandesge­
richts, Landgerichts und Landesarbeitsgerichts, der 
NSDAP-GJuleitung, der StaJtspolizeistelle, des Höheren 
SS-und Polizeifuhrers, gab es eine größere Zahl von Perso­
nen, die zu diesen Gruppen und zu dieser Entnazifizie­
rungskategorie gehörte. Die meisten der Verhafteten wur­
den in das Lager Darmstadt, das größte Internierungslager 
111 Hessen gebracht. 
Zu den Gruppen, bei denen die Entlassung aus der beruf­
lichen Stellung der Entscheidung des zuständigen Offi­
Ziers der US-Militärregierung in Kassel überlassen, aber 
vom Special Branch empfohlen wurde, gehörten: 

1) alle, die den NatJOnalsozJalismus materiell gefördert 
oder von ihm profitiert hatten, 

2) die industriellen Führungskräfte von den Direktoren 
und Aufsichtsratsmitgliedern bis zu den Büroleitern 
und Betriebsingenieuren. 

Die Entnazifizierungspraxis der Militärregierung in Kassel 
war (ähnlich wie in anderen Städten), vor allem gegenüber 
diesen Gruppen, eher zurückhaltend. Ein amerikanischer 
Beobachter, der als Vertreter der US Information Contro] 
Division (ICD) auch für Kassel zuständig war, stellte kri­
risch fest: .,Ein halbherziger Versuch ist gemacht worden, 
den politischen Bereich von den Nazis zu säubern. Aber 
die Al Capones Organisation ähnliche Maschinerie, mit 
der die Nazis die örtliche Wirtschaft beherrscht haben, ist 
in den Händen von elfMännern belassen worden, darun­
ter neun Veteranen der Nazi-Partei. Diese repräsentiert~n 
die Führerschaft aller großen Industrieunternehmen und 
Banken (in Kassel) unter Hitler. Mit einer derartigen Indu­
strie· und Handelskammer, die unter amerikJnischem 
Schutz für den .. Wiederautbau" arbeitet, bleibt Demokra­
tie bloß ein fremdes und halbvergessenes Wort, das auf 
Eisenhowers Proklamationen, die zwischen den Ruinen 
angeschlagen sind, zum Betrachten fur die Bürger aufge­
frischt wird."l6 
Zur Kategorie derjenigen, über deren Entlassung aus der 
beruflichen Stellung der flir die Entn.1zi~izierung zustän­
dige Offizier ftir die Militärregierung in Kassel selbständig 
und ohne Empfehlung des Special Branch zu entscheiden 
hatte, gehörten: 
I) Die NSDAP-Mitglieder nach dem 1. 5. 1937, d1e SA­

Männer nach dem I. 4. 1933, dte SS-Anwärter und 
Freiwillige der Waffen-SS, die Unterführer von HJ und 
BdM sowie die Mitglieder der NS Gliederungen u.a. 
Organisationen, die mit dem Nationalsozialismus, 
kollJboriert hatten . 

2) Nutznießer des Nationalsozialismus, z. B. durch Ge­
winne bei der .. ArisJcrung Jüdischen Vermögens", 
durch NS-Auszeichnungen, durch UK-Stellung 1m 
Krieg und außergewöhnliche berufliche Karriere. 

Bis auf einige schwerwiegende Fälle und manche Angehö­
rige des öffentlichen Dienstes blieben diese Gruppen von 
Entlassungen weitgehend verschont. 
Der kommissarische Kasseler Oberbürgermeister Seidel 
merkte kritisch an: "Die starren Grundsätze der Besat­
zungsmächte zur Befreiung der Verwaltung und der Wirt­
schaft von nationalsozialistischen Einflüssen, so gut sie 
auch gemeint sind( ... ). sind jedoch fUr den Bereich der öf­
fentlichen Verwaltung über das Ziel geschossen. Bei dem 
außerordentlichen Druck, dem gerade die Beamtenschaft 

t ~ Vom Vc:rf.mer ubersc:tzt 3us: Cedr1C Btlfr.t~c:· ~ttd\ ofO~mutuon. Nr"' York 1954, S. 190. 
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durch die Nazis ausgesetzt war, mußten viele ehemalige 
kleine Parteigenossen, die sich der Aufnahme eines klei· 
nen Parteiamtes nicht zu entziehen wußten, aus dem Am· 
te scheiden und durch Nicht-Pgs, denen es größtenteils an 
der fiir die öffentliche Verwaltung notwendige Vorbil· 
dung fehlte, ersetzt werden. Hierdurch ist der ordnungs 
mäßige Ablauf der behördlichen Ordnung :wm Nachteil 
der AJJgemeinheit nicht unerheblich beeinträchtigt wor­
den."'- Zur Situation der Entlassenen meinte er; n( ... ) d1e 
aus ihren Stellungen entfernten Beamten und Angesttll· 
ten (werden) einem starken seelischen Druck ausgesetzt 
sein und um ihre und ihrer Familie Existenz bangen. Bü· 
romenschen, mit wenigen Ausnahmen, sind fur Handar­
beit ungeeignet. Sie sind daher gegen ihren Willen zurn 
Nichtstun veruneilt und fallen, sobald ihre Barmittel auf 
gebraucht sind, dann der allgemeinen Wohlfahrt zur Last. 

Auf diese Weise 8ehen wertvolle und erhaltungswürdige 
Aufbaukräfte dem Volk.sgarw:u zum e1genen N,1chtcil 
verloren. "17 

Aus d1eser Be~chreibung spncht d<1s Bemühen des Ober~ 
burgermeisters, sich bei der Militärregierung Hir die Wie: 
dereinstcllung von Nationalsozialisten (nicht wlet:tt in 
der Kas!ieler Stadtverwaltung) ein7llsetzcn, die als Mitläu­
fer und Minderbebstete angesehen werden konnten. An­
gesrthts der drmgend notwendigen Enttrürnmerungs-, 
Aufräumun!ts- und notdurtugen ersten Aufbauarbeiten 
im schwer zerstörten Kassel, bei denen jede I land gc­
bmurhr wurde und auC'h Frauen (die sogcn;tnnten Trüm­
merfrauen) und Schulkmdet nach Kräften mithalfen,•(\ 
könnten seine Aussagen ubcr du: .,zum Ntchtstun verur· 
teilten" StaatsJienet sonst nur als sartirischc Glosse ver 
standen werden. 

2. Stunde Null? 

Die Vorbereitungen fi.ir einen neuen demokratischen An· 
fang begannen in Kassel bereits vor der Besetzung durch 
die US-Streitkräfte. Zwischen einzelnen Mitgliedern und 
kleinen Gruppen der demokratischen und antifaschisti­
schen Parteien hatten auch unter der nationalsozialisti­
schen Herrschaft lose und getarnte Kontakte bestanden.lq 
Schon einige Monate vor Ankunft der amerikanjschen 
Truppen fanden Zusammenkünfte zw1schen I<Jssder So 
zialdemokraten und einigen kommunistischen, chmtli­
chen und liberaJen Politikern statt. Initiatoren waren ins­
besondere die ehemaligen Parteisekretäre der kurhesst­
schen SPD RudolfFreidhof und Kar! Herrmann. Freidhof 
war nach dem 20. Juli 1944 im Rahmen der landesweiten 
Verfolgungs- und Verhaftungsaktion der Gestapo unter 
der Geheimparole ,.Gitter" verhaftet und ins Konzentra­
tionslager Sachsenhausen eingeliefert worden. Nach sei­
ner Entlassung im Herbst 1944 schaltete er sich in die Vor 
bereitungen für die Zeit nach dem Ende dc.:r Nazi-Herr· 
schaft ein. - Treffpunkte fi.ir die Besprechungen waren 
meist Geschäftsräume, Hinterzimmer und Wohnungen, 
z. B. das Tabakwarengeschäft von Kar! Herrmann und das 
Schreibwaren- und Zeitschriftengeschäft des alten $PD­
Genossen Emil Dittmann. 
So waren die Sozialdemokraten in KasseJ nach der ameri­
kanischen Besetzung der Stadt fi.ir einen poliu~chen 

Neuaof:·mg am b~sten vorberettet. Ihre poltusche Arbett 
und die Entwicklung emcr Partciorganis<1tion wurden 
auch dadurch begünstigt, daß die amc:rikanischc Militär 
regierung .1b April 1945 bei der Neubesetzung der ~tiid· 
tischen Amter So7i.lldemokraten mit Erfahrungen in der 
Kommunalpolitik und in der öffentlichen Verwaltung 
mit der Leitung mehrerer Dezernate in der Stadtverw:~l­

tung beauftragte:. So wurde Gcorg Häring, der schon 1920 
in Kassel be.~oldeter Stadtrat für Soziales gewesen war, im 
April Stadtrat im Wohlfahrhdczemat, Hans Nitsche, ab 
Oktober 1945 Sozialdezernent, wurde im April zum er­
sten Polizeipräsidenten Kassels bestellt. Auch der von den 
Nazischergen politisch verfolgte und inhaftierte ehemali 
ge Sprecher der SPD-Stadtverordnetenfraktion, Christi,m 
Wittrock, erhielt das Amt eines Stadtrats. 
B~im Regierungspräsidenten in Kassel wurden gleichfalls 
eine Reihe von leitenden Positionen mit ehemaligen SPD­
Mitgliedern besetzt. 
Bei diesen Stellenbesetzungen ließ sich dte Militärregie­
rung von der Überlegung leiten, die Ämter mit Persönlich­
keiten zu besetzen, deren demokr.Hische und .mtifa!ichi­
stische Gesinnung anerkanm war. 
Kommunisten und So .. wllJemokraten gründeten kurz 
nach der Besetzung in ver~chiedcnen Kasseler Stadtbezir­
ken "Antifa~chi~tischc Ausschüsse". Oie Mitglieder dieser 

17 Antworten des kommissarischen Kasseler Obcrbürgermciuen W. Seidd auf euu: Umfrage der US-Md1t:irreg•erung (10). I ~ ßJu~wfl(- w.tren ~ehr 
knapp. Aus den Trümmern mußte dc5b.1lb alles noch brauchb.ue MJterial, z. B. E1senträger. Holzbalken und Steine:, geborgen werden. Ote Mauer· 
trümmerwurden in kleine Stüke zerlegt, von den Ziegeln wurde der Mörtel abgeschlagen, um sie ~ls Baustetne wreder verwenden zu können. Diese 
Arbeiten wurden häufig von Frauen und Schuliondun .tusgefiihrt. Vorgesehen war, daß auch durch die Entnazifizierung Internierte und Entlassent 
zu Aufräumungsube1ten heran~ezogen werden sollten. Dies wurde aber nur fiir einen Teil der ßermffenen verwrrklicht. 19 Sozialdemokraten trafen 
sich z.B. zum Skatspielen im pnvotren Kreii bei Kul Herrrnotnn und Emil Dittm;~nn ~owie zum Englischunternehr be1 Elis.Jbeth St"lbert, dabei wurden 
auch politiRhe Gespräche seliihtt. (Au~kunftc VUl1 .KJrl Hctf11l.llln. ElaJabcth Sdbcn. AlltOn Aidl). 
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ersten polttischen Gruppierungen waren fast alle ehemali­
ge Angehörige verschiedener Parteien der Arbeiterbewe~ 
gung (insbesondere KPD, SPD, SAP. KPO. ISK). Die Anti­
faschistischen Ausschusse standen überwiegend unter 
kommun 1stischer Führung. Die Sozialdemokraten verlo­
ren schnell das Interesse an der Mitarbeit. Die Antifa-Aus­
schüsse en~vickelten sich in Kassel zu Vorläufern der spä­
teren kommuniStischen Partetorganisation. 
Das o~anisJttonspoliu.schc I lauptinteressc der fUhren­
den Sozialdemokraten, aber auch der Kommunisten, rich­
tete sich auf den organisatorischen Wiederaufbau und die 
Wiederzulassung ihrer Parteien. Die Vorbereitungen von 
erfahrenen Politikern und Parteifunktionären wie R. 
Freidhof, K. Herrmann, H. Nitsche u.a., konnten jt:tzt 
schnell H.ir die org.misatorische und programmatische 
Parteiarbeit genutzt werden. "Schon vierzehn Tage nach 
der Besetzung Kassels war praktisch ein festes Fundament 
für dte entstandene SPD gelegt. "20 

Auch im Ausschuß für die Gründung eines Freien Deut­
schen Gewerkschaftsbundes (FDGB) in Kassel, der ab 
April 1945 mit seiner Arbeit begann, waren die meisten 
Mitglieder Sozialdemokraten. 
DieSPD-Führung beschloß, gestützt auf die sozialdemo­
kratischc:n Stadträte, einen Vorstoß bei der Militärregie­
rung mit dem Ziel des Neuaufbaus einer demokratischen 
Kommunc~lpolitik . Nach Absprachen mit christlichen 
(Quantz, Trabcrt) und liberalen (Catta) Politikern reich­
te Herrmann am 10. 5. 1945 ein Gesuch bei deramerikani­
schen Militärregierung ein, in dem um die Genehmigung 
eines kommuniapolitischen Beirats gebeten wurde. Dieser 
sollte steh nach den Vorstellungen der SPD aus Angehöri­
gen der Parteien aus der Zeit vor 1933 zusammensetzen, 
d1e c1l~ Anufa~chi~tcn gelten konnten. In diesem Beirat 
sollten die SPD 4, die Kommunisten, Demokraten (DDP) 
und Volkspartei (DVP) je 2 sowie Zentrum und Gewerk­
schaften je l Sitz erhalten. Die Militärregierung war 
(noch) nicht bereit, die Wiedergründung und die kommu­
nalpolitische Tätigkeit von Parteien und Gewerkschaften 
zu genehmigen. 
Im April/Mai 1945 fanden mehrere Unterredungen zwi­
schen führenden Kommunisten und Sozialdemokraten 
statt, um Möglichkeiten einer gemeinsamen politischen 
Arbeit in Kassel au~zuloten. Das Verbot aller Ausschüsse 
durch die US-Militärregierung Anfang] uni legte die Tätig­
keit der politischen Aktionsgruppen zunächst lahm. Die 
Verhandlungen zwischen SPD und KPD begannen erst 

wieder 1m Juli 1945, als politische Betätigung wieder ge­
duldet wurde. Sie fanden sowohl in einzelnen Stadtbezir~ 
ken als auch zwischen den Kasseler Parteispitzen statt . 
Viele Sozialdemokraten, auch einige Funktionäre, hielten 
eine Einhcit~front mit den Kommunisten und auch eine 
spätere Verschmelzung der beiden Arbeiterparteien im 
Sommer 1945 noch für möglich. Die Mehrheit der Kasse­
ler SPD-Führung. insbesondere die Grupppe der städ­
tischen Amtsträger und die Parteiorganisatoren R. Freicl­
hof und K. Herrmann standen dem Einheitsstreben mit 
kühler Distanz und kaum verborgener Ablehnung gege­
nüber. Hemnann, der zum Vorsitzenden des Aktions­
und Arbeitsausschusses von SPD und KPD gewählt wor­
den war, behandelte die Zusammenarbeitsbesrrebungen 
hinhaltend. Er berief, angeblich wegen Arbeitsüberla­
stung und Terminknappheit, keine Sitzungen des gemein­
samen Ausschusses ein, und auch das geplante gemeinsa­
me Büro wurde nicht eingenchtet.21 
AnfangJuli traten ehemalige Lokalpolitiker aus den bür­
gerlich-liberalen Parteien DDP und DVP und den christli­
chen Parteien Zentrum und Christlich Sozialer Volks­
dienst (CSVD) an fUhrende Kasseler Sozialdemokraten, 
mit denen sie persönlich bekannt waren, heran und schlu­
gen vor, unter Führung der SPD einen ,,überparteilichen 
Ausschuß" zu gründen, der als gemeinsame Vertretungal­
ler politischer Gruppen gegenüber der Mtlitärregterung 
auftreten sollte. Die bürgerlichen Politiker beabsichtig­
ten, sich mit Hilfe dieses Überparteilieben Ausschusses, 
zunächst noch ohne eigene politische Organisationen, an 
der Verwaltung der Stadt und der weiteren Entwicklung 
des politischen Lebens in Kassel und Nordhessen zu betei­
ligen. Am 3. Juli 1945 wurde bei einer gemeinsamen Sit­
~ung der noch mformellen Parteivertretungen im Rathaus 
beschlossen, den Überparteili chen Ausschuß unter Betet· 
ligung von SPD, KPD und ehemaligen Politikern und 
Stadtverordneten von Zentrum, CSVD, DDP und DVP 
.1m 24. 7. 1945 zu bilden.22 D1e Arbeit des Überparteili­
chen Ausschusses begann am 2 1. 8. 1945. Sie bezog sich 
fast ausschließlich aufkommunale Probleme. Von seiner 
Funktion und seinem Aufgabenbereich her war der Über­
parteiliche Ausschuß der Vorgänger der späteren Stadtver­
ordnetenversammlung und des ehrenamtlichen Teils des 
Magistrats. 
Die Zusammenarbeit der Vertreter von Zentrum und 
CSVD im Ausschuß gab in KasseJ einen maßgeblichen 
Im puls fur den Zusammenschluß zu einer gemeinsamen 

lO Bericht von Georg Hänng, in: Hcssische Zeitung, Nr. 93 v. 21. 10. 1955. 21 Die Beziehungen und Verbandlungen :z.wtschen SPD und KPD tm 
Frühjahr/Sommer 1945 wurden ausführlicher dargestellt in der Schrift des Verfassers .,Die politische Entwicldung in ~ssd von 1945-1969. Ein 
w.ahlsoziolozische Untersuchung, Marburger Abhandlun!len zur Politischen Wissenschaft. Bd. 24, hrsg. v. Wolfgang Abendrotb, Metsenheim am 
Glan 1974. S. 24 {[ ll V gl. 20 Jahre Chtistlith-Dcmokr.HJschc U mol'l in Kassel 1955-1965, :z.usammengestelll und herausgegeben von Jochen Leng~ 
mann, Kasstl 1965, S. 10. 
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christlichen Partei. Die V ~rcinigung der christlichen poli­
tischen Gruppen in einer Unionspartel wurde in Ka:.)el 
vor :1llcm von den Zentrumspolitikern (insbesondere: 
Eduard Trabert) betrieben. Ste Jrgumenticrtcn, daß die 
Militärregierung in Kassel, ähnlich wie in Berlin und ,ln­

deren Städten, nur vier Parteien zulassen werde und berie­
fen sich auf die Vorbereitungen zur Gründung der CDU 
an anderen Orten.23 -Über ihre Mitarbeit im Überpartei· 
Iichen Ausschuß und ihre Kontakte zur Militärreg1erung 
versuchten die christlichen Politiker fiir dsc geplante 
Unionspartei, Einfluß auf personalpohttsche Entschei­
dungen auszuüben. So wollten sie den Bestrebungen ent­
gegenwirken, .,daß von den Amerikanern Leute, die aus 
dem KZ kamen, ( ... ) auf Amtssessel gesetzt würden. "24 

Die Bemühungen um eine Aktionseinheit zwischen KPD 
und SPD in Kassel und Nordhessen wurden von der kom­
munistischen Führung und einer Minderheit innerhalb 
der Sozialdemokratie bis in den September hinein fortge­
setzt. Die meisten sozialdemokratischen Politiker, die zur 
Führungsgruppe der informellen Kasseler SPD gehörten, 
(z. B. R. Freidhof, H. Nitsche, Chr. Wittrock. K. Herr­
mann, W. Goethe, G. A. Zinn) waren gegen eine Einheits 
frontpolitik mit den Kommunisten. Der von beiden Par· 
teien gegründete Aktions- und Arbeitsausschuß tuhrtc 
deshalb ein Schattendasein und trat nur c;elten zusam­
men. Außenstehende Beobachter glaubten aber an dte 
Aktionseinheit der beiden Arbeiterparteien. So hieß es et­
wa im amerikanischen Monatsbericht (Monthly Histori· 
cal Report- RP Kassel -) ftir September 1945: ., .. . es gtbt 
1etzt eine wachsende Tendenz zur Zusammenarbeit tWs· 
sehen Sozialdemokraten und Kommunisten. E1> besteht 
sogar eine Möglichkeit, daß später eine große Arbeiterpar· 
teigebildet werden kann. Es scheint, daß die Kommuni­
sten, nachdem sie erkannt haben, daß sie nur einen ver­
hältnismäßig kleinen Teil der Bevölkerung ftir sich gewin 
nen können, entschlossen sind, sich mit den Sozialdemo­
kraten zusammenzuschließen. "25 
Im August/September 1945 trat die Kassc:lc:r SPD·Füh­
rung mit dem Exilvorstand der Partei und mit dem Büro 
von Kurt Schumacher in Hannover in Verbindung. Da­
nach orientierte sich die SPD in Kassel an den politischen 
Richtlinien Schurnachcrs und den Erklärungen des Lon 
doner Exilvorstands. An der ersten zentralen Parteikonfe­
renz der SPD in Wennigscn bei Hannover nahmen R. 
Freidhof, H. Nitsche und Chr. Wittrock als Delegierte 
teil. Rudolf Freidhof wurde zum Zonenvertreter der SPD 
flir die US-Zone beim Parteivorstand in Hannover ge-

w~ihlt . Die KasselerSPD-Führung fuhlte sach durch das Er· 
gebni~ der Konferenz in ihrer politischen Haltung bestli· 
tigt. Die Einheitsfrontvorstellungen der Kommuntsten 
wurden abgelehnt. 
Anfang September 1945, fUofMonatc nath dct Besetzung 
Kassels, gab die US·Militärn:g1erung Richtlimen heraus. 
nach denen die Bildung politischer Partcten auf örtlicher 
Grundbgc, die Abhaltung polimcher Versammlungen 
und d:ts Rechr ~u freier poliuscher Meinungshitdung g~­
nehnügt wurde. Dadurt:h wurde es den informell beste­
henden Kasseler Parteiorgant~auonen mögltch, thre Par 
teicn offiziell wieder bzw. neu zu gründen und poliusche 
Öffentlichkeitsarbeit zu betreiben. Der kommtssamche 
Polizetpräsidcnt benchtete im September: .,Du: vaer poli­
tischen ParteJen (SPD, KPO, CDU, LBP) haben <.Jch 
inzwischen konstituiert und mit ihrer Tätigkeit begon 
nen."26 
Am 8. August 1945 h;lftc die amcrikanischc Militärrcgic· 
rung berests die Widergründung frewr Gewc:rkl.dtaften 
genehmigt. Im Aufruf des ,..vorbereitenden Gcwc:rk 
sch.tfts.lUsschusses" ftir den Aufbau eines Frc1en Deut­
schen Gewerkschaftsbundes in Kassel vom 25. 9. 1945 
klingt etwas von dem an, was mit "Stunde Null" gemeint 
war: .. Nun gilt es, die Schaden zu bc:seiti~en, dic Wunden 
zu heilen und die Trümmer fortzuräumen, um .tuf ihnen 
etn ncues antifaschistisches Dcutschl.lnd aufzubauen." 
Dte Gewerkschaftler erkhirtcn steh bw:it, "überall dort. 
wo der Krieg seine: schrecklichen Spuren hinterließ, an der 
Spttze des Aufbaues zu stehen" .11 

Die Mehrhctt der Bevölkerung i11 der Trümmer· und Rut­
ncmtadt Kas~el erhielt bt~ Oktober 1945 von den org<Hll· 
satorischen und politischen Vorbereitungen .wf einende­
mokmmchen Ncu.1ufbau wenig Kenntni~ und nahm da­
von auth kaum Notiz. Die .,Hessischcn Nachtiduen". da~ 
wichtigste Medium fur den Versuch, in Kassel eine politt 
sehe Öffentlichkeit zu schaffen, erschien als erste Lizcnz­
?eitung in dcutschcrVcrttntwortung Jb 26. 9. 1945. Im Re· 
dakttonsstab bzw. tm Herausgeberkollegium die!>er Zct· 
tung waren anfangs die politischen Auffassungen der vier 
7.ugelassenen P,meien durch den Lizenzträger der jeweili­
gen Partel :ntch personell vertreten. Die: He~'iischcn 

~achnchten waren verpflichtet, der Ansicht aller PJrtc:u:n 
gleichen Raum und gleiche Behandlung zukommen zu 
lassen. Partelpropaganda und polallsehe Agitation waren 
nt<ht erlaubt. fhre Beuchte mußten sich aufT.atsachen­
dan.tellungen beschränken. Dazu durften sie in Kommen­
taren, in der Regel durch ihre Lizenzträger. Stellung neh-

ll Vgl. Fünfundzwanzag Ja~.rc Chmdad•-Dcmo.krJtuchc Umon an ~nd 1945 1970, zus<~mmcnge~ttllt vonJoc.htn Leng~mann, K.md 1970, S 
I 0. 14 Ebenda. S. 25. ls Ub~~tzt au~: Monthly Hi.storical Rc:port- RB K.iml - September 1945,lrutitut H!I ÜHgcschJchte, Munchcn, Mikrofilm Nt 
15633. 21> Lag~bmch1 d~s kommissarischen Poli7e&präsadcntcn Kassel f\lr September 1945,an: Sradtarchiv K.•s~d. Akr~ f'oli7.elbcnchle l7 J lc$~i 
~ehe Ndcbrichten Nr. 1 v. 1.6. 9. I 945, Titel .,Ean .totafJscbistisch~s Dcut~chbnd~. 

421 



men.l8 In den I lcsssschcn N.1chrichten wurden auch die 
ersten ProgrJmme und politischen Grundsätze der 
Kasseler Parteien und des Gewerkschaftsbundes veröf­
fentlicht. 
Die Anfjngc der Demokratisierung in der Ka~selcr Kom­
munalverwaltung ab September 1945 waren !Ur die Bevöl­
kerung eher wahrnehmbar. Das Stad tgebiet wurde in Be· 
zirke aufgegliedert, in denen Bezirksämter eingerichtet 
wurden. Die Bauke cnt~prachen den Zuständigkeitsbe· 
rc1chen der Lcbcnsmiuelkancmtcllen. Den hauptamtli· 
chen Leiter der Bcztrk~iimter wurden chrenamtltche Ver· 
waltungsaum.hüsse au~ der Bürgerschaft an die Seite ge­
steilt. Da eine Wahl dieser Ausschüsse von der Milit~rre· 
gicrung ntcht genehmtgl WM, wurden die Ausschuß· 
muglu:dc:r vom Überpartetlichen Ausschuß vorgeschla· 
gen und vom Oberbürgermeister ernannt. Durch die Oe· 
zcntralisicrung und Demokr.ltisierung der Stadtverwal­
lUng soiiLc mehr Bürgernähe und Bürgerbetetilgung er· 
reicht werden. Zu den Aufgaben der Verwaltungsaus 
~chüsse gehörten u.a . .,Mitwirkung bei gerechter und 
gleichmäßiger Versorgung der Bevölkerung mit Lebens· 
mitfein und Brdar(s,mikeln. V(·rmittlung von Wohnun­
gen und Quanicre11. Mirwirkung bei der Wohlf:lhrtspfle· 
ge und Mitwirkung beim Wiederaufbau im Stadt­
~ebict. ·•2'1 Die\c Aufg.tb~:nbeschrcibung gibt l linweise auf 
die materielle Lebenssituation und VersorgungsJage der 
Kasseler Bevölkerung im Herbst l945. Die Befriedigung 
lebensnotwendiger Grundbcdürfnisse, wie Ernährung, 
Kleidung, Wohnung, Heizung, warangesichtsdes nahen­
den Winters nicht gewährleistet. Dabei nahm die Kasseler 
Bevölkerung tägJich zu. 
Männer wurden aus Jer Knegsgefangenschah entlassen. 
fraucn, Kinder unJ ältere Leute, die wegen der Bombcn­
.mgrifle evakuiert worden waren, kehrten 7.urück. Aus 
dem Sudetenland, aus Po len und aus den deutselten Ost­
provmzen jenseits der Oder-Ncisse·Linie Ausgewiesene 
versuchten, be1 Verwandten oder Bekannten in Kassel 
Unterschlupf zu finden. Die Z.1hl der Ausländer, die, 
meist zwangsweise, als Arbeitskräfte rurdie Rüstungsindu­
strit und knegwichtige Betriebe nach Kassel gebracht wor­
den waren, IJg noch über 20 000 und ging nur l.1ngsJm zu­
rück. Die Wohn~uuarion sn der Stadt warprekär und wur­
de st5ndig bedr:ingtt!r unJ bel.tstendcr. Gegenüber den 
22t> 000 Einwohnern, die 1939 in Kassel gelebt hatten, wa­
ren beim Einmarsch der amerikanischen Truppen nur 
noch 35 000 in der Stadt; bis November 1945 stieg die 
Einwohnerzahl aber wieder auf 102 000. Der Bevölke-

rungszustrom nach Kassel wartrotz derZuzugsperre mcht 
einzudämmen. Von den 65 000 Wohnungen waren 
45 000 völlig vernichtet oder so zerstört, daB sie nicht 
mehr bewohnbar waren.30 Auch dte meisten übrigen 
Wohnhäuser waren durch die Bombenangnffc mehr oder 
weniger beschädigt. "Nach dem Einmarsch de r Amerika­
ner war kaum ein Hausdach ohne Schaden. "31 
Als dringendste kommunalpolitische Probleme waren 
1945/46 in der Trümmerstadt Kassel zu bewältigen: Die 
Erhaltung und Ausbesserung der noch bestehenden 
Wohnhäuser und Geschäftsbauten, die Instandsetzung 
von Krankenhäusern und Schulen, dse Reparatur und 
Neueinrichtung von Versorgungsanlagen fUr Strom, Gas 
und Wasser sowie die Wiederherstellung des zerstörteil 
oder beschädigten Straßen- und Kanalnetzes. Bis Ende 
1945 konnte der Wiederaufbau noch nicht beginnen. 
Aufräumungs· und )nstandsetzungsarbeiten waren vor· 
Jringlich, um vor der Frostperiode die V crsorgung der Be­
völkerung mit Wasser und Strom und, soweit möglich, 
mit Gas sicherzustellen. Weil es .tn Fachpersonal fehlte, 
konnten die Luftkriegsschäden an den Straßen, den Was· 
ser-, Gas- und Kanalrohren und den elektrischen Zulei­
tungen nur sehr schleppend behoben werden.32 Trotz de~ 
Mangels an Baumaterial und Facharbeitern wurden bis 
zum Winteranfang 1945/46 mehr als 1100 beschädigte 
und reilzerstörte Wohnungen Wlederhergesrclll. 
Durch die schlechte Ernährungslage und unzureichende 
hygienische Verhältnisse in Baracken, Behelfsunterkünf. 
ten und Notwohnungen bestand 1945 während der wär· 
meren Jahreszeit Seuchen- und lnfektioosgefahr. Eine Ty· 
phusepedemie wurde Anfang November, nach etwa zwe1 
Monaten Dauer, überwunden.33 
Im Sp:itherbst und Winter zwang der Kohlenmangel 
nicht nur zu Einschränkungen und Verzicht beim Heizen 
der durch Bombenschäden oft zugtgen Wohnräume, son­
dern cluch zu häufigen Stromabschaltungen. 
Eine Bekanntmachung über Sonderzuteilungen mag ver· 
.1nschaulichen, wie knapp auch die kleinen Dinge des all­
täglichen Verbrauchs in dieser Zeit waren: "In einer be· 
schränkten Zahl von Lebensmittei-Ein.telhandelsgeschäf· 
ten wird aufjeden Haushaltsausweis eine Schachtel Zünd­
hölzer abgegeben."34 
Es ist verständlich. d.aß sich die körperltchen und geisti­
gen Anstrengungen der in Kassel verbliebenen und der all­
mählich zurückströmenden Bevölkerung fast ausschließ­
lich auf die BeschatTung der Mittel zur Stillung der unmit­
telbaren und dringendsten Lebensbedurfnisse richtete: 
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Suche nach Wohnmöglichkeiten, Beic.:haffung eine:~ Exi· 
Stenzminimums an Nahrung und Heu:material, besorgte~ 
und hoffnungsvolles Warten auf Vereinigung der durch 
Krieg, Evakuierung und Gefangenschaft auseinanderge· 
risseneo Familien. Das politische Leben in der schwtr ge 
troffeneo Stadt entwickelte sich dadurch zunäch~t ohne 
die Beteiligung des Großteils der Bevölkerung in dem von 
der US-Miltärregierung festgelegten Rahmen. 
Die offizielle Zulassung der politischen Partetell durch die 
Militärregierung erfolgte zum 13. 10. 1945. Am folgenden 
Tag fanden in Kassel bereits die förmlichen Gründungs· 
versammlungenvon SPD und CDU statt . In den Onsvor· 
stand der Kasseler SPD wurden gewählt: H. NitSrht 
(I. Vors.), R. Freidhof (2. Vors.), W. Goethe (SchriftfUh· 
rer), E. Dittmann (Kassierer) und die Beisitzer Chr. Wllt 
rock, G. A. Zinn, K. Herrmann , Anna Zinke, W. Witt 
rock, M. Wolf, Pierson, Th. Melzer. - Der kommissan· 
sehe CDU-Vorstand (Quantz, Trabert, Dr. Stenzcl)wurde 
in seinem Amt bestätigt.35 
Oie politischen StartVoraussetzungen der bürgerlidlcll 
Parteien unterschieden sich im Hinblick auf ihre rüh· 
rung, ihre Mitglieder und ihre Anhängerschaft in der 
Kasseler Bevölkerung erheblich von denen der Arbeiter 
parteien. Die CDU und die Liberalen Demokraten hatten 
nicht nur Schwierigkeiten, eine genügendgroße Z1hl poli­
tischer Vertreter und Führungspersönlichkeiten ohne na· 
tionalsozialistische Vergangenheit zu finden. auch die 
Mitgliederzahl und die sichtbare politische Anhänger­
schaft beider Parteien blieb zunächst relativ klein. Die 
Aufgeschlossenheit und das Interesse fUr Politik war in 
den bürgerlichen Kreisen Kassels noch gering. Im Vorder· 
grund standen bei vielen die Trennung von der Famtlic, 
die ausgebombte oder beschädigte Wohnung und die Sor· 
ge um die berufliche Tätigkeit. Vielfach wurde bürgerli­
chen Politikern von möglichen Anhängern gesagt: .. Wir 
sind gebrannte Kinder! Nie wi eder Beschäftigung mit Po· 
litik!"36 Im Monatsbericht fiir die amerikanische Mil11ir· 
regierungwird die politi~che Situation in Kassel kurz vor 
der offiziellen Zulassung der politischen Parteien so dat" 
gestellt: .,Die sogenannte "Intelligenz" ... zögert auch, 
sich politisch festzulegen und zu betätigen und würde es 
lieber gesehen haben, wenn das politische ., Vakuum" 
noch einige Monate länger gedauert hätte. Auf der ande· 
ren Seite sind die Arbeiterparteien 3u{~erst bemüht, mtt 
ihrer politischen Arbeit anzufangen. Die Gründung der 
Gewerkschaften war der erste Schritt, und die Linken ~ind 
jetzt die ersten. die Gesuche fur die Gründung von Par-

teien stellen. Dies h.1t die ,.Bürgerlichen· in die Deknsive 
gedrängt und c;je gezwungen, - nolens volens - zu reagie· 
ren und PJrte1en .,der Mitte" 7U gründen. Vide Deutsche 
Liehtn es jedoch vor. steh von 1eder pohuschen Aktivität 
fernzuhalteu, da sie durch thre Gefolgs<.h;tft an eine Partei 
jetzt ihre beruflichen Stellungen verlorett luben. "37 

Dagegen bestand bei der Arbeiterschaft in K.tsseluou der 
materiellen Notlage und der ~cw.tltigen Zcrstörung euH· 
verhiiltni~mlißig große Bereuschaft 7U politischer Disku~ 
~ton und Beteiligung. Im Gcgensat7. zu den bürgerlichen 
fl.utctc~n brauduen SPO und KPl) fll(ht iiber ßeriiubung 
und Passtvttat weHer Bevolkcrun~kre"e 7.U klage:n. Das 
zeigen Untersuchungen der politischen Haltung der K.ts· 
selcr Bevölkerung und der Stärke der Parteien von Ende 
~eptembct und Ende November 1945, die in den ßench­
tcn Hir die anH:nk<lnt&th(; MilHiirrcgierung niedergelegt 
smd. ,.Die Sozialdemokraten schemen die stärkste Partei 
zu sein und könnten 50 Wo .tllcr Stimmen bekommen; der 
größteTeil der öfTent l1chcn V crw•tltung folgt ihren pol11 i­
)(hen GruudsätLtn und Zi<"kn, und der Einfluß ihrer 
Fuhrerinder Stadt i~t betr:~thtlidt. Ste nehntc:n auth eine 
dommu~rendc Posttion 111 den Gcwerbthaften Clll Ihre 
Wähler werden sich aus Arbeitern, kleinen Gcschiiftslcu• 
tcn und cmem Teil der Intelligenz zusammensetzen. Die 
let7tere, besonders thr Imker Flügel, fürchtet , d.1ß die 
,.bi.irged1chen" Partelen etn Sammelbecken flir re:tktionii· 
rc Elementt' werden und bevorzugt de&halb eine ~echte· 
demokratische ParteL Das soztaldemokratische Pro 
gr.tmm fordert eine breite Vertretung der Arbeiterschaft in 
Verwaltung und Regierung, d1e ße.~ t r.~fung prominenter 
NazJS und ihre: Entfc.-rnung au~ tuhrendc.-n Stdlungt>n und 
die Einfuhrung Jc:r ,.Gemeinschaftssthule". Die Anhan· 
gerder Kommuntstcn. es ~ind 7umcis r Arbener, <~chw.tn· 
ken 7wi'lchen 5 und 20%. Bcrichle und Gerüchte .n1s der 
SowJeti~chen Besatzungszont, thc: im .dlgememen ntt:ht 
günsttg sind, beeinträchtigen ihre Propaganda. Das kom· 
muni~mche Progr;1mm \Jnter~chc1det sich n11.ht v1el von 
dem der Sozialdemokraten. Em fehleuder l'rogr,Jmm­
puukt tst bemerkenswert: Die Diktatur des Proletariats 
wird mcht gefordert. - Schätzung der Stärke der Parteien 
in Kassel: Sozialdemokraten 50- 600/o, Kommunisten 
I 0-20 0/o, Christliche Demokraten 30-40%, I.ibcr.1ldc· 
rnokraten 100/o."18 
Auth der Besuch der Grundungskundgebuugen dt'r Par· 
teien, Anfang November 1945, zeigte das rege politt~chc 
Interesse in der Arbeitersch.1ft. Während zu den Massen 
vcranstaltungen von SPD und KPD jeweils einige tausend 

H Vgl. Hcui)lht Nacbrichtl'n Nr. 7 v. 17. 10 t945 16 Hesss~chc N~chnchrcn Nr. 16 v. lJ 2. 1946, S. 6. 17 Obeneilt .1us: Mcmthly Hsstonco~l Re 
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Menschen strömten und die überfUllte Werkshalle der 
Spinnfaser in Bettenhausen nicht genügend Raum fiir die 
jeweilige Anhängerschaft der beiden Parteien bot,39 konn­
ten die bürgerlichen Parteien nur wenige hundert Anhän­
ger mobilisieren, z. B. waren bei der ersten öffentlichen 
Kundgebung der COU in der Spinnfaser nur etwa 300 An­
wesende, 40 und die LDP hatte im Oktober 1945 ungefähr 
400 Mitglieder.41 Anfang November 1945 wurde die erste 
Regierung im neugebildeten Staat Groß-Hessen einge­
setzt. Der Landesregierung des parteilosen Ministerpräsi· 
denten Prof. Geiler gehörten Politiker aus den vier zuge­
lassenen Parteien an. Oie Kasseler SPO stelJte die beiden 
Minister Georg August Zinn Qustizminister) und Georg 
Häriog (Landwirtschaftminister). 
Erst ab Mitte November 1945 wurde dje Vollmacht ft.irdl(~ 
kommunale Verwaltung in Kassel von der US-Miltärregie­
rung Juf den kommissarischen Oberbürgermeister Seidel 
und die Stadtverwaltung übertragen. Die örtliche Militär­
regierung beschränkte sich nunmehr darauf, allgemeine 

Richtlinten festzulegen und die Stadtverwallung zu kon­
trollieren. 
Die Kommunalwahlen in den hessischen Landkreisen fän­
den am 20. bzw. 27. 1. 1946 und in der Stadt Kassel am26. 5. 
1946 statt. Erst seit dieser Zeir kann man von einer maßgebli­
chen Mitgestaltung der Politik durch deutsche Parteien, Re­
gierungen, Parlamente und Verwaltungen sprechen. Dtc 
letztlich ausschlaggebende politische Entscheidungsmacht 
und Kontrolle blieb jedoch weiter bei der amerikanischen 
Besatzungsmacht und ihrer Regierung. 
Eine "Stunde Null" hat es in Kassel seit der Besetz.urtg 
durch die US-Truppen nicht gegeben. Die politischen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhälmisse in 
der Stadt im besonderen und in deramerikanischen Besat· 
zungszone im allgemeinen konnten 1945/46 nicht von 
deutschen politischen Kräften nach ihren Vorstellungen 
gestaltet werden, sondern sie wurden durch die Entschei­
dungen der US-Regierung und ihrer zentralen, regionalen 
und lokalen Militäradministration bestimmt. 

Wilhelm Frenz 

}9 Vgl. Hmische Nachrichten Nr 13 v. 7. I 1. 1945. ~~~ VsJ. ZwanzrgJ;ahre CDU m K:usd (22). S 21. ~~ Vgl. Montbly Hi1torit:.ll Rcpun 125). 
Mikiofilm Nt. 1564. 
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KommurlJipohuk .!t." 
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lendlla~ung der 

(.ewerk~chJl1cn m K.md 20 
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Ciolnik, Horst 14, 145, 212 
Gt•luik, Vera 212 
Golnik, Wt>mt'r 211 ( 
Goumann, Dr. W Jlther 166 
Gotthdfi, Carl 157 f. 
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präsident) 15, 53, 78, 320 

Hinkel, Hans 118, 131 f. 
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181,417 
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390 f., 397 
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24, 26, 32 f., 144, 168 f. 
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342,346,353,370,380 
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dent) 21. 27, 152, 168 f., 307 
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21, 78 
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).Ihn. Hans 341,345 
jakob1tsch, Rudolf 49 
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Johst, HJnns 131, 133 
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Kaschmann, Fred 213 
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Kaufmann 191 
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Klapproth 31 
Kleeblart, Baruch 211 
Klingler, Fritz 306 
Klitsch, Edg;ar 127 tT. 
Knauf, Reinhard 349 
Knoche, Otto (Ratshtn ) 206 
Knost, Dr. 217 
Kober, Hermann 351, 369, 383 
Kobc:r, Konrad 351 
Koch, K.lrl 346 
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Köhlu 165 
Köhlc:r, Friedrich 369, 383 
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Kop$, Erich 356 [. 359. 367 
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Krim~r. Walter 312 
Krath, Wolfgang 14 
K.rJuse, Kurt 211 
Knuss, Johannes 42 ff. 
Krauu, M.u 31 
Kreis, Dr. A. 49 
Kreitz, Wtlhdm 292 
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210 
Kreslu, Noah 190 
Krcski, Rubin 190 
Krostgk, Lutz Schw~nn von 199 
Krüger, Chrisrian 340 
Kuba, Karl 338, 356, 359, 363 f. 

369 f., 383, 385 
Küstermeier, Rudolf 344 f. 
Kugdmann, Dr. Hermann 166, 

191 
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L. C. von 107 
L., Ernst 27 
L (Schutzpolizist) 218 
L., Mathllde 219 
l., Walter 173 f. 
L., Willi 219, 221 
Ladore. Gustavo 410 
Lämmer, Willi 323 
Lag~de, Paul de 200 
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14, 29. 51. 98 f., 257, 265 
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- Entrcignung von Juden 210 

Landjiiger (Wirtin) 24 
Lang~. Helene I 04 
Lang~b~krnann 165 
Langenbeck, Curt 133 
Langner, Willi 347 f. 
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L.l Rossa, Santino 410 
Lasalle, Ferdinand 292 
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Lattmann 163. 165 
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Lazarus, Dr. Felix 147, 154 
Leinert, Robert 34 5 
Leng~mann, Fritz 16, 49, 100 
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Levy 204 
Lewinski, Dr. Erich 169.317, 372 f. 
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Lewinstein 177 
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Liebcrg, Dr. Fn~dnch 245 
Lieberg. Juüus 245 
Liebermann von Sonnenberg 165 
Lil"Us, Rudolf (Redakteur) 49 f.. 63, 

69, 168 
Lindem.ann, Ema 374 
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Lips, K.arl 350 
LJSS)' 214 

Lod,mowu~ch, Gcorgt .tll 
Loeb, Hermann 163 
Loeb, Jultus 169, 354 
Lörper, G~org 361 
Löwcnstem, lls~ 160 
l..oh~gcn, Emu lll t., 3S5, 359 t., 

362 
Lohagcn, Paula 312, 362 
Lowimky. G~tel 106 f 
Luccara, Maro·Dtna 409 
Ludioff 350 
Liipnill, K..nl 204, 297,3'l2 
Liipnju. Mil.t 319, 322 
LUtgi. Gutdi 409 
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l.urhmer. Prof. Dr. 163 I. 
M. (C:luadjudant) 195 
M .. H~r.ald 218 
M.ll, Wtllt 298, 323 f., 374 
MJJsth, Ccorg 37. 46 
Mangold, Dr. Ernst 234, 239 
Mann, Hemnch lo 
Mann, Thomas 105 
Marks. A. 247, 250 
Marku~ 181 
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)teile K.t),d) 408 f .. 412, 416 
MJnh, 1-ieumch 43 f. 
MJ~. Karl 16, 25. 26 
Mayr. Mou. 14. 169, 298. J t I. 

]17 f., 328,371 fl., 379 
M.1noh, l.orcnlo 410 
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MeLt.~r. Theo 423 
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Mcntul, H. 7 3 
Mcrh•, Georg 298, 308 fi., 

JJll, 352 f., J5.5 (, J59, Jo t t:. 
363 f .• 367 f., 370 

Merle, Hetnnch 361 ff. 
Mrrk Hugo J49 
Mmmchmtdt, H~mrtch 49. I?U 
Mcycr 206 
Mcyer, Max 1119 
Mcycr (Krelslcitcr NSDAP) 14, 

206 
Mey~cnbug von, M~lwtda 104, 

108. 122, 125 
Millcrin, Lutst 116 
Mmctlt, Bernhard 133 
Mmkl~r, Hans 335 
Mirow, Dr. Franz. 127, 130 f. 179 
Mö\t.l, Eisa 349 
Mond, Ludwig 183 
Moutag, K.arl 304 
Montbart von, Kurt 

(R~gicrungspräsident) 21 
Moog, Heinrich 49 
Mof1:cnroth, Lutse 174 
Morociki 410 
Mmcnthal, Philtpp 146 
Mn~e~. Josef 154 
Mo~t. Friednch (SA·Sr\lrmf.)J9, 41 
Mühnm, Erich 16. J 11. 323 f 
Muller 241 
Molkt, Ftuz 14, 335, 337 f.., 340, 

370 f .. 385 

Muller, llctnnch (G~tJpclChcf) 
195 fl .• 200, 207 f 

Mullcr, Dr cu~LlV Atlolf 29 
Müller. Dr. M.u 183 
Müller, W1lhelmmc 347 
Mulkr·Rövrr, Hcm7 119 f., 132 
Mii\Stg, Dr 2<1 
Mung.a. Luig~ 412 
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Mu~~ohni t:prunn 132 
Mu~y. )cJn Mlnc 214 
N., Nt".x.lndtr 219 
N .. Rornan 406 
N., Stegmund 247 I~ 
N., T~nJ llcdwig 21'.1 
Nadd 191 
N.tdl~r J511 
Nagel, Dr. 29 
NathJll 27 
Navarra, Bemadilll 410 
Neddermeyer, Rubert 312 
Netdmch, Anur J8 
Ncidruch, ]llcob 37 f .• 40 f., 43 t .• 

46 
Nelson, Leonhard 316 
Ncnmti<:hl (l..tt:erruhr<"r) 199 
Ncuh.tu) (RJbbi.ncr) 168 
Neumann 1112 
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Nicft, Hc1111lc .. h 342. 349 
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Nu~'hc. Jl~n~ l42, 419 ll., 1H 
Nl.kilcr, Burghardt 37. 43, 46 
Nußbdum. Rudolf 156. 163, 179 
NuBhJum, Sara 2U t. 
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Oppcnhcim, Herm!lnn 1511 
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!Uu. Ku1t J.U, 361 
Reckewell, !)ophtc 1o9, 179, 213 
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Rm.tld, Jm<"ph 181, 1113 
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S.1urkel, Fritz 

(C.1\tk11cT Thiinngcn) 69 
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.}tthel, K.arl Hcrrr1.ann 151 
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